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Dorwort. 


Ein Vierteljahrhundert im Kampfe gegen Verarmung und Ver— 
wahrlofung, fo kann ich meine 25jährige Tätigkeit im öffentlichen Leben 
bezeichnen. 

Meine Erfahrungen und Studien behufs Erforſchung des Weſens 
der Urſachen und der Wirkungen der Verwahrlofung, jowie der Mittel 
zu ihrer Abhilfe, die Theorie in Verbindung mit der Pragis, bilden 
die Grundlage diefer Arbeit. 

Ich weiß dem Profeſſorenkollegium ber rechts- und ftaatäwifjen- 
ſchaftlichen Fakultät in Wien aufrichtigen Dank, daß ed auf Grund bes 
bisher in Drud erfchienenen erſten Teiles des Werkes: „Die Fürforge 
für die verwahrlofte Jugend“ meine Habilitierung für Verwaltungs- 
lehre und öfterreichifches Bermaltungsreit an der Univerfität in Wien 
beſchloſſen hat. 

Diefer Beſchluß ermöglicht mir, auf alodemiſchem Boden fortzuſetzen, 
mas id in ber Verwaltung des Landes, als Politiker im Landtag und- 
im Reichsrat angeftrebt habe. 

AS erite Vorlefung aus dem weiten Gebiete der Verwaltungslehre 
und des Verwaltungsrechtes wählte ich: 

„Die Fürforge für die vermahrloite Jugend mit befonderer Berüd- 
ſichtigung des öfterreichifchen Rechtes“. 

Die Furſorge für die verwahrloſte Jugend bildet heute noch ein 
wenig beachteted Gebiet des Verwaltungsrechtes. Aufgabe der Wiflen- 
ſchaft iſt es, Diefem Teile des öffentlichen Rechtes jene Stellung zu 
erobern, welche dem öffentlichen Intereſſe am Gegenftande entſpricht. 

Nach den betrübenden Erfahrungen, die ich mit den auf die Für- 
forge für die vermahrlofte Jugend gerichteten Veftrebungen in der Praris 
gemacht habe, gewährt mir die venia docendi die befriedigende Genug- 
tuung, auf dem Boden ber Wilfenfchaft einen Wandel zum Beſſeren 
anftreben zu dürfen und an ber höchſten Bildungsſtätte des Reiches für 
die Grundlage jeder Bildung, für die Verwirklihung des Erziehungs- 
anfpruches bes Kindes eintreten zu Tonnen. 
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Für den Staat bedeutet der Kampf gegen die Verwahrlojung — 
die Vorftufe des Verbrechens — ein Intereſſe der Selbiterhaltung; für 
das Volt, die Fürforge für die in Pflege und Erziehung vernachläſſigte 
Jugend die Sorge für die eigene Zukunft. 

Es find alfo Lebensinterefien des Staates und des Volkes, die in 
der Fürforge für die verwahrlofte Jugend berührt werden. 

Hat der erfte Teil diefer Arbeit die Gefege und Einrichtungen des 
Auslandes zum Inhalt gehabt, jo beipricht der zweite Teil die Fürforge 
für die verwahrloſte Jugend in Oſterreich de lege lata und de lege 
ferenda; während ber dritte und legte Teil die der Gejeggebung des 
Inlandes und des. Yuslandes zu Grunde liegenden Grunbfäge in 
theoretifch-fyftematifcher Weife behandeln wird. 

Diefe Arbeit will nicht nur die wiſſenſchaftliche Erkenntnis fördern, 
fondern auch auf die öffentliche Meinung einwirken, das öffentliche Ge- 
wiffen aufrütteln und auf dieſe Weife die Nutzanwendung durch die 
Geſetzgebung anregen. 

Bu diefem Ziele war mein Wegweifer: Amicus Plato, sed magis 
amica veritas, 


Wien, im September 1905. 


Dr. Heiurich Reicher. 





I Allgemeiner Teil. 


A. Ber Begriff ter Berwahrloſung. 


Der Begriff der Verwahrlojung hat zwei Seiten: die drohende Ver— 
wahrlofung und bie tatfähliche”" Verwahrlofung. Auf ber einen Seite 
die Vernachläſſigung der Erziehung und die damit bem fittlichen, körper» 
lichen und geiftigen Wohle des Kindes drohende Gefahr, auf der andern 
Seite die NRüdjtändigkeit der Entwicklung des Kindes in körperlicher, 
ſittlicher und geiftiger Beziehung als Folgezuftand der vernachläſſigten 
Erziehung. \ 

Iu dem einen Falle die drohende Gefahr, in dem andern Falle 
die Erfüllung und Verwirklichung dieſer Drohung, die Gefahr jelbft: Die 
Gefahr für das Kind, die Gefahr für die weiteren Kreife, in die das Kind 
jpäter eintritt, z. B. die Schulgemeinſchaft, Die Gefahr für die Allgemeinheit 
und die Rechtsordnung, zu deren Bruch die VBerwahrlojung als die Vor— 
ſtufe des Verbrechens, fchließli führt. 

Der öfterreichijchen Gefeggebung ift eine erjhöpfende Beftimmung 
de3 Begriffes. der Verwahrloſung fremd. Einer folhen kommen noch 
am nächſten die Landesarmengefege, welche von ſittlich verwahrloften und 
teilweife aud) (Niederöfterreih und Steiermark) von fittlih gefährdeten 
Kindern jprehen und damit auch fehon die zwei Seiten des Begriffes 
der Verwahrloſung, nämlich die mangelhafte Erziehung, als ſittliche Ge— 
fährdung und drohende Verwahrlofung und die tatfählihe Verwahrlofung 
als den Folgezuftand der vernachläffigten Erziehung, begrifflih andeuten. 
Keines dieſer Gefege enthält aber eine einheitliche Begriffsbeftimmung, 
ebenfowenig die Schulgefege und das Reichögefeg vom 24. Mai 1885, 
R. G. 8. Nr. 90, welches die Verhältniffe der Zwangsarbeits- und 
Beſſerungsanſtalten regelt. 

Am nädjften einer Begriffsbeftimmung ber Verwahrlofung kommt 
noch das Geſetz vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89, betreffend die Zu— 
töjfigkeit der Anhaltung in Vefjerungsanftalten, welches im $8 die Ab- 
gabe in eine Befferungsanftalt als äußerftes Mittel der Abhilfe eines 
hochgradig verwahrloften Zuftandes bezeichnet, wenn ein anderes Mittel 
der Beaufjihtigung und Erziehung nicht mehr ausfindig zu machen ift. 

Damit ift in dem Begriffe der Werwahrlojung der Zufammenhang 
mit der Auffichtslofigkeit und Erziehungsbedürftigkeit Bi erhalten. 

Reicher, Fürforge für bie verwahrloſte Jugend. II. 
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Außer dieſer mittelbaren Ableitung des Begriffes der Verwahrloſung 
aus der geſetzlichen Zweckbeſtimmung der Beſſerungsanſtalten ſuchen wir 
vergeblich nach einer Beſtimmung der Verwahrloſung im öſterreichiſchen 
Rechte und ſelbſt das Reichsgeſetz von 1901, welches bie Gebarungsüber- 
ſchüſſe der gemeinjamen Waifentaffen den Ländern Böhmen, Niederöfter- 
zei, Mähren, Schlefien, Oberöfterreich, Galizien und Salzburg zu dem 
Bwede der Pflege und Erziehung armer, verlaffener und verwahrlofter 
Kinder überweift, läßt eine Begriffsbeſtimmung ber „verwahrloften 
Kinder” vermiffen. 

Auch die Zuſchrift der Regierung an die Landesausſchüſſe der ge- 
nannten Länder, welche dieſen nahelegt, einen Teilbetrag der überwieſenen 
Gelber für die Erziehung verwahrlofter Kinder vorzubehalten und die Ein- 
bringung des Entwurfes eines Reichsgeſetzes, betreffend die Fürforge- 
erziehung, in Ausſicht ftellt, enthält Feinerlei Anbeutung über ben Kreis 
und bie rechtliche Beſchaffenheit derjenigen jugendlichen Perſonen, melde 
nad Anficht der Regierung von ber in Ausficht genommenen Fürforge- 
erziehung berührt werden follen. 

Diefer Mangel einer einheitlichen Führung der Länder macht ſich 
in ber Landesgeſetzgebung, welcher bie näheren Beftimmungen des Reichs» 
geſetzes über die Verwendung der zur Pilege und Erziehung armer, ver- 
laffener und verwahrlofter Kinder beftimmten Mittel überlaffen murben, 
ſowie in ber in ben betreffenden Landtagsverhandlungen zum Ausdrucke 
tommenden Begriffgverwirrung und Watlofigfeit bemerkbar. 

In einigen Ländern berüdfichtigen die Ausführungsgefee nicht nur 
die tatfählih verwahrloften, fondern auch die von ber Verwahrloſung 
bedrohten, in ihrer Erziehung vernachläſſigten Kinder; in Nieberöfter- 
reich wollte der urfprüngliche Landesausſchußentwurf von den verwahr- 
loſten Kindern überhaupt nichts wiſſen. Die Gebarungsüberfhüffe ſollten 
lediglich für die Pflege und Erziehung armer und verlafjener Kinder, 
nicht aber für verwahrlofte Kinder ihre Verwendung finden. 

Der Hinweis des Regierungsvertreter3 auf das Reichsrahmengeſetz, 
weiches auch die Erziehung der verwahrloſten Kinder unter die Ver— 
wendungszwecke ber Gebarungsüberfchüffe aufgenommen habe, hatte zwar bie 
Aufnahme der verwahrloften Kinder in das nieberöfterreichiiche Landes- 
geſetz zur Folge, jedoch unter gleichzeitiger Aufnahme einer weiteren Be— 
ftimmung, welche die Einbeziehung der Erziehung verwahrlofter Kinder 
unter die Verwendungszivede der gemeinfamen Waiſenkaſſen wieder illu— 
ſoriſch machte, 

Das Geſetz fchränfte nämlich den Begriff der verwahrloften Kinder 
auf die Anwärter der Befferungsanftalten ein, deren Verhältniffe durch bie 
Reichsgeſetze vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89 und 90, geregelt worden 
feien und Hinfichtlich welcher ohnedem der Landesfonds zahlungapflichtig 
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fei. Damit wurden die von Verwahrlofung bedrohten, ſittlich gefährbeten 
Rinder aus dem Begriffe der vermahrloften Kinder ausgeſchieden und 
biefer Begriff auf bie bereits tatjädhlih verwahrloften, und zwar vor⸗ 
wiegend auf die ftraffälligen Kinder eingeſchränkt. 

Im Landtage von Nieberöfterreich machten zivei Redner gewichtige 
Bedenken gegen biefe einfeitige Auffaffung des Begriffes „Werwahrlofung” 
und gegen bie Außerachtlaſſung des in dem Begriffe gelegenen Momentes 
der Gefährbung des Kindes durch feine natürlichen und bürgerlich recht- 
lihen Machthaber geltend. 

Der Landtag von Niederöfterreich hat fih im feiner Mehrheit den 
diesfalls geltend gemachten Bedenken auch nicht verſchloſſen, er beſchloß 
einen Beſchlußantrag, welcher der Hoffnung Ausdruck gibt, daß bie Ge- 
barungsüberfhüffe in der Zukunft auch zur Fürforge im Sinne ber 
auf'Grund bed $ 178 a. b. ©. B. erflofjenen Verfügungen des Bormund- 
ſchaftsgerichtes Verwendung finden. Damit ift im Lande Niederöfter- 
reich der weiteren Auffafjung des Begriffes ber Verwahrlofung, nicht 
nur als eines tatfächlichen Zuftandes fittlicher Nüdftändigkeit, fondern 
aud der Auffaffung, als einer aus ber mangelhaften Erziehung 
drohenden Gefahr, der Weg gebahnt. Übrigens war das Ganze 
mehr ein Spiel mit Worten, benn im & 4 des Landesgejeges fanden ſchließ⸗ 
lich unter ber Kategorie ber „verlaffenen Kinder” auch ſolche Kinder Auf- 
nahme, welche fi in dem Zuftande des Verlaſſenſeins in fittlicher Be— 
ziehung befinden. Verlaſſenſein in fittlicher Beziehung läuft auf drohende 
Berwahrlofung, auf den Begriff der Verwahrloſung in feiner urjächlichen 
Bedeutung hinaus. 

Der Mangel einer einheitlichen Begriffsbeftimmung der Verwahr— 
Tofung im Reichsgeſetze machte ſich im ſchleſiſchen Landtag fühlbar, woſelbſt 
ein Antragfteller feinen Antrag, den Begriff „Verwahrloſung“ im Landes- 
gefege nicht bloß auf die tatſächlich verwahrloften, fondern aud auf Die 
der Verwahrlofung ausgejegten und gefährdeten Kinder auszubehnen, mit 
der Begründung zurüdzog, daß er erft aufmerffam gemacht worben fei, 
baß der Begriff „verwahrlofte Kinder” aus einem Reichägefege ftamme 
und eine Erweiterung dieſes Begriffes durch den Landtag das Zuftande- 
tommen des Landesgeſetzes gefährden würde. 

Eine Entkräftung dieſer Beſorgnis durch den Regierungsvertreter 
unterblieb. 

Es ift fomit das Landesgefeg von Schlefien auf dem Standpunkt 
der einfeitigen Auffaffung des Begriffes der Verwahrloſung febiglich 
als tatjächliche, nicht auch als drohende Werwahrlofung jtehen geblieben. 

Diefer Verzicht der Regierung auf die einheitliche Führung der Land- 
tage in ber Begriffsbeftimmung der Verwahrlojung ift um fo weniger 

ı* 
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zu erklären, als damit ein neuer, dem öſterreichiſchen Rechte bisher un— 
befannter Begriff nicht eingeführt werden ſollte. 

Schon zu Beginn des vorigen Jahrhundert3 war ſich die Ef. Re— 
gierung de3 engen Zufammenhanges: zwiſchen Verwahrlofung und Ber» 
nadhjläffigung der Erziehung bewußt, denn das Hofdekret vom 19. April 
1811, Bolit. Gejeges-Sammt. Nr. 940, an das niederöſterreichiſche Appella- 
tionsgericht, welches die Abgabe der von ihren Erziehern vernachläſſigten 
Kinder an Zwangsarbeitsanftalten behandelt, führt aus, daß in jenen 
Fällen, wo Eltern oder Vormünder dur üblen Ruf und eigenen un- 
orbentlihen Lebenswandel ji) verdächtig gemacht, oder ſich gar durch 
gänzlihe Verwahrloſung der ihrer Aufficht anvertrauten Minder- 
jährigen oder durch unmittelbare Teilnahme an ihren Verirrungen ftrafbar 
gemacht haben, diejelben ihrer Rechte verluftig zu erflären feien und Die 
Anwendung bes Beſſerungsmittels der notionierenden Behörde mit Hintan- 
ſetzung des Vormundes zu überlaffen fei uſw. 

Aber auch in der Folge hat die ka k. Regierung den Zufammenhang 
von drohender und tatjächlicher Verwahrloſung nicht aus den Augen 
verloren. . 

Die Regierung bedient ſich in ihren Verordnungen feit dem Jahre 
1893 zu wiederholten Malen beider Ausdrücke, fo die Juftizminifterial- 
verorbnungen, welche ſich mit dem Kinderjhuge befaffen, jo auch das 
Minifterium des Innern in feiner Verordnung vom 16. März 1897, 
3. 420, al3 es im Wege der Landesftellen auf die Gemeinden einmwirkt, 
daß diefe in Handhabung der Lokalpolizei ben Standpunkt des öffentlichen 
Interejfes auf diefem Gebiete mit Ernſt und Nahdruf wahrnehmen 
und Fälfe tatjächliher oder aud) nur drohender Verwahrlofung Minder- 
jähriger ſtets rechtzeitig zur Kenntnis ber. kompetenten Gerichte bringen, 

Das Minifterium des Innern bezieht fih auf die fanilien- und 
vormundſchaftsrechtlichen Beltimmungen des bürgerlichen Gefegbuches, 
welche ſich mit der Verabfäumung der Erziehungspflicht befaſſen, Beftim- 
mungen, welche das Minifterium des Innern als eine wichtige Handhabe 
bezeichnet, um der häufig öffentlich in Wort und Schrift beffagten Ver— 
wahrlojung der heranwachſenden minderjährigen Jugend mit Erfolg ent» 
gegen zu treten. 

Aus diejen Verordnungen geht hervor, daß ſich die Regierung des 
Zufammenhanges zwiſchen Verwahrlofung und Unzulänglichfeit der elter- 
lien Erziehungsgemwalt wohl bewußt mar, was den Verzicht der Re— 
gierung auf die einheitliche Führung der Landtage in diefer Richtung 
um fo weniger erflärt. 

Die gleihmäßige und vorbehaltlofe Überweijung der zur Fürforge 
für die armen und für die verwahrloften Kinder beitimmten Mittel an 
die Länder, in welchen gemeinfame Waifentaffen beftehen, hat von vorn> 
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herein die Gefahr einer Begriffsverwirrung nahegelegt. Dieſe griff auch 
infofern Platz, als die Verwahrloſung, ſowie die armenrechtliche Hilfs⸗ 
bedürftigkeit mit der Landesangehörigkeit in Zuſammenhang gebracht wurde; 
der Schutz gegen Verwahrlofung und die Fürſorge für die verwahrloſte 
Zugend wurde ebenjo wie die Fürforge für die armen Kinder ala eine 
Sandesarmenfache an die Vorausſetzung heimatsrechtlicher Zuſtändigkeit 
de3 armen wie des verwahrloſten Kindes zu einer Gemeinde des Landes 
geknüpft, während die Verwahrloſung und ihre Velämpfung einen viel 
alfgemeineren, von ber provinziellen Herkunft ganz unabhängigen Charater 
hat, der Kampf gegen die Verwahrlofung in lepter Linie auf die Ge- 
fahr, welche in der Verwahrlojung für die Allgemeinheit liegt, zurüdzus 
führen ift, fo zwar, daß auch die Allgemeinheit, der Staat diefen Kampf 
ohne Rückſicht auf die Landesangehörigfeit im Intereffe feiner Rechts- 
ordnung und damit feiner Selbfterhaltung aufnehmen muß. 

€3 mar daher von biefem allgemeinen Gefichtspunfte jhon von 
vornherein verfehlt, daß bie im Heimatsgeſetze begründete Landesangehörig- 
feit mit der Verwahrlojung in Zufammenhang gebracht wurde und in 
dem einheitlihen Staatsgebilde der im Reichsrate vertretenen Königreiche 
und Länder die Landesangehörigfeit das Kriterium fein follte, wonach 
nur dem einen verwahrloften Kinde vom Staate Hilfsquellen zuge- 
wieſen werben follten, während ein Rind eines andern Landes, bei dem 
die gleihen Begriffsmerkmale der Vermahrlofung vorliegen, von diefen 
Hilfsquellen ftaatlicher Provenienz völlig ausgefchloffen fein ſollte. 

Der ftaatögrundgefeglich gewährleiftete Grumdjag der „Gleichheit 
vor dem Geſetze“ Hätte jhon dahin führen müſſen, daß der Obervor- 
mund Staat den zur eigenen Vertretung unfähigen jugendlihen Staats- 
bürgern den gleichen Rehtsjhug gegen Verwahrlofung gewährt und dafür 
forgt, daß ducch eine entiprechende Erziehungsfürforge die Verwirklichung 
des bisher vernachläſſigten Erziehungsanfpruches der Kinder erreicht wird. 

Dazu fommt ein weiteres Moment. Das Reichsgeſetz, welches Mittel 
zur Pflege und Erziehung armer und verwahrlofter Kinder zur Ver— 
fügung fteffte, konnte, ſoweit e3 fih um arme Kinder handelt, von dem 
geſetzlich feſtſtehenden Begriffe der armenrechtlichen Hilfsbedürftigkeit aus— 
gehen. Hinſichtlich der verwahrloſten Kinder fehlte ein ſolcher geſetzlicher 
Ausgangspunkt und beſtand daher das Bedürfnis nad) geſetzlicher Feſtlegung 
des Begriffes Verwahrlojung. Es kann hier auch nicht auf die Länder— 
autonomie, welcher, dem Ausſchußberichte zufolge dieſes Fürſorgegebiet 
vermeintlich zufällt, verwieſen werden. 

So zweifellos und unbeſtritten zur Regelung der Fürſorge für die 
arme Jugend der Landtag berufen iſt, ſo zweifelhaft und beſtritten iſt die 
Landtagskompetenz zur Regelung der Fürſorge für die verwahrloſte Jugend, 
denn die Verwahrloſung iſt auf Urſachen zurückzuführen, deren Behebung 
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außerhalb des Wirkungskreiſes der Landtage zu ſuchen iſt; auf eine 
mißbräuchliche oder unzulängliche elterliche Gewalt, deren Entſetzung ben 
Schuß gegen Verwahrloſung, deren Erſetzung die Fürſorge für bie ver— 
wahrlofte Jugend bewirkt. 

Schon bie gleichmäßige Überweifung ber drei Kategorien von an- 
ſpruchsberechtigten Kindern in die ausſchließlich im Wege ber Lanbes- 
geſetzgebung zu regelnde Fürforge ber Länder beweift die Unklarheit über 
Weſen und Begriff der Verwahrloſung; denn während bie Fürforge für 
bie arme und verlaffene Jugend tatſächlich und ausfchließlich der Landes- 
gejeggebung vorbehalten ift, erfordert der Schug gegen Verwahrlofung 
ebenfojehr wie die Fürforge für die vermwahrlofte Jugend eine reiche- 
geſetzliche Grundlage. 

Verwahrlofung bedeutet einen erziehungsbebürftigen Zuftand, infolge 
der Unzulänglichleit ober des Verſagens ber Erziehungsgewalt der Eltern 
ober ihrer gejeplichen Vertreter, deſſen Abhilfe in der Erfagerziehung, 
ſomit im der eventuell zwangsweiſen Entfegung ber bürgerlich rechtlichen 
Machthaber des Kindes, ſowie in der Anhaltung des Kindes zum Zwecke 
der Erziehung befteht. 

Der notwendige Eingriff in dad Necht ber Familie und in die Frei— 
heit, des Individuums berührt den verfafjungsmäßigen Vorbehalt des Ge- 
feßes, und zwar des Reichsgeſetzes, wie ja auch die Abgrenzung bes 
Strafanſpruches vom Erziehungsanfpruche be Staates grundlegende Be- 
ftimmungen durch die Reichögejeßgebung erfordert. 

Die im Wege ber Landeögejepgebung zu regelnde Fürforge für bie 
verwahrlofte Jugend Tann biefe Grundlagen nicht ſchaffen, die Landes— 
gefeßgebung kann ältere Vorfchriften mit reichägefeglicher Kraft, eben- 
fowenig wie Minifterialverordnungen, welche einer folhen Fürforge im 
Wege ftehen, aufheben oder abändern. Nur der Vorrang des Reichs— 
geſetzes kann folhe Hinderniſſe einer einheitlichen Regelung der Fürforge 
für die verwahrlofte Jugend befeitigen, wie ja auch ausſchließlich das 
Reichsgeſetz mit feiner alfe Organe ber öffentlichen Gewalt bindenden 
Kraft die Einheit der Durchführung im ganzen Reichögebiete fichert, und 
endlich ja nur im Wege ber Reichögejeßgebung der Staat zu einer 
finanziellen Beteiligung an den Koſten bdiefer Fürforge verpflichtet 
werben kann. 

Diefe Erwägungen haben offenbar auch die Regierung geleitet, als 
fie, wie oben erwähnt, den Landesausſchüſſen die Vorlage eines Reichs— 
geſetzes, betreffend die Fürforgeerziehung, in Ausficht ftellte. Wenn es 
nun aud; vorberhand an einer felbjtändigen, einheitlichen Regelung des 
Gegenftandes und daher auch an einer ſolchen Begriffsbeſtimmung ber Ver— 
wahrlofung in ber öfterreichifchen Gejeggebung fehlt, fo ift e8 doch möglich, 
an der Hand ber Gejeggebung die Tatbeftandsreihen, welche unter dem im 
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Sprachgebrauche üblichen Begriff der Verwahrloſung fallen, in ben ver⸗ 
ſchiedenen Geſetzen privat- und öffentlichrechtlichen Inhaltes aufzuſuchen 
und feſtzuſtellen. 

Wir folgen dabei der Unterſcheidung, welche das Juſtizminiſterium 
in feinen Verordnungen macht: der Unterſcheidung in drohende und tat— 
ſächliche Verwahrloſung und beginnen bei ber letzteren, weil uns hin- 
ſichtlich diefer das Gefeg die weiteſtgehenden Anhaltspunkte für den Be- 
griff der Verwahrloſung nad öfterreihifhem ‚Recht bietet, und zwar 
in einem Nebengefege zum öfterreichiihen Strafgefege in dem Ge- 
fege vom 24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 89, womit ftrafrechtliche Be- 
flimmungen in Betreff der LBuläffigfeit der Anhaltung in Bmangs-, 
Arbeits» und Befferungsanftalten erlaffen werben. 

Im 8 8 diefes Gefeges wird von Verwahrlofung im Zufammenhange 
mit ber Straffälfigleit eine8 Unmündigen, ber der häuslichen Zucht nicht 
überfafjen werben kann, weil eine folhe in ber Familie des jugendlichen 
Übeltäters fehlt, gefprochen. Dieſe geſetzliche Beſtimmung ermädjtigt die 
Behörde im Falle gänzlicher Verwahrlofung, wenn fein anderes Mittel 
zur Erzielung einer ordentlichen Erziehung ausfindig zu machen ift, 
die Abgabe eines folhen Unmündigen in eine Befferungsanftalt für jugend» 
liche Korrigenden zu verfügen. 

Die Merkmale diefer Begriffsbeftimmung find: Straffälfigfeit eines 
Unmünbigen wegen eines Vergehens oder Übertretung, Mangel ber Häus- 
lichen Zucht in ber Familie des Unmündigen und infolgedeffen ein Zu— 
fand hochgradiger Erziehungsbebürftigfeit, welchem äußerften Falles durch 
Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt abzuhelfen ift. 

In diefer Begriffsbeitimmung erfcheinen als wefentliche Veftandteile: 
Die mangelnde Erziehung und als Folge derſelben ein beſſerungsbedürftiger 
Zuſtand, ber in ber Straffälligfeit de3 Kindes zum Ausdrud kommt. 

Anlangend die urſächliche Bebeutung der Werwahrlofung: die Ver- 
nachläſſigung der Aufficht und Erziehung, fo finden fi) im familien- und 
vormundſchaftsrechtlichen Teile des bürgerlichen Geſetzbuches Beftimmungen, 
welche — ohne daß fie ſich des Ausdrudes „Verwahrloſung“ bedienen 
— Tatbeftände der Vermahrlofung als Worausfegungen vormundſchafts- 
behörblicher Maßnahmen im Intereffe des gefährdeten und ſchutzbedürftigen 
Kindes enthalten. 

So fpriht $ 177 von ber „gänzlichen Vernachläſſigung der Ver— 
pflegung und Erziehung ber Kinder“, $ 178 von angemejjenen Ver— 
fügungen des Gerichte „gegen den Mißbrauch der väterlichen Gewalt, 
wodurch das Kind in feinen Rechten gefränft wird, ober gegen die Unter- 
laſſung der damit verbundenen Pflichten“. 

8191 de3 a. b. G. 8. ſchließt Perjonen von ber Vormundſchaft 
aus, „von benen eine anftändige Erziehung der Waifen nicht zu er- 
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warten iſt“, es jhügt im $ 217 die Mündel in dem Falle, „wenn der 
Vormund ſeine Macht auf was immer für eine Art mißbrauchen oder 
die Pflichten der nötigen Pflege und Obſorge hintanſetzen würde“ und 
es ſieht im 8 254 eine Entlaſſung des Vormundes von Amts wegen vor, 
„wenn er die Vormundſchaft pflichtwidrig verwaltet und wenn er als 
unfähig erfannt wird”. 

Das Strafgeſetz, 88 413—417, bedroht Eltern und Vormünder mit 
Strafe und jieht polizeiliche Sicherungsmaßnahmen im Intereſſe des ge- 
fährbeten Kindes vor, wenn das zu Erziehungszweden eingeräumte Recht 
der häuslichen Zucht bis zur Mißhandlung ausgedehnt wird. 

Das Geſetz ſieht aber auch den Fall vor, daß bie gefeplichen Ver— 
treter außer ftande find, den Vergehungen des Minderjährigen durch 
die zur Erziehung ihnen eingeräumte Gewalt Einhalt zu tun und er— 
mädjtigt die Pflegſchaftsbehörde für diefen Fall über Antrag der gefeg- 
lihen Vertreter zur Abgabe folder jugenblihen Perfonen in eine Beſſe— 
rungsanſtalt für jugendliche Korrigenden (8 16 des Geſetzes vom 24. Mai 
1885, R. ©. 8. Nr. 90). 

Auch das Armengeſetz für Steiermart vom 27. Augen 1896 er⸗ 
mächtigt in 8 45 den Ortsarmenrat, die Unterſtützung von Eltern, welche 
erhobenermaßen die Erziehung ihrer Kinder vernachläſſigen, in der Form 
zu gewähren, daß bie gefährdeten Kinder bei Pflegeparteien untergebracht 
werben, deren Ehrbarfeit und Gemifjenhaftigkeit eine gute Behandlung 
der Pfleglinge erhoffen Läßt.t) 

Das Reichsvollksſchulgeſetz vom 12. Mai 1869, R. G. B. Nr. 62, er- 
Härt die Eltern oder deren Stellvertreter für den regelmäßigen Schul» 
beſuch der ſchulpflichtigen Kinder, ſomit auch für deren Schulverjäumnifje 
verantwortlich und bedroht fie behufs Herbeiführung des vom Geſetze 
gebotenen Schulbefuches mit polizeilichen Zwang. 

Im Widerfpruch Hiemit gibt die Verordnung des Minifteriums für 
Kultus und Unterricht vom 20. Auguft 1870, R. &. B. Nr. 105, womit 
eine Schul» und Unterrihtöordnung für bie allgemeinen Volksſchulen 
erlaffen wurde, die Ermächtigung zur Aufhebung der allgemeinen Schul- 
pflicht, nämlich zur Ausſchließung von Schülern aus der Volksſchule 
als äußerftes Mittel der Schulzucht, „wenn das Verbleiben des Kindes 
in der Schule die Sittlichfeit der Mitſchüler dringend gefährdet“.2) 

) Die Kundmachung bes ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſes vom 25. Oktober 
1896 betont hiezu als Vorausſetzung die Buftimmung der Eltern zu einer ſolchen 
„Trennung der Kinder von ihren Eltern“ ($ 19 ber Kundmachung), womit über 
Wunſch der Regierung einer mißverftändlichen Auffaffung vorgebeugt werben follte. 

9) Nach Fertigitellung des handſchriftlichen Teiles diefer Arbeit erſchien bie 
Verordnung des Minifteriums für Kultus und Unterricht vom 29. September 1905, 
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Dieſer Tatbeſtand berührt bereits den Folgezuftand der mangelhaften 
Erziehung, den Zuftand der tatjächlihen Verwahrlofung, die Verwahr- 
loftheit bes Kindes. 

Zu den Begriffsmerkmalen der Verwahrlojung als bes Folgezus 
ftandes der mangelhaften Erziehung, der Verwahrfoftheit, gehört außerdem 
die Straffälligfeit de Unmündigen. Wenn bei Mangel ber häuslichen 
Zucht oder im Sinne des 8 273 St. G. B. nad) dabei — nämlich 
bei den von Unmündigen begangenen ftrafbaren Handlungen — ſich 
zeigenden befonderen Umſtänden, ftatt auf Überlajfung ber ftraffälfigen 
Unmündigen an die häusliche Zucht auf Überweifung an die Sicherheits- 
behörde zur Ahndung und Vorkehrung erfannt wird, fo ift hiefür der 
Umftand, daß Verwahrlofung vorliegt und die Strafjälligleit nur eine 
Folgeeriheinung dieſer ift, von entſcheidender Bedeutung. Solde Erkennt» 
nisgründe find die Befchaffenheit der Handlung, des Täter Gemütsart, 
die ſowohl aus der gegenwärtigen Handlung, als aus dem vorhergehenden 
Betragen ſich äußernde Selbftbeitimmung, jhädlidhere Neigungen ($ 271 
St. ©. B.). Dieſe Erkenntnisgründe laſſen auf Verwahrlofung jchließen 
und bilden damit die Grundlage und Vorausſetzung für bie ficherheit3- 
behörblihen Maßnahmen, welche die Abgabe des ftraffälligen Kindes in 
eine Beſſerungsanſtalt für jugendliche Korrigenden verfügt; das Geſetz be- 
zeichnet biefe Verfügung aber als das Außerfte Mittel zur Erzielung 
einer orbentlihen Erziehung und Beauffichtigung und hat die Anhaltung 
in dieſer fo fange zu dauern, als ber Zweck der Anhaltung, die Befjerung, 
es erfordert. 

Die — wie vorerwähnt abgeleitete — Vegriffsbeftimmung ber Ver— 
wahrloſung hat zunädjft nur die Straffälligfeit eine unmündigen Kindes 
im Alter von 10—14 Jahren laut 8273 St. G. B. im Auge und will das 
Geſetz duch die Anhaltung in der Beljerungsanftalt den Mangel der 
häuslichen Zucht und Aufficht erfegen, die vernadhläffigte Erziehung in 
feiner Art wieder gut machen, das verwahrlofte Kind beffern; den gleichen 
Zweck ftrebt das Geſetz aber Hinfichtlich der andern Kategorien von un- 
münbdiger und jugendlihen Perjonen an, deren Anhaltung in einer 
Beſſerungsanſtalt e3 für zufäjlig erflärt, deren erziehungs- und bejferungs- 
bedürjtigen Zuftand e3 damit al einen foldhen anerkennt. 

Es handelt ſich dabei um ftraffälfige Unmündige im After von 
10—14 Jahren, welche eine objeftiv verbreheriihe Handlung begangen 
haben, um jugendliche Landftreicher, Bettler, Arbeitsſcheue und Proſti— 
tuierte im Alter von 14—18 Jahren. 
womit eine befinitive Schul- und Unterrichtsordnung erlaffen wurbe, welche aber 
im wefentlihen an dem Widerſpruch zwiſchen gejeplicher Schulpflicht und deren 
Aufebung im Verordnungswege nichts geändert hat. 
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Es darf alfo wohl aus ber Anwendung des gemeinfamen Mittels auf 
bieje verſchiedenen Kategorien von Jugendlichen ein fachlicher Zufammen- 
hang unter denjelben angenommen werden, indem die Gefeßgebung biefe 
verfchiedenen Tatbeftände als Folgeerfheinung einer Urfache unter dem 
einheitlichen Begriffe ber Verwahrlofung verftehen und duch ein und 
dasſelbe Mittel der Beſſerung Abhilfe bringen wollte. 

In der Tat find ja auch die Lanbdftreicherei, der Vettel, die Arbeits- 
fcheu und die gewerbömäßige Unzucht typiſche Erfheinungsformen eines 
verwahrloften Zuſtandes. 

Das Strafgefeg nimmt weiter noch Bezug auf die Verwahrlofung 
eine3 Übeltäters, infofern, als es bei Beftimmung des Strafausmaßes 
eine ſehr vernachläffigte Erziehung des Täter als milbernden Umſtand 
gelten läßt, dagegen es als einen erfchwerenden Umftand bezeichnet, wenn 
bei ergehen und Übertretungen „gegen bie öffentliche Sittlichkeit“ 
der Schuldige eine Perjon von „Erziehung und mehrerer Bildung” ift 
(88 263 und 264a St. ©. 8.). 

Um ben Begriff der Verwahrloſung nad) dem Worhergefagten leichter 
verſtändlich zu machen, wird es ſich empfehlen, an ber Hand ber Geſetz⸗ 
gebung auch den Entwidiungdgang eines verwahrloften Kindes zu ver- 
folgen, bie Berührungspunfte der Verwahrlofung mit der djfentlichen 
Gewalt zu beleuchten und bamit zu zeigen, bei welcher Art und bei 
welchen Grade der Verwahrlofung das öffentliche Intereſſe an ihrer 
Bekämpfung beginnt und in öffentlichen Rechte berüdjichtigt wird. 

Der Gefeggeber nimmt zunächft an, daß bie Eltern die Handlungen 
ihrer Kinder zum Guten leiten, er verpflichtet die Kinder zu Gehorfam 
gegenüber ben Eltern. In der Regel wird dieſes Vertrauen des Gefeh- 
gebers in den erziehlichen Beruf der Familie gerechtfertigt fein, das Kind 
wächſt in die Sitte der Familie, feiner näheren und weiteren Umgebung 
hinein und wird damit jene Anpaffungsfähigteit, welche die Vorausjegung 
des Lebens in der Gemeinſchaft der Menfchen ift, erreichen. 

Das Geſetz fieht Ausnahmen von dieſer Regel vor. In biefen Fällen 
räumt das Gefeß ben Eitern ober deren Stelfvertretern zunächſt das Recht 
ein, Kinder, welche unfittfich und ungehorfam find, welche die häusliche 
Ordnung und Ruhe ftören, auf eine nicht übermäßige und ihrer Gejund- 
heit nicht ſchädliche Art zu züchtigen (8 145 a. 6. ®. 2.). 

Aber aud) andere größere Unfittlichleiten, al3 Diebftähle und Verun- 
treuungen zwiſchen Verwandten, tätige Verlegungen ſchuldiger Ehr— 
erbietung der Kinder gegen die Eltern u. dgl. ſind, ſolange ſie im 
Innern der Familie verſchloſſen bleiben, der häuslichen Zucht überlaſſen 
(853 &t. ©. 8). 

Nun tritt ein folches verwahrloftes Kind mit dem Eintritte in das 
ſchulpflichtige Alter täglich aus dem Innern der Familie heraus in bie 
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Öffentlichkeit der Volksſchule und gefährdet hier mit feiner fittlichen Rück— 
Ränbdigfeit, mit feinen Unarten und Unfittlileiten bie Sittlichkeit feiner 
Mitſchüler. 

Ein ſolches Kind wird in feiner frühen Jugend ſchon zu einer 
Gefahr für feine Mitmenfhen; die ungehinderte Entwicklung der Eigen- 
art eines folden Kindes birgt eine immer weiter um fid) greifende 
Gefahr; nicht allein für des Kindes Zukunft, fondern auch für die All» 
gemeinheit und die Rechtsordnung! 

Diefe Seite der Verwahrloſung eines ſchulpflichtigen Kindes hat ber 
Minifter für Kultus und Unterricht — als außerhalb feines Reſſorts 
liegend — offenbar weiter nicht im Auge behalten, als er, lediglich bejorgt 
um bie Reinhaltung ‚der Volksſchule von Anſteckungsgefahr durch fittlich 
verwahrlofte Eiemente, in der Schul- und Unterrichtsordnung deren Aus- 
ſchließung aus der Volksſchule verordnete, ohne die Erziehungsfürjorge 
für ein folhes aus der Volksſchule ausgefchloffenes Kind ficherzuftelfen. 

Obwohl Hier in greifbaren Beiſpielen die Unzulänglichkeit der elter- 
lichen Gewalt zur Erziehung der Kinder ad oculos bemonftriert ift, über- 
läßt die proviforifhe Schul- und Unterrichtöordnung die fernere Erziehung 
und, im Widerfpruche mit ber allgemeinen Schulpflicht, auch den ge- 
botenen Unterricht in den Volksſchulgegenſtänden denſelben Eltern, auf 
deren mangelhafte Erziehung die fittliche Rüdftändigkeit des Kindes zurüd- 
zuführen ift. 

Der Gejepgeber überläßt e3 der Gewiffenhaftigfeit, dem Pflichtbemußt- 
fein und dem Verantwortlichkeitsgefühl der Eltern — denn eine andere 
Santtion hiefür fennt das Geſetz nicht —, zur Abwendung der Unord- 
nungen, Unfittlichfeiten und Vergehungen ber Kinder die Hilfe der Be— 
hörden anzurufen, wenn fie felbft Hiezu außer ftanbe find ($ 217 a. b. G. B., 
8 525 St. ©. B., 8 16 Geſetz vom 24. Mai 1885, R. ©. 8. Nr. 90). 

Wenn die Eltern die Hilfe der Behörden nicht anrufen, gehen die 
Organe ber öffentlichen Gewalt teilnahm3los an der Verwahrlofung eines 
Kindes vorüber. Deren Teilnahme beginnt erft wieber bei der Straffällig- 
feit des Kindes. Aber auch Hier beginnt die öffentliche Gewalt ſich mit 
ben Opfern einer mißbrauchten oder unzulänglichen elterlichen Gewalt 
erft dann zu befaffen, wenn bdiefelben im Alter von 10—14 Jahren 
wegen einer Übertretung ftraffällig geworben ſind und jich mebftbei in 
einem gänzlich verwahrloften Zuftande befinden, oder wenn derlei Kinder 
eine an fi) verbreheriihe Handlung begangen haben. Um ftrafjbare Hand» 
lungen von Kindern bis zum zehnten Lebensjahre, felbft wenn diefe von 
Berwahrlofung begleitet find, kümmert ji die öffentliche Gemalt 
überhaupt nicht; fie überläßt folde Kinder unter zehn Jahren immer 
der häuslichen Zucht. 
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Das Gejeg deutet ſelbſt die Unterſcheidung au, welche es in ben 
verfchiedenen Graden der Verwahrlojung macht. Wir könnten aus bem 
Geſagten drei verjchiebene Grade ber Verwahrlofung verfolgen: die Ger 
fährdung der Kinder durch ihre Eltern oder deren Stellvertreter, die Ver» 
mahrlojung des Schulfindes und bie hochgradige Verwahrlofung des ftraj- 
fälligen Kindes, 

Dazu kommt noch bie Unverbeſſerlichkeit, aljo das völlige fittliche 
Verderben bes jugendlichen Rechtsbrechers, von der $ 271 St. ©. 8. als 
eines erjchwerenden Umftandes bei dem Ausmaße der Strafzeit und ber 
Verfhärfung der Strafe fpricht. 

Das verwahrlofte Kind durchläuft aljo eine ganze Stufenleiter der 
Verwahrloſung, bis die ftrafende Staatögewalt ben Übeltäter die Schuld 
feiner Eltern, fomit eine fremde Schuld, entgelten läßt, bis e3 den Straf» 
fälligen ftrafrechtlich verantwortlic macht für die mangelnde fittliche Reife, 
welche er ja doch nur unter der Vorausſetzung einer entiprechenden Er- 
ziehung, einer Entwicklung und Bildung feines fittlihen Charakters er- 
langen kann. 

Die Unarten des Kindes hätten durch eine verftändige Erziehung 
beigeiten leicht befänpft werden können. Wenn gegen biejelben nicht an- 
gelämpft wird, werden jie zu fchlechten Gewohnheiten und lafterhaften 
Neigungen, deren Abgewöhnung immer fehwieriger wird, je länger die— 
felben Zeit gehabt hatten, jih in dem Rinde zu entwideln. 

Bon diefen ſchlechten Gewohnheiten und Iafterhaften Neigungen bis 
zur Kriminalität führt nur mehr ein feiner Schritt. 

Wer mill fi wundern, wenn das Kind trunkſüchtiger Eltern, 
da3 unter dem Beichen bed Alkohols in das Leben eintritt, 
ungleih mehr ben Gefahren des Lebens ausgeſetzt ift, als ein 
normal entwideltes Kind; wenn der Wiberwille des Kindes gegen 
das Lernen nicht befiegt wird, das Rind in Unwiſſenheit aufwächſt und 
nicht nur nicht die fittliche, fondern auch die geiftige Reife nicht erlangt; 
wenn dem unwahren und lügenhaften Kinde, das nicht erziehlich geleitet 
wird, Lift, Lug und Trug zur zweiten Natur wird. Unehrlichkeit und 
Unteblichteit des Kindes führt zu Diebereien; ber diebijche Sinn nicht 
gleich vom Anfang an mit aller Energie befämpit, führt zum Gewohnheit» 
diebſtahl, deſſen Bekämpfung, wenn nicht von vornherein ausſichtslos, 
doch den alfergrößten Schwierigfeiten begegnet. Der Ungehorjam im find» 
lichen Alter nicht gebrochen, hat Unbotmäßigfeit und Mißachtung aller 
Autorität im Gefolge; ein nicht geftählter Wille maht den Jüngling 
und das Mädchen zum milfenlojen Opfer ihrer Leidenfchajten, führt zu 
geſchlechtlichen Ausjchweifungen, Perverfitäten und zur Proftitution; der 
Müßiggang ift aller Lafter Anfang, darum ift es von der allergrößten 
Wichtigkeit, das Kind rechtzeitig an Arbeit zu gewöhnen. Der Mangel 
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ſolcher Arbeitögewöhnung führt zu Arbeitsſcheu, Landſtreicherei, Bettelei, 
Diebſtahl und gewerbsmäßiger Unzucht; das aufſichtslos ſich ſelbſt und 
den Gefahren der Straße überlaſſene Kind wird das Opfer ſchlechter 
Geſellſchaft, der Genoſſe von Taugenichtſen, Landſtreichern, Bettlern, 
Dieben, öffentlichen Dirnen und wird ſchließlich ſelbſt zum Verbrecher. 

Muß nicht jchließlich die Aufſichtsloſigkeit und die Hilflofigfeit eines 
Kindes, das die Eltern während des Tages Arbeit außerhalb des Hauſes 
mangelhaft gekleidet und hungrig in ber falten Wohnung zurüdgelajfen 
haben, mit Naturnotwendigkeit auch bahin führen, baß es auf die Straße 
geht, um zu betteln oder zu ftehlen. „Les crimes des hommes commencent 
par le vagabondage de l’enfant.“ Diefer Entwidlungsgang bes Kindes 
zeigt die Notwendigkeit von Erziehung und Verpflegung jür bie nor— 
male Entwidiung des Kindes, zeigt, wie enge die Fürſorge für die ver- 
wahrlofte Jugend mit der Fürſorge für die arme Jugend zufanmenhängt , 
und wie der Kampf gegen die Kriminalität die eine wie die andere zur 
Vorausjegung hat. 

Die normale Erziehung bildet durchſchnittlich den Charakter des 
Menſchen fo meit, daß diefer dem Verſuch zu ftrafbaren Hand» 
tungen erfolgreich miberfteht. Dem gegenüber bebeutet die Verwahr- 
lofung ber Jugend eine Rüdftändigkeit der Gefittung infolge mangelhafter 
Erziehung, derzufolge die Verwahrloften der bei Altersgenoſſen jonft bucch= 
ſchnittlich üblichen fittlichen Reife entbehren. 

Die daraus folgende verringerte Widerſtandskraft gegen Motive und 
Anreize zu verbrecherifhem Tun und Laffen macht die Verwahrloſung 
zu einer Gefahr für das Kind und zugleich zu einer Gefahr für die All- 
gemeinheit und die Rechtsordnung. 

Wenn wir nun zum Schlufje noch einmal die von ber öfterreichifchen 
Gejeggebung berüdfichtigten Kinder und jugendlichen Perfonen überbliden, 
die nad) der einen ober andern Seite Begriffsmerkmale der Berwahrlofung 
an fi) tragen, fo begegnen wir im bürgerlihen Gefegbuche den von 
ihren Eltern, bezw. der unehelihen Mutter in Pflege und Erziehung ver- 
nachläſſigten ehelichen, bezw. unehelichen Kindern, fowie den Mündeln, 
deren nötige Obforge und Pflege ber Vormund pflichtwidrig hintanfept. 
Bei Kindern im Rahmen der Armenverwaltung finden wir jittlich ges 
fährdete, im Familienverbande mit den unterftügten Eltern, bezw. dem 
überlebenden Teile lebende, fogenannte mitunterjtügte Kinder, ſowie arme, 
verwaifte und verlafjene, fogenannte mitunterftüßte Kinder, deren fittliche 
Verwahrloſtheit fi in Unbotmäßigfeit äußert, welche Diefe Art von Kindern 
für die auf normale Kinder berechnete Urmenerziehung ungeeignet macht. 
Wir finden unter der Schufjugend Kinder, welche die Schule fortgejegt 
verjäumen, eine Säumnis, für welche bie Eltern ber Kinder, bezw. deren 
Stellvertreter verantwortlich find. Wir finden mit Abſchluß der Schul- 
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pflicht, ja vielfach noch vor derſelben die Kinder in den landwirtichaft- 
lichen Dienft treten, wir fehen aus den jchulentlaffenen Kindern Lehr- 
finge, jugendliche Hilfgarbeiter, Taglöhner werben. Die Filtion, daß mit der 
Schulentlaffung des Kindes auch deifen Selbftändigfeit beginne, welche im 
praftifchen Leben gilt, findet fich in ber Gefeggebung nicht, welche befonbere 
Beſtimmungen enthält zum Schutze des erwerbarbeitenden Kindes. Außer 
den Schugbeftimmungen gegen einen Mißbrauch ber elterlichen, vormunb- 
ſchaftlichen, dienſt- und Iehrherrlihen Gewalt und bie Vernachläſſigung 
der daraus folgenden Pflichten, finden ſich die färglichen Beſtimmungen 
zum Schutze gegen tatfählihe Wermahrlofung. 

Das Geſeh überweift der häuslichen Züchtigung im Innern ber 
Familie die unfittlichen, ungehorfamen oder bie häusliche Ordnung und 
Nuhe ftörenden Kinder. Das Strafgefeg tut ein gleiches Hinfichtfich der 
ftraffälligen Kinder bis zum 10. Lebensjahre und indgemein auch Hinficht- 
fi ber ftraffälligen Kinder biß zum 14. Lebensjahre. Das Strafgeſetz 
ihügt die mißhandelten Kinder vor den Ausfchreitungen ber häuslichen 
Zudt. Die Schul- und Unterrihtsordnung ſchließt die ſittlich verwahr⸗ 
foften Kinder, welche die Sittlichkeit ihrer Mitſchüler gefährden, aus der 
Voltzfhule aus. Das Geſetz überläßt es dem freien Willen der geſetz⸗ 
lien Vertreter ber Kinder, welche der Berfehlungen der Kinder nicht 
Herr werben können, die Abgabe in eine Beilerungsanftalt für jugenb- 
liche Korrigenden zu beantragen. 

Die Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt ohne Nüdjiht auf Zus 
ftimmung und Antragftellung der Eltern erfolgt erjt im Falle der Strafr 
fälfigfeit de3 Kindes, vom 10. Lebensjahre angefangen bis zur Mündig- 
teit, wenn dieſes gänzlich verwahrloft und ein anderes Mittel der Er- 
ziehung nicht ausfindig zu machen ift. 

Außerdem finden fi in ben Befferungsanftalten mündige Arbeits- 
ſcheue, Lanbftreiher, Bettler und Proftituierte bis zum 18., bezw. 
20. Lebensjahre. 

Das Strafgefeg kennt außerdem Kinder von 10—14 Jahren, melde 
vom 10. Jahre angefangen ob ihrer verbrecheriſchen Straftaten bereits 
von ber ftaatlihen Strafgewalt ereilt werden; das Geſetz macht jugend» 
liche Perfonen, welche die Grenze der Unmündigfeit, das 14. Lebensjahr, 
eben überjchritten Haben, voll verantwortlich für ihre Straftaten; dieſe 
Perſonen verbüßen al3 jugendliche Sträflinge ihre Strafe oft aud in Ge- 
meinfhaft mit erwachſenen Verbrechern in Kerkern und Gefängniffen, 
wenn ihnen nicht die gejeglihe Strafe im Wege der laiferlihen Gnade 
nachgefehen wird. 

Oſterreich befigt, wie wir fchon bisher gejehen haben, fein Geſetz, 
welches den Schug gegen die Vermwahrlofung und bie Fürforge für die 
verwahrlofte Jugend einheitlich regelt. Wir vermiffen daher auch in 
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Oſterreich einen einheitlichen Begriff der Verwahrloſung. In verſchiedenen 
Geſetzen und Verordnungen zerſtreut, finden ſich wertvolle Anſätze für 
den Schutz; herzlich wenig an Fürſorge. In den ſpäter folgenden Ub- 
ſchnitten und Kapiteln ſollen dieſe Geſetze und Verordnungen zur Be— 
ſprechung gelangen. 


B. Pie Urlachen der Berwahrloſung und die Rinder- 
forfihung. 

Das harakteriftiihe Begriffsmerkmal, die vernachläſſigte Erziehung, 
ift gleichzeitig die Haupturfache ber Verwahrloſung. Die Vernadhläffigung 
der Erziehung ift zurüdzuführen auf ein jchuldhaftes Verhalten und auf 
BVerhältniffe, für die die Eftern nicht verantwortlich gemacht werben 
können. 

Gegen das erftere bietet das bürgerliche Geſetzbuch Schup. 

Die Vernahläffigung ber Auffichts- und Erziehungspflichten durch 
die Eitern, ohne daß biefe ein Verſchulden trifft, ift auf Urſachen all- 
gemeiner Natur, auf unfere fozialen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
zurüdzuführen. 

Zur Beichaffung bes notwendigen Unterhaltes find beide Eltern ber 
müßigt, tagsüber dem Erwerbe außer dem Haufe nachzugehen und da- 
durch außer ftande, ihrer Aufſichtspflicht nachzukommen. Die Erwerb- 
arbeit der Eltern außer dem Haufe führt zur Aufficht3lofigfeit der Kinder 
und ſchließlich zur tatjächlichen Verwahrlofung. 

Hier zeigt fich der Kreislauf der Dinge im fozialen Leben. Die wirt- 
ſchaftlichen und fozialen Verhältnifie führen zur Verwahrlofung ber Kinder 
und die Kinderverwahrloſung wirkt wieder zurüd auf die Geſellſchaft, als 
eine foziale Gefahr. 

In diefem Bufammenhange zeigt ſich die hohe ſoziale Bebeutung der 
Krippen, Kinderbewahranftalten, Kindergärten, Schülerhorte, Afyle, Kinder- 
ſchutzſtationen und alfer jener Anftalten, deren gemeinfames Merkmal in 
der Bewahrung und Beauffichtigung ber Kinder während ber Zeit, in 
ber die Eltern ihrem Berufe nachgehen, liegt und deren Wert damit in der 
Behütung ber Kinder vor den Gefahren der Auffichtslofigfeit, bezw. ber 
Verwahrloſung, zu fuchen if. 

Zu ben beffagten foziafen und wirtfchaftlichen Verhältniſſen treten 
andere foziafe Mißftände, die als Urſachen ber Verwahrloſung 
wirken, die Wohnungsnot und dad Wohnungselend, ber Alto- 
holismus, das Bufammenleben mit Proftituierten ober bie Nach— 
barſchaft von folhen u. dgl. mehr. Aber nicht das ungünftige Milieu 
alfein bildet die ausfchließliche Urfache der Verwahrlofung. Außer diejer 
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kommt noch zu erwähnen bie eheitmögliche Heranziehung ber Kinderarbeit 
zu Erwerbszwecken, der nahezu gänzliche Mangel eines Schutzes des jchul- 
entlaffenen Kindes bei feinem Eintritte in, Dad Erwerbsleben, bei dem 
Übergang in das Stadium ber Freiheit und Selbſtändigkeit. 

Welch großer Unterfchieb bejteht in diefer Beziehung zwiſchen be- 
mittelten und unbemittelten Kindern. 

Es gibt außerdem eine große Zahl von piychopatiihen Kindern und 
Jugendlichen, die unter dem Einfluffe krankhafter Triebe oder intellektueller 


- Mindermertigfeit ftehend, auf die Bahn bes Verbrechens gelangen. In 


diefen Fällen reicht die Änderung des Milieus, die Verfegung in befiere 
Verhältniffe nicht aus; für biefe wirklich Kranfen müßten bejondere Er- 
ziehungsanftalten gefchaffen werden, in denen Pädagogen und Mediziner 


- therapeutifch einwirken können. 


Aber nicht bloß in diefen Verhältniffen find die Urſachen der Ver- 
wahrlofung zu ſuchen. Vielfach tragen Einrichtungen der öffentlichen 
Gewalt felbft bie Schuld an der Verwahrloſung, wie wir bei ber Wande— 
rung durd; die verſchiedenen Rechtsgebiete noch näher jehen werden. 

Bir werden dieſe Anſchauung beftätigt finden angeficht3 der Mängel 
unſeres Vormundſchaftsweſens, der Unzulänglichleit unferer Armen» 
erziehung und Findelweſens, des rein negativen Standpunftes, den unfer 
Schulrecht gegenüber der Verwahrloſung einnimmt und endlich angejichts 
der Behandlung ber ftrajfälfigen Jugend im Strafrechte und Strafvollzuge. 

Das Studium der Urſachen der Verwahrlofung ift eine befondere 
Aufgabe der Kinderforihung, zu ber ſich Pädagogen, Mediziner und 
Juriſten vereinigen und fich gegenfeitig die Hand bieten müfjen. 

Eine öfterreihifche Geſellſchaft für Kinderforihung ift in Bildung 
begriffen. 


C. Abgrenzung des Begriffes der Bermahrlofung von 
den verwandten Begriffen, 
und zwar: von den Begriffen der Steaffälligkeit, der VLerwaiſung, 
des Verlaffenfeins, der armenrechtlichen Ersiehungsbedürftigkeit, 
der Mißhandlung und endlich Der Ausbeutung der kindlichen 
Arbeitskraft. 
Verwahrlofung und Straffälligkeit. 


Die Verwahrlofung ift die Vorftufe des Verbrechens. Die Verwahr- 
loſung ifl ein Zuftand verminderter fittlicher Widerftandstraft, rüdjtän- 
diger Gejittung, mangelnder fittlicher Reife, demzufolge der Verwahrloſte 
den Verſuchungen und Reizen zu ftrafbaren Handlungen leichter erliegt, 
al3 der in jeinen fittlihen Grundfägen gefejtigte Charafter einer gleich» 
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altrigen, normal erzogenen jugendlichen Perſon. Die Straffälligkeit hin— 
gegen iſt das Begehen einer ſtrafbaren Handlung, häufig die Erſcheinungs- 
form der Verwahrloſung. Es iſt aber nicht jede ſtrafbare Handlung auf 
Verwahrloſung zurüdzuführen, wie andrerjeit3 die Verwahrlofung nicht 
ausſchließlich in einer ftrafbaren Handlung ihren Ausdrud zu erhalten 
braucht. Ein Wermahrlofter, der es verfteht, fich bei feiner ftrafbaren 
Handlung betreten zu laſſen, verbindet mit dem Buftande ber Verwahr- 
loſung in ber Regel einen höheren Grab von Gewandtheit, welche ihn nur 
um fo gefährlicher erfcheinen läßt. 

Die Verwahrlojung ift ein Buftand der Erziehungsbebürftigfeit, dem 
im Wege der Erziehungsfürforge abgeholfen wird. Die Straffälfigkeit, die 
ftrafbare Handlung findet ihre Sühne durch die Strafe. 

Für die ftrafbare Handlung ift der zurechnungsfähige Täter, für die 
Berwahrlofung find in erfter Linie die Eltern ober diejenigen, die an ihrer 
Stelle zur Beauffihtigung und Erziehung des Kindes verpflichtet waren, 
verantwortlich. 

Den öfterreihifhen Rechte fehlt eine Scheidung diefer beiden Be— 
griffe, es behandelt die Verwahrloſung im Strafgefege ald einen Milde- 
tungaumftand bei Ausmaß der Strafe (vernacjläffigte Erziehung); um— 
getehrt bei Übertretungen gegen die öffentliche Sittlichteit den Umftand, 
daß der Übertreter „eine Berfon von Erziehung und mehrerer Bildung tft“ 
(8 263 n. ©t. ©.) als Erſchwerungsgrund. 

Das öfterreichifche Strafgefeg überläßt ftraffällige Kinder bis zum 
10, Lebensjahre unbedingt, vom 10. bis zum 14. Lebensjahre „ind- 
gemein” der häuslichen Zucht. 

Das Strafgefeg ($ 273) und das Nebengefeg zu bemfelben, R. G. B. 
Nr. 89 ex 1885 (8 8), jehen bei dem Mangel der häuslichen Bucht 
für kindliche Gefegesübertreter in dieſer Altersſtufe die ficherheitäpolizei- 
liche Erjagmaßnahme der Anhaltung in der Befferungsanftalt vor. 

Dies ift aber auch die einzige Stelle des Strafgefeges, welche in 
pofitiver Weife für die Behebung des verwahrloften Zuftandes jorgt, 
indem hier die Abgabe in die Beiferungsanftalt als letztes Mittel der 
Beauffihtigung und Erziehung in die Wege geleitet wird. Aber auch hier 
ift es nicht reine Erziehungsfürforge. Das Geſetz vom 24. Mat 1885, 
RG B. Nr. 89, führt ſich in feinem Titel ſchon als ftrafrechtliches 
ein und auch das Strafgeſetz ($ 273) beruft die Sicherheitäbehörbe „zur 
Ahndung und Vorkehrung”. 

In allen andern Fällen von Straffälligfeit jugendlicher Perfonen 
geht der von Strafgerichte für zuläffig erfannten Anhaltung in ber Befie- 
rungsanſtalt die Strafe voran. 

Liefer Behandlung unterliegen Kinder, welde im Alter von 10 bis 
14 Jahren eine objektiv fich als Verbrechen barftellende ftrafbare Handlung 

Reicher, Fürforge für bie vermahrlofte Jugend. IL. 2 
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begangen haben, fowie jugendliche Perfonen im Alter von 14—18 Jahren, 
bie wegen Lanbjtreicherei, Vettel, Urbeitfchen ober gewerbömäßiger Un- 
zucht verurteilt worden find. Die Anhaltung in ber Beijerungsanftalt 
erfolgt in dieſen fällen nicht aus dem Titel der Fürſorge und des 
Schutzes gegen Verwahrlofung, fondern im Sinne der Sicherheitseinzel- 
polizei, wegen des in ber ftrajbaren Handlung zum Ausdrucke gelommenen 
höheren Grades ber Gefährlichkeit des abgeurteilten Individuums. 

Diefe Art der Behandlung ber Verwahrlofung im öſterreichiſchen 
Strafgefege und jeinem Nebengefege hat zur Folge, daß die Verwahrlojung 
neben der Gtraffälligfeit als felbftändiger Begriff fo gut mie gar nicht 
hervortritt und hat daher eine Begriffsverwirrung zur Folge, melde 
Verwahrlofung und Straffälligfeit al3 zwei gleichhedeutende Begriffe be- 
handelt. 

Eine finngemäße Scheidung beider Begriffe wird überhaupt erft dann 
möglid; fein, wenn biefer Zufammenhang zwiſchen Verwahrloſung und 
Strafjälligfeit gelöft und der Begriff der Verwahrlofung in einem 
beſonderen Geſetze feftgelegt wird. Dieſes Geſetz, welches nicht mehr dem 
Strafrechte angehört, wird den Schuß gegen bie Berwahrlofung nicht bloß 
dann, wenn fie in einer ftrafbaren Handlung, fondern wie aud) immer zum 
Ausdruck fommt, ſowie auch die Fürſorge für die verwahrlofte Jugend zu 
einer Aufgabe der fürforgenden Staatsgewalt machen. Das verwahrlofte Kind 
wird banıı nicht ala Objekt einer ftrafähnlichen korrektionellen Behandlung, 
Sondern ala Rechtsſubjett, deſſen Erziehungsanſpruch bisher vernachläſſigt 
wurde und nun verwirklicht werden ſoll, behandelt. Die in der Verwahrloſung 
liegende Gefahr wird nicht erſt dann, wenn ſie bis zur Straffälfigfeit ge— 
diehen einen hohen Grad erreicht hat, ſondern bereits in ihren Anfängen, 
ſobald ſie nur erkennbar, ſei es in Form des ſchlechten Beiſpiels und 
Vorbildes der Erzieher, zuchtloſen Benehmens in der Schule uſw. in Er— 
ſcheinung getreten ift, befämpft werben. Der Straffälligfeit der Jugend» 
lichen wird dann nicht erft im Wege der Strafe, ſondern im Wege der 
Fürſorge für die verwahrlofte Jugend entgegengetreten werden. 


Die Verwahrlofung und die Verwaifuug, das Verlaſſenſein 
und die armenrehtliche Erziehungsbedürftigfeit. 


Der Zuftand der Erziehungsbedürftigfeit ift das allen dieſen Be— 
griffen gemeinfame Merkmal. Das Unterjheidende liegt in der Urſache 
der Erziehungsbedürftigfeit und in der Art ihrer Abhilfe. 

Zunächſt das verwahrlojte Kind. Die Verwahrlofung ift hier in ihrer 
urſächlichen Bedeutung als Auffichtslofigkeit und mangelhajte Erziehung 
genommen. Die tatfählihe Verwahrloſung kann nicht zum Gegenftande 
eines Vergleiches mit den vorerwähnten Begriffen gemacht werden, denn jie 
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it ein Zuftand fittlicher Rüdftändigfeit, mangelnder fittlicher Reife, in bem 
ſich auch Waifen, verlafjene und arme Kinder befinden können, in welchen 
Fällen der Zuftand ber Verwaiſung, bes Verlafjenjeins und der Armut 
mit dem Zuftande der tatfächlichen Verwahrloſung zufammenfälft. 

Mit diefer Beſchränkung des Begriffes auf die drohende Verwahr- 
loſung bedeutet das verwahrlofte Kind, das infolge Auffichtslofigkeit, bezw. 
vernadhjläffigter Erziehung in feinem fittlihen Wohle gefährdete Kind, 
dejfen Verwahrloſung auf bie Unzulänglichkeit ober da gänzliche Verſagen 
„ber efterlichen (bezw. vormundſchaftlichen) Gewalt zurüdzuführen ift. Die 
Abhilfe dieſes Zuftandes befteht darin, daß die ftantliche Oberbormundfchaft 
zum Eingreifen in die elterliche, bezw. vormundſchaftliche Gewalt berufen 
ift. Der Bormundfchaftzrichter ift in diefem Falle ermächtigt, auf Grund 
des 8178 a. 5. G. B. angemeffene Verfügungen zu treffen, bezw. im 
Sinne bes $ 217 a. b. ©. 8. mit der Enthebung ber Vormundes wegen 
pflichtwidriger Verwaltung feines Amtes vorzugehen. In diefen Fällen 
Handelt e3 ſich um die Entfegung der natürlichen und bürgerlich rechtlichen 
Gewalthaber des Kindes und um deren Erjag durch Übertragung der 
Erziehungsgemwalt auf andere Erzieher. 

Das verwaifte Kind Hingegen entbehrt des natürlihen Familien- 
ſchutzes infolge Ablebeng feiner Eltern, bezw. des einen Eiternteiles, das ver- 
laſſene Kind infolge Inftichlaffens jeiner Eltern. 

Bei Verivaifung und Verlaffenfein fehlen aljo die von Natur und 
Gejeg berufenen Erzieher, welche ber urfprünglichen Erziehungsbebürf- 
tigteit bes Kindes abzuhelfen haben. Die ftaatlihe Bormundfhaftsordnung 
forgt für den Erſatz bes Familienfchuges durch die Vormundſchaft, d. i. die 
gefegliche Vertretung des verwaiften, verlaffenen Kindes. Der im Zalle ber 
Verwaiſung und des Verlajjenfeins eines Kindes zu berufende Bormund hat 
bie Pflicht, an Stelle des Vaters die Erziehung des Kindes zu leiten. 
Im Falle des Mifbrauches feiner Rechte und Vernachläſſigung feiner 
Pflichten, d. h. im Falle der Verwahrloſung bes ihm anvertrauten Münbels 
erfolgt feine Entfegung und fein Erſatz durch einen geeigneteren Vormund. 

Die Abhilfe der in der Verwaiſung und im Verlaſſenſein begründeten 
Erziehungsbedürftigkeit eines Kindes erfolgt alfo zunächft im Wege der 
Bormundfhaft duch Berufung eines Wormundes durd das zujtändige 
Vormundſchaftsgericht, von dem eine anftändige Erziehung feines Mündels 
zu erwarten ift, während ber in ber Verwahrloſung begründeten Er— 
siehungsbebürftigfeit durch Entſetzung der Eltern oder Vormundes von 
ihrer Erziehungsgewalt über das Sind und durch Erſetzung berjelben 
durch zur Erziehung geeignetere Perfonen abgeholjen wird. 

Die Eltern jind nicht nur erziehungs-, fondern auch unterhaltspflichtig. 
Gebricht es ihnen an ben Mitteln zum Unterhalte, jo ift in Ermanglung 
anderer Hilfsquellen die öffentliche Armenpflege, aljo die Heimatsgemeinde, 
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zur Gewährung des zum Lebensunterhalte unbedingt Notwendigen ver» 
pflichtet. Der Umfang diefer Unterftügungspflicht erftredt fi auf das 
Familienhaupt, alfo auf den Vater, und die Yamilienglieder, für melde 
zu forgen das Familienhaupt verpflichtet ift. Die Kinder werben in einem 
ſolchen Falle nicht in eigener Perſon, ſondern in ber Perjon bes Vaters 
hilfsbedürftig. Die Kinder gelten in ber Sprache des Armenrechtes in 
einem folhen Falle nicht al3 „jelbft-, jondern mitunterftügt“. 

Der Umftand, dag dad Haupt der Familie, der Vater, unterftügt 
wird, ändert nicht? an deſſen Familiengewalt, bie nad) wie vor 
ihm, dem Familienhaupte, zufteht, der aljo auch zur Beaufſichtigung 
und Erziehung feines Kindes verpflichtet bleibt. Die Armenverwaltung 
erfcheint ſomit nad öfterreichifhem Recht duch bie Tatſache, daß die 
materielle Fürforge für Die Kinder auf fie übergegangen ift, nicht berechtigt, 
aus eigener Machtvolltommenheit in ben Familienverband einzugreifen, eine 
Trennung der Kinder von ihren Eltern und eine anderweitige Unter- 
bringung berjelben zum Bmede der Erziehung vorzutehren, wenn jelbit 
bie Velaffung der mitunterftügten Kinder bei ihren Eltern eine Gefahr 
für dag fittlihe Wohl der Kinder bedeutet. Die Einleitung einer Er» 
siehungsfürforge für folde Kinder fegt immer das Einverſtändnis der 
Eltern voraus. Fehlt dieſes Einverftändnis, fo ift den Organen ber 
Öffentlichen Armenpflege die Rolle des Untragftellerd behufs Erlaffung 
einer angemeffenen Verfügung ($ 178 a. b. &. 8.) beim Vormundſchafts- 
gerichte zugedacht. Einige Landesarmengejege haben eine ſolche Beſtim⸗ 
mung ausdrücklich aufgenommen. 

Das mitunterftügte arme Kind wird dann wegen brohenber Ber- 
mahrlofung durch Verfügung des Vormundfchaftsrichterd den Eltern ab- 
genommen und die Erziehungsgemwalt über dasſelbe wird dann andern 
Perſonen ober einer Anftalt übertragen. 

Anders verhält es ſich mit den felbftunterftügten, d. h. den arnıen, 
verwaiften und bevormunbdeten Kindern. Den Vormund trifft zum weſent⸗ 
lichen Unterfhied vom Vater feine Unterhaltspflicht. Er hat das Kind 
erziehlid) zu leiten, ift aber für das Kind zu feiner materiellen Leiſtung 
aus feinem Vermögen verpflichtet. 

Hat das Mündel felbft fein Vermögen, aus bem die Erziehungstoften 
beftritten werden könnten, jo räumt ihm ba3 alfgemeine bürgerliche Geſetz- 
buch einen gerechten Anfpruc auf allfällige Stiftungen und in deren Er- 
manglung auf die öffentliche Urmenpflege ein. Das feines natürlichen Er- 
nährer8 beraubte, bon der öffentlichen Armenpflege unterftüßte Find heikt 
zum Unterſchiede vom mitunterftügten Kinde „felbftunterftügt”. Das 
Reichsheimatsgeſetz, die reichörechtliche Grundlage der Landesarmengefep- 
gebung, beftimmt, daß die Armenverforgung der Kinder auch deren Er- 
ziehung im ſich begreife. Die Heimatgemeinde ift jomit nit nur zur Ge— 
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mwährung des leiblichen Unterhaltes, fondern auch zur Erziehung armer 
felöftunterftügter Kinder verpflichtet. Dieſe Verpflichtung umfaßt die Vor— 
forge guter Pflegeorte, deren Wechfel im Falle unbefriedigender Pilege und 
Erziehung zum Schuge gegen drohende Verwahrlofung — eine Pilicht, 
deren Erfüllung im Wege einer wirkſamen Armenaufſicht jichergeftelft 
wird — und zu beren Verwirklichung es nicht erft des Einſchreitens des 
Vormundſchaftsrichters bedarf. 

Die öffentliche Armenpflege hat nach öfterreichiihem Recht für den 
Aufwand verwahrlofter, armer felbftunterftügter Kinder aufzulommen und 
ihrer Erziehungsbebürftigfeit abzuhelfen, nicht meil fie verwahrloſt, 
fondern weil fie armenrechtlich hilfsbedürftig find. 

Die Verwahrlojung ift aber ein Zuftand, der ſich nicht auf die armen- 
rechtliche Hiljäbebürftigfeit beſchränkt. Die zum Schuge gegen Verwahr- 
loſung und zur Fürforge für die verwahrlofte Jugend notwendigen Maß» 
nahmen und Vorkehrungen haben ganz unabhängig von ben vermögens- 
rechtlichen Verhältniffen der davon betroffenen Familien und Perfonen 
Platz zu greifen. Während aber das Geſetz bie öffentliche Armenpflege zur 
Erziehung armer Kinder ohne Einfhränkung und fomit auch im Falle der 
Berwahrlofung verpflichtet, entbehrt das öfterreichtihe Recht einer ge— 
feglihen Beſtimmung, welche eine öffentfichrechtliche Zahlungspflicht für 
jene Fälle begründen würde, in denen e3 fich lediglich um Verwahrlofung 
handelt, ohne daß gleichzeitig armenrechtliche Hilisbebürftigfeit vorliegt. 

Diefer Mangel einer jolhen gefeplihen Beftimmung. ift aber um fo 
fühlbarer, als es jich bei ber Verwahrlofung vielfach gerade um ſolche 
Fälle handelt. Die Eltern find tagsüber behufs Erwerbes ihres Lebens— 
unterhaltes außer Haufe befchäftigt und finden nicht die Zeit zur Beauf- 
ſichtigung ihrer daheim zurüdgelajjenen Kinder. Diefe entbehren mit Aus— 
nahme der Schufftunden tagsüber der erziehlihen Leitung und find ber 
Gefahr drohender Berwahrlofung ausgefegt, vielfach auch ſchon tatjächlicher 
Verwahrlofung verfallen. Die Eltern find im armenrehtlihen Sinne 
nicht hilfsbedürftig, im Gegenteife, fie kämpfen mit dem Aufgebote ihrer 
feelifchen und phyſiſchen Kraft gegen die Verarmung und die Damit bedingte 
Abhängigkeit von der Armenverwaltung erfolgreich an.» Sie behaupten ihre 
Selbftändigkeit, ihre foziale und wirtfchaftliche Freiheit, fie erfüllen gegen- 
über ihren Kindern ihre Unterhaltspflicht auf Koften der Erziehungs- 
pflicht. Ein weiterer Unterſchied zwiſchen der armenrechtlihen Erziehungs- 
bebürftigfeit und der Fürforgebebürftigfeit eines verwahrloften indes 
beſteht alfo nad) öfterreichifchem Recht darin, daß bad öfterreichifche Recht 
die Koftenpflicht in erfterem Falle geregelt hat, im letzteren Falle aber nicht. 

Der Grund Hiefür liegt ebenfalls darin, ba der Begriff der armen- 
rechtlichen Hilfs- und Erziehungsbebürftigfeit geſetzlich fejtgelegt ift, die 
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Vorausſetzung, Art, Umfang der Hilfe in dieſem Zuſtande durch die 
Armengeſetzgebung und deren heimatrechtliche Grundlage geregelt iſt, 
während ber ſelbſtändige Begriff der Verwahrloſung als Zuſtand ber 
Erziehungsbedürftigkeit, die Art und Abhilfe und die Koſtenpflicht für 
den durch dieſe verurſachten Aufwand im Wege der Geſetzgebung noch 
nicht geregelt if. 


Die Verwahrlofung und die Mißhandlung. 


Die Verwahrlofung ift ein Zuftand der Erziehungsbebürftigfeit, her- 
vorgerufen durch bie Säumnis der Erziehungspflicht der Eltern, bezw. ihrer 
erziehungspflichtigen Vertreter, die Mißhandlung des Kindes bedeutet in 
ber Sprache des öſterreichiſchen Strafgejeges eine Überjchreitung ber häus— 
lichen Buchtgewalt, wodurch die Gejundheit des Kindes gefchädigt wird, alfo 
fpeziell die Mißhandlung bei häuslicher Zucht, der Mißbrauch eines den 
Eltern zu Erziehungszweden eingeräumten Rechtes. 

Die häusliche Zuchtgewalt enthält fomit die Berechtigung zu Hand- 
ungen, die vom Strafgefege als tätliche Chrenbefeidigungen unter Strafe 
geftellt find. Diefes an ſich zweifelhafte Erziehungsmittel darf aber nicht 
bis zur Schädigung der Gefundheit ausgedehnt werden, in welchem Falle 
Mißhandlung bei häuslicher Zucht vorliegt (88 414 u. fi. St. ©. 2.), es 
wäre denn, baf der Tatbeftand ber Schädigung ber Gefundheit oder gar 
der Gefährdung des Lebens die Anwendung einer firengeren Strajbeitim- 
mung rechtfertigen würde, in welchem Falle nicht die Strafbeitimmungen 
für Mißhandlung bei häuslicher Zucht, fondern jene ftrengere Norm Un- 
wendung zu finden hat. In diefem Sinne erfolgte die Rechtſprechung bes 
Oberſten Gerichtshofes in Oſterreich. 

Die Mitte zwifhen Verwahrloſung und Mißhandlung hält die ſeeliſche 
Mifhandlung. Statt den dem Menjchen angeborenen fittlihen Zug in 
der Weife zu leiten und zu entwideln, daß das fittliche Pflichtbewußtſein 
geftärkt, das Gewiſſen gejchärft, das Gefühl der Verantwortlichkeit in der 
Seele des Menſchen rege und mach gehalten wird, erfolgt die Anleitung 
zum Böſen und Schlechten; ftatt daß dem Kinde fittlihe Grundſätze an— 
erzogen werden, foinmen bieje auf Grund einer ſolchen Behandlung dem 
Kinde abhanden oder überhaupt gar nie zum Bewußtſein. 

Das Strafgejeh ſchützt ein ſolches Kind, infoweit die Eitern ftrafbare 
Handlungen ihres Kindes anftiften, ſchließt den böfen Vorſatz im Falle eines 
von den Eltern angeftifteten verbrederiihen Handelns aus; das Gefeg 
vom 24. Mai 1885 macht die Eltern, welche ihr Kind zum Betten an— 
feiten, unmittelbar dafür verantwortlich). 

Dieſe Beftinimmungen beziehen ſich aber immer nur auf die unmittelbare 
und nachweisbare Anleitung zu der einzelnen ſtrafbaren Handlung, laſſen 
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aber den mittelbaren böſen Einfluß, welchen die Eltern durch ſchlechtes Bei— 
ſpiele auf ein Kind im Schoße der Familie ausüben, ſolange er nicht in 
einer ſtrafbaren Handlung zum Ausdruck kommt, unberührt. Und ſelbſt 
dort, wo dies der Fall iſt, enthält das Geſetz keine Anordnung, daß dieſe 
ſtrafbare Handlung, welche nachweisbar auf den böſen Einfluß der Eltern 
zurüdzuführen iſt, den Ausgangspunkt eines Verfahrens zu bilden habe, 
welches auf ben Verluſt ber elterlichen ober der Erziehungsgewalt und 
auf die Einleitung einer Erfagerziehung abzielt, ſowie dies bei ber tätlichen 
Mißhandlung bei häuslicher Zucht auf Grund der 88 414—417 St. G. B. 
Rechtens ift. Und doch ift dieſe Art der Verwahrlofung, ber Vernachläſſi— 
gung der Erziehungspflicht, dieſe ſeeliſche Mißhandlung eine ſchwere Schädi- 
gung bes öffentlichen Intereffes, die auf einen moralifhen Kindesmord 
hinausläuft und direft zur Kriminalität führt. Die Verordnungen des 
Juftizminifteriums fuchen diefe Lüde der Gefeggebung auszufüllen. 

Die Verwahrlofung ift alfo die Nicjterfüllung einer Erziehungspflicht, 
die Mißhandlung ber Mißbrauch eines zum Zwecke der Erziehung einge- 
räumten Rechtes. " 

Mit der Mißhandlung auf das engfte verknüpft ift die mißbräud- 
lie Ausbeutung ber kindlichen Arbeitsfraft zu Erwerbs 
zweden, wobei bem Zwede ber Erziehung, die in dem Kinde jchlummern- 
den Kräfte zu einer harmonifchen Entwicklung zu bringen, entgegenge- 
handelt wird. Auf dieſes Gebiet bin ich in diefer Arbeit nicht weiter ein» 
gegangen. 

Der Schug der kindlichen Arbeitskraft bildet den Gegenftand bejon- 
derer Studien, fo: „Kinderarbeit und gefeglicher Kinderihug in Oſter— 
rei” von Siegmund Kraus in „Wiener ftaatöwiffenfhaftliche Studien“, 
herausgegeben von Edmund Bernagif und Eugen v. Philippovih in 
Bien, V. Band, 3. Heft, 1904 und „Zur Geſchichte der öſterreichiſchen 
Fabriksgeſetzgebung“ von Ludwig v. Mifes in der „Zeitihrift für Volks— 
wirtſchaft, Sozialpofitif und Verwaltung“, XIV. Band, ©. 209-271. 


IL Pie rechllichen Grundlagen des Schuhzes der Jugend 
gegen Berwahrlefung und der Fürforge für die vermahr- 
loſte Fugen. 

Eine einheitliche Regelung des Gegenftandes im Wege der Geſetzgebung 
fehlt in Oſterreich. 

Wohl enthält zunächſt das Privatrecht, dann aber auch das öffentliche 
Recht Beſtimmungen, die darauf Bezug nehmen. 

In dieſem Abjchnitte follen dieje Beſtimmungen in ben einzelnen 
Gebieten der Geſetzgebung aufgejucht, jowie in ihrem Zufammenhange 


— 4 — 


mit dem NRechtögebiete, dem fie angehören, ald auch nad) der Richtung des 
Reformbedürfniffes beſprochen werden. 
Wir beginnen zunächft mit dem Privatrechte. 


Das PBrivatredt. 


Das bürgerliche Gejegbuch enthält in feinem familien und vormund- 
ſchaftsrechtlichen Zeile die Begründung ber obervormundſchaftlichen Ge— 
walt des Staates. 

Die Obervormundſchaft, welche der Staat durch ſeine Gerichte übt, 

beſteht nicht nur in der überwachung ber Tätigleit der Vormünder, ſondern 
J richtet ihre Spitze auch gegen die Eltern. Das Familienrecht enthält 
die Ermächtigung des Vormundſchaftsrichters zum Eingriffe in das Recht 
der Eltern in den Fällen des Mißbrauches ber elterlichen, bezw. vormund⸗ 
ſchaftlichen Rechte und der Vernachläſſigung ber elterlichen, heziv. vormund⸗ 


ſchaftlichen Pflichten. 





A. Das Familienrecht. 


Das Familienrecht regelt das Verhältnis der Eltern zu ihren Kindern. 
Es bildet Die rechtliche Grundlage ber eiterlihen Gewalt, von ber bie 
Erziehungsgemwalt einen Beſtandteil bildet. 

Das Familienrecht gewährt den Kindern Schuß gegen einen Mißbraud) 
ber Elternrechte, ſowie gegen eine Vernachläſſigung der elterlichen Unter- 
haltö- und Erziehungspflihten, wie es andrerjeit3 die Erziehungsgemalt 
ber Eltern gegen unbotmäßige Kinder unterftügt. 

Es gewährt aljo Schuß gegen drohende Verwahrlofung und ermög- 
licht andrerjeit3 eine Fürforge für Die bereits tatfächlich der Verwahrlofung 
verfalfene Jugend. 

Ich laſſe zunächft den Entwicklungsgang, welchen der Schuß gegen 
Verwahrlofung im öfterreihifhen Recht genommen hat, folgen. 


Die hiſtoriſche Entwidlung des Kinderrechtsſchutzes in 
Oſterreich.) 


Mit der Entwicklung der Laudeshoheit war auch in Oſterreich der 
Schutz der Waiſen zu einem Beſtandteil der landesfürſtlichen Gewalt 
geworden. 

So erklärt die „Reform gutter Polizey“ für die fünf nieder— 
öſterreichiſchen Länder vom Jahre 1552, daß dem chriſtlichen Khunig 


) Das Vormundſchaftsrecht Niederöſterreichs vom 16. Jahrhundert bis zum 
Srftrinen bes Sofefiniichen Gefepbuches, dargeftellt von Carl Graf Cporinaty. 
Bien, 1878. 
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und regierenden Landfürſten in Crafft ſeines tragenden Ambts zuſteen 
und gepürn will eine neue Ordnung der Vormundſchaft einzuführen. 

Leopold I. bezeichnet ſich im Eingange der Gerhabicaftsord- 
nung von 1669 als „den obriſten Gerhaben und Schutzherrn“ der von 
ſeinen Untertanen hinterlaſſenen Waiſen. 

Dieſe Auffaſſung liegt auch der Kodifikation des bürgerlichen Geſetz- 
buches vom Jahre 1811 zugrunde: Das Staatsoberhaupt ift ber oberfte 
Bormund. 

Aber nicht bloß die Vormundſchaft der verwaiften Kinder, nicht bloß 
bie Fürforge und der Schuß der vaterlofen Waifen bildete den Gegen- 
ftand der Gefeßgebung. 

So verjichert die Kaiferin Maria Therefia in der Majoremitätsjahres- 
beftimmung vom 12. April 1753 (Codex Austriacus V, 8. 57), daß fie 
„in mildeiten Anbetracht, daß die gute Erziehung der Jugend eine 
Hauptftüge des Staates fey, aus landesmütterlicher Fürjorge beivogen, 
unter andern ihren Regierungsforgen ohne Unterlaß bemüht fei, folde 
Sürfehungen zu treffen, damit die in ihren Staaten befindliche Jugend 
mittels einer wohleingerichteten Auferziehung wohl angefeitet, dahingegen 
von ber Gelegenheit, in eine ausfchweifende Lebensart zu geraten, forgjam 
abgehalten werben möge”. 

Auh im umfaffenden Gejegentwurfe dieſer Zeit, im Codex 
Theresianus, findet dieſe fürforgliche Abſicht ihren Ausdruck, beftimmter 
erft im Entwurfe Martinis, der den Jugendlichen ausdrüdfich feine Hilf- 
reihe Hand zufagt, am Harjten endlich im geltenden Rechte feldft. 

Denu das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch macht ſich nicht bloß 
ben deutſchen Gebanten des Königsſchutzes der landesherrlichen und ftaat- 
lichen Vormundſchaft über die vaterlofen Waifen voll zu eigen, fondern 
e3 vertieft diefen Gedanken inhaltlich und erweitert ihn dem Umjange 
nad, indem es nicht bloß Schuß gewährt an Stelle des Waters, jondern 
aud wenn nötig gegen ben Water, biefen jeiner Gewalt entjeßt, buch 
einen Vormund erfegt und diejenigen, welche wegen Mangeld an Jahren... 
ihre Angelegenheiten ſelbſt gehörig zu bejorgen unfähig find, unter den 
bejonderen Schuß des Geſetzes teilt ($ 21 a. 6. ©. B.) 

Natur, Sitte und Recht "begründen übereinftimmend das Gemalt- 
verhältnis ber Eltern über das Kind. Recht und Pflicht der Eltern zur 
Ernährung und Erziehung der Kinder ift nur die Weiterführung und 
Vollendung der Erzeugung (Bruns. „Das Heutige römifche Recht“ in 
Holgendorffs „Enzyflopädie der Rechtswiſſenſchaft“, 2. Aufl, ©. 420). 

Das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch umſchreibt im 8 139 die Ber- 
bindlichkeit der Eftern, ihre ehelichen Kinder zu erziehen, das ift für ihr 
Leben und ihre Gefunbheit zu jorgen, ihnen den anftändigen Unterhalt 
zu verfchaffen, ihre körperlichen und Geiſteskräfte zu entwideln und durch 


— 26 — 


Unterricht in der Religion und in nützlichen Kenntniſſen den Grund zu 
ihrer künftigen Wohlfahrt zu legen. Die Familie erſcheint nach öfter» 
reichiſchem Rechte als die große Schugorganifation für das ſchutzbedürftige 
Alter der Kindheit und der Jugend. 

Hofrat v. Zeiller bezeichnet „die Familien als Pflanzichulen, in 
denen — nad Abſicht eines weiſen Geſetzgebers — braucdbare Bürger 
des Staates gebildet werden ſollen“. Diefem um das Zuftandefommen 
des bürgerlichen Gejegbuches verdienten Manne zufolge war für bie 
Organiſation der elterlichen Gewalt in Öfterreih daher aud der Er- 
ziehungszweck maßgebend. 

Das Wohl des Kindes ift aljo der beftimmende Grund, aus welchem 
die Zuteilung ber Erziehungsrechte an die Eltern erfolgt. Die väterliche 
Gewalt de3 bürgerlichen Gefeßbuches hat mit dem römiſchrechtlichen Be— 
griffe der patria potestas faum mehr als den Namen gemeinjam. Die 
patria potestas ift ein prinzipiell unbeſchränktes abfolutes Herrfchaftsrecht, 
ba3 die Kinder ber dejpotifchen Gewalt des Hausvaters völlig unterwirft 
und mit dem Eigentum feinem Begriffe und Urfprunge nach identiſch ift. 

Dem pater familias ftand auf Grund ber patria potestas ein 
Recht über Leben und Tod feiner Kinder zu. Die Herrfchaft des Vaters 
über den Sohn war unbedingt, von ber Herrſchaft über das Eigentum 
faum zu unterjcheiden. 

Doch bewegte ſich ber Fortfchritt in der Rechtsentwicklung in einer 
Abſchwächung diefer Gewalt des Yamilienhauptes in der allmählichen 
Überleitung des Erziehungsrechtes in die Erziehungspflict. 

Nod; der Codex Theresianus konnte fi; dieſer römifchrechtlichen 
Auffaffung nicht entfchlagen und ſpricht dem Vater gleichſam ein Eigentum 
über die Kinder zu, eine Aufjaffung, die von den folgenden Entwürfen ab- 
gelehnt wird und dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche völfig fremd ift. 

Zeiller bemerft zu $ 147 a. 6. ©. B. über die väterlihe Gewalt: 
„ſie ift fein Eigentumsrecht, fein Recht, die Kinder als Mittel zu beliebigen 
Zwecken zu verwenden, fondern eine auf ben Zweck der Erziehung, auf 
das wahre Wohl der Kinder eingeſchränkte Gewalt”. 

Es ift ein durch den fittlichen Zweck des Schutzes und der Er- 
ziehung beichränttes Herrſchaftsrecht über die Perſon der Kinder, ein 
Schugverhäftnis im Sinne deutfchrechtlicher Auffaffung, die in dem Vater 
den natürlichen Vormund feiner ehelichen Kinder ficht und demgemäß ber 
Meinung ift, daß in der rechtlichen Stellung des Vaters die Pflichten 
das die Rechte überwiegende Moment jeien. Gerade aus diefer Parallele 
mit dem Vormunde ergibt fid) für den Staat der Gedanke, auch den Vater 
feiner obervormundſchaftlichen Gewalt zu unterwerfen, und nicht nur die 
Fürforge für die Perfon des Mündels durch den Wormund, zum Gegen 
itande der obervormundfchaftlichen Überwahung zu machen, 
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In der Erziehung der Kinder ift ein Moment des Handelns für die 
Gefamtheit vorhanden und in ber Augübung der dazu gehörenden Rechte 
und Pflichten mag immerhin der einzelne auch al3 Vertreter der Gejamt- 
heit jich betrachten, die ficherlich nicht nur in feinem individuellen Inter 
eife ihn mit der Ausübung von Gewalt über andere Perfonen ausge— 
Rattet Hat. (Jellinet, Dr. Georg, „Syſtem des fubjeltiven öffentlichen 
Rechtes“. Freiburg i. B. 1892.) 

Das allgemeine bürgerliche Gejegbuch hat denn auch die Erziehungs» 
pflichten zu einem officium öffentlichrechtlicher Natur geftaltet, bei deſſen 
Vernadläffigung die Staatsgewalt einzugreifen und die „angemefjenen 
Verfügungen” (8 178 a. 6. ©. B.) zu treffen berechtigt iſt. 

Deshalb ift die väterlihe Gewalt auch nicht mehr wie früher im 
römiſchen Rechte ein regelmäßig erſt mit bem Tode de3 Water oder 
des Kindes endendes unentziehbares Recht. 


Die elterliche, bezw. väterlihe Gewalt, die daraus fließen- 

den Erziehungsredte und -Pflichten, die Erziehungsgewalt. 

Der Schuß gegen den Mißbrauch der Rechte der Eltern und 
die Vernachläſſigung der elterlichen Pflichten. 


Träger der Familiengewalt jind fomit die Eltern. Die in der elter- 
lichen und väterlihen Gewalt gelegenen Rechte find den Eltern im weſent— 
lichen um des Erziehungszmwedes behufs Erfüllung ihrer Pflichten an— 
vertraut. Dieſe Erziehungsrechte machen die Erzichungsgewalt aus. Die- 
jelben find im allgemeinen auch Pflichten zur körperlichen, geiftigen und 
fittlichen Erziehung bes Kindes. Ihre Vernachläſſigung find die Außerungs- 
formen ber Verwahrlojung der Kinder durch die Eltern. 

Ju dent Sinne, daß für die Zuteilung der Erziehungsrechte ber Eltern 
das Beſte des Kindes entſcheidend fei, ift auch $ 147 a. b. G. 8. zu 
verjtehen: „die Rechte, welche vorzüglich dem Vater als Haupt ber 
Familie zuftehen, machen die väterliche Gewalt aus“. 

Beiller begründet dies damit, daß dem Vater „in Nüdjiht des Er- 
ziehungsgeſchäftes“ höhere Rechte zuftehen follen. Denn obſchon die Eltern 
bei der Erziehung einverjtändlich zu Werke gehen follen, jo muß doch 
im Falle eines Widerftreites ein entjcheidender Wille eintreten und diejer 
tommt dem Manne zu. 

Da die Eltern, bezw. der Vater, zunächſt die Pflicht haben, die Kinder 
zu erziehen, fo jteht diejer Pflicht fomit der Erziehungsanſpruch bes Kindes 
gegenüber. Die Verwahrlojung der Kinder bedeutet ſomit nur eine Ver— 
fürzung dieſes Erziehungsanipruches, die Verkürzung eines Nechtes des 
Kindes. 
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Der Rechtsſchutz des Kindes in dieſer Beziehung liegt in der Ermäch- 
tigung des Vormundſchaftsgerichtes zum Eingriffe in die väterliche Ge— 
malt, wie ein ſolcher in den 88 176—178 a. b. G. B. begründet iſt und 
wozu das Geſetz nicht nur dem Kinde und ſeinen Verwandten, ſondern 
jedermann ein Beſchwerderecht einräumt. 

Das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch beruft das Gericht als Vormund⸗ 
ſchaftsbehörde zur Vertretung des Staates in feiner Eigenſchaft als Ober- 
vormund zum Schuge gegen gewiſſenloſe und pflichtvergeffene Eltern zum 
fo fchwerwiegenden Eingriffe der obrigfeitlihen Schuggewalt in bie väter- 
lihe Gewalt, in das Recht ber Familie. 

Das Geſetz, welches nicht nur das Kind felbft ben Beiſtand des Ge— 
richtes anrufen läßt, räumt jedermann die Popularklage zu diefem Zwecke 
ein und bekundet dadurch, daß e3 das allgemeine Intereſſe an dem Schuß 
der Kinder gegen jchlechte Eltern anerkennt. 

As grundlegend für die pjlegichaftsbehördliche Tätigkeit der Ge- 
richte kann aud eine auf die Anregung bes k. k. Oberlandesgerichts- 
präfibenten Graf Chorindfy erflojfene Verordnung bes f. 3 Juſtiz · 
miniſteriums gelten. Dies iſt die Verordnung des Juſtizminiſteriums 
vom 10. November 1893, 8. 19.462, betreffend die pflegſchafts- 
behörblihe Fürſorge für die perfönlichen PVerhältniffe der Minder- 
jährigen (an alle Gerichte). Dieſer zufolge bieten mehrfach geäußerte 
Wünfhe und Anregungen dem Juftizminifterium Anlaß, die unter- 
ftehenden Gerichte daran zu erinnern, daß ſich nach ben Beitimmungen 
des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches ihre FZürforge in Anjehung ber 
Minderjährigen nicht bloß auf deren vermögensrechtliche Intereſſen be- 
ſchränken darf, fondern daß fie pflihtgemäß innerhalb der im 
britten und vierten Hauptftüde des I. Teiles des allgemeinen 
bürgerlichen Gejegbuces gezogenen Grenzen auch für bie per- 
fönliden Verhältniffe der Minderjährigen ihre Fürſorge zu 
betätigen haben. Die notwendige periodifche Reviſion des Waijen- 
buches wird Anlaß und Gelegenheit zu Exkundigungen über ben Stand 
der Ausbildung und Erziehung der Minderjährigen gewähren, aber auch 
die gewöhnlichen genden, insbejondere die ftrafgerichtlihen Geſchäfte 
werden häufig Erjheinungen zu Tage treten laſſen und Verhältniſſe Har 
legen, welche dem Zivilgerichte Anlaß geben müſſen, der Erziehung und 
dem fittlihen Zuftande der Kinder Aufmerkfamteit zuzumenden. Daher 
follen die Strafgerichte und ftrafgerichtlichen Funktionäre bie Zivilgerichte 
von ben diesfalls wahrgenommenen Tatſachen jeweils in Kenntnis fegen. 
In Ausübung jolher obervormundſchaftlicher Fürforge werden bie Ge— 
tihte gemäß $ 178 a. b. G. B. insbeſondere auch dem Minderjährigen, 
deſſen fittliher Entwidlung in feiner Umgebung Gefahr droht, 
in einer andern Familie unterbringen fönnen, bie dem Ge- . 
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richte volle Gewähr für eine gute Erziehung bietet. Sofern 
aber hiezu die Gelegenheit fehlt, wird ber drohenden Ver— 
mwahrlofung der Minderjährigen durch deren Überweifung an 
eine Befjerungsanftalt für jugendlihe Forrigenden vorge— 
beugt werben können. 

Die Tätigfeit der Gerichte in Ausübung der ihnen durch $ 178 
a. b. ©. B. eingeräumten Beiftandspflicht wollte in früheren Jahren nicht 
viel jagen und wurbe erft auf Grund ber ebenbezogenen Verordnung des 
Juſtizminiſters und insbefondere in den Iegten Jahren regfamer, als einige 
aufregende Prozeffe, betreffend Kindermißhandlungen, die Aufmerkfamfeit 
ber Offentlichkeit auf hier herrſchende Mißſtände Ienkten. 

Diefem Anlaffe entiprang die Verordnung de k. k. Juſtizminiſteriums 
vom 3. Dezember 1899, welche bie f. f. Gerichte zur genauen und ernften 
Anwendung ber Gefege zum Zwecke eines wirkſamen Kinderſchutzes auf- 
forderte, die Gerichte vor allem auf die bisher wenig geübte Schugpflicht 
im Sinne ber 88 177, 178 a. 5. ©. 8. nochmals aufmerkſam machte 
und erflärte, daß dad Gericht nicht nur wegen ſchwerer Mißhandlung, 
fondern auch wegen drohender Werwahrlofung ber Kinder auf ben 
Verluſt der väterlichen Gewalt erkennen und die Unterbringung der Kinder 
in einer andern Familie oder in einer Erziehungs» oder Befferungsanftalt 
verfügen könne. 

Diefe Verordnung des Juftizminifteriums blieb nicht ohne Erfolg. 
So konnte bereit3 ein Erlaß de3 Juftizminifteriums an das Oberlandes- 
gerihtspräfidium in Wien vom April 1902 fonftatieren, daß nach den 
übereinftimmenden Ausfagen von verjchiedener Seite im Vergleich zu 
früher mit größerer Zeftigkeit und mit mehr Entgegenfommen und Umſicht 
gearbeitet werde. Jedoch ftehe es mit dem Kinderfhuge noch nicht am 
beiten. Es liege aber nicht an einem Mangel des Geſetzes, wenn der Vor— 
wurf erhoben werden fünne, daß bie Hilfe der Behörden bisweilen zu 
fpät fomme und nicht zureiche. Nach den bisherigen Erfahrungen ſcheine 
fih die Praxis auch nicht immer der Tragweite ber in ihrer allge— 
meinen und weiten Faſſung außerordentlich wertvollen Beſtimmungen des 
8178 a. 5. ©. 8. bewußt geworden zu fein. 

Diefe Bemerkung der erwähnten Juftizminifterialverordnung deutet 
auf einen Widerſpruch zwifchen Gefegeötheorie und Praxis. Der Geſetz⸗ 
geber de3 bürgerlichen Gejegbuches hatte — wie wir gefehen haben — 
den römifchrechtlihen Begriff der patria potestas, jenes fchrantenloje 
Herrſchaftsverhältnis des Vater über feine Kinder, glüdlich überwunden. 
Die gelehrten Richter mit ihrer römiſchrechtlichen Vorbildung haben bie 
römiſchrechtliche Auffaſſung von der ſchrankenloſen väterlichen Gewalt aber 
noch nicht ganz überwunden, baher die vom Juftizminifter beklagte, dem 
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praktifhen Werte der 88 177, 178 a. 6. ©. ®. noch immer nicht ent» 
fprechende Anwendung diefer Schugbeftimmung. 

Erſt die erwähnten Strafprogefie, in benen Kindermißhandlungen 
den Gegenftand der Verhandlung bildeten, ſprachen eine zu erjchredende 
Sprache der Tatfahen und fällten ein zu vermichtendes Urteil, wohin 
jene römifchrechtliche Doktrin von der patria potestas, wohin jene ge- 
heiligten Efternrechte unter Umftänden führen fünnen, 

Eine gefteigerte Empfindlichkeit de3 Rechtsgefühls gegenüber ber früher 
vielfad) wahrgenommenen Gleichgültigkeit bemächtigte fi nicht nur des 
Publikums, fondern auch die Auffaffung der gelehrten Richter erfuhr 
einen Wandel, der noch duch die Verordnung des Juſtizminiſters ge- 
fördert wurde. Begreiflicherweife bezog ſich diefer Wandel in der richter- 
lichen Auffaffung zunächſt auf den in pofitiven Handlungen zum Ausbrud 
tommenden Mißbrauch der väterlihen Gewalt, auf Mißhandlungen, 
weniger auf die in einem negativen Verhalten ber Eltern gelegene Vernad)- 
läſſigung elterlicher Pflichten, auf die Gefährdung und drohende Ver— 
mahrfofung. 

Die LVereinsbildung und Organifation der fozialen Hilfe auf dem 
Gebiete des Kinderſchutzes — von allem Anfange durch den nächſten, un— 
mittelbaren Anlaß ber erwähnten Strafprozeſſe beeinflußt — legte zu— 
nächſt das Schwergewicht auf ben Schuß ber Kinder gegen Mißhandlung, 
weniger auf den Schuß gegen drohende und tatjähliche Verwahrloſung, 
ſofern dieſe nicht eine Begleiterfheinung ber Mißhandlung ift. 

In vier aufeinander folgenden Gerichtsverhandlungen waren um bie 
Jahrhundertwende geradezu grauenhafte und fehaudererregende Zuftände zu 
Tage gefördert worden. Dem Martyrium der Kinder hatte erft der Tod 
ein erlöfendes Ende bereiten müſſen, bevor die Stantögewalt die Eltern 
wegen des Mißbrauches ihrer Gewalt zur Verantwortung z0g. Died 
mußte begreiflicheriweife den rechtzeitigen Schuß gegen Mißhandlung als 
das nächſte Ziel fozialer Hilfstätigfeit erfcheinen laſſen. 

Der k. k. Juftizminifter teilte in einer Interpellationsbeantwortung 
vom 12. Februar 1901 mit, wie die Juſtizverwaltung das Anerbieten ber 
Kinderfhug- und Rettungsgeſellſchaft in Wien, die eben erjt gegründet 
worden war und fich den Gerichten zur Verfügung geftellt und bereit erffärt 
hatte, den Gerichte alle ihr zur Kenntnis fommenden Fälle von Kinder- 
mißhanblung anzuzeigen, angenommen habe. 

Und doch, jo traurig die Mißhandlung der Kinder, jo ſchmerzhaft aud) 
bie Leiden der mißhandelten Kinder find, fo notwendig ein rechtzeitiger 
Kinderfhug in diefer Richtung ift, vom Standpunkte des öffentlichen 
Intereffes erheifcht die Werwahrlofung der Kinder, die Vernachläſſigung 
der Grziehungspflicht, der Mißbrauch der väterlichen Gewalt Durch 
die Anleitung der Kinder zum Böjen und Schlechten, das dem 
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Kindern gegebene ſchlechte Veifpiel, nicht weniger gebieteriſch wirkſame 
Schugmaßnahmen, denn, wenn bie Kindermißhandlung zum phyſiſchen 
Kindermord führt, bedeutet zumeift die Verwahrlofung den moraliſchen 
Kindesmord, eine Gefahr nit nur für das Kind, fondern für die All- 
gemeinpeit. 


Legislative Maßnahmen behufs Einrichtung einer Fürforge- 
. erziehung.“ 

In der ebenerwähnten Interpellationsbeantwortung vom 12. Februar 
1901 bemerkte der k. f. Juftizminifter, daß Die vorhandenen zivilrecht- 
lichen Schugbeftimmungen im alfgemeinen genügen, daß e3 fi) aber nicht 
verfennen lafje, daß gegenüber der drohenden Verwahrlofung jugendlicher 
Berfonen ein wirkſames Eingreifen des Staated notwendig jei. Die Re— 
gierung beabfichtige daher, „legislative Maßnahmen behufs Einrichtung 
einer Fürforgeerziehung” einzuleiten. Auf diefe Weife merde auch den von 
den Gerichten mehrfach hervorgehobenen Schwierigkeiten begegnet werben 
tönnen, die einer erfolgreichen Handhabung der Beſtimmungen des bürger- 
lichen Rechtes zur Hintanhaltung des Mißbrauches der Rechte und ber 
Vernachläſſigung der Pilihten der Eltern und Erzieher entgegenftehen. 

So wertvoll auch bie Beſtimmungen be3 allgemeinen bürgerlichen 
Gejegbuches als rechtliche Grundlage des Schutzes gegen Verwahrlofung 
de3 ehelichen Kindes im gegebenen Falle find, vom Standpuntte des 
öffentlichen Intereſſes erfcheinen fie unzulänglich. Diefe gefeglichen Be- 
ftimmungen laffen die Organijation vermifjen, welche die Fürforge dem 
Schutze, der Entfegung der bisherigen Erzieher die Erfagerziehung folgen 
laffen; die Erziehungsfürforge in allen Fällen der Crziehungsbedürf- 
tigfeit ficherftellen würde, 

Wie wir bei Beiprechung der Urjachen der Verwahrloſung gejehen 
haben, haben wir es bei der Verwahrloſung nicht mit einer vereinzelten Er— 
ſcheinung zu tun, fonbern ift Die Verwahrloſung vielfach, auf allgemeine Ur- 
ſachen wirtfchaftlicher und fozialer Natur zurüdzuführen, welche, dba die 
Eltern um des Erwerbes, des Unterhaltes willen außer dem Haufe be- 
ſchäftigt find, zu einer Vernachläſſigung der elterlichen Aufſichts- und 
Erziehungspflicht und fomit zur Verwahrlofung der Jugend als einer 
häufig wieberfehrenden fozialen Erſcheinung führen. Gegenüber der Majfen- 
haftigfeit dieſer fozialen Erſcheinung fehlt es an einer entipredjenden 
DOrganifation, welche die Einleitung des auf die Schugfürforge abzielenden 
Verfahrens in jedem einzelnen Falle ficherjtellen würde. 

Zur Einleitung und Durchführung diefer Fürforge eignet fi das 
Gericht in feiner heutigen Verfaffung an und für fich nicht, Und jelbft 
die von ber Juftizverwaltung ins Leben gerufenen Hiljseinrihtungen 
und bie zum Zwecke des Kinderſchutzes ins Leben gerufenen Vereins- 
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organiſationen erſcheinen zwar als wertvolle Hilfsmittel, welche die Gerichte 
in ber Erfüllung ihrer obervormundfcaftlihen Pflichten unterftügen, 
allein das öffentliche Interefje an einer altfeitigen Bekämpfung ber Ver- 
wahrlofung als einer jozialen Gefahr vermögen fie nicht ficherzuftellen 
und zu wahren. Dazu bebarf e3 eines Organes der öffentlichen Gewalt, 
welche nicht nur anzeigeberechtigt, fondern auch zur Anzeige verpflichtet 
it und das Vormundfchaftsgericht von jedem einzelnen Falle der Ver— 
wahrlofung in die Kenntnis und damit in die Lage feßt, von ben Schutz⸗ 
beftimmungen des Geſetzes Gebrauch zu machen. 

Das in der Verwahrlojung liegende Moment ber Gefahr für die All- 
gemeinheit und die Rechtsordnung weiſt auf den Träger der Polizei» 
gemalt als dasjenige Organ ber öffentlichen Gewalt Hin, welches mit 
biefer Anzeigepflicht zu betrauen wäre. Nur auf diefe Weife wäre dem 
öffentlichen Intereffe an einer einheitlichen Bekämpfung der Verwahrlofung 
im ganzen Staatögebiete entjprochen. 

Der Mangel einer entiprechenden öffentlichrechtlichen Organifation 
der Fürforge, welche ſich an Die privatrechtlichen Schugbeftimmungen an- 
gliedert, macht fi) weiter8 in dem Abgange der notwendigen Fürforge- 
einrichtungen bemerfbar, welche die vom Vormundſchaftsrichter angeord- 
neten Zürforgemaßnahmen durchzuführen hätte. Die Herftellung der 
notwendigen zwedentjprechenden Einrichtungen zur Durchführung pfleg- 
ſchaftsbehördlicher Erziehfungsmaßnahmen ift auf dem Boden des Privat» 
rechtes und innerhalb der Organifation ber Gerichte von vornherein 
ausgeſchloſſen. 

Ein dem öffentlichen Rechte angehörendes einheitliches Fürſorgegeſetz 
müßte die Fürſorge auch nach dieſer Richtung ſicherſtellen. Dieſes Geſetz 
müßte den im Intereſſe des Kindes zu treffenden Fürſorgemaßnahmen dieſen 
Charalter der Erziehungsmaßnahmen wahren, alles ausſcheiden und andern 
Geſetzen überlaſſen, was als Strafmaßnahme gegen die Eltern oder gegen 
die Kinder gedeutet werden könnte. Darum genügt zum Zwecke der Fürſorge 
für das Kind die einfache Übertragung der Erziehungsgewalt von den 
Eltern an andere zur Erſatzerziehung berufene Perfonen und ift es nicht 
nötig, zu dieſem Zwecke an das Probfem der Aberkennung der elterlichen 
Gewalt zu rühren, wodurch fich in die Erwägung des zur Anordnung 
der Fürforge zuftändigen Richters leicht das der Sache abträgliche Be— 
denfen, ob eine folde Maßnahme auch dem fhuldhaften Verhalten der 
Eltern entfpriht, mengt und aus diefem Grunde die Anordnung der 
im Intereffe des Kindes notwendigen Maßnahmen vereitelt. Wenn das 
Gewiſſen des Richter von folden Erwägungen befreit wird umd die 
DOrganifation der Fürforge dem Richter Die Überzeugung beibringt, daß für 
die mangelhafte Erziehung in ber eigenen Familie ein vollmertiger Er- 
jag in dieſer Organifation befteht, dürfte auch die vorermähnte Klage über 
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die angeblid) zu laxe Praris der Gerichte auf dem Gebiete des Kinder- 
ſchutzes verftummen. 

Der Mangel ber Organifation ber Fürſorge in Angliederung an die 
Schugbeftimmungen bes allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches fommt endlich 
in ber heute fehlenden öffentlichrechtlichen Regelung ber Koftenpfficht zum 
Ausdrucke. 

Heute ſtehen der von der Pflegſchaftsbehörde angeordneten Für— 
forge für die verwahrfofte Jugend feine öffentlichen Mittel zur 
Verfügung. Nur wenn da verwahrlofte Kind arm ift, erfolgt die Für- 
forge auf öffentliche Koften, aber nicht weil das Kind verwahrloft, 
ſondern weil es arm ift. Das befondere Fürforgeerziehungsgejeg müßte 
die öffentlichrechtlihe Regelung der Koftenpflicht in die Hand nehmen, es 
müßte unter Heranziehung der an der Fürforgeerziehung beteiligten reife 
und, vorbehaltlich des Erfages von den nach dem bürgerlihen Rechte zur 
Beſtreitung ber Erziehungsfoften verpflichteten Perfonen, die öffentlichen 
Mittel zur Durchführung der Erziehungsfürforge ganz unabhängig von 
den finanziellen Berhältniffen der betroffenen Perfonen und Yamilien 
bereit ſtellen. Dies ſetzt ein Geſetz voraus, welches, ausgehend von der 
Erziehungsbedürftigfeit verwahrlofter Perfonen, die Abhilfe dieſes Zu— 
ſtandes auf öffentliche Koften fich zur Aufgabe macht und damit die wert- 
vollen Schugbeitimmungen des bürgerlichen Gefegbuches ergänzt und erft 
voll und ganz verwirklicht. 

Im Anhange finden fi einige charakteriftiihe Mitteilungen aus, 
meiner Erhebung im Jahre 1890, darunter auch diejenigen, welche die 
eigenartige Lage ganzer Kategorien von fhuß- und hilfsbedürftigen 
Kindern beleuchtet. Diefe find die Ammenkinder in Mähren, die Zigeuner- 
tinder, die Ausmanbdererfinder in rain, die Wanderfinder in Tirol, 
weiter die Erhebungen des Statiftifchen Landesamtes in Gteiermarf vom 
Jahre 1901, betreffend die Verwahrlofung und Gefährdung der Kinder 
in Steiermark, und zwar jener Teil, welder den Zufammenhang ber 
Berwahrlofung und Gefährdung mit den Verhäftniffen des Elternhaufes 
zur Darftellung bringt. 

(Siehe Anhang Nr. 1, 2 und 3.) 


Das Recht und die Pflicht der Eltern zur Verpflegung und 

Erziehung ihrer unehelihen Kinder; der Schuß ber gefähr- 

beten unehelihen Kinder, die Vormundſchaft über uneheliche 
Kinder. 


Wenu das allgemeine bürgerliche Gefegbuc auf biefe Weife die ober- 
vormundſchaftliche Gewalt des Staates zum Schutze ber ehelichen Kinder 
gegen graufame und gewilfenlofe, gegen unwürdige und pflichtvergeffene 

Reiche, Fürforge für die verwahrlofte Jugend. II. 3 
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Eltern begründet und die Gerichte anmeift, dieſe Schuppflicht zu üben, 
fo Hat es andrerjeit8 auf den Schug der unehelichen Kinder nicht ver- 
geffen und in dem vormundſchaftsrechtlichen Teile die Schugorganifation ge- 
ſchaffen, welche den mangelnden Familienſchutz erjegen, bie Leitung der 
Erziehung der unehelichen Kinder ficherftelfen foll, während das Armenrecht 
Gewähr für die Bereitftellung der Mittel, die für die Erziehung erforder- 
lich find, bieten foll. Leider nur, da diefer Schug und diefe Gewähr 
vielfach nur auf dem Papier fteht. 

Let der hohen Wertihägung des Gefeggebers für die Familie als 
Erziehungsanftalt für die in der Ehe geborenen Kinder war e3 naheliegend, 
daß diefer darauf bedacht war, den Kindern, welche außerhalb der Ehe 
geboren und von ben Rechten der Familie ausgefchloffen find ($ 165 
a. b. ©. 8.) einen Erfaß für die durch die Familie vermittelte Erziehung 
zu bieten und die Verwirklichung des den unehelichen Kindern gegenüber 
ihren Eltern eingeräumten Rechtes auf eine dem Vermögen ber Eltern 
angemeffene Verpflegung und Erziehung zu fihern. 8 166 a. 6. ©. 2. 
mahrt ausdrüdlich den Erziehungsanfpruc; des unehelihen Kindes, Die 
Rechte der Eltern über das uneheliche Kind erftreden fich foweit, ala es 
der Zwedck ber Erziehung erfordert. Übrigens fteht das uneheliche Kind 
nicht unter ber väterlichen Gewalt feines Erzeugers, fondern es wird 
von einen Vormunde vertreten. Bur Verpflegung ift vorzüglich der 
Vater verbunden, wenn aber diefer nicht im ftande ift, das Kind zu ver- 
pflegen, fo fällt die Verbindlichkeit auf die Mutter. Solange die Mutter 
ihr umeheliches Kind der künftigen Beſtimmung gemäß jelbft erziehen will 
und kann, darf ihr dasſelbe nicht entzogen werben; deſſenungeachtet muß 
der Vater die Verpflegungsfoften beftreiten. Nachdem die Rechte der Eltern 
über das uneheliche Rind fich foweit erftreden, ala e3 ber Bwed der Er- 
ziehung fordert und es ben Eltern frei fteht, ſich micht nur über ben 
Unterhalt, fondern auch über die Erziehung des unehelichen Kindes mit» 
einander zu vergleichen, fo folgt auß der vorerwähnten Beſchränkung ber 
elterlichen Rechte, daß ein folder Vergleich dem Rechte des Kindes und 
feinem Erziehungsanſpruche feinen Abbrud tun kann. 

Wenngleich das umeheliche Kind nicht unter der eigentlichen väter— 
lichen Gewalt feines Erzeuger fteht, entbindet das allgemeine bürgerliche 
Geſetzbuch den unehelichen Vater nicht ſeiner erziehlichen Aufſichtspflicht 
über das uneheliche Kind. 

Der Vater iſt verpflichtet, ſoſjern das Wohl des Kindes duch die 
mütterlihe Erziehung Gefahr läuft, das Kind von der Mutter zu trennen 
und das Kind zu ſich zu nehmen oder anderswo ficher und anftändig 
unterzubringen ($ 169 a. b. ©. 8.). 

Der Mangel ber väterlichen Gewalt, der Ausſchluß bes unehe— 
lichen Kindes von den Rechten der Familie, meift ein erhöhtes Schup- 
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bedürfnis dieſer Kinder auf, welchem auch der Staat in ſeiner Eigenſchaft 
als Obervormund dadurch gerecht wird, daß das uneheliche Kind während 
ſeiner ganzen Minderjährigkeit unter Vormundſchaft geſtellt und ſomit 
der obervormundſchaftlichen Aufſicht der Gerichte unterſtellt wird. Die 
Ausführungen, betreffend die Vormundſchaft finden alſo in hervorragendem 
Maße auf die unehelichen Kinder Anwendung. Die Mängel dieſer Ein— 
richtung machen ſich auch in hervorragendem Maße in der Pflege und 
Erziehung umeheliher Kinder geltend. 


B. Das Vormundſchaftsrecht. 
Der Erjag des Familienfhuges durd die Vormundigaft. 

Bir haben im vorhergehenden Kapitel gejehen, wie ber mangelnde 
Familienſchutz bei unehelihen Kindern durch die Vormundſchaft erfegt 
werben ſoll, daß alle unehelichen Kinder während ihres minderjährigen 
Alters bevormundet find, Wir haben an der Hand be bürgerlichen 
Gefegbuches meiter gefehen, wie ber Mißbrauch der väterlichen Gewalt, 
die Vernachläffigung der elterlichen Unterhalts-, bezw. Erziehungspflichten 
zum gänzlichen und teilmeifen Verluſt der väterlichen Gewalt führen und 
wie in biefen Falle die Obervormundfchaft des Staates dahin führen 
tann, daß gewiſſenloſe und pflichtvergefjene Eltern ihrer elterlichen Gewalt 
mit der Rechtswirkung entfegt werden, daß an Stelle des feiner Gewalt 
entfleibeten Vaters nunmehr der Vormund tritt, um die Erziehung der 
mißhanbelten und verwahrloften Kinder zu leiten. 

In IV. Hauptftüd des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches ift für 
den Fall, daß ein Kind ber efterlichen Fürforge entbehrt, Vorforge für die 
geſetzliche Vertretung der Jntereffen und Rechte des Minderjährigen ge- 
troffen worden. Danach gewähren die Gefege den Perſonen, denen die 
Sorge eines Vater nicht zu ftatten fommt und die noch minderjährig find, 
befonberen Schug durch einen Vormund. 

Unter dieſe beſonders zu ſchützenden Perſonen falfen alſo nicht bloß die 
Baifen, ſondern aud) die unehelichen, die verlaffenen, vernachläſſigten und 
mißhandelten Kinder. Für diefe Perfonen beftellt das Gericht einen Vor— 
mund. Bon ber Beitellung eines befonderen Vormundes wird bei Findel- 
kindern abgejehen. Die Findelhausdireftion vertritt bei allen unter ihrer 
Obſorge ftehenden Kindern bie Stelle de3 Vormundes (Hofdekr. vom 
17. Auguft 1822, 3. ©. S. Nr. 1888) (f. Anhang Nr. 6 und 3). Der 
Vormund hat vorzüglich für die Perfon des Minderjährigen zu forgen 
(8188 a. 6. G. B.); er hat glei dem Water die Verbindlichkeit und 
das Recht, für die Erziehung de3 Minderjährigen Sorge zu tragen ($ 216 
a. b. G. B.). 

Die Vormundſchaft hat Hofrat v. Zeiller in einer Abhand— 
lung über die Prinzipien des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
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eine auf den Schuß Hilffofer Perfonen und auf die Erziehung künftiger 
Bürger gerichtete politifche Anftalt bezeichnet, die aber ſchon in älteren 
Zeiten in bie bürgerlichen Gejegbücher aufgenommen und jo aud in die 
neueren verpflanzt worden ift. 


Die Tätigkeit und Buftändigteit des Vormundſchafts— 
gerichtes. 


Auf die Behandlung des Vormundſchaftsrechtes in den bürgerlichen 
Geſetzbüchern mag e3 aud) zurüdzuführen fein, daß die Gerichte und nicht 
die Vermaltungsbehörden zur Wahrnehmung dieſer fürforglichen und pfleg- 
lichen Tätigkeit berufen erſcheinen. 

Nach $ 109 der Jurisdiktionsnorm ift zur Veitellung ded Vormundes 
jenes Gericht berufen, in welchem der Minderjährige feinen allgemeinen 
Gerichtsſtand in Streitjahen hat, und zwar teilen nah $ 71 J. N. 
eheliche Kinder den Gerichtöftand des Vaters, während nah $ 72 J. N. 
uneheliche Kinder dem allgemeinen Gerichtäjtande der Mutter unterjtehen. 

8 66 J. N. ſtellt den Grundfag auf, daß der allgemeine Gerichtäftand 
einer Perſon durch deren Wohnfig beftimmt wird. Dieſe Beitimmungen, 
betreffend die Zuftändigfeit der Pflegſchaftsgerichte erſcheinen deshalb ſchon 
hier befonderer Erwähnung wert, weil daraus hervorgeht, daß die Tätig- 
teit der Pflegſchaftsgerichte fih auf Mündel ohne Rückſicht auf Landes- 
angehörigfeit und Heimatzuftändigfeit zu erftreden Hat; daß alſo Hiefür 
da3 Moment de3 Aufenthaltes und nicht des Heimatrechtes maßgebend 
ift, während für die Verwendung ber aus ber pflegſchaftsbehördlichen 
ZTätigfeit hervorgegangenen Gebarungsüberſchüſſe der gemeinfamen 
Waiſenkaſſen, deren Zuftandefommen nicht bloß Die Gelder der landes⸗ 
angehörigen Mündel bewirkt haben — mie wir unten jehen werben — 
ausſchließlich das Moment der Landesangehörigkeit und der heimatrecht⸗ 
fihen Zuftändigfeit maßgebend iſt. 

Zu den erften und michtigften Aufgaben ber Gerichte als Vormund— 
ſchafts⸗ und Pflegichaftsbehörden gehört die amtswegige Beltellung eines 
Vormundes. Diefer Pflicht der Gerichte zur Vormundſchaftsbeſtellung bei 
verwaiften, verlaffenen und unehelihen Kindern entjpricht nad $ 189 
a. b. ©. B. eine jaft ohne Sanktion gebliebene Anzeigepflicht der Ver— 
wandten be3 Pflegebefohlenen oder anderer mit ihm in nahen Verhältniſſen 
ftehenden Perfonen, dann aber ganz wefentlich bie Anzeigepflicht der 
politifhen Obrigfeiten, ſowie ber weltlichen und geiftlichen Vorſteher der 
Gemeinden, welche nach 8 189 a. b. G. 8. dafür forgen müſſen, daß das 
Gericht von dem Vormundſchaftsfalle benachrichtigt werde. 

Das Gericht beauftragt zu dieſem Zwede, jobald die Veranlaffung zur 
Veitellung einer Vormundſchaft gegeben ift, einen tauglichen Vormund, 
welcher nun ben mangelnden Familienſchutz erſetzen foll und zu biefem 
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Zwecke mittels Handſchlages die Pilichtenangelobung leiftet, daß er ben 
Minderjährigen zur Rechtſchaffenheit, Gottesfurcht und Tugend anführen, 
daß er ihn bem Stande gemäß al3 einen brauchbaren Bürger erziehen und 
fi) in allem nad) Vorſchrift des Gefeges verhalten wolle ($ 205 a. 6.6. B.). 


Gründe der Ausfchließung von der Vormundſchaft; die Unent- 
geltlichleit der Vormundfhaft über mittellofe Mündel. 
Das bürgerliche Geſetzbuch führt verfchiedene Umftände an, um berent- 

willen die Vormundichaft abgelehnt werden kann. 

Untauglich zur Vormundſchaft überhaupt find diejenigen, welche wegen 
ihres minderjährigen Alters, wegen Leibes- und Geifteögebrechen oder 
aus andern Grünben ihren eigenen Geſchäften nicht vorftehen können, 
die eines Verbrechens ſchuldig erfannt worden find, oder von benen eine 
anftändige Erziehung ber Waifen oder eine nützliche Verwaltung 
bes Vermögens nicht zu erwarten ift. 

Die Frau ift im allgemeinen als taugliche Yormünderin für fremde 
Kinder nicht anerfannt (8 192 a. 6. ©. %.), doch ift die Frau hinſichtlich 
ihre3 eigenen ehelichen Kindes unter Mitwirfung eines Mitvormundes 
zur Vormundfchaft berufen (88 198 und 211 a. b. G. B.). Die un- 
ehelihe Mutter, welche für den Unterhalt ihres Kindes auffommen muß 
(8 167 a. 6. ©. 8.) und die Pflicht zur Erziehung dieſes Kindes hat, 
wird von der Vormundſchaft ihres eigenen Kindes ausgefchloffen und ift 
dieſes auf die Vertretung durch einen Vormund angemiefen (8 166 
a. 6b. ©. B.), obgleih die Mutter und die fubfidiär unterftügungspflic- 
tige Heimatgemeinde an der Geltendmahung und Wahrung der Rechte 
des unehelichen Kindes auf Alimentation durch den unehelichen Vater die 
naͤchſtbeteiligten Interefjenten find, 

Das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch anerkennt den Grundſatz der 
Belohnung des Wormundes; fei e8 in Form einer verhäftnismäßigen jähr- 
lichen Belohnung aus den in Erfparung kommenden Einkünften oder aber 
bei minberwertigem Vermögen des Miündels, bei dem ſich nichts in Er- 
fparung bringen läßt, im alle der unverminderten Erhaltung dieſes 
Vermögens ober ber Verſchaffung einer anftändigen Verforgung des 
Minderjährigen in Form einer den Umſtänden angemejjenen Belohnung 
am Ende der Vormundſchaft (88 266 und 267 a. b. ©. 2.). 

Für die Führung der Vormundſchaft mittelfofer Mündel erfolgt feine 
Entlohnung. 


Der Unterfchied zwiſchen väterlier und vormundſchaftlicher 
Gewalt. 


Ein Vormund hat gleih dem Water die Verbindlichkeit und das 
Recht, für die Erziehung de3 Minderjährigen Sorge zu tragen, doch ſoll 
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er in wichtigen und bedenklichen Angelegenheiten erſt die Genehmigung 
und die Vorſchriften des vormundſchaftlichen Gerichtes einholen ($ 216 
a. b. ©. B.). Darin liegt ein weſentlicher Unterfhied der in den natür- 
lichen Banden ber Natur begründeten, auf der Blutsgemeinſchaft beruhenden 
väterlihen Gewalt von der im mejentlichen auf ber Beſtellung des Vor— 
mundfchaftägerichtes, auf einem behördlichen Aft aufgebauten Macht und 
Gewalt des Vormundes. Der fihtbare Unterfehieb in der Stellung des 
Vaters und des Vormundes liegt wohl darin, daß der Vormund immer 
nur zu Leiftungen perfönlicher Natur, niemals aber zu Leiftungen ver- 
mögendrehtlicher Art, wie Beſtreitung der Erziehungstoften, herangezogen 
werben fann. 

Der Bater ift bei Erziehung feiner Kinder an feine behörbliche Ge- 
nehmigung gebunden. Er übt das Recht auf Leitung und Erziehung feiner 
minderjährigen Kinder nad) freiem Ermeffen aus (Entf. d. Oberft. ©. 9. 
von: 30. Jänner 1894; Gl. U. 1014). Er ift nur infoweit negativ be- 
ſchränkt, al3 in dem bejonderen Falle der Berufswahl ($ 148 a. b. G. 8.) 
das unmündige Kind ein Vorftellungsrecht hat, über das allenfalls der 
Richter zu entſcheiden Hat und im allgemeinen, daß, wenn in einer Ver- 
fügung des Vaters ein Mißbrauch der väterlichen Gewalt oder eine 
Kränfung der Rechte des Kindes zu erbliden wäre, die Hilfe des Richters 
im Sinne bes $ 178 a. b. ©. B. gewährt wird. 

Die Gewalt des Vormundes hingegen ift — wie wir gejehen Haben — 
pofitiv umfchräntt. Der Vormund kann nur in ummictigen und un— 
bedenklichen Angelegenheiten felbftändig vorgehen; in wichtigen und be— 
denflihen Angelegenheiten ſoll er die Genehmigung und die Vorschriften 
des vormundſchaftlichen Gerichtes einholen. Der Vormund iſt gleichſam 
nur das Exekutionsorgan des Vormundſchaftsgerichtes, das ihn feines 
Amtes entheben kann. Ein Verzicht auf bie elterliche Gewalt iſt poſitiv— 
rechtlich unmöglich. Die erzieherifche Tätigkeit des Vormundes ift nicht 
ald eine unmittelbare Fürforge für die Perfon des Minderjährigen ge- 
dacht. Diefe obliegt den gejeglich hiezu verpflichteten Verwandten, nament» 
lich der Mutter, unter Kontrolle und Leitung des Vormundes wie der 
Obervormundichaft. 


Der Shupgegen den Mißbraud der vormundſchaftlichen Gewalt. 


Der Minderjährige iſt berechtigt, fich bei feinen nächjiten Verwandten 
oder bei der gerichtlichen Behörde zu befchweren, wenn ber Vor— 
mund feine Macht auf was immer für eine Art mißbrauchen oder die 
Pilichten der üblichen Obforge und Pflege hintanfegen würde. Auch den 
Verwandten des Mindel3 und jedem, der hievon Kenntnis hat, fteht die 
Anzeige bevor ($ 217 a. b. ©. B.). 
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Das Gericht verfügt über Antrag, wie aud) von Amts wegen bie - 
Entlaffung des Vormundes bei pflichtwibriger Verwaltung der Vormund— 
fchajt oder wenn der Bormund als unfähig erkannt wird, wenn er 
eines Verbrechens ſchuldig erfannt worden und eine anftändige Erziehung 
der Waifen von ihm nicht zu erwarten ift (8 254 a. 5. ©. 8. und 
8 191 a. b. G. B.) 


Die Überwachung der perſönlichen Verhältnifje der Pflege- 
befohlenen, das Waifenbud. 


Die Überwahung der Vormundſchaftsgerichte über die perſönlichen 
Verhältniffe der Mündel ſoll durch das Waifenbuch erleichtert werden. 

Jedes vormundſchaftliche Gericht ift verbunden, ein jogenanntes 
Waiſenbuch zu führen, in welchem alle Mündel dem Namen und Alter 
nad) verzeichnet find und alles, was ſich bei der Übernahme, Fortdauer 
und Endigung der Vormundſchaft Wichtiges ereignet hat, eingetragen wird. 
Das Yuftizminifterium hat in der Verordnung vom 10. November 1893, 
3. 19.462, die Gerichte auf die notwendige periodifche Revifion des Waifen- 
buches aufmerffam gemacht und betont, baß dieſe Reviſion den Gerichten 
Anlaf geben wird, Erkundigungen über ben Stand der Ausbildung und 
Erziehung der Minderjährigen einzuziehen. In dem Waijenbuche foll nad) 
8 208 a. b. G. 8. ſowohl dad Gericht felbft, als auch in der Folge die 
volljährigen Mündel, das, was ihnen zu wiſſen nützlich ift, in beglaubigter 
Form einjehen können. 


Die Mängel der Bormundfhaft in Öfterreih und die Mittel 
zu ihrer Abhilfe. 


Diefe wohlmeinenden Beſtimmungen be3 Gejeges ftanden, ſoweit es 
fih um unbemittelte Waifen Handelt, zum großen Teile nur auf dem 
Papier und um den mit der Vormundſchaft bezwedten Erſatz bes mangeln- 
den Familienſchutzes war und ift es noch heute in Öfterreich herzlich Schlecht 
beitellt. 

Das Vormundſchaftsweſen ift auf dem Standpunkte des Jahres 1811 
ftehen geblieben und bezwedt hauptſächlich eine Pupillarvermögensverwal- 
tung, bezw. Kontrolle, wird jedoch ſozialpolitiſchen Anſprüchen, betreffend 
den Schuß mittelfofer Kinder, in feiner Weife gerecht. 

Das Spftem der unentgeltlihen ehrenamtlichen Arbeit im Vormund«- 
ſchaftsweſen, welches die Fürforge und die Überwachung alleinftehender 
jugendlicher Perfonen und ihrer Erziehung dem guten Willen irgend 
eines Mannes, ber an bem Münbel feinerlei Jutereffe hat, anvertraut, ent» 
fpricht den heutigen Verhältniffen und Bebürfniffen nicht mehr. 
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Die Wichtigkeit einer zweckentſprechenden Vormundſchaft erheiſcht die 
Sicherſtellung der Pflichterfüllung der Vormünder, ſonſt bleibt der vom 
Geſetze zugedachte Schutz der Pflegebefohlenen illuſoriſch. Der Vormund 
verſieht ein Amt, deſſen Wichtigkeit für Gemeinde, Staat und Geſellſchaft 
außer Frage ſteht. Wenn das Ehrenamt nicht ausreicht, muß das Amt 
des Vormundes zur Berufspflicht des Beauftragten gemacht werben. 

Die Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 16. Jänner 1902, 
R. G. B. Nr. 4, betrifft die Übernahme und Führung der Vormund- 
Schaft. Diefe Verordnung konftatiert zunächſt, daß eine Umfrage ergeben 
habe, daß e3 namentlid in ben großen Städten und den Orten mit 
wechjelnder Bevölkerung Schwierigkeiten begegnet, ſolche Perſonen zu er- 
mitteln, bie geeignet unb gemillt find, da8 Amt eines Vormundes zu über- 
nehmen. Doc auch dort, wo dieſe Schwierigkeiten nicht beftehen, läßt 
die Führung der Vormundſchaft insbeſondere über vermögenslofe Mündel 
viel zu wünſchen übrig. Sie wird mitunter als bloße Sormalität be» 
trachtet. 

Wenngleich die Urſachen dieſer Erſcheinung durch Veranſtaltungen 
im Rahmen der beſtehenden Geſetze kaum behoben werden können, würden 
ſich vielleicht doch einſtweilen auf der gegebenen geſetzlichen Grundlage 
durch eine ſachgemäße gerichtliche Verwaltung ber gerichtlichen Pfleg- 
ſchaftsgeſchäfte manches verbeſſern laſſen. 

Dieſe Verordnung vom Jahre 1902 gibt die Mängel der heutigen 
Vormundſchaft und ihr Reformbedürfnis in dankenswerter Offenheit zu. 

Wenn id einige Mitteilungen aus der Erhebung des Jahres 1890 
im Anhange bringe, fo geſchieht Died, um daran zu zeigen, wie in biefer 
Beziehung vieles beim Alten geblieben ift, wenngleich die Organifationen 
zum Zwecke des Kinderſchutzes auch vieles in biefer Beziehung gebeſſert 
haben. Schon damals wurden die Mißftände auf dem Gebiete der Vor— 
mundſchaft armer Kinder als empfindlich fühlbare hervorgehoben. Der An- 
hang Nr. 4, 5, 6 und 7 enthält Streiflichter, welche das Vormundſchafts- 
mejen und bie Lage ber Bevormunbeten, insbeſondere der unehelichen 
Kinder, beleuchten. 

Wir werden bei Befprehung der armenrechtlihen Grundlagen der 
Fürforge für die vermahrlofte Jugend, noch auf ben Parallelismus der 
Vormundſchafts- und ber Armenverwaltung bei der Erziehung bevor- 
mundeter und armer Kinder, auf jenes Nebeneinander der zwei jelb- 
ftändigen, auf ein und dasſelbe Ziel gerichteten, organiſch nicht ver- 
bundenen Verwaltungen zu ſprechen fommen, wobei der Vormundſchaft die 
Leitung ber Erziehung, der Armenverwaltung, bie Durchführung und bie 
Mittelbefhaffung im autonomen Wirkungsfreife der Gemeinde zukommt. 
Die landläufige Auffaffung der Gemeindeautonomie al3 eines „Hoheitd- 
rechtes" der Gemeinde, als eine Art Souveränität, führt im bejonderen in 
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der Armenverwaltung dahin, daß die Autonomie als die Freiheit und 
dad Recht der Gemeindegemaltigen, mit den Armen zu ſchalten und zu 
talten nach ihrem Belieben und Ermeffen aufgefaßt wird. Ya felbft in 
dem Geifte und dem Wortlaute der Gemeindeordnung findet dieſe Auf- 
faffung ber Gemeindeautonomie ihren Stüßpunft, denn die Autonomie 
Hinfichtlich der Erziehung armer Kinder bedeutet nad) dem Gefege das 
Recht ber freien Selbftbeftimmung in einer dem örtlichen Intereſſe der 
Gemeinde zunächſt entiprechenden Weife, db. h. mit andern Worten, das 
Recht der Gemeinde, mit ber Erziehung der armen Kinder fich jo billig 
als möglich abzufinden. Bei diefer grundfäglichen Auffaflung finden bie 
in ber Erziehung armer Kinder mitberührten Interefjen bed Staates und 
der Gejellfchaft, ſowie das Intereſſe der Zukunft des Kindes wenig Berüd- 
fichtigung. Hievon mahen nur die Gemeinden mit großen Stiftungen 
unb reichenttwidelter Privatipohltätigfeit eine Ausnahme. Der Bormund- 
ſchaft ift zwar in einzelnen Armengefegen auf die Erziehung armer Kinder 
durch die Gemeinden ein feinem praftifhen Werte nad) höchſt zweifel- 
hafter Einfluß eingeräumt. Das einzige Mittel bei zweckwidriger 
Behandlung eines in der Armenverforgung der Gemeinde ftehen- 
den Kindes einen Wandel zum Befjeren herbeizuführen, liegt in dem Be- 
ſchwerderechte des Vormundes innerhalb des autonomen Inſtanzenzuges. 

Unter dieſen Verhältniſſen iſt in Oſterreich auch nicht daran zu 
denken, eine Reform des Vormundſchaftsweſens hinſichtlich unbemittelter 
Kinder in ber Generalvormundſchaft nach dem Vorbilde der Stadt Leipzig, 
d. h. in der Vereinigung der Vormundfchaft mit der Armenverwaltung der 
Gemeinde zu fuchen. Wenn nämlich zu ber in der Gemeinbeautonomie 
gelegenen Machtfülle noch die vormundfchaftliche Gewalt hinzufäme, fo 
wäre zwar ber Parallelismus ber beiden Verwaltungen befeitigt, allein 
das arme Kind wäre damit aud um den legten Stüßpuntt im Falle 
einer zweckwidrigen Behandlung gelommen. 

' Vie Löfung des Problems muß vielmehr in der Beſtellung berufs- 
amtlicher Organe für die Vormundſchaftsverwaltung gefucht werden. Ein 
Analogon ſolcher Berufsverwandticaft bildet der Inspecteur departe- 
mental du service des enfants assistes (f. „Zürforge für bie ver- 
mahrlofte Jugend“, I., 3. Frankreich, S. 45—48) und das Rechtsſchutz- 
organ ber fteiermärkifchen Landesfindelanſtalt (f. Anhang Nr. 9/1). Zur 
Vermittlung des Überganges von der ehren- zur berufßamtlichen Vor— 
mundſchaft fönnten nad Analogie ber ſtaatsanwaltſchaftlichen Funktio— 
näre Organe für die Vormundfchaftöverwaltung bei ben einzelnen 
t. k. Bezirfögerichten beftellt werben. Damit wäre gewiß aud noch 
nit das Ideal einer Vormundſchaftsverwaltung erreicht, allein eine 
ſolche Organiſation wäre mit erſchwingbaren Mitteln heute ſchon 
erreichbar und würde immerhin einen Fortſchritt gegenüber dem 


großen Nichts bedeuten, als das ſich die Vormundſchaft unbemittelter 
Kinder heute unter dem Syftem unentgeltficher ehrenamtlicher Tätigkeit 
der Vormünder darftellt. Ein weiterer Fortfchritt wäre nach der Richtung 
anzuftreben, daß ben vormundſchaftlichen Organen ein unmittelbarer Ein- 
fluß auf die Armenerziefung innerhalb ber Gemeinden eingeräumt wird. 
In diefer Hinficht find die verfchiedenen Organifationen zu erwähnen, 
welche die Vormundſchafts⸗ mit ber Armenverwaltung in eine organifche 
Verbindung bringen und welche an anderer Stelle ihre Beſprechung finden 
werben. 

Von der Geltendmahung des Befchiverderechtes im autonomen 
Inftanzenzug ift eine Abhilfe der im Syfteme der Armenerziehung durch 
die autonome Gemeinde begründeten Mängel nicht zu erwarten. 

So notwendig auch ein Fürſorgeerziehungsgeſetz für die Fälle der 
Verwahrloſung unehelicher Kinder, duch ihrg Mütter, der pflichtwidrigen 
Verwaltung der Vormundſchaft, ſowie der Nichteignung des Vormundes 
zur Erziehung aus dem Grunde ift, um dieſe Fälle aufzubeden und zur 
Kenntnis des Gerichtes zu bringen, ben fhügenden Beiftand des Gerichtes 
herbeizuführen und endlich die Erfagmaßnahmen für die mangelhajte Er» 
ziehung unehelicher Kinder jicherzuftellen, fo Liegt der Schwerpuntt einer Re- 
form auf dem Gebiete des Vormundſchaftsrechtes jedoch nicht in ber Schaffung 
eines folchen Gejepes, welches repreſſiv ben Pflichtwibrigkeiten bes Vor— 
mundes und der unehelihen Mutter begegnet, jonbern vielmehr in einer 
folgen Geftaltung ber Vormundſchaft, daß diefe präventiv wirft, ber 
Vernadjläffigung vorbeugt, e3 zu einer Verwahrlofung gar nicht fommen 
läßt. In den bisherigen Ausführungen wurde bereit3 die Richtung an- 
gedeutet, in ber fi mit erſchwingbaren Mitteln eine Reform erreichen 
ließe: der Erſatz ber ehrenamtlihen durch eine berufsamtlihe Bormund- 
ſchaft und eine organifche Verbindung von Armen- und Bormundichafts- 
verivaltung, welche auch zur Bedingung der neuerlihen Zuwendung ber 
Gebarungsüberfchüffe der gemeinfamen Waifenkafjen gemacht werden könnte. 
Ferner wäre der Zufammenjchluß der Vormundſchaftsverwaltung in einer 
Spige als oberftes Fürforgeorgan im Staate zu organifieren. Diejes hätte 
die auf dem Gebiete der Vormundſchaftsverwaltung gemachten Erfahrungen 
zu jammeln und zu verwerten, fo daß die Eltern und Vormünder nicht bloß 
hinſichtlich eines Mißbrauches ihrer Gewalten und Vernachläſſigung ihrer 
Pflichten überwacht, fondern dieſelben aud) zum Beifpiele bei der Berufs— 
wahl der ſchulentlaſſenen Kinder beraten mwürben. Zu biefem Zmede 
hätte dieſes berufßamtliche Organ der Obervormundſchaft ſich auch der 
Mitwirkung pſychologiſch und piychiatrifch gebilbeter Kräfte zu verfichern, 
damit der Obervormund Staat in die Lage verjegt wird, feinen hohen 
Aufgaben nad) allen Seiten in ſachlicher Weife nachzukommen und ſich 
vor der bureanfratiihen Schablone bewahren Tann. 
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Die im Gamilien- und Vormundſchaftsrechte begründete häusliche 
Zucht. 


Das Züchtigungsrecht ein Beſtandteil der väterlichen und 

der vormundſchaftlichen Erziehungsgewalt, der Schutz der 

Kinder gegen Ausſchreitung bei Ausübung des häuslichen 
Züchtigungsrechtes. 


Das Privatrecht in ſeinem familien- und vormundſchaftsrechtlichen 
Teile enthält nicht bloß die geſetzliche Grundlage zum Schutze des Kindes 
gegen ein ſchuldhaftes Verhalten der Eltern und ihrer Vertreter, ſondern 
auch die geſetzliche Grundlage der den Eltern und Vormündern eingeräumten 
Zuchtgewalt. Damit ſollen erziehungspflichtige Perſonen ein Mittel er- 
halten, ihren Anordnungen den nötigen Nachdruck zu verleihen. 

Der Geſetzgeber bringt der häuslichen Zucht in der Familie ein 
weitgehendes, ja man kann wohl fagen, ein zu weit gehendes Vertrauen 
entgegen unb überläßt es der Samiliengewalt, mit ben Verfehlungen eines 
Kindes fertig zu werden, felbjt wenn diefe bereit3 in ftrafbaren Handlungen 
zum Ausdrud gelommen find und dadurch Anhaltspunkte bafür gegeben 
find, daß die häusliche Zucht außer ftande ift, diefen Verfehlungen Ein- 
halt zu tun. 

Das bürgerliche Geſetzbuch räumt zum Bivede der häuslichen Zucht den 
Eltern ein Züchtigungsrecht ein. Dieſes Recht ift im $145 a. b. G. B. be- 
gründet und näher umſchrieben. Dana find die Eltern ala Vertreter 
der Familiengewalt berechtigt, ihre minderjährigen Kinder, wen nötig unter 
öffentlichrehtlicher Beihilfe in den Familienverband zurüdzuziehen. Die 
fiftige oder gewaltfame Entziehung von Kindern aus biefem Verbande 
wird als Verbrechen ber Entführung beitraft. Die Eltern haben die Be- 
fugnis, im Innern diefes Familienverbandes unfittliche, ungehorfame oder 
die häusliche Ordnung ftörende Kinder auf eine nicht übertriebene und 
ihrer Gejundheit unſchädliche Art zu züchtigen. 

Das Necht der Züchtigung findet feine Grenze im Erziehungszwede 
jelbft und darf nur foweit gelibt werben, als es biefem Zwecke dient. 
Das Strafgefeß (88 414 ff.) ſchützt die Kinder gegen Ausſchreitungen 
dieſes Rechtes ihrer gejeglihen Vertreter, gegen Mißhandlungen bei häus- 
licher Zucht. 

Der Vormund ift nad) $ 217 a. 6. ©. B. berechtigt, wenn er ben 
Vergehungen der Minderjährigen durch die zur Erziehung ihm eingeräumte 
Gewalt nicht Einhalt zu tun vermag, ſich an das Vormundſchaftsgericht 
zu wenden. Vater und Vormund können mit Zuftimmung dieſes Gerichtes 
auf Grund des $ 16 des Gefeges vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, 
die Abgabe folder Kinder in eine Beſſerungsanſtalt erwirken. 
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Eine Entſcheidung des Miniſters des Innern ſpricht einer ſolchen 
Maßnahme den öffentlichrechtlichen Charakter ab und erklärt dieſelbe als 
eine ausſchließlich im Privatrecht gegründete Erziehungsmaßnahme. 


Die häusliche Zucht im Dienſte der öffentlichen Gewalt. 


Mit dieſer Entſcheidung des Miniſteriums des Innern, wonach die 
Abhilfe des erziehungsbedürftigen Zuſtandes eines Kindes im Falle der 
Unzulanglichkeit ber häuslichen Zucht als eine privatrechtliche Erziehungs- 
maßnahme erklärt wird, ſtehen allerdings bie öffentlichrechtlichen Funk— 
tionen, welche nach öſterreichiſchem Rechte der Familie zukommen, in 
ſchlechtem Einklange. 

Die Familie erſcheint nach öſterreichiſchem Rechte nicht nur als eine 
Einrichtung rein privatrechtlicher Natur, ſondern als ein Verband, der 
vermöge der ihm zukommenden Strafgewalt öffentlichrechtliche Funktionen 
zu erfüllen hat. Die einzelne Familie erſcheint als ein ſittlicher Verband, 
der bezüglich Heiner Delikte auch der Strafgewalt des Staates gegenüber aus» 
genommen ift, fo daß gewiſſe Delikte, wie Diebftähle und Veruntreuungen 
zwiſchen Ehegatten, Eltern, Kindern oder Geſchwiſtern, fo lange fie in 
gemeinfchaftlicher Haushaltung leben, nur wenn das Haupt ber Familie 
darum anſucht, zur Strafe gezogen werben können. Dieſem Haupte ber 
Familie fteht e3 zu, folhe im Innern der Familie vorgefalfenen Delikte an 
Stelle des Staates durch häusliche Züchtigung zu ahnden (8525 St. G. 8.), 
fo daß die Familie nicht bloß als ein in gewiſſen Fällen ſtrafrechtlich eri- 
mierter Verband, fondern auch als ein Verband erſcheint, bem in Vertretung 
des Staates feinen Gliedern gegenüber Straffunktionen zuftehen. Hiebei ift 
das Recht des Familienhauptes fo ftark, daß es zumeilen, wie im 8 463 
St. ©. B., von deſſen Willen abhängt, ob die öffentliche Strafgewalt 
de3 Staates eintritt oder nicht. Der Staat überläßt auch die Ahndung 
gewiſſer Delikte, und zwar aller trafbaren Handlungen von Rindern im 
Alter bie zu 10 Jahren, der häuslichen Bucht, das ift der Strafgewalt 
bes Familienhauptes im Innern der Familie. Die ftrafbaren Übertretungen 
unmünbiger Kinder im Alter von 10—14 Jahren werben nur bedingt 
ber häuslichen Zucht überlaffen, wenn von einer ſolchen in 'ber bes 
treffenden Familie die Rebe fein kann. 

Hier befteht der gefegliche Imperativ an die Organe ber öffentlichen 
Gewalt, die Verhältniffe der Familie zu unterfuhen und im Falle des 
Mangels häuslicher Bucht bie Ahndung folder ftrajbarer Handlungen, 
fowie die weiteren Vorkehrungen ſelbſt in die Yand zu nehmen. Im Falle 
hochgradiger Berwahrlofung hat die Abgabe eines folhen Kindes in die 
Vefferungsanftalt Platz zu greifen. 
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Die notwendige Reform der Geſetzgebung behufs Einengung 
der häuslihen Zucht im Falle der Unzulänglichkeit der Er- 
siehungsgewalt. 


In einer Erweiterung diefes Imperativs auf alle Zälfe, in denen 
jugendliche Perfonen im Alter der Erziehbarkeit ftrafbare Handlungen be» 
gehen, liegt Die Richtungslinie, in welcher fich die Reform zu bewegen Hat. 
Es geht nicht an, der häuslichen Zucht ftraffällige jugendliche Perfonen 
auch dann anzupertrauen, wenn von häuslicher Zucht feine Nede fein 
Tann, die Vorkehrung der notwendigen Maßnahmen von dem guten Willen 
eines zur Erziehung unfähigen Vater oder Vormundes und von dem 
Selbftbefenntnis diefer Unfähigfeit abhängig zu machen. 

Die ftrafbare Handlung einer jugendlichen Perfon bleibt auch in 
dem alle, als ber Täter feines kindlichen Alters wegen ftraffrei zu 
bfeiben hat, doch immer eine Störung der guten Ordnung des Gemein» 
weſens, an ber die Organe der öffentlichen Gewalt nicht teilnahmslos vor⸗ 
übergehen dürfen. Ein ſchulpflichtiges Kind, das durch fein unfittliches 
erhalten bie Mitſchüler gefährdet, bedeutet eine Gefahr für weitere 
Kreife und follte gleichfalls den Anlaß bieten, den häuslichen Verhältnifjen 
dieſes Kindes nahezutreten und der weiteren Entwidlung bed Kindes in 
ſolch gefahrvoller Weife entgegenzutreten. 

Das Moment der Gefahr, welches in der Werwahrlofung liegt und 
fi bei weiterer ungehinderter Entwicklung eines folhen Kindes fteigert 
und immer weitere Kreife berührt, fpricht für die Auffaffung, wonach die 
Erziehungsmaßnahmen, welche der fittlihe Zuftand eines folhen Kindes 
erheiſcht, nicht privat, fondern öffentlichrechtlicher Natur find. 

Ein dem öffentlichen Rechte angehörendes Gefeg müßte für ſolche 
Fälle die ausfchlieglih dem Privatrechte angehörenden Maßnahmen der 
häuslichen Zucht einengen und die Erſatzerziehung in allen jenen Fällen 
ficherftellen, in denen ſich die häusliche Zucht zur Erziehung des Kindes 
als unzulänglid und deren Erfah als notwendig ermeift. 


Das öffentlide Recht. 


C. Die Deimatrechts und Armengefehgebung. 
Die Beriehungen des Armenrechtes zur Zürforge für die ver- 
wahrlofe Zugend. 

Die armenrehtlichen Grundlagen find von größter Bedeutung. Zwar 
ſchaffen fie feinen neuen Tatbeftand der Verwahrlofung, ber nicht ſchon 
im Familienrechte, in der Schul- und Strafgefeßgebung, ſowie in ben Neben- 
gefegen zum Strafgefege vom 24. Mai 1885, R. ©. ©. Nr. 89 und 90, 
enthalten wäre, Nicht einmal ift die Verarmung eine ftete Begleiterfchei- 
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nung der Verwahrloſung. Die Verwahrlofung iſt auch eine unter den 
oberen Zehntaufenden anzutreffende Erfcheinung. Nur heißen ſolche Kinder 
dann gewöhnlich nicht verwahrloft, jondern „mißraten” oder „entartet“, 
obgleich fie oft gar nicht fo aus der Art ihrer Eltern geraten find. 
Wohl aber führt die Werarmung leichter zur Verwahrlofung und find 
unter den armen unb mittelfofen Kindern infolgedeffen ungleich und un— 
verhältnismäßig mehr von Verwahrlojung bedrohte, wie bereit3 tatſäch- 
lic) der Verwahrlofung verfallene Kinder zu finden, ald dies unter ben 
nihtarmen und bemittelten Rindern der Fall ift. 

Solange e3 noch zu feiner gejeglichen Regelung ber Fürforge für 
die verwahrlofte Jugend gelommen ift, ift es die Privatwohltätigfeit, 
welche fich der verwahrloften Kinder annimmt. Die Fürforge für ein ver- 
wahrloſtes Kind ift ja in diefem erften Stadium nur von dem glücklichen 
Zufall, daf ſich ein Wohltäter findet, abhängig. Dies ift au zum Teile 
in Ofterreih der Fall, wo wir nod auf eine geſetzliche Regelung ber 
Fürſorge für die vermahrlofte Jugend warten. Die öffentliche Armen- 
pflege fommt mit der Fürforge für die verwahrlofte Jugend in einen 
unmittelbaren Bufammenhang, ba fie für die verwahrloften unter den 
armen Kindern forgen muß. Dazu fommt dann ein mittelbarer Zufammen- 
hang. Die öffentliche Armenpflege wird zum Mittel der Durchführung 
pflegfchaftsbehörblicher Anordnungen. Der erftere Zufammenhang kommt 
in der Landesarmengefeggebung, der letztere im bürgerlichen Geſetzbuche 
zum Ausdrude, 

Wir beginnen daher im engen Anflug an das Familien- und Vor— 
mundſchaftsrecht, bie dem öffentlichen Rechte angehörenden Rechtsquellen, 
mit der Heimatrecht- und Armengefegebung. 


Der unmittelbare und mittelbare Iufammenhang der Armen- 
serwaltung und die Zürforge für die verwahrlofte Iugend. 


Die Armengefeggebung und Armenverwaltung fteht mit der Für- 
forge für die verwahrloſte Jugend in einem unmittelbaren und in einem 
mittelbaren Zufammenhange. In einem unmittelbaren Zufammenhange 
fteht die Fürforge für die verwahrlofte Jugend infofern, als die Armen— 
gefeggebung und die Armenverwaltung im eigenen Wirkungskreiſe für 
einen Schuß der ihrer Obhut anvertrauten Schüglinge gegen die dieſen 
drohende Verwahrlofung forgt und für eine Erziehungsfürforge derjenigen 
armen Kinder beforgt fein folfte, welche der fittlichen Verwahrloſung bereits 
tatfächlich verfallen find. Diefer Schug gegen drohende Verwahrlofung, 
diefe Fürforge für die tatjächlich bereit8 verwahrlofte Jugend wird un» 
mittelbar von ber Urmenverwaltung felbit geübt, diesfalls beftchen armen- 
gefeglihe Anordnungen. Diefer Schuß und dieſe Fürforge jehen Ver— 
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fügungen der Organe der Armenverwaltung, alſo Verwaltungsakte, voraus, 
für deren Durchführung die Armenverwaltung aus ihren eigenen Mitteln 
bie Koſten beftveitet. 

In einem mittelbaren. Zufammenhange fteht die Fürforge für die 
verwahrlofte Jugend mit der Armenverwaltung infojern, als dieſe gleich“ 
falls ihre Mittel bereit ftellt für bie vom Vormundſchaftsgerichte angeordneten 
Fürforgemaßnahmen zu Gunften jener verwahrloften Kinder, die zwar 
noch nicht in Armenverforgung ftehen, bei denen die Vorausfegung armen- 
rechtlicher Hilfsbedürftigkeit durch das gerichtliche Erkenntnis, welches den 
Eltern die väterliche Gemalt entzieht, diefen die Kinder abnimmt und 
anderweitig unterbringt, geichaffen wird. Hier tritt die Armenverwaltung 
ein, nicht weil ein ſolches Kind verwahrloft, ſondern weil es armenrecht- 
lich Hiljsbebürftig ift. 

Die Anordnung der Schugfürforge erfolgt nicht duch Verwaltungs- 
aft innerhalb der Armenvermwaltung, fondern durch gerichtliches Urteil, 
welches dem Pater die väterliche Gewalt aberfennt, bezw. durch vormund- 
ſchaftsrichterliche angemefjene Verfügung, welche die Abnahme und Über- 
tragung der Erziehungsgewalt von den Eltern auf andere zur Erziehung 
berufene Perfonen zum Inhalt Hat. Die öffentliche Armenpflege forgt 
bann nur für die weitere Durchführung diefer gerichtlichen Maßnahmen, 
deren Koften fie beftreitet, infoweit dieſe Kinder, bezw. die zu ihrem Unter» 
halt und Erziehung verpflichteten Perſonen nicht die Mittel zur Beftreitung 
der Koſten biefer Erziehungsfürforge befigen und armenrechtliche Hilfs— 
bebürftigfeit vorliegt. 


1. Die unmittelbare Schutzrürſorge durd Die Armenuerwaltung. 
Die armenredtlihen Grundlagen. 


Die armenredtlichen Grundlagen der Fürforge für die verwahrlojte 
Jugend find die der Landesarmengejeggebung zu Grunde liegenden Be- 
ftimmungen de3 Reichsheimatgefeges, bie Landesarmengeſetze und die auto- 
nomen Armenordnungen dev Gemeinden. 

Das Reichögemeindegefeß vom 5. März 1862, R. G. B. Nr. 18, Art. V, 
3. 8, erflärt „das Armenweſen und die Sorge für die Gemeinbewohltätig- 
leitsanſtalten“ al3 in ben jelbftändigen Wirkungskreis der Gemeinde fallend. 
Die auf Grund dieſer Beſtimmung bed Reichsgemeindegeſetzes erflofjenen 
Gemeindeorbnungen und Stäbteftatute führen jomit da3 Armenweſen als 
eine Agende bes jelbftändigen Wirkungsfreifes auf. Als jelbftändigen 
Wirlungskreis der Gemeinde bezeichnen die Gefege denjenigen Wirkungs- 
treis, in welchen die Gemeinde mit Beobachtung ber beftchenden Reichs— 
und Landesgeſetze nad) freier Selbſtbeſtimmung anordnen und verfügen 
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tann, umfaßt überhaupt alles, was das Intereſſe der Gemeinde zunächſt be— 

rührt und innerhalb ihrer Grenzen durch ihre eigenen Kräfte beforgt und 

durchgeführt werben Tann. J 
Das grundlegende Reichsgeſetz für dad Armenweſen iſt das Geſetz 

vom 3. Dezember 1863, R. G. B. Nr. 105, betreffend die Regelung ber 

Heimatverhältniffe. 

Diefes Geſetz enthält die grumdfäglichen Beſtimmungen über bie der 
Gemeinde obliegende Armenverforgungd- und Unterftügungspflicht. Dieje 
Veftimmungen werden durch die Landesarmengefege einiger Kronländer 
nur näher ausgeführt; für diejenigen Kronländer, melde feine Armen- 
gefege erlaffen haben, enthalten jie unmittelbar und ausſchließlich das 
materielle Armenrecht. Zu ben leßteren gehören die Bulowina, Dalmatien, 
Galizien, Görz und Gradisla, Iſtrien, Mähren, Schlefien, Tirol und 
die Stadt Trieft. 

Danach wird der Anjprud) auf Armenverforgung als ein Ausfluß 
des Heimatrechts erklärt, welches bem Berechtigten außerdem das Recht 
de3 ungeftörten Aufenthaltes in ber Heimatgemeinde gewährt (8 1). 

Die Heimatgemeinde Hat ihre Angehörigen im Verarmungsfalle — 
ſoweit nicht andere Anftalten und Stiftungen, noch alimentations- 
pilihtige Verwandte die Mittel hiezu gewähren — zu unterftüßen 
(88 22, 23). Die der Gemeinde obliegende Armenverjorgung 
don Kindern begreift aubh die Sorge für beren Er- 
ziehung ($ 24). Die Art und Weife ber Armenverforgung be— 
flimmt innerhalb der beitehenden Gejege die Gemeinde (8 25). 
Der Landesgeſetzgebung bleibt e3 unbenommen und vorbehalten, Einrich— 
tungen zu trefjen, wodurch ben Gemeinden bie ihnen gefeglich obliegenbe 
Armenverforgung erleichtert wird (8 22). 

Diefe Beftimmungen bes Reichsheimatgeſetzes vom 3. Dezember 1863, 
R. ©. B. Nr. 105, haben die Ausgeftaltung in ben folgenden Landes- 
armengejegen gefunden: 

Böhmen: Gefeg vom 3. Dezember 1868, 2. G. B. Nr. 59 und Gejeg vom 
13. Mai 1896, 2. ©. B. Nr. 46. 

Kärnten: Gejeg vom 22. Mai 1886, 2. G. B. Nr. 18. 

Krain: Geſetz vom 28. Auguft 1888, 2. ©. B. Nr. 17. 

DOberöfterreih: Geſetz vom 5. September 1880, 2. G. B. Nr. 12 und Geſetz 
vom 5. September 1880, 2. ©. B. Nr. 12. 

Niederöfterreich: Gejeg vom 13. Oktober 1893, 2. G. B. Nr. 53, mit Aus- 
nahme von Wien. Gejege vom 13. Dftober 1893, 2. G. 8. Nr. 54 und 55, 
betxeffend Abgaben von Berlafienihaften und von Ausübung des Jagdrechts 
und Gejege vom 22. März 1898, 2. ©. B. Nr. 15 und 16, betreffend bie 
Einhebung eines 40°/,igen Bufchlages zur ftaatlichen Abgabe von Totaliſateuren 
in Niederöfterreich und Wien. 

Salzburg: Geſetz vom 30. Dezember 1874, 2. ©. B. Nr. 7 nnd Geleg dom 
12. März 1886, 8. ©. 8. Nr. 28. 
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Steiermark: Geſetz vom 27. Auguſt 1896, 2. G. B. Nr. 63, betreffend bie 
öffentliche Armenpflege. Gejeg dom 3. September 1896, betreffend die Ein- 
hebung einer Abgabe von der Ausübung des Jagdrechtes zu Guniten bes 
ſteiermärkiſchen Landesarmenfonds. Gejeg vom 4. September 1896, be» 
treffend bie Entrihtung vom Reingewinn der in Steiermark beftehenden 
Sparlaſſen für den Landesarmenfonds. Gejeg vom 2. Juni 1898, 8.6.8. Nr.52, 
betreffend bie Einhebung einer Abgabe für die Vornahme freiwilliger öffentlicher 
Berfteigerungen. Gejeg vom 26. Juni 1898, betreffend bie Errichtung einer 
Sanbdesfinbelanftalt in Graz. Geſetz vom 4. September 1896, 2. G. 8. Nr. 66, 
betreffenb ben Schuß ber in entgeltlicher Pflege untergebrachten Kinder. Kund- 
madung des fteiermärfiihen Sandesausihuffes vom 25. Lftober 1896, 
2. ©. B. Nr. 65, zum Armengeſetz. In diefem BZufammenhange tommen 
weiter noch zu erwähnen, bie Beſchlüſſe bes fteiermärkiichen Landtages aus 
Anlaß ber Yubelfeier ber 50-jährigen Regierung Gr. Majeftät des Kaiſers 
Franz Joſef I., betreffend die Mitwirkung des Landes bei der Armentinderpflege. 

Vorarlberg: Geſetz vom 30. Juni 1875, 2. ©. B. Nr. 31, betreffend bie 
Erleichterung ber Armenverſorgungsverbindlichkeit der Gemeinden in Betreff 
der Heimatlojen. Geſetz vom 7. Jänner 1883, 2. ©. 8. Nr. 10, betreffend 
die öffentliche Urmenpflege der Gemeinden. 


Die gefehlidgen Befimmungen betreffend die Pflege und Erziehung 
armer Binder, 


Die Ausſchließung einzelner Arten der Armenverjorgung. 


Diefe Landesgefege wiederholen den Grundjag des Heimatgeſetzes, 
daß die Urmenverforgung bei Armen im Kindesalter die Erziehung in ſich 
begreift. Einige laffen fich darüber nicht weiter aus, wie dieſe bejchaffen 
fein foll, während andere über bie Obforge für die armen Kinder bejondere 
Vorſchriften aufgenommen haben. Solde finden wir zunächit in negativer 
Richtung, nämlich den Ausſchluß beftimmter Pflegearten für Kinder unter 
14 Jahren. In Salzburg und Steiermark darf die Armeneinlege auf 
folde Kinder überhaupt nicht angewendet werden. In Krain ift dieſes 
Verbot eingefchräntt auf die Fälle, in welchen das Kind ſich nicht in Be— 
gleitung eines Efternteiles befindet, der dieſelbe Verpflegung genießt, 
während Steiermark, um ja feinen Zweifel auffommen zu laffen, daß e3 
ſich bei diefem Verbote nicht bloß um die ſelbſt-, fondern aud) um die 
mitunterftüten Kinder handelt, dieſes Verbot der Einlege ausdrüdtich 
auch auf jene Fälle erftredt, in welchen Kinder ihre Eltern begleiten 
(8 24, Alinea a). 

Die Unterbringung in Armenhäufern ift in Niederöfterreih wie in 
Steiermarf nur unter ganz befonderen Vorſichten geftattet, und zwar 
in Nieberöfterreich nur „in befonderen, nur zu diefem Zwecke gemwibmeten 
Räumlichkeiten der Armenhäufer“ und auch dies nur, wenn die Unter- 
bringung in Waifenhäufern und bei Pflegeparteien nicht durchführbar 
ift (8 22). In Steiermark gelten die Armenhäufer vornehmlich zur Ver— 

Reichet, Farſorge für die verwahrlofte Jugend. II. 4 


— 50 — 


ſorgung erwachſener Perſonen. Kinder bis zu 14 Jahren find in Armen- 
häufern nur dann aufzunehmen, wenn fie fi in Begleitung ihrer Eltern, 
bezw. Mutter ober von erwachjenen Verwandten befinden. Andernfalls nur 
dann, wenn die Unterbringung der Kinder in abgefonderten Urmenhaus- 
abteilungen vorgefehrt ift (8 35, Wlinen 3). Doch ift in diefem Falle 
eine beſonders hiefür geeignete Warteperfon zu beftellen ($ 34). 


Die Erziehungspflit der Armenbehörden. 


Aber auch in pofitiver Richtung enthalten die Geſetze Vorſchriften, 
welche die Armenbehörben anweifen, bei der Verforgung ber armen Kinder 
nad) Einvernehmung der nad) bem bürgerlichen Rechte berufenen Pfleg- 
ſchaftsorgane (Vater, Vormund) vorzugehen und dafür zu forgen, daß bie 
armen, verwailten ober ſonſt verlaffenen Kinder, deren Obforge der Ge- 
meinbe obliegt, erzogen und erwerbsfähig gemacht werben. 

Wie e3 aber mit der einbernehmlichen Verwaltung des Vormund— 
ſchafts und des Armenweſens ausfieht, haben wir bereits in dem Teile, 
ber das Vormundjchaftsrecht behandelt, gejehen. Zur Xertretung der 
armen, verlaffenen und vermwaiften Kinder ift ein Vormund beftellt, welchein 
die erziehliche Zeitung biefer Kinder unter Überwachung des Vormundſchafts- 
gerichtes obliegt. Zur Veftreitung des Erziehungsaufivandes und zur tat- 
ſfächlichen Erziehung armer Kinder ift Die Heimatgemeinde verpflichtet, welche 
— wie wir gejehen haben — in derlei ragen nach freier Selbftbeftimmung 
anordnen und verfügen kann. Die Erziehung armer Kinder fällt in den 
felbftändigen Wirkungsfreis der Gemeinde, der alles umfaßt, was das 
Intereſſe der Gemeinde zunächft berührt und innerhalb ihrer Grenzen durch 
ihre eigenen Kräfte beforgt und durchgeführt werben kann. 

Die Erziehung armer und bevormunbeter Kinder berührt jomit das 
Gebiet von zwei felbftändigen Verwaltungen, die ohne organifhe Ver— 
Bindung ein und dasſelbe Ziel verfolgen, ein Buftand, ber bei gemifen- 
hafter Pflichterfüllung zu Konflikten führen muß. Diefe Erfenntnis führt 
denn aud zu Beitrebungen ber Juftiz- wie der Armenverwaltung, eine 
folhe Verbindung beider Verwaltungen herbeizuführen. Ich werde auf 
diefe Beftrebungen im ſyſtematiſchen Zeile (Kapitel: Einleitung und bie 
Privatwohltätigfeit) ausführlicher zu jprechen kommen. 

Da3 Armengefeg von Niederöfterreih macht den Armenbehörben zur 
Pflicht, die armen Kinder fittlichrefigidß zu erziehen und ihren Fähig- 
teiten entſprechend körperlich und geiftig zu nützlichen Mitgliedern der 
menſchlichen Geſellſchaft heranzubilden. Diefe Pflicht erftredt ſich auch auf 
Kinder, deren Eltern (überlebender Elternteil, uneheliche Mutter) fi in 
Haft oder in Jrrenhäufern, Zwangsarbeits-, Armen- ober Siedhen- 
häufern uf, befinden, unbefannten Wufenthaltes oder endlich zur Er- 
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haltung und Erziehung ihrer Kinder wegen drückender Armut oder mora- 
liſcher Gebrechen unfähig find, in ben letztgedachten Fällen aber nur mit 
Zuſtimmung bes Vaters, rückſichtlich des Vormundes oder mit Bewilligung 
des Pflegſchaftsgerichtes. J 

Ahnlich umſchreibt das Armengeſetz für Steiermark den Kreis der 
durch die Armenbehörden zu erziehenden Kinder bis einſchließlich 14 Jahren, 
nur fügt es zu den oberwähnten Kategorien noch jene Kinder Hinzu, 
deren Eltern auf Grund der 88 176 und 177 a. 6. G. B. die väterliche 
Gewalt verloren haben. Mit diefen Beſtimmungen ift aud) bereit3 ber 
mittelbare Schuß, den die Armenverwaltung als Bollzugsorgan vormunb- 
Ichaftsbehörblicher Anordnungen gemährt und auf den wir noch eingehender 
zu ſprechen fommen werden, berührt. 

Das fteiermärkifche Gefeg führt die Erziehungspflicht der Armen» 
behörbe nur noch weiter nad) ber Richtung aus, daß die armen Kinder 
nicht nur fittlich, fondern auch häuslich und zur Arbeitfamfeit erzogen, fowie 
zum Schulbefuche angehalten und beim Eintritte der notwendigen Bedin— 
gungen ber Erwerbstätigkeit zugeführt werben follen. In der Anmweifung 
ber Urmenbehörben zur häuslichen Erziehung der armen Kinder liegt auch 
bereits ein weſentlicher Unterfchied des fteirifchen Armengejeges im Ber- 
gleihe zum nieberöfterreihifhen Gefege angedeutet, 

Denn während dieſes beftimmt, daß die Kinder womöglich in Waifen- 
häuſern und erſt, wenn dies nicht tunlich ift, in Privatpflege unter- 
zubringen find, läßt das fteirifche Gefeg die Unterbringung ber Kinder 
bei Pflegeparteien al3 Regel gelten, wodurch allerdings an der Inanſpruch- 
nahme der bereits beftehenden Waifenhäufer nicht3 geändert werden foll, wie 
auch taubftumme, blinde, epileptifche, ſchwachſinnige und moraliſch ver- 
mahrlofte Kinder womöglich in gefchloffenen Anftalten unterzubringen find. 

Die Gefege fordern, daß bie Pilegeparteien „verläßlich, moraliſch 
unbeſcholten und womöglich derſelben Konfefjion angehören”, fowie daß 
die „Ehrbarkeit und Gewifjenhaftigfeit eine gute Behandlung der armen 
Kinder erwarten läßt“. Die Unterbringung erfolgt auf Grund von Ver— 
mwaltungsaften und bedarf e3 daher bei ſich ergebenden Anftänden und 
zweckwidrigen Zuftänden in der Pflege und Erziehung armer Kinder, bie 
zu einem Wechſel der Pilegeparteien führen, nicht erft des Einſchreitens 
des Vormundſchaftsgerichtes, fondern e3 genügt zur Wegnahme aus dem 
Pilegeorte und zur anberweitigen Unterbringung auch wieber nur ein Ver- 
maltungsaft, der Beſchluß des armenpflegerifhen Organes oder der Aufe 
trag ber Auffihtsinftang an diefes, die Unterbringung des indes in 
Übereinftimmung mit der ihm obliegenden Erziehungspflicht zu bewerk⸗ 
ftelligen. Eines Einfchreitens des Vormundſchaftsgerichtes bebarf es erſt 
dann, wenn ber Vormund bei wahrgenommenen Gebrechen in Pflege und 
Erziehung feines Mündels die nötigen Schritte umterläßt, welche auf 
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Abſtellung dieſer Gebrechen gerichtet find. In dieſem Falle von Untätigkeit 
des Vormundes kann das Vormundſchaftsgericht die Entſetzung des Vor— 
mundes wegen Vernachläſſigung der Sorge für die Perſon des Mündels, 
ſomit wegen pflichtwidriger Verwaltung ſeines Amtes und die Beſtellung 
eines anderen Vormundes verfügen. Auf die Verſorgung und Erziehung 
des von Verwahrloſung bedrohten oder bereits verwahrloſten Kindes nimmt 
eine ſolche Verfügung des Vormundſchaftsgerichtes keinen unmittelbaren 
Einfluß. Zu dieſem Zwecke bedarf es, wenn die Gemeinde ſich nicht 
freiwillig diefer Verfügung anpaßt, der Anrufung und Entfcheidung ber 
autonomen Bejchwerde- und Auffichtsinftang, welche allein Wandel zu 
ſchaffen vermag. 

Das Geſetz vom 4. September 1896, wirkſam für das Yerzogtum 
Steiermarf, betreffend den Schug ber in entgeltlicher Pflege untergebrachten 
Kinder unter zwei Jahren, 2. ©. B. Nr. 66, trägt dem erhöhten Schup- 
bebürfniffe der im erften Lebenzalter ftehenden Kinder Rechnung und ftellt 
dementjprechend ftrengere Anforderungen an die Erlangung einer Be— 
fugnis zur Übernahme von fremden Rindern unter zwei Jahren 
in entgeltliche Pflege. Die befugten Pflegeparteien bürfen ſelbſt nicht 
in Armenverforgung ftehen, in moralifcher Hinficht nicht zu beanftänden 
fein, müffen eine geeignete Wohnung haben uſw. 


Die Organifation der Armenbehörden und die Überwachung 
der Pflege und Erziehung armer Kinder. 


Die Urmengefege fehen befondere Organe ber Gemeinde vor, denen 
die Überwachung der Armen in ihren Pilegeorten und die Sorge für bie- 
felben in der Weife zulommt, daß fie hinfichtlic, ihrer Verhältniſſe fich un» 
ausgefegt in Kenntnis erhalten und ihre Bedürfniſſe bei ber örtlichen 
Armenbehörde zu vertreten haben. 

Niederöfterreich und Steiermark haben bie öffentliche Armenpflege in 
ber Weife organifiert, daß bei der Zufammenfegung ber örtlichen Armen- 
behörde außer den über Einladung der Gemeindevertretung in den Ortd- 
armenrat eintretenden Vertretern des Lehrftandes noch insbefondere ein 
zur Überwadhung der Pilegelinder berufenes Mitglied weiblihen Ge- 
ſchlechtes, endlich ſolche Perfonen, von melden eine rege Betätigung im 
Dienfte der Armenpflege zu erwarten fteht, beizuziehen find. 

Diefe Organe der öffentlichen Armenpflege haben die gemwifjenhafte 
Erfüllung ihrer Pflichten anzugeloben und fann in Steiermark einem 
folhen Mitgliede bei Vernachläſſigung der obliegenden Pflichten die Mit- 
gliedſchaft aberfannt, in Niederöfterreich Strafe bei Nichterfüllung diefer 
Piliht verhängt werden. Diefe Organe follen nun in Nieberöfterreich 
und Steiermark die Armenkinderpflege in den Gemeinden fortwährend 
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überwachen und der Vernachläſſigung der Pflege und Erziehung armer 
Kinder beizeiten entgegentreten, die Fürforge für die verwahrloften unter 
den armen Kindern rechtzeitig einleiten. In Steiermark gilt der Orts— 
armenauffeher al3 örtlihes Organ ber unausgeſetzten Überwachung. 

Die Organe ber öffentlichen Armenpflege haben das Vorhandenfein 
ber erforderlichen Eigenfchaften der Pilegeparteien fortgefegt im Auge zu 
behalten und find in Niederöfterreich „Die Pflegeverträge berart abzu- 
fliegen, daß der Armenbehörde die Möglichkeit gewahrt ift, wenn bie 
Pflege billigen Anforderungen nicht entfpricht, die Kinder der Pflegepartei 
abzunehmen“. Won ber rechtlichen Natur diefer Abnahme der Kinder vom 
den Pflegeparteien auf Grund von Beichlüffen der Armenbehörben, bezw. 
Verfügungen de3 örtlichen Organes der Armenverwaltung und den Unter» 
ſchied der Abnahme der Kinder von den Eltern als pflegſchaftsbehördliche 
Maßnahmen, war bereit3 in dem vorhergehenden Kapitel die Rebe. 

In Steiermark ſoll die fortwährende Überwachung der Armentinder- 
pflege den Ortsarmenrat in die Lage verfegen, „im Falle einer Bernad- 
läffigung des in Pilege untergebrachten Kindes beffen anderweitige ent- 
ſprechende Unterbringung vorzufehren“. 


Die Urmenunterftüßung der Eltern in Form der Abnahme 
und anderweitigen Unterbringung gefährdeter Kinder, bie 
Gefährdung mitunterftügter Kinder bei mangelhafter Organi- 
“ fation der Armenpflege. 


Das Geſetz von Steiermark nimmt ſich aber auch noch der gefährdeten 
mitunterftügten Kinder an, indem e3 den Ortsarmenrat bie folgende Er» 
mädjtigung erteilt: „Unterftügungswerbenden Eltern kann, fall bie Er- 
ziehung ihrer Kinder infolge erhobener Vernachläſſigung gefährdet erjcheint, 
die angeſprochene Unterftügung feitens der Organe ber öffentlichen Armen- 
pflege auch in der Form gewährt werden, daß die Kinder im Sinne der 
88 43 und 44 bei Pilegeparteien untergebracht werben”. 

Soviel ift fiher: die Armut ift ein günftiger Nährboden für bie 
Berwahrlofung, und Kinder armer Eltern werden nur zu leicht demſelben 
Schidjale verfallen, wie ihre Eitern, an ihrer Selbftändigfeit und dem 
Gefühle der Selbftverantwortlichkeit Einbuße erleiden, fremder Hilfe mehr 
vertrauen als der eigenen Kraft und aud) feine Scheu empfinden, aus den- 
ſelben Duellen zu jhöpfen, aus denen fie ihre Eltern ſchöpfen jahen. 
Die Erziehung ſoll nicht bloß Zucht zur Seldftzucht, fondern auch 
Hilfe zur Selbſthilfe ſein. Solche Kinder drohen aber ftändige 
Koftgänger der freimilligen wie der öffentlichen Armenpflege zu 
werben, und barum hat die orgamifierte, fi ihrer Aufgabe be— 
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mußte Urmenpflege von jeher den Schup armer Kinder gegen 
Berwahrlofung, die Erziehung armer Kinder zu moralifh und wirt» 
ſchaftlich felbftändigen und felbftverantwortlichen Exiſtenzen als ihre mwich- 
tigfte Wufgabe erfannt. Dabei ift die vorerwähnte Art der Urmenpflege 
an die Zuftimmung ber Eltern, bezw. deren Stellvertreter gebunden und 
baher in ihren Maßnahmen von diefer Zuftimmung abhängig und infolge» 
deſſen auf die Fälle des Einverftändniffes von Eltern und Urmenbehörden 
befchräntt. 

Die Armenpflege kann einen unmittelbaren Zwang gegenüber ben 
Eltern nicht ausüben, darum verfucht fie es mit dem mittelbaren Zwang, 
indem unterftügungswerbenden Eitern bie angefuchte Unterftügung nur 
in Form der Erleichterung ihrer Yamilienpflichten durch anderweitige 
Unterbringung und Erziehung ihres im Familienverbande lebenden ge— 
fährdeten Kindes gewährt wird. 

Die Armenpflege, welche inbividualifiert, ift vermöge ihrer Orga» 
nifation in der Lage, nicht nur die tatfähliche, jondern auch bie 
drohende Verwahrloſung aufzubeden und bie entfprehenden Schutz- 
und Fürforgemaßnahmen in bie' Wege zu leiten, bei deren Durch 
führung, infolange ein befonderes Fürſorgegeſetz nicht befteht, die Armen⸗ 
pflege wieder einen hervorragenden Platz einnimmt. Die Lage ber mit- 
unterftügten Kinder ift bei unzulänglicher Organifation ber Armenpflege 
direft gefährdet, weil die Armen angewiefen find, das zum Epriftenzminimum 
Mangelnde im Wege bed Bettels zu ergänzen. Eine folhe unzulänglice 
Drganifierung der Armenpflege bedeutet direkte Erziehung zum Bettel. 

Zu ber vorbezogenen Beitimmung des fteiermärkifchen Armengeſetzes 
bemerkt 8 19 der Kundmachung des fteiermärfiichen Landesausſchuſſes 
zum Armengefeg vom 25. Oftober 1896, um einer mißverftändlichen 
Deutung vorzubeugen, bie Zuftimmung ber Eltern als Erfordernis dieſes 
Verwaltungsaktes. 

Da die Armengeſetze den Organen der Armenverwaltung in dieſer 
Beziehung eine Zwangsgewalt nicht einräumen, und eine ſolche Erſatz- 
erziehung das Einverſtändnis der Eltern vorausſetzt, ſo ſind in deren 
Ermanglung die Organe ber Armenverwaltung in einzelnen Landesarmen- 
gefegen angemwiefen, das Vormundſchaftsgericht behufs Erlaffung einer 
angemeffenen Verfügung im Sinne des 8 178 a. b. ©. 8. anzurufen. 


Die Erziehung der moralifch verwahrloften und armen Kinder, 
die Unzulänglichkeit der Urmenverwaltung für diefen Zmwed, 
die Befferungsanitalt. 

Iſt aber bie tatfächliche Verwahrlofung bereit eingetreten, fo verpflichtet 
das Gefe von Nieberöfterreic) die Urmenbehörden, dafür zu forgen, daß bie 
„moralijd) verwahrloften Kinder nad) Maßgabe des Geſetzes in bie Landes 





— 66 —. 


beſſerungsanſtalten abgegeben werden”. Das Geſetz von Steiermark beftimmt 
Ahnliches hinſichtlich der Fürforge für die vermahrlofte Jugend. Das Geſetz 
beider Länder fpricht Hiebei ben Grunbfag aus, daß deren Abgabe zu einer 
Zeit erfolgen foll, wo noch auf Beſſerung zu hoffen ift. Steiermark, 
welches über feine Landesbeſſerungsanſtalten verfügt, behielt fich die Aus— 
geftaltung ber Fürforge für die verwahrlofte Jugend innerhalb ber 
Armenverwaltung einer fpäteren Organifation vor. Ein Referentenentwurf, 
welcher diefe Ausgeftaltung der Fürſorge im Rahmen der Armenver- 
waltung bezmedte, ag auch bereit3 dem fteiermärfifchen Landesausſchuſſe 
vor, deſſen Vorlage an ben Landtag wurde aber im Jahre 1900 abge- 
lehnt. Der weſentliche Inhalt diefes Entiwurfes wird in Verbindung mit 
der in Steiermark gefchaffenen Organifation zum Zwecke des Kinderſchutzes, 
bie im Anhange wiedergegeben ift, andegeutet werden (ſ. Anhang Nr. 9). 
Schon früher Hatte ber fteiermärkifche Landesausſchuß in einer Kundmadung 
vom 7. Juni 1897, 3. 11.497, betreffend die Fürforge für die verivahr- 
Iofte Jugend, einer Anregung be3 f. f. Minifteriums des Innern folgend, 
ben Gemeinden bei ihrer Fürforge für die verwahrlofte Jugend die finan- 
zielle Anteilnahme de3 Landes an ben hiedurch verurfachten Koften in 
Ausſicht geftellt und dadurch die finanziellen Bedenken der Gemeinden, 
welche diefe von der Inangriffnahme diefer Fürforge zurüdichreden könnten, 
abzuſchwächen verfucht. 

Auch diefe Kundmachung des fteiermärfifhen Landesausſchuſſes findet 
fih im Anhange (f. Anhang Nr. 8). 

Während nämlich für die VWerforgung und Erziehung armer Kinder 
die Mittel, wie für andere Gemeindeerforberniffe bei Abgang einer andern 
Bededung im Wege der Gemeindebefteuerung aufzubringen find, befteht 
eine folhe Verpflichtung der Heimatgemeinde für die Erziehung verwahr- 
Iofter Kinder nicht, fofern fie nicht gleichzeitig arm find. Iſt dies der 
Fall, jo erftredt fich allerdings auch auf dieſe die Erziehungspflicht ber 
Heimatgemeinbe. 

Allein die Verwirklichung biefer Pflicht in dieſem Falle begegnet wejent- 
lichen Schwierigfeiten. Die öffentliche Armenpflege Hat es zunächſt und 
hauptfählic mit normalen Kindern zu tun, beren Erziehung in ber Regel 
im Schoße von Pflegefamilien erfolgt und nur geringe Schwierigkeiten 
bereitet. Das in ber Familie gegebene Beifpiel wirkt hier erziehlich, das 
Kind wächſt mit der Sitte der Familie auf und in diefe hinein, e3 erhält 
auf dieſe Art die foziale Anpaffungsfähigfeit, deren e8 zum Leben in 
der menſchlichen Geſellſchaft bedarf. 

Anders verhält es fich bei den verwahrloften Kindern. Hier Handelt 
es ſich zunächſt um die Bekämpfung Iafterhafter Neigungen, ſchlechter Ge— 
wohnheiten, um die Abgewöhnung von Fehlern und Unarten, auf welchem 
Umwege erſt das Ziel jeder Erziehung, die Gewöhnung an Gehorſam und 
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ſittliche Grundſähe erreicht werden kann. Das erfordert nicht laienhafte, 
fondern pädagogiſch geſchulte und erprobte Erzieher, Anftalten, melde 
derart organifiert find, daß fie eine ftändige Aufficht bes Kindes gemwähr- 
leiften und eine individualifierende Behandlung ermöglichen, Einrichtungen, 
welche, wenn mit Güte nicht auszulommen ift, es an bem nötigen Ernft und 
Nahdrud behufs Erzwingung des Gehorfams nicht fehlen laſſen, Ein- 
richtungen, welde eine Abfonderung beſonders widerſpenſtiger Elemente 
durchführen laffen und damit die Anſteckungsgefahr des böfen Beifpiels 
auf die Anftaltfamilie befeitigen. Über folhe Anftalten und Einrich- 
tungen verfügt aber die Armenverwaltung nicht. 

Dazu kommt noch die Unzufänglichfeit der öffentlichen Armenpflege 
zur Erziehung ber verwahrloften Kinder im Hinblide auf die zur Erziefung 
erforderliche Dauer. Während die Erziehung der armen normalen Kinder 
mit der Schulpflicht abzufchließen und die Armenverwaltung von ber 
allerdings unbegründeten Annahme auszugehen pflegt, daß das vierzehn- 
jährige ſchulentlaſſene Kind feiner weiteren Fürforge mehr bedarf, jelbit- 
tätig und felbftändig in das Erwerbsleben eintreten könne, erfordert die 
Erziehung verwahrlofter Kinder eine viel längere Zeitdauer und einer 
weitergehenden Fürforge für dad weitere Fortkommen des aus der Au— 
ftalt entlaffenen Zöglings. Auf feines von beiden find bie Anftalten ber 
Armenverwaltung eingerichtet. 


Die Beiferungsanftalten im Rahmen der Armenvermaltung. 


Die Errichtung, fowie die Anteilnahme an dem Aufwande folder 
Anftalten fällt in Steiermark unter die Mitwirkung des Landes an der 
Armenkinderpflege ber Gemeinde, welche das Gefeg im $ 89 ala be» 
dingte Aufgabe des Landesarmenfonds aufzählt und melde daher nad 
Maßgabe ber für folche Zivede beftimmten, befonberen Einkünfte des 
Landesarmenfonds (Sparkafjenabgaben, Lizitationsprozente, Jagdrechts- 
abgaben) zu verwirklichen find. 

Das böhmifche Gefeg überweiſt unter anderen auch der Bezirkd- 
vertretung bie Sorge für Herftellung und Unterhaltung von Bezirksanſtalten 
zur Beſſerung verwwahrlofter Jugend und für Förderung fonftiger Wohl- 
tätigfeitägwede. Dieſe Beſtimmung fand ſich auch im vorbeſtandenen fteiri- 
ſchen Armengeſetz vom 12. März 1873 vor, ohne daß jedoch die Bezirks- 
vertretung von der darin enthaltenen Ermächtigung bis zum Jusleben- 
treten des neuen Geſetzes irgend welchen Gebrauch gemacht hätte. 

Das böhmiſche Armengeſetz überträgt die Sorge für ſolche Wohl- 
tätigfeit3anftalten, deren Errichtung durch die Bezirke nicht zweckmäßig 
erſcheint oder die Mittel derfelben überfteigt, infofern fie ein gemeinfames 
Landesbedürfnis find, der Landesvertretung. 
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Die Armenaufſicht der Landesausſchüſſe. 


Die Armengeſetze unterordnen die mit der Handhabung ber öffent— 
fihen Urmenpjlege betrauten Organe der autonomen Verwaltung dem 
Landesausſchuſſe. Niederöſterreich und Steiermark üben ihr Aufſichtsrecht 
über die öffentliche Armenpflege in ben Gemeinden und den Bezirken 
dur zu dieſem Zwecke beftellte Auffichtsperfonen aus. Das Gejeg von 
Steiermarf ermächtigt den Landesausfhuß, in Handhabung des ihm zu— 
ftehenden Aufſichtsrechtes mit der Entfendung eines Auffichtsorganes vor- 
zugehen. 

Die Berichte einzelner Landesausſchüſſe aus Anlaß der Gefepgebung, 
betreffend die Verwendung der Gebarungsüberjchüffe der gemeinfamen 
Waiſenkaſſen, betonen die Notwendigkeit einer Armenaufficht. 

Schon der Vorkämpfer für die länderweife Verwendung diefer Ge— 
barungsüberſchüſſe, 3. Schöfiel, ſchildert in feiner Flugſchriit: „Ein Wort 
zur Abwehr des auf Die Refervefonds der einzelnen Kronländer geplanten 
Attentats“, Wien 1895, den wahrhaft erbärmlichen Zuftand, in welchem 
fi die armen, verlafjenen und verwahrloften Kinder befinden (j. An— 
hang Nr. 11). 

Der Berichterftatter des mährifchen Landtages weit mit berechtigtem 
fittfichen Ernfte einen frivolen Zwiſchenruf, der über den fachlichen Teil 
der Frage leicht hinweggehen wollte, mit dem Hinweiſe darauf zurüd, 
wie die Waifenpflege einer der mwichtigften Zweige der dffentlihen Ver— 
waltung, die Waifen- und Armentinderpflege in Mähren und in Öfter- 
reich, jo gut wie noch gar nicht ausgebildet ſei (Sitzung de3 mährifchen 
Landtages vom 9. Juli 1901). Im gleichen Sinne fpricht der mährifche 
Landesausſchuß in dem Berichte, L. 9. Nr. 32 ad 1901, welcher zugibt, 
daß die Waifenpflege in Mähren — abgefehen von der Landeshauptitadt 
Brünn und der einen oder andern größeren Stadt — ſich noch in den 
erften Anfängen befindet. 

Über den Zuftand der Armenkinderpflege und den Mangel der Armen- 
aufficht jchreibt der Landesausſchuß von Böhmen Bericht (Drud XX, 
Nr. 180, Landtag, V. Jahresſeſſion bes Landtages vom Jahre 1895) in 
einer Weife, die ebenfowohl die Wichtigkeit der Fürjorge für arme Kinder 
im öffentlichen Intereffe, als auch die Unzulänglichkeit des gegenwärtigen 
Buftandes amtlich beftätigt (f. Anhang Nr. 12). 

Der Landesausihuß von Schlefien fommt in feinem Berichte (in 
Beilage XXXVII der XXXVII. Seffion) auch zu dem Schluffe, daß 
die Arnenverforgung in den ſchleſiſchen Gemeinden, etwa mit Ausnahme 
ber größeren Städte, eine unzulängliche ift. Die Urſache liege in der 
Armut der Gemeinden und in der fteigenden Armenlaft. 
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Und ſchließlich, welches Urteil könnte noch mehr vernichtend 
lauten als das, das der niederöſterreichiſche Landesausſchuß über 
die Familienpflege armer Kinder im Motivenberichte zum Geſetzent⸗ 
wurf, betreffend Verwendung der Gebarungsüberſchüſſe, ſelbſt gefällt 
hat, indem der Landesausſchuß nach den von ihm gemachten traurigen 
Erfahrungen nichts von den Gebarungsüberſchüſſen auf direkte Unter— 
ſtützungen armer Kinder in Pflegefamilien verwenden will, weil dieſe 
nicht den armen Kindern zu gute kommen würden. Dieſes Urteil über die 
Unzulänglichkeit der Armenkinderpflege in Niederöſterreich wird im 
Ganzen nur beſtätigt durch die aus der Flugſchrift von Joſef Schöffel „Ein 
Wort zur Abwehr im Anhange (ſ. Anhang Nr. 11) wiedergegebene Kritik 
der Zuſtände auf dieſem Gebiete. Allein dieſe Schlußfolgerung ſcheint 
mir doch verfehlt. Denn mit dieſem Standpunfte erklärt ſich der nieder— 
öfterreihifche Landesausfhuß mit feiner Armenauffiht infolvent und gibt 
bie Pflege und Erziehung armer Kinder in Familienpflege hoffnungs— 
103 preis. 

Aus alfen diefen amtlichen und halbamtlichen Stimmen klingt der eine 
Grundton heraus: die Pflege und Erziehung armer Kinder iſt im hohen 
Grade unzulänglich und entjpricht in feiner Weife der Wichtigkeit und 
ber Bedeutung der hiebei in Frage kommenden Intereſſen, zu beren 
Würdigung die Gemeinden ebenfowenig bie Fähigkeit, als fie zur Bewälti— 
gung ber ihnen aus der Erziehungsfürforge erwachſenden Aufgaben bie 
Mittel befigen. 

Das find Stimmen, welde an dem Ohre bes Obervormundes Staat 
nicht fpurlos verflingen follten, die aber auch die Notwendigfeit einer 
wirffamen Armenauffiht dartun. 

Die Wahrnehmungen des Landesarmen- und Yindelinjpeltor3 in 
Steiermark (f. Anhang Nr. 10), das Verzeichnis der durch den Landes— 
infpeftor erhobenen Pflegemängel und die Erhebungen ber Bezirksbeiräte 
im erften Jahre ihrer Tätigkeit (f. Anhang Nr. 9) find weitere Belege für 
die Richtigkeit der Behauptung, daß eine wirkſame Armenaufficht vom 
Standpunkte der Kultur ein Gebot unabweisbarer Notwendigfeit ift. 

Die Armenauffiht der Landesausihüffe, kombiniert mit einem 
Syſtem finanzielfer Unterftügung leiſtungsſchwacher Gemeinden, vermag 
gewiß ben vielfach troftlofen Zuftänden von heute, wenn auch fein 
völlige3 Ende, jo doc einen Wandel zum Beſſeren zu bereiten. 


Die Mittel der Armenaufficht bei Vernachläſſigung der 
Erziehungspfligt dur die Armenbehörden. 


Der Landesausihuß kann in Handhabung diefes Auffichtsrechtes teils 
die einzelnen Organe ber öffentlichen Armenpflege wegen Pflichtverlegung 
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in eine Orbnungsftrafe verfälfen und verweigerte oder verfäumte gefeßliche 
Reiftungen auf Roften der verpflichteten Gemeinde, bezw. zu Laften des 
Bezirlsarmenfonds in Vollzug fegen laſſen. Der Vormund eines Kindes 
lann über bie Nichtgewährung einer entjprechenden Pflege und Erziehung 
feines Mündels an den Landedausfhuß Beſchwerde führen. Der Landes- 
ausſchuß Tann Beſchlüſſe der Armenbehörden und Verfügungen der 
Organe der Armenverwaltung über derlei Beſchwerden, wie auch don 
Amts wegen aufheben oder abändern. 

Wenn baher eine Gemeinde die ihr nach den beftehenden Geſetzen ob» 
Tiegende Pflicht der Verjorgung gegenüber einem berfelben angehörigen 
Armen, alfo auch gegenüber einem armen Kinde vernadjläffigt, fo kann 
der Landezausfhuß bie anderweitige Verforgung und Unterbringung bes 
betreffenden Kindes auf Koften der jäumigen Gemeinde verfügen. Die 
Gefege don Niederöſterreich und Steiermark fehen als äußerſtes Mittel 
bei Nichterfüllung der dem Bezirks-, bezw. Ortsarmenrate obliegenden 
Aufgaben im Einvernehmen mit ber Statthalterei deren Auflöfung bevor. 


Das Recht des Landesausfhuffes zur Erlaffung allgemeiner 
Snftruftionen und fpezieller Weifungen in Betreff der Pflege 
und Erziehung armer Kinder. 


Der Landesausfhuß ift berufen, durch allgemeine Inftrultionen und 
ſpezielle Weifungen innerhalb der Beſtimmungen bes Gefeges die Grund» 
fäge und ben Umfang, nad) melden die Pflege und Erziehung des 
armen Kindes zu gewähren ift, feſtzuſetzen. 


2. Die mittelbare Schutzfürſorge durch die Armenverwaltung. 


Ermeift fi) die Armengefeggebung, betreffend die Fürforge für die 
verwahrlofte Jugend fchon, infoweit e8 ſich um die unmittelbare Fürforge 
durch die Armenverwaltung, um bie der Obhut der Armenverwaltung an- 
vertrauten Kinder Handelt, als unzulänglich, um fo vielmehr dort, mo 
es ſich nicht um in Armenverforgung ftehende Kinder, fondern, wo e8 ſich 
um ben Schug gegen Verwahrlofung und um die Fürforge für verwahr- 
Tofte Kinder handelt, die weder mitunterftügt, noch felbftunterftügt find, 
fomit außerhalb ber Armenverwaltung ftehen. Durch das gerichtliche Urteit, 
welches ohne Rückſicht auf die wirtſchaftlichen Verhältniffe der Eltern 
diefen die väterlicde Gewalt aberfennt; durch die „angemefjene Verfügung” 
des Bormundfchaftörichter3, welche die Erziehungsgewalt von ben Eltern 
mwegnimmt und biefe Gewalt mit der Gewahrfame des Kindes andern 
Samilien- oder Anftalt3vorftänden überträgt, wird vielfach eine armen- 
rechtliche Hilfsbebürftigkeit hervorgerufen, zu deren Behebung in Ermang- 
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lung einer Abhilfe duch die Privatwohltätigkeit bie Armenverwaltung 
berufen erfheint. Diefer Zuftand erfordert zumindeft infolange eine 
Fürſorge, bis ber rechtliche Anſpruch des Kindes auf Unterhalt und 
Erziehung gegen bie Eltern durchgeſetzt ift, bezw. die Umfähigfeit ber Eltern 
zu dieſen Leitungen dargetan und die Unterftügungspfliht der Heimat- 
gemeinde rechtlich begründet ift. Wohl ift die Aufenthaltögemeinde zu 
dieſer augenblidlihen Hiffeleiftung vorbehaltlich de3 Erfages gegenüber 
ben nad) Zivilrecht verpflichteten Perfonen und im Falle von deren 
Bahlungsunfähigkeit aud) gegenüber der Heimatgemeinde auf Grund bes 
8 28 des Heimatgeſetzes verpflichtet. Allein die Prazis fiimmt hier 
wenig mit ber Gefeßeötheorie überein; die Aufenthaltögemeinden ſcheuen 
berlei vorſchußweiſe Unterftügung an und für fi, ganz und gar aber, 
wenn bie Heimatgemeinde unbelannt ober das Heimatrecht zwifchen 
mehreren Gemeinden ftrittig ift. Bei der bringlichen Natur einer ſolchen 
Hiffeleiftung in einer augenblicklichen Notlage ift mit Werweifung bes 
hilfsbedürftigen Kindes und feines Vertreters auf das ihm zuftehende 
Rechtsmittel der Beſchwerde im autonomen Inftanzenzug wenig geholfen. 

Das bürgerliche Geſetzbuch enthält außerorbentlih wertvolle Be— 
ftimmungen zum Schuße gegen Verwahrloſung, es begründet aber 
feinerfei Verpflichtung eines öffentfichrectlihen Verbandes zur Durch» 
führung der vormundfchaftsbehörblichen Anordnungen, zur Fürforge für 
die verwahrlofte Jugend, e3 läßt alfo die Sorge für die Mittel ber 
Fürforge, welche fid) an ben Schuß zu reihen hat, vermiffen. In dem 
vormundſchaftsrechtlichen Teile enthält es lediglich die Anordnung für dem 
Fall der Vermögenzlofigfeit des Kindes, in dem der Wormund zur Be— 
ftreitung dev Erziehungstoften einen gerechten Anſpruch auf Stiftungen 
und Armenanftalten hat. 


Der Mangel einer gefehlidien Begelung der Pflicht zur Fürſorge 
für die verwahrlofte Iugend. 

Die Vorauzfegung der Inanfpruchnahme armenrehtlicher Hilfe ift die 
armenrechtliche Hilfsbedürftigkeit, ber Mangel des zum Leben Unent- 
behrfihen. Liegt diefe vor, fo fällt auch unter die von der Armenpflege 
zu leiftende Hilfe die Erziehung armer Kinder. Liegt aber armenrechtliche 
Hitfäbebürftigfeit nicht vor, fo bedingt die Erziehungabebürftigfeit des 
Kindes allein noch feine Verpflichtung der Gemeinde zur Abhilfe dieſes 
Buftandes. Was die Gemeinde in diefer Richtung tut, ift ihr guter Wille, 
feine Rechtspflicht. - 

Soweit ſich die Dinge in dem Gegenfage bewegen, liegt armenrecht⸗ 
liche Hilfsbebürftigfeit vor ober Tiegt fie nicht vor, erledigt fich die Sache 
ſehr einfach, je nad) Beantwortung dieſer Trage. So einfach liegen 
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aber die Sachen nicht immer, indem bei ber Fürforge für die verwahr- 
lofte Jugend gerade eine große Anzahl von Familien in Betracht kommen, 
die, wenngleich nicht hilfsbedürftig im Sinne des Armengejeges, doch 
außer Stanbe find, ber Erziehungsbebürftigfeit ihrer Kinder abzuhelfen und 
die Aufficht über diefelben ficherzuftellen. Die notwendigen vorbeugenden 
Maßnahmen find fozialpolitifcher Natur. Hier handelt es ſich um Eltern, 
welche infolge ihrer Ermwerbsarbeit und in dem ®Beftreben, ihre wirt 
ſchaftliche Selbftändigfeit zu behaupten, tagsüber außer dem Haufe und 
dadurch außer Stande find, ihre Kinder zu beauffichtigen. Wenn nun ein 
folches Kind ein Opfer feiner Aufficht3lofigfeit wird und der Verwahr— 
fofung anheimfällt und in einer andern Familie oder Anftalt zur Für— 
forgeerziehung untergebracht werden muß, fo find die Eltern, bie wohl 
für ben Lebensunterhalt ihrer Finder bei fich innerhalb der Familie auf- 
lommen fönnten, außer Stande, ben ganzen durch diefe Erziehung verur- 
ſachten Geldaufwand aus Eigenem zu beftreiten. Die fürforgende Staats» 
gemalt hat für die beginnende Verwahrlofung noch feine Mittel bereit. 
Erft bis das Kind ftraffällig geworden ift und in dem Zuftand gänzlicher 
Berwahrlofung angelangt und ein anderes Mittel der Erziehung nicht 
mehr auzfindig zu machen ift, dann wird das Kind, deifen Rechtsanspruch 
auf Erziehung bisher vernachläffigt wurde, zum Objekt der forreftionellen 
Befferung auf öffentliche Koften gemacht. 

In diefem mittelbaren Zufammenhange der Urmenverwaltung mit 
der Fürſorge für die vermahrlofte Jugend erfcheint die armenrechtliche 
Bahlungspflicht der Gemeinde al3 ein ganz und gar unzulängliches Riüft- 
zeug im Kampfe gegen die Verwahrlofung. 


Die Notwendigkeit einer Öffentlich-rehtlichen Regelung der 
Pflicht zur Beftreitung des Aufmandes der Fürforge für die 
verwahrlofte Jugend. 

Die Verwahrlofung als eine Gefahr für die Rechtsordnung und für 
die Allgemeinheit ift au durch die Allgemeinheit zu befämpfen. Mit 
diefem Geſichtspunkte läßt fich die Bekämpfung durch die armenrechtlich 
unterftügungspflichtige Gemeinde jchlecht in Einflang bringen. Der Kampf 
hat unabhängig von armen- und heimatrechtlichen, in erfter Linie aus 
fozialpolitifchen und polizeilihen Geſichtspunkten zu erjolgen. 

Die Verwahrlofung ift ein Zuftand ber Erziehungsbedürftigfeit, auf 
deren Abhilfe die öffentliche Gewalt bedacht ſein muß, ohne Rüdficht 
auf die wirtfhaftlihe Lage des Verwahrloſten und feiner Angehörigen, 
weil fie nicht nur ein großes Unglüd für das Kind, jondern weil fie in 
erfter Linie eine Gefahr für die Allgemeinheit bebeutet. Die Gefeh- 
gebung weift alfo dort Lücken auf, wo es fi) um die Befämpfung der 
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Verwahrlofung im Rahmen ber Armenverwaltung hanbelt, aber erft recht 
Dort, wo e3 fich um die Verwahrlofung von Kindern handelt, welche aufßer- 
halb der Armenverwaltung ftehen. Die obervormundfchaftliche Fürſorge 
de3 Staates durch feine Gerichte entbehrt der erforderlichen Mittel zur 
Verwirflihung der auf ben Schuß folgenden Fürforge. Die wertvolle 
Hilfe, welche die Privatwohltätigkeit in biefer Beziehung leiftet, ift für 
die Bewältigung dieſer Aufgabe ganz und gar unzulänglid, ganz abge 
fehen bavon, daß es dem Staate jehlecht anjteht, wenn er die Wahrung 
feiner Lebensintereffen, und dazu gehört der Kampf gegen die Berwahr- 
Tofung, dem glücklichen Zufall überläßt, daß fi ein Privatwohltäter 
in dem einzelnen alle hiezu bereit findet. 

Der Staat, der den Kampf gegen bie Verwahrlofung, die Vorftufe 
des Verbrechens aufnimmt, und die Fürforge für die vermahrlofte Jugend 
im Wege der Gejeßgebung ficherftellt, ift in erfter Linie nur im Intereffe 
feiner Selbfterhaltung und zum Schutze feiner Rechtsordnung tätig. In 
dem Mangel einer öffentlicgrechtlichen Koftenpflicht liegt eine empfind- 
liche Lüde in dem, was Heutzutage als Fürforge für die vermwahrlofte 
Jugend in Öfterreich gelten kann. Dieſe Lüde wird aber erſt befeitigt, 
wenn bie Verwahrlofung als folhe zum Ausgangspuntt ber Gefeggebung 
gemacht und die Fürforge für die verwahrlofte Jugend nicht bloß nebenbei 
im Armengejege, im Strafgefege und feinen Nebengejegen behanbelt, 
fondern in einem felbftändigen Gefege geregelt wird, und öffentliche Mittel 
für die Zwecke eines ſolchen Geſetzes fichergeftellt werden. 

Bis dahin bildet das Armenrecht aber eine weſentliche Grundlage 
für die Durchführung der obrigkeitlichen Fürforge, die Mittel der Armen- 
verwaltung find aud die Mittel zur Fürforge der verwahrloften und 
gleichzeitig armenrechtlich Hiljsbebürftigen Kinder. 


D. Pie Geſetzgebung hefreffend die Gebarungsüberſchüſſe 
der gemeinfamen Waifenkaffen. 


Die Mitwirkung der Pflegfchaftsgerichte an dem Zuſtandelommen 
der Gebarungsüberfhüffe aus ben Mündelgeldern, die Zmedbeftimmung 
der Gebarungsüberfchüffe der gemeinfamen Waifenkaffen, die Pflege und 
Erziehung armer, verlaffener und verwahrlofter Kinder. rechtfertigt die 
Beſprechung ber Gefeggebung, betreffend die Gebarungsüberſchüſſe ber ge- 
meinfamen Waifentaffen an biefer Stelle in unmittelbarem Anfhluffe an 
die Urmengefeggebung und an das Vormundſchaftsrecht. 
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Das Reichsgeſehh vom 3. Zuni 1901, R. G. 8, Ur. 62. 


Wir haben geſehen, wie der Schutz der Waiſen in Oſterreich einen 
Beſtandteil der landesherrlichen Gewalt bildete und ſich im geltenden 
Rechte zur Obervormundſchaft des Staates entwidelt hat, bie ein Attribut 
der richterfichen Gewalt bildet. 

So wenig fi die Gerichte als Vormundſchaftsbehörden bis vor 
kurzem ber Pflege und Aufficht der perfönlichen Berhältniffe ihrer Pupillen 
in wirklich tatfräftiger Weife gewidmet haben, fo ſehr ift die bermögena- 
rechtliche Seite der vormundſchaftsbehördlichen Werwaltungs- und Auf- 
ſichtspflicht feit langem in muftergültiger Weife gepflegt worden. Und zwar 
beſchrãnkte ſich die Tätigfeit der Gerichte nicht auf die großen Vermögen, 
ſondern ſuchte auch den Kindern der minderbemittelten Vollsklaſſen eine 
ſichere Verwaltung und Verzinfung ihrer Barfchaften zu verfchaffen. 

Das Inftitut, welches diefe Aufgabe bisher in erfolgreichfter Weiſe 
Töfte, ift eine ureigene Schöpfung ber öfterreichifchen Vormundſchaftsver⸗ 
waltung, nämlich das Inſtitut der fumufativen Waijenlaffen. Diefe Ein- 
richtung läßt ſich in Niederöfterreich*) bis zum Jahre 1571 zurüd in der 
Form der einfahen Deponierung ber Waifengelder verfolgen. Das 
Pupillengebührnis verbleibt bei der Grund» und Vogtobrigkeit, damit 
die Kinder ihr Gebührnis zur Zeit ihrer Wogtbarkeit mit Sicherheit 
erlangen. 

Die Aufpiger Stabtordnung von 1600 verpflichtet ben Bürgermeiſter 
und lteften, alle Waijen famt ihren Gütern und Verlaſſenſchaften im 
einem Sonberregifter aufzufchreiben, ihre Güter gerechtſamerweiſe, bis 
fie ihre Jahre erreichen, zu ihrem Nutzen und Beſten fleikig zu verwahren 
und fobald fie ihre Jahre erreichen, ihnen Hierüber ordentlich Rechnung 
zu tun und biefelben zu befriedigen. Diejer Vorgang wurde fpäterhin 
bei den Bauernkindern in Mähren und Schlefien,"deren Gelb und Sachen 
bei ben Dorfgerichtshanden bis zu ihren mündigen Jahren auibenabrt 
wurden, allgemeiner Braud. 

Dieje bloße Deponierung änderte ſich ſpäter allmahlich— in eine feucht» 
bringende Anlegung, und zwar zuerft vornehmlid in den Städten. 
Dies läßt ſich zuerft um die Mitte des 17. Jahrhunderts nachweiſen, als 
die Drangfale des Dreißigjährigen Krieges eine Verarmung und Geld» 
bebürftigteit ber Städte zur Folge hatten. Dieje erblidten in den Waifen- 


*) 5. Heft des 30. Jahrganges ber „Ofterreichiſchen Statiftit”. 
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vermögen verfügbare Kapitalien, bie fie ſich gegen Verzinſung entlehnten. 
Die Gelder der Pupillen wurden aber noch immer gejondert verwaltet 
und die Pupillen waren gefonderte Gläubiger ihrer Darlehensnehmer. 

Die nächſte Entwidlungaftufe war die fumufative Anlegung der 
Heinen Gelber in eine Kaſſe: die fumulative Waifentaffe. Deutlich 
fpricht den Zweck derſelben bereit3 die Pupillar-Raithfammerreformation 
vom 1. März 1715 aus: „Der Pupillen-Erbteil und Vermögen, es 
möge in jo Heinen Poften beftehen als e3 immer wolle, ſoll nicht feiernd 
gelaffen, fondern fo gut als möglich verinterefjiert werben.” 

Es mwurbe weiter beftimmt, daß Gelder zu dem beim Oberlammer- 
amte verwahrten, wenn allda verfchiedene folhe Heine Poften erliegen, 
in eine Summam zufammengefchlagen, davon das gewöhnliche Inter 
eſſe gereicht und über folhe Poften ſowohl bei gedachtem Oberfammer- 
amte, als auch bei ber Ober-Raithlammer ein ordentliches Protokoll, 
wen biefelben gehören, gehalten und auch die eingehenden Intereſſen 
unter die Parteien „pro ratio portionum“ auögeteilt werben jolften. 

Sie fpätere Entwidlung war eine ben fumulativen Waifenfaffen 
wenig günftige. Das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch ignorierte fie ganz. 

Nachdem ſich längere Zeit die Verwaltungspolitifer gegen diefe Ein- 
richtung ausgefprochen Hatten, wendete ſich die Meinung Mitte de3 vorigen 
Jahrhunderts wieder entfehieden zu Gunften ber kumulativen Waifentaffen. 
Die gegenwärtige gefeglihe Grundlage bildet die T. Verordnung vom 
9.November 1858, R.G.B. Nr. 205. Der auf Grund der k. Verordnung 
geſchaffene Rechtszuſtand ift nun der, daß die Pupillen ein Unrecht auf 
Nüdftellung der Einlagen und ber Zinſen haben, daß aber als 
Gläubigerin den Darlehensnehmern gegenüber die fumulative Waifen- 
taſſa zu betrachten ift und nicht mehr die Pupillen oder die Gefamtheit 
ber Pupillen. Es ift das reine Sparkaffenprinzip hier in Anwen- 
bung gefommen. Deshalb beftimmt 8 11 ber Verordnung, daß der in 
einer gemeinfchaftlichen Waifentaffe ſich ergebende Überjhuß als Referve- 
fonds zu behandeln und zunächſt ala Deckung für die fich. ergebenden 
Verluſte zu verwenden iſt. An dieſem Nechtszuftande haben auch ſpätere 
Verordnungen ber Minifterien des Innern, der Finanzen vom 13. Juli 
1867, R. G. B. Nr. 96, ferner den Juftizminifterialerfaß vom 2. Juli 
1868, 8. 8359, welche beftimmen, daß der infolge der Elozierung von 
Baifenkapitalien zu erzielende Überfhuß unter die Pupillen zu verteilen 
ift nicht3 geändert, wie dies die von Schöffel mitgeteilte Tatjache, daß Be— 
zielögerichte mit Berufung auf diefe Erläffe bereit3 um Unterftügung 
für die ärmften ihrer Pupillen und zur Milderung des grenzenlofen 
Elend3 berfelben ohne Erfolg angefucht haben, beweilt. Die Gebarungs- 
überjchüffe, welche bis 1876 den Betrag von 2,911.024 Gulden, bis 1888 
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ben Betrag von 11,361.199 Gulden erreicht hatten, waren im Jahre 1898 
bereit3 auf 21,125.695 Gulden angewachſen und hatten damit eine Höhe 
erreicht, welche in erfter Linie darauf zurüdzuführen ift, baß deren gefe- 
lie Zwedbeſtimmung nur in ganz feltenen Fällen aftuelle Bedeutung 
erlangte, da bei der forgfältigen Verwendung biefer Gelber ein Verluſt 
mehr als unwahrſcheinlich ift. Dieſes Wachstum der Gebarungsüber- 
ſchüſſe ſcheint auf den erften Anblick ſchwer verſtändlich, da ja die Ein- 
lagen ber Pupillen zu demfelben Zinsfuße hypothekariſch angelegt werden. 
Die Gebarungsüberfhüffe erklären jich aber daraus, daß 1. für Beträge 
unter 20 Gulden (feit 1876 unter 5 Gulden) überhaupt feine Verzinfung 
gewährt wird; 2. die Verzinfung erfolgt nur nad ganzen Monaten 
und werben für den Monat der Einlage und den Monat der Erfolglaffung 
feine Zinfen gewährt, fo daß diefe der Kaſſe zu gute fommen; 3. aus 
dem Kursgewinne der Wertefjeften, in welchen Pupillengelder angelegt 
murben und 4. durch den Zuſchlag der Zinfen bes Nefervefonds zu 
dem Reſervefondskapital. 

Endlid) kommt ber Umftand zu erwähnen, daß dieſe Gebarungs- 
überfchüffe aus dem Titel des Verwaltungsaufwandes eine faum nennend- 
werte Belaftung erfuhren. Die Pflegſchaftsbehörden führten unter perfön- 
licher Haftung des richterlihen Beamten die Verwaltung diefer Kaſſen 
in ihren amtlichen Wirkungskreiſe. 

Ein Refervefonds in diefer Höhe geht über feinen Zwed hinaus und 
man trug fich beöhalb feit längerer Zeit mit dem Gebanfen, einen mit 
Bedachtnahme auf eine zu verbleibende Dedung verfügbaren Teil diejes 
Reſervefonds anderen Zweden zuzuführen. 

Ein von der Regierung eingebrachter Geſetzentwurf (1126 der Bei» 
lagen des Abgeorbnetenhaufes, XI. Seffion, 1895), welcher die Abficht der 
Regierung, ben Bau von Amtsgebäuben aus den Mitteln ber Gebarungs- 
überſchüſſe verwirklichen follte, fand eine jo ablehnende Haltung der öffent- 
lichen Meinung, daß unter deren Druck die Regierung ihren Entwurf 
aurüdzog. 

In einer Flugfhrift: „Ein Wort zur Abwehr des auf die Re— 
ſervefonds der fumufativen Waifentafjen geplanten Attentats“, 1895, wirft 
Joſef Schöffel, Mitglied des niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſes, der 
Regierung den Fehdehandſchuh hin, um das Attentat des Fiskus auf 
die Gebarungsüberſchüſſe abzuwehren. Es iſt das große Verdienſt Joſef 
Schöffels, dieſes Attentat mit Erfolg abgewehrt zu haben. 

Mehrfache Beſchlüſſe von Landtagen, jo von Niederöfterreih und 
den andern Ländern mit gemeinfamen Waijenfajfen, hatten verlangt, 
daß diefe Gebarungsüberfchüffe einem ihren Urfprunge möglichſt ver-" 
wandten Zmwede zugeführt werden. 

Reicger, Sürforge für bie derwahrloſte Jugend. II. 5 
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Der fteiermärkifche Landtag und der fteiermärkifche Landesausfhuß 
tegten die Verwendung dieſer Überfchüffe zuc Förderung des Baues von 
Belferungsanftalten an. In Steiermark beftanden bis zum Jahre 1873 
Tumulative Waiſenkaſſen, deren Gebarungsüberfchüffe dem Staatsſchatze ein- 
verleibt worden waren. Der Bericht des Juftizausfchufies des Abgeordneten- 
haufes über die Negierungsvorlage, betreffend die Gebarungsüberfchüffe, 
führt den Umftand, da die kumulativen Waifenkaffen in einzelnen 
‚Ländern nicht Boden fallen konnten, auf das Vordringen der Privatan- 
ftalten zurüd, die vorgaben, den Wohltätigfeitszwed wirkfamer fördern 
zu fönnen, wenn fie dabei allein blieben. 

In dem Streite der Länder mit dem Gtaate um bie Verfügungs- 
gemalt über die Gebarungsüberfchüffe blieb der Staat Sieger. Er wäre 
fomit in der Lage geweſen, in feiner Eigenſchaft als Obervormund mit 
Zuhilfenahme der Gebarungsüberſchüſſe auf die Geftaltung des Kinder- 
fchußes und der Yugendfürforge den beftimmenden Einfluß auszuüben. 

Die Verweigerung der Sanftion eines im Jahre 1898 vom nieber- 
öfterreihifchen Landtage befchlofjenen Gejepentwurfes, betreffend die Ver— 
wendung der Zinſen der Gebarungsüberfchüffe ber fumulativen Waifen- 
Tafien bed Erzherzogtums Öfterreich unter der Enns zur Pflege und 
Erziehung armer Waijen und verlaffener Kinder des Landes, wurde be- 
gründet wie folgt: 

„Zur Verfügung über bie entbehrlichen Beſtandteile der Mejerve- 
fonds der fumulativen Waiſenkaſſen bedarf es eines Aftes der Reichs- 
geſetzgebung, da die Waifenkafjen, deren integrierende Beſtandteile bie 
Nefervejonde bilden, als Hilfsämter der Ziniljuftizpflege für 
ftaatlihe Zmwede beftehen und in ber Verwaltung ftaatlicher 
Organe fi befinden. Somie die Organifierung der Waiſenkaſſen ift 
mithin aud) die Zweckbeſtimmung der Reſervefonds berjelben und die 
Verwendung ber überichüffigen Reſervefondsgelder zunächft ein Gegen- 
ftand reichögejeglicher Regelung ($ 11k des Gejeges vom 21. Dezember 
1867, R. ©. ®. Nr. 141) und kann ein Einfchreiten der Landesgefeg- 
gebung in leßterer Hinfiht nur injojern Pla greifen, als die ent- 
behrlihen Gebarungsüberjchüfje der Waiſenkaſſen im Wege ber Reichs- 
gefeggebung ben Ländern zur Verwendung zugewieſen werben. 

Da nun der vom Landtage beichlojjene Gejegentwurf über die Binfen 
ber Nejervejonds ber Waifenkafjen im Lande eine jelbjtändige Verfügung 
trifft, welche der erforderlichen reichsgeſetzlichen Grundlage bermalen ent- 
behrt, jo erjcheint die Allerhöchfte Sanktion desſelben vom Geſichtspunkte 
ber verjajjungsmäßigen Kompetenz des Landtages untunlid. 

Die Regierung beabfihtigt, die Frage nach der Verwendung ber ver» 
fügbaren Waiſenkaſſenüberſchüſſe zunächſt im Wege der Reichsgeſetzgebung 
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ber Erledigung zuzuführen und hiebei dem in dem vorliegenden Landes- 
geſetzentwurfe beftimmten humanitären Zmede tunlichſt Rechnung zu 
tragen.” 

Der niederöfterreichiiche Landesausfhuß ftellte daraufpin den An— 
trag an ben Landtag, bie f. f. Regierung aufzuforbern, die Zumeifung 
ber Gebarungsüberfchüfle an das Land entweder im einfachen Verord— 
nungswege nad) Analogie der vorerwähnten Verorbnung vom 27. Juli 
1868 oder auf Grund des 8 14 bes Geſetzes vom 21. Dezember 1867 
unverzüglich zu verfügen. 

Der letzterwähnte Antrag wurde bamit begränbet, daß ber 
Reichsrat nicht tage, daß deſſen Wiedereinberufung zweifelhaft fei, daß 
Eile aus Menfchlicgleitsrüdfichten zu Gunften ber dem tiefften und er- 
barmungsmwürbdigften Elende preisgegebenen Kinderwelt not tue. Der 
Landesausſchuß bemerkte hiezu: „Die fchleunigfte Zumendung dieſes ber 
Pflege armer Waifen gewidmeten Vermögens ift fein Akt der Barmherzig- 
keit, fein Aft jogenannter Mildtätigfeit, jondern eine gefegliche Pflicht, 
ja noch mehr, es ift eine Staatönotwendigfeit, denn aus dieſer von ber 
menſchlichen Geſellſchaft verfloßenen, getretenen, mißhanbelten Schichte 
ber armen verwaiften und verlaſſenen Kinderwelt rekrutiert ſich nicht nur 
bie gemeine Verbrecherwelt, ſondern auch jene Sorte von Menſchen, bie 
mit glühendem Haffe gegen die menfchliche Geſellſchaft im Herzen aufe 
gewachſen, wie Lucheni der Findling, die fheußlichften Verbrechen ver- 
üben, um Rache an ihrem Peiniger, der menſchlichen Geſellſchaft, 
zu üben.” 

Der Landtag don Nieberöfterreich folgte biefem Antrage des 
Landesausſchuſſes nicht. Wohl aber ftellte er wieberholt und in Über» 
einftimmung mit den andern Landtagen Anträge an die Regierung auf 
Überweifung der verfügbaren Gebarungsüberfchüffe an die Länder mit 
gemeinfamen Waifentaffen, denen bie Regierung auch Folge gab. 

Nach den Neuwahlen im Jahre 1901 trat das Abgeordnetenhaus im 
Beichen der -Arbeitsfähigfeit de3 Parlamentes zufammen und zu den erjten 
Borlagen, welche die im Geldintereffe geeinigte Mehrheit des neuen Hauſes 
befchloß, gehörten die Negierungsvorlagen, betreffend die Alpenbahnen, 
die Wafferftraßen und die Überweifung der Gebarungsüberfhüffe an bie. 
Länder mit gemeinfamen Waifentafjen. 


Der Motivenbericht der Regierung zu bem Gefege über die Verwendung 
ber Gebarungsüberfchüffe jagt hierüber: „Die Regierung glaubt den Huma- 
nitären Tendenzen, bie hinfichtlich ber Verwendung ber entbehrlichen Ge— 
barungsüberfchüffe der Waifenkafjen in den parlamentarifchen Körper- 
ſchaften zu Tage getreten find, ſich nicht verfchließen zu dürfen. Im 
Hinblide auf die Entſtehung der Waifentaffenüberfhüffe erfcheint in 

5* 
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der Tat eine derartige Verwendungsart, durch welche dieſe Überjchüffe den 
Snterejfen von Waiſen und vermwahrloften Kindern zu ftatten 
Tommen, aus ethiſchen Rüdfichten ganz gerechtfertigt. Es unterliegt feinem 
Zweifel, daß an folhen Inftituten, melde die Pflege und Erziehung 
armer Waifen und verwahrlofter Kinder bezweden, troß ber auf diefem Ge— 
biete beſonders tätigen Privatfürforge, ein empfindliher Mangel 
herrſcht.“ 

„Es würde ohne Zweifel auch der humanen Abſicht des poſitiven 
Rechtes entſprechen, bie verfügbaren Geldmittel, die aus Waiſenvermögen 
ſtammen, zur Förderung der Waiſenpflege zu verwenden und hiedurch 
das traurige Los armer oder verwahrloſter Kinder zu lindern.“ 
Hieraus ergibt ſich, daß die Regierung die bei der Erziehung arnıer ober 
vermwahrlofter Kinder beftehenden Mißftände für einen allgemeinen in allen 
Ländern Oſterreichs herrfchenden Mangel anfieht. 

Der Motivenbericht bemerkt weiters hiezu, daß, da Waiſenkaſſen nicht 
in allen Königreichen und Ländern beſtehen und die beftehenden infofern 
als Lokalinſtitute ſich darftellen, al3 fie Einlagen von den im Gerichts— 
bezirke bomizilierenden Pflegebejohlenen annehmen und verwalten, e8 an 
fich nicht unbillig erfchiene, die Verteilung der verfügbaren Überfhüfie 
nad Bezirken vorzunehmen, in denen fi die Überfchüffe eben 
im Laufe von Jahrzehnten angefammelt haben. Hiedurch würde 
jedoh — nad Meinung der Regierung — eine der Sache ſehr ab- 
trägliche Zeriplitterung der vorhandenen Geldmittel herbeigeführt werben, 
und ninmt daher der vorliegende Gefegentwurf in Übereinftimmung mit 
den Boten der beteiligten fünf Landtage aus Utilitätsrüdfichten bie 
Übermeijung der überfchüffigen Rejervejondögelder an die Länder in Aus- 
fiht, und zwar an jene Länder, in denen die Reſervefonds erwachſen find. 

Der Zuftizausfhuß hat in feinem Bericht die Zumeilung an die 
Länder damit begründet, daß es ſich bei den beantragten Verwendungs— 
zwecken diejer Gelder um verjafjungamäßig den Ländern zugemwiejene Auf- 
gaben handelt. Dies ift auch injojern richtig, al die Erziehung armer 
Kinder einen Beſtandteil der gefeglichen Armenpflicht ber Gemeinden bildet 
($ 24 Heimatgefeß). Die Gebarungsüberfhüffe ermöglichten es daher 
den Ländern, Einrihtungen zu treffen, wodurch den Gemeinden bie 
ihnen geſetzlich obliegende Verpflichtung erleichtert wird (822 leg. cit.). 

Die Verteilung der Armenlaft auf Grund ber heimatrechtlichen Ver— 
pflichtung der Ortögemeinde hat nicht nur eine Zerfplitterung de Armen- 
weſens, ſondern auch eine Ungleichheit in ber Verteilung der Armenlaft, 
dagegen die Übermeifung dieſer Aufgabe in den felbftändigen Wirfungs- 
Treis, in das autonome Selbſtbeſtimmungsrecht ber Gemeinde eine Un- 
gleichartigkeit, vielfach aber auch eine Unzulänglichkeit in ber Bewäl- 
tigung diefer Aufgabe zur Folge. Diefen allgemeinen Übelftänden konnte 
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mit Hilfe der Gebarungsüberſchüſſe nach dem in England beliebten Vor— 
bilde der Aufſicht, kombiniert mit finanzieller Unterſtützung, zu be— 
gegnen verſucht werden. J 

Damit konnte eine Erhöhung der heute üblichen Pflegegelder 
und eine ſorgfältigere Auswahl ber Pflegefamilien ermöglicht werben. 
Tie heutige Armenkinberpflege in den Gemeinden krankt in dieſer 
zweifelhaften Hinſicht, ſowie an dem Mangel einer Auffiht. Wenn bie 
finanzielle Anteilnahme des Landes an den Koften ber Wrmenfinder- 
pflege in ben Gemeinden des Landes davon abhängig gemacht worden 
wäre, daß das Ergebnis ber Auffiht im einzelnen Falle ein be— 
friedigendes war, jo hätte auf dieſe Weife eine Beſſerung der Pflege 
und Erziehung aller armen Kinder in allen Gemeinden angejtrebt 
werden können. 

Der Juſtizausſchuß des Abgeorbnetenhaufes behauptet im jeinem 
Berichte, „dab wirkſame Fürforge für die in Rede ftehenden Auf- 
gaben nur durch öffentliche Anftalten getroffen werben kann“. Darauf 
ift aber zu 'erwibern, daß es geradezu ein Ding ber Unmöglichkeit 
fei, alle gemeindearmen Kinder des Landes in gefchloffenen Anftalten 
au Tajernieren. Dies jcheitert ſchon an ber oftenfrage und de lege 
lata an dem Selbftbeftimmungsrechte der Gemeinde über die Art und 
Weiſe der Armenverforgung, bezw. Armenerziehung. Nur unter ber 
Borausfegung, daß das Land der Gemeinde bie Erziehungslaft ganz 
abnimmt, gebe ih die Möglichkeit einer folhen angeblih allein 
wirffamen Fürforge in Form ber Anftaltpflege zu. Übrigens ift 
auch der letztere Umſtand viel umftritten und fein Geringerer, als 
Goethe ſagt darüber: „Auf die Gemeindeweiden trieb man zu 
Pingften die Schafherden und zu gleicher Zeit ließ man die armen, 
verbleichten Waifenkinder aus ihren Mauern ind reie, denn man 
follte erft fpäter auf den Gebanfen fommen, daß man fulhe ver- 
laſſene Kreaturen, die ſich einft durch die Welt durchzuhelfen genötigt 
find, früß mit ber Welt in Verbindung bringen müffe, anftatt jie auf 
eine traurige Weije zu hegen, zum Dienen und Dulden gewöhnen müfje 
und alle Urſache habe, fie von Kindesbeinen an ſowohl moralifd) ala 
auch phyſiſch zu kräftigen.“ 

Die Gebarungsüberſchüſſe haben die Möglichkeit geboten, anknüpfend 
an bie beſtehenden Einrichtungen unſerer öffentlichen Armenpflege, allen- 
falls unter Förderung der Familiengruppenſyſtems durch finanzielle Unter— 
fügung ber Gemeinden und Sicerftellung einer wirlſamen Armenauf- 
ſicht, eine Beſſerung unferer Armenkinderpflege in den Gemeinden an- 
äuftreben. 

Der Staat jelbft hat in feiner Eigenſchaft als Obervormund es 
unterfaffen, gewiſſe Vorbehalte an die Zumeifung dieſer Gelber für Armen- 
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zwede zu knüpfen, welche den auf dem Gebiete des Pflegſchaftsweſens 
hinſichtlich unbemittelter Kinder zu Tage getretenen Bedürfnifjen Rechnung 
getragen und Bem im $ 221 ABGB. begründeten „gerechten Anſpruch“ 
gegenüber den Armenanftalten näherzulommen, getrachtet hätten. 

Auf wenigen Gebieten des Rechtslebens wird mehr Ungleichheit vor 
dem Geſetze herrfchen, ald auf dem Gebiete des Armenrechtes. 

Statt an die Hilfe eines Menfchenfreundes zu appellieren, wie dies 
das Juftizminifterium in feiner Verordnung vom Jahre 1904 tut, wäre 
die Sicherftellung der mittlerweiligen Vorkehrung und der erften Hilfe 
bis zur Feftftellung de3 armenrechtlichen Anfpruches gegenüber der Heimat- 
gemeinde mit Hilfe der Gebarungsüberfhüffe möglich geweſen. 

Heute teilen fich Pflegſchafts- und Armenmwefen ohne organiſche Ver- 
bindung in die Armenerziehung, die Vormundſchaftsbehörden und bie 
Landesausſchüſſe in die Aufficgt der Pflege und Erziehung der armen 
Kinder. 

Diefe auf ein und dasſelbe Biel gerichtete Doppelverwaltung durch eine 
organische Verbindung der Pflegichafts- und der Armenverwaltung zu er- 
fegen, ift ein Gebot dringender Notwendigkeit und auch im Intereſſe des 
Beſtandes ber Pflegihaftsihugorganifationen geboten. Deren ehrenamt- 
lich tätigen Mitgliedern kann auf die Dauer nicht zugemutet werben, 
lediglich die Not und das Elend der Pflegebefohlenen feitzuftellen, ohne 
ihnen die Einflußnahme auf die Abhilfe einzuräumen. 

Durch einen folchen Vorbehalt können die Gebarungsüberfchüffe, welche 
der pflicteifrigen Tätigkeit der Pflegichaftsbehörben entſtammen, der andern 
Seite der pflegichajtsbehördlichen Tätigkeit, der Verwirklichung der Auf- 
ſichtspflicht der Vormundſchaftsgerichte hinſichtlich der perſönlichen Ver— 
hältniſſe der mittelloſen Pflegebefohlenen, worin ſie durch die Waiſen- 
ratsvereine und die Gemeindewaiſenräte unterſtützt werben, dienſtbar ger 
macht werden. 

Auf Grund des Reichsgeſetzes vom 3. Juni 1901, R. ©. B. Nr. 62, 
erfolgte die Überweijung einer jährlihen Prozentualquote an bie Länder: 
Böhmen, Mähren, Schlejien, Oſterreich unter ber Enns, Oſterreich ob 
der Enns, Salzburg und Galizien während der Jahre 1901 bis ein» 
ſchließlich 1910 zur Pflege und Erziehung von armen Waifen bis gur 
Zurücklegung des 18. Lebensjahres, ſowie vermwahrlofter oder verlafjener 
Kinder. Der einzige Vorbehalt ftaatliher Natur befteht in ber Beſtim— 
mung des 8 2 bes Geſetzes, wonach bei Verwendung biefer Gelder bie 
Waiſen' von im Kriege oder jonft in unmittelbarer Ausübung des Wehr- 
dienſtes um das Leben gelommenen Militärperjonen vorzugsweiſe Ber 
rüdfihtigung zu finden Haben. 

Die näheren Beftimmungen wurden ber Landesgeſetzgebung vorber 
halten.“ (8 2). . 
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Die Prozentualquote bezieht ſich auf die Geſamtſumme der Ge— 
barungsüberfchüffe, bie ſich bis zum Schluſſe des jeweils zweitvoraus⸗ 
gegangenen Jahres nach den genehmigten Jahresausweiſen ergeben und 
beträgt um 1/,, Prozent weniger als ber bei der Waiſenkaſſe am Schluſſe 
des Ausweisjahres vorſchriftsmäßig beftehende Zinsfuß. 

Die durch das Geſetz den genannten Ländern zugewieſenen Beträge 
bezifferten fich 1901 für Mähren auf 414.834 K, Böhmen 600.000 K, 
Niederöfterreich 275.000 K, Wien 275.000 K, Schlejien 65.383 K und 
für Oberöfterreich auf 40.820 K. 

Auf Grund des Reichsgeſetzes find bie folgenden Landeögejege zu 
Rande gekommen, und zwar in: 


Nieberöfterreich. Geſetß vom 29. Auguſt 1901, 2. G. BL. Nr. 42. 
Oberöfterreih. ¶ Geſeh vom 29. Jänner 1902, 2. ©. BL. Nr. 13. 
Mähren. Geleg vom 29. Jänner 1902, 2. ©. BL. Nr. 29. 
Schlefien. Gejeg vom 24. Oftober 1902, 2. ©. BI. Pr. 58. 
Böhmen. Gejeh vom 29. Ditober 1902, 2. ©. BL. Nr. 78. 


Alle diefe Gefege Haben wie das Neichägejeg vom 3. Juni 1901, 
NR GB. Nr. 62, eine zehnjährige Geltungsdauer. Diefe Geſetze, die 
Borlageberichte und bie Landtagsprotofolfe dienen der nunmehr folgenden 
fuftematifchen Beiprechung ber Landesgeſetzgebung als Grundlage. 

Bei der bisherigen Beiprehung ber Verwendungszwecke habe ich mich 
auf die armen Waijen und bie in materieller Beziehung verlafjenen 
Kinder, welche unter dem durch das Reichsheimatgeſetz und die Zandes- 
armengefege bereits gefeglich feitgelegten Begriff der armenrechtlichen 
Hüfsbebürftigleit fallen, beſchränkt. Der weitere Verwendungszweck: bie 
Pflege und Erziehung verwahrlofter Kinder wurde bisher nicht berüd- 
fichtigt. 

Hätten die Gebarungsüberſchüſſe in ihrer Verwendung für arme 
Kinder einer Ausgleichung in der Verteilung ber Armenlaſt und ber 
Erzielung einheitlicherer Leiftungen auf dem Gebiete ber Armenkinder- 
pflege dienftbar gemacht werben können, jo mußte bei bem Schutze 
gegen Verwahrloſung zunächſt von heimatrechtlichen Geſichtspunkten ab- 
geſehen werden. Die Landgemeinde kann doch nicht für die Verwahr- 
loſung eines Kindes in der Großſtadt finanziell verantwortlich, der 
Schutz und die Fürſorge nicht von der Zugehörigkeit zu einem Lande mit 
gemeinſamen Waiſenkaſſen abhängig gemacht werden. 

Der unter Vorlage eines Geſetzentwurfes, betreffend die Fürforge- 
erziehung Minberjähriger, im Abgeorbnetenhaufe eingebrachte Antrag bes 
Abgeorbneten Dr. Reicher und Genofjen (Nr. 555, Seffion 1901, der Bei- 
lagen bes Abgeorbnetenhaujes) und die Petition des Landesverbandes für 
Wohltätigkeit in Steiermark (ſ. Anhang Nr. 17) ſuchte wenigftend einen 
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Teil dieſer Gebarungsüberfchüffe zur Bedeckung ber ben Staat aus ber Für- 
jorgeerziehung vermahrlofter jugendlicher Perfonen treffenden Koften zu 
verwenden. Danach wären zunächſt die rechtlichen Grundlagen der Für- 
forge für Die verwahrlofte Jugend im Wege eines Reichsgeſetzes zu regeln 
geweſen. 

Das Abgeordnetenhaus überwies den Geſetzentwurf ſeinem fogiad- 
politifchen Ausſchuſſe, in welchem er noch Heute ruht. 

Dad von ber Regierung inzwifchen in Ausficht geftelfte Fürſorge⸗ 
erziehungsgeſetz wird hoffentlich den vorerwähnten Initiativantrag gegen» 
ſtandslos machen und die Geſetzgebung bei neuerlicher Zuweiſung der 
Gebarungsüberſchüſſe im Jahre 1910 eine reichsgeſetzliche Grundlage der 
Fürſorge für die verwahrloſte Jugend vorfinden. 

Die Überweifung der verfügbaren Gebarungsüberſchüſſe an die Länder 
mit gemeinfamen Waifenfaffen zur Pflege und Erziehung armer Rinder 
wirb mit Rückſicht auf das durch das Reichsgeſetz vom 3. Juni i901, 
N. ©. B. Nr. 62, geichaffene Präjudiz vorausſichtlich neuerlich erfolgen. 
Hiebei wird der Obervormund Staat diesmal wohl Vorbehalte im Inter» 
eſſe des Pilegichaftswejens an die Überweifung biefer Gelder an bie 
Länder Inüpfen und von deren Verwirklichung die Zumeifung dieſer 
Gelder abhängig machen. Jene Landtage, denen es um eine zmedmäßige 
Ausgeftaltung der Armenkinderpflege und Erziehung durch die Gemeinden 
zu tum ift, werden eine folhe Steigerung des Effektes biejer Gelder 
im Intereſſe des Kinderfhupes und der Jugendfürforge nur willtommen 
heißen. Zum Schluffe möchte ih nur noch erwähnen, daß aud in 
ber Literatur ſich bereit8 gewichtige Stimmen gegen bie dermalige 
vorbehaltlofe Überweifung ber Gebarungsüberfhüffe vernehmen Tießen. 
So Dr. J. M. Bärnreither in „Zugendfürforge und Strafrecht in ben 
Vereinigten Staaten von Amerika. Ein Beitrag zur Erziehungspofitif 
unferer Zeit“, in der Vorrede auf Seite L, f. f. Minifteriafrat Dr. Hugo 
Schauer in einem der Beiprehung von Bärnreithers Werk gewidmetem 
Auffage in der „Allgemeinen öfterreihifchen Gerichtszeitung“, Nr. 25 
vom Jahre 1905, und endlich Bezirksrichter Janiſch in Friedland in einem 
Auffage in der „Zeitfchrift für Notariat und freiwillige Gerichtsbarkeit”, 
Nr. 32 vom Jahre 1905. 


Die Sandesgefehe. 
Die formale Behandlung der Gebarungsüberſchüſſe. 


Die meiften Länder bilden aus ben ihnen zugemiefenen Geldern be» 


ſondere Fonds. 
Der dem Königreiche Böhmen überwiejene Anteil an ben Gebarungs- 
überfchüffen bildet den Landeswaifenfonds des Königreiches Böhmen. ($1.) 
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Aus ber dem Lande Schlefien zufließenden Beträgen ift ein „Waifen- 
und Kinderſchutzfonds“ zu bilden. ($ 5.) 

Qu Oberöfterreich bilden die Gebarungsüberfchüffe, welche dem Lande 
zufließen, den Landeswaifenfonds. (8 1.) 

Sn Mähren jchafft das Geſetz für bie Überfhüffe feinen befonderen 
Fonds, jondern biefe fließen einjah in den Landesfonds. Dies mag 


wohl aud; den mährifhen Landesausfhuß zu dem Verſuche verleitet. 


haben, dieſe neuen Zuflüffe des Landesfonds zu deſſen Entlaftung in 
feinen biäherigen Leiftungen für Korrigenden und Befjerungsanftalten 
zu verwenden, auf ben aber ber Landtag nicht einging. 


In Niederöfterreich werden die Beträge in zwei gleiche Hälften geteilt; ' 


deren eine ber Reichshaupt- und Refidenzftadt Wien überlaffen wird ($ 1), 
bie andere Hälfte dem Erzherzogtume Öfterreich unter der Enns mit Aus- 
ſchluß der Stadt Wien verbleibt und welche in beiden Teilen der gefeplichen 
Zwedbeftimmung zugeführt werben müffen. 

Mit der Zumendung der einen Hälfte an die Reichshauptitadt übte 
der Landtag von Nieberöfterreich einen At von Großmut, da bei ben 
Bezirkögerihten von Alt-Wien folhe Waifenlaffen nicht „beftanden. 
Damit wurde auch Breſche gefchaffen in das Prinzip der Kongruenz des 
Gebietes, in welhem die Waifenfaffen zu ftande famen und in bem ihre 
Gebarungsüberfhüffe zur Verwendung gelangen follen. 


Die Verwendung der Gebarungsüberfhüffe der gemeinfamen 

Waiſenkaſſen zur Pflege und Erziehung verwahrlofter Kinder. 

Die VBorausfegungen der Inanfprudnahme der Gebarungs- 
überfchüffe. 

Die Regierung hatte vorher ihren Standpunkt dahin gefennzeichnet, 
daß fie nicht gefonnen ſei, der Landesvertretung in ihrer Beſchlußfaſſung 
vorzugreifen, jondern daß fie es dem Landesausſchuſſe überlaffe, aus 
eigener Znitiative mit Vorfchlägen an den Landtag heranzutreten, jedoch 
ein früheres Einvernehmen für fehr erwünſcht Halte und barum ben 
Landesausſchuß einlade, feine Vorfchläge famt Begründung rechtzeitig auf 
dem Wege der k. k. Statthalterei dem k. k. Minifterium des Innern 
zur Kenntnis zu bringen und mit dem Minifterium des Innern den weiteren 
Verkehr in diefer Landesangelegenheit zu pflegen. 

Die Regierung verzichtete damit auf bie einheitliche Leitung und 
Führung. Wir haben in dem Kapitel: Begriff der VBerwahrlofung, gefehen, 
mit welchen Schwierigfeiten einzelne Landtage bei dem Beſtreben nad 
einer richtigen Begriffsbeftimmung zu kämpfen hatten. 

In einer Zufchrift der Regierung an die Landesausſchüſſe betont 
die Regierung, daß fie Wert darauf legen würde, daß ein feſt beftimmter 
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aliquoter Zeil dieſer Überſchüſſe für die Zwecke ber Furſorge für ver⸗ 
wahrloſte Kinder ausdrücklich vorbehalten und ſolange ein Reichsgeſetz über 
die Fürſorge nicht zu ſtande gekommen iſt, dem analogen Zwecke der 
Schaffung neuer und der Ausgeſtaltung der vorhandenen Beljerungsan- 
ftalten durch das Lanbeögefeg gewidmet werde. 

Hiebei wurde, wie auch ſchon früher bei Gelegenheit einer Interpella⸗ 
tionsbeantwortung durch ben Juftigminifter, fpäter bei Beratung des 
Juſtizbudgets im Budgetausſchuſſe und im Abgeorbnetenhaufe gleichjalls 
durch den Juſtizminiſter, ala dem Negierungdvertreter, darauf hingewieſen, 
daß die Verhandlungen und Vorarbeiten über ben Entwurf eines Fürforge- 
erziehungägefege3 in den beteiligten Minifterien im Zuge feien. 

Die Regierung hat in biefer Zufchrift fich auch nicht in eine Erörterung 
barüber eingelaffen, welchen Vegriff fie der Verwahrloſung zu Grunde lege. 

Damit aber, daß fie für die Erziehung vermahrlofter Kinder nur 
die Befjerungsanftalten in Ausſicht nimmt, deutet fie ihre Auj- 
Taffung des Begriffes Werwahrlojung in dem beſchränkten Sinne, 
daß fie nur die tatjächliche, nicht auch bie drohende Werwahrlofung 
darunter nerfteht, an. Diefer Standpunkt war natürlich nit dazu au— 
getan, den Landtagen die richtige Beſtimmung des Begriffes Verwahr- 
loſung und damit die Zwedbeftimmung der Gebarungsüberjchüffe in einem 
weiteren Sinne zu erleichtern. 

Indem id) Hinjichtlich des Begriffes der Verwahrloſung in den Landes» 
gefegen, betreffend die Verwendung ber Gebarungsüberfhüffe auf die all- 
gemeine Erörterung des Begriffes ber Verwahrlofung im öfterreichiichen 
Rechte (S. 1—16) verweiſe, laſſe ich Hier die Beſtimmungen ber einzelnen 
Landesgeſetze folgen, welche zeigen folfen, inwieweit ber ebenerwähnten 
Anregung der Regierung entſprochen wurde. 


1. Die ſachlichen Vorausfegungen. 


Mähren (8 1) beftimmt die Quote nicht nur zur Pflege verwahr- 
Iofter, fondern auch ber Verwahrloſung ausgefegter Kinder; mindeſtens 
ein Vierteil Diefer Beträge ift der Fürforge für verwahrlofte Kinder 
vorbehalten. 

Eine intereffante Epifode bildet der Verſuch des mähriſchen Landes» 
ausfhuffes, die gemeinſchaftlichen Waiſenkaſſen und -ihre Gebarungsüber- 
ſchüſſe zur Entlaftung des Landesfonds ähnlich zu verwenden, wie bie 
Regierung biefelben zur Entlaftung des Staatsſchatzes verwenden wollte, 
als die Regierung den Vorfchlag machte, aus diefen Geldern Amtögebäude 
zu errichten. Der Landesausfhuß hatte nämlich beantragt, die bisher aus 
bem mährifchen Lanbesfonds im Betrage von 176.000 K beftrittenen 
Regie- und Verpflegstoften für die Korrigendenanftalt in Neutitfchein und 
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bie Befferungsanftalt in Brünn aus den Gebarungsüberfcüffen zu be- 
beden. Dieſes Borhaben fand aber nicht bie Zuftimmung bes Finanz- 
ausfchuffes des mährifchen Landtages. Dem Finanzausfhuffe des mähri- 
ſchen Landtages gebührt alſo das Verdienſt der Mbfertigung des 
Verſuches, die Gebarungsüberfhüffe ſtatt zu einer erweiterten Fürſorge 
zu einer Entlaſtung des Landesfonds zu verwenden. 

Oberöfterreich beftimmt (8 5) einen entjprechenden Teil zur Pflege 
und Erziehung ſittlich verwahrloſter Kinder. 

Schleſien behält fich die Entſcheidung der Frage, ob ein und welcher 
aliquoter Teil ber Überſchüſſe für die verwahrloften Kinder im Geſetze 
ausdrucdlich vorbehalten werden foll, dem Zeitpunkte nach Abſchluß der 
fatiftifchen Erhebungen bevor, welche erft ergeben werben, welcher Aufwand 
für die vermaiften und für die verwahrloften Kinder andrerfeitö erforderlich 
fein wird. 

Im übrigen enthält ber Bericht de3 fchlefiichen Landesausſchuſſes 
eine ins einzelne gehende Aufzählung ber Koften für verwahrlofte Kinder 
und die Aufteilung diefer Koften zwifchen Landesfonds und den zu einem 
Baifen- und Kinderſchutzfonds vereinigten Gebarungsüberfchüffen ber ge» 
meinfamen Waiſenlaſſen. Der bezüglice Teil des Berichtes ift im Un- 
hange abgedrudt (f. Anhang Nr. 18). 

In Niederöfterreich enthält die Landesausſchußvorlage nit einmal 
eine Erwähnung der verwahrloften Finder, in welchem Borgange der Ber» 
waltungsausſchuß dem nieberöfterreichifchen Landtage folgte. Der Motiven- 
bericht des Landesausſchuſſes und ber Berichterftatter des Verwaltungs— 
ausſchuſſes betonen, daß der Stand der Befjerungsanftalten auf Grund 
der beftehenben Gefeggebung in Nieberöfterreich ein vollfommen zufrieden» 
Rellender fei, vergaßen aber vollftändig, daß e3 ſich um die Vorforge für 
die Zufunft handelt, für welche die f. k. Regierung die Aufmerkſamkeit 
der Landesvertretung und ber Landesverwaltung auf das beabjichtigte 
Sürforgeerziehungsgefeg gelenkt hat. 

Der Berichterftatter des Verwaltungsausſchuſſes, Dr. Lueger, erwähnt 
der Verhandlungen mit ber f. k. Regierung durch Vermittlung des Statt» 
halters, deren Ergebnis in einem neuen, geänderten Berichte dieſes Aus- 
ſchuſſes zum Ausbrude fommt; zu den Änderungen gehört auch die bem 
Neichögefege entſprechende Aufnahme der verwahrloften Kinder im 8 2 
ala einer Kategorie der auf Koften der Gebarungsüberfchüffe zu erziehenben 
Kinder, während $ 9 dieſe Beſtimmung wieder aufhebt: „Moraliſch ver- 
wahrlofte Kinder find in Gemäßheit des Gefeges vom 24. Mai 1885, 
R. ©. 8. Nr. 90, in die BVefferungsanftalten abzugeben und find die 
Koften wie bisher aus dem niederöfterreichifchen Landesfonds zu beftreiten.” 

Mit Rüdficht darauf, daß in den bisherigen Verhandlungen des nieder- 
öfterreihifchen Landtages nur immer von ber Pflege und Erziehung armer 
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Kinder, nicht aber von derjenigen ber verwahrloſten Kinder als Bived- 
beftimmung ber Gebarungsüberfchüffe der gemeinfamen Waifenfaffen bie 
‚Rede war, ſprach ein Redner im nieberöfterreichifchen Landtage von einem 
Auftauchen diefer neuen Frage, auf die einzugehen mit Rückſicht auf den 
Stand der Gefeggebung, wonach für Kinder, welche eine ftrafbare Handlung 
begangen haben, ohnedem geforgt fei, nicht notwendig jei. 

Den Standpunkte der Regierung: sic volo, sic iubeo brauche man 
ſich nicht zu fügen! 

Und doch drang auch im nieberöfterreihifchen Landtag im Laufe der 
Debatte und aus der Initiative der Abgeordneten die weitergehende Auf- 
faffung, wonach e3 fi) bei Verwendung der Gebarungsüberfchüffe nicht 
bloß um die tatſächlich verwahrlofte, fondern aud um die der Verwahr- 
loſung ausgefegte, von Werwahrlofung bedrohte Jugend handfe, durch. 
Wie ich dies in dem erften Kapitel: Begriff der Verwahrlofung, ausgeführt 
habe, kam diefe Kategorie von Kindern als Anwärter auf die Gebarungs- 
überfhüffe auch im nieberöfterreichifhen Landesgefege unter der Bezeich- 
nung „bverlaffene Kinder” ($ 4) unter. 

Infofern diefe Kinder in fittlicher Beziehung verlafjen find, trifft ja 
auch bie Bezeichnung zu, wie dies ja aud) aus der Terminologie ber franzö- 
ſiſchen Gefegesfprache hervorgeht, wo die Werwahrlofung mit abandon 
moral, verwahrloft mit moralement abandonn& bezeichnet wird. 

Eine andere Frage ift es, ob bei der Feftlegung der Gebarungsüberſchüſſe 
in Freiplägen ber Waifenanftalten noch) überhaupt ein namhafter Betrag er- 
übrigt werben wird, ben Aufwand für die im Sinne des $ 178a.6. G. 8. 
getroffenen Maßnahmen zu beftreiten, wie dies ber nieberöfterreichifche 
Landtag in einer Refolution als weitere Zwedbeftimmung ber Gebarungs- 
überfhüffe ins Auge faßt.. Dem vom niebderöfterreichifchen Landtag ge» 
faßten Beichluffe zufolge fpricht der nieberöfterreihifhe Landtag feine 
Überzeugung aus, daß unter den im $ 178 a. b. G. 8. normierten Ver— 
fügungen zum Schuße ber Kinder auch die zeitweife Abnahme der väterlichen 
Erziehungsgewalt inbegriffen fei und ber Landtag erwartet, daß eine in 
diefer Richtung ſich entwidelnde Rechtſprechung die Grundlage für bie 
Beteilung moraliſch verfaffener Kinder aus den Überſchüſſen der fumula- 
tiven Waiſenkaſſen ſchaffen werde; während ſchon früher im Laufe ber 
Debatte eine Erweiterung des Begriffes „Verlaffene Kinder“ dahin be- 
ſchloſſen wurde, daß unter verfaffenen Kindern auch folhe zu verftehen 
feien, gegen deren Water eine ber im $ 178 a. b. G. B. vorgefehenen 
Verfügungen getroffen worben ift. Damit ift für jene Kinder, deren körper» 
liches und fittliches Wohl durd das ſchuldhafte Verhalten der Eltern in 
Frage geftellt wird, in Niederöfterreih die Durchführung einer von den 
Vormundſchaftsbehörden angeordneten Fürjorgeerziehung auf Koften ber 
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Gebarungsüberſchüſſe angebahnt. Dieſe Sicherſtellung erfolgte auch durch 
eine ähnliche Beſtimmung in Böhmen und Mähren. 

In diefer Richtung liegt der Fortſchritt auf dem Gebiete der Fürſorge 
für die verwahrlofte Jugend für die in Betracht kommenden Länder mit 
gemeinfamen Waiſenlaſſen gegenüber dem Stande jener landesgeſetzlichen 
Fürforge, welche ausſchließlich auf armenrechtlicher Grundlage beruht und 
deren Lücken wir in dem betreffenden Kapitel Erwähnung tun. 

Das Königreich Böhmen zog bei feiner im Jahre 1902 erfolgten 
Schlußfaſſung von den Erfahrungen der anderen Landtage, welde im 
Jahre 1901 im gleihen Gegenftande Beſchluß gefaßt hatten, infofern 
Nugen, als bie f. f. Regierung eine Abänderung der vom Landesausſchuſſe 
vorgefchlagenen Faſſung des $ 4 bes Gefegentwurfes vorſchlug, welche ben 
in den andern Landtagen gegebenen Anregungen und gefaßten Beſchlüſſen 
in diejer Richtung Nechnung trug. Diejer Vorſchlag der k. k. Regierung, 
welcher unverändert von dem Landtage bed Königreiches Böhmen an- 
genommen wurde, lautet: 

„Zu ben von den Eltern verlaffenen Kindern gehören namentlich auch 
Kinder, beren ein Elternteil unbekannt ober verſchollen, der andere Dagegen 
nit im ftande ift, ihnen den nötigen Unterhalt und Erziehung angebeihen 
zu laſſen, ferner Yinblinge, welche der Findlingspflege nicht mehr teil» 
haftig find und für welche anderweitig nicht vorgeforgt ift, ſowie auch 
folhe Kinder, deren Eltern wegen Mißhandlung derfelben verurteilt wurden 
und deren Vater ber väterlichen Gewalt verluftig erffärt wurde, ober 
Kinder, gegen deren Vater eine der in dem $ 178 a. b. G. B. vorge 
jehenen Berfügungen getroffen wurde, ſchließlich noch Kinder, deren Eltern 
fi in der Unterfuhungshaft oder infolge Verurteilung in Strafhaft, 
bez. im Armenhaufe fi befinden.” Mit diefer im & 4 des böhmifchen 
Landesgeſetzes gegebenen Aufzählung ber verlaffenen Kinder ift fo ziem- 
li der Stand ber Landesgefeggebung, anlangend den Begriff der fitt- 
lich verlafenen, alſo der von Verwahrlofung bedrohten Kinder, wieder» 
gegeben. 

In Schleſien fallen die Iegterwähnten Kinder weg. Mit dieſer 
Ausnahme erfolgt Begriffsbeftimmung ber verlaffenen Kinder ähnlich 
wie in Nieberöfterreich und den andern Ländern ($ 4). Insbeſondere 
madt biefe von ber f. f. Regierung vorgefchlagene Faffung bie 
Anregungen und Beichlüffe in den Landtagen von Mähren und 
Nieberöfterreich fih zu nutze, welche die Landesfürforge als eine Durch— 
führung ber von ben F. f. Gerichten auf Grund ber 88 414—416 St. G. 8. 
und ber 88 177 und 178 a. 6. ©. B. angeordneten Fürforgeerziehung 
erfcheinen läßt und unter ber Bezeichnung eines verlafjenen Kindes ben 
Begriff eines ſittlich verlaffenen, d. i. eines verwahrloften, bezw. eines 
der Berwahrlofung ausgeſetzten Kindes trifft. 
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Dem Finanzausſchuß in Mähren (ſ. Bericht vom 8. Juli 1904, 
2.9. Nr. 540 ad 1901, ©. 3) gebührt auch in dieſer Beziehung das 
Verdienſt ber erften Anregung in biefer Richtung. 

In dem erften Kapitel erwähnte ich bereit8 ber befonderen Unftände, 
warum Schleſien in feinem Gefege nur bie tatſächlich bereits verwahr- 
often, die der Verwahrloſung ausgejegten Kinder aber nicht aufgenommen 
hat. Schlefien erwähnt im 8 1 die verwahrloften Kinder als eine Kate» 
gorie der auf Koften ber Gebarungsüberfhüffe zu erziehenden Kinder, 
und führt im 8 7 fo ausführlich und eingehend, wie fein anderes Geſetz, 
die einzelnen Verwendungszwecke zu Gunften ber verwahrloften Kinder an. 
Insbeſondere geht aus 8 7, Zahl 2, bie Tendenz hervor, mit diefen Über- 
ſchüſſen eine erweiterte Fürſorge zu bewirken, nicht aber damit ben 
gegenwärtigen Aufwand zu bededen und damit das Budget zu entlaften. 
Das Geſetz fieht gerabefo wie hinfichtlich der armen und verlaffenen Kinder 
im 8 8 auch hinſichtlich der für verwahrlofte Kinder auflaufenden Ber- 
pflegd- und Erziehungsfoften die Möglichkeit einer Beitragspflicht Der 
Heimatgemeinden vor. 

Der Bericht des Landesausfchuffes in dem auf die Pflege und Er- 
ziehung armer Kinder bezüglichen Teile enthält übrigens eine Beftimmung 
mit einer ausgejprochenen Tendenz, ber Verwahrloſung vorzubeugen, daß 
nämlidy die Unterbringung der aus ben Gebarungsüberfchüffen verpflegten 
Kinder in Armenhäufern ausgeſchloſſen ift. 

Ich unterlaffe es fonft abfichtlich, Hier auf ben Teil der Landesgefege 
einzugehen, welche ji) mit der Pflege und Erziehung ber armen Kinder 
befajfen, muß jedoch hier einer erft vom Abgeorbnetenhaufe beichlofienen 
Vorausſetzung Erwähnung tun. Eine Vorausſetzung der Inanjpruhnahme 
ber Pflege und Erziehung aus ben Gebarungsüberfchüfien ift das jugend- 
liche Alter unter 18 Jahren. 


2. Die perfdnlihen Vorausfegungen. 
«) Das jingendlihe Alter unter 18 Jahren, 

Der Regierungsentwurf und der Bericht des Juſtizausſchuſſes 
hatten das 14. Lebensjahr als Alterägrenze angenommen. Erſt ein 
im Plenum geftellter Antrag, bem ber Berichterftatter zuftimmte, 
brachte eine Ermeiterung ber Mlterögrenze auf 18 Jahre. Diefe 
Beftimmung bewirkt eine meitere Verſchärfung der ohnedem ſchon 
beftehenden Ungleichheit in der armenrechtlichen Behandlung ber 
Kinder von Land zu Land. In Ländern ohne gemeinfame Baifen- 
Taffen finden mir bie Grenze der Hilfsbebürftigen Kindheit und 
des felbfterwerbsfähigen Alters mit dem 14. Lebensjahre erreicht; in 
Ländern mit gemeinfamen Waiſenkaſſen gilt das 18. Lebensjahr als Alterd- 
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grenze. So wenig das 14. Lebensjahr als Beginn der Selbſterwerbsfähigkeit 
und vollen Selbſtändigkeit gelten ſollte, ſo ſehr iſt mit dem 18. Lebens- 
jahre bei normalen, armen und verlaſſenen Kindern über das Ziel ge— 
ſchoſſen, während das Hinaufrücken der Altersgrenze auf 18 Jahre vom 
Standpunkte der Fürſorgeerziehung verwahrloſter Kinder nur freudigſt 
begrüßt werben muß. 

Jedenfalls Tennzeichnet die Aufnahme diefes im Haufe geftellten An- 
trages ohne Vorberatung im Ausfhuffe und ohne Stellungnahme der Re» 
gierung zu demſelben den Mangel fachlicher Vorarbeit, mit welchem bie 
Gefeßgebung bei ihrer Arbeit zu Werke gegangen ift. 


) Die Landedangehörigteit. 

Eine weitere perfönlihe Vorausſetzung der Inanſpruchnahme ber 
Gebarungsüberfchüffe für Zwecde der Pflege und Erziehung nicht nur der 
armen, fondern auch ber verwahrloften Kinder ift die in der heimatrecht- 
lichen Zuftändigfeit zu einer Gemeinde bes Landes begründete Angehörigfeit 
zu einem Lande mit gemeinfamen Waijentaffen. 

Mit der Stellung des Obervormunds Staat, bie ſich auf alle Kinder, 
gewiß auch auf Die des ftaatlichen Schuges bebürftigften, die verwahrloften 
Kinder erftredt, iſt dieſe Beſchränkung ber zur Erziehung verwahrlofter 
Kinder beftimmten, vom Staate überwiefenen Mittel auf die Landes- 
angehörigteit ſchlecht in Einklang zu bringen. 

Gelegentlich der Beſchlußfaſſung über das Geſetz beſchloß das Ab- 
georbnetenhaus, die Regierung aufzufordern, ihren Einfluß dahin geltend 
zu machen, daß bei der Fürſorge aus den Gebarungsüberfhüffen auch auf 
jene verlaffenen Kinder, deren Heimatrecht unbefannt oder ftrittig ift, 
durch geeignete Vorſchußleiſtung während der Dauer dieſer Feitftellung 
Rüdficht genommen werde. Diefer Anregung find nicht alle Landesgeſetze 
nachgekommen. 

Das Geſetz von Schleſien ($ 2) enthält die Beſtimmung, daß für 
frembzuftändige arme Waifen und verlafjene Kinder die Koften ihrer Pflege 
und Erziehung aus der dem Lande zufallenden Quote nur dann beftritten 
werben, wenn ſich bie Landesverwaltung ihres Heimatlandes verpflichtet, 
biefe Koften voll zu erjegen. Eine Beftimmung, bie bem vorermähnten Be- 
ſchluſſe des Abgeordnetenhaufes wenig Entgegenfommen an ben Tag legt; 
doch macht dies eine andere Beſtimmung des Geſetzes teilweiſe wieber gut, 
indem wenigſtens für den einen der beiden im Beſchluſſe vorgeſehenen 
Fãlle, nämlich für den Fall, als das Heimatrecht völlig unbekannt iſt, 
Vorſorge getroffen wird. 

Die Gefepe von Schlefien (8 4, Alinea b), Oberöfterreidh (8 4, 
Alinea b), Nieberöfterreich ($ 4, Alinea b), und Mähren (8 4, Alinea b) 
teihen unter bie Kategorie der verlaffenen anſpruchsberechtigten Kinder 
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diejenigen, deren Erzeuger und deren Heimat unbekannt ſind, wenn für 
dieſelben nicht anderweitig fürgeſorgt iſt. In dieſem Falle trifft alſo die 
Vorausſetzung der Inanſpruchnahme der den betreffenden Ländern zu— 
fallenden Quote zu. Der viel ſchwierigere Fall aber iſt derjenige des 
ſtrittigen Heimatrechtes, wo die Aufenthaltsgemeinde aus Beſorgnis vor 
Verluſten und um ja nicht für den angeblich verpflichteten Teil, die Heimat- 
gemeinde, einen Aufwand zu machen, ber ihr nicht erfegt wird, ein unmittel- 
bares Eingreifen ablehnt und die unterftügungsmwerbenden und hilfeſuchen⸗ 
den Pflegeparteien auf bie angebliche Heimatgemeinde verweift, während 
diefe wieder unter triftigen und oft auch nichtigen Vorwänden und unter 
Beftreitung ber Zuſtändigkeit des Kindes und damit ber armenrechtlichen 
Verpflichtung jede Unterftüßung ablehnt. Unter diefem Hin- und Herfpiel 
ber Gemeinden leibet das Hilfsbebürftige Kind natürlich am meiften. 

Mähren widmet im $ 20 feines Gejeges eine Beſtimmung, um der 
dom Abgeorbnetenhaufe gefaßten Refolution und damit auch den Fällen 
des ftrittigen Heimatsrechts gerecht zu werben: „Zür verlaffene Kinder, 
deren Heimatrecht unbefannt und ftrittig ift, können die Verpflegskoſten 
während der Dauer biefer Feitftellung aus ber Dotation ber mähriſchen 
Waiſenhäuſer vorfchußmeife, vorbehaltlich des Regrefjes, beitritten werben.“ 
Wer Einblid in die Praris hat, kennt die Dringlichkeit einer Sicher- 
ſtellung ber Hilfe bei frittigem Heimatrechte. Mähren ift das einzige 
Land, welches dementſprechend Vorſorge getroffen hat, 


Die Arten der Pflege und Erziehung der verwahrloften Kinder. 


Die einzelnen Landtage ſuchen nun das Problem ber Pflege und 
Erziehung der verwahrloften Kinder auf verfchiedene Weife zu löfen, indem 
fie fi) entweder, wie der Landtag von Niederöfterreich, ausſchließlich der 
geſchloſſenen Erziehungs- und der Befferungsanftalten bedienen und deren 
Stand dem Bebürfniffe entſprechend erklären. 

Der Motivenberiht des Landesausfchuffes vom 8. Juni 1901, 
Nr. XXVII, gibt den Stand der Korrigenden mit 963 an. J. Schöffel 
in feiner Flugſchrift, Die aus einer Beit ftammt, welche ſechs Jahre zurüd- 
reicht, nämlich in das Jahr 1895, gibt auf Seite 11 die Zahl der in 
Landesbefferungsanftalten untergebrachten Kinder mit 500 an; jomit eine 
Steigerung von 463 in ſechs Jahren, was um fo mehr bedauern läßt, 
daß man einer fünftigen Steigerung nicht durch Zumeifung von Mitteln 
aus ben Gebarungsifberfhüffen Rechnung getragen hat. 

Der Landesausfhuß von Oberöfterreich betonte in jeinem Motiven- 
berichte, nur allgemeine Beftimmungen über die Verwendung ber dem 
Lande zum Zwecke ber Waifenpflege zufließenden Beträge gejeglich feit- 
legen zu wollen, von der Aufnahme eingehender Beſtimmungen jedoch ab- 
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fehen zu wollen, um nicht dem Landesausſchuſſe die Möglichkeit zu 
benehmen, die ihm zur Verfügung ftehenden Mittel in der Folge ftets 
in der Weife zu verwenden, wie es nach ben jeweiligen Verhältniffen eben 
am zwedmäßigften erfcheint. 

Hiezu bemerfe ich nur nebenbei, daß das Landesgeſetz in diejen gewiß 
berechtigten grundfäglichen Standpunkt Breſche ſchießt und der Anſtalts- 
erziehung entfchieden den Vorrang vor ber Familienerziehung einräumt. 
Der 8 5 des Gejeges wirft den alten Prinzipienftreit auf: ob Yamilien- 
oder Anftalt3pflege, und verfegt deſſen Entſcheidung zu Gunften ber Tegteren 
in das Gefeg felbft, ftatt ohne Woreingenommenheit bie Entſcheidung 
von Fall zu Fall ber Verwaltung anzuvertrauen, wie e8 nad) dem 
Motivenberichte hätte erwartet werden können. 

Böhmen behält auch diefe Frage ber jpäteren Entſcheidung bevor. In 
einer früheren Verhandlung (Drud CLXXXVIN, Nr. 586 Ldtg., I. Jahres- 
ſeſſion des böhmifchen Landtages vom Jahre 1895, Bericht der Kommiffion 
für Die Bezirks» und Gemeindeangelegenheiten über den Antrag Adamel) 
beziffert der Landesausſchuß des Königreiches Böhmen die Zahl der ver- 
nadhjläffigten und verwahrloſten Kinder, welche in die Fürſorge des Landes 
einzubeziehen und melde aus ihrer DVerlafjenheit und Verwahrloſung zu 
bejreien wären, mit mehr al3 fünftaufend. Der Landesausſchuß ſchlug 
dazumal zur teilweifen Abhilfe bie Errichtung einer Unftalt für 
150 bi 200 verlafjene und vermahrlofte Kinder vor. Die Zahl der auf 
Koften bes Landes in den Landesbefjerungsanftalten im Jahre 1898 unter» 
gebrachten Korrigenden wird vom Landesausſchuſſe mit 171 „Zmänglingen‘ 
unter 18 Jahren beziffert. Behufs Verwirklichung ber Anftaltöpflege be— 
ftimmt 8 10 des Gejehes, daß zur Behebung des Mangels an ordentlichen 
Anftalten der Landesvertretung bie Errichtung folder Anftalten aus ben 
Mitteln de3 Landeswaifenfonds überlaffen bleibt. Zugleich wird es dem 
Landtag überlafjen, in folhen Fällen zur Dedung des Bedarfes an An» 
ftalt3pflege den beftehenden Anftalten behufs Erweiterung und Ausgeftaltung 
aus dem Lanbdeswaifenfonds Unterftügungen zu gewähren. 

Der Landtag hat den Landesausfhuß mit den Erhebungen und ber 
Berichterftattung in der nächſten Landtagsfeffion betraut, ob und welche 
Anftalten aus dem Landeswaifenfonds zu errichten, oder ob etwa und 
mit welchen Verwaltungen von Privatanftalten zu verhandeln wäre, daß 
diefelben mit einer Unterftügung aus dem Landeswaifenfonds und bei 
angemeffener Ingerenz des Landesausfchuffes ihre Tätigkeit entjprechend 
erweitern. 

Der Landtag von Mähren hat fih im$5 des Geſetzes fir ein Syftem 
tombinierter Pflege und Erziehung, nämlich 1. geſchloſſene Pflege in vom 
Lande gebauten Anftalten, 2. Privatpflege in Familien, 3. Subventionen an 
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beftehende, nicht vom Lande erhaltene Gemeinde- und Bereinsanftalten, ent- 
ſchieden, im übrigen aber ſollte die Art und Weife der Verwendung einer 
neuerlichen Erwägung unterzogen werben, und zu dieſem Ziwede folite ein 
vollſtändig entwideltes, abgejchloffenes Programm unter Vermeidung jedes 
überflüffigen, nicht notwendigen Aufwandes aufgeftellt werben. Diesfalls 
hat der Landesausſchuß den Auftrag, das Programm in ber Seſſion 1903 
vorzulegen, was er aud tat und wofür er die Anerfennung des Finanz- 
ausſchuſſes und des Landtages fand. Doc erklärte der Landesausſchuß 
im Jahre 1903 im feinem Berichte (155) noch nicht in der Lage zu jein, 
hinſichtlich der Zürforge für die vermahrlofte und ber Verwahrlofung 
auögefegte Jugend konkrete Anträge zu ftellen. Ohne hier des Näheren 
auf die vieljahen Anregungen einzugehen, möchte ih nur der Anregung 
einer Organifierung ber Auffiht der Familienmwaifenpflege durch An— 
tnüpfung an bie beftehende Einrichtung der Ortsſchulräte gedenken 
(f. Anhang Nr. 39), ſowie den vom Landezausfhuß in feinem Berichte be— 
tonten Grundfaß hervorheben, wonach der Landeswailenfonds bie Unter- 
ftügungsfaft für das Kind nicht allein tragen ſoll, jondern daß er bie 
unterftügungapflichtigen Heimatgemeinden zu einer Beitragsleiftung heran- 
ziehen will. Diefe Heranziehung der Beitragsleiftung ſei auch von einer 
Enquete gutgeheißen worden. Schlefien hat diefen Grundſatz im Geſetze 
feſtgelegt. 

Während Mähren von der angeblich notoriſchen Tatſache ausgeht, 
daß die Pflege und. Erziehung verwahrlofter Kinder ſich am beſten in 
großen Anftalten volfziehe, ſpricht in Schlefien der Motivenbericht des 
Landesausſchuſſes davon, ba bie Familienerziehung fich bei jenen Kindern 
empfehlen werde, welche erft der Verwahrloſung entgegengehen ober in 
einem fo jugendlihen Alter ftehen, daß eine Beſſerung berfelben durch eine 
Anderung in der Familienpflege erwartet werben fann, und bavon, daß 
bie bisher gefammelten Erfahrungen über die Familienpflege verwahr- 
Tofter Kinder als fehr günftig zu bezeichnen find. 

Wir fehen alfo hier, wie in zwei Nachbarländern zwei ganz wider» 
ſprechende Anfchauungen in einem und demfelben Gegenſtande vertreten find. 

Das Geſetz von Böhmen enthält im $ 4 den Grundſatz, daß für normale 
Kinder Familienpflege die Regel bildet und enthält im $ 6 die meitere 
Beſtimmung, daß nah Ermeſſen des Landesausſchuſſes auch Anftalts- 
pflege Platz zu greifen hat und daß zur Erziehung und Pflege von 
nicht gefunden, namentlich ſiechen, ſchwachſinnigen, blinden und taub» 
ſtummen Kindern und von moraliſch verwahrloſten Kindern in ber Regel 
geeignete Fachanſtalten zu verwenden ſind. 

-Die Art der Erziehung von münbigen Kindern vom 14. bis zum 
18. Lebensjahre beftimmt der Landesausfhuß im Einvernehmen mit den 
nad) den geltenden Geſetzen hiezu berufenen Organen (8 7, Alinea 2). 
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Die Gebarungsüberihüffe im Verhältniffe zur öffentlichen 
AUrmenpflege. 


Auch die in Ausficht ftehende geſetzliche Regelung der öffentlichen 
Armenpflege im Königreihe Böhmen hat einen Beihluß bes böhmifchen 
Landtages veranlaßt, wonach der Landesausfhuß beauftragt wurde, nad 
burchgeführter gefeglicher Regelung der öffentlichen Armenpflege dafür 
Sorge zu tragen, daß bie einzelnen Beſtimmungen dieſes Geſetzes, be- 
treffend die Gebarungsüberjchüffe der gemeinfamen Waiſenkafſen, mit der 
äufünftigen Organifation ber öffentlichen Armenpflege in Einklang ge- 
bracht werben. 

Id) kann hier nicht umhin, anfnüpfend an das Vorhergefagte auf Die 
prinzipielle Bedeutung der Ausgeſtaltung ber Armenkinderpflege im Lande 
Schleſien aus den Mitteln der kumulativen Waiſenkaſſen Hinzumeifen (8 8). 

Das Land als Gemeinde höherer Ordnung faßt feine Aufgabe dahin 
auf, im Anſchluſſe an die Armengefeßgebung und Armenverwaltung bie 
Gemeinden über ihre gejegliche Verpflichtung Hinaus in ihren Leiftungen 
zu ergänzen, ihrer Unzulänglichkeit und Leiſtungsſchwäche abzuheljen und 
ihre Leiftungen auf biefem Gebiete zu verbefjern. 

Diefer Auffaffung zunächſt fommt dann Böhmen. Böhmen erflärt im 82 
die Pflege und Erziehung von verwahrloften Kindern ganz allgemein ald 
eine der Zmwedbeftimmungen des Landeswaiſenfonds und bezieht ſich babei 
auf bie durch die Armengefeßgebung bes Landes gejchaffene Vorausſetzung 
ber Inanſpruchnahme dieſes Fonds, ohne daß im Geſetze ein beftimmter 
Teil der Gebarungsüberfchüffe der Fürforge für die verwahrlofte Jugend 
vorbehalten worden wäre. 

Das Land Schlefien hat den Gedanken einer organischen Ausgeftaltung 
der Armentinderpflege in den Gemeinden durch das Land, als höheren 
Kommunalverband, in feiner gefeplichen Regelung der Verwendung ber 
Gebarungsüberfchüffe von vornherein ſich zur Richtſchuur genommen und 
diefer Gebante kommt auch in der folgenden Beſtimmung bes ichlefifchen 
Gefeged zum Ausdrud: 

„In alfen Fällen, in weichen die Bedingungen für die Verpflichtung 
der Heimatgemeinden zur Armenverforgung verwaifter, verlaffener und 
verwahrlofter Kinder gegeben find, ift der Landesausſchuß berechtigt, der 
Heimatgemeinde einen ihren Vermögensverhältniffen angepaßten Teilbetrag 
des auf Grund der Beſtimmungen dieſes Gefege3 gemachten Aufwandes zum 
Erſatz vorzuſchreiben (8 8 des Gejeges). 

Su dem Berichte bemerkt der Landesausſchuß bei biefem Anlaffe, 
daß die Unterbringung von Kindern in Urmenhäufern grunbjäglic ausge» 
ſchloſſen if. Ob und inwieweit die Heimatgemeinde zu einer Beitrags- 
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feiftung heranzuziehen fei, muß ber fallweiſen Beurteilung bes Landes» 
ausfchuffes überlaffen werden. Hiebei fann im allgemeinen von bem 
Grundjage ausgegangen werben, daß in ber Regel die Heimatgemeinben 
bis zum zurüdgelegten 14. Lebensjahre zur Armenverforgung verpflichtet 
find und daß fohin bis zu dieſer Zeit ein teilmeiler Erſatz feitend der 
Heimatgemeinben im Rahmen des Heimatgefeges beansprucht werben fann. 
Bei jallweijen Unterftügungen, fowie bei folhen, welche nah dem zurüd- 
gelegten 14., Lebensjahre gemährt werden, foll ein Erſatz feitens ber 
Heimatgemeinden in ber Regel nicht verlangt werben. Derartige Auslagen 
werben beftehen in ber Anfchaffung von Kleidern, in der Beiftellung des 
Lehrgeldes, Bewilligung von Unterrichtäftipendien u. dgl. 

Die Beteiligung ber Heimatgemeinden an ben Kuften der Pflege und 
Erziehung ift aber noch aus dem weiteren Grunde zwedmäßig, weil der 
Landesausfhuß in feiner zentralen Stellung den örtlichen Berhältniffen 
viel zu ferne fteht, als daß er in der Lage wäre, die Frage nach ber 
armenrechtlichen Hilfsbedürftigfeit und ob im einzelnen Falle bie Ber- 
mahrlofung dem Kinde droht oder tatſächlich ſchon vorhanden ift, zu be— 
antworten. 

Iſt die Gemeinde nicht finanziell intereffiert, fo wird fie das Be- 
ftreben Haben, biefe Frage zu bejahen, umgefehrt wird bie Gemeinde 
ein Intereſſe an einer gemifjenhaften Beantwortung der Bebürfnisfrage 
haben, wenn fie mitzahlen muß. 

Nur darf die finanzielle Anteilnahme eine gewiſſe Grenze nicht über- 
ſchreiten, weil fonft leicht der gegenteilige Erfolg erreicht und bie Ge— 
meinbe veranlaßt würde, die Bedürfnisfrage möglichſt zu verneinen. 

Bei. Beſprechung der Porausfegungen wurde bereit des von 
einer Enquete angeregten, vom Landtage gebilligten Standpunftes 
des mährifchen Landesausſchuſſes Erwähnung getan, der bei Aufftellung 
des Verwendungsprogrammes ben Grundſatz betont, daß die Gebarungs- 
überfhüffe nicht allein die Unterftügungslaft für ein Kind tragen follen, 
fondern daß die unterftügungapflichtige Heimatgemeinde zu einer Bei— 
tragafeiftung herangezogen werden foll. Mähren hat fomit den Grund» 
jag der finanziellen Anteilnahme der Heimatgemeinde, wenngleih nicht 
— mie Böhmen und Schlefien — im Geſetz, jo doch in deſſen Durd- 
führung ebenfalls aufgenommen. 


Der Erfaganfprud gegenüber den nad dem Privatrechte ver- 
pfliteten Perſonen. 


Bei Verwaltung der Gebarungsüberfchüffe hat ſich der Landesausſchuß 
den fubfidiären Charafter vor Augen zu Halten, welchen die Pflege und 
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Erziehung verwahrloſter Kinder an ſich tragen. In dieſer Beziehung gilt 
eben der für Aufwendungen für Armenzwede aus öffentlichen Mitteln 
maßgebende Grundfag, dab in erfter Linie die nad) dem allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuche unterhalt3- und erziehungspflichtigen Perfonen, 
alfo in erfter Linie die Eitern, für Pflege und Erziehung aufzulommen 
haben und erft foweit diefe außer ftande find, diefer Pflicht nachzulommen, 
und jomweit nicht die Privatwohltätigleit diefe Sorge freiwillig auf ſich 
genommen hat, die in ben Landeögefegen begründete Verpflichtung zur 
Pflege und Erziehung armer, verlaffener und verwahrlofter Kinder be- 
ginnt. Bezüglich des Worbehaltes des Erſatzanſpruches gegenüber den 
nad dem Zivilrechte verpflichteten Perſonen enthalten bie einzelnen Landes» 
gefege Beſtimmungen, welche diefem Grundfage Rechnung tragen. Nur 
hinſichtlich Nieberöfterreih und Schlefien ift hier eines Zwiſchenfalles zu 
gedenken, der fi auf das zur Geltendmachung dieſes Erſatzanſpruches 
gewählte Verfahren bezieht und ber ebenfall® den Mangel einer einheit- 
fihen Führung der Landtage durch die Regierung beleuchtet. Schlefien 
war in dem Entwurfe feines Lanbeögefeges in diefer Beziehung dem 
Vorbilde von Nieberöfterreich gefolgt. Während das Eingreifen bes 
Regierungsvertreter8 in Niederöfterreih das Hindernis der Ganftion 
noch rechtzeitig befeitigte, war bie im Landtag von Schlefien nicht 
der Fall 


Nieberöfterreich fieht im 8 4, legter Abſatz, den Anſpruch des ganzen 
ober teilweifen Erfages ber für die verlaffenen Kinder erwachſenden Ver- 
pflegs⸗ und Erziehungsfoften vor. Die weitere vom Verwaltungsausſchuſſe 
in Vorſchlag gebrachte Beftimmung, wonach diefe Erfäge im Wege der 
politiſchen Erefution hereinzubringen fein follten, wurde in ber Land» 
tagsfigung vom 26. Juni 1901, in welcher über bie Gefeesvorlage 
verhandelt und Beſchluß gefaßt wurde, fallen gelafjen, weil „deren Auf» 
rechthaltung im Gejegentwurfe als Sanktionshindernis aufgefaßt werden 
würde“. Diefe Anſprüche feien im Zivilrechte begründet und werden daher 
nad) $ 38 des Gefeges vom 3. Dezember 1863, R. G. B. Nr. 63, be- 
treffend die Regelung der Heimatverhältniffe auf den Zivilrechtsweg ver- 
wiefen. . 


Der ſchleſiſche Landtag Hatte nach dem niederöfterreichiichen Vorbilde 
biefe Beſtimmung in das fchlefiiche Landesgefeg aufgenommen, ohne daß 
dort von ber Negierungsbanf eine gleiche warnende Stimme ſich erhoben 
hätte und ohne daß von dem Fallenlaſſen diefer Beftimmung in Nieder- 
Öfterreid, den Schlefiern Mitteilung gemadt worden wäre. Tatſächlich 
feiterte die Allerhöchſte Sanktion des vom jchlefifchen Landtage im Zahre 
1901 befchloffenen Gejegentwurfes an ber „politifchen Exekution“ biejer 
zivilrechtlichen Anfprüche. 
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Die Aufſicht über die Pflege und Erziehung der armen, ver- 
laſſenen, verwahrloften Finder. 


Bon großer Wichtigkeit für die Fürforge für die vermahrlofte Jugend 
iſt die Aufficht des Landesausfchuffes über die Pflege und Erziehung ber 
armen, verlaffenen und verwahrloften Kinder, welche mit Hilfe der Ge- 
barungsüberjchüffe durchgeführt wird, 

Wenn anders die Armenaufficht nicht auf dem Papier bleibt, ift damit 
bie Gelegenheit gegeben, nicht nur die tatfählihe Zürforge für die ver- 
wahrloften Kinder zu überwachen, ſondern auch ber Verwahrlofung ger 
meindearmer Kinder infolge vernachläſſigter Pflege und verabfäumter Er» 
ziehung durch rechtzeitige Einleitung einer zweckentſprechenden Maß- 
nahme vorzubeugen. 

Wenngleich die näheren Beſtimmungen über bie Pflege und Er- 
ziehung der Landeögefeggebung vorbehalten blieben, jo hat bei Beratung 
des Reichsgeſetzentwurfes das Abgeordnetenhaus doch bie nachſtehenden 
Reſolutionen beſchloſſen: 

„Die Regierung wird aufgefordert, ihren Einfluß dahin geltend zu 
machen, daß durch die der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen näheren Be— 
ſtimmungen über die Verwendung der den Ländern zur Pflege und Er— 
ziehung armer Waiſen, ſowie verlaſſener und verwahrloſter Kinder über- 
wieſenen Gebarungsüberſchüſſe der Waiſenkaſſen auch eine wirkſame Auf- 
ſicht dieſer Pflege und Erziehung ſichergeſtellt werde.“ 

Alle Geſetze betonen die Pflicht des Landesausſchuſſes zur Aufſicht 
über bie aus den Mitteln ber Waiſenkaſſen ſtatthabende Pflege und Er- 
ziehung; das Gefeg von Böhmen ($ 10) fordert im Falle der Umter- 
ftügung don Privatanftalten aus Mitteln bes Landeswaifenfonds, daß 
dem Landesausfchuffe ein gebührender Einfluß auf die Verwaltung 
der betreffenden Anftalt zu fichern ift. Die Gefege bezeichnen den Landes» 
ausſchuß — in Übereinftimmung mit ber Landesordnung — als ben 
Verwalter der betreffenden Fonds und Gelder und behalten ihm „behufs 
ordentlicher und zweddienlicher Durchführung diefes Geſetzes“ (Böhmen, 
8 13) die Erlaffung von Inftruftionen bevor. 

Böhmen (12) und Oberöfterreich (7) beichreiben den Inhalt der 
Auffichtspflicht des Landesausfhuffes ziemlich gleichlautend dahin, daß 
ber Landesausſchuß darauf zu achten hat, daß die zur Gänze oder teil- 
weife auf Koften des Landeswaifenfonds verpflegten Kinder ordentlich er- 
zogen und womöglich in ben Stand gefeßt werden, ſich felbft den nötigen 
Lebensunterhalt zu verſchaffen. Böhmen ($ 12, Alinea 2) fügt Hinzu: 
Die Auffiht übt der Landesausſchuß durch Vermittlung ber Bezirks— 
und Gemeinbevertretungen, denen es obliegt, den Landesausſchuß in der 
Durchführung diefer Aufgabe zu unterjtügen, al3 auch durch eigene Organe. 
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Schlefien (8 6) regelt die Aufficht über die nicht in einer Anftalt unter» 
gebrachten Kinder, melde aus den Mitteln de im $ 5 biejes Geſetzes 
erwähnten Fonds unterftügt werben. 

Aber nit alle Landesausſchüſſe verfprechen ſich den gleichen Erfolg 
von der Armenauffict. 

Der Bericht des böhmiſchen Landesausfhuffes (Drud XX, Nr. 180, 
V. Jahresſeſſion des Landtages von 1895) fticht mit dem, was er auf 
Seite 12 über die Armenaufficht, deren Wert und deren Organe fagt, 
ehr wohltätig ab von dem Standpunfte hoffnungslofer Refignation, auf 
dem ber nieberöfterreichifche Landesausſchuß in diefer Beziehung fteht. 

In Niederöfterreich kommt diefer Standpunft in der Zmedbeftimmung, 
welche der Landtag diefen Gebarungsüberfhüffen gegeben Hat, zum Aus— 
drud. Ich muß mich daher an diefer Stelle mit dem Verwendungszweck 
diefer Gelder in Nieberöfterreih und ber durch den niederöſterreichiſchen 
Landesausfhuß Hiefür gegebenen Begründung ausführlicher bejafien. 

Diefer Beſchluß des Landtages darf das öffentliche Intereffe nad 
mehrfacher Richtung in Anſpruch nehmen. Nicht nur, daß ber Landtag 
von einer organischen Wusgeftaltung der Armentinderpflege in den Ge— 
meinden ganz und gar abjieht und die Verwendung der Gebarungsüber- 
ſchüſſe mehr zu einer Subventionsangelegenheit von Waifenanftalten macht 
— für welche Landezftiftungspläge auf die Dauer de3 Beſtandes der er- 
mähnten Anſtalten geftijtet wurden — verfügt ber Landtag damit itber 
Gelder, welche das Reichsgeſetz vom 3. Juni 1901, R. ©. ®. Nr. 62, den 
Ländern vom Jahre 1901 bis zum Jahre 1910 überweift, über welchen 
Beitpunft hinaus er, wenn dieſe Anftalten über das Jahr 1910 beftehen, 
mangels einer gefeglichen Grundlage gar nicht verfügen Tann. 

Es hat aud) nit an Stimmen gefehlt, welche davor warnten, „dei 
größten Teil de3 Geldes auf Stiftungen abzugeben auf die Dauer des Be- 
ſtandes ber erwähnten Waijtnhäufer, wodurch der Landtag für alle Zeit 
ber Möglichkeit beraubt wird, auch eine Fürforge für andere Kinder aus 
diefen Zinfen zu treffen“, Ein Reduer verwies auf die Abficht des Reichs— 
rates: bie Fürforge in weiten Sinne durch die Landesgeſetzgebung durd)- 
zuführen und beantragte, das Geld für die Freipläge zu widmen „nicht 
auf die Dauer de3 Beſtandes der Waifenhäufer“, fonbern „bis auf weiteres“ 
und bamit einem fünftigen Landtage allfällige Änderungen vorbehaltend. 
Diefer Antrag blieb in der Minderheit. 

Es muß hier hervorgehoben werden, daß ſich das niederöſterreichiſche 
Geſetz von allen Landeögefegen am wenigften an das Neichsgejeg hält, 
inden e3 verfügt, daß die Kinder unter 6 Jahren und die tatſächlich bereits 
verwahrloften Kinder ($ 9) auch dann feinen Anteil an den zugewiefenen 
Gebarungsüberſchüſſen haben follen, wenn deren Verwahrloſung noch nicht 
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unter das Geſetz vom 24. Mai 1895, R. ©. B. Nr. 89 und 90, fällt. 
Mit diefer Einſchränkung ift das Landesgefeg aus dem Rahmen des Reichs- 
gefege3 bereits herausgetreten. 

Das Geſetz ſcheidet die Pflege und Erziehung armer Waifen und ver- 
Iaffener Kinder unter 6 Jahren und folder über 6 Jahren. Für die 
erjteren haben wie bisher die Armenbehörben zu forgen, dort wo eine 
weitere Unterftügung folcher Kinder erforderlich ift, ift dieſelbe aus den 
bem Lande Niederöfterreich, vefpeftive ber Haupt- und Nefibenzftabt Wien 
mit dem Gefege von 3. Juni 1901, R. G. B. Nr. 62, zugeiviefenen 
Mitteln zu leiften. Vom erreichten 6. Lebensjahre an find arme Waifen 
und verlaffene Kinder über Anfuchen der Armen- und Vormundſchafts- 
behörden in Waifenanftalten‘ aufzunehmen. Die Pflege und Erziehung 
der Kinder erfolgt in Waifenanftalten in Gemäßheit der Anftaltzftatuten. 
Die Armenbehörden haben alfo in Hinkunft nur mehr für Pflege und 
Erziehung folder Kinder bis zum 6. Lebensjahre zu jorgen, von biefem 
Alter aufwärts wird den Urmenbehörben die unmittelbare Sorge abge- 
nommen. Das Gefeg weiſt ihnen die Rolle einer gefuchitellenden Partei 
zu, welche ſich für die von ihr bis zum 6. Lebensjahre betrauten Schüß- 
linge um Landesfreiplätze in den Waijenhäufern zu bemerben hat. 

Aus dem Motivenberichte des Landesausfhuffes zu den übrigen An— 
trägen, betreffend Verwendung ber dem Lande Niederöfterreih zuge- 
wieſenen Quote geht hervor, daß für 400 Zöglinge Lanbesfreipläge, und 
zwar 300 im Hyrtlſchen Landeswaifenhaufe, 100 in den f. f. Waifen- 
häufen, und zwar pro Kopf und Jahr mit 570 Kronen geftiftet wurden, 
deren ‚Verleihung im Hyrtlſchen Landeswaifenhaufe dem Landesausfchuffe, 
in den E. k. Waifenhäufern diefem gemeinſchaftlich mit der k. k. Statt- 
Halterei zufteht. 

Da? Erfordernis für dieſe 400 Landesfreipläße Seteägt 228.000 Kronen 
jährlich. „Der verbleibende Reſt per 47.000, Kronen jährlich wäre" — fo 
ſchreibt der mieberöfterreichifche Landesausfhuß auf Seite 4 feines Mo- 
tivenberichtes vom 8. Juni 1901, XXVII. der Beilagen, VIII. Wahl- 
periode — „zur Unterftügung armer, verwaifter und verlafiener Kinder unter 
6 Jahren, welde ſich in Privatpflege befinden, derart zu verwenden, 
daß jenen Pflege- und Zieheltern, welche den ihnen anvertrauten Kindern 
eine forgfältige Pflege zu teil werden laſſen, über Antrag ber betref- 
fenden Seelforger und Gemeindeärzte Prämien von 50 Kronen jährlich 
dom Landesausfchuffe verliehen werden fünnen. Zuden wäre aus biefen 
Mitten jenen Seelforgern und Ürzten, welche ſich der Beauffichtigung 
folder Kinder gemiffenhaft widmen, eine entfpredhenbe Remuneration zu— 
zuwenden, und befonder3 auf diefem Gebiete verbdienftvoll wirkende Männer 
der Regierung zur Erwirkung einer Allerhöchſten Auszeichnung zu 
empfehlen. 
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Eine direkte Unterſtützung ſolcher Kinder durch etwaige Erhöhung der 
denſelben von den Armenbehörden gewährten Unterſtützungen iſt nicht zu 
empfehlen, da dieſelben nach den bisher in dieſer Sache gemachten traurigen 
Erfahrungen den armen Kindern nicht zu gute kommen würden.“ 

Ein Redner im niederöſterreichiſchen Landtage, ber ſelbſt in der Armen⸗ 
verwaltung ehrenamtlich gedient hatte, erinnerte an die geſetzliche Orga- 
nifation des Landes Nieberöfterreih in Armentommiffionen und Armen- 
pflegfhaften auf Grund des Landesarmengefeges und findet es unbegreif- 
lich, warum man die Urmentommiffionen und die Organe ber örtlichen 
Armenverwaltung übergangen habe. Ein anderer Redner findet diefe Be- 
fimmung aus dem Grunde vollkommen unannehmbar, weil bie Ber- 
wendung ber Gebarungsüberfhüffe zu Remunerationen bem gefeplichen 
Verwendungszwecke „ausſchließlich für die Waiſen“ widerſpricht. 

Welch geringen Wert das Land Niederöſterreich auf dieſe Armen— 
aufſicht legt, kommt in dem peſſimiſtiſchen Standpunkt des erwähnten 
Motivenberichtes (Seite 4) des Landesausſchuſſes zum Ausdrucke. Damit 
erflärt fich der Landesausſchuß mit feiner Armenaufſicht inſolvent und gibt 
die Armenkinderpflege bis zum 6. Lebensjahre in ben Gemeinden, ohne 
auch nur einen Verſuch der Vefferung unternommen zu haben, als Hoff- 
nungslos preis. Nebenbei bemerkt, fcheint ber Vorderſatz im Berichte des 
Landesausſchuſſes einen teilmeifen Widerſpruch des Nachſatzes zu ent 
halten; denn der Umftand, daß der verbleibende Neft per 47.000 Kronen 
zu Prämien für gute Privatpflege armer Kinder zu verwenden ift, ſetzt 
einerfeits doch eine wirfjame Aufſicht voraus, welche die guten Pflege- 
parteien ausfindig macht und ſetzt außerdem die nicht unerkleckliche Anzahl 
von 940 Parteien voraus, welche ſich zu je 50 Kronen-Prämien in bie 
für diefen Zweck verfügbaren 47.000 Kronen teilen. Wo bleiben die Ge— 
barungsüberfchüffe, welche der nieberöfterreichiiche Landtag als finanzielle 
Grundlage der Durchführung der angemeffenen pflegichaftsbehörblichen Ver⸗ 
fügungen (8 178 a. b. G. B.) auch noch ins Auge gefaßt hat? 


Die Organe zur Durchführung bes Geſetzes. 


Die Organe, welche das Gefeg zur Durchführung beruft, find der 
Landesausſchuß und ber Landtag. 


1. Der Laudesausſchuß. 

Der Landesausfhuß ift das durch die Landesgefege in der Haupt» 
fache zur Durchführung berufene Organ. Die Verwendung der mit bem 
Neichögefege vom 3. Juni 1901, R. ©. B. Nr. 62, zugewieſenen Mittel 
ift von der Entſcheidung des Landesausfchuffes abhängig. Der Landes- 
ausſchuß beftimmt ſonach in jedem einzelnen Falle auf Grund der Ge— 
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ſetze, welche Kinder unter die anſpruchsberechtigten Kategorien ber armen, 
verlaffenen und verwahrloften @inder einzubeziehen find, für deren Pilege 
und Erziehung Aufwendungen aus ben gedachten Mitteln gemacht 
werben dürfen. Damit hat alfo ber Lanbesausfhuß den Schlüffel zu 
ber Kaſſa, aber auch die Verpflichtung, in jedem einzelnen Falle zu prüfen, 
ob die Vorausfegungen der Inanfpruchnahme der Gebarungsüberjhüffe 
gegeben find oder nicht, eine Aufgabe, welche für eine zentrale Verwaltung 
nicht Teicht ift und bei deren Bewältigung leicht Mißbräuche unterlaufen. 
Eine Schutzwehr dagegen bilbet die Wacherhaltung des finanziellen Inter- 
eſſes der Gemeinden, al3 der örtlihen Organe der Armenpflege, an einer 
gewiffenhaften Beantwortung der Frage, ob armenrechtliche Hilfäbebürf- 
tigfeit, bezw. Verwahrloſung vorliegt. 

Nur Mähren ſpricht ($ 6) ganz im allgemeinen von der Überwachung 
aller Angelegenheiten, welche die Pflege und Erziehung ber in dieſem Ge— 
fege benannten Kinder betreffen, fomwie von der Oberleitung der von ber 
Martgraffchaft Mähren erhaltenen Anftalten durch den Landesausfhuß 
und überläßt e3 damit der weiteren Regelung der Angelegenheit durch 
das in Ausficht geftellte Programm, in welchem Maße und Umfang 
der Landesausfhuß im einzelnen Falle zur Entſcheidung berufen fein 
folf, beziehungsweife inwieweit er fich tatfächlich nur die Oberfeitung und 
Überwachung vorbehalten und die von ihm berufenen Organe der örtlichen 
Verwaltung mit ber felbftändigen Entſcheidung vorangehen laſſen will 

Aber nicht bloß die Entſcheidung über das Vorliegen der Voraus- 
fegungen ber Pflege und Erziehung auf Koften der Gebarungsüberfchüfie 
ber gemeinfamen Waifenlaffen, ſondern auch die Entſcheidung über die Urt 
der Pflege und Erziehung obliegt dem Landesausfhuß nad) allen Landes- 
gefegen, mit Ausnahme besjenigen von Mähren und Oberöfterreid. 
Schleſien ($ 6) jieht diesfalls das Einvernehmen des Landesausſchuſſes 
J mit ber Pflegſchaftsbehörde vor, wie auch Niederöſterreich (F 6) anordnet, 
daß die Geſuche an den Landesausſchuß um Aufnahme in Waiſenanſtalten 
einverſtändlich von Armenbehörden und Vormündern eingebracht werden 
müffen und in jedem einzelnen Falle die Zuſtimmung der Obervormund⸗ 
ſchaftsbehörden ausgewieſen fein muß. 

Böhmen enthält noch eine Reihe weiterer Vejtimmungen, welche dem 
Landesausſchuſſe, betreffend die Art der Pflege und Erziehung, Pflichten 
und Aufgaben zuweiſt (88 7—9). 


2. Die Landeövertretung. 

Die Landesvertretung wird in ben Gejegen in zweifacher Hinficht ge- 
nannt. Einesteils ift fie berufen, Anftalten zur erfolgreichen Pilege und 
Erziehung armer, verfaffener und verwahrfofter Kinder aus den Mitteln 
des Landeswaifenjonds zu errichten, andrerfeit3 wird es der Landes» 
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vertretung überlaſſen, die Gründung und Erhaltung derartiger Anſtalten 
aus dem Landeswaiſenfonds zu unterſtützen und in ſolchen Fällen, wo 
zwar Anſtalten dieſer Art beſtehen, wegen Mangel an Mitteln jedoch ihre 
Tätigkeit nicht in einem ſolchen Umfange entwickeln können, wie ed dem 
tatſächlichen Bedarfe entſprechen würde, dieſen Anſtalten behufs Ausge— 
ſtaltung Unterſtützungen zu gewähren. Dies iſt entweder im Geſetze aus⸗ 
geſprochen ($ 19 Böhmen) oder geht aus gleichzeitig gefaßten Beſchlüſſen 
der Landtage hervor. Die Landesvertretung ift in den Landesgeſetzen 
aber noch in anderer Hinficht genannt; infofern, al3 fie berufen ift, von 
ber Verwendung der Gebarungsüberfchüffe und der Tätigfeit des Landes» 
ausſchuſſes auf diefem Gebiete fortlaufende Kenntnis zu nehmen. Im 
biefem Sinne enthalten die Gefege von Oberöfterreich ($ 6) und Böhmen 
(8 11) die Verpflichtung de3 Landesausfchuffes, alljährlich einen Bericht 
über die Verwendung der Mittel des Landeswaifenfonds dem Landtage 
borzulegen. 

Das niederöfterreihifche Geſetz läßt Hinfichtlich der auf Wien ent- 
falfenden Hälfte im $ 1 alljährlich der Stadt Wien einen Rechenſchafts- 
bericht der f. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei und im Wege des 
nieberöfterreihifhen Landesausſchuſſes einen ſolchen dem Landtage er- 
ftatten. Dem Gefege nad) befteht für die auf das Land Nieberöfterreich 
entfalfende Hälfte (8 2) für den Landesausfhuß die Pflicht zur Bericht 
erftattung gegenüber ber Regierung. 


Das Auffihtsreht des Staates über die Pflege und Er- 
siehung armer, verlaffener und verwahrlofter Kinder. 


Die Beſtimmung des nieberöfterreihifhen Landeögefeges, betreffend 
die Berichterftattung des Landesausfchufjes an die Regierung über die geſetz- 
mäßige Verwendung, deren Zweck offenbar darauf hinausläuft, dem Staate, 
bezw. der Regierung die Oberaufficht über die Verwendung der Gebarungs- 
überfchüffe der gemeinfchaftlihen Waifenfaffen zu ermöglichen, findet ſich 
in den anderen Lanbesgefegen nicht. Wohl aber ift das Auffichtärecht des 
Staates im allgemeinen in allen Ländern gewahrt. 

Alle Landesgeſetze behalten den ftaatlihen Behörden das auf Grund 
ber beftehenden Gefege zulommende Auffichtsrecht bevor. Der Vorbehalt 
des ftaatlichen Auffichtörechtes war in der niederöfterreihifchen Landes- 
ausſchußvorlage gar nicht enthalten und gehörte zu den von ber kak. Re— 
gierung geforderten Änderungen des Entwurfs, fo zwar, daß 8 10 des 
nieberöfterreichifchen Gefeges jet lautet: „Die Überwachung aller An— 
gelegenheiten, welche die Pflege und Erziehung der in dieſem Gefege be» 
nannten Rinder betreffen, fteht unbefchadet de3 den ftaatlichen Behörden auf 
Grund beftehender Gejege zulommenden Auffichtsrechtes bem niederöfter- 
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reichiſchen Landesausſchuß, reſpeltive der Gemeinde Wien zu.” Weſentlich 
gleich lautet 8 6 des Geſetzes von Mähren. 

In der heutigen Form bedeutet das Aufſichtsrecht des Staates vielfach 
eine leere Formalität. In dem Kapitel: „Die Beſſerungsanſtalten“, ſowie 
im Anhange Nr. 44 bringe ich Beiſpiele aus der Praxis. Wenn die 
Staatsaufſicht praktiſchen Wert erhalten ſoll, muß ſie von einem andern 
Geiſte erfüllt ſein, als dies heute der Fall iſt. Der Schutz der Kinder 
und die Fürſorge für die Jugend muß ihr oberſtes Gebot ſein. 

Die Staatöverwaltung kommt aber außerdem durch ben Vollzug bes 
Geſetzes mit dem Gegenftande in Verbindung. 


Die VBollzugstlaufel. 


Die Vollzugsklauſel weiſt infofern eine Verſchiedenheit auf, als der 
Gefeßgeber des Königreiches Böhmen fich begnügt, den Minifter des Innern 
mit ben Vollzuge des Gejeges zu beauftragen; während zu dem Vollzuge 
bes Gefeges in Niederöfterreich, Oberöfterreich, Schlefien und Mähren ein 
größerer Apparat in Bewegung gejegt wird und zum Vollzuge des Ge— 
fees aufgeboten wird. Es fehlen nur der Aderbau-, der Handels-, der 
Landesverteidigungs⸗ und der Eifenbahnminifter, fonft find in ber Vollzugs- 
Haufel aber auch alle andern Neffort3 vertreten: die Minifter der Juſtiz, 
de3 Innern, der Minifter für Kultus und Unterricht und ber Finanzen. 


Statt ber vielen zum Bollzuge berufenen Minifter, von denen fein 
einziger fi unmittelbar mit der Sache felbft, nämlich mit der Pflege und Er- 
siehung der verwahrloften Kinder befaßt, wäre die Berufung eines von ben 
vielen Miniftern der Sache und dem Zwecke viel mehr entiprechend (fiehe 
€. 42). Mit dejfen Reſſort follte eine Sentrafftelle jür alfe mit ber 
Sade zufammenhängenden Agenden verbunden jein, melde die Er- 
fahrungen der einzelnen Länder jammelt, von ber aus die Länder beraten 
würben und welche die Regierung in die Lage verjegt, ben Vertretungs- 
lörpern fach» und zwedgemäße Vorſchläge zu machen, damit den zu Tage 
tretenben Bebürfniffen im Wege der Gejeßgebung Rechnung getragen wird. 

Eine folde Tätigkeit innerhalb eines der genannten Minifterien 
fäßt fi) gar wohl mit der Autonomie der Länder in Einklang dringen. 
Diefe befinden fih in der Tat in einer mißlichen Lage, denn fie find 
über Naht vor ſchwierige Aufgaben geftellt worden, die ihnen bisher 
unbelannt geblieben find und für beren Bewältigung es ihnen an Er- 
fahrungen gebricht. Und wenn wirklich ein Land Erfahrungen fammelt, 
fo bleiben biefe in ben Berichten des Landesausfchuffes, in den Protofollen 
des Landtages der betrefjenden Länder verſchloſſen. Es fehlt an einem 
Organe der Vermittlung der Meinungen, an ber alljeitigen Verwertung 
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der gemachten Erjahrungen zu Nuß und Frommen der Pflege und Er- 
ziehung der armen, verlafjenen und verwahrloften Kinder. 

Wie bereit erwähnt, hat die f. f. Regierung den Landesausſchüſſen 
in Betreff der Fürforge für die vermahrlofte Jugend ihre Anfhauung 
mitgeteilt. 

Die betreffende Mitteilung lautet: 

„Die Pflege und Erziehung verwahrlofter Kinder erheifcht die gefegliche 
Negelung der Fürforgeerziehung auf öffentliche Koften, und ed wurden 
deshalb, einer weiteren Reſolution bes Wbgeorbnetenhaufes folgend, bie 
Verhandlungen unter den beteiligten Minifterien wegen Einbringung einer 
ſolchen Geſetzesvorlage ſchon eingeleitet. Im Hinblide auf die gejegliche 
Beftimmung der Gebarungsüberjchüffe der tumulativen Waiſenkaſſen würde 
die Regierung Wert darauf legen, baf ein feft beſtimmter aliquoter Teil 
diefer Überfchüffe für die Zwede der Fürforge für verwahrlofte Kinder, bie 
erhebliche Koften verurfachen dürfte, ausdrücklich vorbehalten und, folange 
ein Gefeg über die Fürforgeerziehung nicht zu ftande gelommen ift, dem 
analogen Zwede der Schaffung neuer und der Ausgeftaltung der vorhan- 
denen Befferungsanftalten durch das Landesgeſetz gewidmet wird.” 

Damit wird ein Geſetz, betreffend die Fürforgeerziehung, in Ausficht 
geftellt, deffen Vorbereitung und deſſen Durchführung ein eigenes Organ 
zur Vertretung ber dabei in Frage kommenden Intereſſen rechtfertigen 
würde. Heute fehlt jeder Zufammenhang ber einzelnen Minifterien in 
fozialpofitifchen Dingen. 

In der Seffion 1901 bei Begründung des Antrages Dr. Reicher und 
Genoſſen, betreffend Erhöhung der Branntweinabgabe und Zuwendung bes 
betreffenden Teiles an die Landesfonds zur Bekämpfung der Trunkſucht 
in ihren Urſachen und Wirkungen (Beilage Nr. 468), führte ih am 
10. Mai 1901 in ber 44. Sigung des Abgeorbnetenhaufes aus, wie im 
Königreiche Preußen ein folder Zufammenhang ber Provinzen vor ber 
Einbringung des Fürforgeerziehungsgefeges durch bie Regierung hergeftelft 
murbe. Heute noch wird durch bie Minifterialabteilung im Minifterium 
des Innern (Fürjorgeerziehung, Referent Geh. Oberregierungsrat Doktor 
Krohne) dies erhalten, während e3 an einem folhen Zufammenhange inner- 
halb unjerer Reichsregierung jehlt. 

Ich habe diefen Teil meiner Begründungsrede im Anhange (ſ. Ans 
hang Nr. 19) wiedergegeben. Ich wollte damit bie mißliche Lage zeigen, 
in welcher bei biefer Zujammenhanglofigteit der einzelnen Meferate in 
Fragen bes Kinderfchuges die darauf gerichteten Beſtrebungen ſich bes 
finden und wie viele derjelben ſchon daran allein ſcheitern müffen. 

Einem folden Zufammenhang duch Schaffung einer Minifterialab» 
teilung, in welcher alle Fragen des Kinderſchutzes und ber Jugendfürforge 
aufammenlaufen und ihren berufenen Vertreter finden, ift fein fo weit her» 
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geholter Gedanke, wenn man erwägt, daß der Staat es ja mit ſo und ſo 
vielen jugendlichen Sträflingen, Korrigenden, Zöglingen von Beſſerungs- 
und feiner Aufſicht unterliegenden Erziehungsanſtalten, verwahrloſten 
Kindern in der Vollsſchule und bevormundeten Kindern in ber 
Armenverforgung, in den Findelanſtalten, in Krippen, Kinder 
bemwahranftalten, Schülerhorten und Afylen ufw. zu tun hat, bei beren 
Pflege und Erziehung nicht bloß der unterrichtliche, fondern aud ber er— 
ziehliche Standpunkt zu wahren ift. Dazu kommt das fachliche Bedürfnis 
nach einer folhen Zentralftelle vom Standpunkte des Pflegſchaftsweſens 
und der Vormundſchaftsverwaltung (f. ©. 42). 

So wohlorganifiert im Staate die Unterrichtsverwaltung ift, jo wenig 
ift e8 die Verwaltung in Bezug auf das Erziehungsweſen. Bei allen vor— 
erwähnten Kategorien wird bie Erziehungsfürforge doch ganz ober teil- 
weiſe den Eltern abgenommen und mit ihr ift auch die Verantwortung 
in dieſer Beziehung auf die öjjentliche Gewalt übergegangen. Dazu kommt 
die fchon heute dem Stante als Obervormund obliegende Aufgabe des 
Schuges aller jugendlichen, zur Vertretung ihrer eigenen Rechte noch 
nicht fähigen Perfonen. 

Der Handel und der Aderbau haben ihre Vertretung im Rate ber 
Krone — die Fragen des Kinderfchuges und ber Jugendfürforge haben es 
nicht und doc ift das Wort, wonach eben die Jugend dad wertvollſte 
Kapital bes Volkes bildet, wohlbegründet. 

Alle hier in Betracht kommenden Interefjen follten in harmoniſcher 
Weiſe vertreten und die Bedeutung eines Schutzes dieſer Intereffen für 
bie Gefamtheit follte in der Beftellung eines Organes für Kinderfhug 
innerhalb der Regierung zum Ausdruck kommen. 

Wohl find die meiften der Einrichtungen, die fich mit dem Kinderfchuge 
und der Jugendfürforge befaffen, von der ftaatlichen Tätigfeit abgezweigt in 
die Selbftverwaltung der autonomen Körperfchaften oder ber Geſellſchaften 
und Bereine übergegangen, jo daß der Staat unmittelbar mit ber Pilege 
und Erziehung armer, verlaffener und verwahrfofter Kinder nur im bes 
ſchränkten Maße unmittelbar bejaßt iſt. Allein zu den mefentlichen Be- 
ftandteilen ber Selbſtverwaltung gehört ja das Aufſichtsrecht des Staates, 
welcher die Organe ber Gelbftverwaltung in ihrer Tätigfeit überwacht 
und nad) englifhen Vorbilde bei Erfüllung ihrer Pflichten beratet, um 
fo mehr dann, wenn er ihnen auch noch Mittel zur Fürforge gemährt. 


E Pie Bolksfhulgefehgebung. 


Die Schulgefeggebung hat die Erziehungspflicht ber Eltern, ſoweit 
e3 fi um die Entwidlung der geiftigen und fittlichen Kräfte des Kindes 
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handelt, außgeftaltet. Die Vollksſchule ift die große Anſtalt gegen geiftige 
Verwahrlofung, dad Mittel, womit der Staat bie von ihm über- 
nommene Aufgabe, dem Volke das Mindeftmaß elementarer Bildung zu 
vermitteln und bamit die Grundlage ber Fortbildung und der allgemeinen 
Gefittung zu legen, verwirklicht. 


Die Anfänge der Schulgefehgebung. 

Das Bewußtſein de3 öfterreichifchen Staates, von feinem Berufe 
für die Erziehung feiner Bürger felbfttätig Sorge zu tragen, kommt 
unter ber Regierung‘ Maria Thereſias zum erften Male in 
Harer Weife zum Ausdrud. Mit der Maiferin Maria Therefia be- 
ginnt Die ftaatliche Einflußnahme auf bie Jugenderziehung (fiehe 
€. 35). Schon in den Anfängen ber jtaatlichen Fürforge um das 
Schulweſen in Oſterreich läßt ſich' die Abſicht, durch eine Regelung 
des Schulweſens von Staat3 wegen aud) der vorhandenen Berwahrlofung 
ber Kinder zu fteuern, nicht verfennen. So fagt die Schulorbnung in ben 
Vorftädten vom 3. Februar 1748: „man habe des mehreren wahrge- 
nommen, wasmaſſen bie auf den Vorftadtögründen befindliche Jugend 
keineswegs im gehörigen Zaum gehalten, noch felbe erforderlihermaffen 
in den geiftlichen Übungen unterrichtet, fomit aber bey mehrers anwachfen- 
den Jahren zu ihrem felbft eignen Untergange und großer Beſchwerniß 
des allhiefigen Publici zu vielen Mißhandlungen verleitet werben; melde 
bey bejagter Jugend fich äußernde unverantwortlihe Fahrlofigkeit daher 
rühret, daß die Schulmeifter nicht die Eignung befigen oder daß fie nur 
in Winkelſchulen gehen“. 


Die Organifation der Schulaufſſicht. 

Mit der Ah. Entfchließung vom 3. Juni 1760 wurde in der Studien» 
und Bücherzenfurshoftommiffion eine obere Unterrichtbehörde gefchaffen; 
die unmittelbare Aufficht über das Volksſchulweſen oblag über die Trivials 
ſchulen dem Ortsfeelforger, die nächſt höhere Aufficht oblag den, Diftrikts- 
aufſehern, welche in pädagogiſch-didaltiſchen Fragen dem Konfiftorium, 
in ölonomifchen Ungelegenheiten bem Kreisamt unterftanden, welche an 
bie politifche Landesftelle zu berichten hatten. 

Im Jahre 1848 trat an Stelle der Studienhoftommiffion das Mini- 
fterium des öffentlichen Unterrichts und ein Jahr fpäter wurden provifo- 
riſche Landesihulbchörden gebildet; Organifationen, welche nad) verfchie- 
denen Wandlungen die Grundlagen der gegenwärtigen ftaatlihen Schul» 
aufficht bilden. 

Das Geſetz von 25. Mai 1868, N. G. B. Nr. 48, wodurch grund- 
Tägliche Beſtimmungen über das Verhältnis der Schule zur Kirche er- 
faffen wurden, fpricht dem Staate die oberfte Leitung und Aufficht über 
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das geſamte Unterrichts- und Erziehungsweſen durch das Unter- 
richtäminifterium zu. Zur Leitung und Aufſicht über das Er— 
ziehungsweſen, dann über die Vollsſchulen werben in jedem König- 
reihe und Lande a) ein Landesfchulrat als oberfte Landesfchulbehörde, 
b) ein Bezirksſchultat für jeden Schulbezirt und c) ein Ortsſchulrat 
für jede Schulgemeinde beftellt und hat der bißherige Wirkungskreis ber 
borerwähnten Organe der Schulauffiht an dieſe Organe überzugehen. 


Die Volkoſchule eine öffentlidre Anfalt, ihre Aufgaben und Ziele. 

In der mit Ah. Entfhliegung vom 6. Dezember 1774 fanttionierten 
allgemeinen Schulordnung wird die Errihtung von Trivialfhulen an- 
geordnet, worin außer dem Cfementarunterricht auch eine Anleitung zur 
Rechtſchaffenheit gelehrt wird. Darin war eine fechsjährige Schulpflicht 
feſtgeſetzt: gegen nachläſſige Eltern, Vormünder oder andere Per— 
fonen, melde die jhulfähigen Kinder dem Unterrichte entziehen, follte 
mit Strenge vorgegangen werben. 

Das Stantögrundgefeg vom 21. Dezember 1867 über die: allge- 
meinen Rechte der Staatöbürger hatte im Art. 17 als Grundfag ausge- 
ſprochen: „Dem Staate ſteht rüdfichtlich des gefamten Unterrichts- und 
Erziehungsweſens das Recht ber oberften Leitung und Aufficht zu.” Nach 
dieſem Grundprinzip hat auch das Geſetz vom 25. Mai 1868, R. G. 8. 
Nr. 48, dad Verhältnis von Schule und Kirche geregelt. 

Das für und hauptfählic in Betracht kommende Gebiet de3 Unter- 
richtsweſens, das Vollsſchulwefen, findet im Gefege vom 14. Mai 1869, 
R. ©. B. Nr. 62 (Reichsvolksſchulgeſetz) feine allgemeine Regelung. 

Über Zwed und Ziel der Vollksſchule jagt $ 1: „Die Volksſchule hat 
zur Aufgabe, die Kinder fittlichreligids zu erziehen, deren Geiftestätigfeit 
zu entwideln, fie mit ben zur Ausbildung für das Leben erforderlichen 
Kenntniffen und Fertigkeiten auszuftatten und bie Grundlage für die 
Heranbildung tüchtiger Menſchen und Mitglieder des Gemeinweſens zu 
ſchaffen. 

Jede Vollsſchule, zu deren Gründung oder Erhaltung öffentliche 
Mittel beitragen, iſt eine öffentliche Anſtalt und als ſolche der Jugend 
ohne Unterſchied des Glaubensbekenntniſſes zugänglich. Die in anderer 
Weiſe gegründeten und erhaltenen Volksſchulen ſind Privatanſtalten. 


Die geſetzliche Schulpflicht und der Schulpwang . 
Die Erziehungspflicht der Eltern (8 139 a. b. G. 8.) hat in geiftig- 
fittlicher Beziehung dur die Schulgefeßgebung ihre Ausgeftaltung ge- 
funden. 


— 97 — 


Die Erziehung der Kinder iſt Recht und Pflicht der Eltern. Die Eltern 
tönnen durch häuslichen Unterricht ihrer Verpflichtung nadhfommen und 
die ftaatlihe Schulauffiht fann fich im Wege des Bezirksfchulrates die 
Überzeugung verſchaffen, daß den Kindern mindeſtens der für die Volks— 
ſchule vorgejchriebene Unterricht in geeigneter Weife zu teil werde. Die 
Freiheit ber Eltern, ihren Kindern ben für die öffentlichen Volksſchulen 
vorgefchriebenen Unterricht zu Haufe zu erteilen, ift nur für einen ber» 
ſchwindenden Bruchteil des Volkes von Belang; für die große Maffe des 
Volkes kommt er nicht in Betracht. 

Dort, wo die Eltern ihrer Erziehungspfliht nicht durch häuslichen 
Unterridt nachtommen, find ‚Diefelben verpflichtet, ihre Kinder in bie 
Volksſchule zu ſchiclen und find für deren regelmäßigen Schulbefuch während 
des fchulpflichtigen Alters verantwortlich. 

Diefed vom Staate den Eltern auferlegte Gebot bildet die allgemeine 
Schulpflicht; der zwingende Charakter biefer Plicht, den Schulzwang, deifen 
Zweck darin befteht, den Kindern ein Mindeftmaß von Unterricht in der 
Volksſchule zu teil werden zu lafjen. 

Der gegen bie Eltern geübte Zwang fommt in der Drohung des 
Gefeges zum Ausdrud, daß, wenn bie Eltern troß mieberholter Be— 
ſtrafung beharrlich ihren Obliegenheiten nicht nachlommen, diefelben durch 
die Schulbehörden zur Verantwortung gezogen werben können. 

Die regelmäßige Form, in welcher diefe Verantwortung geltend ge— 
macht wird, ift die ftrafweife Erzwingung des vom Geſetze angeord- 
neten Schulbefuhes. Die Landesgeſetzgebung, welche biefen Gegenftand 
regelt, weift uch nod) andere Formen auf: Erhöhung des Strafausmaßes, 
wenn bie Eltern die Schulverfäumniffe in geminnfüchtiger Abficht herbei— 
geführt haben; Veröffentlihung der Namen der fehuldtragenden Eltern; 
Entziehung der Armenunterftügung im Falle, daß die Eitern armenbeteilt 
find. Wenn die Eltern trog wiederholter Beftrafung in der Säumnis ber 
Schulpflicht verharren, fo find die Schulbehörben angemwiejen, das Ber- 
fahren nah $ 178 a. 6. &. 8. beim Vormundſchaftsgerichte einzuleiten. 

Das Nähere über den betreffenden Teil der Landesgeſetzgebung findet 
fih im foftematifhen Teile, Kapitel: Einleitung und Vorausſetzungen 
ber Fürforge. J 

Durch dieſe geſetzliche Anordnung ſoll die elterliche Erziehungspflicht 
geſichert, der Rechtsanſpruch des Kindes auf Erziehung — was die Ent— 
wicklung der Geiſteskräfte anbelangt — verwirklicht, das iſt von dem Willen 
ber Eltern unabhängig und fichergeftellt werden. 

Die. Staatögewalt geht bei Einführung der allgemeinen Schulpflicht 
von dem Gedanfen aus, daß die Entwicklung der Geiftesfräfte und bie 
Grundlegung der künftigen Wohlfahrt durch den Erwerb nügficher Kennt- 

Reicher, Fürforge für die verwahrfofte Jugend. II. 7 
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niffe nit bloß für den einzelnen, fondern auch für die Gejamtheit von 
unfhägbarem Werte, eine Bedingung ber Gefittung und ber geiftigen 
Kultur des Volkes bedeutet und daher von dem Willen der Eltern unab- 
hängig und ficherzuftelfen ift. 


Der Kreis der [hulpflichtigen Kinder. 


Alle Kinder im ſchulpflichtigen Alter, das ift im ber Megel vom 
6. bis zum 14. Lebensjahre, find der Schulpflicht unterworfen, das heißt 
nicht, daß fie notwendigerweiſe auch eine öffentliche Schule befuchen 
müßten, wenn fie nur in anderer Weife dad in der Volksſchule Ge— 
lehrte, ftaatlich fizierte Wiffensminimum ſich anzueignen in ber Lage find. 
So find — mie wir bereit3 oben gefehen haben — von ber Verpflichtung, 
die öffentliche Schule zu befuchen, jene Schulpflichtigen entbunden, „die zu 
Haufe oder in einer Privatanitalt unterrichtet werden“ (8 23). 

Weiters find vom öffentlichen Schulbeſuche jene Kinder ſchul— 
pflichtigen After entbunden, „denen ein dem Unterrichtäzwede oder 
Schulbeſuche Hinderliches geiftiges ober ſchweres körperliches Gebrechen 
anhaftet”. Auch diefe folfen nicht des Unterrichtes entraten und wenn 
ihnen ein häuslicher ober ein Unterricht in einer Privatanftalt nicht 
zugewendet werben fann, den Unterricht in jenen Anftalten genießen, 
welche die Länder nach 8 59, 2, für nicht vollfinnige Kinder zu er- 
richten haben. 

Der Kreis der Schulpflichtigen, welcher der Regel nach aus ben 
ſechs⸗ bis vierzehnjährigen Kindern gebildet wird, fann einerfeit3 eine 
Erweiterung, andrerfeit3 eine Verengerung erfahren. 

Der Geſetzgeber gibt ſich nicht damit zufrieden, daf die Rinder ihre 
acht Jahre auf der Schulbank abfigen; fie folfen ſich ein gewiſſes Minbeft- 
maß von Wiffen aneignen. Wenn diefer Erfolg nicht eingetreten ift, kann 
für ben einzelnen die Schulpflicht auch über das 14. Lebensjahr hinaus 
ausgebehnt werben. $ 21, Abſ. 2, beftimmt: „Der Austritt aus ber 
Schule darf aber nur erfolgen, wenn die Schüler die für die Volksſchule 
vorgeſchriebenen notwendigften Kenntniſſe: al Religion, Leſen, Schreiben 
und Rechnen befigen.” Ein Zurüdhalten in ber Schule aus mangelnder 
häuslicher Erziehung ift damit nicht geftattet. 


Die Schulbefuhserleihterungen. 


Andrerfeit kann eine geringfügige Einſchränkung des Kreifes der 
Schulpflichtigen dadurch eintreten, daß Schülern, welche das 14. Lebens- 
jahr zwar noch nicht vollendet haben, dasſelbe aber im nächſten Halben 
Jahre erreicht Haben werben, und welche die Gegenjtände ber Volksſchule 
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vollftändig innehaben, am Schluſſe des Schuljahres aus erheblichen Gründen 
von der Bezirksfhulaufficht die Entlaffung bewilligt werden kann (8 21). 

Der Gefeggeber hat bei biefer Beftimmung leider aus den Augen 
gelaffen, daß bie Schufe nicht bloß Unterrichts-, fondern auch Erziehungs» 
anftalt ift und daß die Schule für viele Kinder der einzige Schuß gegen Ver- 
mahrlofung und mißbräuchliche Ausbeutung ber findlichen Arbeitskraft 
it. Im jedem Falfe einer früheren Schulentlaffung follte man daher 
wohl prüfen, ob das Kind in folche Häusliche Verhäftniffe tritt, welche einen 
weiteren Schuß der Schule überflüffig machen. Im entgegengejegten Falle 
wäre bie frühere Entlaffung nicht zu bemilfigen. Die Beantwortung der 
Trage, wie fange die Schulpflicht zu dauern Habe, follte daher nicht einfeitig 
allein vom unterrichtlihen, fondern auch vom erziehlihen Standpunkte 
beurteilt werben. 

Bon diefem Standpunkte mußte das oberwähnte Gefeg vom 2. Mai 
1883, R. G. B. Nr. 53, womit einige Beftimmungen des Geſetzes vom 
4. Mai 1869, R. G. B. Nr. 62, abgeändert wurben, und welches ala 
eine Konzeffion gegenüber ber Forderung politifher Parteien nach Ein» 
führung ber ſechsjährigen Schulpflicht, an den Volksſchulen nach voll 
endeten jechsjährigen Schulbejuche ber Kinder Erleichterungen in bezug 
auf das Maß des regelmäßigen Schufbefuches zugeitand, gewichtige Be— 
denken wachrufen. Dies gilt insbefondere ‚auch von der fogenannten 
Sommerbefteiung im fiebenten und achten Schuljahre auf dem Lande, 
welche behufs Verwendung ber kindlichen Arbeitskraft in der Landmirt- 
haft, jo vielfach zum Viehhüten, angefucht wird. 

Die politifhe Schulverfaffung von 1805, war vor 100 Jahren noch 
ganz anderer Anſchauung, denn in diefer wird gegen das Viehhüten durch 
Kinder nicht nur deswegen, weil e3 den Schulbefuch hindert, Stellung 
genommen, fondern auch, weil „das einzelne Viehhüten die Kultur hindert; 
da e3 zu häufigen Waldbefhädigungen oder Hütungsbeeinträchtigungen 
Anlaß gibt; da es die Kinder, die dazu verwendet werben, ber Aufficht 
der Eltern und dem Unterrichte entzieht, wodurch fie denn völlig ver- 
mildern und teils durch die Einfamteit, teils duch ähnliche Geſellſchafter 
zur frühen Immoralität verleitet werben”. 

Während bie fteiermärkifhe Oubernialverordnung vom 17. März 1815 
noch verordnete, „daß bei den noch beftehenden Gemeindeweiden ordentliche 
Gemeindehüter aufgeftelit und hiezu feine fchulpflichtigen Kinder ver- 
wenbet werben, weil bie auf ben Viehweiden ftatthabende zahlreiche Ge— 
meinfhaft geichäftslofer roher Kinder nur zu leicht die Schule gröblicher 
Unſittlichkeit wird“, hat die Schufgefepesnovelle vom 2. Mai 1883, R. G. B. 
Nr. 53, das Viehhüten fehulpflichtiger Kinder durch Einführung der 
Sommerbefteiung in das Syſtem unferer Schulgefeggebung eingefügt. In 
den Antworten auf die Umfrage des Statiftifhen Landesamtes fehlt es 
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auch nicht an Stimmen aus Lehrerkreifen, welche ſich über die nad» 
teiligen Folgen der Sommerbefreiung auf die Schuldisziplin vernehmen 
laſſen. Vergleiche das Urteil eines Fachmannes im Anhang (j. Anhang 
Nr. 14). 

Damit find die Fälle der Einfchränkung ber gefeplihen Schulpflicht, 
ſoweit fie in ber Gefeggebung begründet find, erſchöpft. Die in ber Schul⸗ 
und Unterricht3ordnung vorgeſehene Ausſchließung eines fhulpflichtigen 
Kindes aus ber Volksſchule wegen Gefährdung der Sittlichfeit feiner Mit- 
ſchüler erfcheint daher im Gefege nicht berüdfichtigt. 


Die gefehlice Schulbaupflidst und die Sicherung der notwendigen 
Volks ſchulen. 

Die Verpflichtung zur Errichtung von Schulen iſt im Geſetze be— 
gründet. Das Geſetz hat die Entſcheidung, ob eine Volksſchule crrichtet 
werden foll oder nicht, von bem Ermeſſen der Gemeinden unabhängig 
geftellt. Die Entſcheidung, ob eine Volksſchule in dem Umfange 
einer Schufgemeinde errichtet werben foll, ergibt fih durch einen 
objektiven, vom Gefege aufgeftellten Maßſtab. Nach 8 59 bes Reichsvolks- 
ſchulgeſetzes iſt es „Grundſatz, daß eine Schule unter allen Umſtänden 
überall zu errichten ſei, wo ſich im Umkreiſe einer Stunde und nach einem 
fünfjährigen Durchſchnitte mehr als 40 Kinder vorfinden, welche eine über 
4 Kilometer entfernte Schule befuchen müſſen“. Die Behörden können 
eine zur Errichtung verpflichtete Gemeinde bei Vorhandenſein obiger Bor- 
ausfegung zur Errichtung einer Schule verhalten. 


Die Befeitigung der Hinderniffe des Schulbefuches. 

Soll durch obige Beftimmung für das Vorhandenſein der erforderlichen 
Schulen gejorgt fein, fo will das öfterreihifche Schulrecht dem Kinde auch 
die Möglichfeit bieten, vorhandene Schulen mit Erfolg benügen zu fönnen, 
und fucht daher etwaige Hinderniffe möglichft zu befeitigen. So foll die 
Armut das Kind nicht hindern, den Vollsſchulunterricht zu genießen. 
Zunächſt haben bie Eltern bie Pflicht, ihre Kinder mit ben nötigen 
Büchern und Lernbehelfen auszuftatten. Iſt ihnen dies wegen Armut 
unmöglid, fo werben bie Kinder aus öffentlichen Mitteln mit Armen- 
büchern beteilt. Die Ortsſchulbehörde Hat auch für den Fall, daß Mangel 
an Bekleidung das Kind am Schulbefuche hindert, fich wegen Abhilfe dieſes 
Mangels an die private, bezw. öffentliche Wohltätigfeit zu menden. 


Die Schulverfäumniffe. 
Die Schulgeſetze ſuchen weiter auch den regelmäßigen Schulbefuh 
zu fihern und die einem gebeihlihen Schulbeſuche Hinderlichen Schul- 
verfäumniffe möglichft Hintanzuhalten. 
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83 der Schul- und Unterrichtsordnung ſagt: „Kein Kind darf ohne 
ftatthafte Entſchuldigungsgründe einzelne Stunden oder Tage der gejeg- 
lichen Schufzeit verſäumen.“ „Schulverfäumniffe find zu verzeichnen.” 
(8 5.) „Die Ortsfhulbehörbe hat unverzüglich die Urfachen der Schul- 
verfäumniffe, über deren Statthaftigkeit ein Zweifel obmaltet, zu unter- 
ſuchen und gegen die fäumigen Eltern oder deren Stellvertreter nach ben 
gefeglichen Normen Amt zu handeln,” Denn auch darin äußert ſich 
der ftaatfihe Schulzwang, daß die Eltern ihre Kinder nicht nur über- 
haupt zur Schule zu fehiden, fondern aud über einen regelmäßigen 
Beſuch berfelben zu wachen und ungerechtfertigte Verſäumniſſe zu ver- 
antworten haben. 


Die Zandesgefehgebung betreffend Die Regelung des Schulbeſuches. 


Die Landesgefeggebung hat Beftimmungen getroffen, welche ben Be— 
ginn, die Fortfegung und den Abſchluß des Schulbefuches regelt. 

Landesgeſetze, betreffend ben Beſuch ber öffentlichen Vollsſchulen 
erfloffen: 

Böhmen: Gefeg vom 19. Februar 1870, 2. G. B. Nr. 22. 

Bufowina: Gefeg vom 30. Jänner 1873, 2. ©. 8. Nr. 9. 

Dalmatien: Gele vom 29." Dezember 1871, 2. ©. 8. Nr. 10. 

Galizien: Gefeg vom 24. April 1894, 2. ©. 8. Nr. 49 und Geſetz vom 
3. Mai 18%, 8. G. B. Nr. 57, Titel IT, Artilel 30 fegt ausnahmsweiſe 
bie Schulpflicht in Galizien, und zwar in Städten mit Bürgerichulen mit 
fieben Jahren, in allen anderen Orten mit ſechs Jahren —F 

Görz und Gradiska: Geſetz vom 6. Mai 1870, 2. G. B. Nr. 30. 

Iſtrien: Gefeg vom 30. März 1870, 2. ©. 8. Nr. 20. 

Kärnten: Geeg vom 17. Jänner 1870, 2. ©. 8. Nr. 12. 

Krain: Geſetz vom 29. April 1873, 2. G. 8. Nr. 21. 

Mähren: Geſetz vom 24. Jänner 1870, 2. ©. B. Nr. 17. 

Nieberöfterreih: Geſetz vom 5. April 1870, 2. ©. 8. 

Oberöfterreich: Gejeg vom 23. Jänner 1870, 2. ©. 8. 

Salgburg: Gele vom 10. Sänner 1870, 2. ©. 8. Nr. 11. 

Schleſien: Gejeg vom 6. November 1901, 2. ©. 8. Nr. 40. 

Steiermark: Gele vom 4. Februar 1870, 2. G. 8. Nr. 15. 

Vorarlberg: Gele vom 28. Auguſt 1899, 2. G. 8. Nr. 47. 


Diefe Gejege haben im mefentlihen folgenden Juhalt: 

Der Ortsſchulrat verzeichnet die im fehulpflichtigen Alter ftehenden 
Kinder des Schulſprengels bei Androhung von Strafen für Eltern, 
im Falle von Entziehung ober unmahren Angaben; der Drtsjchul- 
tat übergibt dem Schulleiter ein Verzeichnis ſämtlicher fehul- 
pflichtiger Kinder behufs Überwachung des regelmäßigen Schul- 
beſuches. Unterbleibt die Aufnahme eines fehulpflichtigen Kindes in bie 
Schule ohne geſetzlichen Befreiungsgrund, erfolgt Mahnung der Eltern. 
Nah fruchtlofem Verlaufe einer Turzen Frift von drei Tagen wirb 
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Geldftrafe, im Falle der Unvermögenheit Einjchliegung verhängt. Die 
Schulleitung übermittelt monatliche Abfentenverzeichniffe an den Orts» 
ſchulrat, dieſer an ben Bezirksſchulrat. Der Bezirks-, bezw. Ortsſchul⸗ 
rat geht gegen die Eltern, bezw. deren Stellvertreter, ſowie gegen 
Inhaber von Fabriken, Gewerben, Bergwerken, welche Kinder beſchäf- 
tigen und nicht zum Schulbeſuch anhalten, ſtrafweiſe vor. Nach einzelnen 
Schulgeſetzen werden Schulverſäumniſſe in gewinnſüchtiger Abſicht, ſowie 
Rückfälligkeit der Eltern ſtrenger beſtraft. Die Namen der ſchuldtragenden 
Eltern können nach $ 28 des mähriſchen Geſetzes veröffentlicht werben. Die 
Armenunterftügung ber Eltern kann dieſen fo lange entzogen werben, bis fie 
ber Schulpflicht nachtommen. Gegen Eltern, weiche jortgefegt bie Schul- 
pilicht vernadjläffigen, ift das erfahren nad) den 88 176 und 177 
a. 6. ©. B. zu veranlaffen. Arbeitgeber können bei der erften Rüdfällig- 
teit des Nechtes der Beſchäftigung fehulpflichtiger Kinder verluftig er» 
klärt werben. 

Die Löfhung aus der Schulmatrifel erfolgt erft nach Erlangung 
bes Beugniffes über den Beſitz der notwendigften Kenntniſſe. Fernehaltung 
ber Kinder vor Erlangung diefes Zeugnifjes wird nad) vorgängiger frucht- 
Iofer Verwarnung als vorzeitig abgebrochener, gleichwie ein nichtbegonnener 
Schulbeſuch beſtraft. 

Ich habe die Landesgeſetze, welche auf dem Reichsvolksſchulgeſetze 
berufen und die Pflicht zum Schulbeſuche regeln, hier jo ein- 
gehend beſprochen, weil fie Zeugnis dafür abfegen, wie jehr bie 
Landesgeſetzgebung beftrebt war, den Grundſatz der allgemeinen Schul- 
pflicht durchzuführen und zu dieſem Zwecke Maßnahmen in Aus» 
ficht zu nehmen, welche ben nicht rechtzeitig begonnenen, ben nicht regel- 
mäßig fortgefegten und den vorzeitig abgebrochenen Schulbejuc treffen 
folfen. Kein einziges biefer Gefege fieht den Fall der Ausſchließung 
eines ſchulpflichtigen Kindes wegen Verwahrlofung und Gefährbung ber 
Sittfichkeit feiner Mitfchüler vor. Died hat wohl aud) jeinen guten 
Grund darin, daf ohne gleichzeitige Ianbeagejeglihe Anordnung in Betreff 
der Errichtung von Erziehungsanftalten für fittlich vermahrlofte Kinder 
(8 59 R. ®. Gef.) die im Reichsgeſetze begründete Schulpflicht eines ſolchen 
ausgeſchloſſenen Kindes aufgehoben worden wäre, wenn nicht gleichzeitig 
für eine Erſatzmaßnahme für den aufgehobenen Schulbefuh in Form 
der Unterbringung in eine dem Zuftande diefes Kindes entfprechende 
Anftalt vorgeforgt worden wäre. 


Die Schulzucht. 
„Ein offener ebler Charakter” wird in der Schul- und Unterrichts» 
ordnung als das Ziel aller Jugenderziehung hingeftellt. Zur Anbahnung 
desſelben Hat ber Lehrer auf ein wahrhaft fittliches Verhalten der Jugend, 
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auf Pflicht- und Ehrgefühl, auf Gemeinfinn, Menſchenfreundlichkeit und, 
Vaterlandsliebe hinzuwirken. 

Er iſt berechtigt und verpflichtet hiezu, alle geſetzlich erlaubten und 
pãdagogiſch bewährten Mittel in Anwendung zu bringen. Zur Erreichung 
der ihm anvertrauten Erziehungszwecke iſt „der Lehrer gebunden ..., 
auf ſämtliche ſeiner Obhut anvertrauten Kinder ein wachſames Auge zu 
haben” (826). Seine Aufſichtspflicht beſchränkt ſich aber nicht auf das Ver⸗ 
halten de3 Kindes in der Schule, „ber Lehrer foll das Verhalten der Kinder 
auch außer ber Schule, foweit e8 von ihm beobachtet werben kann, berüchſich⸗ 
tigen“. ‘Der Lehrer hat den im Intereſſe des Unterrichtes und der Er» 
ziehung notwendigen Verkehr mit bem Eiternhaufe und das einträchtige Zu- 
fammenmirfen mit bemfelben nad Kräften zu förbern. Insbeſondere 
ſoll er bei wiederholten Gefegeübertretungen ber Schüler ſich mit 
den Eitern ober deren Stellvertretern in Verbindung fegen, um über die 
weiter anzuwendenden Strafmittel Rückſprache zu nehmen. Bei Aufrecht- 
erhaltung des Einvernehmens von Schule und Haus, bei feinem täg- 
lichen Verkehre mit dem Schüler fommt der Lehrer leicht in die Gelegen- 
heit, Fälle ber Berwahrlofung wahrzunehmen und erſcheint der Lehrer 
daher als beſonders geeignet, in ſolchen Fällen die Pflegſchaftsbehörde 
zu angemefjenen Verfügungen anzuregen. 

Aber nicht bloß in diefem mittelbaren Zufammenhange erfcheint ber 
Lehrer als ein wichtiger Faktor im Kampfe gegen bie Verwahrloſung. 
Auch unmittelbar wirkt er durch fein Verhalten vorbildlich auf die Schuf- 
jugend. Darum weilt die Verordnung des Minifteriums für Kultus und 
Unterriht vom 18. Mai 1869, R. G. 8. Nr. 128, womit eine In— 
ftruftion für Die proviforifhen Bezirksſchulinſpeltoren (mit Aus» 
nahme von Galizien) erlaffen wurde, ben Bezirksſchulinſpektor an, nicht 
bloß die Haltung des Lehrer in ber Schule, fondern auch fein Tun und 
Laſſen außerhalb der Schule im Auge zu behalten. „Es ift nämlich nicht 
genug zu wifjen, was und wie er ehrt, denn er wirkt noch erfolgreicher 
durch das, was er tut und wie er lebt. Damit übt er auf die Jugend 
entweder einen ſegensreichen, ober einen ſchädlichen oder fogar einen 
verberblihen Einfluß.” 

Auf diefe Art ift unfer Schulrecht bemüht, der Verwahrlofung ent- 
gegenzuarbeiten, welche etwa von ben Lehrern der Schule ausgehen und 
die Schüler bedrohen könnte. 

Wir kommen jet zu ben Gefahren, welche der Sittlichkeit der Mit- 
ſchüler durch das unfittliche Verhalten eines Schülers droht. 


Die Ausſchliezung aus der Volksſchule. 
Das Reichsvolksſchulgeſetz von 1869 tut von ben fittlich verwahrloſten 
Schulkindern überhaupt feine Erwähnung. Es ſpricht vom Strafrechte 
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Geldftrafe, im Falle der Unpermögenheit Einfchliegung verhängt. 
Schulleitung übermittelt monatlihe Abjentenverzeihniffe an ben — 
ſchulrat, dieſer an den Bezirksſchulrat. Der Bezirls-, bezw. Orte 
rat geht gegen die Eltern, bezw. deren Stellvertreter, ſowie 
Inhaber von Fabriten, Gewerben, Bergwerken, welche Kinder ' 
tigen und nicht zum Schulbefuh anhalten, ftrafweife vor. Nach ei 
Schulgeſetzen werben Schulverfäumniffe in geminnfüchtiger Abſich 
Rückfälligkeit der Eltern ftrenger beftraft. Die Namen der ſchuldt 
Eltern können nad) $ 28 des mährifchen Geſetzes veröffentlicht wer 
Armenunterftügung ber Eltern Tann dieſen fo lange entzogen werd: 
der Schulpflicht nahlommen. Gegen Eltern, weiche jortgefegt d 
pflicht vernachläffigen, ift da3 Verfahren nah den 88 176 
a. 6. ©. ®. zu veranlafjen. Arbeitgeber können bei ber erften 
feit des Rechtes der Beſchäftigung fehulpflichtiger Kinder ve 
klärt werben. 

Die Löſchung aus der Schulmatrikel erfolgt erſt nad 
des Zeugniffes über den Beſitz der notwendigften Kenntniſſe. X 
der Kinder vor Erlangung diefes Zeugnifjes wird nad) vorgän 
Iofer Verwarnung als vorzeitig abgebrochener, gleichwie ein nic 
Schulbefud) beftraft. 

Id Habe die Landeögefege, welche auf dem Reichav: 
berufen und die Pflicht zum Schulbeſuche regeln, 
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des Lehrers, daß biefer fein Strafamt in ftetem Bewußtſein feiner Pflicht 
und feiner fittlihen Verantwortlichteit üben und mit ben Strafmitteln 
ſparſam und haushälteriſch umgehen ſoll. Eine Ausfchliegung aus ber Schule 
tennt das Gefeg jelbft fir den Fall der Außerften Verwahrlofung und 
Entartung nicht. 

Das Minifterium für Kultus und Unterricht hat mit 20. Auguft 1870, 
NR. ©. B. Nr. 105, auf Grund des $ 78 des Neichögefeges vom 14. Mai 
1869, R. G. ®. Nr. 62, nah Einvernehmung ber Landesſchulbehörden, 
für die allgemeinen Volksſchulen und unter dem Vorbehalte weiterer 
Anordnungen, welche bie Erfahrung und ber Fortſchritt des Volksſchul⸗ 
weſens als erforderlich ermeifen werden, ſowie mit Rüdficht darauf, dab 
einzelne Landesgefege bezüglich der Volksſchulen noch nicht zu ftande ge 
kommen find, probiforifch eine Schul- und Unterrichtorbnung erlajfen. 
Diefer zufolge find die darin aufgeftellten Erziehungsmittel mit be 
fonberer Rüchſicht auf die Eigentümlichfeiten de3 Kindes anzumenben. 

In feinem Falle dürfen Strafen das fittliche Gefühl des Kindes oder 
deſſen Geſundheit gefährden. Die körperliche Züchtigung ift unter allen 
Umftänden von der Schule ausgefchloffen. 


Die zeitweilige Ausfchließung aus ber Volksſchule. 


As äußerſtes Mittel der Schulzuht läßt die Schul- und 
Unterrichtsorbnung . auch die zeitweilige Ausſchließung aus der 
Schule zu. Diefelbe kann nur ausnahmsmeife, in Fällen, mo 
alfe andern zu Gebote ftehenden Disziplinarmittel fruchtlos geblieben 
find und wo das Verbleiben eines Kindes in der Schule die Sittlichkeit 
der Mitſchüler dringend gefährbet, auf den Antrag bes Leiterd ber Schul-, 
bezw. Lehrerkonferenz von der Ortsfchulbehörde verfügt werben. 

Während alfo das Gefeg auf bie Fälle, wo bie tatjächliche Berwahr- 
loſung eines Schultindes dur die einfachen Mittel der Schulzucht nicht 
mehr zu befämpfen find, feine Rüdficht nimmt, macht die Verordnung 
be3 Minifters wieder gut, was der Gejeggeber verfäumt hat. 

Ein foldes Kind bedeutet in der Tat eine Störung der guten Ord— 
nung in ber Schule und eine Gefahr für die Mitfchüler. Aufgabe ber 
Schulpoligei ift e3, diefe Störung zu befeitigen. Damit ift aber die Sache 
nicht erledigt, denn für dieſe kommt nicht bloß der ſchutzpolizeiliche Geſichts- 
punft der Reinhaltung der Volksſchule von amftedenden Efementen, 
fondern auch der geſetzliche Standpunkt ber allgemeinen Schulpflicht, ber 
aud an diefen veriwahrloften Kindern zur Verwirklichung zu bringen ift, 
in Betracht. Won dieſem Standpunkt müßte Hand in Hand mit ber Aus- 
ſchließung aus der Volksſchule die Aufnahme de3 Kindes in eine befondere 
Erziehungsanftalt für verwahrlofte Kinder gehen, die allgemeine gefeh- 
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liche Schulpflicht in der Anhaltung dieſes aus ber öffentlichen Volksſchule 
ausgeſchloſſenen Kindes in einer folhen Anftalt zur Erfüllung gebracht 
werben. Dieſe Anftalt hätte nicht bloß fir die geiftige, jondern auch für 
bie fittliche Bildung bes Kindes zu forgen und ber Unzulänglichkeit ber 
bisherigen Erziehung in leßterer Richtung abzuhelfen. 

Die Schulordnung ift. aber weit entfernt, das fittlih verwahrlofte 
Kind weiter ala Gegenftand einer befonderen Fürſorge anzufehen und 
dementfprehend zu behandeln. Die Schulordnung Holt nicht nah und 
orbnet nicht an, daß das, was an häuslicher Erziehung bisher verfäumt 
worden ift, im Wege obrigfeitlicher Erziehungsfürforge nachgeholt werben 
foll. Im Gegenteil, die Schul- und Unterrichtsordnung verhält ſich in 
diefer Beziehung vein negativ; biefelbe beftimmt nur, daß in Bezug 
auf die ausgejchloffenen Kinder die Beſtimmungen des 8 20 R. 8. Geſ. 
Unmendung finden folfen. 

In diefer Anordnung der Schul- und Unterrichtordnung, wonach 
ben Eltern das verwahrlofte und aus der Volksſchule ausgeſchloſſene Kind 
überantivortet wird und die Eltern dafür verantwortlich gemacht werben, 
daß fie das Kind nicht ohne den für die Volksfchule vorgeſchriebenen 
Unterricht Iaffen, liegt nun ein Widerſpruch mit der Schulgefeßgebung, 
wie er größer überhaupt nicht gedacht werden fann; darin liegt aber auch 
eine Unaufrichtigfeit, weil die Verwirklichung diefer Anordnung von vorn⸗ 
herein in ber weitaus größten Mehrzahl der in Betracht kommenden Fälle 
ala ein Ding der Unmöglichkeit erſcheinen muß. 

Die Ausſchließung aus ber Voltsfhule und die Überantwortung des 
Kindes an feine Eltern bebeutet einen Widerfpruc mit dem Rechtsfage des 
Gefeges, welches die allgemeine Schulpflicht anordnet. 

Der Gefeggeber ordnet die allgemeine Schulpflicht an und ift a priori 
fo fehr von einem allgemeinen Miftrauen gegen die Eltern erfüllt, daß er 
ihren guten Willen und ihre Eignung zum Privatunterricht ihrer eigenen 
Kinder in Zweifel zieht, in das Recht ber Familie und in die Freiheit der 
Eltern eingreift und den Volksſchulunterricht im Wege des Schulzwanges 
ſicherſtellt. 

Die Verordnung des Miniſters hebt nun dieſe Anordnung des Ge— 
ſetzes, den Schulzwang, in jenen Fällen auf, wo beſtimmte Tatſachen den 
Beweis erbringen, daß das Mißtrauen, von dem der Geſetzgeber bei Ein— 
führung der allgemeinen Schulpflicht erfüllt war, gerechtfertigt war. Die 
Verordnung ſtellt die Freiheit derſelben Eltern her, auf deren Verſchulden 
oder Unfähigkeit zur erziehlichen Leitung die Verwahrloſung ihres Kindes 
zurückzuführen iſt und hebt die durch das Geſetz, die Schulpflicht und 
den Schulzwang den Eltern auferlegte Beſchränkung wieder auf. 

Das Staatsgrundgeſetz vom 21. Dezember 1867, R. G. B. Nr. 145, 
über die Ausübung ber Regierungs- und Vollzugsgewalt, ermächtigt die 
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Staatäbehörden, innerhalb ihres amtlichen Wirkungskreiſes auf Grund der 
Gefege Anordnungen zu erlaffen. Die im Verordnungswege erlaffene 
Schul⸗ und Unterrichtsordnung erſcheint mir nicht in Übereinftimmung, 
fondern im Widerfpruche mit dem Gefege zu ftehen. Zu demfelben Er- 
gebniffe komme ich bei Prüfung der Verordnung auf ihre Gefegmäßigkeit, 
wenn ich von der öffentlichen Verpflichtung zur Errichtung von öffent 
lien Volksſchulen ausgehe. Als Korrelat der allgemeinen Schulpflicht 
anerfennt das Gefeg eine allgemeine Verpflichtung der öffentlihen Wer- 
bände, alle Schulpflichtigen den Beſuch einer öffentlihen Schule zu 
ermöglichen. Jedes jehulpflichtige Kind hat ben Anſpruch, in die Schule 
aufgenommen unb darin dauernd unterrichtet zu werben. Das Geſetz kennt 
nur ben Fall, daß die Kinder von ber Berpflichtung zum öffentlichen 
Schulbeſuche entbunden werden können, aber nicht den Fall, daß ſich 
die Schule der Verpflichtung, die Schulpflichtigen aufzunehmen und zu 
unterrichten, entlebigen könnte. In dem Augenblide, mo man eine all» 
gemeine öffentlichrechtliche Verpflichtung zur Errichtung von Schulen be- 
hufs Aufnahme und Unterricht jedes Schulpflichtigen anerfennt, mwiber- 
ftreitet eine Verordnung, bie einzelne berfelben auszufchließen geftattet, 
minbejteng fo fange dem Gefege, als nicht für die anderweitige Unter- 
bringung der Ausgefchloffenen in öffentlichen Anftalten reale Vorſorge 
getroffen ift, fo lange alſo $ 59 R. V. Gef. in der ihm durch die Gejepes- 
novelle vom 2. Mai 1883, R.G.B. Nr. 53, gegebenen Faffung, welcher 
den Ländern aufträgt, in Betreff der Errichtung von Schulen und Er— 
siehungsanftalten für fittlich vermwahrlofte Kinder die geeigneten Anord- 
nungen zu treffen, unausgeführt bleibt. 

Wenn der moberne Staat das ausſchließliche Recht in Anſpruch 
nimmt, bie intellettuelle Ausbildung der heranwachſenden Generation zu 
feiten und zu überwachen, fo hat er damit auch die Pflicht übernommen, 
dem einzelnen, natürlich Befähigten feines Volles ein Mindeftmaß von 
geiftiger und fittlicher Bildung zu verſchaffen und die der Erreihung 
dieſes Erziehungszieles mwiderftrebenden Hinderniffe, vor allem alſo bie 
Verwahrloſung, nach Möglichkeit zu befeitigen. 

Die Schul» und Unterricht3ordnung leidet aber auch an einer Une 
aufrichtigfeit, indem fie erflärt, daß auf die zeitweilig aus der Schule 
ausgefchloffenen Kinder die Beitimmungen des 8 20 R. 8. Geſ. An- 
wendung zu finden haben. Danach haben die Eltern ihren ausgeſchloſſenen 
Kindern einen Unterriht im Ausmaße des für die Vollsſchule vorge» 
ſchriebenen Unterrichtes zu verfchaffen. Da aber nunmehr die öffentliche 
Schule den Finde verfchloffen ift, jo können die Eltern diefer ihrer Ver— 
pflihtung nur mehr in der Weife nachkommen, daß fie den Kindern 
entweder jelbft Privatunterricht erteilen, oder biefelben in eine Privat- 
ſchule ſchicken. Allerdings befteht die Verpflichtung der Eltern rechtlich 
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aufrecht und es beſteht rechtlich die Möglichkeit, für die Erfüllung diefer 
Pflichten durch die öffentlichrechtlihen Organe (88 23 und 24 R. V. Gef.) 
Sorge zu tragen. Allein es wird überfehen, daß dieſe Rechtsdurchſetzung 
in den meiften Fällen an der tatfählichen Ohnmacht der Eltern ſcheitern 
wird. Die Erteilung von Privatunterricht, der Beſuch einer Privatichule 
find Erziehungsarten, welche bei den unbemittelten Volksllaſſen — und 
um beren Kinder handelt e3 fich hier doch im weſentlichen — wegen des 
Mangels einer genügenden Schulung ber Eltern ober wegen Unvermögen- 
heit berjelben, bie Koften einer Privatſchule zu tragen, nicht zu erlangen 
find. Hiebei ift zu bebenfen, daß e3 ja in vielen Fällen gerade die Eltern 
find, welche durch ſchlechtes Beiſpiel und Vernachläſſigung ihrer Pilichten 
die Verwahrloſung des Kindes ſelbſt verſchuldet haben; ihnen werden 
nach 8 24 die Kinder überantwortet. Die faltiſche Folge iſt, daß das 
Kind weiter verwahrlofen wird, ba ihm mun auch ber erziehliche Ein- 
fluß der Schule fehlt. Und wenn auch die im Gejege vorgefehene Auf» 
ficht über den außerhalb der Vollsſchule erteilten Privatunterricht der 
Kinder im jhulpflichtigen Alter zur Tatfache werben würde, jo hätte eine 
folge Überwachung keinen anderen Zwed, als bie fortjchreitende Ver— 
wahrlofung des ausgeſchloſſenen Schullindes zu fonitatieren. 

Durch die Schul- und Unterrichtsordnung wird die gejeglihe Schul» 
pflicht in jenen Fällen außer Kraft gejeßt, wo fie am meiften von 
nöten ift. 

Die Schul» und Unterrichtäorbnung bezeichnet die Ausſchließung 
zwar als eine zeitweilige, allein die Ausfchließting birgt in ſich felbft 
die Gefahr, zu einer dauernden zu werden. Zwar wird ſich eine andere 
Schulleitung nad) dem Obengejagten, monad eine öffentlichrechtliche Ver— 
pflichtung zur Aufnahme in bie öffentliche Schule befteht, nicht weigern 
tönnen, das von einer Schule ausgefchlofjene Kind aufzunehmen. Die 
Aufnahme des Ausgefchloffenen in eine andere Schule hat aber danach eine 
Überfieblung in ben neuen Schulfprengel zur Borausfegung. Für die Eltern, 
ſelbſt wenn fie nicht dem bodenftändigen Teil ber Bevölkerung angehören, 
würde ein ſolcher Wechſel des Wohnortes ein Aufgeben einer Arbeit- 
gelegenheit oder wenigftens eine größere Entfernung von ber Arbeits- 
fätte bedeuten und baher aus eigenem Antriebe, nur um des indes 
willen, faun vollzogen werden. 

Allerdings ift die Ausſchließung auch gegenüber der ausſchließenden 
Schule nur eine zeitweilige. Aber ba für bie Dauer der Ausſchließung 
eine feſte Zeitgrenze nicht vorgefehen ift, fo kann die Dauer der Maßnahme 
don biefer Schule davon abhängig gemacht werden, ob die Beſſerung 
tatjächlic eingetreten ift. Bei Kindern, denen nunmehr ber einzige Stüß- 
punkt entzogen wird und welche in Hinkunft ben Eltern überantwortet 
werben, deren unzulängliche Erziehungsgewalt pro praeterito in ber tat» 
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fählichen Verwahrloſung der Kinder zum Ausdruck kommt, iſt ein Wandel 
zum Beſſeren pro futuro nicht leicht zu gemärtigen. 


So amerfennenswert das Beſtreben ift, die Volksſchule von 
moralifher Anftedungsgejahr rein zu erhalten, dieſer Standpunkt 
verwandelt fi in ein Unrecht gegen das ausgeichloffene Kind, 
wenn man ed bed duch die Schule gewährten Schutzes be- 
zauben, wenn bie ftaatliche Fürſorge in nichts anderem beftehen 
mwürbe, als in ber Ausſchließung des fittlihen Schädlinge. Ber 
Staat, der die geiftige Bildung des Volkes zu feiner Aufgabe gemacht Hat, 
muß ben mit der allgemeinen Schulpflicht angeftrebten Zweck auch dann 
verwirklichen, wenn bie Volksſchule als folche ſich nicht al3 das geeignete 
Mittel darftellt. Insbefondere ift die Verordnung bes Minifters nit im 
Rande, Beftimmungen zu treffen, welche in ihren praktiſchen Konſequenzen 
auf eine Aufhebung bes im Reichsvolksſchulgeſetze feitgelegten Prinzipes 
der allgemeinen Schulpflicht hinausläuft und daher mit den Prinzipien 
biefes Geſetzes in Widerſpruch fteht. 


Die Grriehungsanftalten für ſittlich verwahrlofte Rinder (5 59 
Reihenolkspulgefeh). 

Verſagt die Erziehungsgewalt der Eltern, ober ermeift fich diejelbe 
als unzulänglih, um den vom Geſetze gewollten Buftand, nämlich ben 
regelmäßigen Schulbeſuch der Kinder herbeizuführen und die Schulverfäum- 
niffe hintanzuhalten, fo fehlt e8 im Rahmen der Schulverwaltung an 
einem Mittel, bie gefegliche Schulpflicht an einem ſolchen mwiberfpenftigen 
Kinde zur Tatfahe werden zu laffen. 

Mit dem Eintritte in die Volksſchule tritt das Kind in das öffent- 
liche Leben, die Fehler und Unarten, welche bisher im Schoße ber 
Familie verborgen waren, treten inmitten der Schulgemeinfchaft zu Tage. 
Das Kind fegt feine Schäblichfeiten in weitere Kreife, wird zu einer 
Gefahr für feine Mitfhüler. Der Ungehorfam gegen die elterlichen An- 
orbnungen, wohl aud) die Vernachläffigung der erziehlichen Leitung, wenn 
nit gar die ſchuldhafte Abhaltung der Kinder vom Schulbeſuche durch 
die Eltern fommt in den Schulverfäumnifien zum Ausdruck. Dieje allein 
würben wohl die Prüfung der häuslichen Verhältniffe in der Richtung, ob 
drohende und wohl auch tatſächliche Verwahrloſung vorliegt, rechtfertigen. 

Nicht einmal in Fällen der Ausſchließung aus der Schule bei hoch- 
gradiger Verwahrloſung hat die Schul- und Unterrichtsordnung Borforge 
getroffen. Es befteht jür diefen Fall nach der bisherigen Schul- und 
Unterrihtsorbnung feinerfei Verpflichtung für die Schulbehörben, pileg- 
ſchaftsbehördliche Maßnahmen beim Pilegichaftsgerichte anzuregen. 
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Wenn auch bei dem heutigen Lüdenhaften Stande der Fürforgeeinrich- 
tungen mit einer folhen Anregung noch keineswegs eine pofitive Er- 
ziehungsfürſorge für das verwahrlofte Schulkind vermittelt wird, fo hätte die 
Schulverwaltung damit doch ihr Gewiſſen entlaftet und die weitere Ver- 
antwortung auf andere Schultern abgewälzt. So ift die weitere Fürforge 
für ein folches Kind heute bem guten Willen der Eftern und geſetz- 
lichen Xertreter überlafjen, im Sinne bes 8 16, Gejeg vom 24. Mai 
1885, R. G. B. Nr. 90, beim Vormundſchaftsgerichte die Abgabe in eine 
Befferungsanftalt zu beantragen. Die Erziehungsanftalten für die fittlich 
verwahrlojten Kinder, melde 8 59 des Reichsvolksſchulgeſetzes in ber 
Faſſung der Schulnovelle von 1885 vorjieht und deren Errichtung der 
Autonomie der Länder überwiefen wird, laſſen bis heute, 20 Jahre 
fpäter, noch auf ſich warten. 

Sole Erziefungsanftalten, welche $ 59 der Schulnovelle für fitt- 
lich verwahrlofte Schulkinder vorfieht, find vom Standpunkt der Schul- 
verwaltung eine dringende Notwendigkeit. Schon der Grundfag der Ver- 
hältnismäßigteit der Abwehr erfordert ſolche Anftalten zur Bekämpfung 
der Berwahrlofung in ihren erften Anfängen. 

Während das Gefeg vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89, bie 
Beſſerungsanſtalten als das Iegte Mittel zur Bekämpfung Hochgradiger 
Verwahrloſung bezeichnet, welches dann Anwendung zu finden hat, wenn 
fein anderes Mittel ber Aufficht und Erziehung ausfindig zu machen 
ift, dienen die Erziehungsanftalten im Sinne des $ 59 der Schulnovelle 
für die ſittlich verwahrloſte Schuljugend, für Kinder, melde ſich im 
ſchulpflichtigen Alter von 6—14 Jahren befinden. Hier handelt es fi 
alſo aud, um bie erften Anfänge ber Verwahrlofung, um einen leichten 
Grad der Vermahrlofung, denen — entſprechend bem Grunbfage principiis 
obsta — rechtzeitig entgegengetreten werben ſoll. Hier bedarf es daher 
nicht des Aufgebotes der ſtrafähnlichen Anhaltung in der Beſſerungsanſtalt, 
Teiner langzeitigen Anhaltung in einer folchen, fondern nur eines kurzen 
Aufenthaltes in einer Erziehungsanftalt, die unter Umftänden, fo be- 
ſonders bei beginnender Berwahrlofung, mehr einer Verwarnung gleich“ 
lommt. Indem die Anhaltung in einer folden Anſtalt nicht über die Zeit 
der Schulpflicht hinaus dauert, ſoll fie der Schulverwaltung gegenüber der 
fortgefegten Säumnis der Schulpflicht auch als Mittel dienen, biefe zur 
Tatfahe werden zu laſſen. Die Schulverwaltung bedarf eines ſolchen 
Mittels, wenn anders die Schufflucht nicht über die Schulpflicht trium- 
phieren und mit ihrem verderblichen Beiſpiele weitere Kreiſe 
ziehen foll. Die Ausſchließung aus der Schule ohne gleichzeitige Uns 
ordnung der Anhaltung in einer folden Anftalt muß ja wie eine Prämie 
für Aufficht3lofigkeit und Verwahrlofung wirken. Derlei Anſtalten find 
daher auch aus diefen Erwägungen ber Schulpolizei geboten. 


niffe nicht bloß für den einzelnen, fonbern auch für die Gefamtheit von 
unſchätzbarem Werte, eine Bedingung ber Gefittung und ber geiftigen 
Kultur des Volkes bedeutet und daher von dem Willen der Eltern unab- 
hängig und ficherzuftelfen ift. 


Der Kreis der fehulpflichtigen Kinder. 


Alle Kinder im fehulpflichtigen Alter, das ift in der Regel vom 
6. bis zum 14. Lebensjahre, find der Schulpflicht unterworfen, das heißt 
nicht, daß fie notwendigerweiſe auch eine öffentliche Schule beſuchen 
müßten, wenn fie nur in anderer Weife das in ber Volksſchule Ge- 
lehrte, ftaatlich firierte Wiffensminimum fich anzueignen in der Lage find. 
So find — wie wir bereit3 oben gefehen haben — von ber Berpflichtung, 
die öffentliche Schule zu beſuchen, jene Schulpflichtigen entbunben, „bie zu 
Haufe ober in einer Privatanftalt unterrichtet werben“ (8 23). 

Weiters find vom öffentlihen Schulbefuche jene Kinder fchul- 
pflichtigen Alters entbunden, „denen ein dem Unterrichtszwecke oder 
Schulbeſuche Hinderliches geiftiges oder ſchweres körperliches Gebrechen 
anhaftet”. Auch diefe folfen nicht des Unterrichtes entraten und wenn 
ihnen ein häuslicher ober ein Unterricht in einer Privatanftalt nicht 
zugewendet werben Tann, den Unterricht in jenen Anftalten genießen, 
weiche die Länder nah $ 59, 2, für nicht volffinnige Kinder zu er- 
richten haben. 

Der Kreis der Schulpflichtigen, welcher der Regel nach aus ben 
ſechs⸗ bis vierzehnjährigen Kindern gebildet wird, kann eimerfeit3 eine 
Erweiterung, andrerfeit3 eine Verengerung erfahren. 

Der Gefeggeber gibt fich nicht damit zufrieden, daß die Kinder ihre 
acht Jahre auf der Schulbank abfigen; fie follen ſich ein gewiſſes Minbeft- 
maß von Wiffen aneignen. Wenn diefer Erfolg nicht eingetreten ift, kann 
für den einzelnen die Schulpflicht auch über das 14. Lebensjahr hinaus 
ausgebehnt werben. 8 21, Abſ. 2, beftimmt: „Der Austritt aus ber 
Schule darf aber nur erfolgen, wenn die Schüler die für die Volksſchule 
vorgefchriebenen notwendigften Kenntniſſe: als Religion, Lefen, Schreiben 
und Rechnen befigen.” Ein Zurüdhalten in der Schule aus mangelnder 
häuslicher Erziehung ift damit nicht geftattet. 


Die Schulbefuchserleichterungen. 


Andrerſeits kann eine geringfügige Einſchränkung des Kreiſes ber 
Schulpflichtigen dadurch eintreten, daß Schülern, welche das 14. Lebens- 
jahr zwar noch nicht vollendet haben, dasſelbe aber im nächſten halben 
Jahre erreicht haben werden, und welche die Gegenſtände der Volksſchule 
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vollſtändig innehaben, am Schluſſe des Schuljahres aus erheblichen Gründen 
von ber Bezirksſchulaufſicht die Entlaſſung bewilligt werben kann ($ 21). 

Der Geſetzgeber hat bei biefer Beſtimmung leider aus ben Augen 
gelaffen, daß die Schule nicht bloß Unterrichts-⸗, ſondern auch Erziehungs- 
anfalt ift und daß die Schule für viele Kinder ber einzige Schuß gegen Ber- 
mwahrlofung und mißbräuchliche Ausbeutung ber kindlichen Arbeitskraft 
if. In jedem Falle einer früheren Schulentlaffung follte man daher 
wohl prüfen, ob das Kind in ſolche Häusliche Verhältniffe tritt, welche einen 
weiteren Schutz der Schule überflüffig machen. Im entgegengefegten Falle 
wäre die frühere Entlaffung nicht zu bewilfigen. Die Beantwortung ber 
Frage, wie lange die Schulpflicht zu bauern habe, follte baher nicht einfeitig 
alfein vom unterrichtlichen, fondern auch vom erziehlichen Stanbpunfte 
beurteilt werben. 

Bon diefem Standpunkte mußte das obermähnte Gejeg vom 2. Mai 
1883, R. G. 8. Nr. 53, womit einige Beitimmungen des Geſetzes dom 
4. Mai 1869, R. G. B. Nr. 62, abgeändert wurden, und welches ala 
eine Konzeffion gegenüber der Forderung politifcher Parteien nad) Ein- 
führung der fechsjährigen Schulpflicht, an den Volksſchulen nah voll- 
enbetem fechsjährigen Schulbefuhe der Kinder Erleichterungen in bezug 
auf das Maß des regelmäßigen Schulbefuches zugeftand, gewichtige Be— 
denfen wachrufen. Dies gilt insbefondere ‚auch von der fogenannten 
Sommerbefreiung im fiebenten und achten Schuljahre auf dem Lande, 
welche behufs Verwendung ber kindlichen Arbeitskraft in ber Landwirt» 
ſchaft, fo vielfach zum Viehhüten, angeſucht wird. 

Die politifhe Schulverfaffung von 1805, war vor 100 Jahren noch 
ganz anderer Anfchauung, denn in biefer wird gegen bas Viehhüten durch 
Kinder nicht nur deswegen, weil es ben Schulbeſuch hindert, Stellung 
genommen, fondern auch, weil „das einzelne Viehhüten die Kultur hindert; 
da es zu häufigen Walbbejhädigungen oder Hütungsbeeinträchtigungen 
Anlaß gibt; da e3 die Kinder, bie bazu verwendet werden, der Aufficht 
der Eltern und bem Unterrichte entzieht, wodurch fie denn völlig ver— 
mildern und teil3 durch die Einfamteit, teil durch ähnliche Gefellfchafter 
zur frühen Immoralität verleitet werben“. 

Während die fteiermärfifche Gubernialverordnung vom 17. März 1815 
noch verordnete, „daß bei den noch beftehenden Gemeindeweiben orbentliche 
Gemeindehüter aufgeftellt und hiezu feine ſchulpflichtigen Kinder ver— 
wendet werben, weil die auf ben Viehweiden ftatthabende zahlreiche Ge— 
meinfchaft geſchäftsloſer roher Kinder nur zu leicht die Schule gröblicher 
Unfittlichfeit wird“, hat die Schulgefegesnovelfe vom 2. Mai 1883, R. G. B. 
Nr. 53, das Viehhüten fchulpflichtiger Kinder durch Einführung ber 
Sommerbefreiung in das Syſtem unferer Schulgefegebung eingefügt. In 
den Antworten auf die Umfrage des Statiftifhen Landesamtes fehlt es 
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auch nit an Stimmen aus Lehrerkreifen, welche ſich über die nad» 
teiligen Folgen der Sommerbefreiung auf die Schuldisziplin vernehmen 
laſſen. Vergleiche das Urteil eines Fachmannes im Anhang (ſ. Anhang 
Nr. 14). 

Damit find die Fälle der Einfchränfung ber gefeglihen Schulpflicht, 
foweit fie in ber Gefeßgebung begründet find, erfhöpft. Die in der Schul- 
und Unterrihtsordnung vorgeſehene Ausſchließung eines ſchulpflichtigen 
Kindes aus ber Volksſchule wegen Gefährdung der Sittlichkeit feiner Mit- 
ſchüler erfcheint daher im Gefege nicht berüdfichtigt. 


Die geſetzliche Schulbaupfliqzt und Die Sicherung der notwendigen 
Volksphulen. 

Die Verpflihtung zur Errichtung von Schulen ift im Geſetze be- 
gründet. Das Gejeg hat die Entſcheidung, ob eine Volksſchule errichtet 
werben foll oder nit, von dem Ermefjen ber Gemeinden unabhängig 
geftellt. Die Entſcheidung, ob eine Vollksſchule in dem Umfange 
einer Schulgemeinde errichtet werben foll, ergibt fi durch einen 
objektiven, vom Gefege aufgeftellten Maßſtab. Nach 8 59 des Reichsvolls-⸗ 
ſchulgeſetzes iſt es „Orundfag, daß eine Schule unter allen Umijtänden 
überall zu errichten fei, two fi) im Umkreiſe einer Stunde und nach einem 
fünfjährigen Durchſchnitte mehr ala 40 Kinder vorfinden, welche eine über 
4 Kilometer entfernte Schule befuchen müſſen“. Die Behörden können 
eine zur Errichtung verpflichtete Gemeinde bei Vorhandenfein obiger Wor- 
augfegung zur Errichtung einer Schule verhalten. 


Die Befeitigung der Hinderniſſe des Schulbeſuches. 

Soll durch obige Beftimmung für dad Vorhandenfein ber erforderlichen 
Schulen gejorgt fein, fo will das öſterreichiſche Schulrecht dem Kinde auch 
die Möglichteit bieten, vorhandene Schulen mit Erfolg benügen zu können, 
und ſucht daher etwaige Hinderniffe möglichft zu befeitigen. So fol die 
Armut das Kind nicht Kindern, den Volksſchulunterricht zu genießen, 
Zunächſt haben die Eltern bie Pflicht, ihre Kinder mit dem nötigen 
Büchern und Lernbehelfen auszuftatten. Iſt ihnen dies wegen Armut 
unmöglich, jo werben die Kinder aus öffentlichen Mitteln mit Armen- 
büchern beteilt. Die Ortsſchulbehörde Hat auch für den Fall, dag Mangel 
an Belleidung das Kind am Schulbefuche hindert, fich wegen Abhilfe dieſes 
Mangels an die private, bezw. öffentliche Wohltätigfeit zu menden. 


Die Schulverfäumniffe. 
Die Schulgefege fuchen weiter auch den regelmäßigen Schulbefuh 


zu ſichern und bie einem gebeihlichen Schulbeſuche hinderlichen Schule 
verfäumniffe möglichſt hintanzuhalten, 
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83 der Schul- und Unterrichtsordnung jagt: „Kein Kind darf ohne 
ftatthafte Entſchuldigungsgründe einzelne Stunden oder Tage ber gejeg- 
lichen Schulzeit verfäumen.“ „Schulverfäumniffe find zu verzeichnen.” 
(8 5.) „Die Ortsſchulbehörde Hat unverzüglich die Urſachen ber Schul- 
verfäumniffe, über deren Statthaftigfeit ein Bmeifel obmwaltet, zu unter- 
fuchen und gegen die fäumigen Eltern oder deren Stellvertreter nad} den 
gejeglihen Normen Amt zu handeln.” Denn auch darin äußert fich 
der ftaatlihe Schulzwang, daß bie Eltern ihre Kinder nicht nur über- 
haupt zur Schule zu fehiden, fondern auch fiber einen regelmäßigen 
Beſuch derjelben zu machen und ungerechtfertigte Verſäumniſſe zu ver- 
antworten haben. 


Die Sandesgefehgebung betreffend die Regelung des Schulbeſuches. 


Die Landesgefeggebung hat Beftimmungen getroffen, welche den Be» 
ginn, die Fortfegung und den Abſchluß des Schulbefuches regelt. 

Landesgeſetze, betreffend ben Beſuch ber öffentlichen Vollsſchulen 
erfloſſen: 


Böhmen: Geſetz vom 19. Februar 1870, 8. G. B. Nr. 22. 

Bukowina: Geſetz vom 30. Jänner 1873, 2. ©. B. Nr. 9. 

Dalmatien: Gefeg vom 29." Dezember 1871, 2. ©. ®. Nr. 10. 

Galizien: Gejeg vom 24. April 1894, 2. ©. B. Nr. 49 und Gefeg vom 
3. Mai 18%, 2. ©. B. Nr. 57, Titel IL, Artikel 30 ſetzt ausnahmsweiſe 
bie Schulpflicht in Galizien, und zwar in Stäbten mit VBürgerfhulen mit 

fieben Jahren, in allen anderen Orten mit ſechs Jahren feit. 

PP) und Gradiska: Gejeg vom 6. Mai 1870, 2. G. 8. Nr. 30. 

Iſtrien: Geſetz vom 30. März 1870, 2. ©. B. Nr. 20. 

Kärnten: Geleg vom 17. Jänner 1870, 2. ©. B. Nr. 12. 

Krain: Geleg vom 29. April 1873, 8. G. 8. Nr. 21. 

Mähren: Gefeg vom 24. Jänner 1870, 2. ©. 8. 

Nieberöfterreih: Gefeg vom 5. April 1870, 2. . Ser. 34. 

Oberöfterreih: Geleg vom 23. Jänner 1870, 8. 11. 

Salgburg: Gefeg vom 10. Jänner 1870, 2. ©. 








Vorarlberg: Gejeg vom 28. Auguſt 1899, 2. 

Diefe Gefege haben im wejentlihen folgenden Inhalt: 

Der Ortsſchulrat verzeichnet die im fchulpflichtigen Alter ftehenden 
Kinder des Schulfprengeld bei Androhung von Strafen für Eltern, 
im Falle von Entziefung oder unmahren Angaben; ber Drtzjhul- 
tat übergibt dem Schulleiter ein Verzeichnis fämtliher ſchul— 
pflichtiger Kinder behufs Überwahung des regelmäßigen Schul- 
befuches. Unterbleibt die Aufnahme eines fchulpflichtigen Kindes in bie 
Schule ohne gefeglichen Befreiungsgrund, erfolgt Mahnung der Eltern. 
Nah fruchtlofem Verlaufe einer kurzen Zrift von brei Tagen wird 
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Geldſtrafe, im Falle der Unvermögenheit Einſchließung verhängt. Die 
Schulleitung übermittelt monatliche Abſentenverzeichniſſe an den Orts- 
ſchulrat, dieſer an den Bezirksſchulrat. Der Bezirks⸗, bezw. Ortsſchul⸗ 
rat geht gegen die Eltern, bezw. deren Stellvertreter, ſowie gegen 
Inhaber von Fabriken, Gewerben, Bergwerken, welche Kinder beſchäf- 
tigen und nicht zum Schulbeſuch anhalten, ſtrafweiſe vor. Nach einzelnen 
Schulgeſetzen werden Schulverſäumniſſe in gewinnſüchtiger Abſicht, ſowie 
Rückfälligkeit der Eltern ſtrenger beſtraft. Die Namen der ſchuldtragenden 
Eltern können nad) $ 28 des mährifchen Geſetzes veröffentlicht werden. Die 
Armenunterftügung der Eltern kann dieſen fo lange entzogen werben, bis fie 
der Schulpflicht nachlommen. Gegen Eltern, welche jortgejegt die Schul» 
pflicht vernadhläffigen, ift das Verfahren nah den 88 176 und 177 
a. 6. ©. ®. zu veranlaffen. Arbeitgeber können bei ber erften Rüdfällig- 
feit des Rechtes der Beihäftigung fehulpflichtiger Kinder verluftig er- 
Härt werben. 

Die Löfhung aus der Schulmatritel erfolgt erft nah Erlangung 
des Zeugniffes über den Beſitz der notwendigften Kenntnifje. Fernehaltung 
der Kinder vor Erlangung dieſes Zeugnifjes wird nach vorgängiger frudht- 
lofer Verwarnung al3 vorzeitig abgebrochener, gleichwie ein nichtbegonnener 
Schulbeſuch beftraft. 

Ich Habe die Landeögefege, welche auf dem Reichsvolksſchulgeſetze 
berufen und bie Pflicht zum Schulbeſuche regeln, hier jo ein» 
gehend beſprochen, weil fie Zeugnis bafür ablegen, wie jehr bie 
Landesgeſetzgebung beftrebt war, ben Grundfaß ber allgemeinen Schul- 
pflicht durdzuführen und zu dieſem Zwede Maßnahmen in Aus— 
ſicht zu nehmen, welche den nicht rechtzeitig begonnenen, den nicht regel- 
mäßig fortgefegten und ben vorzeitig abgebrohenen Schulbeſuch treffen 
follen. Kein einziges biefer Geſetze fieht den Fall der Ausſchließung 
eines ſchulpflichtigen Kindes wegen Verwahrlofung und Gefährbung ber 
Sittlichkeit feiner Mitſchüler vor. Dies Hat wohl auch jeinen guten 
Grund darin, daß ohne gleichzeitige Iandesgefegliche Anordnung in Betreff 
der Erritung von Erziehungsanftalten für fittlih vermahrlofte Kinder 
(8 59 R. V. Gef.) die im Reichsgeſetze begründete Schulpflicht eines ſolchen 
ausgeſchloſſenen Kindes aufgehoben worden wäre, wenn nicht gleichzeitig 
für eine Erfagmaßnahme für den aufgehobenen Schulbefuh in Form 
der Unterbringung in eine bem Zuftande diefes Kindes entſprechende 
Anftalt vorgeforgt worden wäre. 


Die Schulucht. 
„Gin offener edler Charakter” wird in der Schul- und Unterrichts- 
ordnung als das Ziel aller Fugenderziehung hingeftellt. Zur Anbahnung 
desſelben hat der Lehrer auf ein wahrhaft fittliches Verhalten der Jugend, 
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auf Pflicht- und Ehrgefühl, auf Gemeinfinn, Menfhenfreunblichkeit und. 
Vaterlandsliebe hinzuwirken. 

Er iſt berechtigt und verpflichtet hiezu, alle geſetzlich erlaubten und 
pãdagogiſch bewährten Mittel in Anwendung zu bringen. Zur Erreichung 
ber ihm anverfrauten Erziehungszwede ift „ber Lehrer gebunden... , 
auf fämtliche feiner Obhut anvertrauten Kinder ein wachſames Auge zu 
haben“ ($26). Seine Aufſichtspflicht befehräntt fid) aber nicht auf das Ver- 
halten des Kindes in ber Schule, „der Lehrer ſoll das Verhalten ber Kinder 
auch außer der Schule, foweit es von ihm beobachtet werben kann, berüdfich- 
tigen“. Der Lehrer hat den im Intereſſe de3 Unterrichtes und der Er- 
ziehung notwendigen Verkehr mit dem Elternhauſe und das einträchtige Zu⸗ 
ſammenwirken mit bemfelben nad Kräften zu fördern. Insbeſondere 
foll er bei mieberholten Geſetzesübertretungen ber Schüler ſich mit 
ben Eltern ober deren Stelfvertretern in Verbindung fegen, um über bie 
weiter anzumendenben Strafmittel Rückſprache zu nehmen. Bei Aufrecht- 
erhaltung de3 Einvernehmens von Schule und Haus, bei feinem täg- 
lichen Verkehre mit dem Schüler kommt der Lehrer leicht in Die Gelegen- 
heit, Fälle der Verwahrlofung wahrzunehmen und erfcheint ber Lehrer 
daher als beſonders geeignet, in folhen Fällen die Pilegichaftsbehörbe 
zu angemeffenen Verfügungen anzuregen. 

Aber nicht bloß in dieſem mittelbaren Zufammenhange erfcheint ber 
Lehrer als ein wichtiger Faktor im Kampfe gegen die Berwahrlofung. 
Auch unmittelbar wirkt er durch fein Verhalten vorbildlich auf die Schuf- 
jugend. Darum weift die Verordnung des Minifteriums für Kultus und 
Unterriht vom 18. Mai 1869, R. ©. B. Nr. 128, womit eine In— 
ſtruktion für die proviforifchen Bezirksſchulinſpektoren (mit Aus- 
nahme von Galizien) erlaffen wurde, den Bezirksſchulinſpeltor an, nicht 
bloß die Haltung des Lehrers in ber Schule, fondern auch fein Tun und 
Laffen außerhalb der Schule im Auge zu behalten. „Es ift nämlich nicht 
genug zu wiffen, was und wie er lehrt, denn er wirft noch erfolgreicher 
durch das, was er tut und mie er lebt. Damit übt er auf die Jugend 
entweder einen fegensreichen, ober einen ſchädlichen oder ſogar einen 
verberblihen Einfluß.” 

Auf diefe Art ift umfer Schulrecht bemüht, der Verwahrlofung ent- 
gegenzuarbeiten, welche etwa von den Lehrern ber Schule ausgehen und 
die Schüler bedrohen könnte. 

Wir kommen jegt zu den Gefahren, welche der Sittlichfeit der Mit- 
ſchüler durch das unfittliche Verhalten eines Schülers droht. 


Die Austdhliefung aus der Volksſchule. 
Das Reichsvollsſchulgeſetz von 1869 tut von ben fittlich verwahrloſten 
Schulkindern überhaupt feine Erwähnung. Es jpriht vom Strafrechte 


— 14 — 


des Lehrer, daß diefer fein Strafamt in ftetem Bewußtſein feiner Pilicht 
und feiner fittlichen Verantwortlichteit üben und mit den Strafmitteln 
fparfan und haushälterifch umgehen foll. Eine Ausfchließung aus der Schule 
tennt das Gefeg jelbft für den Fall der Auferften Verwahrloſung und 
Entartung nidt. 

Das Minifterium für Kultus und Unterricht hat mit 20. Auguft 1870, 
R. ©. B. Nr. 105, auf Grund des $ 78 des Neichögefeges vom 14. Mai 
1869, R. ©. B. Nr. 62, nad) Einvernehmung der Landesjchulbehörben, 
für die allgemeinen Volksſchulen und unter dem Vorbehalte weiterer 
Anordnungen, welche die Erfahrung und ber Fortſchritt des Volksſchul⸗ 
weſens als erforberlich erweiſen werben, ſowie mit Rüdficht darauf, daß 
einzelne Qandeögefege bezüglich der Vollsſchulen noch nicht zu ftande ge- 
tommen find, proviforifh eine Schul- und Unterrichtöorbnung erlaffen. 
Diefer zufolge find die darin aufgeftellten Erziehungsmittel mit be— 
ſonderer Rüdficht auf die Eigentümlichfeiten des Kindes anzumenden. 

In feinem Falle dürfen Strafen das fittliche Gefühl bes Kindes ober 
deſſen Geſundheit gefährden. Die körperliche Züchtigung ift unter allen 
Umftänden von der Schule ausgeſchloſſen. 


Die zeitweilige Ausſchließung aus der Volksſchule. 


Als Außerftes Mittel der Schulzuht läßt die Schul- und 
Unterrihtsorbnung . auh die zeitweilige Ausichliegung aus ber 
Schule zu. Diefelbe kann nur ausnahmsweife, in Fällen, mo 
alfe andern zu Gebote ftehenden Disziplinarmittel fruchtlos geblieben 
find und wo das Verbleiben eines Kindes in der Schule die Sittlichteit 
der Mitſchüler dringend gefährdet, auf den Antrag des Leiter der Schul-, 
bezw. Lehrerkonferenz von der Ortsſchulbehörde verfügt werben. 

Während alfo dag Gejeg auf bie Fälle, wo die tatfählihe Verwahr- 
loſung eines Schulfindes durch die einfachen Mittel der Schulzucht nicht 
mehr zu befämpfen find, feine Rüdficht nimmt, macht die Verorbnung 
des Minifter8 wieder gut, was der Gefeßgeber verfäumt hat. 

Ein ſolches Kind bedeutet in ber Tat eine Störung ber guten Ord— 
nung in der Schule und eine Gefahr für die Mitſchüler. Aufgabe der 
Schulpolizei ift e8, diefe Störung zu befeitigen. Damit ift aber die Sache 
nicht erledigt, denn für dieſe fommt nicht bloß der fhußpolizeiliche Geſichts- 
punkt der Reinhaltung ber Volksſchule von anftedenden Elementen, 
fondern auch der gefegliche Standpunft der allgemeinen Schulpflicht, der 
aud an diefen verwahrloften Kindern zur Verwirklichung zu bringen ift, 
in Betraht. Von diefem Standpunft müßte Hand in Hand mit der Aus— 
ſchließung aus der Volksſchule die Aufnahme de3 Kindes in eine beſondere 
Erziehungsanftalt für verwahrlofte Kinder gehen, die allgemeine gefeg- 
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liche Schulpflicht in der Anhaltung dieſes aus ber öffentlichen Volksſchule 
auögefchloffenen Kindes in einer ſolchen Anftalt zur Erfüllung gebracht 
werden. Dieſe Anftalt Hätte nicht bloß für Die geiftige, fondern aud für 
die fittliche Bildung des Kindes zu forgen und der Unzulänglichkeit der 
bisherigen Erziehung in legterer Richtung abzuhelfen, 

Die Schulordnung ift. aber weit entfernt, das ſittlich verwahrlofte 
Kind weiter al3 Gegenftand einer bejonderen Fürforge anzufehen und 
dementjprechend zu behandeln. Die Schulordnung holt nit nah und 
orbnet nicht an, daß das, was an häuslicher Erziehung bisher verfäumt 
worden ift, im Wege obrigfeitlicher Erziehungsfürforge nachgeholt werben 
Toll. Im Gegenteil, die Schul- und Unterrichtsordnung verhält ſich in 
diefer Beziehung rein negativ; biefelbe beftimmt nur, daß in Bezug 
auf die ausgefchloffenen Kinder die Beftimmungen des $ 20 R. V. Geſ. 
Anwendung finden follen. 

In diefer Anordnung der Schul- und Unterrihtsordnung, wonach 
ben Eltern das verwahrloſte und aus der Volksſchule ausgeſchloſſene Kind 
überantwortet wird und die Eltern dafür verantwortlich gemacht werben, 
daß fie das Kind nicht ohne den für die Volksſchule vorgejchriebenen 
Unterricht lafjen, liegt num ein Widerfprud mit der Schulgefeggebung, 
wie er größer überhaupt nicht gedacht werden Tann; darin liegt aber auch 
eine Unaufrichtigfeit, weil die Werwirflihung diefer Anordnung von vorn⸗ 
herein in ber weitaus größten Mehrzahl der in Betracht kommenden Fälle 
als ein Ding der Unmöglichkeit erfcheinen muß. 

Die Ausſchließung aus der Volksſchule und die Überantwortung des 
Kindes an feine Eltern bedeutet einen Widerfpruch mit dem Rechtsfage des 
Gefeges, welches die allgemeine Schulpflicht anordnet. 

Der Geſetzgeber ordnet die allgemeine Schulpflicht an und ift a priori 
fo fehr von einem allgemeinen Miftrauen gegen die Eltern erfüllt, daß er 
ihren guten Willen und ihre Eignung zum Privatunterricht ihrer eigenen 
Kinder in Zweifel zieht, in das Recht ber Familie und in die Freiheit der 
Eltern eingreift und den Volksfhulunterricht im Wege des Schulzwanges 
ſicherſtellt. 

Die Verordnung des Miniſters hebt nun dieſe Anordnung des Ge— 
ſetzes, den Schulzwang, in jenen Fällen auf, wo beſtimmte Tatſachen den 
Beweis erbringen, daß das Mißtrauen, von dem der Geſetzgeber bei Ein— 
führung der allgemeinen Schulpflicht erfüllt war, gerechtfertigt war. Die 
Verordnung ftellt die Freiheit berfelben Eltern Her, auf deren Verſchulden 
ober Unfähigfeit zur erziehlichen Leitung die Verwahrlofung ihres Kindes 
zurüdzuführen ift und hebt die durch das Geſetz, die Schulpflicht und 
ben Schulzwang ben Eltern auferlegte Beſchränkung wieder auf. 

Das Staatögrundgefeg vom 21. Dezember 1867, R. G. B. Nr. 145, 
über die Ausübung ber Regierungs- und Vollzugsgewalt, ermächtigt die 
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Staatsbehörden, innerhalb ihres amtlichen Wirkungstreifes auf Grund ber 
Gefege Anordnungen zu erlafjen. Die im Verordnungswege erlaffene 
Schul⸗ und Unterrichtsordnung erfcheint mir nicht in Übereinftimmung, 
fondern im Widerfpruche mit bem Gefege zu ftehen. Zu bemfelben Er- 
gebniffe fomme ich bei Prüfung ber Verordnung auf ihre Gefehmäßigfeit, 
wenn id) von der öffentlichen Verpflichtung zur Errichtung von öffent 
lichen Volksſchulen ausgehe. Als Korrelat ber allgemeinen Schulpflicht 
anerfennt das Geſetz eine allgemeine Verpflichtung der öffentlichen Ber- 
bände, allen Schulpflichtigen den Beſuch einer öffentlihen Schule zu 
ermöglichen. Jedes fhufpflichtige Kind hat den Anſpruch, in die Schule 
aufgenommen und barin dauernd unterrichtet zu werben, Das Gefep kennt 
nur ben Fall, daß die Kinder von ber Verpflichtung zum öffentlichen 
Schulbefuche entbunden werden können, aber nicht ben Fall, daß fich 
die Schule der Verpflichtung, die Schulpflichtigen aufzunehmen und zu 
unterrichten, entledigen könnte. In dem Augenblide, mo man eine all» 
gemeine öffentlichrechtliche Verpflichtung zur Errichtung von Schulen be- 
hufs Aufnahme und Unterricht jedes Schulpflichtigen anerkennt, wider 
ftreitet eine Verordnung, die einzelne derſelben auszuſchließen geftattet, 
mindeſtens jo lange bem Gejeße, als nicht für die anderweitige Unter- 
bringung ber Ausgeſchloſſenen in öffentlichen Anftalten reale Vorſorge 
getroffen ift, fo lange alfo $ 59 R. V. Gef. in der ihm durch die Gejepes- 
novelle vom 2. Mai 1883, R. G. B. Nr. 53, gegebenen Zaffung, welcher 
den Ländern aufträgt, in Betreff der Errichtung von Schulen und Er- 
ziehungsanſtalten für fittlich vermahrlofte Kinder die geeigneten Anord- 
nungen zu treffen, unausgeführt bleibt. 

Wen der moderne Staat das ausfchließliche Aecht in Anſpruch 
nimmt, bie intellektuelle Ausbildung ber heranwachſenden Generation zu 
feiten und zu überwachen, fo hat er damit auch bie Pflicht übernommen, 
dem einzelnen, natürlich Befähigten feines Volkes ein Mindeſtmaß von 
geiftiger und fittlicher Bildung zu verfchaffen und die der Erreichung 
dieſes Erziehungszieles widerſtrebenden Hinberniffe, vor allem alfo bie 
Verwahrlofung, nad Möglichkeit zu befeitigen. 

Die Schul- und Unterrichtsorbnung leidet aber auch an einer Uns 
aufrichtigfeit, indem fie erflärt, daß auf die zeitweilig aus der Schule 
ausgefchloffenen Kinder die Beſtimmungen des 8 20 R. 8. Gef. An— 
wendung zu finden haben. Danach haben die Eitern ihren ausgeſchloſſenen 
Kindern einen Unterricht im Ausmaße bes für die Volksſchule vorge— 
ſchriebenen Unterrichtes zu verfchaffen. Da aber nunmehr die öffentliche 
Schule dem Kinde verfchloffen ift, fo fönnen die Eltern dieſer ihrer Ver— 
pflichtung nur mehr in ber Weife nachkommen, daß fie den Kindern 
entroeber jelbft Privatunterricht erteilen, ober biefelben in eine Privat- 
ſchule ſchicken. Allerdings befteht die Verpflichtung der Eltern rechtlich 
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aufrecht und es beſteht rechtlich bie Möglichkeit, für die Erfüllung dieſer 
Pflichten durch die öffentlichrechtlichen Organe (88 23 und 24 R. V. Gef.) 
Sorge zu tragen. Allein es wird überſehen, daß dieſe Rechtsdurchſetzung 
in den meiſten Fällen an der tatſächlichen Ohnmacht der Eltern ſcheitern 
wird. Die Erteilung von Privatunterricht, der Beſuch einer Privatſchule 
find Erziehungsarten, welche bei den unbemittelten Volksklaſſen — und 
um beren Kinder handelt es fich hier doch im weſentlichen — wegen bes 
Mangels einer genügenden Schulung der Eltern ober wegen Unvermögen- 
heit derfelben, die Koften einer Privatjchule zu tragen, nicht zu erlangen 
find. Hiebei ift zu bedenken, daß e3 ja in vielen Fällen gerade bie Eltern 
find, welche durch ſchlechtes Veifpiel und Vernachläſſigung ihrer Pilichten 
die Verwahrlofung des Kindes ſelbſt verfchuldet haben; ihmen werben 
nad) $ 24 die Kinder überantwortet. Die faktifhe Folge ift, daß das 
Kind meiter verwahrlofen wird, da ihm nun auch ber erziehliche Ein- 
fluß der Schule fehlt. Und wenn auch die im Geſetze vorgefehene Auf» 
ficht über den außerhalb der Volksſchule erteilten Privatunterricht ber 
Kinder im fehulpflichtigen Alter zur Tatfache werden würde, fo hätte eine 
ſolche Überwadhung keinen anderen Zmwed, als die fortfchreitende Ver- 
wahrloſung des ausgefchloffenen Schultindes zu fonftatieren. 

Durch die Schul- und Unterriht3ordnung wird bie gefeglihe Schul- 
pfliht in jenen Fällen außer Kraft gefegt, wo fie am meilten von 
nöten ift. 

Die Schul- und UnterrichtZordnung bezeichnet die Ausſchließung 
zwar als eine zeitweilige, allein die Ausſchließling birgt in jich ſelbſt 
die Gefahr, zu einer dauernden zu werben, Zwar wird ſich eine andere 
Schulleitung nach dem Obengefagten, wonad) eine öffentlichrechtliche Ver— 
pflichtung zur Aufnahme in die öffentliche Schufe befteht, nicht weigern 
tönnen, das von einer Schule ausgejchloffene Kind aufzunehmen. Die 
Aufnahme bes Ausgefchloffenen in eine andere Schule Hat aber danad) eine 
Überfieblung in den neuen Schulfprengel zur Vorausfegung. Für bie Eltern, 
felbft wenn fie nicht dem bobenftändigen Teil der Benölferung angehören, 
würde ein folcher Wechjel bes Wohnortes ein Aufgeben einer Arbeit- 
gelegenheit ober wenigſtens eine größere Entfernung von ber Arbeit3- 
flätte bedeuten und daher aus eigenem Antriebe, nur um des Kindes 
willen, kaum vollzogen werben. 

Allerdings ift die Ausſchließung auch gegenüber ber ausſchließenden 
Schule nur eine zeitweilige. Aber da für bie Dauer der Ausſchließung 
eine fefte Zeitgrenze nicht vorgeſehen ift, ſo kann die Dauer der Maßnahme 
von diefer Schule davon abhängig gemacht werben, ob die Beſſerung 
tatſächlich eingetreten ift. Bei Kindern, denen nunmehr ber einzige Stüß- 
punkt entzogen wird und welche in Hinfunft den Eltern überantwortet 
werben, deren unzulänglide Erziehungsgewalt pro praeterito in ber tat- 
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fächlichen Verwahrlofung der Kinder zum Ausbrud kommt, ift ein Wandel 
zum Beſſeren pro futuro nicht leicht zu getvärtigen. 


So anerfennenswert das Beſtreben ift, die Volksſchule von 
moralifcher Anſteckungsgefahr rein zu erhalten, biefer Standpunkt 
verwandelt ſich in ein Unrecht gegen das ausgejchloffene Kind, 
wenn man es bes duch bie Schule gewährten. Schutzes be» 
rauben, wenn bie ftaatlihe Zürforge in nichts anderem beftehen 
würde, ala in ber Ausſchließung bes fittlihen Schäblings. Per 
Staat, ber die geiftige Bildung des Volkes zu feiner Aufgabe gemacht hat, 
muß den mit der allgemeinen Schulpflicht angeftrebten Zwed auch dann 
verwirklichen, wenn bie Volksſchule als ſolche ſich nicht als das geeignete 
Mittel darftellt. Insbeſondere ift die Verordnung bes Minifter nicht im 
ftande, Beftimmungen zu treffen, welche in ihren praftifchen Konſequenzen 
auf eine Aufhebung bes im Reichsvolksſchulgeſetze feitgelegten Prinzipes 
ber allgemeinen Schulpflicht Hinausläuft und daher mit den Prinzipien 
biefes Geſetzes in Widerfpruch fteht. 


Die Grriehungsanftalten für fittlid; verwahrlofte Kinder (8 59 
Reichevolk⸗ſchulgeſecy) · 

Verſagt die Erziehungsgewalt der Eltern, oder erweiſt ſich dieſelbe 
als unzulänglich, um den vom Geſetze gewollten Zuſtand, nämlich den 
regelmäßigen Schulbeſuch der Kinder herbeizuführen und die Schulverfäum» 
niffe hintanzuhalten, fo fehlt e8 im Rahmen der Schulverwaltung an 
einem Mittel, die gefeglihe Schulpflicht an einem folhen mwiderfpenftigen 
Kinde zur Tatfahe werden zu laffen. 

Mit dem Eintritte in die Volfsfhule tritt das Kind in das öffent» 
liche Leben, die Fehler und Unarten, welche bisher im Schoße ber 
Familie verborgen waren, treten inmitten der Schulgemeinfchaft zu Tage. 
Das Kind fegt feine Schädlichfeiten in weitere Kreife, wird zu einer 
Gefahr für feine Mitfchüler. Der Ungehorfam gegen bie elterlihen An- 
orbnungen, wohl auch die Vernachläſſigung der erziehlichen Leitung, wenn 
nicht gar die ſchuldhafte Abhaltung der Kinder vom Schulbefuche durch 
die Eitern fommt in den Schulverfäumnifien zum Ausdrud. Diefe allein 
würden wohl die Prüfung ber häuslichen Verhältniffe in der Richtung, ob 
drohende und wohl aud) tatfähliche Verwahrlofung vorliegt, rechtfertigen. 

Nicht einmal in Fällen der Ausfhliegung aus der Schule bei hod- 
gradiger Verwahrlofung hat die Schul- und Unterrichtsorbnung Vorſorge 
getroffen. Es befteht für dieſen Fall nad der biöherigen Schul- und 
Unterrichtsordnung feinerfei Verpffihtung für die Schulbehörben, pileg- 
ichaftsbehörbliche Maßnahmen beim Pilegichaftsgerichte anzuregen. 
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Wenn auch bei dem Heutigen lüdenhaften Stande der Fürforgeeinrich- 
tungen mit einer folhen Anregung noch keineswegs eine pofitive Er- 
ziehungsfürſorge für das verwahrloſte Schulkind vermittelt wird, fo hätte bie 
Schulverwaltung damit doch ihr Gewiſſen entlaftet und die weitere Ver— 
antwortung auf andere Schultern abgemwälzt. So ift die weitere Fürſorge 
für ein folhes Kind Heute dem guten Willen ber Eltern und gejeg- 
lichen Vertreter überlafjen, im Sinne des $ 16, Gejeg dom 24. Mai 
1885, R. G. 8. Nr. 90, beim Vormundſchaftsgerichte die Abgabe in eine 
Befferungsanftalt zu beantragen. Die Erziehungsanftalten für bie fittlih 
verwahrloften Kinder, welche 8 59 des Reichsvolksſchulgeſetzes in ber 
Faſſung der Schulnovelle von 1885 vorfieht und deren Errichtung der 
Autonomie ber Länder überwiejen wird, lajjen bis heute, 20 Jahre 
fpäter, noch auf ſich warten. 

Sole Erziehungsanftalten, welche 8 59 der Schulnovelle für fitt- 
lich verwahrloſte Schulkinder vorfieht, find vom Standpunkt der Schul 
verwaltung eine dringende Notwenbigfeit. Schon der Grundſatz der Ver- 
hältnismäßigfeit der Abwehr erfordert ſolche Unftalten zur Belämpfung 
ber Verwahrlofung in ihren erften Anfängen. 

Während das Gefeg vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89, die 
Beſſerungsanſtalten als das Iegte Mittel zur Bekämpfung hochgradiger 
Verwahrloſung bezeichnet, welches dann Anwendung zu finden hat, wenn 
fein anderes Mittel der Auffiht und Erziehung ausfindig zu machen 
ift, dienen die Erziehungsanftalten im Sinne des $ 59 der Schulnovelle 
für die fittlih verwahrloſte Schuljugend, für Kinder, welche ſich im 
ſchulpflichtigen Alter von 6—14 Jahren befinden, Hier handelt es ſich 
alfo auch, um die erften Anfänge der Verwahrlofung, um einen leichten 
Grad der Berwahrlofung, denen — entfprechend dem Grundſatze principiis 
obsta — rechtzeitig entgegengetreten werben foll. Hier bedarf es baher 
nicht des Aufgebotes der ftrafähnlichen Anhaltung in der Befferungsanftalt, 
feiner langzeitigen Anhaltung in einer folchen, fondern nur eines kurzen 
Aufenthaltes in einer Erziehungsanftalt, die unter Umftänden, fo be— 
ſonders bei beginnender Berwahrlofung, mehr einer Verwarnung gleich- 
Iommt. Indem die Anhaltung in einer folhen Anſtalt nicht über die Zeit 
der Schulpflicht hinaus dauert, folf fie der Schulverwaltung gegenüber ber 
fortgefegten Säumnis der Schulpflicht auch als Mittel dienen, dieſe zur 
Tatfahe werden zu laſſen. Die Schulverwaltung bedarf eines ſolchen 
Mittels, wenn anders die Schulfluht nicht über die Schulpflicht trium— 
phieren und mit ihrem verberblichen Beiſpiele weitere Kreife 
siehen foll. Die Ausſchließung aus der Schule ohne gleichzeitige An— 
orbnung ber Anhaltung in einer folchen Anftalt muß ja wie eine Prämie 
für Auffichtslofigkeit und Verwahrlofung wirken. Derlei Anftalten find 
daher auch aus biefen Erwägungen ber Schulpolizei geboten. 
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In Erkenntnis der Notwendigkeit ſolcher Unftalten Habe ih im 
Jahre 1887 im ſteiermärkiſchen Landtage einen Antrag auf Regelung ber 
Fürforge im Sinne des 8 59, Abſ. 2, R. V. Sch. Geſ., eingebracht. 

Diefem Antrage gingen Erhebungen im Wege ber Schulleitungen 
im Lande Steiermark vorher, welche den Stand ber Verwahrfofung in ben 
Boltsfhulen zum Gegenftande hatten, 

Auf diefe Erhebungen ift bei der Begründung des Antrages Bezug 
genommen. Diejelben ermöglichen einen Vergleih mit Rüdfiht auf bie 
Erhebungen des Statiftiihen Landesamtes im Jahre 1900. 

Ich bringe im Anhange den vorerwähnten Antrag in feinem Wort 
Taute, die Begründung besfelben durch den Untragfteller und bie Verhand- 
lung des fleiermärfifhen Landtages, ſowie die Statiftif der verwahrloften 
Kinder in den Vollsfhulen in Steiermark (f. Anhang Nr. 13 und 15). 


Die notwendige Ergänzung der Volksfhulgefchgebung. 


Die Schulgemeinden find verpflichtet, öffentliche Voltsfchulen zu er- 
richten und allgemein zugänglich zu erhalten. Die Volksſchule muß alle 
Kinder im fehulpflichtigen Alter aufnehmen. Die Kinder kommen bereits 
mit einer gewiſſen Prägung in die Schule. Die Auffichtslofigfeit im 
vorjchulpflichtigen Alter trägt zu diefer Prägung im nachteiligen Sinne 
viel bei und die Volksſchule mit ihren wenigen Schulftunden während bes 
Tages ift allein zu einer Umprägung außer ftande, wenn nicht die er- 
siehliche Einwirkung in der ſchulfreien Zeit gleichfalls darauf gerichtet üft. 
Die häuslichen Verhältniffe, in deren Gefolge das Kind im vorjehulpflichtigen 
Alter aufſichtslos gelaffen wurde, laſſen es auch beim Eintritt in das 
ſchulpflichtige Alter außerhalb der Schufftunden in ber fhulfreien Zeit 
aufſichtslos und ſich felbft und den Gefahren ber Straße überlafjen. 
Eine umfichtige und mweitblidende Erziehungspolitit wird daher ihre Sorge 
für die Volfsbilbung nicht bloß auf das ſchulpflichtige Alter vom Eintritte 
in die Volksſchule bis zur Entlaffung aus derjelben erftreden, jondern 
die Fürforge auch auf das vorfchulpflichtige Alter ausdehnen und bie 
Errichtung von Krippen, Kindergärten, Kinderbewahranftalten uf. ſoviel 
al3 möglich) förbern, um auf dieſe Weife der Aufficht3lofigkeit ber Jugend 
im vorfhulpffihtigen Alter zu fteuern, die Prägung der heranwachſenden 
Schuljugend in einem günftigen Sinne zu beeinjfuffen. Aber auch für 
eine Beauffihtigung und Beſchäftigung der Schüler in der fehulfreien Zeit 
durch Schüferhorte, Kinderfchugftationen muß vorgeforgt werden. Das Kind 
verläßt mit bem Eintritt in bie Volksſchule den engen Kreis der Familie, 
tritt in das öffentliche Leben, es tritt in die Schulgemeinfchaft und ftellt 
damit feine Unarten und lafterhaften Neigungen in weitere Kreije hinein, 
es wird zu einer Gefahr für bie Mitfchüler. Die Schulgemeinfchaft birgt 
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zweifelsohne Gefahren für die Schuljugend, darum ift es gewiß eine ernfte 
Pflicht der Schulverwaltung, die Atmojphäre in den Volksſchulen von An- 
ſteckungsſtoffen frei und rein zu erhalten. Dies ift allerdings feine leichte 
Aufgabe, da die Volksſchule alle Elemente, welche in das ſchulpflichtige Alter 
treten, wahl- und unterfchieb8lo8 aufnehmen muß. Hier macht fi) ber 
Widerſpruch, welcher zwifchen Strafrecht und der ftaatlihen Bildungsauf- 
gabe befteht, geltend. Begeht nämlich ein ſchulpflichtiges Kind im Alter von 
10—14 Jahren ein Verbrechen, fo wird diefe ftrafbare Handlung nicht 
geundjäglich zum Anlaß einer Prüfung ber Häusfihen Verhältniffe behufs 
Beantwortung der Frage, ob Verwahrlofung vorliegt, genommen, fo wird 
im bejahenden alle feine jelbftändige Erziehungsfürforge außerhalb ber 
Vollsſchule eingeleitet, ſondern das ftraffällige Kind, welches durch Er- 
füllung der Schulpflicht fich erft da8 Minimum an Wiffen und Bildung 
aneignen foll, wird ftrafrechtlih verantwortlich. 

Die ftaatliche Strafgewalt erhebt ihren Strafanſpruch — ber Bildungs» 
anfprud; de3 Staates wird fuspendiert —, bie Strafgewalt entzieht das 
Kind der Volksſchule, macht e3 ſtrafrechtlich verantwortlich und verweiſt 
es an einen abgefonberten Verfchließungsort, von wo ber jugendliche Ber- 
brecher nach Verbüßung feiner Strafe nicht eben zu Nuß und Frommen 
feiner Mitſchüler in die Volksſchule zurückkehrt. Der Bildungsanſpruch 
des Staates tritt wieder in Kraft, um aber im entſcheidenden Augen- 
bfide wieder aufgegeben zu werben. Die Schul- und Unterrichtsord- 
nung, eine ®erordnung des Minifters für Kultus und Unterricht, 
hebt — wie wir bereit3 gejehen haben — bie gefeglihe Schul» 
pfliht und den Schufzwang nämlich auf und läßt die Ausſchließung 
aus ber Volksſchule dann zu, wenn ein Schüler durch unfittliches 
Verhalten feine Mitſchüler gefährdet. Aus begrünbeter Rückſicht für die 
gefährdete Schulgemeinfchaft wird der Minifter für Kultus und Unterricht 
rüdfit3lo8 gegenüber dem vermahrloften Rinde. Im übrigen läßt bie 
öffentliche Gewalt die in jedem Kinde liegende Gefahr ungehindert wachſen 
und wartet, bis das Kind ftraffälfig und zu einer Gefahr nicht bloß für die 
Schulgemeinfdaft, fondern für die Rechtsordnung geworden ift. 

Die Verwirklichung der Vildungsaufgabe des Staates jet ein Zu- 
ſammenwirken von Schule und Haus voraus. Der Schwerpunkt der geiftigen 
Bildung liegt in der Schule, im Haufe und in der Familie liegt der Schwer- 
punft der fittlichen Bildung. Wo dieſes Zuſammenwirken geftört und diefe 
beiden großen Faltoren der Bildung und Erziehung des Volkes ſich feind- 
lic) gegeneinander fehren oder mo Familie und Haus in ihrer Erzichungs- 
tätigfeit verfagen, da ift Die Schule allein nicht im ftande, neben ber geiftigen 
aud bie fittliche Bildung zu vermitteln. Die Volksſchulgeſetzgebung er- 
heiſcht eine Ergänzung in der Richtung, daß in einem ſolchen Falle einer 
bie Mitſchüler gefährdenden Verwahrlofung eines ſchulpflichtigen Kindes 
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die Abhilfe nicht bloß negativ durch Ausfchluß aus der Volksſchule und 
Aufhebung des Schulzwanges erfolgt, ſondern daß in der Erziehungs» 
anftalt für ſittlich vermahrlofte Kinder im fehulpflichtigen Alter 
die gejeglihe Schulpfligt an dem Ausgeſchloſſenen zur Tatfache wird, 
außerdem in pofitiver Weife ein Erfaß für die mangelhafte oder vernach⸗ 
fäffigte Erziehung Platz greift und auf biefe Art bie Erziehungsanftalt 
in ihrer Ari die notwendige Verbindung zwifchen Schule und Haus Herftellt. 


Die definitive Schul- und Anterrichtsordnung für Vollisſchulen 
om 29. September 1905. 


Eben als ich den Handfchriftlichen Teil diefer Arbeit für den Druck 
fertiggeftellt hatte, erblidte die Verordnung des Minifteriums für Kultus 
und Unterricht vom 29. September 1905, womit eine definitive "Schul- 
und Unterrichtsordnung für allgemeine Volfsfhulen und für Bürger» 
ſchulen erlaffen wird, wirlſam für die im Reichsrate vertretenen König- 
reiche und Länder, mit Ausnahme von Galizien, im Reichsgeſetzblatte unter 
Nr. 159, des Jahrganges 1905, im Stüde LXIV, das Licht der Welt. 
An Stelfe des Proviforiums von 1870 nad) 35 Jahren ein Definitivum! 
Mein erfter Blick galt dem Kapitel Schulzucht und den Beftimmungen der 
Schul» und Unterrihtsorbnung in Betreff der Ausſchließung eines Kindes 
megen tatfächlicher Verwahrlofung aus der Schule. 


Ich gebe den $ 85 der definitiven Schul- und Unterrichtsordnung 
wörtlich im Anhange Nr. 16, damit der Lefer felbit daraus entnehmen 
ann, daß die Anordnung, betreffend die ungefegliche Ausſchließung 
aus der Volksſchule aus einer probiforijcen, nunmehr zu einer 
definitiven Maßnahme wurde. Die Verordnung des Minifters er- 
mädtigt die Schulbehörden nad, wie vor, den Rechtsſatz des Geſetzes, 
welches eine allgemeine Schulpflicht verordnet, im Falle der Gefährdung 
der Mitfehüler dur die Entartung eines Kindes aufzuheben, ohne gleich“ 
zeitig die Erfüllung der Schulpflicht an dem gefährdenden Elemente in 
befonderen Erziehungsanftalten für fittlich verwahrlofte Jugend ficher- 
äuftellen. Die zeitliche Einſchränkung der Ausſchließung aus einer Vollks— 
ſchule ift fallen gelaffen worden, und die zwar — wie mir gefehen 
haben — aus guten Gründen. Die Berfegung in eine andere Schule 
bedeutet nichts anderes als bie Befreiung ber einen Schule von dem an- 
ftedenden Elemente durch deſſen Verpflanzung in eine andere Schule, 
alfo lediglich eine örtliche -Verfhiebung der Vermahrlofung. 

Das einzige Neue ift die Anregung pflegjchaftsbehördlicher Maß- 
nahmen durch die Schulbehörden beim Gerichte und die Überwahung des 
Privatunterrichtes der ausgefchloffenen Schulkinder durch die Schul- 
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behörden. Was von einer folhen Überwachung zu halten ift, wurde 
bereit3 oben gefagt. 

Bir werden noch in dem fyitematifchen Teil jehen, wie vom Standpuntte 
der Firforge für das verwahrlojte Kind die Verfügung des Pflegſchafts- 
gerichtes, infolange es an den Erziehungsanftalten für die fittlih ver- 
mahrfofte Jugend fehlt, wenig praftifchen Wert hat. Damit wird haupt» 
fählid) die Verantwortung ber Organe ber Schulverwaltung für das 
ſchulpflichtige Kind auf die Schultern bes Gerichtes gemälgt. 


F. Pas Strafrecht. 
Die Beriehungen des Strafrechtes gur Sürforge für die 
serwahrlafte Zugend. 

Das Strafrecht kommt in breifacher Beziehung für die Frage der Für- 
forge für die verwahrlofte Jugend in Betracht, und zwar durch 

1. das Strafgefeg über Verbrechen, Vergehen und Übertretungen vom 
27. Mai 1852, R. G. B. Nr. 117, und das Nebengefeg zum Strafgefege: 
Gefeg vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89, womit ftrafrechtliche Be— 
ftimmungen in Betreff der Zuläffigfeit der Unhaltung in Zmangsarbeits- 
oder Beljerungsanftalten getroffen werben. 

2. Die Strafprogeorbnung vom 23. Mai 1873, R. G. 8. Nr. 119. 

3. Die Vorſchriften über den Strafvollzug. 

Bir wenden ung zunächſt dem Strafgefege zu. Das Strafgefeg kommt 
wieder in zweifacher Beziehung für unfere Arbeit in Betracht. Zunächſt 
in feinen Schugbeftimmungen gegen drohende Verwahrlofung und Miß- 
handlung, fodann vom Standpunfte der Behandlung der tatſächlichen Ver— 
wahrloſung, weiche in einer ftrafbaren Handlung einer jugendlichen Perfon 
zum Ausdrude kommt. 

Anlangend den Schu gegen Verwahrlofung, fo hat das Strafgeſetz 
allerdings mehr den Schuß gegen die Folgen der Auffichtslofigkeit in Be— 
ziehung auf die phyſiſche Gefundheit im Auge, und will mit feinen Beftim- 
mungen einen verftärften Schuß des Lebens und der Gefundgeit ber Kinder 
bewirten. —mmn — —* 

Das Gleiche gilt von der Mißhandlung. 


a) Der ſtrafrechtliche Schutz gegen Miſthandlung . 
Die Mißhandlung bei häuslicher Zucht. 

Wir haben bereit3 gejehen, wie nach unferem Rechte die Familie nicht 
als eine Einrichtung rein privatrechtliher Natur, fondern als ein Verband 
behandelt wird, dem aud) ein öffentlihrechtliher Charakter innewohnt. 

Reiger, Fürforge für die verwahrlofte Jugend. IL. 8 
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Die Familie wird durch $ 305 St. ©. 8. als fittliche Inftitution vor 
Herabwürbigung ftrafrechtlih geſchützt. Die Mfige ober gewaltfame Ent- 
zithüung von Kindern aus dem amilienverbande bilbet das Verbrechen 
ber Entführung (88 96, 97 St. ©. 8.). Das Band, welches die Familie 
umſchlingt, ift fo ſtark, daß es den Eltern als Vertretern ber Familiengewalt 
möglid) ift, ihre minderjährigen Kinder, wenn nötig, unter öffentlichrecht- 
licher Beihilfe in den Samilienverband zurüdzuziehen ($ 145 a. 6. G. B.). 
Die Familie nimmt gegenüber der Strafgewalt des Staates eine Ausnahms- 
ftellung ein, indem gewiſſe Delikte, jo Diebftähle und Veruntreuungen 
zwiſchen Ehegatten, Eltern, Kindern oder Geſchwiſtern, jo Tange fie in 
gemeinſchaftlicher Yaushaltung leben, der ftaatlichen Strafgewalt nicht unter- 
Liegen und nur wenn bad Haupt ber Familie darum anfucht, zur Strafe 
gezogen werben können. 

Diefem Haupte ber Familie fteht e3 zu, folhe im Innern der Familie 
vorgefallene Delikte an Stelle des Staates durch häusliche Züchtigung zu 
ahnden, fo daß die Familie nicht bloß als ein ftrafrechtlich ausgenommener 
Verband, fondern aud als ein nd erjcheint, dem in Vertretung des 
en Gliedern gegenüber Strafjunftionen zul . 
ift das Recht des Yamilienhauptes jo ftark, daß es von deſſen 
Willen abhängt, wie in den Fällen der 8$ 463 und 525 ©. G. 8, 
ob bie öffentliche Strafgewalt des Staates eintritt ober nicht. 

Der Staat verzichtet auf den Strafanfpruch gegenüber ftraffälligen 
Kindern bis zu 10 Jahren und überläßt dieſe der häuslichen Zucht. Er tut 
ein Gleiches gegenüber den unmündigen Perfonen von 10—14 Jahren, 
fofern diefe feine am ſich verbreheriiche Handlung begangen Haben. Nur 
prüft er hier durch die Organe der Polizeigewalt die Verhältniffe der 
Familie, ob in biefer von einer häuslichen Zucht die Rede fein kann, 
bevor er den jugendlichen Übeltäter ber häuslichen Zucht überantwortet. 
(88 237, 269-273 St. ©. 8.) 

Das allgemeine bürgerliche Gefegbuch hat um bes Erziehungszmedes 
willen den Eltern Erziehungsrechte eingeräumt. Um den Eltern, refpeltive 
deren Stelfvertretern in der Erziehung der Kinder die Erfüllung ihrer Er— 
ziehungspflichten zu ermöglichen, ift ihnen mit ber allgemeinen Erziehungs- 
gemalt insbeſonders da3 Recht der Züchtigung gewährt ($ 145 a. 5. G. B., 
88 525, Wlinea 1, und 413, St. ©. B.). Das Gleiche gilt von Bor- 
mündern, Erziehern und Lehrheren (88 417, 418, 419 und 420 ©t. G. B.) 

In dem Rechte der Erziehung liegt auch die entjprechende Ge— 
walt über die Perfon der Kinder, der zufolge bie Eltern bejugt find, un- 
fittliche, ungehorfame oder die Häusliche Ordnung und Ruhe ftörende Kinder 
auf eine nicht übertriebene und ihrer Gefundheit unſchädliche Art zu züch- 
tigen (8 145 a. b. G. 8.). 
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Die Grenze des elterlichen Züchtigungsrechtes ift damit ſchon ange- 
beutet. Wohl haben die Eitern, bezw. deren Stellvertreter auf Grund dieſes 
Rechtes den Freibrief, den beabfichtigten Erziehungserfolg mit Handlungen 
als Erziehungsmitteln Bd bie ohne diefen Zufammenhang an fi 
ala Ehrenbeleidigun; äbigung und Einſchränkung 
Arm wären; das Recht der häuslichen Zucht 

aber feine Grenze im Erziehungszwede ſelbſt und dieſes barf nur 
foweit geübt werden, ala es biefem Zwecke dient, und nicht bis zu Miß- 
handlungen ausgedehnt werben, wodurch ber Gezüchtigte am Körper Schaden 
nimmt (88 413—419 St. ©. B.) 

Daher find dergleichen Mifhandlungen der Eltern an ihren Kindern, 
der Vormünder an Mündeln, der Erzieher und Lehrer an ihren Zöglingen 
und Schülern, der Lehrherren an ihren Lehrjungen als Übertretungen zu 
beftrafen. Hand in Hand bamit erfolgt unter ben im Geſetze näher be- 
zeihneten Vorausfegungen ftrafmeife Abnahme bes Kindes von feinen 
Eltern (88 414 und 415), Entfegung von ber Vormundſchaft ($ 417), allen» 
fall3 Unfähigfeitserffärung zu ferneren Vormundfchaften ($ 418), Uns 
tauglichleitserflärung zu dem Lehramte ober Erziehungsgefchäfte (8 420 
&. 6. 8.) 

Bei Mißhandlung des Gefindes und der Lehrjungen ſetzt das Straf- 
geſetz Arreftftrafen, bei öfteren Rüdfällen und beſonders harter Bchandlung 
verſchärfte Arreftftcajen feit, ohne aber dem Gemwaltverhältniffe graufamer 
Gefindehalter und Lehrherrn ein Ende zu jegen ($ 421 St. G. B.). (Siehe 
Anhang Nr. 20.) 

Bei Mißhandlungen ber Eftern an ihren Kindern find bie erjteren 
vor Gericht zu berufen und ift ihnen das erfte Mal ber Mißbrauch der 
Gewalt und die gegen die Natur laufende Lieblofigfeit ihres Betragens 
mit Ernft und Nahdrud vorzuhalten. Bei einem zweiten Falle ift ben 
Eltern ein Verweis zu geben und die Bedrohung beizufegen, daß fie bei 
abermaliger Mifhandlung ber elterlihen Gewalt verluftig erflärt, ihnen 
das Kind abgenommen und auf ihre Koften an einem anderen Orte werde 
erzogen werden. Bei einem britten Rückfalle, oder wofern entweder bie 
erfte Mißhandlung fhon an fich ſchwer oder die Gemütsart ber Eltern 
To beſchaffen wäre, baf für das Kind weitere Gefahr zu beforgen ſtände, 
ift fogleich das erfte Mal auf die oben angedrohte Strafe zu erfennen, und 
in biefer Abficht mit ber Behörde wegen Benennung eines Vormundes das 
Einvernehmen zu pflegen. 

Sind die Eltern die Erziehungsfoften zu tragen unvermögend, fo ſoll 
von ber Obrigfeit für die Unterbringung des Kindes gejorgt, die Miß— 
handlung aber mit verſchärftem Arreft, nach Beichaffenheit der Miß— 
handlung auch mit ftrengem Arreſt von einer Woche bis zu 3 Monaten 
beftraft werben (88 413—416 St. ©. 8.). 
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Den Strafgerichten wird zu wiederholten Malen vom Zuftigminifterium 
die Vorfehrift wegen Abtretung ber Akten wegen Mißhandlung und Ver— 
wahrloſung (inöbefondere wegen Verleitung von Rindern zu Vettel) in 
Erinnerung gebracht. 

Die Pflegichaftögerichte Haben auch, wenn keine ftrafbare Handlung fon- 
ftatiert wird, zu ermitteln, wie das Kind ‚behandelt, gehalten und erzogen 
wird, und ob die Pflichten der Eltern, Pfleger und Erzieher erfüllt werben. 

Die Juftigminifterialverordnung vom 11. Mai 1901 beftimmt für 
ben Fall, daß es zu einer Abnahme des Kindes nicht kommt, folgendes: 

„Wenn eine Überfchreitung de3 häuslichen Züchtigungsrechtes ober 
ein fonftiger Mißbrauch der Erziehungsgewalt oder eine Vernachläſſigung 
des Kindes Tonftatiert wird, das Kind aber in ber bisherigen Pflege ver- 
bleibt, muß das Gericht das weitere Verhalten der Eltern im Auge be» 
halten und zu diefem Behufe insbeſonders die Hilfe ber Polizei, und 
wenn bie3 zmwedmäßig erfcheint, auch der Privatmohltätigkeitanftalten in 
Anſpruch nehmen.” 


Andere Mißhandlungen der Kinder durch ihre Eltern. 


Nur die Mißhandlungen, welche die Eltern ihren Kindern in Ausübung 
de3 Züdtigungsredhtes zufügen, berechtigen das Strafgericht, mit der Ber- 
urteilung der Eltern wegen diefer Mißhandlungen auch die elterliche Ge— 
malt abzuerfennen. Das Strafgeriht Tann das nicht tun, wenn Eitern 
wegen Mifhandlung verurteilt wurben, die fie ihren Kindern auf andere 











Weiſe als in Ausübung des Züchtigungsrech— ufmen Enffcheidung vom 
8 Sänner 1881, 5. 11.929, CS WE 303, a. Enifheidungen, welde in 


ber Manzichen Gefegesfjammlung bei $ 413 St. ©. angeführt erſcheinen. 

Diefe Strafbeftimmungen gegen die Mifhandlung von Kindern follen 
ein Schuß für die Jugendlichen, nicht aber einen Dedmantel für deren 
Auffihtperfonen bilden, Hinter welchen fie fchmerere, über den Tat— 
beftand der Mißhandlung bei häuslicher Zucht hinausgehende Verlegungen 
verbergen und ſich eine mildere Beftrafung fichern könnten. 

Hätte daher die Mißhandlung eine ſchwere körperliche Verlegung oder 
fogar den Tod des Mißhandelten zur Folge, dann dürften, wenn eine feind- 
ſelige Abſicht nachgemwiefen werben kann, biefe Auffichtsperfonen des Ber- 
bredjens ber ſchweren körperlichen Verlegung ober des Todſchlages (88 152 
oder 140 St. ©. 8.) ſchuldig erfannt und danach beftraft werden. 

Ließ fich diefe feindfelige Abſicht nicht erweifen, jo fann der Täter 
doch nach $ 335 St. ©. 8. verantwortlich gemacht werden, wenn er ſchon 
nad) der Natur de3 Falles einzufehen vermochte, daß feine Handlung eine 
Gefahr für das Leben oder die Gefundheit des Gezüchtigten herbeizuführen 
geeignet ſei. 
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Sache des Pflegſchaftsgerichtes wird es in einem ſolchen Falle ſein, 
zur Sicherung des Kindes gegen die Grauſamkeiten der Eltern die ange— 
meſſenen Verfügungen zu treffen. Darunter fällt allenfalls auch die Ab— 
erfennung ber elterlichen Gewalt. 


Der ftrafrehtliche Verluft der elterlichen Gewalt wegen Mik- 
handlung und die pflegejchaftsbehördliche Aberfennung der 
väterlihen Gewalt. 


Das Juftizminifterium tritt in feiner Verordnung von 1902 an das 
k. l. Oberfanbesgerichtspräfidium in Wien der häufig vertretenen, nicht zu» 
treffenden Auffaffung, daß wegen Mißhandlung der Kinder die Entziehung 
ber väterlihen Gewalt nur unter den in ben 88 414 und 415 St. G. B. 
bezeichneten Vorausſetzungen zuläfiig fei, entgegen. 

Hiebei würde überfehen, daß das Strafgefeg die Entziehung der 
väterlichen Gewalt al3 Strafe behandelt, die zu verhängen ift, wenn bie 
im Strafgejege bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen, daß aber unab- 
hängig von ben ftrafrechtlichen Folgen der Mikhandlung im Falle des 
Mißbrauchs der väterlichen Gewalt durch das Pflegichaftägericht die den 
Umftänbden angemeffenen Verfügungen zu treffen find. 

Es ſcheint hienach keineswegs ausgeſchloſſen (Stubenrauch, Kom- 
mentar, 8. Aufl., ©. 263; Anders, Familienrecht, ©. 205; „Zuriftiiche 
Blätter”, S. 304, 1901), daß au dann, wenn das Strafverfahren 
zu feinem Ergebniffe geführt Hat, oder wenn «3 überhaupt "nicht 
eifigeletfef worden ft, gemäß_$ g 178 . G. B. die väterlihe Gewalt 
entzogen werden kann, wo “id d dies ie den Umſtänden angemeſſene 
Verfügung darſtellt. 

Es wurde bereits oben bei Beſprechung des $ 178 a. b. G. B. hervor- 
gehoben, wie eine ſolche Entziehung der väterlichen Gewalt aus Anlaß 
der mißbräuchlichen Ausübung dieſer Gewalt gar wohl zu dem im $ 178 
a. b. ©. B. erwähnten angemefjenen des Vormundſchafts⸗ 
gerichteß gehört. 

Es genügt, auf ben Fall Hinzumeifen, daß eine Mißhandlung bes 
Kindes vorliegt, aber wegen Verjährung ober aus fprozeſſualen Gründen 
eine Verurteilung durch Das Strafgericht ausgeichlofii .” In dieſem 
Falle Tmd die Strafgerichte verpflichtet, die Wahrnehmungen, die fie bei 
ber Verwaltung ber Strafrechtöpflege in Bezug auf Verpflegung und Er- 
ziehung der Pflegebefohlenen machen, fo inbejonders die Aften über Miß— 
handlung von Kindern den zuftändigen Pflegichaftsgerichten zu übermitteln. 

Die Pflegſchaftsgerichte haben jebe derartige, innen zugehende Anzeige 
forgfältig zu prüfen und durch ftrenge Handhabung der Geſetze für die 
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Verwirklichung des den Kindern und Pflegebefohlenen zugebachten gejeg- 
lien Schutzes einzutreten. 

Diefe Anordnung hat das k. k. Juftizminifterium wiederholt und den 
Gerichten neuerlich mit Verordnung vom 11. Mai 1901 eingefchärft, 
die Aften über Mißhandlung jedesmal dem zuftändigen Pflegihaftsgerichte 
zu übermitteln, wenngleich eineftrafgerichtliche Verurteilung nicht erfolgt ift. 


b) Der ſtrafrechtliche Schutz gegen die Verwahrlofung. 
Die ftrafbaren Tatbeftände im dfterreihifchen Strafgefege 


Die Berwahrlofung ift ein Zuftand der Aufjichtsfofigfeit, der den— 
jenigen zur Laſt fällt, welche au natürlicher ober übernommener Pflicht 
die Aufficht über die Kinder führen follen. 

Die Vernadjläffigung diefer Erziehungspflicht wird in Oſterreich auf 
dreifache Weife befämpit, und zwar durch das allgemeine bürgerliche Geſetz- 
buch, durch das Strafgefeg und durch die Schulgefeßgebung. Was zu— 
nädjt den ftrafrechtlihen Schu der Kinder gegen Verwahrloſung anlangt, 
fo erklärt $ 376 St. G. B. im allgemeinen diejenigen, welche aus natür- 
licher oder übernommener Pflicht die Aufficht über Kinder führen, wegen der 
in Erfüllung biefer Pflicht unterlaufenen Sorglofigfeit verantwortlich. 
Alfein fon der Zufammenhang dieſer Veftimmungen mit den Vergehen 
und Übertretungen gegen die Sicherheit des Lebens und die Straffanktion 
ber oberwähnten Vernachläſſigung der elterlichen Aufſichtspflicht ſchränkt 
die ftrafrechtliche Verantwortlichkeit der Eltern auf die Fälle der Tötung 
oder jchweren körperlichen Beſchädigung infolge des erwiefenen Mangels 
ber ſchuldigen Sorgfalt ein. Die ſchweren fittlihen Schäden für ein Kind 
durch den Mißbrauch der elterlichen Wedjte, Durch Die Vernacjläffigung der 
elterlichen Erziehungspfliht und durch ein den Kindern gegebenes ſchlechtes 
Beifpiel infolge eines ehrloſen und unfittlichen Verhaltens der Eltern 
tkönnen nur in beichränktem Maße zum Anlaffe eines ftrafrehtlichen 
Schutzes gemacht werden. 

Der ftrafrehtlihe Schug der Kinder gegen ein unjittlihes Verhalten 
ber Eltern, beziv. deren Stellvertreter bezieht fid) auf die Verführung, wo— 
durch jemand eine feiner Aufficht oder Erziehung oder feinem Unterrichte 
anvertraute Perfon zur Begehung oder Duldung einer unzüchtigen Hand» 
lung verfeitet, welche $ 132, II, St. G. B. als Verbrechen der Unzucht 
durd Verführung mit Strafe bedroht. Zum Tatbejtand biefes Verbrechens 
gehört ein Wertrauensmißbraud, eine Verlegung ſei es ausdrücklich, jei 
es ſtillſchweigend übernommener fittlicher Erziehungspflichten. 

Ein zweiter Fall diefes Schuges bezieht ſich auf die _Kuppelei; wofern 
dadurch eine unſchuldige Perfon verführt wurde, ober wenn fi Eltern, 
Vormünder, Erzieher ober Lehrer berfelben gegen ihre Kinder, Mündel 
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ober die ihnen zur Erziehung oder zum Unterricht anvertrauten Perfonen 
ſchuldig machen, wird dies als Verbrechen mit ſchwerem Kerker von 1 biß 
5 Jahre bejtraft‘($ 132, IV, St. ©. 8.). 

In dem Iegterwähnten Falle ift e8 durchaus nicht notwendig, daß e3 
ſich um eine „unfhuldige Perſon“ handle. 

Jeder Fall ber Kuppelei, mit welchem eine Verletzung elterlicher, 
vormundfchaftlicher oder erziehlicher Pflichten konkurriert, wird ſchon darum 
zum Berbrehen. In einer Entſcheidung vom 21. September 1889, 
8. 6913, mit welcher der Kaffationshof ausſprach, daß „durch das Ein- 
halten gejundheitspoligeilicher Vorfchriften, Eltern, welche ihren Töchtern 
zur Proftitution Unterftand gewähren, von der Straffanktion des $ 132, 
IV, St. ©. 8. nicht befreit werben“, begründete er feine Rechtsanſchauung 
in folgender prinzipieller Weife: „Wird in Betracht gezogen, daß in 
biefem ſchon durch die Bande des Blutes gefchafjenen Verhältniffe die 
Verpflichtung der Eltern zur Erziehung ihrer Kinder begründet ift, daß 
biefe Eltern daher verpflichtet find, alles dasjenige vorzukehren, was 
zur Förderung eines fittlichen Lebenswandels ihrer Kinder geeignet ift, 
und alles zu unterlaffen, was diefen etwa gefährden könnte, dann, daß 
die Verpflichtung nicht bloß eine ethifche, fondern in herborragendem Maße 
auch eine rechtliche Pflicht der Eltern ift, und wird fohin erwogen, welch 
ſchwere Rechtsverletzung barin liegt, wenn die eigenen Eltern dem unzüch— 
tigen Leben ihrer Kinder Vorſchub Ieiften, dann fann es nicht zweifelhaft 
fein, daß duch die Einführung einer bloß janitätöpofizeilihen Mafregel, 
welcher ſich die Kinder allenfalls unterworfen haben, die im Geſetze be— 
gründete Verantwortlichkeit der Eltern nicht aufgehoben wird.” 

Außer diefen beiden Fällen fommt ein fittliches Verhalten der Eltern 
al3 Urfache der Verwahrloſung der Kinder im Strafgefege nur mehr in- 
fomeit in Betracht, al3 ber Umftand, „wenn Jugend... . verführt wurde“, 
duch eine ftrafbare Handlung der Effern: „Derberbliche Beiipiele in 
der Familie gegeben werben“ als erſchwerender Im land biejer itrajbaren 
Handlung anzufehen ift ($ 263 St. ©. B.). 


Die Haftbarkeit der Eltern für ftrafbare Handlungen ber 
Kinder, welche aus ber Bernadläffiging der Aufſicht entftehen. 


Bon Jutereſſe für den ftrafrechtlihen Schug der Kinder gegen bie 
Verwahrlofung durch die Eltern, bezw. deren Stellvertreter erſcheint noch 
die Frage, ob das Pflichtbewußtjein und das Verantwortlichkeitsgefühl der 
Eltern nicht auch in der Weife zu befeben ift, daß fie für die ftrafbaren 
Handlungen ihrer ftraffälfigen Kinder unter ber Vorausjegung haftbar er» 
Härt werden, baf fie die ftrafbare Handlung mittelbar oder unmittelbar 


u 
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durch abfichtlichen Mangel oder fortgefegte Vernachläſſigung der ſchuldigen 
Auffiht über das Kind mitverſchuldet Haben. 

Im Zufammenhange damit kommt nad) dem öfterreichifchen Strafgejeg- 
buche zunächft Die Frage in Betracht, ob die Eltern nicht nad $ 5 St. G B. 
als „Anftifter” verantwortlich gemacht werden könnten.“ Diefer beftimmt: 
„Richt ber unmittelbare Täter allein wird des Verbrechens ſchuldig, fondern 
auch jeder, der durch Befehl, Anraten, Unterricht, Lob die Übeltat ein- 
geleitet, vorfäglich veranlafjet.” Die Eltern werden fomit für den Fall, 
als fie die ftrafbare Handlung veranlaffen, die Kinder dazu anleiten, 
ftrafrechtlid, verantwortlich. Ein typiſcher Fall einer folhen Verantwort⸗ 
lichkeit ifi im 8 2, Alinea 2, Geſeß vom 24. April 1885, R. ©. B. 
Wer. 89, „Berleitung der Kinder zum Vettel” begründet. Aber das Ber- 
ſchulden der Eltern liegt weniger in einer vorfäglichen Anleitung zu Übel- 
taten, fondern meiftend darin, daß fie entweder jelbft clechtes Beiſpiel 
geben, oder die unſittlichen Einflüſſe, denen bie Kinder von dritter Seite 


ausgelegt Ind, nicht geniig ügend befämpfen, fondern vielmehr ſtillſchweigend 
zulaffen. Ihre Schulb Iiegt beider Verwahrlofung weienthch imernem Fafii- 









ven Verhalten und ift vorwiegend moraliſcher? Natur, Und jelbft wenn wirflich 
Anffirfung vorle würde die Überführung ' der Eitern tatfählich „an Be- 


weizjchwierigfeiten ſcheitern“. Denn bie einzigen, die regelmäßig über 
diefe Anftiftung Zuverläffiges werben außfagen können, find eben die 
Kinder felbft, welche in der Praxis regelmäßig von der Rechtswohltat 
des $ 152 St. P. O. Gebraud) machen und fi) der Zeugenausfage ent- 
ſchlagen werden. Solche Eltern werden daher in Wirklichkeit der Strafe 
regelmäßig nicht zugeführt werben können. Hier befteht eine Lüde, welche 
eine künftige Strafgefeggebung auszufüllen berufen ift. In welcher Weife 
md Picjtung diefelbe vorzugehen haben wirb, zeigen uns vereinzelte Be- 
ftimmungen be3 geltenden Rechtes, bie es bereits heute in Einzelfällen 
möglichen, die Eltern, refpeftive gefeglichen Vertreter für Delikte ihrer 
Kinder verantwortlich zu machen. 

Wenn Wahn- oder Vlöbfinnige ober Kinder jemanden bejhäbigen, 
jo „gebührt ihm der Erfag von denjenigen Berfonen, denen der Schade 
wegen Vernachläffigung der ihnen über ſolche Perſonen anvertrauten Ob- 
forge beigemefjen werden kann“ ($ 1309 a. b. G. B., Ausnahme 8 1308 
«5.6. B.). Ebenſo kannte unfer Strafgeſetz bis 1885 einen Fall, wo bie 
Eltern und Aufficht3perjonen dafür beftraft wurden, daß die Erfüllung der 
in ihren Erziehungs- und Aufſichtspflichten enthaltenen Abhaltungspflicht 
von Delikten unterlaffen und dadurch ein Delikt ermöglicht wurde. 8 520 
St. G. 2. ftatwierte dies, wenn auch nicht fo deutlich wie dies das beutiche 
Strafgeſetz, 8 361, Note 4, mit folgenden Worten tut: „Wenn ein Kind 
unter 14 Jahren im Betten betreten wird, find die Eltern oder 
diejenigen, unter deren Aufficht oder Pflege das bettelnde Kind jtcht, 
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bafern ſie davon Kenntnis gehabt ober es ſelbſt dazu veranlaßt 
hätten, mit Arreſt von acht Tagen bis zu einem Monate für dieſe 
Übertretung zu beſtrafen.“ Dieſer Paragraph des öſterreichiſchen 
Strafgeſetzes iſt durch das Gejeh vom 24. Mai 1885, R. G. ©. 
Nr. 89 aufgehoben ($ 9) und teilweiſe trat am feine Stelle ber 
82 leg. eit. Diefer jagt: „Wegen Bettelns ift zu beſtrafen ..... 
2. wer Unmündige zum Betteln verleitet, ausſchidt oder Anderen überläft. 
Die Strafe ift ftrenger Arreſt von acht Tagen bis zu drei Monaten.” Iſt 
bie Strafe für diefe Übertretung auch ihrer Art und Dauer nach verſchärft 
worden, fo ift durch die Formulierung wieder der Umfang des den 
Kindern gewährten Schußes verringert, und damit dr jede Spur be3 
arten anfens einer allgemeinen „elterlichen Abhaltungspflicht“ 
aus unferem Strafgefege befeitigt, ba wir ja von dem erzepfionelfen Tall 
des 8 281 St. ©. 8. abfehen können. 
A Mechtsanficht, die Generalprofurator Cramer am 
26. Auguft 1875 vor dem Safjationshof entwidelte, wollte „g 520 
&t. ©. 8. jede Vernadhläffigung der ben Eltern obliegenden Er- 
siehungapflicht geahndet fehen, vermöge welcher unmündige Kinder ftatt 
zu brauchbaren Bürgern herangebildet zu werben, ben Gefahren des Müßig- 
ganges preißgegeben werben”. Die enge Beziehung ziwifchen dem zum 
Betteln ausgefchicten Kind und ber nad) 88 520, 521 St. G. B. zu be- 
ftrafender: Perfon, die entweber ein Elternteil oder jemand mar, unter 
deſſen Aufficht, Pflege oder Obhut das bettelnde Kind fteht, ift im geltenden 
Net nicht mehr notwendig. Nach 8 2, Alinea 2, des Geſetzes vom 
24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89, wird jedermann beftraft, „wer Un- 
münbige zum Betteln verleitet, ausſchickt oder andern überläßt“. 

Eine mit diefen Tathandlungen konkurrierende Verlegung elter- 
licher oder fonftiger Auffichtöpflichten ift nah dem geltenden 
Rechte nicht mehr erforderlich. Durch diefe neue verſchärfte Straf- 
beftimmung ift mohl die Anleitung und Anftiftung der Kinder 
zum Betten in erhöhtem Maße getroffen. Die nadläffigen Eltern, 
die es mit ber Erfüllung ihrer Aufſichts- und Erziehungspflichten 
Teiht nehmen und fi nicht weiter darum fümmern, was ihre — 
Kinder tun, ſind durch bie ng, der Strallaultion für bie Nicht ' 
erfüllung der Pifi licht, ihre Ki Betteln abzuhalten, dafern fie auch, 
nur Wenninis davon haben, Hinfichtfich ihrer Verantwortlichfeit für die 
Erfüllung ihrer Auffichtspflichten nur entlaftet und ficherfich nicht ver— 
anlaft worben, e3 mit ber Überwachung ihrer Rinder genauer zu nehmen. N 

Die Verordnung des Juftizminifteriums dom 3. Dezember 1899, 
betreffend die Verwirklichung de3 Kinderſchutzes durch die Gerichte, wendet 
fi) an alle Gerichte und ſucht gutzumachen, was die neue Gefehgebung 
in biefer Richtung verſchlechtert hat. — 

— — — * 
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Die Pflegihaftsbehörden follen mit ihrer weitgehenden Ermächtigung 
($ 178 a. 6. ©, B.) einen Erſatz für das bieten, was den Strafgerichten 
an Befugniffen zur Geltendmachung ber jtrafrechtlichen Verantwortlichkeit 
nachläfjiger Eltern entzogen wurde. Dieſer Verordnung zufolge find bie 
Gerichte verpflichtet, Die Wahrnehmungen, die fie bei der Verwaltung der 
Strafrechtspflege machen oder die ihnen bei der vorſchriftsmäßigen Er— 
tundigung über die Pflege und Erziehung der Pflegebejohlenen zutommen, 
zum Anlaß gerichtliher Fürſorgemaßnahmen zu nehmen. 


Zu diefem Behufe follen die Strafgerihte nit nur die Akten über 
Mißhandlung, fondern auch die Akten, aus denen bie Verwahrlofung von 
Kindern — umd darunter fällt ja auch ber Vettel ber Kinber infolge 
ber mangelnden Aufſicht, nit nur die unmittelbare Verleitung und 
Verwendung der Kinder zum Bettel — hervorgeht, jedesmal dem zu- 
ftändigen Pilegichaftsgerichte überfenden. 

A na xxxe. 


©) Die rafrechtliche Behandlung der Zugendlichen. 
Die Bekämpfung der Straffälligkeit der Zugendlichen durch Strafe 
oder Ersichung. 


Das Strafgefeg bildet auch nad) der Richtung eine fehr wichtige 
Grundlage der Fürforge für die verwahrlofte Jugend, als e3 in ben Be— 
ftimmungen über das ftrafunmünbige Alter bie Grenzlinien zwijchen den 
beiden Nechtögebieten, die hier in Frage fommen, zwiſchen Strafrecht 
und Verwaltungsrecht, zwiſchen ſtrafrechtlicher Sühne und fürforglicher 
Erziehung zieht. Wie das Reichsvolksſchulgeſetz die zeitlichen Grenzen 
abjtedt, innerhalb welcher der Staat an die jugendlichen Staatsbürger 
feinen Bildungsanfpruch ftellt und verwirfficht, jo beftimmt das Strafgejeg 
die Grundlage für die Beſtimmung bes Alters ftrafrehtlicher Verantwort- 
fichfeit für die Ermächtigung des Staates zur Erhebung de3 Strafanſpruchs 
gegen ftraffällige, jugendliche Perfonen und Minderjährige. Erziehungs- 
fähiges Alter und ſtrafrechtliche Behandlung follten einander in Der Hegel 
ausihlichen, denn die Erziehung bildet die Worausjegung Ttrafrechtlicher 
Verankwortlichkeit für jtrafbare Handlungen, deren Vermeidung eben die 
im Wege der Erziehung erlangte fittlihe Reife und Widerſtandskraft 
zur Vorausjegung hat. Die ftrafbare Handlung eines Kindes ober einer 
jugendlichen Perfon bildet einen wichtigen Erfenntnisgrund für die An— 
nahme von Verwahrlofung diefer ftraffälligen Perfon. 

Die Straftat weift auf den ſchutz- und erziehungsbebürftigen Zuftand 
des jugendlichen Übeltäter3 hin und zeigt den nahen Zufammenhang von 
Verwahrloſung und Kriminalität. Die Verwahrlofung ift tatſächlich nur die 
Vorſtufe des Verbrechens, eine Gefahr für die Rechtsordnung. Gegenüber 
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ben Straftaten jugendlicher Perfonen gibt es nur: entweder Strafe oder 
Erziehung oder Strafe und Erziehung; ein Drittes, nämlich weder Strafe 
noch Erziehung, gibt es nicht! WBGW 

Wie die Verwahrloſung ein Zuſtand iſt, der nicht über Nacht entſtanden 
iſt, ſondern infolge jahrelanger Vernachläſſigung der Erziehung ſich ent 
midelt hat, jo läßt ſich aud durch die kurzzeitige Freiheitsſtrafe, womit 
ber Jugendliche feine ftrafbare Handlung verbüßt, die Verwahrloſung des 
Eindlihen Verbrechers nicht beheben. 


Hier kann nur die erziehlihe Einwirkung durch einen entſprechend 
fangen Zeitraum bie Abgewöhnung der ſchlechten Neigungen und böfen 
Gewohnheiten bewirken. Nachdem aber die ftrafbare Handlung bes Kindes 
bargetan hat, daß die Erziehungsgewalt ber Eltern weber im ftande war, 
die Verwahrloſung in ihrer Entftehung Hintanzuhalten noch in ihrer Ent 
widfung aufzuhalten, die Behebung der Verwahrfofung al3 eines gemein- 
gefährlichen Zuftandes aber im öffentlichen Intereffe geboten ift, jo kommt 
für die ftraffälfigen jugendlichen Perfonen im erziehbaren Alter in ber 
Regel nur eine von Obrigfeit3 wegen angeordnete Erziehungsfürforge, 
in Betracht. Deren Einleitung ift ſchon anläßlich der erſten Strafjällig- 
keit in Erwägung zu ziehen, nicht erft wenn ber fittliche Zuftand des 
ſtraffälligen Kindes im hochgradige Verwahrlofung übergegangen ift, und 
ein anderes Mittel der Erziehung nicht mehr ausfindig zu machen ift. 


Das öſterreichiſche Strafgefeg vertritt einen mejentlich verſchiedenen 
Stanbpuntt, indem e3 bereits Das Kind vom vollendeten 10. Jahre angefangen 
für objektiv verbrecheriſche Handlungen ſtrafrechtlich verantwortlich macht 
und einem, ſolchen Kinde gegenüber den Standpunft ber Sühne, nicht den 
der Erziehungsfürforge vertritt. Das Gefeg faht die Beſſerung eines 
Kindes im gleichen After, das ſich leichtere ftrafbare Handlungen hat zu 
Schulden fommen laſſen, erft dann ins Auge, wenn die Verwahrloſung 
bereit3 einen jo hohen Grad erreicht hat, daß fein anderes Mittel der Er- 
ziehung übrig bleibt als die Beljerungsanftalt. 


Die Unzulänglichteit ber ftrafrechtlichen Beftimmungen, betreffend die 
Jugendlichen, geht wohl am beften daraus hervor, daß bie Regierung 
die Härten des Gefeges im Gnadenwege auszugleichen beftrebt ift. Allein 
diefer Ausweg kann auf die Dauer auch nicht befriedigen, denn er führt, 
um mit Dr. Bärnreither in „Jugendfürforge und Strafrecht”, Seite LXV, 
zu fpredhen, auf ein Laufſenlaſſen“ der ſtraffälligen jugendlichen Perſonen 
hinaus und führt zu einem Zuftande, in dem weder Strafe, noch Er— 
ziehung Platz greift. 

Wir haben in England, dem Lande des ſchrittweiſen, dem jeweiligen 
Bedürfniſſe angepaßten Fortſchrittes der Geſetzgebung den vermittelten 
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Übergang von der „Strafe“ zur „Erziehung nad, Strafe” bis zum gegen- 
märtigen Zuftand „Erziehung ftatt Strafe“ verfolgen können. 


In Öfterreich ift man bisher von bem bisher vorherrfchenden Stand⸗ 
punbtte der Strafe infolge des Gnadenerlaffes zum anderen Ertrem gelangt: 
weder Strafe, noch Erziehung. So ungerecht und zwedmwidrig es 7 jugend» 
a an Grad ber geiftigen Einficht oder den Grab 
der fittlichen Reife noch nicht erreicht haben, ftrafrechtlih fo behandeln 
zu wollen, wie erwachſene Perjonen, jo unhaltbar ift auf die Dauer ber 
ee er 

7 er dem bisher vorherrſchenden Standpunkte der Strafe menſchlich 
wohltuend berühren mußte, ſo läßt ſich dieſer Zuſtand auf die Dauer doch 
nicht halten, weil er dem Rechtsbewußtſein des Volkes ebenſowohl wie den 
dauernden Intereſſen des Staates widerſprechen würde. Das Rechtsbewuht- 
fein des Volkes würde die Untätigfeit des Staates gegenüber der Straftat 
eines jugendlichen Übeltäter nicht dulden, e3 verlangt, wenn nicht Ber- 
geftung, fo doch Unſchädlichmachung des Übeltäterd durch beifernde Er- 
ziehung. Das Intereffe des Staates verlangt hingegen eine wirffame Be— 
lämpfung be3 Verbrechens, wenn nicht im Wege der Strafe, jo doch im Wege 
ber Fürforge. 


Der gegenwärtige Stand ber Frage ber Jugendlichen auf ftrafrecht- 
lichem Gebiete drängt fomit zu einer Neuregelung. 


Die unbedingte Zurehnungsunfähigkeit und die unbedingte Zu- 
rechnungsfähigfeit innerhalb der verfchiedenen Altersftufen des 
jugendlichen Alters. 


Das öfterreichiihe Strafgefeg vom 27. Mai 1852 unterſcheidet zwei 
Altersſtufen, und zwar eine ſolche unbedingter Zurechnungsunfähigkeit und 
eine anbere unbebingter Zurechnungsfähigteit. Das Geje kennt aber noch 
zwiſchen diefen beiden Afteräftufen das Wlter der Unmündigkeit eines 
Kindes von 10—14 Jahren, in welchem die Zurechnungsfähigkeit ange» 
nommen wird bei verbrecherifcher Dualififation der Tat, ftrafrechtlihe 
Unzurechnungsfähigkeit Hingegen, wenn dieſe Qualififation fehlt. Die 
Bwifchenftufe bedingter Zuredynungsfähigfeit, innerhalb welcher dem Richter 
ein Prüfungsrecht eingeräumt wird, ob die nötige Einficht und tatfächliche 
Neife al3 Vorausfegung eines Schuldſpruchs auch tatſächlich vorhanden ift, 
ift dem öfterreichifchen Strafgejege — abgeſehen von den allgemeinen Schuld- 
ausfchließungsgründen des $ 2 St. ©. B. — fremd. Das Geſetz weiſt 
dem Richter den Weg, den er zu gehen hat, und diefer ift beftimmt durch 
die Alteröftufe, in dem fich die ftraffällige jugendliche Perfon befindet, und 
bie ſtrafgeſetzliche Qualifikation der Handlung. 
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Strafrehtlihe Behandlung der Jugendlichen vor dem Straf- 
gejege vom 27. Mai 1852. 


Diefe Zwiſchenſtufe, in welcher die Strafbarfeit erft von ber 
durch "Tichterliche Würdigung feftzuftellenden tatſächlichen Zurecnungs- 
fähigkeit in bem betreffenden Einzelfall abhängt, war auch dem_öfter- 
reichiſchem Rechte urſprünglich nicht fremd. So beftimmte die Con- 
'stfufio erimmalis Theresiana aus bem Jahre 1768, „daß 1. bei 
erfter Kindheit bi8 auf das 7. Jahr und überhaupt bei unmün- 
digen Knaben und Mädchen, welche näher bei dem 7. ala 14. Jahre find, 
insgemein halbgerichtsmäßige Strafen nicht ftatt Haben; gleichwohl aber 
können böfe Kinder, wenn Kennzeichen gefährlicher Bosheit und ziemlicher 
Begriff der begangenen Übeltat bei ihnen vorhanden, gar wohl auf Kinber- 
art, als mit Ruten gezüchtiget und eine fo befchaffene Abſtrafung Geftalt 
der Sachen nad; entweder deren Eftern oder Rehrmeiftern anbefohlen oder 
von Gericht wegen vorgenommen werden. Dahingegen find 2. unmündige 
Kinder, fo näher bei dem 14. als dem 7. Jahr find und um fo mehr die 
münbigen"erfonen beiderfer TSefehterhts,toekdyerämlich das 14. Jahr 
ihre3 Alters allererft erfüllt Haben, ber peinlichen Beftrafung zwar unter» 
worfen, jedoch ift gemeiniglich mit einer Todes- oder fonft ordentlichen 
härteren Strafe wider jelbe nicht vorzugehen, außer in überfchweren Miffe- 
taten, welcherwegen, wenn die Bosheit das Alter übertrifft, zum Schwert» 
ſchlag und bewandten Umftänden nad) aud) zu einiger Verfhärfung ber 
Schwertitrafe gegen jelbe geichritten werben fann. 3. Das weitere jugend- 
liche Alter entſchuldigt nicht vor ordentlichen Strafen, es wäre denn, daß 
der Täter oder die Täterin nicht über 2 Jahre nach der Münbdigfeit, fomit 
nit über 16 Jahre zurüdgelegt Hätte, wobei feine vorzeitige 
Bosheit, jondern vielmehr gute Hoffnung fünftiger Beſſerung ſich 
äußerte.” 


Erſt da3 jofefinifche Strafgefeg vom 13. Jänner 1787 ſetzte eine fefte 
Altersgrenze Terr, mies“ die Burenunig emes ım Rinbesalter vor 
Bolfendung des 12. Lebensjahres begangenen Kriminalverbrechens „aus 
Mangel de3 freien Wiltens“ ausſchloß (vgl. 8 2, lit. d bes geltenden Ge» 
ſetzes) und das jugendliche Alter nur mehr als Milderungsgrund gelten 
ließ, ohne dem Richter mehr dieſen Spielraum zu gewähren wie die 
Const. erim. im oben angeführten Punkt 3. Das Strafgefeg von 1803 
erweiterte den Zeitraum, innerhalb welches eine Handlung oder Unter» 
laſſung nicht als Verbrechen zugerechnet werben foll, biß zum vollendeten 
14. Lebensjahre, beftimmt aber, daß folde an fich verbredherifhe Hand» 
ungen ar den Unmündigen „als ſchwere Polizeiübertretungen zu bejtrafen 
feien.” 
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Die ftrafrehtlihe Behandlung der Yugendliden nah dem 
Strafgefehe vom 27. Mai 1852. 


Das geltende Strafgefeg vom 27. Mai 1852 berüdfichtigt da8 Fugend- 
after, abgejehen davon, daß e3 das jugendliche Alter (Alter unter 20 Jahren) 
al3 Strafmilderungsumftand betrachtet und dieſes Alter von ben zwei 
ſchwerſten Strafen unferes Strafenſyſtems, der Todes- und Iebenslänglichen 
Kerkerftrafe, ausnimmt, in folgender Weife. Zunächſt unterfcheidet e3 inner- 
halb desſelben drei Altersſtufen: 1. Das After der Kindheit bis zum voll» 
endeten 10. Zebensjahre, 2. das Alter der Unmündigteit vom begonnenen 
11. bis erfüllten 14. Lebensjahre, 3. das Alter der Münbigfeit vom be- 
gonnenen 15. Lebensjahre an. 


a) Dad Alter der Kindheit. 

Hierüber beftimmt $ 237 St. G. B.: „Die ftrafbaren Handlungen, 
bie von Kindern bis zu dem vollendeten 10. Jahre begangen werben, find 
bloß der häuslichen Züchtigung zu überlaffen.” Es ift das Alter, gegen 
welches ein ftrafrechtlicher Anſpruch des Staates nicht befteht und nicht 
entftehen fan, gleichgültig, ob fich die von den Kindern begangenen Hand⸗ 
Tungen objeftiv nur ald Vergehen ober Übertretungen ober gar als Ber- 
brechen bdarftellen. Wenn diefe Handlungen der Kinder auch „ſtrafbare“ 
genannt werben, jo find fie doch nicht als ftrafbar im Strafrechtsſinne 
zu betrachten, denn die Kinder find auch im Sinne des geltenden Straf» 
geſetzes als befiftsunfähig anzufehen. 

Die abfolute Straffreiheit ber Kindheit ift gewiß fachlich gerechtfertigt, 
da Kinder nod) nicht jene geiftige und fittliche Reife befigen, welche erforder- 
lich ift, um Recht von Unrecht zu unterfheiden . Allein e3 ift ein zu weit- 
gehendes Vertrauen in die häusliche Zucht, indem ber Richter von einer 
Prüfung ber Frage entbunden wird, ob im einzelnen Falle in der Familie 
des ftraffälligen Kindes von einer häuslichen Zucht die Rebe ift. 

Die Straffälligfeit des Kindes follte gerechte Zweifel in die Zuläng- 
lichkeit der Erziehungsgemalt der Eltern aufkommen laſſen und die öffent- 
liche Gewalt veranlaffen, der Frage näher zu treten, ob die Verhältniffe 
be3 Elternhauſes auch wirklich eine Gewähr für die erziehliche Behand» 
lung des Kindes bieten oder ob nicht vielmehr die elterliche Erziehung, 
die ſich als unzulänglich erwieſen hat, durch eine wirkſamere Erziehung 
erfegt werben follte. So nimmt der Staat von bem ftraffälligen Finde, 
nachdem es der „häuslichen Bucht” überwieſen worden ift, nicht weiter 
Notiz, — 

3) Dad Alter der Unmündigkeit. 

„Bon ber Beftrafung der Unmündigen” Handelt das dritte Haupt- 

ſtück des zweiten Teiles, $$ 269—273, des Geſetzes von 1852, 
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„Unmündige werden ſchuldig duch Verbrechen, bie a) wegen der Un» 
münbigfeit nur als Übertretungen zugerechnet werden; oder b) durch Ver— 
gehen oder Übertretungen an ſich“, heißt die Marginalrubrif zu 8 269 
St. ©. B. Diefer Paragraph beftimmt: „Unmündige können auf ziveis 
fache Art ſchuldig werben: a) durch ftrafbare Handlungen, welche nad 
ihrer Eigenſchaft Verbrechen wären, aber wenn fie Unmündige begehen, 
nach $ 237 nur als Übertretungen beftraft werben; b) durch ſolche ftrafbare 
Handlungen, welche ſchon an fic) nur Vergehen oder Übertretungen find.” 
Der unter a) bezogene $ 237 St. G. B. beftimmt: „aber von dem an- 
gehenden eilften bis zu bem vollendeten vierzehnten Jahre werden Hand» 
lungen, die nur wegen Unmündigkeit des Täter nicht als Verbrechen zus 
gerechnet werden ($ 2, lit. d), als Übertretungen beftraft.” Der hieher 
gehörige $ 2, lit. d, lautet: „Gründe, die den böjen Vorſatz anschließen.” 
Daher wird die Handlung oder Unterlajfung nicht als Verbrechen zu— 
gerechnet, „menn der Täter noch dad 14. Jahr nicht zurüdgelegt hat“. 

Das Geſetz ſchließt alſo auch bei Kindern in ber Alteräftufe der Un— 
münbigfeit die Fähigkeit, ein Verbrechen zu begehen, aus. Werden fie 
ftraffälfig, fo erfahren fie eine verfhiedene Behandlung, je nachdem die 
von ihnen begangenen Straftaten ſich objektiv nah den Beſtimmungen 
des Strafgejeges als Verbrechen darſtellen, oder nur als Bergehen, 
bezw. Übertretungen erfcheinen ($ 269). 

Rinder von 10 bis 14 Jahren, welche eine ftrafbare Handlung be- 
gehen, die nach ihrer Eigenfchaft Verbrechen wäre, wenn fie ein Miündiger 
begangen hätte, werben ftrafgerichtlich verfolgt und fo behandelt, als wenn 
fie eine Übertretung begangen hätten. Kinder in der gleichen Alteräftufe, 
welche eine ftrafbare Handlung begehen, welche im Sinne bes Strafgejeßes, 
I. Zeil, an fid) nur Vergehen oder Übertretung ift, werden nicht ftraf- 
gerichtlich verfolgt, fondern indgemein der häuslichen Züchtigung, in Er- 
manglung dieſer, ober fonft nad) dabei fich zeigenden Umftänden aber der 
Ahndung ober Vorkehrung der Sicherheitsbehörde überlaffen. 

Hier beginnen Zweifel in dem Gefeßgeber aufzutauchen über bie Zu— 
länglichfeit der häuslichen Zucht. Das Strafgefeg ermächtigt den Straf- 
richter, über Antrag der Eltern, Vormünder und Erzieher, über unbotmäßige 
Kinder im Falfe größerer Unfittlichkeiten, deren die Träger der Erziehungs- 
gewalt im Innern der Familie nicht Herr werden fönnen, wegen Über- 
tretung der öffentlichen Sittfichleit jene Strafe zu verhängen, die jie nad 
den Umftänden zu einem wirffamen Erfolg am zwedmäßigften erachten 
(855 &. G. 2.) 

Im Zufammenhang hiemit fommt aud) die Anhaltung jugendlicher 
Perſonen auf Antrag ihres gefeglichen Vertreters in Befferungsanftalten 
(816, Alinea 2, des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, betreffend 
die Zwangsarbeits⸗ und Beijerungsanftalten) al3 Erziehungsmaßnahme 
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zu erwähnen, auf die bei Beſprechung der Befferungsanftalten zurüdge- 
fommen werben wird. 

Bo von Häuglicher Zucht feine Rebe ift, ſowie bei fonft noch dabei 
ſich zeigenden Umftänden erfolgt Überweifung des Kindes an bie Sicher- 
heitsbehörde, welche ihrerfeit ermächtigt ift, Die Abgabe des Kindes in Die 
Befferungsanftalt zu verfügen, wenn dasſelbe „gänzlich verwaßrloft ift und 
ein anderes Mittel zur Erzielung einer ordentlichen Erziehung und Be- 
auffichtigung desſelben nicht ausfindig zu machen iſt.“ 

In diefem Falle kann die Anhaltung in einer Beſſerungsanſtalt jo 
fange dauern, als e3 ber Zweck der Anhaltung erheifcht, darf jedoch über 
das zwanzigſte Lebensjahr nicht ausgedehnt werben. 

Ich Habe mit biefen Ausführungen der Beiprehung der Beſſe— 
rungsanftalten bereits vorgegriffen, um zu zeigen, wie bie ftraffälli« 
gen unmündigen Sinder, welche ein ergehen ober Übertretung be— 
gangen haben, behandelt werden und um diefer Behandlung jene ber ver- 
brecherifchen Kinder gegenüber zu ftellen. Diefe werden ftrafgerichtlich ver⸗ 
folgt und fo beftraft, als wenn fie eine Übertretung begangen hätten. Die 
Strafe ift „Verſchließung an einem abgejonderten Verwahrungsorte“. Die 
Strafe kann aud) in einer Befferungsanftalt verbüßt werden. Die Anhaltung 
in einer Befferungsanftalt erfolgt in diefem Falle jedoch unter Wahrung 
des Charakter8 der Strafe duch entfprechende Verfchärfungen in der 
urteil3mäßigen Dauer, außer dem Falle der Notionierung. In dieſem 
Falle gilt die vom Strafgericht ausgefprochene Zufäffigfeit der Anhaltung 
des ftraffälligen Kindes bis zur Erreihung des Beſſerungszweckes, im 
Höchſtfalle bis zum zwanzigften Lebensjahre. Die Verſchließungsſtrafe und 
die Notionierung greifen dann zeitlich und räumlich ineinander über. 


Der Widerfprud; in der verſchiedenen Behandlung der ftraf- 
fälligen Kinder im Alter von 10—14 Jahren. 


Wir ſehen aljo beide Kategorien von ftraffälfigen Unmündigen in der 
Beiferungsanftalt vereinigt, die Beſſerungsanſtalt ald Erziehungs- und 
Strafanftalt zu gleicher Zeit, ein Umftand, ber jo recht den Charakter der 
Anftalt und der Anhaltung in berfelben tennzeichnet. Aber nicht bloß in 
dem wiberjpruchsvollen Weſen der Anſtalt allein Liegt die Schwäche des 
Syſtems. 

Auf einen Widerſpruch weiſt Miniſterialrat Dr. Schauer in der 
„Allgemeinen öſterreichiſchen Gerichtszeitung“ Hin, ber in der Behand» 
fung der Kinder im Prozeſſe befteht. Bis vor wenigen Jahren habe ſich 
die Praxis ohne weiteres damit abgefunden, daß ein Schuljunge von 
10 Jahren vor dem Strafrihter als ein handlungsfähiges Rechtöfubjelt, 
keineswegs aber al3 ein de3 befonderen Schußes bedürftiges Kind behandelt 
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wird, während derſelbe Junge zivilrechtfih unmündig ift und praftifch 
überhaupt nicht über Bermögensrechte zu bisponieren vermag. (Allgemeine 
öfterreichifche Gerichtäzeitung Nr. 25, 56. Jahrgang: „Zugendfürforge und 
Strafrecht in den Vereinigten Staaten von Nordamerika. Ein Beitrag 
zur Erziehungspolitif unferer Zeit.” Bon Dr. I. M. Värnreither.) 

Der Strafvollzug an Unmündigen, welche ein Verbrechen begangen 
haben, das fich objeftiv als Verbrechen barftelit, birgt eigentlich einen 
unüberbrüdbaren Widerſpruch in fi. Auf der einen Seite fteht der Staat 
in Ausübung ber Strafgewalt, der feinen Strafanfprucd auch gegen den 
tindlichen Übeltäter geltend macht, auf ber anderen Seite der Erzieher 
Staat, der Staat als Obernormund, der feinen erzieherifchen und ober» 
vormundihaftlihen Pflichten nachzutommen hätte. Bei dem heutigen Zus 
ftande unferer Straf und Beſſerungsanſtalten fehließt die Geltendmachung 
des Strafanfpruches die Verwirklichung der Erziehungspflichten aus. Indem 
der Staat die Strafe vollzieht, begeht er ſelbſt eine Verlegung jeiner 
Pflicht, da er den eingefperrten Kindern hiemit dem Erziehungd- und 
Bildungsſchutz der Volksſchule entzieht. 

Im öfterreichifchen Gefege fehen wir feit 1803 einen ſchüchternen Ber- 
ſuch, diefen duntel gefühlten Widerfpruch zu überbrüden. Der Strafvollzug 
erfolgt im Sinne des Geſetzgebers im $ 29 des alten Strafgeſetzes von 
1803, II. Teil, 8 270 des neuen Strafgefee3 vom 27. Mai 1852 durch Kerker 
oder Arreſt, wie die zwei Arten der Freiheitäftrafen im öfterreichiichen Geſetze 
techniſch genannt werben, fondern durch „Verſchließung in einem abgefon- 
derten Verwahrungsort“, womit „nebft einer den Kräften ber Unmündigen 
angemeffenen Arbeit ftet3 ein zmwedmäßiger Unterricht des Seeljorgers 
ober Katecheten zu verbinden” wäre. Dieſer Strafvollzug an Unmündigen 
ift aber, wie die fpäteren Berichte aus der Praxis zeigen werden, vielfach 
nur den Namen, nicht der Sache nad; vom gewöhnlichen Arrefte unter» 
fchieden, und don einem Unterricht und erziehlihem Einfluß im Sinne 
des 8 272 St. ©. B. kann bei der gewöhnlich kurzen Dauer diefer „Ab- 
ſchliezung“ keine Nede fein (f. Anhang Nr. 22). Liegt im Vollzuge ber 
Strafe an Unmündigen bereits eine Vernachläſſigung der Erziehungspflicht, 
fo vergrößert fich dieſe Pflichtverlegung des Staates noch mehr, wenn 
man bebenft, daß mit ber Abgabe eines Jugendlichen in eine Strafhaft 
und in die Befferungsanftalt — bie einer forreftionellen Nachhaft gleich- 
tommt — ein fittlicher Charakter gewiß nicht gebefjert, jondern nur ver» 
derbt werben fann. 

Das Syſtemloſe diejer zweifachen Art ftrafrechtlicher Behandlung un- 
münbiger Kinder fpringt nod mehr in die Augen, wenn mir und ver- 
gegenwärtigen, daß nicht fehon alle ftrafbaren Handlungen an ſich von 
Natur aus kraft einer natürlichen inneren Eigenfchaft, fondern erſt kraft 
Geſetzes zu den Verbrechen gezählt werben. 

Reicher, Fürforge für die verwahrloſte Jugend. IL. 9 
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Um bie an einer ber Verwahrlofung typiſchen Deliktsform, dem 
Diebftahl, zu beleuchten, Tanıı wohl bei normaler geiftiger Entwidlung 
angenommen werben, daß 3. B. ein mündiges Kind im 13. Lebensjahre 
recht wohl wifjen wird, daß das Stehlen verboten ift. Das Geſetz macht 
nun den Diebftahl zu einem Verbrechen aus dem Betrage, wenn der Wert 
des gejtohlenen Gutes mehr ala 25 Gulden beträgt (88 172 und 173). 
Ein geringerer Wert, 5. B. 24 Gulden, macht ben Diebftahl zu einer 
Übertretung. In beiden Fällen deutet ber Diebftahl auf den Mangel 
fittficher Widerftandsfraft, alfo auf Erziehungsbebürftigfeit hin, führt aber 
im alle des höheren Betrages zur ftrafgerichtlichen Verurteilung und Be- 
mafelung des Vorlebens und Erſchwerung des weiteren Fortlommens bes 
Vorbeitraften, im anderen Falle zum gerichtlichen Freiſpruch, zur häuslichen 
Züchtigung, bezw. Ahndung durch die Sicherheitäbehörde. Diefe darf den 
jugendlihen Dieb erft dann in die Belferungsanftalt abgeben, wenn er 
bereit3 gänzlich verwahrloft und ein anderes Mittel zur Erzielung einer 
ordentlicher Erziehung und Beauffichtigung nicht ausfindig zu machen ift. 


Statt dem Grundſatze principiis obsla folgend, mit allem Nachdruck 
ben diebifhen Neigungen des Kindes entgegenzutreten, wird deren Ent- 
wicklung freier Spielraum gewährt und bem erjtmaligen Diebe erft Ge— 
fegenheit gegeben, ridjällig zu werden. Aus dem wiederholten Rückfall 
entiwidelt ſich der Gemwohnheitsdiebftahl. So leicht bie Befämpfung Des 
diebiſchen Sinnes noch in feinen Anfängen war, der Gewohnheitädieb 
ift in den meiften Fällen nahezu unverbefferlih und die Anhaltung in der 
Befferungsanftalt, deren geſetzliche Vorausſetzung nunmehr gegeben ift, 
hat feinen erziehlihen Zweck mehr, fondern ift lediglich polizeiliche 
Sicherungsmaßnahme. 


y) Das Alter der Mündigleit. 


Das Alter der Mündigkeit ift das Alter der vollen ſtrafrechtlichen 
Verantwortlichkeit. Wenn eine Perſon das 14. Lebensjahr vollendet hat, 
dann gilt fie für zurechnungsfähig hinfichtlih aller im Strafgefege mit 
Strafe bedrohten Handlungen, fie mögen Verbrechen, Vergehen oder Über- 
tretungen fein, ohne Rüdficht, ob ihre geiftigfittliche Entwidiung im kon—⸗ 
treten Fall tatfählich ihre Zurechnungsfähigkeit begründete, und ohne daß 
dem Richter nach öſterreichiſchem Nechte diesbezüglich ein Prüfungsrecht 
zuſtünde. Die Entfcheidung des Kaffationshofes Nr. 1016 fagt hierüber: 
„Das öfterreihifche Recht ſetzt durch pofitive Beſtimmung die Alters- 
grenze feſt, mit welcher die Verbrechenzfähigfeit beginnt, jo daß dem 
Richter kraft diefer Vorfchrift des Geſetzes unterfagt ift, im einzelnen 
Falle die Frage, ob der Angeffagte die Strafbarfeit feiner Handlung 
eingefehen hat, ſoweit diefe Frage durch das jugendliche Alter de Anger 
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Hagten (und nicht etiva durch die Gründe $ 2, a, b, c, St. ©. 8.) ber» 
anlaft wird, zu prüfen und nad) feinem Ermeſſen zu entſcheiden.“ 

Die Härte, welche darin für den in feiner Entiwielung zurüsfgehliehenen 
—— 7 — liegt, läßt ſich auf dem Boden des geltenden Rechtes 

trafbemeffung nur notdürftig ausgleichen (88 46,a, 52, 264, a, 
St. ©. B.). Dies anerkennt die fpäter genauer anzuführende Verordnung 
des Juftigminifteriums vom 25. November 1902, V. 8. Nr. 51, und 
fucht im Wege der Begnadigung die größten Härten zu befeitigen. 

So bezeichnet es 846,a, al einen Milderungsgrund, wenn ber Täter 
in einen Alter unter 20 Jahren, ſchwach an Verſtand oder wenn feine 
Erziehung fehr vernachläſſigt worden ift. Ebenfo find bei den Beftrafungen 
von Vergehen und Übertretungen nad; $ 264, a, ein der Unmünbigfeit 
nahes Alter, ſchwächerer Verftand oder eine fehr vernachläſſigte Erziehung 
als mildernde Umftände anzufehen. 

Der Gedanke, daß die vernachläſſigte Erziehung durch eine befjere 
Erziehung zu erjegen wäre, läge doch fo nahe, ift aber dem Geſetze fremd. 
Auch Anhaltung in ber Befferungsanftalt fann ber Strafrichter in Öfterreich 
nur neben der Strafe erkennen. 

Unter Feithaltung des Standpunftes der Vergeltung geftattet das 
Strafgefeg dem Gtrafrichter ein meitgehendes Milderungsrecht. Die Vor— 
ausfegung dieſes auferordentlihen Milderungsrechtes, 88 54 und 266, b, 
St. ©. B., ift das Bufammentreffen folder Milderungsumftände, welche 
mit Grund die Beſſerung des Verbrechers oder Gefeßesübertreter3 erwarten 
laffen. Es braucht wohl nicht erft gefagt zu werben, daß im Falle jugend- 
lichen Alters und vernadjläffigter Erziehung von dieſem außerordentlichen 
Milderungsrechte der umfafjendfte Gebrauch, gemacht wird. Bei aller Milde 
des Richters bleibt es aber doc immer „Strafe“, auf die das Strafgericht 
erfennt. Und darin liegt eben die Härte gegenüber einem finde und 
einer jugendlichen Perfon, dad in erfter Linie den Anſpruch auf Er- 
ziehung hat. 

Die Härten in der ftrafrehtlihen Behandlung der jugend- 
lichen Perfonen. 


Diefe Härten in der ftrafrehtlihen Behandlung ber Jugendlichen 
erfchweren dem Nichter die Ausübung feines Amtes, beihwören einen 
Konflikt zwiſchen Pflicht und Gewiſſen des Richter herauf, in dem vielfach, 
das leßtere fiegreich hervorgeht. Dr. U. Zuder motiviert die Freifprüche 
der Gefchworenen, aber auch das Vorgehen der Richter und Anklage 
behörden von Beruf gegenüber jugendlichen Angeflagten mit ber Bor- 
ftellung, daß der Strafvollzug in den gemöhnlichen Gefängniffen den fitt- 
lien Niedergang des Verfolgten unzmeifelhaft befördern müſſe. Dies 

9* 
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made die befagten Organe der Rechtſprechung vielfach dazu geneigt, in 
nur halbwegs zweifelhaften Fällen „Gnade für Recht“ ergehen zu laſſen und 
entweder mit Freiſprüchen vorzugehen oder die Verfolgung fallen zu laſſen. 

Die fogleih zu erwähnende Verordnung des Juftizminifteriums, be— 
treffend die Vegnabigung jugendlicher Verurteilter, war fomit_nur_bie 
Santtion einer Übung im Rechtsleben die ſich praeter legem herausge- 
bildet_hatte. Da En ERS ne) 

Auf dem Gebiete der ftrafrechtlihen Behandlung der Jugendlichen 
begegnen wir einem wohltätigen Freimute in Anerkennung ber Härten 
und Schwächen bes heutigen Strafrechtes, Strafprozeifes und des Straf» 
vollzuges durch das Juftizminifterium und dem Beftreben, diefe Schwähen 
und Härten, ſoweit dies ohne Eingreifen ber Gejeggebung möglich ift, 
zu mildern und abzuſchwächen. 


Die Begnadigung jugendlider Verurteilter. 


In der Verordnung über die Begnadigung verurteilter Jugendlicher 
(J. M. Vog. B. Nr. 5l ex 1902) wurde rüdhaltios erflätt, daß bei 
manchen Jugendlichen der Vollzug der Strafe eine zweckloſe und ſchäd— 
liche Härte wäre. 

Ich habe bereit3 oben den unhaltbaren Zuftand „Weber Strafe, noch 
Erziehung“ befprochen und bringe die Einzelheiten diefer Verordnung im 
Anhang (f. Anhang Nr. 21). 

Die durd) die Verordnung eröffnete Möglichkeit, die Härte des Straj- 
gefeges in ber ftrafrechtlihen Behandlung der jugendlichen Verurteilten 
im Wege ber von Amts wegen zu ftellenden Anträge auf Begnadigung zu 
beheben, fcheint nun die Folge gehabt zu haben, daß bei Verurteilung ein» 
zelner Jugendlichen zu fehr auf die nachfolgende Gnade vertraut und 
außer Acht gelaffen wurde, bei Zeitftellung der Schuld folder jugend- 
licher Rechtsbrecher, alfe jene Momente zu berüdfichtigen und in Erwägung 
zu ziehen, die ſchon nach dem geltenden Rechte bei aller fonftigen Unzuläng- 
lichleit bes Strafgefeges einen Freiſpruch hätten zur Folge haben müſſen. 

Diefen Wahrnehmungen tritt nun ein Erlaß des Leiter des Juſtiz- 
minifteriums entgegen, den ich wegen feines im hohen Grade bemerkens— 
werten Inhaltes wegen hier ausführlicher beiprechen werde. 

Diefer Erlaß des Juftizminifters erfloß im Frühjahre 1905 und 
nüpfte ar. die Juftizminifterialverordnung von 1902 an, womit ben Ge— 
richten empfohlen wurde, Begnadigungsgeſuche für junge Verbrecher, die 
noch befjerungsfähig find, von Amts wegen zu überreichen. Die Erfahrungen, 
die man mit diefem Gnadenerlaffe machte, hätten nun ergeben, daß bei 
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der Prüfung der VBegnadigungsanträge wiederholt Schuldfprüde über 
Jugendliche wahrgenommen worden feien, bei denen die Annahme eines 
Schuldausjhliegungsgrundes nicht ungerechtfertigt gemwejen wäre. Das 
äußert fich befonder3 darin, daß zumeilen die Begründungen der Gnaden- 
anträge Momente enthalten, die bei entſprechender Würdigung zu einem 
Nüdtritt von ber Anklage oder zu einem Freifpruc hätten führen fönnen. 
Der Grund biefer Entſcheidung dürfte darin Tiegen, daß der fubjeftiven 
Seite des Tatbeftanbdes nicht immer genügende Beachtung geſchenkt wird. 
Die Berückſichtigung der jugendlichen Unerfahrenheit bei der Frage ber 
Delittsfähigkeit, wobei andere Strafgefege dem Richter einen weiteren 
Spielraum laſſen, ift, wie der Erlaß hervorhebt, dem öfterreichifchen Gefege 
fremd, da dieſes bie Deliktsfähigfeit an einer beftimmten Altersgrenze 
findet. Doc ift es verfehlt, anzunehmen, wie es vielfach geſchieht, daß 
jedes Verbrechen, dad von einem Unmündigen begangen, nunmehr auch ala 
Übertretung gejtraft werben müſſe und daß die Strafausſchließungsgründe 
de3 8 2 des Strafgejeges nicht gelten. Das würde ſchon dem allgemeinen 
Grundfaß, daß ohne Verſchulden keine Strafe verhängt werben kann, mwider- 
ſprechen. Vielmehr müffen gerade die Beftimmungen des $ 2 bei Un- 
münbigen und überhaupt bei jüngeren Verbrechern befonders in Betracht 
gezogen werben. Danach gilt es au als Strafausfhliegungsgrund, wenn 
ein folher Irrtum mit unterkief, ber ein Verbrechen in der Handlung 
nicht erfennen ließ, wenn das Übel als Zufall, Nachläffigkeit oder Un- 
mwiffenheil der Handlung entftanden ift oder wenn die Tat aus unwider—⸗ 
ftehlihem Zwange erfolgte. 

Diefe Fragen erheifhen Hier fogar um fo größere Aufmerkſamkeit 
und um fo forgfältigere Unterfuhung, weil diefe Momente bei Verfeh- 
Iungen Unmünbdiger zum Teile in anderer Form als bei Straftaten Er- 
wachſener auftreten und weil das ſchwächere Auffaffungsvermögen, ber be- 
ichränttere Geſichtskreis und die noch nicht erftarkte fittliche Widerftands- 
kraft, die fich bei fo jugendlichen Perfonen leicht von äußeren Eindrüden 
übermächtig beherrfchen läßt, in Betracht zu ziehen find. Es wird daher die 
Zurechnungsfrage unter forgfamer Berückſichtigung des noch nicht voll- 
ftändig gereiften Geiftes- und Geelenlebens der Unmündigen zu prüfen und 
unter Verüdjichtigung aller unausgeglichenen Regungen, alles unruhigen 
Dranges, aller Unvollkommenheiten ber erft in Entwidiung begriffenen 
intelfeftueflen und pſychiſchen Kräfte zu beurteilen fein. 

Wie die Erfahrung ehrt, begehen Unmündige bisweilen auch aus 
bloßem Nahahmungstrieb, unter der Einwirkung fehlechten Beifpiels folder 
Berfonen, bie für fie, wenngleich mit Unrecht, als Autorität gelten, Hand⸗ 
Iungen, deren Bedeutung und Folgen fie nicht einzufehen im ftande find. 
Not und Elend in der Familie, Drohungen und Mißhandlungen von Seite 
ber Angehörigen, ber gebieterifche Befehl der Eltern, dem fie ſich nicht zu 
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entziehen vermögen, können zu geſetzwidrigen Handlungen bejtimmen. In 
ſolchen und ähnlichen Fällen eine Widerftandöfraft vorauszufegen und 
als Maßſtab anzulegen, über bie der gereifte Mann verfügt, hieße zu viel 
fordern, und es mird eine genaue Prüfung nicht felten zu andern 
Ergebniffen gelangen, als wenn die Tat von einer Perfon begangen. 
worden wäre, die Herr ihres Willens ift und die nüchterne, gleich- 
mäßige Anſchauungsweiſe und die Überzeugungsfraft einer normalen, er- 
wachſenen Perfon befigt. Zumal bei Verleitung Unmünbiger wird der 
Gerechtigkeit fehr oft befjer gedient, wenn jene, bie fie ala ihr Werkzeug 
benügen, zur ftrengen Verantwortung gezogen werben. Die Erwägungen, 
die eine befondere Vorſicht bei Verurteilung des Verfchuldens Unmündiger 
gebieten, find auch dann vielfach zutreffend, wenn es fih um Jugend» 
liche handelt, die erft vor kurzem das 14. Lebensjahr zurüdgelegt 
haben. Ich wüßte dieſes Kapitel der ftrafrechtlichen Behandlung der Jugend» 
lichen nicht beffer zu fchließen al3 mit den Worten des mehrerwähnten 
Erlafjes des Leiters bes k. k. Juftigminifteriums: „Nur ein forgfältiges 
Eingehen auf die Entwicklung de3 Einzelnen kann eine richtige Löfung der 
Frage des Verſchuldens verbürgen.” 

Die Statiftit der Strafjälligkeit in Öfterreich wird durch Einführung 
befonderer ftatiftifcher Zählkarten über die ftrafgerichtliche Verurteilung 
Jugendlicher (3. M. Vdg. B. Nr. 19 ex 1904) auch einen wertvollen 
Einblid in die perfönlichen Verhältniffe der Jugendlichen und damit in 
deren Verwahrloſung geftatten. 

Die vorgeführten ftatiftifchen Tabellen geben una wohl ſchähenswerten 
Auffhluß über die Verwahrlofung in Steiermarf (f. Anhang Nr. 3 
und 13), gewähren uns aber feinen Einblid in die diesfalls beftehenden 
Berhältniffe in den andern Ländern Oſterreichs. 

Die amtliche Statiftit Öfterreichd läßt in dieſer Hinfiht uns ganz 
im Stide. Aber auch die amtlihe Kriminalftatiftit Täßt heute eine 
genaue Fetftellung der Strafjälligleit der Jugendlichen ſchon des— 
halb nicht zu, weil fie bei den Übertretungen bie perfönlichen 
Verhältniffe der Delinquenten nit zum Gegenjtand ber Erhebung 
madt. Berückſichtigt man, daß die Zahl der abgeurteilten Über- 
tretungsfälle um ein Vielfaches fo groß ift, als die der Verbrechen, und die 
Jugendlichen annehmbarerweife an den Übertretungen mehr beteiligt fein 
werben, als an den Verbrechen, fo ergibt ſich die Unvollſtändigleit ber der- 
zeitigen öſterreichiſchen Statiftif in diefer Richtung von felbft. 

Ich verweiſe bezüglich der genaueren Statiftil der Straffälfigkeit 
Jugendlicher auf die vortreffliche Abhandlung des gegenwärtigen Ober- 
ſtaatsanwalts Dr. Hugo Hoegel über „Die Straffälfigfeit der Jugend- 
lichen“ in Prof. Dr. 9. Groß, „Archiv der Kriminafanthropologie und 
Kriminaliftit”, X (f. Anhang Nr. 26). 
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d) Die Strafverfolgung der Zugendlichen. 
Das Verfahren gegen unmündige Berfonen. 


Eine Strafverfolgung findet bei Kindern unter 10 Jahren überhaupt 
nit ſtatt. Diefe beginnt bei Kindern von zehnten Lebensjahre an» 
gefangen, aber nur dann, wenn das Kind eine jtrafbare Handlung be» 
gangen hat, die ſich äußerlich al3 Verbrechen darftellt. Bis zum 14. Lebens- 
jahre des Täters wird eine ſolche verbrecherifhe Handlung nur als Über- 
tretung beftraft. Nach Art. VIII E. ©. zur Strafprogekorbnung vom 23. Mai 
1873, R.G. B. Nr. 119, fteht das Verfahren Hinfichtlich der Übertretungen 
den Bezirkögerichten zu und findet daher eine förmliche Vorunterfuhung in 
diefem erfahren gegen Unmündige nicht ftatt (8451 St.P.D.). Ergibt ſich 
die Notwenbigfeit, einen Unmündigen im Laufe des Verfahrens vor dem Be- 
zirlsgerichte wegen Fluchtverdachtes oder Kollufionagefahr in vorläufige Ver- 
mwahrung zu nehmen, jo gilt wie für Unterfuhungshäftlinge, fo auch für 
folhe Unmündige der Grundjag, daß dieſelben nicht in dasſelbe Ge— 
fängnis mit Perfonen, melde ſich wegen eines Verbrechens in Unter 
ſuchung oder Strafe befinden, gebracht werben dürfen ($ 452, Alinea 3, 
St. P. O.) und muß aud in Bezug auf Unmündige ftrengfte VBeob- 
achtung des 8 184 St. P. DO. gefordert werden. Diefer beftimmt: „Die 
Verhafteten follen, ſoweit möglich, jeder allein verwahrt werben. Wo 
dieſe abgefonderte Verwahrung jedes Verhafteten nicht tunlich ift, hat das 
Gericht dafür zu forgen, daß nicht Perſonen verjchiebenen Geſchlechts, 
ungeübte oder jugendliche Verbrecher mit geübten oder erwachjenen zu— 
ſammen in ein Gefängnis gebracht werben.” 

Da der Unmündige, wenn feine Schuld bereit3 durch Urteil feſt— 
geftellt if, nah 8 270 St. G. B. nur mit „Verſchließung an einem 
abgefonderten Verwahrungsorte“ beftraft wird, die ralio legis dieſer Be- 
ftimmung alfo darin befteht, den verurteilten Unmündigen bei Vollziehung 
der Strafe von andern verbrecheriſchen Elementen möglichft zu ifolieren, 
fo muß daraus a majori ad minus geſchloſſen werden, daß dieſe vor— 
fäufige Verwahrungshaft, die 8 452 auch Unterfuchungshaft nennt, bei 
Unmündigen in volltommener Abfonderung zu vollziehen ift. Daß diefe 
Abfonderung wirklich geichehe, fuchte in den legten Jahren eine Juſtiz- 
minifterialverordnung aufs neue einzufhärfen. Die Juftizminifterialver- 
orbuung von: 10, November 1893 befagt, „daß den Gerichten die genauefte 
Lefolgung der über die Abjonderung jugendlicher Häftlinge von andern 
Gefangenen beftehenden Worfchriften neuerlich eingejchärft werde“. 

Wirt das Bezirksgericht mit der ſtrafbaren Handlung eines Un- 
münbigen befaßt, die ſich ſchon äußerlich als ein Vergehen oder Über- 
tretung darſtellt, ift aber das Alter bes Täters zweifelhaft, jo hat das 


— 16 — 


Gericht, welches nad der Verordnung des Juftigminifteriums dom 
7. Februar 1898, 3. 2003, Zweifel über da3 Alter des Unmündigen felbft 
Harzuftelfen Hat, zumächft das Alter feftzuftellen, um ſich bei ermittelter 
Miündigkeit weiter mit der Straffahe zu befafjen, oder bei feitgeftellter 
Unmünbigfeit des Täters ſich infompetent zu erffären. Hierin dürften 
ſich die Gerichte im allgemeinen nach einer Entſcheidung des Kaſſations— 
hofes von 28. November 1893, 3. 13.849, richten, welche befagt: „In 
Fällen des 8 273 ©t. ©. B. darf das Strafgericht auch über die Schuld 
dB Ummindigen nit erfenen; es hat in feiner Amtöhanblung nicht 
weiter zu gehen, al3 nötig ift, um mit Beruhigung ſich unzuftändig zu 
erffären und nad) Umftänden die Akten der Pflegichafts- oder Sicher- 
heitöbehörbe zu überantworten.” Ein ftrafgerihtliher Anſpruch befteht 
in den Fällen des 8 273 St. G. 8. eben überhaupt nicht. Bezüglich ber 
Mündigen‘ find in Komfequenz des Umftandes, daß die. Mündigen nad 
öſterreichiſchem Rechte als vollzurechnungsfähig gelten, bejondere Kom— 
petenzen und damit ein teilmeife abweichende Verfahren nicht begründet. 
Für fie gelten die allgemeinen Kompetenz- und Verfahrensgrundſätze 
der Strafprozeßordnung. 


Die Mängel der Strafprozekordnung, die Verbefjerung des 
Rechtſchutzes jugendlicher Perſonen im Strafverfahren. 


Der Fehler unſerer Strafprozeßordnung beſteht darin, daß ſie, 
während alle andern Geſetze Oſterreichs den Unmündigen als rechtlich 
handlungsunfähig, den mündigen Minderjährigen nur als teilweiſe hand- 
fungajähig betrachtet, nicht bloß dem Mündigen, ſondern auch dem Un-, 
münbdigen Prozeßhandlungsfähigleit zufpricht, bindende Erffärungen von 
ifim entgegenmimmt, fo_in8befonbere, zeht8imirame „Redtäverzicte, zum 
Benpiel auf Rehtsmittel_ujw. Die Zuziehung ber geſetzlichen Vertreter 
ift hier nicht obfigatorifch angeordnet, fondern deren Mittätigfeit am Straj- 
prozeß des Jugendlichen in gewiſſen Beziehungen und fakultatin zu— 
gelaffen. 

Aber auch diefe wenigen Beftimmungen verjagen in der Praxis 
nur zu oft ihren Dienft, da die Eftern, refpeftive Vormünder oft gar 
nicht in Kenntnis der Einleitung eines Strafverfahrens, der entſcheidenden 
Schritte beöfelben und feines Ausganges gelangen. Wieberholte Berord- 
nungen ber Juftizvermaltung (3. M. Vdg. ®. Nr. 22 ex 1903 und 
Nr. 9 ex 1905) befchäftigen fi mit den Maßnahmen zur Verbefjerung 
des Rechtsſchutzes der unmündigen Jugendlichen im Strafverfahren durch 
Zuziehung der gefeplichen Vertreter, eines für das erfahren befteflten 
Kurators oder: eines nötigenfalls von Amts wegen den Unmünbigen und 
Jugendlichen beizugebenden Verteidigers. 
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Insbeſondere die Juftizminifterialverordnung vom 10. Juli 1903, 
J. M. Vdg. B. Nr. 22, fucht diefen Übelftänden zu begegnen. Dieſelbe 
fautet: „Wenn aud die Strafprogeßordnung barüber keine Vorſchrift 
enthält, auf melde Weife gefegliche Vertreter minderjähriger Beſchul— 
bigter und Angeflagter von einem gegen diefe anhängigen Strafverfahren 
in Kenntnis zu ſetzen find, jo ift anbrerfeit3 in ber Strafprozeßordnung 
eine Reihe von Beftimmungen enthalten, welche es biejen geſetzlichen 
Vertretern ermöglichen follen, auch im Strafverfahren ihrer Pflicht zum 
Schutze ihrer Pilegebefohlenen nachzukommen. So ftehen ihnen inabejon- 
bere zu: Das Rechtsmittel ber Nichtigkeitsbeſchwerde, die Berufung ſelbſt 
gegen den Willen de3 Minderjährigen (8$ 282 und 465 St. P. D.), das 
Recht, die Wiederaufnahme de3 Strafverfahrend zu beantragen ($8 354 
und 480 ©t. P. D.), das Recht, felbft wider ben Willen des Pflege- 
befohlenen für ihn einen Verteidiger zu beftellen ($ 39 St. P. D.). Die 
Ausübung diefer Rechte ift in Frage geftellt, wenn der gejegliche Ver— 
treter eines Minderjährigen von einem gegen denfelben anhängigen Straf» 
verfahren feine Kenntnis befigt. Es ift ferner naheliegend, daß in vielen 
Fällen der Minderjährige Scheu tragen wird, die Hilfe feines gefeplichen 
Vertreterd in Anfpruch zu nehmen, andrerfeit3 ift im Intereſſe der Er- 
ziehung und Fürforge für Minderjährige geboten und entſpricht den im 
dritten und vierten Hauptftüde des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
niedergelegten Grundfägen, daß die gejeglihen Vertreter Minderjähriger 
bon einem gegen biefe anhängigen Strafverfahren und dem Ergebniffe 
begfelben in Kenntnis gefept werben, da fie nur auf dieſe Weije in die 
Lage kommen, ihrerfeit3 bie für deren künftige Wohlfahrt erforderlichen 
Schritte zu unternehmen. 

Es wird ſich daher in allen Fällen eines Strafverfahrens gegen 
Minderjährige dringend empfehlen, von jedem entſcheidenden Schritte bie 
gefeglichen Vertreter zu verftändigen. Als ſolche Schritte jind ins— 
befondere die Einleitung eines gerichtlichen Vorverfahrens, die Über- 
reihung einer Anklagefhrift und die Anordnung der Hauptver— 
Handlung, ſei es vor den Gerichtähöfen, ſei es vor den Be— 
zirksgerichten, anzufehen. Eine ſolche Perftändigung wird ent- 
fallen können, wenn ber gejegliche Vertreter zweifellos auf andere Weiſe 
in Kenntnis der betreffenden Tatfache gelangt, unbefannten Aufenthaltes, 
an ber Straftat des Minderjährigen beteiligt ift oder wenn fie nicht ohne 
erhebliche Verzögerung bes Verfahrens ftattfinden fönnte. In vielen 
Fällen, insbeſondere, wenn ber gefepliche Vertreter unbefannten Aujent- 
Halte3 ober an ber Straftat beteiligt ift, wird ſich die Notwendigkeit 
herausftellen, die Pflegfchaftsbehörde von dem Sachverhalte in Kenntnis 
zu ſetzen. Sollte eine ſolche noch nicht beftehen oder nicht befannt 
fein, fo mird jenes Gericht zu verftändigen fein, dem nad 


J 
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ben beſtehenden Vorſchriften bie einſtweilige Vorkehrung zukommt. 
Was insbeſondere die Verſtändigung ber Pflegſchaftsgerichte von 
erfolgten Verurteilungen anlangt, ſo wird auf die Verordnungen vom 
3. Dezember 1899 und vom 10. November 1893 verwieſen. Es wird Sache 
der Erwägung des einzelnen Zalles fein, ob und inwieweit außer ben 
daſelbſt bezeichneten Fällen es im Intereſſe des Minderjährigen gelegen 
ift, die Pflegſchaftsbehörde von erfolgten Verurteilungen zu verftänbigen. 
Ebenfo wird falfweife zu erwägen fein, ob ber bei ber Hauptverhandlung 
nicht erſchienene gefegliche Vertreter von einer erfolgten Verurteilung zu 
verſtändigen ift.” 

Die in diefem Erlaffe gemeinte Stelle der Verordnung des Juſtiz⸗ 
minifteriumd vom 10. November 1893, 3. M. Vdg. B. Nr. 31, Tautet: 
„Die ftrafgerichtlichen Gefchäfte werden ... Verhältniffe Har legen, welche 
dem Bivilgerichte Anlaß geben müffen, der Erziehung und dem fittlichen 
Buftande der Kinder Aufmerkfamfeit zuzuwenden. Daher folfen die Strafr 
gerichte und die ftrafgerichtlichen Funktionäre die Zivilgerichte von den 
diesſalls mahrgenommenen Tatfahen jeweil® in Kenntnis fegen.” Die 
Stelfe der Juftizminifterialverordnung vom 3. Dezember 1899, auf welche 
obiger Erlaß hinweiſt, befagt: „Zu diefem Behufe follen die Straf- 
gerichte . .. insbejondere aud) die Alten, aus denen die Verleitung oder 
Verwendung von Kindern zum Bettel hervorgeht, jedesmal dem zuftän- 
digen Pflegichaftögerichte übermittelt werben.” 


e) Der Strafvolliug an jugendlichen Berfonen. 


Über den Strafvollzug enthalten die öſterreichiſchen Geſetze im weſent⸗ 
lichen folgende Beftimmungen: 


Der Strafvollzug an Kindern. 


Nadı 8 237 5. G. 8. tritt eine Ahndung ſeitens ſtaatlicher Organe 
für die von den Kindern bis zum vollendeten 10. Lebensjahre begangenen 
ſtrafbaren Handlungen überhaupt nicht ein. Dieſelben find bloß der häus- 
lichen Züchtigung überlaffen. Die häusliche Züchtigung wird durch die 
gangbaren erziehlihen Zuchtmittel vollzogen und findet ihre Grenze in 
den 88 413 ff. St. G. B. Die Pilicht, welche den gefeplichen Vertretern 
vermöge ihrer Stellung überhaupt im Bufammenhalte mit der Beftimmung 
des 8 237 St. G. B. auferlegt wird, hat einen gewiſſen öffentfichrecht- 
lichen Charalter. 

Der Staat kümmert ſich hier nicht weiter um ben kindlichen Übel- 
täter und vertraut biefen feiner Familie in der Erwartung an, daß 
diefe ihren erziehlichen Beruf nunmehr beſſer al3 bisher verwirkfidt. 
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Hier find die Sicherheitäbehörden nicht wie nad) $ 273 St. G. 8. 
fubfidiär zur Ahndung berufen. 

Eine zmwedentfprechende Ausübung ber Häuslihen Strafgewalt 
fegt aber immer voraus, daß die erziehungspflichtigen Perfonen von ihrer 
Gewalt einen vernünftigen Gebrauch machen. 

Die Verordnung des Leiters bes Juftizminifteriums vom April 1905, 
welche fich mit den Wahrnehmungen aus Anlaß der Prüfung der Gnaden- 
gefuche befaßt und die Gerichte anmweift, in jedem einzelnen Falle zu 
prüfen, ob nicht ein Schuldausſchließungsgrund im Sinne de3 $ 2 St. G. B. 
vorliegt, erwähnt der häufigen Erſcheinung, daß Not und Elend in ber 
Familie, Drohungen, Mißhandlungen von Seite der Angehörigen, ber 
gebieterifche Befehl der Eltern, dem die Kinder ſich nicht zu entziehen 
vermögen, bie Rinder zu geſetzwidrigen Handlungen beftimmen. 

Bei Vorliegen folher Verhältniffe, ftraffällige Kinder der häus— 
lichen Züchtigung zu überantworten und die Überwachung dieſer 
häufigen Zucht von der Polizei» und Pflegichaftsbehörbe über- 
wachen zu laffen — wie e3 ber Ortsſchulrat eines Wiener Ge- 
meindebezirtes ala ein Mittel zur Befämpfung des Plattenwelens und 
des mie größter Strenge zu verfolgenden Kinderbettels beantragt — 
würde zu dem Unrechte, welches die Eltern ſolchen Kindern ſchon zufügen, 
ein neue3 Unrecht von Obrigfeit3 wegen hinzufügen. 

Nicht mit der Zuchtrute, fondern nur mit einer Yürforge, die auf 
den Namen Erziehung Anſpruch erheben darf, läßt fi ber Verwahr- 
loſung der Kinder duch ihre Eltern beifommen. 

In gleicher Weife jegt die Inanjpruchnahme des obrigfeitlichen Bei- 
ſtandes zur Unterftügung der elterlichen Erziehungsgewalt gewiſſenhafte 
Eltern und Stellvertreter voraus, bie einesteild von dieſem Mittel im 
Falle der Notwendigkeit auch wirklich Gebrauch machen, andrerfeit3 dieſes 
Mittel nit zur Abwälzung ihrer Erziehungspflicht auf die Schultern 
des Landes mißbrauchen. 

Wie wir bereit oben bei Beiprehung ber ftrafrechtlihen Behand- 
lung ber Jugendlichen gefehen haben, fann bie öffentliche Gewalt um 
Unterftügung ihrer Zuchtgewalt angerufen werben, und zwar 
nidt bloß die ftantlihe Strafgemalt nah 8 525 &t. ©. 8, 
fondern aud die oberbormundfchaftlihe Gewalt nah 8 217 
a. b. ©. B., wonach der Vormund, „wenn er ben Vergehungen des 
Minderjährigen durch die zur Erziehung ihm eingeräumte Gewalt Einhalt 
zu tun nicht vermag“, fich die ftaatfiche Hilfe erbitten fann. Nach $ 16, 
Alinea 2, des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, können auf 
Antrag ber gejeglihen Vertreter — alfo des Vaters oder de3 Wormundes — 
und mit Zuftimmung der Pflegihaftsbehörde jugendliche Perfonen auch 
außer ben im Gefege bezeichneten Fällen in eine Beſſerungsanſtalt für 
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jugendliche Korrigenden abgegeben werben. Gerade die Verübung einer 
ſolchen ftrafbaren Handlung wird hiezu den Anlaß bieten, die Abgabe 
in eine Befferungsanftalt zu veranlaffen. Dem tragen auch die Sagungen 
der Lanbesbefjerungsanftalten Rechnung. 

So können in die mährifche Landesbeſſerungsanſtalt für unmündige 
Knaben in Brünn nad 8 2c des Statut3 „nach Zuläffigleit de3 Beleg- 
raumes .... inı Sinne bes $16 bes Gefees vom 24. Mai 1885, R. G. B. 
Nr. 9, auch unmündige Knaben im Alter vom vollendeten 7. bis zum 
vollendeten 14. Lebensjahre über Antrag der gejeglichen Vertreter mit 
Zuftimmung der Pflegſchaftsbehörde zum Zwecke ihrer fittlihen und 
religiöfen Erziehung, ſowie zur Unterweifung in einer angemejfenen Be- 
Thäftigung aufgenommen werden“ (Olbersdorf, 8 2, Minen 1, 
Grulich, $ 2, 5. Abf.). In diefem Falle vertritt die Abgabe in bie 
Verferungsanftalt die „Häusliche Züchtigung“. 


Der Strafvollzug an Unmündigen. 


a) Der Strafvollzug für begangene objektiv verbrecheriſche 
Handlungen. 


8270 &. ©. B.: „Pie von Unmünbdigen begangenen ftrajbaren 
Handlungen ber erften Art (Verbrechen, Die wegen der Unmündigkeit nur 
als Übertretungen zugerechnet werden) find mit Verſchließung an einem 
abgefonderten Verwahrungsorte nach Befchaffenheit der Umftände von 
einem Tage bis zu ſechs Monaten zu beftrafen. Diefe Strafe kann nah 
8 253 verfchärft werden: a) durch Faften, b) ſchwerere Arbeit, c) An- 
weifung eines harten Lagers, d) Anhaltung in Einzelhaft, e) einfame 
Abfperrung in dunkler Zelle.” 

8271 ©. G. B.: „Pie Umftände, worauf bei Beſtimmung der 
Strafzeit und ber Verſchärſung Nücficht zu nehmen ift, find: a) die 
Größe und Eigenfchaft der ftrafbaren Handlung, b) das Alter des 
Schuldigen, je nachdem ſich dasſelbe mehr der Mündigkeit nähert, c) feine 
Gemütsart, nad) der ſowohl aus der gegenwärtigen Handlung, ala aus 
dem vorhergehenden Betragen ſich äußernden Selbftbeftimmung, fchäd- 
licheren Neigungen, Bosheit oder Unverbeſſerlichkeit.“ 

8 272: „Mit dieſer Beftrafung der Unmündigen ift 1. nebſt einer 
ihren Kräften angemeffenen Arbeit ftet3 2. ein zmwedmäßiger Unterricht 
des Geelforger8 oder Katecheten zu verbinden.” 

Für die Unmündigen ift alfo nad) unferem Rechte eine bejondere 
Art von Strafvollzug normiert, der noch als Strafe bezeichnet ift (8270 
&. ©. B.), deren Ausmaß außer durch andere Umftände auch 
nad „ihädliheren Neigungen und Unverbeſſerlichkeit“ beftimmt wird. 
Mit diefem Strafvollzuge ift aber auch ein fürforgficher, ein erziehlichet 
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Zweck verbunden, indem während der Strafzeit ein zweckmäßiger Unter» 
richt des Seelſorgers oder Katecheten Platz zu greifen hat. In ber „Ver— 
ſchließung an einem abgefonderten Verwahrungsorte“ ift nicht Verbüßung 


der Strafe in Einzelhaft zu verftehen, denn durch Anführung des 8 253 
im 1. C. 8. ilt die Einzelhaft als Straperichärfung erflärt, 
ie nur je nach den im $ 271 genannten Umjtänben, nicht aber regel» 


mäßig zu erfolgen hätte. Unter abgejondertem Verwahrungsort ift ein 
von ben Strafanftalten. örtlich getrennter, vom gewöhnlichen Gefangen- 
hauſe verſchiedener Verwahrungsort zu betrachten; allerdings werden 
in ber Praris die gewöhnlichen Bezirksgerichtsgefängniſſe zur Verſchließung 
nah $ 270 St. & B. vielfach verwendet, jo daß ji dann die befondere 
Strafart na, 8 270 St. G. B. von ber Xrreftftrafe praftifh im mwejent- 
lichen nicht unterſcheidet (f. Anhang Nr. 22). 

Außerdem kann bei den Unmündigen auch bie Abgabe in eine 
Beſſerungsanſtalt nach Verbüßung der Verſchließungsſtrafe nach 8270 ff. 
St. ©. B. angeordnet werben ($ 8, Alinen 1 des Gefepes vom 24. Mai 
1885, R. G. 8. Nr. 89). 

Den Mißftande, daß die Durchführung des befonderen in ben 
88 270 fi. St. ©. B. angeordneten Strafvollzuges für Unmündige an 
ber Unvermögenheit ber Gerichte fcheitert, bei dem Buftande unferer Be— 
zirkögerichtägefängniffe die Verfchließungsftrafe im Sinne des Geſetzes 
praktiſch durchzuführen, follte dadurch abgeholfen werben, daß die Beſſe— 
rungsanftalten auch zum Vollzuge diefer Strafe verwendet werden. 

Diefen Weg juct die Werorbnung des ZJuftizminifteriums dom 
23. Jänner 1899, 3. 30.430 ex 1898, betreffend die Werbüßung der 
Verfchließungsftrafe (8 270 St. ©. 8.) in Beilerungsanftalten, welche 
lautet: „An alfe Gerichte und Staatsanmwaltihaften. Strafunmünbige, 
welche fid) eines Verbrechens ſchuldig gemacht haben, find gemäß 98 269 a 
und 270 St. G. 3. mit „Verſchließung an einem abgefonderten Ber- 
wahrungsorte“ zu betrafen, außerdem kann gemäß 8 8 des Geſetzes vom 
24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 89, ihre Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt 
für zuläffig erfannt werben. 

Es find wiederholt Zweifel aufgetaucht, ob es zuläffig fei, die Ver— 


ließungsſtrafe ſelbſt in einer Befferungsanftalt abbüpen zu dürfen. Da 

13 Strafgefeg ausdrüdlih nur von der Verſchließung an einem abge- 
jonderten Verwahrungsorte fpricht, daher keineswegs den Vollzug im 
Gerichtögefängniffe anorbnet, unterliegt e3 feinem Anftande, die Ver— 
ſchließung in einer dem Gefege vom 24. Mai 1885, R. G. ®. Nr. 89, 
entſprechenden Befferungsanftalt vollziehen zu laffen, und zwar gleich“ 
viel, ob lediglich auf Verſchließung ertannt oder außerdem noch die Zus 
läffigfeit der Abgabe in eine BVefferungsanftalt ausgeſprochen wurde. In 
dem erfteren Falle darf die Freiheitentziehung bie urteildmäßige Dauer 








— 142 — 


nicht überfchreiten, in beiden Fällen muß die Durdführung der Ver— 
ſchließung dem Urteilsinhalte entjprechen, fie muß ſich insbefondere ala 
Freiheitöftrafe, als eine gegenüber der bloßen Anhaltung in ber Beſſerungs- 
‚anftalt ftrengere Maßregel darſtellen; es muß in den Sagungen ber 
Befferungsanftalt für diefen Fall Vorforge getroffen fein und dem Ge— 
richte, in deſſen Sprengel die Beſſerungsanſtalt Tiegt, die Möglichkeit ge- 
wahrt fein, den Strafvollzug zu überwachen. 

Handelt e3 fih um Vollzug ber Verfchließung in einer Befjerungs- 
anftalt außerhalb des Sprengels bes erkennenden Gerichtes, jo wird nach 
Analogie bes 8 406 St. P. D. vorzugehen fein. Vorausſetzung des Boll- 
zuges der Verſchließungsſtrafe in einer Befferungsanftalt ift jedoch die 
Bereitwilligfeit der Iegteren zur Aufnahme, fofern nicht für die Anftalt 
bereit3 bindende Vorſchriften vorliegen oder in ber Folge gefchaffen 
werben.” 

Der Charakter der Verſchließung nach 8 270 St. G. B. ala Straje 
ſoll alſo auch duch ben Vollzug bderfelben in einer Beſſerungsanſtalt 
nicht benommen werden; e3 handelt ſich hier praktiſch im weſentlichen 
darum, den Belegraum und die erziehlihen Einrichtungen der Befjerungs- 
auftalten zu benügen, um einerfeit3 einen wirklich „abgejonderten Ber» 
wahrungsort“ zu erlangen, andrerfeit3 eine dem Gedanken des & 272 
©t. G. B. entfprechende erziehlihe Wirkung zu ermöglichen. 


Statt diefen Zweck duch Errichtung ftaatliher Anftalten zu er- 
reichen, in melden an jugendlichen Perfonen die Freiheitsftrafe als eine 
gegenüber der bloßen Anhaltung in der Beſſerungsanſtalt ftrengere Maß— 
regel vollzogen wird und melde die für Jugendliche notwendigen er- 
ziehlichen und unterrichtfichen Einrichtungen enthalten, will ber Staat 
die Befferungsanftalten der Länder, welche doch im allgemeinen weit hinter 
dem Bebürfniffe der Länder nad folhen Anftalten zurücftehen, ihrem 
eigentlichen Zmwede entfremden und zu Strafanftalten machen. Dadurch 
wird der ftrafähnliche Beigeſchmack der Notionierung nur noch mehr ver- 
ſchärft und der erziehliche und fürjorgliche Gedanke, welche der Beilerungs- 
anftalt zu Grunde liegen follte, mit dem Gedanken ber Sühne und Ber» 
geltung aus fiskaliſchen Erwägungen in eine verhängnispolle Gemein- 
ſchaft gebracht. 

Das Beſtreben ſollte doch vielmehr in entgegengeſetzter Richtung ſich 
bewegen, bie Beſſerungsanſtalten, welche heute, wie die Zwangsarbeits- 
anftalten als Mittel der fogenannten Einzeln- oder niederen Sicherheits⸗ 
polizei dienen, von allem zu befreien, was fie ihrem erziehlihen Zwecke 
ber Befferung entfremdet und an Strafe erinnert, Dazu gehört alferbings 
eine Neuregelung der gejeglihen Vorausfegungen ihrer Inanfpruchnahme, 
welche nad) dem Geſetze heute erft dann beginnt, wenn ber zu Beſſernde 





Foo ——— 
gänzlid) verwahrloſt und ber Beſſerungszwed infolge Unverbeſſerlichkeit Ms 


faum mehr zu erreichen ift, wie aus ben folgenden Beltimmungen Des 
Tefepes —— 


8) Die Ahndung der von Unmündigen begangenen Vergehen 
und Übertretungen. 





„Die von Unmündigen begangenen ftrafbaren Vergehen und Über- | 
tretungen werben insgemein der häuslichen Züchtigung, in Ermanglung ' 
biefer aber oder nach dabei ſich zeigenden befonderen Umſtänden der Ahn- NV 
dung und Vorkehrung der Sicherheitbehörbe überlaſſen.“ Nicht bloß dann, 
wenn die häusliche Züchtigung verfäumt wird, fondern auch, wenn bei 
Berübung der Tat ober nad) derfelben „bejondere Umftände” herbor- 
tommen, bie e3 nicht ratſam erfcheinen laffen, die häusliche Züchtigung 
abzuwarten oder fi mit der vollzogenen zu begnügen, hat bie Sicher- 
heitöbehörde die „Ahndung“ vorzufehren. Die gegen den unmünbigen 
Täter verwendeten Maßnahmen tragen nicht mehr den Namen und ben 
Charakter einer „Strafe“. Das Strafgericht TE mit bem Woflzug ber 
„‚Apndung und Vorkehrung“ in einem ſolchen Falle nicht weiter be- 
faßt. Dieje Mrafsaten Yanblungen der Unmündigen find zwar auch in 
bem Strafgejege aufgenommen, aber nur zu dem Zwecke der Ermädtigung 
der Sicherheitäbehörben, in diefen Fällen zu ahnd« nd_borzutchten ·ꝰ 

en 


Der Strafvollzug an Mündigen. 








Hat der Mündige das 14. Lebensjahr eben vollendet, jo ift er, wie— 
wohl noch fange nicht zur fittlichen Reife gelangt, ſelbſt noch ein Kind 
im erziehungsfähigen Alter, dennoch ftrafrehtlih verantwortlich wie 
ein Erwachſener. Für die von einem Jugendlichen begangene verbrecheriiche 
Tat foll ihn weder die Todes-, noch die Iebenslange Kerkerſtrafe treffen, 
der Jugendliche ift fonach von diefen ſchwerſten Strafarten ausgejchloffen 
(852 ©. G. B.). Auch Hat jeder jugendliche Verbrecher ſchon kraft 
feiner Jugend einen fehr wichtigen Milderungsgrund bei Ausmefjung der 
ftrafweifen Freiheitsentziehung für fich. 

Für jugendliche Sträflinge beftehen eigene Abteilungen der Männer- 
ftrafanftalten. Vermöge der Aufnahmsbedingungen ift der Kreis der in der 
Jugendabteilung zugelafjenen ein ſehr enger und danach bleibt ein großer 
Teil der verurteilten Jugendlichen der verderblichen Gemeinſchaft mit den 
erwachſenen Verbrechern ausgefegt. Das Nähere über die Jugendab-» - -. . _ 
teilungen bringe ih im Unhange (j. Anhang Nr. 23). “ . 

Im Anſchluſſe daran die Eindrücke, welche ich bei dem Beſuche“ 
der Jugendſtrafanſtalt in Göllersdorf empfangen habe (f. Anhang Nr. 24). 
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Das Verordnungsblatt des AJuftizminifteriums, Jahrgang XIX, 
Stüd II, ©. 21, veröffentlicht einen Erlaß des Juftizminifteriums vom 
18. Jänner 1903, welcher tonftatiert, daß die für den Strafvollzug an 
Jugendlichen beftehenden Einrichtungen heute von Mängeln nod nicht 
frei find. Die Verbefferung und Ausgeftaltung bilde eine der im Vorder⸗ 
grunde ftehenden Sorgen ber Juſtizverwaltung. Mit diefem Erlaffe werden 
Anträge auf Begnadigung jugendlicher Sträflinge angeregt, wenn fie 
die Beruhigung gewähren, daf fie nach der Entlafjung aus der Strafe 
die Geſellſchaft nit neuerlich mit Verbrechen bedrohen. 

Nach Fertigftellung dieſes Teiles der vorliegenden Arbeit erſchien die 
Verordnung des Juftigminifterium®s vom 30. September 1905, 
betreffend den Strafvollzug an Unmündigen und Jugendlichen in den 
Gefängniffen der Gerichtshöfe und Vezirkögerichte und in den Straf 
anftalten. 

Diefe Verordnung erfheint in dem am 6. Oktober herausgegebenen 
Verordnungsblatte des Juftizminifteriums, XXI. Jahrgang, Stüd XVIII, 
aufgenommen. 

Ich konnte auf dieſe im Hohen Grade wichtige Verordnung in den 
vorftehenden Ausführungen daher nicht mehr Bezug nehmen, bringe bie 
Verordnung aber im Anhange (f. Anhang Nr. 26). 


Die Reformen im Strafvollzug an Kindern und Jugendliden. 
Die Begnadigung jugendlicher Verurteilter. 


Das Ziel der notwendigen künftigen Reformen liegt aber nicht bloß 
in einer den Bebürfniffen des Jugendalter entjprechenden Ausgeftaltung 
des Strafvollzuges, al3 vielmehr auch in einer Durchgreifenden Neuregelung 
unferes Syſtems ber Alteräftufen und ber ihnen entſprechenden Zurech- 
nungsfähigteit. 

Hier eröffnen ſich zwei Wege, auf denen die Härten unferes gegen- 
wärtigen Strafgefeges zu befeitigen find. 

Der eine führt dahin, die Alterögrenze der Strafunmündigkeit Hinauf- 
zurüden bis zur Grenze des erziehungsfähigen Alter? und innerhalb 
dieſes Zeitraumes die ftrafrechtliche Verantwortlichkeit aufzuheben und 
die Freiheitsſtrafe durch Erziehung zu erfegen. Die Erziefungsanftalt 
würde danıı an Stelle der Strafanftalt treten. 

Der zweite Weg würde dahin führen, daß man das Unrecht befeitigt, 
das für viele Jugendliche daraus entftehen kann, daß unfer Strafgejeg 
das Alter der Unmündigfeit und geminderten Verantwortlichteit von dem 
Alter der Miündigkeit und formalen vollen Zurechnungsfähigkeit durch 
eine ſcharfe und ftarre Grenze ſcheidet, ohne eine Zwiſchenſtufe bedingter 
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Burechnungsfähigteit einzufgieben und dem Richter das Prüfungsrecht 
einzuräumen, fo daß er ‚nach forgfältiger Beurteilung des Einzelfalles 
entfheiben könnte, ob ber mündige Beſchuldigte das zur Begründung 
feiner Zurechnungsfähigkeit notwendige normale Maß geiftiger Einſicht 
und fittlicher Reife auch wirklich befigt. Da von ber öfterreichifchen 
Gefeggebung die Erledigung bes neuausgearbeiteten Strafgeſetzentwurfes, 
der diesbezüglich eine gründliche Neuregelung wohl bringen wird, nad) 
den mit den Strafgefegentwürjen bisher gemachten Erfahrungen in ab- 
fehbarer Zeit nicht zu erwarten ift, jo hat die öfterreichifche Juftizver- 
mwaltung in Anerfennung des dringenden Bebürfniffes einer Reform, 
wenigftens für die Zwiſchenzeit einen Ausweg zu finden gefucht. Sie 
benügt das in dem Refervatrechte der Krone zur VBegnadigung gewährte 
außerordentliche Mittel, um die größten Härten des ordentlichen Rechts— 
ganges für die Jugendlichen wenigſtens dadurch zu mildern und auszu— 
gleichen, daß fie die in ihrer Entwidiung zurüdgebliebenen mündigen 
Beſchuldigten, welche fie ihrer formalen Zurechnungsfähigfeit wegen 
de lege lata vor einem Strafverfahren und einer Verurteilung zu be- 
hüten nicht in der Lage ift, von dem Vollzuge der Strafe im Begnadigungs- 
wege befreit. 


Die Juftizminifterialverordnung vom 25. November 1902, 3. M. 
Vdg. 8. Nr. 51, „betreffend die Begnabigung verurteilter Jugendlicher”, 
läßt Diefe Abficht deutlich erfennen: „Unter der großen Zahl der Jugend» 
lichen,” bemerkt fie im Eingange, „die gegen die beftehenden Strafgefege 
verftoßen, befinden fi viele, welche weniger aus Werberbtheit ber Ge- 
finnung, als infolge Unbefonnenheit, Verführung und Mangel an 
Neife Handeln.” Sie find eben zum großen Teil „in ihrer 
feelifchen Entwicklung zurüdgeblieben‘, mas fie ſchuldig werden 

— er „Mangel an Einſicht, der Mangel an Willens— 
kraft”. Bei vielen von ihnen bedürſe es weder der Zwangserziehung 
noch des Strafvollzuges, ſchon das Strafverfahren und das Urteil wirke 
als Mahnung beifernd und abhaltend. Bei ihnen wäre der Strafvollzug 
oft eine Härte. Diefe und der damit verbundene Makel müjje von einer 
vom Geiſte der Menfchlichkeit getragenen Strafrechtöpflege vermieden 
werben. 

Die Verordnung unterfcheidet innerhalb der Jugendlichen mehrere 
Alterägruppen, und ftellt für jede dieſer Gruppen die Vorausfegungen 
für die Begnadigung beſonders feſt. 

Wir bringen im Anhange (f. Anhang Nr. 9) die Verordnung, be— 
treffend die Begnadigung Jugendlicher und bemerken Hier nur, daß ber 
Begnadigte verjprechen muß, durch feinen künftigen Lebenswandel ſich der 
Gnade würdig zu erweiſen. 

Reicher, Fürforge für die verwahrloſte Jugend. II. 10 
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ſiſtũche Widerftandskraft, deren Mangel ihn ftraffällig werben ließ, und 
die nur durch Erziehung erlangt wird, foll hier die Gnade hervorrufen. 

Wenn Urteil und Strafverfahren auch bei manchen Jugendlichen 
abhaltend und befjernd wirken mag — die nadhteilige Wirkung der Be— 
rührung deö Jugendlichen mit dem Strafgerichte ift in andern Ländern 
längft erfannt worden und darum gilt der Grundſatz, den Jugendlichen 
folange als möglich, da3 Heißt folange erziehlich auf diefen eingemirkt 
werben fan, nicht zum Helden und zum Mittelpunkt einer Gericht3- 
verhandlung zu machen. Auf diefe Erkenntnis ift auch bie Bildung eigener 
Gerichtshöfe für Jugendliche in einzelnen Ländern zuridzuführen, Die 
von Amerika ihren Ausgang genommen haben. Dazu kommen die bereits 
eingangs erwähnten Bedenken kriminalpolitifher Natur, wonach eine der⸗ 
artige Behandlung ftrafbarer Handlungen Jugendlicher durch darauf 
folgende Begnadigung auf die Dauer unhaltbar ift, weil fie ebenſowohl 
dem Rechtsbewußtſein des Volkes als den dauernden Intereſſen bes 
Staates widerſprechen würde. Diefer Umftand drängt zu einer nad: 
haltigeren Sicherung des Staates und feiner Rechtsordnung, als es das 
Verfprechen des VBegnadigten ift. Nachdem es aber für diefen Zwed nur 
zwei Mittel gibt, die Strafe oder die erziehliche Fürforge, die Zwed-⸗ 
tuibrigteit ber Strafe Dur) ben, Gnndenerfaf Der Regierung felbf?Awerfanınt 
Tored, fo bleibt mur das andere Mittel übrig: nicht Strafe, fondern Er 
siehung. Dabei foll keineswegs verfannt werden, daß bis zur Snangriff- 
Hahme einer Reform auf diefer Grundlage die Begnabigung des Jugend- 

|" nod) immer befjer ift, ald die kriminelle Beftrafung. 


6. Das Polijzeirecht. 


Die polizeiliche Bekämpfung der Verwahrloſung durch Einleitung 
der Schutz· und Fürforgemaßnahmen. 

Wir haben die Werwahrlofung als einen Zuſtand fennen gelernt, 
ber bie Allgemeinheit gefährdet und die Rechtsordnung bedroht. Gegenüber 
einer folhen fozialen Gefahr müßte die Polizei al3 jene Zmangtätigkeit 
auf dem Gebiete ber inneren Verwaltung, welde beftimmt ift, derlei Ge— 
fahren abzuwenden, in erfter Linie zur Bekämpfung der Vermwahrlofung 
und zur Einleitung, Anordnung und Durchführung der dieſem Zmede 
dienenden Maßnahmen berufen fein. 

Da e2 ſich bei diefen um einen Eingriff in die Freiheit des Indivi— 
duums und in die Rechte der Familie handelt, müßte die Tätigfeit der 
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Polizei ſich auf geſetzlicher Grundlage bewegen. An einer ſolchen geſetz⸗ 
lichen Vollmacht der Polizei, der in der Verwahrloſung liegenden Gefahr 
in allen Fällen, in denen fie in die Erſcheinung tritt, entgegenzutreten, fehlt 
es in Öfterreich, wenngleich e3 nicht an wertvollen Anfägen, das öfter- 
reichifche Recht in diefem Sinne auszugeftalten, gebricht. 

Das geltende Recht, wenn es auch die Tatbeftände ber Verwahrloſung, 
die zu ihrer Bekämpfung dienenden Maßnahmen und das Verfahren hiebei 
nicht in einem einheitlichen Gefege geregelt hat, behandelt die Verwahr⸗ 
loſung in verjchiebenen Gefegen nebenher. So kämpft die Urmenverwaltung 
im Wege der Armenaufficht gegen eine Verwahrloſung der armen Kinder 
an, fo ift Die Schulverwaltung beftrebt, die Volksſchulen von verwahrloften 
Elementen frei und rein zu erhalten, jo endlich enthält das Strafgejeg 
Beftimmungen, welche ſich mit der Verwahrloſung bereits ftraffällig ge- 
wordener Kinder befaſſen. So enthält bie « beiterſchutzgeſetzgebung in ber 
Gerwerbeorbnung und in der Gefindeorbnung Heffimmungen nicht bloß zum 
Schuße der jugendlichen Arbeitskraft, fondern auch zum Schutze der Gitt- 
lichleit der Lehrlinge, jugendlichen Yilfsarbeiter und Dienftboten. 

Wie weit das Ideal dieſes geſetzlichen Schuges noch vielfach, hinter 
der Wirklichkeit zurüdbleibt, davon einige Veifpiele im Anhange (f. An- 
hang Nr. 27 und 28). 

Das Strafgefeg ift das einzige Geſetz, das anfnüpfend an die Straftat 
eines ftrafunmündigen Kindes bie Sicherheitäbehörden anmeift, ſich mit der 
Berwahrlofung eines ſolchen Kindes zu befaffen. Bevor es zur ſicherheits— 
behördlichen Ahnbung und Vorfehrung in einem folhen Falle kommt, 
ift die Behandlung und Belämpfung der Verwahrlofung ausſch!ießlich der 
häuslichen Bucht überlaffen. Die Polizei fann in biefem Stadium von, 
den Trägern der Familiengewalt zum Beiftande angerufen werden, um 
flüchtige Kinder in die Familie zurüdzuführen. Um bie felbft in ftrafbaren 
Handlungen zum Ausdrud tommende Verwahrlofung eine3 Kindes bis zum 
10. Lebensjahre hat ſich die Polizei im eigenen Wirfungsfreife ebenfo- 
wenig zu kümmern, als um bie Berwahrlofung ber Jugend überhaupt, wenn 
fie nicht in einer ftrafbaren Handlung zum Ausdrude kommt; fie hat lediglich 
dem Pflegſchaftsgerichte Mitteilung zu machen. Doc) ift Die Anmweifung der 
Bolizeibehörben im Sinne der folgenden Erfäffe des Minifteriums des 
Junern eine Neuerung von weittragender prinzipielle Bebeutung. 

Als eine ſolche überaus wichtige polizeirechtliche Grundlage der Für- 
forge für die verwahrlofte Jugend erſcheinen die Erläſſe des k. k. Minifte- 
riums des Innern vom 8. Jänner 1900, 8. 41.744 ex 1899, und 
vom 16. März 1897, 3. 420/M. I. (j. Anhang Nr. 29). Diefe 
Erläffe find an die politiihen Landesftellen gerichtet, welche die Ber- 
mittlung ber Landesausfhüffe nah der Richtung in Anfpruch nahmen, 
daß bie Gemeinden, welchen die Handhabung der Lokalpolizei im eigenen 

10* 
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Birkungsfreife obliegt, den Standpunkt bed öffentlichen Intereſſes auf 
biefem Gebiete (nämlich der erfolgreichen Belämpfung ber Verwahrlofung 
der heranwachſenden minderjährigen Jugend) mit Ernft und Nachdrudk 
wahrnehmen und Fälle tatfächlicher oder auch nur drohender Verwahrlofung 
Minderjähriger ftet3 rechtzeitig zur Kenntnis der fompetenten Behörbe 
bringen. 

Der Erlaf des Minifteriums des Innern beruft ſich auf die Familien- 
und vormundſchaftsrechtlichen Beftimmungen des allgemeinen bürgerlichen 
Gefegbuches, ſowie auf den & 16 des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. B. 
Nr. 90, ala wichtige Handhaben, um der häufig öffentlich in Wort und 
Schrift beffagten Verwahrloſung der heranmwachjenden minderjährigen 
Jugend mit Erfolg entgegenzutreten. 

Mit diefem Erlaffe ruft fomit das Minifterium des Innern, die mit der 
Wahrung der öffentlichen Sicherheit im Reiche betraute Zentralftelle, die 
Gemeinden, al3 bie unterften Träger der Polizeigemalt im Gtaate, zum 
Kampfe gegen die Verwahrlofung auf. 

Darin fommt fomit die Auffaffung der Verwahrloſung, und zwar 
ſowohl ber tatfächlichen wie auch ber drohenden Verwahrloſung, ala einer 
polizeificherfeit3 zu befämpfende Gefahr für die Allgemeinheit und für 
den Staat zum Ausdrude. 

Ungeachtet, daß die pofitiv rechtlichen Grundlagen ber Schupfürforge für 
die verwahrlofte Jugend nicht geändert, ber obervormundfchaftliche Schup- 
bereich in biefer Beziehung ſomit nicht erweitert wurde, liegt in der ein- 
heitlichen Anweifung der Gemeinden in Handhabung ber Lokalpolizei, fein 
Kind oder jugendliche Perfon, gleichwie von welcher Herkunft und heinat- 
rechtlicher Zuftändigleit dasſelbe auch fein mag, im Zuftande tatfächlicher 
ober drohender Verwahrlofung ungeftört aufwachſen zu laſſen, fondern in 
jedem folhen Falle den obervormundfcaftlihen Schu des Staates, die 
Hilfe ber Pflegihaftsbehörden anzurufen, ein weſentlicher Fortſchritt gegen- 
über ber bisherigen, weder planmäßigen, noch einheitlichen Belämpfung der 
Vermwahrlofung. 

Damit kommt auch der Grundſatz zur Geltung, die Fürforge für die 
verwahrlofte Jugend bereit in den erften Anfängen ber Verwahrlofung 
in die Wege zu leiten; hiefür wird in dem unterften Träger der Bolizei- 
gewalt ein Anmalt des öffentlichen Intereſſes beftellt und ın Ermanglung 
einer befonderen Grundlage in Geftalt eines Fürforgegejeges werden die 
hiefür brauhbaren Beftimmungen des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
der Befriedigung dieſes öffentlichen Intereffes dienſtbar gemacht. 

Freilich wäre für diefen Zwed ein Fräftigerer Anwalt zu wünſchen, als 
die Gemeinden. Diefen find nad) geltendem Rechte die wichtigften Interefien 
de3 Staates: die Sicherheit für die Perfon und de3 Eigentums, bie öffent- 
liche Sittlichfeit anvertraut. Die Verwaltung diefer Agenden betrachtet die 
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Gemeinde nicht als ein ihr vom Staate anvertrautes, fondern als eigenes 
Net, deffen Handhabung als ihren felbftändigen Wirkungskreis, welchen 
da3 zum erften Male die Gemeinbeautonomie begrünbende Gefeß von 1849 
ſogar als den „natürlihen Wirfungstreis der Gemeinde” bezeichnete. 

Dies führte in weiterer Folge zu jener mißverftändlichen Auffaſſung 
ber Gemeindeautonomie in dem Ginne, daß biefe mehr als ein Zreiheit- 
recht, denn als eine Verwaltungspflicht eingeſchätzt wurde. Nichts könnte 
die Unzwedmäßigkeit und Schwerfälligkeit unferer Doppelverwaltung beifer 
beleuchten, al3 der Erlaß des Minifteriums des Innern, der oberften 
Sicherheitäbehörde des Reiches, welches, um die Gemeinden ald Sicherheit3- 
behörden zur Wahrnehmung eines polizeilichen Intereffes in Anfpruch zu 
nehmen, dies nicht auf Grund feines Verordnungsrechtes unmittelbar tut, 
fondern ſich hiebei der Vermittlung der Landesausſchüſſe, als der oberften 
autonomen Inſtanzen der Länder, bedient, bamit biefe den Gemeinden 
innerhalb der Grenzen ihrer Autonomie die Wahrnehmung diefes öffent» 
lichen Intereſſes nahelegen. 

Nun ift e8 aber eine Erfahrungsjache, daß die Popularklage, welche 
ſchon heute im Geſetze begründet ift, nur in den feltenften und frafjeften 
Fällen der Kindermißhandlung erhoben wird, daß in der Regel fich fein 
Anwalt für Fälfe der Verwahrlofung in der Gemeinde aus Beforgnis vor 
der Berfeindung mit der Nachbarſchaft und vor der Mehrbelaftung der 
Gemeinde im Gefolge der angeregten Schußfürforge findet. 

Um nun dieſer Erfahrung Rechnung zu tragen, hat der fteiermärkifche 
Landesausſchuß in der Kundmachung vom 7. Juni 1897, 3. 11.497, be— 
treffend die Fürforge für die verwahrlofte Jugend, in weicher der bejprochene 
Erfaß de3 Minifteriums des Innern zur Kenntnis gebracht wurde, gleic)- 
zeitig auf Grund des $ 89 bes Armengefeges zur Richtſchnur für jene Ge— 
meinden, welche bie Unterbringung verwahrlofter Kinder in befonderen 
Anftalten planen, kundgemacht, daß fie dies unter einer folhen Inan— 
ſpruchnahme des Landesarmenfonds tun können, daß die Gemeinden aus 
dem Titel dieſer Anftalsverforgung teine größere Mehrbelaftung trifft, 
als „das Maß der Koften ber ortsüblichen Pflege armer Kinder in der 
Gemeinde” barftelit. 

Hiezu bemerkte der fteiermärkifche Landesausihuß, daß in dem Aus- 
maße der legteren jedoch an einer Beteiligung der Gemeinden an der 
Koftenaufbringung feftgehalten werden müffe, weil der Natur ber Sache 
nad erfahrungsgemäß das finanzielle Interefje der Gemeinden eine ver- 
läßlihe Gewähr dafür bietet, daß die Landesfürforge unter finanzieller 
Mitwirkung des Landes tatfächlich auf Fälle der Vermahrlofung einge— 
fchränft bleibe (f. Anhang Nr. 8). 

Wir finden alfo hier ein Zufammenmwirfen der Verwaltung und des 
Gerichtes, der ftaatlichen und ber autonomen Verwaltung, ber drei Faktoren 
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der Fürforge für die verwahrlofte Jugend; die einheitliche Bekämpfung 
der Berwahrlofung durch die Sicherheitsbehörden, die Anordnung ber 
Schupfürforge auf Grund der überaus wertvollen Beftimmungen des all» 
gemeinen bürgerlichen Gefegbuches durch das Vormundſchaftsgericht und 
endlich die Beſtimmungen, betreffend die Fürforge und ihre Koften. Wir 
finden alfo hier Anordnungen, welche, ſoweit e3 die beitehenden Reichs⸗ und 
Landesgeſetze geftatten, die Zürforge für die verwahrlofte Jugend zu regeln 
verfuchen. 


Die Sefiiellung der Verwahrlsfung durch Die Sicherheitsbehörde. 
Die fiherheitsbehördlihe Ahndung und Vorfehrung im Falle 
der Straffälligkeit eines unmündigen Kindes. 


Die Polizei fommt mit der verwahrloften Jugend in unmittelbare 
Verbindung, wenn das Kind im Alter von 10—14 Jahren eine jtrafbare 
Handlung begeht, die ſich nad) dem Strafgefege ald Vergehen ober Über- 
tretung darftellt. Die Sicherheitäbehörden find mit der verwahrloſten ftraj- 
fälligen Jugend nur infoweit befaßt, als fie durch das Strafgefeg zur 
Ahndung ftraffälliger, unmündiger Kinder und zur biesfälligen Vorkehrung 
berufen find. Die Vorausjegung diefer Berufung ift, daß die Familien- 
verhältniffe derart verwahrloft find, daß innerhalb diefer Familien von 
häuslicher Zucht feine Rede ift. 

Die Zuftändigfeit der Sicherheitsbehörde beginnt bei Kindern erft 
vom 10. Lebensjahre angefangen. Wurbe bie ftrafbare Handlung von 
a) einem Rinde unter 10 Jahren begangen, fo ift die Verfolgung diejer 
Handlung ben” Werichten Towoht, al da 
in diefem alle nur bie "Häusti i 
Strafanſpruch des Sraares ebenſowenig als eine amtliche Verpflichtung 
der Sicherheitsbehörde, ſich mit den Verhältniſſen eines ſolchen Kindes weiter 
zu befaſſen, beſteht. Die Tätigkeit der Strafgerichte ift darum jedenfalls 
ausgefchloffen und auch das Eingreifen der Sicherheitäbehörbe, wie es 
unter den Vorausjegungen des 8 273 St. G. 2. ftattfindet, ift hier nicht 
zuläffig. Wurde eine Handlung begangen, welche ſich ſchon äußerlih nur 
al3 Vergehen oder Übertretung darftelt und erfcheint berjelben b) cin Un- 
mündiger beſchuldigt, fo fommt für diefen Fall 8 273 St. G. 8. in Betracht. 
Die Marginalrubrif biefes Paragraphen bejagt: „Won Unmündigen be» 
gangene Vergehen ober Übertretungen an ſich, find der häuslichen Züchti— 
gung, nad) Umftänden ber Sicherheitsbehörde zu überlaffen.” 8273 St. G. B. 
ſelbſt beſtimmt, daß die genannten ftrafbaren Handlungen: „insgemein ber 
häuslichen Züchtigung, 1. in Ermanglung dieſer aber oder 2. nach babei 
ich zeigenden Umftänden ber Ahndung und Vorkehrung der Sicherheit- 
behörbe überlaffen“ find. Die Sicherheitäbehörde wird ji jomit kraft 
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de3 ihr damit gewordenen gejeglichen Auftrages mit den ihr zur Kenntnis 
gefommenen Übeltaten folher unmündiger Perfonen zu befaffen haben. 
Hat fie al3 den Täter einen Unmündigen eruiert, fo fommt es darauf an, 
ob eine häusliche Züchtigung überhaupt zu erwarten ift. Denn in diefen 
Fällen fteht das Recht der Eitern, vefpektive gefeplichen Vertreter zur 
Ahndung der Übeltat an den Unmündigen an erfter Stelle („insgemein“). 
Ob diefe Zücjtigung zu erwarten it, Darüber Tann ſich Die Obrigfeit durch 
eigene, bienlihe Erfundigungen, ob bie Eltern ihrer Erziehungspflicht 
den Kindern gegenüber nachkommen, ob beren erziehlihe Macht zur hin- 
länglihen Ahndung durch Häusliche Züchtigung ausreicht uſw., oder durch 
Nachfrage beim Pflegichaftsgerichte Kenntnis verfchaffen. Damit erteilt 
das Geſeh den Sicherheitäbehörden zum erften Mal den Auftrag, den Tat» 
beftand der Verwahrloſung feitzuftellen. Mit Necht bezeichnet Profefjor 
Dr. Zuder dieje gefeliche Veftimmung als „einen wertvollen Anſatz für die 

ung bes Inſtituts der Zwangserziehung in Oſterreich“ („Über die 
Behandlung der verbrederifchen und arg vermahrloften Jugend“, ©. 43). 

Erſcheint die häusliche Züchtigung ausreichend gefichert, jo find bie 
Unmündigen biefer zu überlaffen, wenn nicht, tritt die Ahndung und Vor- 
fehrung durch die Sicherheitäbehörbe ein. 

Wenn ſich fogleich befondere Umftände zeigten, bie eine häusliche 
Züchtigung überhaupt nicht erwarten laffen, z. B. die Eltern waren mit» 
ihuldig an der begangenen Übeltat, die erziehliche Macht der Eitern 
hat ſich nicht ausreichend erwiefen, Rückfällen vorzubeugen, die Eltern, 
reſpeltive gefeglichen Xertreter find nicht vorhanden oder nicht zu er- 
mitteln oder find der Sicherheitäbehörbe felbft als notorifch verbrecheriſche 
Eriftenzen befannt u. dgl. m.; in biefen Fällen hat die Sicherheitäbehörde 
die ftrafbare Handlung des Unmündigen zu ermitteln und feftzuftellen, und 
barauf ihre Maßnahmen zur Ahndung und Vorfehrung zu treffen. Diefe 
Ahndung wird Heute weſentlich in ber Form ber Abgabe in” "eine 
Serferungsanftalt vollzogen. Im Anhange bringe ich das Ergebnis einer 
jehmjährigen Statiftit ber Ahndung und Vorkehrung duch die Sicher- 
heit3behörde Graz (f. Anhang Nr. 20). Außerdem verweife ich auf An— 
Hang Nr. 13. 

Das Verordnungsblatt bes Juftizminifteriums, Jahrgg. XIV, Stüd V, 
vom 14. März 1898 reproduzierte den Erlaß des Minifteriums des Innern 
vum 7. Februar 1898, 3. 2003, betreffend Behandlung Strafunmindiger 
und verwahrlofter Jugendlicher, und meift 1. die Sicherheitbehörbe an, 
im Falle des $ 273 St. ©. 8. ohne vorherige Anzeige an das Gericht 
fofort im eigenen Wirkungskreiſe vorzugehen. Eine vorherige Abtretung 
an Gericht oder Staatsanwaltſchaft Hat nur bei Zweifeln über eine allen- 
fall verbrecheriſche Qualifilation der Tat zu erfolgen. Zweifel über 
dag Alter hat die Sicherheitsbehörbe felbft aufzulfären. Belteht die Vor— 
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fehrung im Sinne des $ 273 ©t. ©. 8. in der Abgabe in eine Bejjerungs- 
anftalt, fo wird 2. der Sicerheitäbehörde aus fachlichen Gründen 
empfohlen, auch in ben Fällen des $ 273 St. ©. 8. und 8 8, Gefeg vom 
24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89, vor Verfügung der Abgabe in eine Beſſe— 
rungsanftalt ſich mit der Pflegihaftsbehörde ins Einvernehmen zu feßen. 

Die Polizei kommt alfo mit der verwahrloften Jugend in unmittelbare 
Berührung erft vom begonnenen 10. Lebensjahre angefangen und aud 
dann nur, wenn es fih um ein Kind im Alter von 10—14 Jahren 
handelt, dad ein ergehen ober eine Übertretung begangen hat. Die 
Sicherheitöbehörde verfieht in diefem Falle das Amt eines Polizeirichters, 
fie ahndet und kehrt vor. Hat das Kind aber eine Handlung, die ſich 
objektiv nad) dem Strafgejege als, ein Verbrechen darftellt, begangen, dann 
hat nicht ber Polizeirichter, fondern der GStrafrichter Amts zu handeln. 


Die Aufficht der Sicherheitsbehörde über gerichtlih abge- 
ftrafte Kinder und jugendlihe Perfonen. 


Wohl aber kommt hier die Sicherheitsbehörde in Tätigkeit; infofern 
handelt e3 ſich bei einem folchen abgeftraften Kinde um bie Hinfichtlich 
alfer gerichtlich abgeftraften Individuen den Sicherheitbehörden auferfegte 
Auffihtsführung. 

Zu diefem Zwecke dienen in erfter Linie die ftrafgerichtlichen Augtunfts- 
tabellen. Diefe fanden in der Juftizminifterielverordnung vom 5. März 
1853, R. ©. B. Nr. 44, womit die mit Hofdekret vom 30. September 1821, 
J. 6. ©. Nr. 1818, erteilte Vorſchrift wegen Ausfertigung der ftraf» 
gerichtlichen Auskunftstabellen und weiterer ‚Behandlung derjelben mit 
mehreren Abänderungen neuerlich kundgemacht wurde, ihre Regelung. 

Das Strafgericht hat mit dem Urteile zugleich) eine Auskunftstabelle 
über den Verurteilten anzufertigen und dem Straforte mitzuteilen, von 
wo e3 mit ber Bemerkung über das Betragen des Sträflings während der 
Strafzeit an die Polizeidireftion des Strafortes, oder wenn fi) eine ſolche 
daſelbſt nicht befindet, an die politifche Behörde des Bezirkes, in welcher 
ſich diefer befindet, zu fenden iſt (8 2). 

Diefe Behörden haben zu beftimmen, was mit dem Sträffinge nad) 
ausgeftandener Strafe zu geſchehen habe, ob berfelbe in der Gemeinde des 
Strafortes belaffen werden könne oder ob derfelbe in feine Heimatgemeinde 
oder nad) Maßgabe der befonderen Verhältniffe in eine andere Gemeinde 
gewiefen oder ob er dahin frei entlafjen oder mitteld gebundener Marjch- 
zoute oder mittel3 Schub befördert werden foll. Diefe Behörden haben, 
wenn bie Gemeinde des Strafortes zugleid) die zuftändige Gemeinde des 
entlaffenen Sträflings ift, die Tabelle aufzubewahren, fonft aber ber 
Rolizeibehörde, weiche in der zuftändigen Gemeinde des Sträflings ihren 
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Si hat, in Abgang einer foldhen aber ber politiichen Bezirksbehörde, in 
beren Bezirke bie politifche Gemeinde Liegt, zur Kenntnis und Aufberwah- 
zung mitzuteilen (8 4). 

Die Polizeidirektion, bezw. politifche Behörde hat bei Fällung ber 
Schuberkenntniſſe fi an das Gefeg vom 27. Juli 1871, R. ©. ®. Nr. 88, 
zu Halten. Das Geſetz hat nad) feiner Tertierung nur Perſonen im 
Auge, die mindeſtens ſchon im ftande find, ſich felbft zu erhalten. 

Nach dem III. Hauptftüde des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
beginnt gejeglich die Selbftbeftimmung und die Erwerbsfähigkeit erft mit 
dem Tage des Eintritted der Münbdigfeit, d. i. mit dem vollendeten 
14. Lebensjahre. Demzufolge muß, wenn auch das genannte Geſetz die un- 
mündigen Kinder nicht ausbrüdlic; ausnimmt, deren Einreihung unter die 
im $1 bezeichneten Perſonen und die Fällung förmlicher Schuberfenntniffe 
gegen biefelben aus dem Titel de3 Abganges der Subfiftenzmittel al3 ein 
Verſtoß gegen dieſes Geſetz zum Schuge ber perfönlichen Freiheit ange 
fehen werden. (Statthalterei in Wien, Note vom 19. Juli 1879, 3. 20.627, 
an bie ob der Ennsſche Landesſtelle.) 

Die Kenntnisnahme, Sammlung und Aufbewahrung ber gerichtlichen 
Ausfunftstabellen ermöglicht der Sicherheitsbehörbe die befondere Auf- 
ficht über Die ftrafgerichtlich Abgeurteilten; die Auskunft über den Leu- 
mund und das Vorleben der betreffenden Perfonen. Nach den Beltim- 
mungen des Strafgefeges, welche die ftrafgerichtlihe Wburteilung eines 
Kindes nach dem vollendeten 10. Lebensjahre ermöglichen, ift eine Aus— 
nahme zu Gunften ber ftraffälligen und abgeurteilten Kinder, ähnlich wie 
e3 oben die Statthalterei in Wien hinfichtlih der ganz und gar zweck— 
widrigen Schubbehandlung getan Hat, wohl nicht abzuleiten. Das elf- 
jährige Kind, da3 in feinem kindlichen Unverftand eine Handlung be- 
gangen hat, bie fich objektiv als Verbrechen darſtellt, hat ber vorbezogenen 
Verordnung nach ebenfogut wie ein Erwachſener eine Auskunftstabelle 
und damit ein bemafeltes Vorleben zu erhalten. 

Die ficherheitpolizeiliche Aufficht fteigert fih dann bei Bus 
treffen ber geſetzlichen Worausfegungen zur förmliden Stelfung 
unter WPolizeiauffiht und ſchließlich zur Notionierung und An— 
Haltung in einer Bmangsarbeit3-, bezw. Beljerungsanftalt, welch letztere 
Mafnahme vom Minifter des Innern bei Beratung des Landſtreichergeſetzes 
von 1873 als ein höherer Grad von Polizeiaufficht bezeichnet wurde. 


Der Kinderbettel und die Proftitution jugendlicher Perjonen. 
«) Die polizeiliche Befümpfung des Kinderbettels. 
Die Schwierigkeit einer wirffamen Bekämpfung der Berwahrlofung durch 
bie Gemeinden, al3 die Träger ber Ortspolizei, läßt jich am beiten an dem 
Kinderbettel nachweiſen. 
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Die Gemeinde übt die Lofalpolizei, welche den Bettel bekämpfen 
fol, in ihrem felbftändigen Wirkungskreiſe. Zu biefem gehört auch die 
Armenpflege, deren geſetzliche Zweckbeſtimmung: die Verforgung bes 
Armen mit dem zum Leben Unentbehrlihen, ift. Kommt bie Gemeinde 
diefer Pflicht nicht nach, und das ift wohl im allgemeinen die Regel, 
dann erfcheint der Vettel nur al3 die mildefte Form ber Selbithilfe des 
Urmen. Eine ernftliche Bekämpfung des Bettels durch bie Gemeinde, beren 
unzulängliche Armenpflege diefen Zuftand verſchuldet hat, ift füglich nicht 
zu erwarten. 

Aber auch die Velämpfung des Bettels im Wege ber Gefepgebung 
weiſt ftatt Fortſchritte nur einen Rückſchritt auf. Das Strafgefeg 
von 1852 machte noch die Bedrohung des Bettels mit Strafe davon 
abhängig, baf der Bettel erfolgte, ungeachtet die Armenanftalten ber Ge— 
meinde für die Verforgung der Armut vorgeforgt hatte ($ 517). 

Das Geſetz vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89, womit ftrafrecht- 
liche Veftimmungen gegen den Vettel erlaffen murben, hat im $ 9 dieſe Be- 
ftimmung des Strafgefees außer Kraft gefegt und damit den urſächlichen 
Zufammenhang zwifchen Armenpflege der Gemeinde und bem Bettel un= 
berüdfichtigt gelaffen. 

Der heilfame Drud, der darin lag, daß die Armen, welche infolge der 
Bernahläffigung der armenrechtlichen Verpflichtung der Gemeinde den 
Weg ber Selbſthilfe betraten und ſich das zum Leben Unentbehrliche cr» 
betteften, für diefe Selbfthilfe infolge des Verſchuldens der GemeinbePStrafe 
verbüßen mußten, ift damit befeitigt. Damit ift auch; die Verahtwort- 
lichleit der Gemeinde in Beziehung auf die Erfüllung ihrer armenrechtlichen 
Verpflichtungen, ftatt belebt, im Gegenteile abgeſchwächt worden. Aber 
nicht bloß darin liegt ber Nüdfchritt des eben erwähnten Geſetzes. 

Das Strafgefeg von 1852 fannte auch eine elterliche 
pilicht vom Bettel, infofern die Eltern nicht bloß für die Anleitung und 

nfiftung ihrer Kinder zum Bettel, fondern auch dafür verantwortlich 
waren, daß fie — ba fie Kenntnis vom Vettel ihrer Kinder hatten — 
diefe davon nicht abhielten ($ 520). 

Das Gefeg vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89, hat zwar die 
Strafbeftimmung gegen bie Eltern, welche ihre Kinder zum Bettel anleiten, 
verschärft, allein gleichzeitig die Pflicht der Eltern, ihre Kinder vom 
Bettel abzuhalten, dafern fie davon Kenntnis gehabt hatten, befeitigt 
und dadurch das Verantwortlichteitägefühl nachläffiger Eltern in diefer 
Beziehung abgeſchwächt. 

Bir werben in dem Kapitel: Die Gefeggebung, betreffend die Beſſe- 
tungsanftalten, jehen, mit welcher Energie die Kaiferin Maria Therefia 
bereit3 den Kinberbettel befämpft hat. Pie tatfählihen Zuftände im 
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einzelnen Orten, insbeſondere in den Großſtädten, laſſen keinen beſonderen 
Erfolg dieſes mehr als hundertjährigen Kampfes erkennen (ſ. Anhang 
Nr. 31). 


P) Die polizeiliche Behandlung der Proftitntion, 


Das Geſetz vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89, ftellt die gewerbs⸗ 
mäßige Unzucht unter Strafe. Die tatſächliche Handhabung des Verbotes 
ift aber in das Ermeffen der Sicherheitäbehörde geftellt ($ 5, letzter Abſatz). 
Diefe geht von der Annahme aus, daß die Proftitution ein notwenbiges 
Übel ift und nicht befeitigt, fondern nur geregelt werben könne. „Nicht 
um Vegünftigung, fondern um Überwachung der Proftitution, mit welcher 
nicht zu befeitigenden Tatſache gerechnet werden muß, handelt es ſich“ 
führt die Entfcheidung des Kafjationshofes vom 16. Juni 1900, 3. 1357, 
in ihrer Begründung aus. Die Sicherheitäbehörde in großen Städten 
erteilt daher gemiffermaßen bie polizeiliche Erlaubnis zur Feilheit der 
Hingabe weiblicher Perjonen um Geld und Geldeswert und ſtellt fomit 
nach diefer Richtung bie volle Handlungsfreiheit der mweiblihen Perſon 
unter dem Vorbehalte fitten- und geſundheitspolizeilicher Kontrolle her. 
Erft die Nichteinhaltung der diesfälligen polizeilichen Anordnungen macht 
über Antrag der Sicherheitäbehörde die Proftitution zu einer firaf- 
baren Übertretung des Geſetzes und führt zum gerichtlichen Ausſpruch 
der Zufäffigfeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanftalt und fofern 
die Proftituierte in dem jugendlichen Alter von 14—18 Jahren fteht, 
zur Anhaltung in der Korrigenbenabteilung biejer Anftalt, beziv. in einer 
Befferungsanftalt für weibliche Korrigenden. 

(Siehe Anhang Nr. 32: Die Titel der Anhaltung in Zwangsarbeits- 
und Befferungsanftalten.) 

Man fragt ih: Iſt es denn wirklich notwendig, ein ſolches 
minderjähriges Mädchen mit einer polizeilihen Erlaubnis zur ge— 
werb3mäßigen Unzucht auszuftatten, wäre es nicht vielmehr ber ftaat- 
lichen Obervormundfchaft mehr entiprechend, ein ſolches nicht eigenberech⸗ 
tigtes Geſchöpf in fhügende Fürforge zu nehmen, wie es die wahre Sitten» 
polizei erfordern würde? 

Das „Oſterreichiſche Staatswörterbuch“ von Miſchler und Ulbrich 
bringt eine zum erſten Male anläßlich der Weltausſtellung im Jahre 
1873 für Wien erlaſſene polizeiliche Vorſchrift, betreffend die Über- 
wachung ber Proftitution. Diefe polizeiliche Kontrolfe foll die männ- 
liche Lebewelt vor den Gefahren des Umganges mit der weiblichen Halb- 
welt, vor Krankheiten ſchützen. Von einem Schuße bes fittlihen Wohles 
der jugendlichen Anmärterinnen dieſes traurigen Berufes habe ich aber 
in dieſer Vorfchrift nicht? gefunden. 


- 16 — 


Bei der polizeilichen Kontrolle handelt es ſich alfo mehr um die Ge- 
ſundheits⸗, als um die Sittenpofigei. Ich verfenne ja keineswegs, daß das 
Problem der Regelung der Proftitution eine außerordentlich ſchwierige 
Aufgabe der Verwaltung ift. Diefe Schwierigkeiten rechtfertigen aber noch 
keineswegs, daß die Schußbeftimmungen de3 allgemeinen bürgerlichen Geſetz- 
buches, welche den Minderjährigen gegen Werwahrlofung fhügen und die 
Zürforge für die Verwahrloften begründen follen (8178 a. b. ©. 8.) einfach 
außer Kraft gefeßt werden, und daß der Obervormund Staat ruhig zufieht, 
wie die Organe der öffentlichen Gewalt jugendlichen, dem Kindesalter 
taum entwachjenen Perfonen die Erlaubnis zu einer Tätigkeit erteilen, Die 
zum fittlichen, geiftigen und körperlichen Ruine der minderjährigen Frauens- 
perfon führen muß; wie die fürforgende Staatsgewalt, ftatt dieſe bemit- 
leidenswerten Geſchöpfe aus ihrer lafterhaften Umgebung zu befreien, die— 
ſelbe in dem verberbenbringenden Milieu beläßt. 

Und doc) handelt e3 ſich auch bei der Proftitution um bie Befeitigung 
ihrer Urfachen, die zumeift in dem Milieu, in der Umwelt zu ſuchen find, in 
der die gefährdeten Mädchen leben und in ber fie zur Halbwelt herabfinten. 
Die Behauptung Lombrofos, ba e3 geborene Proftituierte gebe, bezeichnet 
Dr. Hugo Hoegel in feiner Abhandlung über Kriminalanthropologie 
in ber Beitfchrift „Der Gerichtsſaal“, 1885, als „eitel Geſaſel“. 
Die Fürforge darf daher nicht erft dann einfegen, wenn bie Mädchen 
bei dieſer Stufe, bei ber Halbwelt, bereitd angelangt find, fondern 
in einem viel früheren Stadium. Ein Gefeg in England macht 
das Zufammenleben von Kindern mit: Proftituierten, ja ſchon das 
Wohnen in Häufern, in denen Weibsperfonen gewerbsmäßige Unzucht 
treiben, zu einem Titel für die Anhaltung folher Kinder in Industrial 
Schools. 

Hier Handelt e3 ſich darum, die Kinder fo früh al3 möglich, noch ehe 
fie die Keime der Unſittlichkeit in fic) aufgenommen haben, aus ber lafter- 
haften, verderblichen Umgebung zu befreien und nicht erft zu warten, bis 
das in einer folhen Umgebung aufgewachſene Mädchen alles Schamgefühl 
und fittliche Empfinden verloren und als reife Frucht der Proftitution 
anheimfällt 

Der im Anhange wiebergegebene Teil der Abhandlung von ©. Kraus 
über die Kinderarbeit (f. Anhang Nr. 27) enthält zum Schluffe ein trauriges 
Beifpiel für unfere Zuftände in dieſer Beziehung, zu deren Abhilfe bisher 
nichts geſchehen ift. 

Auch bei Beſprechung der Zwangserziehung in Baden haben wir 
den Standpunft der rechtzeitigen Fürſorge kennen gelernt. In Oſter⸗ 
reich ift feine Vorforge getroffen, da8 gefährdete Mädchen im Kindes- 
alter aus den Verhältniffen, weiche zur Untergrabung be3 fittlichen Be— 
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wußtſeins führen müffen, zu befreien, fondern man läßt e3 darin zur Pro— 
ftitwierten heranwachſen. Im weiteren Verlaufe erhält es auch noch 
unter dem orbehalte der Kontrolle die polizeiliche Erlaubnis zur ge— 
merb3mäßigen Unzucht und erft dann greift die öffentliche Gewalt ein, 
wenn bie Luftbirne ſich polizeimibrig verhält. 

In diefem Stadium wird auch die Korrigendenabteilung ober Beſſe— 
tungsanftalt für jugendliche Korrigenden nichts mehr helfen. 

Wenn alfo aud) der Staat mit der Proftitution al3 mit einem nicht zu 
befeitigenben Übel rechnet, jo fann andrerſeits wohl mit Zug und Recht ver- 
langt werden, daf ber Staat ſich nicht bloß auf die Überwachung dieſes Übels 
beſchränkt, ſondern daß der Staat in feiner Eigenfhaft al3 Obervormund 
auf die weiteftgehende Eindämmung biefes Übels nach der Richtung drängt, 
ba die feiner Fürforge befohlenen Minderjährigen weiblichen Geſchlechtes 
zur rechten Zeit vor dem Verfalle in die Proftitution gefhügt werben. 

Das Schidjal einer jugendlichen minderjährigen Proftituierten hat 
große Ähnlichkeit mit dem Schidjale eines Schulfindes, dad wegen Ver— 
wahrloſung aus ber Vollsſchule ausgeſchloſſen ift. In diefem Falle wird 
das verwahrlofte Kind von den Schulbehörden wegen Gefährdung ber 
Sittfichfeit feiner Mitſchüler aus einem gefunden Milieu entfernt und in 
die ungefunden Verhältniffe zurüdgemorfen, in denen das Kind verwahr- 
loſte; in dem andern Falle wird die jugendliche Proftituierte im Intereſſe 
der männlichen Lebewelt in dem ungeſunden Milieu mit polizeiliher Er- 
laubnis erhalten. 

Für die Vefeitigung ber Gefahr in dem einen, wie in dem anbern 
Falle tut die öffentliche Gewalt fo gut wie gar nichts. Ich habe an andrer 
Stelle gezeigt, wie die Schul- und Unterrichtsorbnung ſich in dieſer Rich» 
tung negativ verhält. Statt eine pofitive Fürſorge für das ausgeſchloſſene 
Schulkind anzuordnen, begnügt ſich die öffentliche Gewalt mit der ſchul— 
behördlichen Überwachung der Verwahrlofung, geradefo wie fie es bei der 
ficherheitäbehörblichen Kontroffe ber Proftitution minderjähriger Mädchen 
bewenden läßt. Die „Anregung“ pflegichaftsbehördlicher Maßnahmen, info- 
lange nit auch für eine Durchführung diefer Maßnahmen für einen 
Erfag dev Volksſchule in Form von Erziehungsanftalten für ſittlich ver— 
wahrloſte Kinder geforgt ift, macht mehr den Eindrud ut aliquid fecisse 
videatur. 

Die Gefahr für den Staat wird erft anerkannt, ivenn das mit dem 
Ausihluffe aus der Volksſchule feiner Stütze beraubte Kind ftraffällig 
geworden ift und der ftaatlichen Strafgewalt verfällt. 

Die minderjährige Franenzperfon, welche unter den Augen des Ober- 
vormundes mit Erlaubnis der Polizei gewerbsmäßige Unzucht treibt, 
wird zu einer Gefahr erft dann, wenn fie fid) an die Bedingungen dieſer 
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Bolizeierfaubnis nicht hält. Dann kommt diefelbe in die Korrektionzanftalt. 
Strafhaus und Korreftionzanftalt find die Erfheinungsformen einer ver- 
fpäteten und verkehrten Fürforge durch die öffentliche Gewalt. 


Die Unhaltung in einer Befjerungsanftalt. 


Die Anhaltung in einer Befferungsanftalt wird wohl die häufigfte 
Vorkehrung der Sicherheitäbehörde fein, fie wird in dem Kapitel: Die 
Gefeßgebung, betreffend die Beijerungsanftalten, im ſyſtematiſchen Teile 
und im Anhange nod) ihre eingehende Behandlung finden. 

Doc zeigt die bisherige PVarftellung ſchon, wie die Anhaltung in 
der Befferungsanftalt eine ausſchließlich ficherheitöpolizeilihe Maßnahme 
ift, die, wenn auch von den Pflegfchaftsbehörden in Ermanglung anderer 
Einrichtungen auch für ihre Zwecke benüßt, doch bes fürforglichen vor— 
mundſchaftlichen Charakters entbehrt. 

Die Bellerungsanftalt ift dem Geifte ihrer Entftehung, dem Geſetze 
und ihrer Verbindung mit der Zwangsarbeitsanftalt nad) im Sinne der 
althergebrachten Einzelficherheitpolizei eine polizeiliche „Detentions⸗ 
anftalt“ und feine Erziehungsanftalt. 

Und doch follte die Beſſerung eines ftraffälligen Kindes, auf deſſen 
Beſtrafung wegen ftrafunmündigen Alterd der Staat feinen Anſpruch er- 
hebt, beffen ermahrlofung aber die Sicherheitsbehörde amtlich feit- 
geftellt hat, zunächft von der fürforgenden Staatögewalt zur Be— 
hebung der Verwahrloſung in Anspruch genommen werben. Der 
Staat in feiner Eigenfhaft als Obervormund follte für einen Erſatz 
der häuslihen Zucht, für die Verwirklichung des bisher vernachläſſigten 
Erziehungsanfpruches des Kindes forgen. Die Obervormundfchaft bes 
Staates, vertreten durch den Vormundſchaftsrichter, nicht die Sicherheits- 
behörbe in polizeirichterliher Funktion wäre zur Anordnung von Maß— 
nahmen vormundfchaftlicher Natur berufen. Diefe follten nicht in einer 
ſtrafähnlichen Anhaltung in einer Detentionsanftalt, fondern in einer 
sielbewußten Erziehungsfürforge für das verwahrlofte Kind beftehen. 


Die Belämpfung der Vermwahrlofung als Gefahr für bie 
Allgemeinheit, durch die Polizeigewalt des Staates. 


Die Obervormundſchaft des Staates ift ja auch nur ein Ausfluß der 
Polizeigewalt im Staate und die Anordnung der Erziehungsfürforge durch 
den Vormundſchaftsrichter ift ſchließlich auch nichts anderes, al3 eine in 
gerichtliche Formen geffeidete fiherheitspofizeilihe Maßnahme. Die Gefahr, 
welche in der Verwahrlofung liegt, befteht nicht nur für das Kind, fondern 
aud für die Allgemeinheit und die Rechtsordnung, auch wenn die Gefähr- 
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lichleit des Kindes noch nicht im Sinne bes 8 273 St. G. 8. in Form 
der Straffälligleit zur Kenntnis der Sicherheitsbehörde gelangt if. 

Die Gefahr beginnt bereits in einem viel früheren Stadium, fie be- 
giunt in ber Verwahrlofung bes Kindes durch bie Eltern und ihre gejeg- 
lichen Vertreter, in dem Mifbraud; der elterlichen Gewalt und in ber Ver— 
nadhjläffigung der daraus fließenden Pflichten, denen gegenüber das Pfleg- 
ſchaftsgericht jhon heute zum Eingreifen in die Familiengewalt zu Gunften 
der gefährdeten Kinder ermächtigt ift. 

Die Vormundſchaftsgerichte Haben ſich Hilfseinrichtungen gefchaffen, 
von denen im foftematifchen Teile, Kapitel Einleitung, die Rebe fein wird, 
welche beftimmt fein follen, ihnen die Erfüllung der obervormundſchaftlichen 
Pflichten zu ermöglichen und zu erleichtern. Dieſe der Initiative der 
Juſtizverwaltung entfprungenen Organifationen, fo wertvoll fie für bas 
einzelne Gericht oder Laub find, entbehren Heute noch jener Einheitlichkeit, 
um den Kampf gegen die Vermwahrlofung planmäßig im ganzen Reiche 
aufzunehmen, bie Fürforge für die verwahrlofte Jugend nad gleichen 

x Grundfägen auszugeftalten. 
’ 7 Indem das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch nicht nur dem Kinde, 
! " fondern „Jedermann“ gegenüber bem Mißbrauhe der elterlichen 
Rechte und der Vernachläſſigung der elterlichen, beziehungsweiſe bor- 
mundſchaftlichen Pflichten die Popularflage einräumt, anertennt es 
die Allgemeinheit, an ber Belämpfung ber Verwahrloſung inter» 
efliert zu fein. Nur ift „Jedermann“ erfahrungsgemäß ein fhlechter 
Vertreter ber Allgemeinheit, deren Vertretung zwedmäßiger einem 
amtlichen Organe anvertraut wird. Und nachdem die Verwahrlofung nicht 
nur eine Gefahr für das Kind, fondern, wenn nicht rechtzeitig geftenert, 
aud für die Allgemeinheit bedeutet, wäre es folgerichtig und zwedmäßig, 
die Vertretung der Allgemeinheit bei ber planmäßigen und einheitlichen 
Bekämpfung der Verwahrlofung den Sicherheitöbehörden anzuvertrauen. 
Die Handhabung der Sicherheitd- und Sittlichkeitspolizei iſt eine An— 
gelegenheit ber Gemeinde und fomit wäre das Nädhftliegende, bie 
Gemeinden mit ber Einleitung de3 Werfahrens zu betrauen und 
die Rerpflichtung der Gemeinden, alle Fälle der Verwahrlofung dem 
Gerichte zur Anzeige bringen, pejeptia) Tefzüfegen. Am_erörb- 


Mumgerege Tat Di pie _oben_.geicben —. bas.. Minilterum 
Innern getan. Die Einteitung, des Verfahrens auf eine Antrags» 
pflicht ber Gemeinden gegründet, würde ſich aber in der Wirklichteit 
nicht weſentlich unterfcheiden von dem heutigen Syſtem der Popularklage. 
Als Träger öffentlichrechtlicher Unternehmungen von einheitlichen Charakter 
find die autonomen Gemeinden wenig geeignet. Die Abwehr der Gefahren 
von ber Aligemeinheit und ftaatlichen Rechtsordnung ift feine Gemeinde» 
angelegenheit. Wenn e3 daher der Gejeggebung mit der Bekämpfung der 
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Verwahrloſung Ernſt ift, muß fie aus dem durch die grundſätzlichen Be— 
ftimmungen des Reichsgemeindegeſetzes gewieſenen Geleife heraus und 
ihre eigenen Wege gehen, indem fie die Verwirklichung des Schutzes gegen 
Verwahrlofung nicht autonomer Willkür, fondern amtlicher Dienftpflicht 
ftaatliher Organe überträgt. 

Das könnte natürlich nur im Wege der Gefeßgebung geichehen, obzwar 
aud in diefer Beziehung ein wertvoller Anſatz für die Ausgeftaltung ber 
einheitlichen Belämpfung durch die Sicherheitäbehörden auf dem Boden 
des geltenden Rechtes im Verordnungswege geſchaffen wurde, indem bie 
t. k. Gendarmerie, das hauptſächliche und wertvollſte Exekutivorgan 
im Dienſte der öffentlichen Sicherheit in Oſterreich im Jahre 1904 
angewieſen wurde, die Pflegſchaftsgerichte behufs erfolgreicher Durch- 
führung ihrer Aufgaben, betreffend den Kinderſchutz, dadurch zu unterftägen, 
daß fie alfen einfchlägigen Vorklommniſſen ihr Augenmerk zuwenden und 
alle bemerkenswerten Wahrnehmungen den Pflegichaftsgerichten zur Anzeige 
bringen. Die Verordnungen find aber nur Notbehelfe zur Ausfüllung der 
Lücken in der Polizeigeſetzgebung, welche den guten Willen der verordnenden 
Stelfe, tätig an dem Ausbau des Kinderſchutzes und der Jugendfürforge 
mitzwovirfen, befundet und auf die Erfenntnis zurüdzuführen find, daß 
es fid) bei der Vermahrlofung und ihrer Bekämpfung um die Abwendung 
von drohenden Gefahren in ihren erften Anfängen handelt, Gefahren, 
welche dent Gemeinmwefen und der öffentlichen Ordnung drohen. Zu biefer 
höheren grundjäglihen Auffaffung hat ſich die Gefeßgebung des Staates 
aber nod) nicht emporgefhmungen. 


H. Pie Geſetzgebung hefreffend die Befferungsanfalten. 


Der Rechtszuſtand in der Zeitperiode vor dem Inslebentreten der 
Verfaffang.‘) 


Die Geſchichte der Befjerungsanftalten reicht zurüd in das Jahr 1671 


und it auf das engite verbunden mit der gejchichtliden Entwidlung 
ber Zwangsarbeitsanſtalten. Im dieſer Verbindung ftehen die beiden 


) „Die Entwidiung der Zwangsarbeitd- und Befferungsanftalten“ von Finger 
im „Öfterreichiihen Staatswörterbuch, Handbuch des gefamten öffentlichen Rechtes“ 
von Dr. ©. Miller und Dr. ©. Ulbrich, hiſtoriſche Skigze, betreffend bie Beffe- 
rungsanftalten in Gfterreich. 

Handbuch ber öfterreichiihen Wermwaltungsgefeglunde von Dr. Morig von 
Stubenraud, 1852. 

Die Landesvertretung von Steiermart von Carl von Gtremayer, 1878; 
Vofizeiangelegenheiten, Bivangaarbeitsanftalten, ©. 184. 

Die Straffäligteit wegen Axbeitsiheu in Öfterreih, von Dr. Hugo Högel, 1899. 





— 11 — 


Anftalten noch Heute. Ein und dasſelbe Gejeg regelt die Verhältniffe 
der Smangsarbeit3- und der Bejjerungsanftalten. Die Refolution Kaiſer 
Leopolds vom 24. Juli 1671 (codex austriacus) ſchũf das erite_Zuct- 
und Arbeitshaus in Wien, das neben den Sträffingen auch Bettler, 
Bagabilnden und Tieberlie Frauensperſonen beherbergte. Das 
Zuchthaus follte auch ungeratene Kinder gegen ein  leident- 
fiches Koftgeldb der Eltern aufnehmen, und zwar „follte mit 
der Einnehmung in das Zuchthaus jobald als immer möglidh ein 
Anfang gemacht werden“. Dem Zuchthauſe in Wien folgten bald 
andere in den Provinzftäbten. Die Inhaftierten werden zur 
Arbeit angehalten und gelten dieſe Zuchthäufer als hauptſächliche 
Mittel, dem Bettel und dem Müßiggange zu ſteuern. Diefem Zwecke 
follten die fpäteren Manufaltur- und Arbeit3häufer in noch höherem Maße 
dienen. Dieſe follten den arbeitsjähigen Bettlern Erwerb ſchaffen und 
damit ben Bettlern und Müßiggängern- den Vorwand der Arbeitsloſigleit 
nehmen. Das vorerwähnte Zuchthaus in Wien wird im Jahre 1723 
teilweife al3 Arbeitshaus bejtimmt. Im Jahre 1724 erfolgt die Aus— 
ſcheidung der Gefangenen aus dem Bwatgeufe won In der 
„Erimmerung, wie das ifentlidhe Betten allhier in der Kaiferlichen 
Nefidenzitadt Wien und Erzherzogtum Defterreih Land unter der Enns 
abzuftellen, hingegen die Arme zu verforgen fei”, erfolgt die Umwandlung 
des bisherigen Zuchthaufes in ein Zucht-, Waifen- und Arbeitshaus dadurch, 
daß man „aus dem allhiefigen Zuchthaus alle Gefangene landgericht3- 
mäßige Leute, weilen diefer Ort in das künftigen fein Gefangen-, fondern 
ein Zucht⸗, Waifen- und Arbeitshaus jein foll, hinweg und in Gefangen- 
häufer gebracht‘ hat. 

Die Waifen werden nah Gejchlehtern getrennt, von den andern 
armen Leuten abgejondert untergebradht und von eigens annehmenden 
Schul- und andern Lehrmeiftern in den CElementarfenntnifjen und in 
gemeinnügiger Arbeit unterrichtet. Das Haus ſoll fo eingerichtet werden, 
daß nebjt der Anleitung in „Zucht und Chrbarkeit auch nebſt täglic) 
zweimal zu Gott verrichtenden Gebet, fleißig gearbeitet... . wird”. 

Die Kaiferin ließ ſich auch von der nieberöfterreihifchen Regierung 
ein Gutachten vorlegen über die Errichtung folder Anftalten auf dem 
flachen Lande und in den landesfürftlichen Städten und Märkten und 
gedentt in dem betreffenden Auftrage außer ben vielen bisher müßig 
getvejenen Leuten auch der „ohnbeforgt gebliebenen Waifen“, die in 
diefen Anftalten nugbringend und zum Wohle de3 Landes befchäftigt 
werben fönnten. 

In der Refolution vom 3. September 1745 hat „Ihre Kgl. Majeftät 
in alfermildefte Erwägung gezogen, wie das ungeftümme Betten... 
noch immer fortbauere, jothanes Uebel aber daher entfpringe, weil es 

Reicher, Fürforge für die vermahtlofte Jugend. IT. 1 
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allhier au zulänglichen Arbeitshäuſern gebreche, welche das alleinige 
Mittel find, um ſowohl den Müßiggang auszurotten als auch das muth- 
willige Betteln, wodurch den wahrhaft bebürftigen Armen das Almoſen 
entzogen wird, mit Exnft abzuftellen”. 

Die Arbeitöhäufer waren urfprünglich zu gleicher Zeit Strafanftalten, 
Arbeitsanftalten, Waifen- und Beſſerungsanſtalten. Nach Ausſcheidung der 
Sträflinge aus der Hausgemeinfchaft diente die Anftalt polizeilichen und 
armenpflegerifhen Zwecken, eine Anftalt zur Velämpfung des Bettels und 
des Müßigganges und gleichzeitig eine Pflegeanftalt für arme Waifen. 
Das bezogene Reſkript der Kaiferin Maria Therefia legt aber Zeugnis 
ab von ber Erkenntnis des engen Zufammenhanges von Armenpflege 
und Armenpolizei, wie die Bekämpfung des Betteld die Verforgung ber 
wahrhaft bedürftigen Armen zur Vorausfegung Hat, eine Erkenntnis, 
die 140 Jahre fpäter dem Gefeggeber abhanden gekommen zu fein fcheint 
(8 517 ©t. ©. B., 8 2 des Gejeges vom 24. Mai 1885, R.G. B. Nr. 89). 

Das Reſtkript der Kaiferin Maria Therefia an die niederöfterreichifche 
Regierung vom 31. Mai 1766 ſetzt den Kampf gegen ben öffentlichen 
Vettel fort und wendet fi gegen das Betten der Kinder auf den 
Straßen. E3 befiehlt der nieberöfterreihifhen Regierung, „baß die Unter- 
tanen ihren Kindern ohne Unterjchied das fo ſchädliche Betteln, wodurch 
felde fhon in ihrer zarten Jugend zum Müßiggange angewöhnt und 
fünftig zu aller Arbeit aus eigener Nahrungserwerbung untauglid ge- 
macht werden, aljo gewiß gänzlich einftellen und nicht mehr verftatten, 
al3 im widrigen und in berlei Betretungsfälfen die Eltern jelbft ohne 
alle Nachſicht exemplariſch beftrafet, allenſalls auch denfelben bie im 
Betten betreten werdenden Kinder hinmweggenommen und in die Spinn- 
und Wrbeitshäufer abgegeben werben ſollen“. 

Nach einem am 27. November 1765 für die böhmifchen und öfter- 
reichiſchen Erbländer erlafjenen Neftripte jolfen „in allen königlichen und 
landesfürſtlichen Städten und Märkten, wo die Spinnerei noch nicht 
eingeführt ift, Spinnfchulen gehalten werden“. 

Nat $3 follten in diefen Spinnfchulen die müßigen und armen 
Kinder und Waifen, dann die des Spinnens noch nicht fundigen Kinder 
der Handwerker und Profeffioniften zum Spinnen angehalten werben. 

In den Spinnfhulen finden ſich nunmehr die verwahrloften und die 
verwaiſten Rinder in einer Gemeinfchaft zufammen mit ben Kindern der 
Handwerker und Profejfioniften, welche in diefen Schulen gewerblichen 
Unterricht erhalten. 

Nach der Hofentſchließung vom 16. April 1785 follen die Arbeits- 
und Rettungshäufer vom Magiftrat und der Grundobrigkeit unter ber 
Auffiht der Stiftungsoberdireftion und der Regierung geleitet werden. 
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Kaiſerin Maria Therefia bezeichnete in bem Refkripte vom 21. Auguft 
1762 die Zucht» und Spinnhäufer als „Reinigungsörter”. Die Auffaffung 
jener Zeit fommt aber über das nicht hinaus, was dazumal als Ziel und 
Aufgabe der Polizei erfannt wurde. Sonnenfels („Grundſätze ber Polizeh, 
Handlung und Finanz”, 1798, Abſatz 119) bezeichnet das Arbeitshaus 
als das Univerfalmittel jener Zeit, das außer arbeitsfheuem Gefinbel, 
Bettlern und Vagabunden — um mit Sonnenfel3 zu fprehen — auch 
„auf bem Wege zur Ausfchweifung befindliche junge Leute (für dieſe 
fei e8 zwar eine Art Strafe, aber nur eine Mebizinalftrafe, wobei nicht der 
gegenwärtige Zwang, fondern die künftige Vefferung allein der Augen- 
merk ift) und von ihren gefeglichen Bertretern gegen Bezahlung ber 
Koften abgegebene Kinder” vereinigt. 

Wie wenig diefe Einrichtungen nad dem Gejhmade bes führenden 
Geiftes auf dem Gebiete der Reform des Strafvollzuge an Jugendlichen 
waren, geht daraus hervor, daß John Howard, der große englifche 
Philantrop, der auf feiner Forfhungsreife durch europäifche Gefängniſſe 
aud) Öfterreich berührte, unter Anerkennung der von ber Kaiferin Maria 
Therefia und den Wiener Bürgern geſchaffenen Wohltätigkeitsanftalten 
durchblicken läßt, daß die Strafe und Beſſerungsanſtalten Oſterreich durch- 
aus nicht zur Ehre gereichen (Dr. H. Lammaſch, „Wiener Abendpoſt“ 
vom 1. September 1879, Nr. 20, Redhill). 

Wenn wir von den aus dem Geficht3punfte ihrer Zeit zu beurteilenden 
Mitteln abfehen, jo muß doch gejagt werden, daß diefe Anordnungen ein 
ernftes Beftreben befunden und Zeugnis ablegen von ber Auffafjung ber 
Regierung der Kaiferin Maria Therefia über die hohen Pflichten des 
Staates in feiner Eigenfhaft ald Obervormund, auf welche Auffaſſung 
ja auch der Wandel in dem Verhältniffe des Staates zur Schule und in 
deren Folge die Schulgefeggebung jener Zeit zurüdzuführen ift. 

Diefe obervormundſchaftliche Fürforge des Staates fommt aber auch 
in der Folgezeit zum Ausbrude. Der fürforgliche Gedanke in der öſterreichi— 
ſchen Regierungspolitit kommt fpäter noch entfchiedener in einer Regie- 
rungstundgebung zum Ausdrud, deren Inhalt in die Direltivregeln bes 
nieberöfterreichifchen Zmangsarbeitähaufes übergegangen ift, nämlid in 
dem Hofdekret vom 19. April 1811, 3. ©. ©. Nr. 940, an das nieder- 
öfterreichifche Appellationsgericht über die Abgabe der von ihren Er— 
ziehern vernadhjläffigten Kinder an Zwangsarbeitshäuſer. Es heißt 
dafelbft: „Se. Majeftät haben wegen Abftellung einiger bisher beftan- 
denen Beſchränkungen in Hinficht der Aufnahme der Individuen in dag 
hiefige Zmangsarbeitshaus zu beſchließen geruht, daß in jenen Fällen, 
mo Eitern oder Vormünder durch üblen Ruf und eigenen unordentlichen 
Lebenswandel fich verdächtig gemacht, oder fi gar durch gänzliche Ver— 
wahrlofung der ihrer Aufficht anvertrauten Minderjährigen oder durch un— 

ur 
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mittelbare Teilnahme an ihren Verirrungen ftrafbar gemadjt haben, die» 
jelbe. ihrer Nechte verfuftig zu erflären und die Anwendung des Beſſe— 
rungsmittel3 ber notionierenden Behörde mit Hintanfegung bes Waters 
oder Vormundes zu überlafjen fei, foll nur dann, wenn wirklich Tatjachen 
gegen diefe Eltern oder Vormünder vorkommen und ermwiejen werben, 
die Polizeioberdireftion mit deren Hintanfegung (jedoch in allen ſolchen 
Fällen immer einverftändlih mit der Obervormundſchaftsbehörde) be- 
rechtigt fein, die Notion auf Abgabe eines Minderjährigen in das Zwangs- 
arbeitshaus zu jchöpfen“. 

Zu Beginn des vorigen Jahrhunderts beftand in Wien das zu einem 
Zwangsarbeits⸗ und Beſſerungshaus umgemandelte ehemalige Karmeliter- 
Moffer "auf der Laimgrube. Die Anftalt wird im Gegenfage zu einem 
Steafort als politiihe Anſlalt bezeichnet (Bolit. Gef. Samm. für Nieder⸗ 
öfterreid) vom Jahre 1838, Nr. 275). Die Hoflommiffion in Wohltätig- 
teit3angelegenheiten hatte in den Direltiven über die Aufnahme von 
Individuen die vorerwähnten Grundſätze berücjichtigt. 


Danach war der Zweck bed Arbeitshaufes, die dort eingebrachten 
Individuen zu beffern, fie in arbeitfame nügliche Menjchen umzuwandeln; 
fie follten im übrigen durch die Furcht dahin gebracht werden, vor Abwegen 
zurüdzufchreden. Als Mittel werben genannt: Religion, fittliher Unter- 
richt und Gewöhnung an Arbeit. Den angehaltenen Individuen darf fein 
Übel zugefügt werben, das zur Beſſerung nicht notwendig ift. Die Indie 
viduen find fo lange anzuhalten, bis fie Beweiſe ihrer Beſſerung gegeben 
haben. Ohne Feftfegung einer Marimalzeit wird der Grundſatz ausger 
ſprochen, daß ein Individuum eine defto längere Anhaltungszeit zu gewär— 
tigen hat, je öfter e8 an die Anftalt abgegeben wurde. Die Verwaltung 
der Wrbeitsanftalt, die unter Aufficht der niederöſterreichiſchen Landes- 
tegierung ftand, erftredte ſich auch auf die Korrektionsanftalt. Dieje 
war beftimmt, der häuslichen Zucht Hilfreihe Hand zu bieten und junge 
Leute beiberlei Geſchlechtes von moralifchen Abwegen in den Fällen 
zurüdzubringen, wo biejenigen, denen das Recht der häuslichen Zucht 
zuſteht, Tich dazu unzulänglic finden. Die Aufnahme war regelmäßig 
auf Minderjährige beſchränkt; das Erſuchen um die Aufnahme mußte 
von ferien ausgehen, denen dad Recht der häuslichen Züchtigung zuftand. 
Gig Bir" Vitte nicht vom Vater’ aus, fo war die Eimilfigung der Ober- 
vormundſchaftsbehörde auszumeijen. 

Die Perfonen wurden unter einem erdichteten Namen aufgenommen, 
der wahre Name wurde ni dem Landesprapdeiten Detanme, Weſcher 

"im bei den Akten geheim aufbewahren lich. Die Bewilligung der Auf» 
nahme erteilte der Präfident der niederöfterreichifchen Landesregierung 
(Bolit. Geſ. Samml. Nr. 274 vom Jahre 1838). 
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Die Anhaltung unter einem erdidhteten Namen und bie Geheim- 
haltung des wahren Namens fticht mohltätig ab gegen bie Tebensläng- 
liche Bemakelung des Namens wegen einer im jugendlihen Unverftand 
und infolge verwahrlofter Erziehung verübten Straftat, deren Erinnerung 
den Vorbeftrajten ala Matel fein Leben lang anhaftet und in ber gericht» 
lichen Auskunftstabelle wach erhalten wird. 

Auch um diefe Zeit wird der Kampf gegen ben Kinderbettel von der 
Regierung fortgefegt. Unter den bei Dr. Hugo Hoegel, „Die Straffällig- 
feit wegen Arbeitäfcheu in Oſterreich“, ©. 105, angeführten verfchiebenen 
Verordnungen greife ich ala beſonders charalteriſtiſch das oberöſterreichiſche 
Regierungsdefret vom 16. November 1833 heraus, das eine Taglia von 
6 Kreuzern für die Einbringung eines Bettler? zuſicherte. In diefem 
Dekrete werden bie Seelforger angehalten, von der Kanzel „durch er» 
greifende Reden auf die Schädlichleit des Bettelns aufmerffam zu machen“, 
die Schullehrer Haben die Kinder zu befehren uſw. 

Ju dem Zeitraume, welcher ber Verfaſſung vorhergeht, find nun 
für die einzelnen Provinzen, in welchen Bmangsarbeitsanftalten be— 
ftanden, Direftivregeln für diefe erfaffen worden, welche mit geringen 
Abweihungen den mit Hoflanzleidefret vom 12. Oktober 1839, 3. 32.229, 
für Wien neu erlaffenen Anordnungen folgten. Aufnahme follten finden 
Müßiggänger und Bettler; ungeeignet zur Aufnahme waren Kinder, in 
Niederöfterreih unter 14 Jahren, in Schwaz (Tirol) unter 15 Jahren, in 
Böhmen unter 13 Jahren und in Oberöfterreih unter 12 Jahren. In 
Böhmen waren die „Diftinguierten“ Perjonen über 13 Jahren in abge- 
fonderten Zimmern einzufchließen. Die Bewilligung zur Einfperrung und 
Entlaffung derfelben erteilte der Landespräfident. 

Alfe dieſe Beftimmungen tragen ben Charakter ihrer Zeit. 
Die  Polizeioberdireftion in Wien, die Magiftrate und übrigen 
DOrtsobrigkeiten Hatten die für das Zwangsarbeitshaus Geeigneten, 
auf freiem Fuße befindlichen Perſonen zu ergreifen; die Polizei» 
oberbireltion in Wien und bie Kreisämter am Lande fällten 
das Erkenntnis, oder wie ber techniſche Ausdrud hieß, ſchöpften die 
„Motion“; bie Statthalterei prüfte und beftätigte die Notionierung. Die 
Notionierten waren nad) ihrem ſittlichen Verhalten in drei Klaſſen geteilt. 

In den Veftimmungen für Schwaz heißt e8: „daß gutes Beifpiel den 
ichlechten Individuen beigejellt werde und daß der Geſellſchaft ausgewichen 
wird, welche die Moralität verderben könnte“. 

Niemand wurde entlaffen, der nicht in die erſte Klaſſe vorgerüdt war 
und Proben feiner Beſſerung und Arbeitsluſt abgelegt hatte. Die An— 
haltungsbauer war aljo von vornherein ganz unbeftimmt. 

Eine Differenzierung der Zwänglinge nad) dem Alter findet fid) in den 
für die Provinzialzwangsarbeitsanftalt des Landes Öfterreid) ob der Enns 
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“und Salzburg vom 11. März 1834, Goulta, Band Nr. 52, erlaffenen 
Direltiven der ob der Ennsſchen Landesregierung, in denen fi auch eine 
Art von Friedensbürgſchaft durch bie Eltern findet. 

Die Arbeiter find firenge nad dem Geſchlechte zu jondern und 
unter diefen wieder bei dem männlichen Gefchlechte jenen von 12 bis 
15 Jahren, bei dem weiblichen jenen von 12 bis 16 Jahren fein Zu- 
fammentreffen mit ben anbern zu geftatten. 

Die Entlaffung erfolgt nach eingetretener Befferung. Der zu Ent» 
laſſende muß ſich ausweifen, womit er fi in der Freiheit ernähren 
wird. Werben die Individuen Eltern oder Vormündern übergeben, fo 
müſſen diefe einen Revers einlegen, für ihr Wohlverhalten haften zu 
wollen unb fie werden dann zur Übernahme der Kinder und Mündel 
vorgeladen. 

In dem erften engliichen Gefege, betreffend die Industrial Schools 
um die Mitte de3 vorigen Jahrhunderts findet ſich eine ähnliche Ein- 
rihtung. Auch dort mußten die Eltern für das gute Verhalten des 
Kindes Friedensbürgfchaft leiſten (give sureties for the good behaviour 
of the child). Dort, wo dieſes Mittel verfagte, erfolgte Abgabe und 
Anhaltung des Kindes in der Industrial School, Der Vorgang war aljo 
gerade umgelehrt wie in Ofterreih. In ber Kette der Schug- und Für- 
forgemaßnahmen war dieje Friedensbürgſchaft der. Eltern das erſte Glied, 
in fterreid) folgte es der Internierung in der Anftalt nad. In Eng- 
fand wie in Oſterreich ift e3 als pofitive Einrichtung und Vorausſetzung 
der Abgabe in eine Befferungsanftalt nicht mehr zu Recht beftehend. Wohl 
aber durchdringt ber Geift dieſer Einrichtung noch heute dad ganze Syſtem 
ber Industrial Schools, indem die Anhaltung in einer ſolchen die Un— 
zulänglichkeit der elterlichen Erziefungsgewalt zur Vorausſetzung hat, 
während in Oſterreich dies — wie wir glei) fehen werben — nur bei 
ftrafunmündigen Kindern im Sinne des 8 273 ©. G. 8, und $ 8, 
Alinen 2, des Gefeges dom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89, dann 
der Fall ift, wenn die Unzulänglichkeit der Erziehungsgewalt der Eltern 
zur hochgradigen Verwahrlofung und Straffälfigkeit des Kindes geführt Hat. 
Während aber in England die Erfagerziehung in einer wirklichen Er- 
ziehungsanſtalt erfolgt, befigt der erziehliche Wert der Maßnahme der 
Notionierung einen Höchft problematifchen Vorteil. 


Die Beitperisde nad dem Inslebentreien der Verfaffung. 


Als im Jahre 1873 das fogenannte Landſtreichergeſetz zum erften Male 
bie Verhältniffe der Zmangsarbeitsanftalten im Wege ber Reichögefeggebung 
tegelte, knüpfte diefes Gefeg zum Teile an diefe alten Diretiven an, die 
in einzelnen Provinzen, wie in Böhmen, aus dem erften Drittel de3 vorigen 
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Jahrhunderts ftammten, während in andern Provinzen noch nad dem 
Inslebentreten der Verfaffung im Wege der Landesgejeßgebung, wie in 
Nieberöfterreich durch das Geſetz vom 25. Oftober 1868, L. G. B. Nr. 16, in 
Steiermark durd) das Gefeg vom 3. Februar 1872, 2. ©. B. Nr. 10, und 
in rain duch dad Gefeg vom 15. Juli 1870, L. G. 8. Nr. 24, Be- 
ftimmungen, betrefiend Vorausſetzungen und ®erfahren bei der Ab- 
gabe in die Anftalten, getroffen worden waren. 

Diefe landesgeſetzlichen Beltimmungen bezeichnen Perſonen unter 
14 Jahren als zur Wufnahme überhaupt ungeeignet, verlangten 
bei Abgabe Minderjähriger die Einwilligung des gefeglichen Vertreters, 
welche bei unbegründeter Verweigerung durch die Genehmigung ber Pfleg- 
ſchaftsbehörde erfegt werben konnte. Auch noch in der verjafjungsmäßigen 
Periode fällt die politische Behörde auf Grund einer die weitefte Deutung 
zulaffenden Ermächtigung das Notionierungserfenntnis. Die Gemeinde 
ift antragsberechtigt. Die Statthalterei betätigt das Erkenntnis. Dem 
gefeglihen Vertreter des Minderjährigen und der Zuftändigfeitsgemeinde 
ſteht das Rekursrecht zu. Die Verpflegstoften beftreitet der Landesfonds 
gegen Erſatz des durch Arbeitäverdienft nicht gedeckten Koftenteiles im 
Falle der Zahlungsunfähigfeit des Notionierten und anderer Bahlungs- 
pflichtiger durch die Zuſtändigkeitsgemeinde. Die Pflegichaftsbehörde konnte 
die Entlaffung des Minderjährigen verlangen, wenn er drei Monate 
in der Anftalt war und ſich der Hausordnung entſprechend benommen 
hatte. Über die Entlafjung entſchied die Hauskommiſſion und über Be— 
ſchwerde die Statthalterei. Die Anhaltung durfte das erſte Mal nicht 
über ein Jahr, das zweite Mal nicht über eineinhalb Jahre, das dritte 
Mat nicht über zwei Jahre dauern. 

Diefe Veltimmungen, noch mehr die älteren Vorfchriften mit ihren 
weitgehenden und vieldeutigen Ermädtigungen ber öffentlichen Gewalt 
zum Eingriff in bie perfönliche Freiheit wegen Arbeitsſcheu, Tiederlichen 
Lebenswandels uſw., befanden ſich nicht mehr im Einffange mit den 
verfaffungsmäßigen Grundfägen. 

Das Gefeg vom 27. Oktober 1862, R. ©. B. Nr. 87, zum Schuß 
der perfönlichen Freiheit, forderte zur zwangsmeifen Anhaltung eine ge- 
jegliche Grundlage. Es fehlte an einer folhen für das ganze eich 
geltenden Grundlage, an einer einheitlichen Feitftellung und Zufammen- 
faffung der Tatbeftände, an der Garantie einer unabhängigen Recht— 
iprehung, an einer Regelung der Verhältniffe der Anftalten und an 
einer Regelung der öffentlichrechtlichen Koftenpflicht. 

Die bisherigen Landesgefege enthalten feine, die früheren Vorſchriften 
nur zum Teil VBeftimmungen über eine getrennte Behandlung der jugend- 
lichen und ber erwachſenen Notionierten. Erſt das Landſtreichergeſetz vom 
10. Mai 1873, R. ©. B. Nr. 108 ($ 17), beſtimmte, daß Perſonen, 
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welche das 18. Lebensjahr noch nicht überschritten haben, wenn bie Boraus- 
fepungen der Abgabe in eine Zwangsarbeitsanſtalt bei ihnen zutreffen, 
nur in Beſſerungsanſtalten für jugendliche Korrigenden abgegeben werden; 
doch fönnen, infolange die Errichtung von bejonderen Beſſerungsanſtalten 
nicht bewirkt ift, Perfonen, welche das 18. Lebensjahr nicht überfchritten 
haben, nur an befondere, für die Aufnahme jugendlicher Korrigenden 
ausſchließlich beftimmte Abteilungen der Ziwangsarbeitsanftaft abgegeben 
werben. 

Ju 88 18 und 19 diejes Geſetzes finden ſich die Anhaltungstitel 
Unmündiger und Minderjähriger in Bejjerungsanftalten, welche noch 
heute in Kraft find und bei Belprehung bes geltenden Geſetzes 
im  fuftematifhen Teile noh zur Grörterung gelangen werben. 
Vorderhand Handelt es fih in erfter Linie um die genetifhe Ent- 
wicklung der Beſſerungsanſtalten aus den Zmangsarbeitsanftalten. Die 
Anhaltung in der einen wie in der andern wird nunmehr abhängig gemacht 
von dem gerichtlichen Ausſpruche der Zuläffigkeit einer ſolchen. Das 
Strafgeriht wird zu diefem Ausſpruche ermächtigt unter Zugrunde- 
fegung einer geſetzlichen Feitlegung der Tatbeftandsreihen: Landftreicherei, 
Arbeitsfheu, Bruch der Polizeiauffiht und unter Bezugnahme auf bie 
ftrafgejeglichen Beftimmungen, betrefiend das Betten und die gewerbs- 
mäßige Unzucht (f. Anhang Nr. 32). 

Wie fehr aber noch zweihundert Jahre nad) deren erften Errich— 
tung die Gleichftellung von Zwangsarbeit3- und Beflerungsanftalten den 
Beitgenoffen in Fleifh und Blut fag, geht aus den Beratungen bes 
Abgeorbnetenhaufes über das Geſetz hervor, bei melden nur ein Redner 
auf die Neuerung im Gefege, die Einführung des neuen gefeglihen Be- 
griffes der Vefferungsanftalten zu ſprechen fam. Und auch biefer Redner 
tat dies in einem Zufammenhange, der die Richtigkeit meiner früheren 
Behauptung beftätigt. Er erwähnte die Übung, daß die Stellungstom- 
miffionen bei den Affentierungen jugendliche Zwänglinge nicht zum Heer 
abftellen und wünfchte, mit Rüdjiht auf den günftigen Einfluß, den die 
ftramme militärifhe Zucht auf ſolche Elemente ausüben müßte, den um— 
gefehrten Vorgang eingehaften zu fehen. Die Motive der Regierungs- 
vorlage und aud) der Bericht de3 Ausſchuſſes tun der VBefjerungsanftalten 
feine bejondere Erwähnung. 

Auch der Minifter des Innern fpricht unterſchiedslos von Zwangs- 
arbeit3- und Vefferungsanftalten und bezeichnet den ftrafgerichtlidhen Zu- 
läſſigkeitsausſpruch al3 das „Maturitätszeugnis“ für die Jnanſpruchnahme 
diefer Anftalten durch die politiichen Landesbehörden, die Anhaltung 
in dieſen Anftalten als eine höhere Art von Polizeiaufjiht. Mit diefen 
Ausführungen trat er der Auffaffung entgegen, als fei diefer Ausſpruch 
ein gerichtliches Urteil, die Anhaltung die Rechtsfolge eines gerichtlichen 
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Erkenntniffes, für deren Koften der Staat und nicht die Länder auf» 
zukommen hätten, während er tatſächlich nur als die Grundlage einer 
polizeilichen Sicherungsmaßnahme aufzufafjen ſei. 

Das Landftreichergefeg von 1873 bedeutete einen Mißerjolg. 
Deffen ungeachtet, daß die Lamdftreicherverhandlungen nad) Diejem 
Geſetze bei den Gerichten fein Ende nahmen und bie Gerichtö- 
gefängniffe mit abgeurteilten Landſtreichern überfüllt waren, nahm 
mweber die Landftreicherei der Alten, noch deren Nachwuchs ab, 
im Gegenteil, bie vorwiegend reprefjive Behandlung ber Land- 
ftreiherei mit furzzeitigen reiheitäftrafen und darauf folgender Ver— 
ſchiebung in die Heimatgemeinde bedeutete für den jugendlichen Anwärter 
den Anfang vom Ende, eine Urfache der fteten Ausbreitung der auf 
Berwahrlofung zurüdzuführenden, gemeingefährlihen Zuftände, mie 
Arbeitöfhen, Bettelei, Landftreicherei uf. Statt dem Arbeitſuchenden 
in jugendlichen After, ftatt dem ſchulentlaſſenen Rinde beim Eintritte 
in das felbftändige Erwerbsleben eine Hilfreiche Hand zu bieten 
und vor dem Verfalle in Arbeitsfcheu, Bettelei und Landftreicherei zu 
bewahren, jah man ruhig zu, bis er fo tief in dem Sumpfe der Verwahr- 
Iofung verfunfen — um mit dem Minifter zu fprehen — für bie 
Bmangsarbeitsanftalt „reif” war. In den für die Jugendlichen beftimmten 
Korrigendenabteilungen diefer Anftalten traf der Notivnierte die auf der 
Landſtraße aufgelefene und auserleſene ſchlechte Geſellſchaft vereinigt wieder. 
Bon einer Ansgeftaltung diefer Abteilungen zu Beſſerungs- und Er- 
‚iehungsanftalten war unter der Herrfchaft dieſes Geſetzes feine Rede. 
Erft die 12 Jahre fpäter erfloffenen Geſetze (Gejege vom 24. Mai 1885, 
R. ©. B. Nr. 89 und 90) legten das Schwergewicht in eine einheitliche 
Organiſierung der Zwangsarbeits- und Beljerungsanftalten, in eine Ver— 
mehrung der Beljerungsanftalten. 

In dem Geſetze vom 24. Mai 1885, R. G. 8. Nr. 89 und 90, 
wird ber Amhaltung der Jugendlichen in Befferungsanftalten und dem 
damit verfolgten Beſſerungszwecke eine größere Bedeutung Be ala 
der Unhaltung der Erwachſenen in Fivangsarbeitsa 3 
Daraus hervor, burfs-Hinfichtfich diefer die Anhaltung nur in einem einzigen 
alle (8 7 des Gefeges vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89) als 
Folge der Verurteilung wegen Übertretung des Bettels, Landftreicherei, 
Arbeitsſcheu, Proftitution zuläffig erflärt wird, während die Zuläffig- 
Zeit der Anhaltung der Jugendlichen in Befferungsanftalten bei Jugend» 
Lichen im Alter von 14—18 Jahren niht nur al3 Folge der Berur- 
teilung wegen einer der borerwähnten Übertretungen, fondern aud als 
Folge der gerichtlichen Verurteilung eines unmündigen Kindes im After 
von 10—14 Jahren wegen einer ftrafbaren Handlung, die ſich äußer- 
lich als Verbrechen darftellt, außgejprochen werden kann. Außerdem follte 
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die Beiferungsanftalt zur Verbüßung der Verſchließungsſtrafe in einem 
ſolchen Falle und gleichzeitig bei drohender Werwahrlofung zu pfleg- 
ſchaftsbehördlichen Maßnahmen benügt werden können (8 178 a. b. G. B.) 

Diefe Zweckbeſtimmungen erhielten die Beſſerungsauſtalten nicht durch 
das Gefeg, fondern durch Verordnungen des Yuftizminifteriums. 

Die verſchiedenen Grabe der Verwahrlofung, die verſchiedenen Alters- 
ftufen werden zu einer großen Gemeinjchaft vereinigt und die Angehaltenen 
zum Objefte einer befjernden Behandlung gemacht, von ber wir fpäter 
im fyftematifhen Teile und im Anhange Nr. 44 noch ausführlich 
fprechen werden. Wohl Haben einzelne Länder mit Erfolg An- 
ftrengungen gemacht, foweit ihnen dies im Rahmen des Geſetzes mög- 
lich war, ſich der von alteräher überlommenen Eigenart der öfterreichifchen 
Beſſerungsanſtalt zu erwehren und dem Ziele einer Erziehungsanftalt 
näher zu fommen. Allein damit bie Abgabe eines Minderjährigen in 
einzelne Befferungsanftalten von feinem Vertreter mit ruhigem Gewiffen als 
Erziehungsmaßregel beantragt werben kann, dazu allerdings fehlen Heute 
noch vielfach die Vorausfegungen, wo ba fehlerhafte und ungeratene Kind 
Gefahr läuft, in der Beſſerungsanſtalt der Hausgenoffe von Proftituierten 
und ihren Zuhältern, von Gewohnheitsdieben und arbeitsſcheuen Land» 
ftreihern zu werden. Hier gilt das bon Hoegel in feiner vorerwähnten 
Abhandlung wiebergegebene Wort Henry Mays: 





abteilungen mit ben Zwangsarbeitsanſtalten vereinigt ſind. Hoegel 
(„Straffälligfeit wegen Arbeitsſcheu“, 1899, ©. 158) fagt von den 
ſteiriſchen Anftalten — bei denen bies der Fall ift — daß. ihre 
Einrichtungen fi in feinem weſentlichen Punkte von jenen der 
Strafanftalten unterſcheide, d. h. die Anhaltung in ihnen gleicht ber 
Kerferftrafe wie ein Ei dem andern. Wenn deſſenungeachtet die Anhaltung 
von kindlichen Korrigenden über Antrag ihrer gefeglichen Vertreter (F 16, 
Abf. 2 des Gefeges vom 24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 90) in einer 
Beſſerungsanſtalt eine ftetig fteigende Tendenz aufweiſt, jo find bie Gründe 
wohl weniger auf Erwägungen erziehliher Natur, als vielmehr auf 
finanzielfe Erwägungen der erziehungspflictigen Eltern und der unter» 
ftügungspflichtigen Gemeinden zurüdzuführen, welche den erftbeften An- 
laß benügen, vielleicht felbft herbeiführen, um die Erziehung und Ver— 
pflegung der Kinder auf dad Land zu überwälzen. 

Die Vefferungsanftalten von heute erfüllen die an eine Erziehungs- 
anftalt zu ftellenden Anforderungen nit. Wenn auch die jormalen 
Borausfegungen der Anhaltung in diefen Anftalten den verfafjungs- 
mäßigen Anforberungen ber Gegenwart angepaßt wurden, ben jozialpoli« 
tifhen Anforderungen werben dieſe Anftalten nicht gerecht, denn der 
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Geiſt, welcher dieſe Anſtalten beherrſcht, iſt der alte geblieben. Dieſer 
Geiſt fomnıt in dem Geſetze zum Ausdrucke, das die Bivangsarbeitd- und 
Befferungsanftalten, als zwei nahe verwandte Anftalten einheitlich regelt. 
Dieſes Geſetz trägt den Anforderungen des Rechtsſtaates, wonach jedes 
Kind den rechtlichen Auſpruch auf Erziehung hat und wonach e3 fi 
bei ber Behandlung der verwahrloften Jugend um die Nachholung einer 
verfäuntten Etziehungspflicht handelt, nicht Rechnung. 


Die Verbüßung der Verſchlieungsſtrafe (8 279 St. G.) in 
Befferungsanftalten, 
Die Befjerungsanftalt als Schuß gegen drohende Ber- 
wahrlofung. 
Das AJuftizminifterium geht aber noch über den gefeglihen Zweck 
der Befferungsanftalten hinaus und will diefe Anftalten zur Verbüßung 
ih, erfaitnten_Werjhltegimgafrenfeitahs- 







fomit_ zu ı Strafanftalten für ür_berbrecherifch 
ftraffallige AMdet ii "indem es — bie Wereitivilligfeit der An« 





ftaltöfeitung zur Aufnahme diefer Kinder vorausgejegt — die Anhaltung 
der ftraffälligen Kinder in ſolchen Unftalten ala Verſchließung an einem 
abgejonderten Berwahrungsorte gelten läßt, und zwar gleichviel, ob bloß 
auf diefe oder gleichzeitig auf Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt erfannt 
worden iſt. 


In dieſem letzteren Falle greift der Vollzug der Freiheitsſtrafe und 
die Anhaltung in Beſſerungsanſtalten zeitlich und räumlich ineinander über, 
während in dem erften Zalfe bie Beiferungsanftalt lediglich zum Roll- 
zug ber vom ftaatlihen Gerichte erfannten Freiheitsſtrafe dienen foll, 
der Vollzug kurzzeitiger Freiheitsſtrafen in einer bie erziehlihe Be— 
einfluffung anftrebenden Beljerungsanftalt, deren Erfolg von ber uns 
geförten erziehlichen Einwirkung auf die Angehaltenen während einer 
länger dauernden Anhaltung bedingt ift, beeinträchtigt das löbliche Be— 
ftreben dieſer Anſtalten, nicht bloß Detentionsanftalten zu fein, ſondern 
ſoweit als möglich al3 Erziehungsanftalten zu wirken. Dazu kommt 
noch, daß die Freiheitsſtrafe ſich gegenüber der bloßen Anhal- 
tung als ftrengere Maßregel bdarftellen ſoll und daher Einrich- 
tungen in biefem Sinne zur Vorausfegung hat. Eine jolhe Über- 
wälzung des Strafvollzuges an jugendlichen Perfonen vom Staate 
auf das Land, mie fie die Juftigminifterialverordnung vom 
23. Jänner 1899, 3. 30.430 ex 1898, anftrebt, beeinträchtigt ſomit den 
Zweck und den Wert der Beſſerungsanſtalt und läuft, wie wir gefehen 
Haben, der ganzen gejhichtlichen Tradition, wonach dieſe Anftalten 


— ee, 


rar SATT. - AABE 2 Yon 
_ igftens in der Thenfe — Ana, ücklich al3 politiſche und nicht ala 
Strafanftalten bezeichnet wurden, zuwider. may %ı P4 
Dazu kommt noch, daß diefe Anftalten nicht bloß für die Auf- 


nahme ftraffälliger Kinder _beftinmt find, fonbern auch für joldhe, Denen 
die Verwahrlofung durd) das Verhalten ihrer Litern ünd gefeklichen 
Gertreter droht, beren Nermohrlofung noch nicht. 6i9._zur_Straiiällig- 
feit gedi gediehen ift und bei denen es darauf ankommt, bie mangelhafte F 
Erziehung Dir eine beſſete ; zu ef ii, bie gefäßtbeten Kinder aus einer 
HERDETHERGeN Tiegedung ü jopä 

aber ſchon der. Vormundſchaftsrichter den Eingrifj in das Erziehungsreht 
der Eltern al3 angemejjen erachtet, die Kinder den Eitern abgenommen 
werben, die ihrer Erziehungsgewalt entffeidet werben follen, jo ift doch 
die felbftverftändliche Vorausjegung diefer ſchwerwiegenden Maßnahme, 
daß die angeordnete Erjaperziehung in ihrer Duchführung Gewähr dafür 
bietet, daß das Kind in beffere Verhältniffe tritt, da jonft ein ſolcher 
ftaatliher Eingriff in das Recht der Familie wohl nicht gerechtfertigt wäre. 










Die rechtlichen Grundlagen für die Anhaltung ingendlider Per- 
fonen in Befferungsanftalten und die Regelung der Verhältniffe 
diefer Anftalten. 

Die gefeglihen Grundlagen der Befferungsanftalten find das Ge— 
feg don 24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 89, womit ftrafrechtliche Be- 
ftimmmungen in Betrefj der Zuläffigfeit der Anhaltung in Zwangsarbeits- 
oder Vefferungsanftalten getrofien werden; das Geſetz vom 24. Mai 1885, 
R. ©. B. Nr. 90, betreffend die Zwangsarbeits- und Beſſerungsanſtalten. 
Zu den Gejegen vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89 und 90, find 
verſchiedene Minifterialverordnungen ergangen. Diefe find: 

1. Verordnung des Minifteriums des Innern vom 26. Juli 1885, 
R. ©. B. Nr. 106, mit welcher Beltimmungen zur Durchführung des 
Gefepes vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, betreffend die Zwangs- 
arbeits⸗ und Beljerungsanftalten erlaffen werden. 

2. Verordnung. de3 Juftizminifteriums dom 10. November 1893, 
3. 19.462, betreffend die pflegſchaftsbehördliche Fürforge für die perfän- 
lichen — der Minderjährigen, welche bie Gerichte anmeift, bei 
drohender ji f ie Si 
mi lung einer. geeigneten Familie an eine ven —E zu 


überweijen en. 








3. Verordnung des Juftizmintteriums vom 20. Jänner 1899, 
3. 30.430 ex 1898, betreffend die Verbüßung der Verſchließungsſtrafe 
nad) $ 270 St. ©. 8. in Befjerungsanftaften. 





— 13 — 


4, Verordnung des Juftizminifteriums vom 7. Mai 1903, Bhg. B. 
Nr. 14, betreffend die Unhaltung jugendlicher Perfonen in Befjerungs- 
anftalten. 

5. Verordnung des Minifteriums des Innern an fämtlihe Statt- 
haltereien und Landesregierungen vom 20. Juli 1904, 8. 24.752, be- 
treffend die Entlaffung aus den Befjerungsanftalten und das weitere 
Fortlommen der Korrigenden. 

6. Verordnung de3 Juftizminifteriums vom 23. Juli 1904, be— 
treffend Vorkehrungen zur Hintanhaltung ber Xerwahrlofung von 
Minderjährigen. 


II. Pas Syfem der Mafnahmen zum Schuhe gegen 
drohende Berwahrlefung ımd zur Bekämpfung der faf- 
ſãchlichen Berwahrloſung. 

Pneaſchaſtſchutz und Befferungsanfalt. 

Wir find in dem Teile diefer Arbeit, der ſich mit dem rechtlichen 
Grundlagen von Kinderfhug und Fugendfürforge befaßt, zahlreichen Be— 
ftimmungen begegnet, welche diefem Zmwede dienen. Die bisherige Be— 
iprechung befaßte ſich mit den einzelnen Gebieten bed Privat- und öffent- 
fihen Rechtes, in denen der Schug gegen Verwahrlojung und die 
Fürforge für die verwahrlofte Jugend teild als Hauptzwed, teils nebenher 
Berückſichtigung finden. In dem bisherigen Teile fonnte daher eine ſyſtema⸗ 
tifche Unordnung nicht eingehalten werben, e3 follte vielmehr gezeigt werben, 
wie in Öfterreih — wo es an einem einheitlichen Geſetze zur Regelung 
der Fürforge für die verwahrlofte Jugend fehlt — verfchiedene Gefege und 
Verordnungen den Gegenftand behandeln und wie die Organe ber öffent- 
lichen Gewalt auf diefer Grundlage nebeneinander den Kinderfchuß zu ver— 
wirklichen ftreben, teilweife aber auch weit hinter diefer Aufgabe zurüd- 
bleiben. 

In dem nun folgenden ſyſtematiſchen Teile will ich e3 verfuchen, 
die pofitiv rechtlichen Beftimmungen und die tatfählihen Einrichtungen 
auf dem Gebiete des Kinderſchutzes und der Jugendfürforge, die Maß— 
nahmen zum Schuge gegen drohende Verwahrlofung und die Maßnahmen 
zur Bekämpfung der tatfächlichen Verwahrlofung in ein Syſtem zu bringen. 
Ic) gehe dabei von den in ben befprochenen Gejegen enthaltenen Tat— 
bejtänden aus, welche unter den Begriff der Verwahrlofung fallen und 
die Vorausfegungen folder Maßnahmen bilden. 

Hierauf fommen die Maßnahmen felbft zur Beſprechung, welche zum 
Schuge gegen drohende Verwahrlojung und zur Bekämpfung der tatfäch- 








— 14 — 


lichen Verwahrloſung angeordnet werben können, die Organe, welche die 
Maßnahmen anordnen, und das Verfahren, welches fie hiebei beobachten, 
ſowie die Rechtsmittel, welche den beteiligten Perfonen zuftehen. 

Ein vom Standpunkte des öffentlichen Intereffes beſonders wichtiges 
Kapitel befaßt fich mit der Frage, welche Organe mit der Einleitung bes 
auf Anordnung diefer Maßnahmen abzielenden Verfahrens betraut find. 

In dem Teile, der von der Durchführung ber angeorbneten Maß— 
nahmen und über die Art der Durchführung handelt, wirb der Anteil der 
Staat3- und Selbftverwaltung, fowie der Vereins- und Privatwohltätigkeit 
an ber Fürſorge für bie verwahrlofte Jugend, die öffentlichrechtliche Rege- 
lung ber Koftenpfficht, ſowie endlich die ftaatliche Aufficht über die Ducch- 
führung der Schug- und Fürforgemaßnahmen befprochen werben. Im 
Anſchluſſe hieran folgt eine Beſprechung der Privatmohltätigkeit im Dienfte 
der Fürforge für die verwahrlofte Jugend des im Anhange gebraten 
ftatiftifchen Materiales. ‚ 

Ein Schlußfapitel faßt die an verſchiedenen Stellen bereits früher 
ausgefprochenen Reformgedanken al3 Nutzanwendung für ein bie Fürſorge- 
erziehung ber verwahrloften Jugend regelndes Geſetz in einheitlicher und 
fgftematifcher Anordnung noch einmal zufammen. 


A. Die Vorausſetzungen des Schutzes und der Fürforge, 
Die Vorausfegung der Fürforge ift die Verwaßrlofung. 


Wie wir bei Beſprechung des Begriffes gefehen haben, Handelt es 
fid) um eine zweifache Art der Verwahrloſung: die drohende und die tat- 
ſächliche Verwahrlofung. Nach dieſer begrifflichen Unterfcheidung werden 
wir aud die Vorausfegungen ber Fürforge unterfceibden, je nachdem 
dieſe gefegliche Tatbeftände in fich faſſen, welche auf die der Vermahrlofung 
ausgeſetzte Jugend ober aber auf die der tatfächlichen Werwahrlofung 
bereit3 verfalfene, auf die fittlich verwahrlofte Jugend Bezug nehmen. 

In Ermanglung eines einheitlichen Gefeges find die Tatbeftände, welche 
den Schug- und Fürforgemaßnahmen zur Vorausfegung dienen, in ver— 
ſchiedenen Gefegen zu fuchen, und zwar find diefe Vorausfegungen, ſoweit 
es fi um die der Verwahrlofung ausgeſetzte Jugend, alfo um bie drohende 
Verwahrloſung Handelt, in dem Yamilien- und vormundſchaftsrechtlichen 
Teile, das ift im III. und IV. Hauptſtücke des bürgerlichen Geſetzbuches, 
fowie in den Landesſchulgeſetzen; ſoweit es ſich aber um die bereits ver- 
wahrloſte Jugend handelt, in der Schul- und Unterrihtsorbnung, im 
Strafgefegı und in dem Nebengejege zum Strafgefege, nämlid in bem 
Gefeg von 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89, womit ſtrafrechtliche Be- 
fimmungen, betreffend die Zuläffigfeit ber Anhaltung in Zmangsarbeits- 
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und Befferungsanftalten, erlaffen wurden, ſowie in dem Gefege dom 
24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, betreffend die Zmangsarbeitd- und 
Befferungsanftalten, enthalten. 

Die Verwahrlofung wieder ift entweder auf ein ſchuldhaftes Verhalten 
der Eltern, bezw. des Wormundes, auf eine Thufbhafte Wernachläffigung 
der Erziehungspflicht zurüdzuführen, ober e3 liegt ein Verfhulden der 
Eltern der Verwahrlofung micht zu Grunde, wenn Die Eitern_ infolge 
ibper_perfönticjen Werhättuiffe uicht Tm Tanbe Tip, mit Exforg auf ben 
Minderjährigen erziehlich einzumirten (Verordnung bes Juftizminifteriums 
vom 23. Juli 1904, Punkt IT). 


a) Die drohende Berwahrlefung. 
Das pofitive Recht unterfcheidet gänzlihe und teilweife Vernachläſſi— 
gung ber väterlichen Erziehungspflicht, nimmt eine teilweife, d. h. zeitlich 
begrenzte‘ Verhinderung ber Ausübung diefer Pflicht an. 


1. Die drohende Verwahrlofung infolge zeitlicher Verhinderung 
an der Ausübung ‚ber © elterlichen Gemalt. 


Wenn ber Vater den Gebraud) der Vernunft verliert ober ala % 
ſchwender erflärt wird, wenn der Vater wegen eines Verbrechens längere 
Zeit als ein Jahr zur Gefängniäftrafe verurfettt tuche, wenn er über 
ein Jahr abwejend ift, ohne von feinem Aufenthalte Nachricht zu geben, 
Hiegt, und zwar in den beiden leßterwähnten Fällen eine zeitlich be» 
grenzte Verhinderung an der Ausübung der väterlichen Gewalt vor und es 
erfolgt Vormundſchaftsbeſtellung für die Zeit der Verhinderung ($ 176 
a. b. G. 2.) 





2. Die gänzlihe Vernadläffigung der Verpflegung und Er- 
siehung der Kinder. 


Demgegenüber fpricht das Geſetz von ber gänzlichen Vernachläſſigung 
der Verpflegung und Erziehung ber Kinder dürch den Vater, welchen es mit 
dem Berluffe der väterlichen Bavatt auf immer bedroht (8 177 a. 6.6.8.) 


3. Der Mißbrauch der väterlihen Gewalt und die Vernad- 
läffigung der damit verbundenen Pflichten. 


Außer diefen beiden Tatbeftänden des Schutzbedürfniſſes eines Kindes 
legt das Geſetz noch al3 weitere Vorausſetzung vormundſchaftsbehördlicher 
Verfügung den Mißbrauch der väterlichen Gewalt und die Unterlaſſung der 
mit ber väterlihen Genalt vi Derbundenen Pflichten, wodurch das Kind 
in feinen Rechten gefränft wird, feſt ($ 178 a. 6. G. 2.). 


«I 
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4. Der Mikbraud der vormundfhaftlihen Gewalt und die 
Bernadhläffigung der vormundfchaftlihen Pflichten. 


Wenn der Vormund feine Macht auf was immer für eine Art miß- 
brauchen oder die Pflichten der nötigen Obforge und Pflege hintanjegen 
würde, ift dem Minderjährigen, feinen Verwandten, fowie_jebermann 
ein Beſchwerderecht eingeräumt, und ift die amtliche Entlafjung des Bor- 
mundes begründet, wenn der Vormund die Vormundfchaft pflichtwibrig 
verwaltet, wenn er als unfähig oder eines Verbrechens ſchuldig erfannt 
wird ober wenn von ihm eine anjtändige Erziehung des Waifen nicht zu 
erwarten ift 254 a. 6. G. 2.). 

Das allgememe bürgerliche Geſetzbuch fieht noch einen anderen Tat- 
beitand des Mißbrauchs der väterlichen Gewalt vor. 


5. Die der Neigung und Fähigkeit des Windes widerfprechende 
Berufswahl dur den Vater. 


Das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch erfennt noch einen andern 
Beſchwerdegrund und damit eine meitere Vorausſetzung des gerichtlichen 
Einfchreitena in der der Neigung und den Fähigkeiten bes Kindes mider- 
fprechenden Berufswahl durd) den Vater an. Der Vater kann fein noch un- 
mündige2 Kind zu dem Stande, welchen er für dasſelbe angemefjen findet, 
erziehen, aber nach erreichter Mündigkeit fann das Kind, wenn es fein 
Verlangen nad einer andern, feiner Neigung und feinen Zähigfeiten 
mehr angemefjenen Berufsart dem Vater fruchtlos vorgetragen hat, fein 
Geſuch vor das ordentliche Gericht bringen ($ 148 a. b. ©. B.). 


6. Die Vernahläffigung der Schulpfliht durd die Eltern, 
beziehungsweife deren Stellvertreter. 


Das Reichsvolksſchulgeſetz vom 2. Mai 1883, R. G. B. Nr. 53, und 
die auf Grund dieſes Geſetzes erfloffenen Landesſchulgeſetze jehen noch 
einen beſonderen Tatbeftand der Verwahrloſung, vor, welder aber unter 
die aligemeine Vorausjegung drohenden Verwahrloſung infolge Miß⸗ 
brauchs der väterlichen oder vormundſchaftlichen Gewalt, bezw. Vernach⸗ 
fäffigung der diefen Gewalten entſprechenden Pflichten fällt. 

Diefer Tatbeftand Tiegt in der Schulverfäumnis. In ber Schulver- 
ſäumnis kommt zwar aud) fhon die tatſächliche geiftige Werwahrlofung 
des jhulpflichtigen Kindes zum Ausdrucke, alfein ebenfofehr aud die 
drohende fittliche Werwahrlojung, inſoferne bie Eltern, bezw. deren 
Stellvertreter für den regelmäßigen Schulbeſuch ihrer Kinder, bezw. 
Mündel verantwortlich find, Die Unterlafjung oder die Unregelmäßig- 
feit des Schulbefuches ift fomit auch eine Erſcheinungsform ber drohenden 
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ſittlichen Verwahrloſung, inſofern als darin die Unfähigkeit der Eltern, 
die Kinder zum regelmäßigen Schulbeſuch zu verhalten, wenn nicht etwa 
gar bie ſchuldhafte Abficht der Eltern, bezw. deren Stellvertreter, die 
Kinder vom Schulbefuche abzuhalten, zum Ausdrude fommt. 


Der Stand der Reichövolfsfchulgejeßgebung, betreffend die Schulver- 
fäumniffe ift nachftehend wieder gegeben: 

Die Eltern oder beren Stellvertreter dürfen ihre Kinder ober Pflege» 
befohlenen nicht ohne den Unterricht laſſen, welcher für die öffentlichen 
Vollksſchulen vorgefchrieben ift ($ 20 R. V. ©.). 

Die Schulpflicht beginnt mit dem vollendeten 6. und bauert in ber 
Regel bis zum vollendeten 14. Lebensjahre. Der Austritt aus ber 
Schule darf aber nur erfolgen, wenn die Schüler die für die Volksſchule 
vorgejchriebenen notwendigſten Kenntniffe befigen ($ 21 R. V. ©.). 


An ben allgemeinen Vollsſchulen find nad; vollendetem ſechsjährigen 
Schulbefuche den Kindern auf dem Lande und den Kindern ber unbemittelten 
Vollksklaſſen in Städten und Märkten über Anſuchen ihrer Eltern oder 
deren Stellvertreter aus rüdjichtsmärdigen Gründen Erleichterungen in 
Bezug auf das Maß des regelmäßigen Schulbefuches zuzugeftehen . ... . 

Diefe Erleichterungen find auch Kindern ganzer Schulgemeinden auf 
dem Lande zu gewähren, wenn bie Vertretungen ber fämtlichen eingeſchulten 
Gemeinden darum anfuchen. 

Bon der Verpflichtung, die öffentlihe Schule zu befuchen, find zeit- 
weilig oder dauernd entbunden: 

Kinder, welhe ....... zu Haufe oder in einer Privatanftalt 
unterrichtet werben. 


In dieſem Falle find die Eltern oder deren Stellvertreter dafür ver— 
antwortlih, daß den Kindern mindeftens ber für die Volksſchule vorge- 
ſchriebene Unterricht in genügender Weife zu teil werde. 

Waltet in diefer Beziehung ein Zweifel ob, fo hat die Bezirksſchul- 
aufficht die Verpflichtung, ſich in angemeffener Weife davon zu überzeugen, 
ob ber Zweifel begründet fei oder nicht. 

Den zu diefem Behufe angeordneten Maßregeln haben fi die Eltern 
ober deren Stellverterter zu fügen ($ 23 R. 8. ©.). 


| Die Eltern oder deren Stellvertreter, fowie die Inhaber von Fabriken 

und Gewerben find für ben regelmäßigen Schulbefuch der ſchulpflichtigen 

| Kinder verantwortlih und fönnen zur Erfüllung bdiefer Pflicht durch 

Zwangsmittel angehalten werden. Das Nähere über die Geltendmachung 

diefer Verantwortlichkeit beſtimmt die Landesgeſetzgebung ($ 24 R. V. G.). 
Neiger, Fürforge für bie verwahrlofte Jugend. II. 12 


DEE I 
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b) Die tatſãchliche Werwahrlefung. 
1. Die Unzulänglichteit der häuslichen Zuchtgewalt. 

Die Eitern haben das Recht, einverftänblich die Handlungen ihrer 
Kinder zu leiten, bie Kinder find ihnen Ehrfurcht und Gehorfam ſchuldig 
(14.05.60. 8). 

Die Eltern find befugt, unfittliche, ungehorfame oder die häusliche 
Ordnung ftörende Kinder auf eine nicht übertriebene und ihrer Gefund- 
heit unſchadliche Art zu züchtigen ($ 145 a. b. ©. 8). 

Der Minderjährige ift feinem Vormunde Ehrerbietung und Folgfam- 
keit ſchuldig. 

Auch dem Vormunde ift zur Erziehung feines Mündels das Recht der 
häuslichen Zucht eingeräumt, um den Vergehungen des Minderjährigen 
Einhalt zu tun; doch fteht diefem das Recht der Beſchwerde bei der 
gerichtlichen Behörde zu, wenn der Vormund feine Macht auf was immer 
für eine Art und die ihm zur Erziehung eingeräumte Gewalt mißbrauchen 
würde ($ 217 a. 6. ©. B.). 

Das Recht der häuslichen Zucht kann in feinem Falle bis zu Miß— 
handlungen ausgedehnt werben, modurd der Gezüchtigte an feinem Körper 
Schaden nimmt ($ 413 ©t. G. 8.). 

Dergleihen Mißhandlungen bei häuslicher Zucht durch die Eltern an 
ihren Rindern und durd) die Vormünder an ihren Mündeln bedroht das 
Strafgefeg mit Strafe (88 414—418 St. ©. B.). 

Größere Unfittlichkeiten, ala Diebftähle und Veruntreuungen zwiſchen 
Verwandten, tätige Verlegungen ſchuldiger Ehrerbietung der Kinder gegen 
bie Eltern find, folange fie im Innern der Familie verfchloffen bleiben, 
Iediglid) der häuslichen Zucht überlafjen (8 525 St. ©. 8.). 

Die ftrafbaren Handlungen, die von Kindern bis zu dem vollendeten 
10. Jahre begangen werben, find bloß ber häuslichen Züchtigung zu über- 
laſſen (8 237 St. ©. 8.). 

Das den gefeglichen Vertretern im- runde des 8 16, Abſ. 2, des 
Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, betreffend die Zwangsarbeits 
und Beflerungsanftalten, zuftehende Recht, die Abgabe in eine Beljerungs- 
anftalt zu beantragen, hat gleichfalls einen befferungsbebürftigen Zuftand 
des Kindes zur Vorausfegung. Das Geſetz läßt eine nähere Umfchreibung 
dieſes Zuftandes vermiffen; es überläßt bie Feſtſtellung dieſer Bora: 
fegung der Pflegfchaft3behörde, welche den Antrag des gefeglichen Vertreters 
zu prüfen und zu genehmigen hat (f. Anhang Nr. 32a). 





2. Die Gefährdung der Sittlichleit der Mitſchüler durch ein 
entartetes Kind in der Schule. 

Zu ben Tatbeftänden ber tatſächlichen Werwahrlofung eines Kindes 

im ſchulpflichtigen Alter gehört weiter die in der Verordnung des Mini- 
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ſteriums für Kultus und Unterricht vom 20. Auguft 1870, 8. 7648, 
R. G. B. Nr. 105, womit eine Schul- und Unterricht3ordnung für bie all» 
gemeinen Boltöfchulen erlaſſen wird, vorgefehene und in bie befinitive 
Schul- und Unterrihtsorbnung von 1905 übergegangene Gefährdung ber 
Sittlichkeit der Mitſchüler durch das Werhalten eines Kindes in der 
Schule ($ 24, Abf. 2 und 3 der proviforifchen, bezw. $ 85 ber definitiven 


Schul⸗ und Unterrichtsordnung — 57377 


3. Die ſtrafbare Handlung als Vorausſetzung der Abgabe 
in eine Beſſerungsanſtalt. 


Bei Beſprechung der häuslichen Zucht gefchah bereit der ftrafbaren 
Handlungen, welche Kinder im abfolut ftrafunmündigen Alter bis zum 
10. Lebensjahre begehen, Erwähnung. Diefe bilden keine Borausfegung 
eines behörblichen Einſchreitens nad) öfterreihifhem Rechte und werben 
febiglich der häuslichen Züchtigung überlaffen. 

Diefe Beftimmung bes $ 237 St. G. 2. hat felbft dann Anwendung 
zu finden, wenn die Vorausſetzung Hiefür fehlt und von einer häuslichen 
Zucht in der Familie des kindlichen Übeltäterd nicht die Rede fein 
Iann. Dann unterbleibt ebenſowohl die häusliche Züchtigung, als auch die 
Erziehungsfürforge von Obrigkeit? wegen. 

Die ftrafbaren Handlungen der Jugendlichen bilden entweder ben 
Anlaß zur Strafe ober die Vorausfegung der Anhaltung in einer Beſſe— 
rungsanftali oder beides zu gleicher Zeit. Der maßgebende Geſichtspunkt 
für die ftrafgerichtliche oder ficherheitäbehörbliche Behandlung bildet außer, 
dem Alter des jugendlichen Übeltäter8 die Eigenſchaft der ftrafbaren 
Handlung. 

Als Erfheinungsfornen ber tatfächlichen Verwahrlofung tommen näm— 
lich nur jene ftrafbaren Handlungen in Betracht, in welchen ein ver- 
wahrlofter Zuftand zum Ausbrude kommt, und foweit fie imfolgedeifen 
die Abgabe in eine Belferungsanftalt, fei es als Straf-, fei e3 als jicher- 
heit3poligeiliche Maßnahme, nad) ſich ziehen können. 

In diefer Verbindung anerkennt aud das öfterreihifche Recht die 
ftrafbare Handlung einer jugendlichen Perfon als eine Erfcheinungsform 
tatfähliher Verwahrlofung, als einen Titel der Anhaltung in einer 
Befjerungsanftalt, 

Das Strafgefeg über Verbrechen, Vergehen und Übertretungen vom 
27. Mai 1852, R. G. B. Nr. 117, enthält Hinfichtlich der Straffälligfeit 
jugendlicher Perfonen im 8 2 zunächft die grundlegende Beſtimmung, daß 
Kindern bis zum volfendeten 14. Lebensjahre, welhe eine verbrecheriſche 
Handlung zwar begangen haben, diefe Handlung doch nicht als Verbrechen 
zugerechnet wird (8 2, lit. d). 

12* 
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Unter ben weiteren Gründen, welche den böfen Vorſatz und daher 
auch die Zurechnung einer auch nur als Übertretung zu beitrafenden 
Handlung als Verbrechen ausſchließen, und welche insbejonbere bei jugend- 
lichen Berjonen im ftrafunmündigen After zutreffen, erfcheinen das Unter» 
laufen eines ſolchen Irrtums, der ein Verbrechen in der Handlung nicht 
ertennen ließ ($ 2, lit. e). 

Die Entftehung des Übels aus Zufall, Nachläſſigkeit oder Unwiſſen— 
heit der Folgen der Handlung (8 2, lit. f), und endlich, wenn bie Tat 
durch unmiberftehlihen Zwang erfolgte. 

Begehen Unmündige eine ftrafbare Handlung, welche nad} ihrer Eigen- 
ſchaft Verbrechen wäre, fo werden fie nad $ 237 nur als Übertretung 
zugerechnet (8 269 St. ©. 8.). 

Der 8 237 St. ©. B. lautet: Die ftrafbaren Handlungen, die von 
Kindern bis zu dem vollendeten zehnten Lebensjahre begangen werben, 
find bloß ber häuslichen Züchtigung zu überlaffen; aber von dem an— 
gehenden eilften bis zu bem vollendeten vierzehnten Jahre werben Hand» 
Tungen, die nur wegen Unmünbigfeit des Täters nicht al3 Verbrechen zu— 
gerechnet werben (82, lit. d) als Übertretungen beſtraft (88 269 und 270). 

Das Juftigminifterium hat in der Verordnung vom 23. Jänner 1899, 
3. 30.730 ex 1898, die Verbüßung der in einem ſolchen Falle zuerfannten 
Verſchließungsſtrafe an einem abgejonderten Orte in einer Beflerungs- 
anftalt unter beftimmten Worausfegungen für zuläffig erklärt. 

Die Abgabe in eine Befjerungsanftalt kann von dem GStrafgerichte 
aud bei Unmündigen für zuläffig erflärt werden, welche fi einer ftraf- 
baren Handlung ſchuldig machen, die nad) den Beftimmungen des Straj- 
gefege3 nur wegen Unmünbdigfeit des Täters nicht ald Verbrechen zuge» 
rechnet, ſondern als Übertretung beftraft wird (88 2, lit. d, 237, 269 
bis 272 St. ©. B.). In dieſem Falle folgt zunächſt die Verbüßung der 
Verſchließungsſtrafe und im Anſchluſſe an diefe die als zuläffig erkannte 
Anhaltung in einer Befferungsanftalt. 

Unmünbige fönnen aber auch im Sinne bes $ 269 ©t. G. B. durch 
ftrafbare Handlungen, die an ſich Vergehen oder Übertretungen find, ſchuldig 
werden (8 269 St. ©. 8.). 

Die von Unmündigen begangenen ftrafbaren Handlungen biefer Art 
werben insgemein ber häuslichen Züchtigung, in Ermanglung einer häus- 
lichen Zucht aber oder nad) dabei fich zeigenden befonderen Umftänden 
der Ahndung und Vorkehrung duch bie Sicherheitsbehörbe überlaſſen 
(8273 St. G. 8. 

In Fällen, in welchen nad) $ 273 St. ©. B. der Sicherheitäbehörde 
die Ahndung und Vorkehrung überlaffen ift, kann die Abgabe des Un— 
mündigen in eine Befferungsanftalt verfügt werben, wenn derſelbe gänzlich 
verwahrloft und ein anderes Mittel zur Erzielung einer orbentlihen Er— 
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ziehung und Beaufſichtigung nit ausfindig zu machen ift (8 8, Geſetz 
vom 24. Mai 1885, R. ©. 8. Nr. 89). 

Dies ift der einzige Fall, in welchem das Strafgeſetz ausdrücklich den 
Tatbeftand ber tatjächlichen Verwahrloſung als Vorausfegung der An- 
haltung in einer Beſſerungsanſtalt vorfieht, in welchem die Sicherheits- 
behörden angemwiefen werden, den Mangel der häuslichen Zucht, den hoch» 
gradigen Zuftand ber Vermwahrlofung, in dem die Abgabe in die Beijerungs- 
anftalt als das einzige Mittel zur Abhilfe der Aufficht3lofigfeit und der 
Erziehungsbebürftigkeit erfcheint, feitzuftellen. 

Das Geſetz vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89, womit ftrafrechtlihe 
Beſtimmungen in Betreff der Zuläffigkeit der Anhaltung in Zwangsarbeits- 
und Beiferungsanftalten getroffen werben, beftimmt im 8 7, Abf. 2, daß 
die Zuläffigleit der Unhaltung in einer Zmangsarbeitsanftalt ausgeſprochen 
werben fann, im Falle der Verurteilung wegen einer ber in ben 88 1—6 
dieſes Geſetzes bezeichneten Übertretungen. Die 88 1-6 enthalten bie Straf- 
normen für bie folgenden Tatbeftände: Landftreicherei ($ 1), Betteln (82), 
darunter fällt auch das Anleiten, Ausfchiden und Verleiten, ſowie das 
Überfaffen von Unmündigen an Andere zum Betten, Arbeitsſcheu (88 3 
und 4), gewerbsmäßige Unzucht ($5) und enblih Brud der Polizei» 
aufſicht (f. Anhang Nr. 32). 

Das Gejeg dom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, betrefiend bie 
Zwangsarbeits- und Beflerungsanftalten, bejtimmt, daß Perfonen, welche 
das 18. Lebensjahr noch nicht überjhritten haben, wenn die geſetzlichen 
Borausfegungen ber Abgabe in eine Zmangsarbeitsanftalt bei ihnen zu— 
treffen, nur in Befferungsanftalten für jugendliche Korrigenden (8 13) 
abgegeben werben bürfen. Solange die Errichtung von bejonderen Beſſe— 
rungsanftalten nicht bewirkt ift, fönnen Perfonen, welche das 18. Lebens⸗ 
jahr noch nicht überfchritten haben, an befonbere für die Aufnahme jugend- 
licher Korrigenden ausſchließlich beftimmte Abteilungen der Zwangsarbeits- 
anftalten abgegeben merben. 

Mit Genehmigung der Staatöverwaltung können ſolche Korrigenden, 
folange bejondere Beiferungsanftalten (8 13) nicht beftehen, auch in 
Privatbefferungsanftalten für jugendliche Perfonen abgegeben werben ($ 14, 
Gefeg vom 24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 90). 


4. Die Borausfegung des Alters für die Abgabe in eine 
Befferungsanitalt. 


Die Gefege vom 24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 89 und 90, in Ver— 
bindung mit 8 178 a. b. G. 8. und den hiezu erlaffenen Minifteriaf- 
verordnungen bilden die rechtlichen Grundlagen der Anhaltung Minder- 
jähriger in den Beflerungsanftalten. 
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Die Borausfegungen der Abgabe in eine Befferungsanftalt jind ent» 
“weder bie in einer ftrafbaren Handlung zum Ausdrude fommenbe tatfächliche 
Verwahrlofung, die Unfähigfeit des Vaters ober geſetzlichen Vertreters, 
ber Verfehlungen bed Minderjährigen Herr zu werden, und der darauf ge- 
gründete Antrag bes Vertreter auf Abgabe in eine Befjerungsanftalt und 
endlich die auch gegen den Willen ber Eitern, bezw. des Vertreters im 
Falle des 8 178 a. b. G. 8. als ben Umftänden angemefjene, vom 
Pflegſchaftsgerichte getroffene Verfügung, bezw. Überweifung in die Befje- 
rungsanftalt. 


Diefer fachlichen Vorausfegung entiprehend kommen für die 
Abgabe in bie Beſſerungsanſtalt aud die verſchiedenſten Alters» 
Rufen innerhalb der Minberjährigkeit in Betracht, deren Höchft- 
grenze dem erftermähnten Geſetze zufolge das achtze hnte Lebens⸗ 
jahr bildet, während eine Altersmindeſtgrenze für bgabe in eine 
Befferungsanftalt im Feſeße wide gezogen HE. Die ber „Beitfchrift 
für Notariat und freiwillige Gerichtsbarkeit“, Nr. 41, 1902, 8. Oktober, 
mitgeteilte Entſcheidung des Oberften Gerichtshofes erffärte die Kindes» 
abnahme aud" ivegeit ſittlicher Verwahrloſung im zarten Kindesalter von 
4 und 5 Jahren, troß einwandfreier leibliher Verpflegung, dann für 
Hatthaft, ver ein Water fein Kind in einer Umgebung aufwachſen läßt, 
welche deſſen fittliches Wohl zu untergraben geeignet ift und bamit 
auch deſſen moralifches Wohl gefährdet. Es wird fjomit Hinfichtlich 
der unter Mitwirkung ber Pflegichaftsbehörden erfolgenden Abgabe in eine 
Befferungsanftalt, welche bei Abgang einer geeigneten Familie im Sinne 
ber Juftizminifterialverordnung vom 10. November 1893, 3. 19.462, 
auch bei drohender Verwahrlofung ind Auge zu faſſen ift, die rechtliche 
Möglichkeit der Abgabe in einem fo frühen Zeitpunfte angenommen werben 
müffen, al3 die Aufnahmsbedingungen der Befjerungsanftalten diefelbe 
überhaupt zulaffen. 

Anlangend die Altersftufen ftraffälliger Kinder und jugendlicher 
PVerfonen, haben wir foeben gefehen, wie für die Zuläffigfeit von deren 
Abgabe der Unterfchied der Unmündigen im Alter von 10—14 Fahren und 
der Mündigen im Alter von 14—18 Jahren bebeutfan wird, 






B. Die Einleitung des Pflesfhafifdyukes und der Abgabe in dis 
Befferungsanftalt. 


a) Die drohende Berwahrlofung. 


1. Die Anrufung des Beiftandes des Gerichtes im Falle Des 
Mißbrauches der väterlihen und der vormundjdaftliden 
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Gewalt, fowie im Falle der Vernadläffigung der damit ver- 
bundenen Pflichten die Bopularklage. 


Nicht nur das Kind felbft, fondern jedermann, der davon Kenntnis 
hat und befonder3 bie nächſten Verwandten fönnen ben Beiſtand des 
Gerichtes anrufen, wenn das Kind durch einen Mißbrauch der väterlichen 
Gewalt in feinen Rechten gekränkt wird ober die mit ber väterlichen 
.Gemwalt verbundenen Pflichten unterlaffen werben -($ 178 a. b. ©. 8.). 

Der Minderjährige, feine Verwandten und jeder, ber bavon Kenntnis 
erhält, daß ber Vormund feine Macht auf was immer für eine Art 
mißbraucht oder die Pflichten der nötigen Obforge und Pflege Hintanfept, 
tönnen hievon beim Vormundichaitsgerichte bie Anzeige erftatten, welches 
bei pflichtwidriger Verwaltung der Vormundſchaft ober bei fonftigem Vor— 
liegen ber vom Gefege vorgejehenen Vorausfegungen den Vormund von 
Amts wegen entlaffen muß (88 217 und 254 a. 5. ©. B.). Das Kind 
fann, wenn e3 die Miündigfeit erreicht hat und feinem Water fruchtlos 
jein Verlangen nad) einer andern Berufsart, ala zu welcher ed erzogen 
wurde, erfolglo8 vorgetragen hat, fein Geſuch vor das örtliche Gericht 
bringen (8 148 a. 6. ©. 8.). 

Das „jedermann“ eingeräumte Beſchwerderecht, die Popularklage, hat 
indes wenig praliiichen Wert, jo bedeutungsvoll auch die darin gelegene 
Anerkennung des allgemeinen Intereſſes an einem wirkſamen 
Schup ber Kinder gegen Mifhandlung und Werwahrlofung durch 
ben Geſetzgeber ift und fo ſehr die Popularklage ſich als wert» 
voller Anfag zu zwedmäßigerer Ausgeftaltung darſtellt. Nicht nur, 
daß die Einzelperfonen die Verfeindung mit der Nachbarſchaft und 
die Verbrießlichfeiten im Gefolge einer ſolchen Anzeige fcheuen, 
es befteht auch eine gewiſſe Scheu der Behörden, in die geheiligte Sphäre 
der Familie einzugreifen, die hier gezogenen Schranfen zu durchbrechen. 
Dazu kommt, daß die Behörden oft nicht wiſſen, wohin mit dem Sinde, 
wo jie dasſelbe in Sicherheit und fürforgfih unterbringen jollen. 

Die Kinderfchugvereine, welche nicht nur Anzeigen ob Mißhandlung 
und Verwahrloſung behufs Einleitung de3 Verfahrens an die Pfleg- 
ſchaftsbehörde vermitteln, ſtellen auch behufs Durchführung der pfleg- 
ſchaftsbehördlichen Anordnungen ſachliche Mittel bereit, als Afyle, Kinder- 
heime, Anftalten ufw. 

Daß die Gerichte one Mitwirkung anderer Organe als. Vormund— 
ſchaftsbehörden ihren obervormundfcaftlihen Aufgaben und Verpjlich- 
tungen bei ber heutigen Drganifation der Gerichte nicht nahlommen 
tönnen, zeigt ſchon der einfache Hinweis auf die Verhältniffe eines Kron- 
landes. Im Jahre 1849 find in Niederöfterreich mehr ald 500 verſchiedene 
Gerichte, als Stadt- und Landgerichte, Markt- und Patrimonialgerichte, 
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als Vormundſchaftsbehörden eingeſchritten. Deren Zahl hat ſich nach 
dem Jahre 1849 auf weniger als 100 vermindert. Dagegen hat ſich die 
Vollszahl Niederöſterreichs ſeit der Einführung des bürgerlichen Geſetz- 
buches mehr als verdoppelt. Dieſes Mißverhältnis veranſchaulicht und 
beweiſt, daß die geringe Zahl der heute als Vormundſchaftsbehörden 
einſchreitenden Bezirksgerichte ſich außer ſtande geſetzt findet, jeden einzelnen 
Fall und Anlaß des geſetzlich gebotenen Einſchreitens wahrzunehmen. 
Die an den Beiſpiele von Niederöſterreich veranſchaulichte Entwichlung, 
wonach bei ſteigender Vollszahl die Zahl ber Pflegſchaftsbehörden zurüd- 
gegangen ift, wieberholt fi in allen Kronländern. Dazu fommt feit dem 
Jahre 1868 die Trennung ber Juftiz von ber Verwaltung, vermöge 
deren ber vielfeitige Verkehr und die Berührungspunkte der Bevölkerung 
mit den gemifchten Bezirksämtern eine weſentliche Einſchränkung ges 
funden hat, fo zwar, daß bie Gerichte als Pilegfchaftsbehörden mehr als 
früher darauf angemiefen find, insbefondere in Anſehung armer PBupilfen, 
fih auf eine ftetig und wirkſam gefeiftete Anzeige anderer Organe zu 
ftügen. 

Die Gerichte wären vermöge ihrer heutigen Organifation gar nicht 
im ftande, von Amt? wegen und ohne Hiljßeinrichtungen ihrer ober- 
vormundſchaftlichen Schug- und Überwachungspflicht nachzukommen. 

Die einzige Hilfe, die das Geſetz den Gerichten diesbezüglich zu 
bieten verfucht, Liegt in dem Anzeigerecht der 88 178, 217 a. b. G. B., 
wonach jeberntann, der von einer Vernachläſſigung der elterlichen, bezw. 
vormundfhaftlihen Pflichten oder von einem Mißbrauch ber väterlichen 
ober vormundfchaftlichen Gewalt Kenntnis erlangt, zur Anzeige bei Ge— 
richte befugt ift. Allerdings ift niemand, auch wenn er ein naher Ber- 
wandter wäre, zur Anzeige verpflichtet. Damit ift ber Gebrauch dieſes 
Rechtes in das Ermeffen des einzelnen geftelt, der erfahrungsgemäß nur 
felten fi) dazu bereit findet. Erſt Schöpfungen der jüngften Zeit fuchen 
biefe Lücke auszufüllen und das notwendige Bindeglied zwiſchen den Vor— 
mundfchaftsgerichten und ihren Pflegebefohlenen zu jchaffen. 


2. Die Organifationen und Einrihtungen zur Unterftüßung 
des Vormundſchaftsgerichtes. 


a) Die Kinderfhug- und Jugendfürforgevereine. 


Die Vereindorganifationen, welche ſich den Schuß der Kinder gegen 
Mifhandlung und Verwahrlofung zur Aufgabe fegen und welche aud in 
der Einleitung der Schußfürforge eine hervorragende Roile fpielen, werben 
in einem befonderen Kapitel: Die Privatwohltätigkeit im Dienſte ber 
Fürforge für die verwahrlofte Jugend, beſprochen werben. 
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PA) Die DOrganifation im Anfchluffe an die Gerichtöverfaffung. 


Hier feien nun jene Organifationen erwähnt, welche im engen An- 
ſchluſſe an die Juſtizverwaltung zu ſtande famen. Mit Rüdficht auf den 
räumlichen und ſachlichen Umfang feiner Wirkſamkeit fei an erfter Stelle 
erwähnt: 


Der Jugendfürforgeverein in Tirol. 


Aus Nichterkreifen entftammt die Jnitiative zur Gründung. Der 
Mann, ber an der Spike ber Juftizverwaltung für Tirol fteht, ift gleich- 
zeitig der Obmann bes Vereines und die Verwaltung der Vereinsgeſchäfte 
ruht in ben Händen eines Landeögerichtsrates, nunmehr Landesgerichts- 
vizepräfidenten in Innsbruck. Die Vereinstätigfeit erftredt fich auf dag 
ganze Land Tirol und würde bei bureaufratifcher Verwaltung einen 
großen Apparat von perjönlichen Kräften und fachlichen Mitteln erfordern. 
In Tirol beforgt es ber Geſchäftsführer de3 Vereines und ber ihm zus 
geteilte Beamte in völlig freiwilliger Funktion in einer einfachen und 
erfolgreihen Art und Weife, die nicht genug anerkannt zu werben verdient. 
Wenn auch die Tätigleit des Fürſorgevereines eine notwendige Ergänzung 
bes Pflegſchaftsweſens, fomit eine Ergänzung ber amtlichen Tätigfeit 
der Pflegſchaftsbehörden bildet, wurde doc, das in ber Vereinsbildung 
liegende Moment ber Freiwilligkeit bei jeder Gelegenheit betont und 
gewahrt. Die Bereinigung der leitenden und gefchäftsführenden Stellen 
in der Perfon der Amterträger ift feine organische, von vornherein ge— 
wollte, fondern eine rein zufällige, aus Gründen der Zweckmäßigkeit 
aus der Wahl Hervorgegangene Perjonalunion. In die Form einer 
Vereinstätigkeit geffeibet, ift e3 eine ſyſtematiſche Fürforge für bie 
verwahrlofte Jugend im Lande Tirol, welche der Verein vollzieht, 
indem er ſich auf die Suche nad) verwahrloften und gefährbeten Kindern 
im ganzen Lande begibt, diefelben vor ihrer Umgebung ſchützt und für 
die weitere Pflege und Erziehung, fowie für das weitere Fortlommen 
nad) der Schulentlaffung forgt. Der Verein genießt auch infolge biefes 
feines Wirken im öffentlichen Intereffe die tatkräftige Unterftügung der 
öffentlichen Behörden (f. Unhang Nr. 33). 


Die Wiener Waijenräte. 


Die Wiener Waifenräte find ein halbamtliches Organ, das auf 
bie Initiative von Funktionären der Juſtizverwaltung zurüdzuführen ift. 
Die Wiener Waifenräte beftehen im engen Anſchluſſe an .die einzelnen 
Bezirkögerihte in Wien und beruhen auf ber rechtlichen Grundlage des 
Bereinsgeſetzes. Die Einzelheiten der Organifation finden fi im An- 
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hange (j. Anhang Nr. 34). Hier feien deren Grundzüge beſprochen. Die 
erfte in Wien entftandene Organifation dieſer Art ift der „Berein Land- 
ftraßer Waifenpflege”. Er wurde auf Grund des Vereinsgeſetzes ins 
Leben gerufen und fucht auf dieſe Waife dasſelbe Ziel zu erreichen, welches 
dem Gemeindemaifenrate nad) bem neuen bürgerlichen Geſetzbuch jür das 
Deutſche Reich geftedt ift. 

Richterliche Funktionäre führen fagungsgemäß den Vorſitz im Waifen- 
rate. Diefe überwachen fortlaufend die perfönlichen Verhäftniffe der Pflege- 
befohlenen und teilen ſich in die Gefchäfte in der Art, daß auf den 
einzelnen Pfleger nur eine geringe Anzahl von Pupillen und Baifen 
entfällt. Die Waifenpfleger find „Vertrauensperſonen des Gerichtes“, aber 
nit „Amtsperſonen“. Die Waifenpfleger erſcheinen als Abgeorbnete bed 
Gerichtes im Sinne des kaiſerlichen Patentes vom 9. Auguft 1854, 8 2, 
8.5, zur Einziehung der dem Gerichte zwedmäßig erfcheinenden Er— 
kundigungen in ber Wohnung, in der ſich ihr Schügling befindet, zu welchem 
Zwecke fie eine Legitimation von Seite des Gerichtes erhalten, 

Diefer Vorgang erhielt durch die Gutheißung de3 Juftizminifteriums 
welches den weiteren Fall vor Augen hat, daß die Beteiligten ſich 
der Intervention der Waifenpfleger, bie „Bertrauenöperfonen bes 
Gerichtes”, aber nicht „Amtsperſonen“ find, widerſetzen. Es wird 
dies dem Gerichte mitzuteilen fein und es werden bie erjorder- 
lichen Informationen dann vom Gerichte unmittelbar durch Vorladung 
der Beteiligten beſchafft, womit auch das Juftizminifterium die Unzuläng- 
lichleit der Vereinsbildung als Grundlage des Gemeindewaifenrates nad 
der Richtung zugibt, daß bie einfache Verweigerung des Eintrittes 
in die Wohnung genüge, um die fiberwachende Tätigkeit des Waifen- 
pflegers lahm zu legen. Das Gericht fieht fi darauf Hin veranlagt, mit 
feinen gefeglichen Organen amtszuhandeln. Der Waifenpfleger erftattet 
über feine Überwadungstätigfeit laufenden Bericht, im Falle mahr- 
genonmenen Mißbrauches der väterlichen Gewalt, bezw. Vernachläſſigung 
der Pflichten, fofortige Anzeige an das Gericht. 

Der fo gefchaffene Verein „Landftraßer Waifenpflege‘ Hat ſich be— 
währt und bie Bevölkerung hat ſich ben Beftrebungen des Vereines 
äußerft entgegenfommend gezeigt und die Bejorgniffe wegen Verweigerung 
des Eintrittes in die Wohnung haben fich erfreuficherweife nicht erfüllt. 

Der Verein „Landftrager Waifenpflege” hat in den andern Bezirken 
von Wien Nachfolge gefunden.!) 


1) In ber Allgemeinen öſterreichiſchen Gerichtäzeitung, Jahrgang 1902, 
Nr. 16, findet fi eine Beſprechung: Über den Waifenrat und feine Einführung 
beim k. k. Bezirksgericht Landftraße in Wien, von Dr. Ludwig Altmann; fiehe 
auch Zeitſchrift für notarielle und freiwillige Gerichtsbarkeit, Jahrgang 1902, 
Nr. 10: Die Bewegung im Gebiete des Kinderſchutzes und der Waifenpflege. 
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Die neuefte Schöpfung ift der Zuſammenſchluß der Wiener Waifen- 
räte zu einem „Zentralverband der Wiener Waifenräte”, welcher bie 
Förderung der gemeinfamen Intereſſen der in Wien beftehenden Waifen- 
ratsvereine bezweckt. Aus der Überficht über die auf gerichtliche Jnitia- 
tive geſchaffenen Pflegfhaftsfhugorganifationen bes Wiener Oberlandes⸗ 
gerichtsſprengels (Nieberöfterreich, Oberöfterreich und Salzburg) nach dem 
Stande 1905, welche ich ber freundlichen Vermittlung des Oberlandes- 
gerichtöpräfidiums verbanfe und im Anhange wiedergebe (f. Anhang 
Nr. 35), ift zu entnehmen, wie in diefem Sprengel das Pflegſchaftsweſen 
ſich kräftig entroidelt und außgeftaltet hat. 


Die Gemeindewaifenräte. 


Auf anderer rechtlicher Grundlage baut ſich eine Organifation zur 
Pflege wirkſamen Kinderfhuges auf, die von dem Bezirksrichter Franz 
Janiſch zuerft im Sebaftiansberger Gerichtäbezirte im Erzgebirge ge— 
ſchaffen wurde. Sie fehnt ſich enger an die deutſche Geftaltung des 
Gemeindewaifenrates an, al3 die Wiener Waifenpflegervereine und benügt 
als gefepliche Vaſis die 88 189, 178, 217 0.6. ©. B. 

Nach dem erffgenannten Paragraphen find die Verwandten der Minder- 
jährigen und Pflegebefohlenen oder andere mit ihnen in nahem Berhält- 
niffe ftehende Perfonen, wie Lehrer, Erzieher, Lehrherren uſw. unter 
angemefjener Ahndung verbunden, dem Gerichte, unter beffen Gerichtäbar- 
feit der Minderjährige fteht, die Anzeige zu machen, wenn der Fall ein- 
tritt, daß einem Minderjährigen, er fei von ehelicher oder unehelicher 
Geburt, ein Vormund beftellt werben muß. Auch die politifhen Obrig- 
feiten, die weltlichen und geiftlichen Vorſteher der Gemeinden, müſſen 
forgen, daß das Gericht Hievon benachrichtigt werde. In den 88 178 
und 217 leg. cit. werben insbefondere die Werwandten und auch jeder- 
mann, der Gelegenheit hat, bavon Kenntnis zu erhalten, berechtigt, gegen 
ben Mißbrauch der väterlichen oder vormundfchaftlichen Gewalt, wo— 
durch das Kind in feinen Rechten gekränkt wird oder gegen bie Unter- 
laſſung der damit verbundenen Pflichten der nötigen Obforge und Pflege 
den Beiftand bes Gerichtes anzurufen, d. h. ſich bei dem Vormundſchafts- 
gerichte zu beſchweren. „Daraus folgt”, argumentiert Janiſch, „für bie 
Verwandten ber minderjährigen und pflegebefohlenen Kinder, für bie 
Lehrer, Erzieher, Lehrherren derjelben und ſchließlich auch für die politi- 
ſchen Obrigfeiten, für bie Pfarrer und Gemeindevorſteher bie Pflicht, 
tauglihe Vormünder für bie Pflegebefohlenen dem Gerichte in Vor— 
ſchlag zu bringen, die Erziehung und Pflege aller Minderjährigen 
zu überwachen und fall ein Mißbrauch oder eine Verlegung ber nötigen 
Obſorge und Pilege der Minderjährigen vorlommt, dem Vormundſchafts- 
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gerichte behufs Veranlaſſung ber geeigneten Maßnahmen bie Anzeige zu 
erftatten. Wenn wir auch ber Anficht find, daß 8 189 a. 6. ©. 8. nur 
eine Pflicht zur Anzeige bes Vormundſchaftsfalles ftatuiert und aus der in 
ben 88 178 und 217 a. 6. G. B. erteilten Berechtigung zur Popular» 
Hage nicht ohneweiterd eine Pflicht der vorgenannten Perfonen zur Über- 
wachung und Anzeige abgeleitet werden fann, fo erſcheint diefe Organi— 
fation doch duch das tatfräftige Bufammenwirken der berufenen Perſön— 
lichfeiten und Organe, durch die freiwillige Anerkennung der Berpflich- 
tung durch diefe als vollauf gefichert. Übrigens jehlt es dieſer Organijation 
nicht an einer auch in andern Gefegen geficherter Grundlage, denn manche 
der in ben vorgenannten Kreis fallenden Perfonen könnten auf Grund 
beftehender Beftimmungen anderer Gefege zur obigen Überwachungs- und 
Auffichtspflicht herangezogen werben. So bie Lehrer und Schulbehörben 
nah den Schulgefegen, die Gemeindebehörden vermöge ber ihnen ob- 
liegenden ficherheitöpolizeilichen Wgenden, die Armenbehörben nad manden 
Landesarmengeſetzen rüdfichtlich ber armen Jugend. 

Das Prinzip Janiſchs befteht nun darin, aus dem reife dieſer 
zur Aufficht und Anzeige verpflichteten Perfonen in jeder Gemeinde einige 
vom Vormundfchaftsgerichte befonders erwählen zu laſſen und aus ihnen 
eine Kommiffion, einen Rat für die Mündel und Waife?, den fogenannten 
Gemeindemwaifenrat zu bilden, um fo eine gründliche gemeinbeweife Über- 
wachung der Pflegebefohlenen zu erreichen. Nach Janiſch ift Diefer Waifenrat 
nit eine rechtliche Neubildung, fondern nur eine Inſtitution, die nad 
den Intentionen des Gefeggebers in ben 88 178, 189 und 217 a. 6. G. B. 
bereit3 vorgefehen und mit den dort angeführten Rechten und Pflichten 
ausgeftattet ift und nur deshalb erft jegt ins Leben gerufen wurde, weil 
ſich in Ießter Zeit erjt die Fälle auffallend mehrten, wo die Pflege und 
Erziehung der Pflegebefohlenen vernachläſſigt wurde, wo ſich Mißbräuche 
einfhlihen und durch bie Kinderverwahrlofung foziale Gefahren ent» 
ftanden find. 

Man muß mit Janifh in der Tat für Meine Gemeinden, wo den 
Mitgliedern des Waifenrates ein leichter Einblid in die Verhältniffe der 
Gemeindegenofjen möglich ift, von biefer Inſtitution das Beſte erhofien, 
während die Waifenpflegervereine nach dem Vorbilde der Wiener Waiſen⸗ 
räte ben großſtädtiſchen Verhältniſſen beſſer entſprechen werden (ſ. An- 
hang Nr. 36). 

Der erfte Gemeindewaiſenrat trat am 1. Juli 1900 in den einzelnen 
Gemeinden des Sebaftiansberger Gerichtsbezirkes ind Leben. 

Das bahnbrehende Vorgehen des Bezirksrichters Janiſch Hat, wie 
aus ben Mitteilungen des Verordnungsblattes des Juſtizminiſteriums 
hervorgeht, in vielen andern Gerichtsbezirken Nachfolge gefunden (ſ. An- 
hang Nr. 47). 





— 189 — 


Dieſe Nachfolge bezog ſich nicht bloß auf die Organiſation der Ge— 
meindewaiſenräte, ſondern auf den von Janiſch begründeten Verein 
„Kinderſchutz für den Friedländer Gerichtsbezirk“ (f. Anhang Nr. 51). 

Eine Beſprechung des Gemeindewaiſenrates im Gerichtsbezirle Fried» 
land von Franz Janiſch, Bezirksrichter dafelbft und dem Schöpfer ber Ge- 
meinbemwaifenräte, finbet fi in ber „Beitfchrift für Notariat und frei» 
willige Gerichtäbarfeit”, Nr. 21, Jahrgang 1902. Während der Drud- 
legung erfhien „Jugendfürforge und Kinderfhug durch Gemeinbewaijen- 
räte und Schugvereine” von Franz Janiſch. 


3. Die Anzeigepflicht amtlider Organe. 


Diefe bisher beſprochenen DOrganifationen find aus ber Jnitiative 
von Organen der Juſtizverwaltung hervorgegangen, befinden fi im engen 
Auſchluſſe au die Organifation der Gerichte und find beftimmt, als Hilfs⸗ 
einrichtungen den Bedürfniſſen des Pflegſchaftsweſens entgegen zu fommen. 

Die Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichtes wird aber nicht nur durch 
die bisher befprochenen Organifationen wachgerufen, fondern auch durch 
andere amtlihe Organe, 

Die Landesarmengefege, die Schulgefege und verfchiedene Minifte 
tialverordnungen weifen die zur Durchführung berufenen amtlichen Organe 
an, Fälle ber Verwahrlofung und Mißhandlung dem Vormundſchaftsgerichte 
anzuzeigen und bamit bie Einleitung des pflegichaftsbehörblicden Ver» 
fahren nad dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche zu veranlafjen. 
R In diefem Zufammenhange erfheinen al3 zur Anzeige verpflichtet 
und damit zur Einleitung der obervormundſchaftlichen Schugfürforge be— 
rufen: 


a) Die AUrmenvermaltung. 


Diefe Unzeigepflicht ift in einzelnen Lanbesarmengefegen, jo be- 
ſonders eingehend im fteiermärkifhen Armengefege begründet. Die 
Kundmachung des fteiermärkifchen Landesausfchuffes vom 25. Oftober 
1896 zum fteiermärtifhen Armengeſetze zählt als Aufgabe des Ortdarmen- 
aufjehers. im 8 4, lit. £, auf: „Die Anregung gerichtliher Anzeigen in 
Fällen der Wahrnahme einer unter bie Beftinnmung des 8 178 a. 6.6. 8. 
und bes $416 St. G. 2. fallenden Vernachläſſigung von Kindern.” Die 
Drt3armenauffeher find das in erfter Linie und unmittelbar mit ber Armen- 
pflege in der Gemeinde befaßte Organ, deren jedem ein örtlich abgegrenztes 
Gebiet zuzumeifen if. Innerhalb diefes Aufgabengebietes hat ber Orts— 
armenauffeher nicht bloß über Anrufen feitens bes Hilfsbedürftigen, jonbern 
auch ohne ſolche Anrufung im Falle der Wahrnahme der Vorausſetzungen 
der öffentlichen Armenpflege einzufgreiten. Zu dieſem Behufe hat ber 
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Ortsarmenauffeher die Verhältniffe in feinem Auffichtögebiete bauernd im 
Auge zu behalten und hat ber Ortsarmenaufſeher die Pilicht, ſobald 
ihm ein Fall der Hilfsbedürftigkeit bekannt wirb, fi ohne unnötigen 
Auſſchub perſönlich in die Wohnung zu begeben und dortſelbſt die erforber- 
fichen Erhebungen zu pflegen (88 5 und 6 ber bezogenen Kundmachung 
des fteiermärfifchen Landesausſchuſſes). Das Geſetz, 8 73, 3. 2, ermächtigt 
den Ort3armenauffeher zur Vornahme ber erforderlichen Erhebungen, jo 
zwar, daß der Ortdarmenauffeher, an beifen Stelle in Gtäbten mit 
inbdividnalifierender Armenpflege der Armenpfleger tritt, in bem Armen- 
geiege felbft zu bem Betreten ber Wohnung und zur Vornahme 
der Erhebungen in derfelben ermächtigt if. Schon aus bem Grunde 
biefer Ermächtigung empfiehlt es fi, dad Ehrenamt des Wrmenpflegers 
in den großen Städten aud für Bivede ber Einleitung ber Erziefungs- 
fürforge bdienftbar zu machen. 

Aber nur in Städten mit inbividualifierender Armenpflege läßt ſich 
eine wirkungsvolle Bekämpfung der Verwahrlofung im Rahmen ber Armen- 
verwaltung erwarten. Dort, wo die Verwaltung vom grünen Tiſche bes 
Amtszimmers aus erfolgt, herrſcht die Schablone und wird den Menfchen 
und den Verhältniffen, um bie e3 ſich hier handelt, überhaupt nicht nahe— 
getreten. Wie der Hinweis auf England (f. „Der Kinderfhug in England“, 
1. Zeil, 2. Band, ©. 195) dartut, ſchädigt ber vielfach noch beitehende 
Buftand unkritifher Almoſenwirtſchaft die Intereſſen des felbftändigen 
Arbeiter ebenjo wie das finanzielle Intereffe der Gemeinde ſchwer. Aber 
niht nur von biefem Gtanbpunfte ift die Individualiſierung in ber 
Armenpflege und damit der Wohnungsbefud) des Armen duch ben 
Armenpfleger zu begrüßen. Diefer vermittelt die Kenntnis ber fozialen 
Mißſtände in den mweiteften Kreifen, um nur ein Beifpiel herauszugreifen, 

. bie erbärmlihen Xerhältniffe in den Wohnungen der Armen, die man 
insgemein unter der Bezeichnung Wohnungsnot und Wohnungselend zus 
fammenfaßt und welche vielfah jelbft eine Quelle fittliher Berwahr- 
fofung werden. Erft die Kenntnisnahme diefer Verhältniffe im meiteften 
Umfange durch die ehrenamtlich in der Armenpflege der Gemeinde tätigen 
Perſonen, wird zu Reformen auf diefem, wie auf andern Gebieten führen, 
ein Mittel zur Befferung unferer fozialen Verhäftnifje werden. Die Ein- 
feitung ber Fürforge im einzelnen alle geftaftet fi damit zu einer 
Einleitung fozialer Reformen aus. 

Bei Anlehnung der DOrganifation des Waifenpflegevereines, bezw. 
des Gemeindewaifenrates an die Armenverwaltung in ben Städten, weldhe 
ihre Armenpflege bezentralifiert und individualifierend geftaltet haben, 
wird die übermachende Tätigkeit des Waiſenrates mit der fürforgenden 
Tätigkeit des Armenpflegers in einer Perfon vereinigt. Die für bie 
Armenpflege beftehende Organifation wird mittelbar durch die möglichſt 
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weitgehende Yeranziehung von in der Armenpflege ehrenamtlich tätigen 
Perſonen zu Waifenpflegern, auch der Waifenpflege und ber Jugend» 
fürforge dienſtbar gemacht werben können. Durch eine folhe Arbeit- 
vereinigung wird nicht nur eine Öfonomie ber Kräfte bewirkt werben, 
wie ja aud) Armen- und Pflegichaftsverwaltung ein gleiches gemeinfames 
Intereſſe an der Überwachung ihrer Schug- und Pflegebefohlenen haben. 
Dem fahlihen Bedürfniſſe beider Verwaltungen nach wirkſamer Aus— 
geftaltung ihrer Tätigkeit wird eine ſolche organifche Verbindung von 
Armen- und Pflegſchaftsverwaltung gerecht. - 


Verbindung von Pflegſchafts- und Armenverwaltung in 
Salzburg. 


Es foll hier die Verbindung nicht unerwähnt bleiben, welche 
der um bie Theorie und Gefchichte des öfterreichifhen Wormundfchaftsrechtes 
und um bie Praxis des Vormundſchaftsweſens hochverdiente Graf Chorinsky 
in Salzburg 1887 einleitete. Graf Chorinsty war Landesgerichtspräſident 
und zugleid; Landeshauptmann in Salzburg und daher erhielt bie oberfte 
Leitung ber Juftiz- und ber autonomen Verwaltung einen Einigungspunft 
in feiner Perfon und konnte dadurch ein gemeinfames Vorgehen von 
Gericht und Gemeinde angebahnt werden. 


Die Aktion knüpft an eine Verordnung des Juftizminifteriums dom 
12. September 1887, 3. 4057, betreffend die Vervolfftändigung und 
Evidenzhaltung der Waifenbücher im Herzogtum Salzburg an, in deren 
Verlaufe Graj Chorinskt einige Präfidialerläffe zur Durchführung der Ver- 
ordnung erließ. 

Die Vervolfftändigung der Waifenbücher follte den Anlaß geben, eine 
Annäherung zwiſchen Gericht und Gemeinde und ein einträchtiges Vor— 
gehen in ber Verforgung und Erziehung ber Pupillen zwiſchen biefen 
Organen herbeizuführen. 

Der Präfidialerfag vom 29. September 1887 jagt darüber insbe— 
fondere: „Im Sinne des bezogenen Minifterialerlaffes werden die Ge» 
richte auch jederzeit zu trachten haben, einen genauen Einblid in die 
perfönlihen und Vermögensverhältniffe der Pilegebefohlenen zu erlangen, 
die Gerichte werben insbeſonders ſich das Landesarmengejeg vom 30. Der 
zember 1874, 2. G. B. Nr. 7, vor Augen zu halten haben, welches 
indbefondere aud im $ 32 bie Gemeinden verpflichtet, im Wege der 
Pflegſchaftsbehörde für die beffere Unterbringung und Erziehung ſolcher 
Kinder zu forgen, welche eine Unterftügung aus der Armenkafje erhalten 
und von ihren Eltern und Steflvertretern offenbar vernadjläffigt werden, 
und wird ben Gerichten eingefchärft, bie Gemeinden anzumeifen, das geiftige 
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und leibliche Wohl der Pfleglinge bei Auswahl der Pflegeeltern ganz be- 
ſonders zu berüdfichtigen. 

Sollten ſich Beſchwerden wegen mangelhafter Unterftügung der Ge— 
richte durch die Gemeinden ergeben, fo find biefelben dem gefertigten 
Präfidium anzuzeigen, welches bie Abhilfe dur den Landesausſchuß vers 
anlafjen wird.” 

In feiner Eigenfchaft als Landeshauptmann fland Graf Chorinsky 
an ber Spige ber autonomen Lanbesverwaltung und konnte fomit auf 
die in Ausſicht geftellte Abhitfe durch den Landesausfhuß entſprechenden 
Einfluß nehmen. 

In der Amtzerinnerung, betreffend das Vormundſchaftsweſen, vom 
14. Auguft 1888 bemertt Chorinsty biesbezüglih: „In biefer Richtung 
tann ein Verkehr der Bezirkögerichte mit ben Gemeindevorftehungen und den 
Gemeinbefchreibern nach und nad) viel leiſten.“ 

Als fpäterer Oberfandesgerichtpräfident in Wien ſuchte Chorinsky 
im Jahre 1893 auch ein engeres, einträchtiges Zufammenarbeiten der 
Pflegichaftögerichte mit den durch das Armengefeg von 1893 in Nieder» 
öfterreich geſchaffenen Armenbehörden anzubahnen. 

Die bezügliche Note bes Oberlandesgerichtspräfibiums vom 6. März 
1895, 8. 2221 praes. an den Landesausſchuß von Niederöfterreich gebe 
ih — foweit fie für den Gegenſtand von Interefje ift — auszugsweiſe 
im Anhange wieder (f. Anhang Nr. 37). 


Die Bezirksbeiräte in Steiermark. 


Dieſes im Herzogtum Salzburg zum erften Male angebahnte Zu— 
ſammenwirken von Gericht3- und Armenbehörben wurde in Steiermark, wie 
in dem die armenrechtlichen Grundlagen bejprechenden Teile erwähnt wurde, 
durch die Bezirksbeiräte herbeizuführen verſucht. Dem Bezirksbeirate war 
eine hervorragende Rolle in der Überwachung der Armenkinderpflege ber 
Gemeinden und in der Einleitung der Schugfürforge in Fällen der Ber» 
wahrlofung zugebadht. 

Die Beſchlüſſe des jteiermärkifhen Landtages aus Anlaß der Jubel» 
feier der fünfzigjährigen Regierung des Kaiſers betreffen die Anteilnahme 
des Landes an der Pflege und Erziehung armer Kinder. Diefe Anteil» 
nahme des Landes follte in einer Beteiligung an den Koften, Die ben 
Gemeinden aus ber Armentinderpflege erwachſen und in der Über 
wachung ber Armenkinderpflege dur den Landesausfhuß beſtehen. 

Artikel XXXII dieſer Beſchlüſſe weiſt auch den Bezirken in dieſer 
Beziehung Aufgaben zu, zu deren Bewältigung den Bezirksausſchüſſen 
empfohlen wurde, einen Bezirksbeirat zu bilden, bei deſſen Zuſammenſehung 
alle jene Elemente berückſichtigt wurden, welche an ber Pflege und Er» 
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ziehung armer Kinder ein Intereffe haben. Das Oberlandesgerihtspräfi- 
dium in Graz hatte die Vormundſchaftsgerichte eingeladen, den mit ber 
Bupillargerichtöbarkeit betrauten richterlihen Beamten in ben Bezirks» 
beirat zu entfenden. Damit war bie Verbindung ber Pflegſchafts- mit der 
Armenverwaltung hergeftellt. Der Bezirköbeirat war zunächſt mit der 
Verteilung ber auf jedes einzelne gemeinbearme Kind entfallenden Landes» 
beiträge (Quote) und ber biefer Verteilung vorhergehenden Nachſchau 
ber armen Rinder — deren befriedigenbes Ergebnis die Vorausfegung ber 
Ausfolgung des Landesbeitrage war — befaßt. Der Bezirksbeirat follte 
aber nad) dem Entwurfe und den Anträgen des Referenten ſich in der 
Folge nicht auf die Nachſchau und bie Quotenverteilung beichränfen, 
fondern auch berufen fein, bei diefer Gelegenheit in Fällen der Berwahr- 
lofung ben Tatbeftand zu ermitteln und dem Ortsarmenrate behufs 
andermweitiger Unterbringung, bezw. dem Vormundſchaftsgerichte zum 
Zwecke ber weiteren angemeffenen Verfügungen zur Kenntnis zu bringen. 

Damit wäre anläßlich der Duotenverteilung alljährlich Gelegenheit 
gegeben gemwefen, in allen Gemeinden des Landes eine Suche nad; verwahr- 
Ioften Kindern zu veranftalten. Durch Einleitung bed gerichtlichen Schutzes 
und ber Fürforge, bezw. duch Beſchluß ber Urmenbehörbe für einen 
Erfag der vernachläſſigten Erziehung zu forgen und damit ber in ben 
Gemeinden vorgefundenen Verwahrlofung von Kindern entgegen zu 
arbeiten. Infolge Ablehnung des Neferentenentwurfes durch ben Landes» 
ausfhuß fam es zu biejer Tätigfeit der Bezirlsbeiräte, welche fie zu 
Borfämpfern gegen die Verwahrlofung gemacht hätte, überhaupt nicht. 
Die Kinderfhugorganifation in Steiermark findet im Anhange ihre Dar- 
fteflung und der vorerwähnte Referentenentwurf in diefem Zufammen- 
hange aud) Erwähnung (f. Anhang Nr. 9). 


9) Die Schulaufficht. 


Als weitere Organe, welche bie Pflegfchaftägerichte in Kenntnis 
der tatfählihen Fälle von Verwahrloſung bringen, kommen bie 
Sculbehörden in Betracht. Wie jchon hervorgehoben wurde, nehmen 
Die Schulgefege auf das fittlich gefährdete und verwahrlofte Kind viel 
zu wenig Rüdficht. Zwar ift nad) ber Schul- und Unterrichtsordnung 
„sur Erreichung dieſer Erziehungszwede der Lehrer gebunden... . auf 
ſãmtliche feiner Obhut anvertrauten Kinder ein wachſames Auge zu Haben‘! 
(8 26.) Seine Auffichtspflicht beſchränkt fih nicht nur auf das 
Berhalten des Kindes in der Schule, „der Lehrer ſoll das Verhalten der 
Kinder au außer der Schule, ſoweit e3 von ihm beobachtet werden kann, 
berüdjichtigen“ (8 25). Wohl hat fie den Weg zur einigen Verbindung 
zwiſchen Schule und Haus gewieſen, um ein gemeinfames erziehliches 

Reiher, Zürforge für die verwahrloſte Jugend. II. 13 
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Vorgehen der Lehrer und Eltern zu ermöglichen. „Der Lehrer hat ben 
im Intereſſe des Unterrichted und ber Erziehung notwendigen Verkehr 
mit dem Elternhaufe und da3 einträchtige Zuſammenwirken mit demfelben 
nad) Kräften zu fördern. Insbeſondere folf er ſich bei wieberholten Gebots— 
übertretungen der Schüfer in Verbindung mit den Eltern oder deren Stell- 
vertretern fegen, um über bie weiter anzumendenden Strafmittel Rüd- 
fpradje zu nehmen.” (8 29.) Neuere Beſtrebungen ber aufgeflärten Tchrer- 
ſchaft fuchen eine innigere Verbindung zwiſchen Schule und Haus dadurch 
ins Leben zu rufen, daß fie Elternabende zum freien Austauſch der 
Meinungen und Erfahrungen von Lehrern und Eltern veranftalten. Iſt 
ein einiges Vorgehen mit dem Elternhaufe ausgeſchloſſen, weil bie Ver— 
nahläffigung der elterlihen Erziehungspflichten felbjt die Veranlaſſung 
zu den kindlichen Verfehlungen gegeben hat, fo ſcheint es mir nur eine 
Konſequenz der allgemeinen, eben entwidelten Auffichtöpflichten bes Lehrers 
zu fein, wenn man ihn zur Anzeige an die Vormundicaftsbehörde im 
Sinne des 88 178 a. b. G. B. wenigſtens mittelbar im Wege der ihm 
vorgeſetzten Behörde verpflichtet erachte. 

Die Schufgejeßgebung — deren einfchlägiger Teil im Anhange 
wiedergegeben wird — enthält Beſtimmungen, in welcher Weife der nicht 
begonnene, der vernachläſſigte und der vorzeitig abgebrochene Schufbejuch 
zu behandeln ift (f. Anhang Nr. 38). 

Alle Gefege der Länder — bis auf Tirol und Trieft — enthalten 
eine Veftimmung, wonach für den Zall, als die Eltern trog wiederholter 
Beſtrafung beharrlich ihren Obliegenheiten in Betreff des Schulbefuhes 
ihrer Kinder nicht nachlommen, die Schulaufſichtsbehörden angewieſen 
werden, das Verfahren nad) dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche 
(88 176, 177, 178 und 254 a. 6. ©. 8.) zu veranlaffen. 

Die fortgefegten Schulverfäumniffe des Kindes bilden Hier die Er— 
ſcheinungsform der geiftigen wie ber fittlihen Verwahrlofung und geben 
damit den Anlaß zur Einleitung des pflegichaftsbehördlichen Verfahrens 
durch die Schulbehörben. 

Die im Verordnungsblatte de3 Zuftizminifteriums, Jahrgang XXI, 
Stüd II und VII, abgebrudten Erläſſe von Landesſchulräten weifen die 
Schulleitungen und Ortsfhulräte an, dem Bezirksſchulrate unter Angabe 
beftimmter Tatfachen alle diejenigen Fälle anzuzeigen, in denen fie mahr- 
nehmen, daß Vormünder die ihnen hinfichtlic der Erziehung der ſchul- 
pflichtigen Minderjährigen obliegende Pilicht grob verlegen. Der Bezirks- 
ſchulrat ſoll hievon ber kompetenten Vormundſchaftsbehörde Mitteilung 
machen. 

Dies gilt insbefondere, wenn wahrgenommen wird, daß bie Beauf- 
ſichtigung der fittlichen Aufführung und der phyſiſchen Entwicklung eines 
ſchulpflichtigen Minderjährigen vernachläſſigt wird. 
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Das Oberlandesgerihtöpräfidium in Klagenfurt hat in einem im 
Verordnungsblatte des Juftizminifteriums, Jahrgang XIX, Stüd VI, 
©. 83, abgedrudten Erlaſſe an die Gerichte feines Sprengels zufolge 
Erlaffes des Juftizminifteriumd dom 21. Februar 1903, 8. 3680, ben 
Gerichten die periodiſche Überwachung ber perfönlichen Werhäftniffe der 
Pilegebefohlenen zur Pflicht gemacht. 

Diefer Erlaß erblidt den Schwerpuntt ber geänderten Praxis ber 
Gerichte in der wirkſamen Kontrolfe behufs Aufdeckung einzelner Fälle 
bes Mißbrauches ber Gewalt der gefeglichen Vertreter oder ber Vernach— 
läffigung ihrer Pflichten, wogegen die Gerichte einfchreiten werben. 

Die Gerichte Haben nicht die Gemeinden und die andern Behörden 
bei Durchführung ber ihnen obliegenden Aufgaben der Gittenpolizei, des 
Armenweſens und de3 Schulzwanges zu überwachen, fie follen nicht 
deren Aufgaben beforgen, fonbern fie follen die Erfüllung ber den gefeg- 
lichen ®ertreter obliegenden Pflichten überwachen. 

Wenn eine Vernadhläffigung dieſer Pflichten auch das Einfchreiten ber 
Schulbehörden, der Polizei, gegebenen Falls felbit des Strajgerichtes 
auslöfen fan, fo wird dadurch das präventive Einſchreiten des Gerichtes 
doch nicht entbehrlich, welches die gefeglichen Vertreter ber Pflegebefohlenen 
auch hinſichtlich der Fürforge für die perſönlichen Verhäftnifje ihrer Schuß» 
befohlenen, nämlich Pilege, Ernährung, Erziehung, Unterricht, Ausbildung 
in einem ihren erhäftniffen und Anlagen entfprehenden Nahrungs» 
ftande überwachen. 

Den Bezirksgerichten wird empfohlen, die Gemeinbevorfteher, Lehrer 
und Pfarrer dafür zu gewinnen, ihnen befannt gewordene Mißftände 
den: Pflegſchaftsgerichte anzuzeigen. 

Hiezu ift die Gelegenheit de3 perfönlichen Verkehrs zu benügen, 
wie Amt3handlungen, Kommiffionen uf. 

Auch auf die Vorkehrungen für die Zeit nah der Schulentlaffung 
ift Bedacht zu nehmen, da diefe Zeit große Gefahren bietet, die auch 
eine Steigerung ber Fürforge rechtfertigen. Der Schuß foll den Pflege- 
befohlenen in allen kritiſchen Lebenslagen zu teil werben. 

Eine Mitwirkung der Ortsſchulräte zur Überwachung der Pilege und 
Erziehung armer Kinder und damit zur Unterftügung ber pflegſchaftsbehörd⸗ 
lichen Tätigteit faßt der Landezausfhuß in Mähren in Ausficht. Der Be- 
richt des mährifchen Landesausſchuſſes mit Anträgen, betreffend die Verwen— 
Dung ber bem Lande Mähren zufallenden Quoten der Gebarungsüberſchüſſe 
Der gemeinfhaftlihen Waifentaffen, 2. ©. 8. Nr. 155 ex 1903, bringt 
auf Geite 9 und 10 in Vorſchlag, daß aus einem Teile der verfügbaren 
Mittel die Familienpflege einzurichten wäre, wobei hinfichtlicd) der Organi- 
Tierung der Auffiht und Einleitung des vormundidajtlihen Schuges 
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für dieſe Kinder die Vorfchläge des mährifchen Landesausfchufies auf 
eine Heranziehung der Ortsſchulräte zur Bewältigung biefer Aufgabe 
hinauslaufen. 

Die Vorſchläge bes Landesausſchuſſes finden fi im Anhange (ſ. An- 
Hang Nr. 39). 


Y) Die Juſtizverwaltung. 
Die Strafgerigte. 


Das Juftizminifterium — von der Zwedbeftimmung der Gebarungs- 
überjchüffe der gemeinfamen Waifentaffen abgejehen — bekundet jeit dem 
Jahre 1893 unausgefegt und mit Eifer dad Beſtreben, bie vielfachen 
Lücken auf dem Gebiete des Kinderfchuges im Verordnungswege auszufüllen. 

So bezweden bie Verordnungen des Juſtizminiſteriums dom 
10. November 1893, 8. 19.462, betreffend bie pflegichaftsbehörbliche 
Fürforge für die perſönlichen Verhältniffe der Minderjährigen, vom 
3. Dezember 1899, betreffend die Verwirklichung des Kinderſchutzes durch 
die Gerihte vom 11. Mai 1901, betreffend den Kinderfhug, vom 
10. Juli 1903, betreffend das Strafverfahren gegen Minderjährige und 
enblih vom 23. Juli 1903, betreffend Vorkehrungen zur Hintanhaltung 
ber Verwahrloſung von Minderjährigen ein Zufammenmwirfen von Straj- 
nd Pflegichaitsgerichten mit ber ausgefprochenen Abficht, die legteren 
jeweils in Kenntnis der Tatſachen zu ſetzen, bie zu pflegichaftsbehörblichem 
Einfhreiten Anlaß geben. So follen die Strafgerichte die Alten über 
Mißhandlung und Verwahrloſung von Kindern, insbefonbere auch die Akten, 
aus benen die Verleitung und Verwendung von Kindern zum Bettel 
hervorgeht, jedesmal dem zuſtändigen Pflegichaftögerichte überfenden. Die 
Pflegſchaftsgerichte haben, wenn auch feine ftrafbare Handlung konftatiert 
wurde, zu ermitteln, wie das Kind behandelt, gehalten und erzogen wird 
und ift einen Mißbrauche der väterlichen oder vormundſchaftlichen Ge— 
malt oder Vernachläſſigung der damit verbundenen Pflichten mit aller 
Energie entgegenzutreten. Die periodiſche Reviſion ber Waiſenbücher werde 
den Gerichten Gelegenheit zu Erkundigungen über den Stand der Aus— 
bildung und Erziehung der Minderjährigen geben. 

Die Strafgerichte wurden angemiejen, in allen Fällen des Straj» 
verfahren gegen Minderjährige, deren gefeglichen Vertreter von jedem 
entſcheidenden Schritte zu verjtändigen, da dies jhon im Intereſſe der 
Fürforge und Erziehung geboten jei und ben im II. und IV. Hauptitüde 
des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches niedergelegten Grundfägen ent 
ſpreche, denn nur auf diefe Weiſe fomme ber gefegliche Vertreter in die 
Lage, die für deren künftige Wohlfahrt erforderlichen Schritte zu unter- 
nehmen. 
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Endlich haben die Gerichtshöfe und Strafanftalten von ber bevor— 
ftehenden Entlaffjung eines Minderjährigen das Pflegſchaftsgericht zu dem 
Zwecke ber erforderlichen Vorkehrungen für dad weitere Fortlomnen des 
entlaſſenen Sträflings zum Schutze und Behütung vor neuerlichen Ver— 
fehlungen in Kenntnis zu ſetzen. 


ſDie öffentliche Sicherheit. 


Die Sicherheitsbehörden und ihre Verfügungen gegen ftraf- 
unmündige Berfonen. 


Die Verordnung des Yuftizminifteriums vom 23. Juli 1904 erachtet 
e3 von gang befonderer Wichtigkeit, daß die Pflegichaftögerichte Kenntnis 
erhalten, wenn ein Kind unter 14 Jahren ein Vergehen oder eine Über- 
tretung begangen hat und die Polizeibehörbe nach 8 273 St. G. 8. im 
eigenen Wirkungskreiſe gegen ben Strafunmündigen eine Verfügung trifft. 
Zufolge Erlaſſes des f. k. Minifteriums des Innern vom 20. Juli 1904, 
3. 24.752, an alle politifchen Landesſtellen, find die Pflegichaftögerichte 
jeweils von einem folchen polizeilichen Einfchreiten in Kenntnis zu feßen. 
Da eine polizeiliche Verfügung gegen Strafunmündige nur in Ermanglung 
ber häuslichen Züchtigung ftattfindet, jo haben die Gerichte aus dieſem An- 
laſſe eindringlihe Ermittlungen über die perfönlihen Verhältniſſe des 
Strafunmündigen zu pflegen und feltzuftellen, ob nicht die Urfache der 
Berfehlung, namentlich bei Vettel, Wagieren, bei Diebftählen u. dgl. in 
Verleitung ober Mißhandlung durch die Eitern oder Pfleger des Kindes, 
in mangelnder Beauffichtigung ober Erziehung, ſomit in Verwahrlofung 
zu ſuchen fei. 

Welchen ſchwachen Erfolg diefe Anordnung des Minifteriums bes 
Iunern gehabt hat, geht aus ber Verorbnung des Minifteriums des 
Innern hervor, welche im Anhange wiedergegeben wird (f. Anhang Nr. 40). 


Die Gemeinden als Drgane der Ortäpolizei. 


In Oſterreich fehlt es an einer gejeplichen Verpflichtung ber Sicher- 
heitsbehörben, der Verwahrloſung al3 einer Gefahr jür die Allgemeinheit 
aud) dann entgegenzutreten, wenn biefe Verwahrloſung noch nicht in Ge- 
ftalt einer ftrafbaren Handlung in die Erfceinung tritt. So wird zum 
Beispiel das wegen Gefährdung der Sittlichkeit feiner Mitſchüler aus der 
Boltzfhule ausgefchloffene Kind nicht weiter zum Gegenftande polizeilicher 
Beobachtung gemacht. Und auch um das ftraffälfige Kind unter 10 Jahren 
tümmert ſich die Polizei überhaupt nicht. 

Das Minifterium des Innern hat im Verordnungswege am 16. März 
1897 (3. 420) und am 8. Jänner 1900 (3. 41.744 ex 1899) einen 
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ſchüchternen Verſuch ber Annäherung an dieſes Fbeal unternommen und 
hat ſich zu diefem Zmede durch Vermittlung ber Statthaltereien und 
Landesregierungen an bie autonomen Träger ber Lolalpolizei, an die Ge- 
meinben, gewendet (ſ. Anhang Nr. 29). Auf Grund einer früheren ähn- 
lichen, aud) an den fteicrmärfifchen Landesausfhuß gelangten biesfälligen 
Anregung bes f. f. Minijteriums be3 Innern, hat ber fteiermärkifche Landes» 
ausſchuß eine Kundmachung erlajfen, welche in der gleichen Richtung auf 
die Gemeinden einwirken, aber aud die einer wirffamen Beteiligung 
der Gemeinden an den Aufgaben des Kinderſchutzes im Wege ftehenden 
Hemmmniſſe finanzieller Natur foweit ald möglich aus dem Wege räumen 
ſollte. Im Anhange ift diefe Kundmachung des fteiermärkijchen Landes- 
ausſchuſſes vom 7. Juni 1897, 3. 11.497, betreffend die Fürjorge für 
bie verwahrlofte Jugend, abgedrudt (f. Anhang Nr. 8). 


In diefer Richtung bejteht bereits ein Anfag zu einer künftigen Aus— 
geitaltung ber polizeilichen Bekämpfung der Vermwahrlofung. 


Zwar find e3 nicht ftaatliche, mit ber Polizeigewalt ausgejtattete 
Behörden, welche verpflichtet find, die Einleitung des pilegfchaftsbehörd- 
lichen Verfahrens zu veranlaffen, wo immer fie ber Verwahrlofung inner» 
halb ihres Amtsbereiches begegnen, wohl aber ift e3 das Exekutionsorgan 
bes ftaatlihen Polizeidienftes, die f. f. Gendarmerie, welcher ſchon heute 
die Anzeigepflicht übertragen ift. Die einheitliche Oxganifation diejes um 
die öffentliche Sicherheit im Reiche verdienten und bewährten Jnftitutes, 
verbürgt eine gewiffe Einheit in der Bekämpfung bet Verwahrlojung. 
Die Betrauung der ka k. Gendarmerie mit der Anzeigepflicht und damit 
mit der Einleitung de3 pflegihaftsbehörblichen Verfahrens in allen Fällen 
der Verwahrlofung beutet die Erfenntnis ber Verwahrlojung als eine 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit an. Damit ift der Weg angebahnt 
zur Überleitung de3 Kampfes gegen die Verwahrlofung und der Fürforge 
für die verwahrlofte Jugend in das Spftem ber öffentlichen Verwaltung, 
zu ber Einleitung des Verfahrens als eine Aufgabe ber Polizeigemalt. 


Die kak Gendarmerie. 


Dem Verordnungsblatte des Jujtizminifteriums, V. Stüd, XX. Jahr- 
gang, S. 101, zufolge hat auf Erſuchen des Oberlandesgerichtspräſidiums 
in Brünn das Landesgendarmerietommando für Mähren und Schlefien die 
Genbarmeriepojten angewiejen, der Überwachung ber Kindererziehung auf 
dem flachen Lande ihre Aufmerkſamkeit zuzumenden und bie anläßlich ihrer 
fonftigen Dienftesverrichtungen gemachten Wahrnehmungen, die auf die 
Notwendigkeit einer Abhilfe hinweifen, dem zuftändigen Gerichte zur 
Kenntnis zu bringen. Dieje Anweiſung der Gendarmerie zur Unterftügung 
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der Gerichte in Sachen des Kinderſchutzes wurde mit Erlaß des Minifteriums 
für Landeöverteibigung vom 10. Auguft 1904, 3. 32.587, im Wege 
ſämtlicher Landesgendarmerielommanden verallgemeinert. 


b) Die tatſãchliche Berwahrlefung. 

Bisher war von der Tätigfeit der Pflegihaftögerichte und ihrer 
Unterftügung durch freiwillige, Halbamtlihe und amtlihe Organe zum 
Schuge gegen drohende Verwahrlofung die Rede. Deren Anzeigen führen 
zur Einleitung des pflegihaftsbehörblichen Verfahrens in Fällen, in denen 
den Kindern durch den Mißbrauch des elterlichen Rechtes der Sorge für 
die Perfon oder durch die Vernachläſſigung der Erziehungspfficht die Ge- 
fahr der Verwahrlofung droht, bezw. diefe Organe leiten in Fällen tat- 
jähliher Verwahrloſung pflegihaftsbehörblihe Schug- und Zürforges 
maßnahmen ein, foweit dieſer Zuftand tatjächlicher Verwahrlofung nicht 
die Vorausfegung der Anhaltung in Befferungsanftalten bildet. 

Die Anhaltung in Befjerungsanftalten gilt im Geſetze ala das Mittel 
der Vorkehrung im Falle hochgradiger Verwahrlofung, wenn fein anderes 
Mittel zur Erzielung einer orbentlihen Auffiht und Erziehung ausfindig 
zu machen ift. Das Gefeg bezeichnet es alſo felbft als das äußerſte 
Zufluchtsmittel, ald die legte Erfagmaßnahme für die mangelnde häusliche 
Zudt (8 273 St. G. 8. und 8 8, Abf.2 des Gefepes nom 24. Mai 1885, 
N. G. B. Nr. 89). In diefem Sinne muß die Beiferungsanftalt aud) als 
eine Maßnahme der obrigkeitlihen Erziehungsfürforge gelten, wenngleich 
ihr in erfter Linie ein ficherheitöpolizeificher Charakter innewohnt. 

Wenn aud die Anhaltung in einer Belferungsanftalt im Falle des 
8 16, Abf. 2, des Geſehes vom 24. Mai 1885, R. G. 8. Nr. 90, aus- 
ſchließlich als eine im Privatrechte gegründete Erziehungsmaßnahme, 
fowie auf Grund ber Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
10. November 1893 auch in Fällen drohender Verwahrlofung ala 
vormundfhaftsbehörblihe Maßnahme von ber Pflegſchaftsbehörde an- 
geordnet wird, fo bildet dieſe Zuftändigkeit de3 Vormundſchaftsgerichtes 
doch die Ausnahme gegenüber ber Zuftändigfeit bes Strafgerichtes, deſſen 
Erfenntnifje die Vorausfegung der Anhaltung in der Befjerungsanftalt 
in der meitaus größten Mehrzahl der Fälle bilden. 

In der Verordnung des Juftizminifteriums vom 7. Mai 1908, 
IM. Bog. B. Nr. 14, XIX. Jahrgang, IX. Stüd, Hat das Juſtiz⸗ 
minifterium im Einvernehmen mit dem Miniftertum de3 Innern bie 
Borausfegungen der Anhaltung von jugendlichen Perſonen in Befierungs- 
anftalten und die Zuftändigfeit der zur Einleitung und Anordnung be- 
rufenen Behörden erörtert. 

Die Einleitung ber Fürforge in Fällen der tatfählichen Verwahr— 
lojung erfolgt jomit in nachſolgender Weife. 
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1. Einleitung des behördlichen Verfahrens bei Unzulänglichteit, 
der häusliden Zudt. 


Häusliche Zucht bedeutet das Necht der Eltern, ihren Anordnungen 
Nahdrud zu verleihen. Auf Grund der Familiengewalt ift den Eltern 
die Befugnis eingeräumt, diefe Anordnungen felbft durchzuſetzen. 

Erft wenn die Eltern zu dieſer Selbftdurchjegung außer Stande find, 
können fie ben behördlichen Veiftand anrufen und leiten damit das Ver— 
fahren bei der betreffenden Behörde, welches zu den im Gejege vorgefehenen 
Maßnahmen führt und von benen an ber betreffenden Stelle die Rede 
fein wird, ein. Die folgenden gefeglichen Beltimmungen begründen fomit 
bie Einleitung bes behördlichen Verfahrens, Die Eltern find berechtigt, 
vermißte Kinder aufzufuchen, entwichene zuräidzuforbern und flüchtige mit 
obrigteitfichem Beiltande zurüdzubringen ($ 145 a. 6. ©. B.). 

Der Bormund hat fih an die Wormundicaftsbehörbe zu Menden, 
wenn er ben Vergehungen des Minderjährigen durch die zur Erziehung 
ihm eingeräumte Gewalt Einhalt zu tun nicht vermag ($ 217 a. b. ©. 8.). 

Das Haupt der Familie ann um Veftrafung ber Diebftähle und Ver— 
untreuungen ber Kinder, welche im gemeinfamen Haushalte mit ihren 
Eltern leben, anfuchen und werden dieſe erſt über ein foldes Anfuchen 
ftrafbar (8$ 189 und 463 St. ©. 8.). 

Fälle, die fonft der häuslichen Zucht unterliegen, werben zu Über- 
tretungen gegen die öffentliche Sicherheit, wenn die Unordnungen der 
Kinder foweit gehen, daß Eltern, Vormünder, Erzieher uf. ſich bemüffigt 
fehen, die Hilfe der Behörden anzurufen. Die Behörden find in ſolchen 
Fällen verpflichtet, zur Abmwendung der Unordnung die Hand zu bieten 
und nad) gehöriger Unterfuchung jene Strafe zu verhängen, die fie-nach 
den Umftänden zu einem wirffamen Erfolge am zwedmäßigften erachten 
(8 525 St. ©. 8.). Im diefen Fällen der Unzulänglichfeit der häus— 
lichen Zucht find es alfo die Väter, Wormünder und Erzieher, welche 
das erfahren einleiten. 

Außer den gefeglich beftimmten Fällen der Zuläffigfeit der Anhaftung 
in einer Vefferungsanftalt (88 1—6 und 8 des Gefeges vom 24. Mai 
1885, R. ©. B. Nr. 89) kann die Abgabe in eine Befjerungsanftalt für 
jugendliche Korrigenden auch noch al3 Erziehungsmaßnahme vom geje- 
lichen Vertreter (Vater oder Vormund) und mit Zuftimmung der Bileg- 
ſchaftsbehörde beantragt werden ($ 16 des Gejeges vom 24. Mai 1885, 
R. G. B. Nr. 90, Juftizminifteriafverordnung vom 7. Mai 1903, 
J. M. Bbg. B. Nr. 14, XIX. Jahrgang, IX. Stüch. 

Die ftrafbaren Handlungen von Kindern unter 10 Jahren werben der 
häuslicher Züchtigung überfaffen, was aber nicht ausſchließt, daß in einem 
ſolchen Falle der gejegliche Vertreter im Sinne des obenerwähnten An- 
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tragsrechtes fih an die Pflegichaftsbehörde um Abgabe des Kindes in 
eine Beiferungsanftalt wendet, wenn er mit ber ihm zur Erziehung ein- 
geräumten Gewalt außer ftande ift, die Werfehlungen bes Kindes zu 
befämpfen. 

Die öfterreichifhe Schul- und Unterrichtöorbnung fieht zwar einen 
Tatbeſtand tatfächlicher Verwahrloſung vor, unterließ es jedoch bis vor 
turzem, die Schulbehörben zur Einleitung entſprechender Fürjorgemaß- 
nahmen anzumeifen. 

Die Einleitung zur Verfügung des Ortsſchulrates, welche wegen 
dringender Gefahr für die Sittlihleit der Mitfhüler ein Kind im ſchul—⸗ 
pilichtigen Alter aus der Volksſchule zeitweilig ausfchließt, erfolgte durch 
den Leiter ber Schule, an mehrflaffigen Schulen durch die Lehrerkonferenz. 
Diefe haben da3 Vorliegen der Bedingungen diefer Maßnahme feitzuftellen 
und biefelbe bei der Ortsſchulbehörde zu Beantragen (8 24, Abſ. 3 ber 
Schul- und Unterrichtsordnung). 

Eine weitere Fürforge für ein ſolches ausgefchloffenes Kind fommt 
in ber probiforif en Schul- und Unterrichtsorbnung nicht zum Ausdruck. 
Nicht einmal der Verſuch, den gefeglichen Vertreter zur Antragftellung 
im Sinne de3 $ 16, Abſ. 2, des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. B. 
Nr. 90, anzuregen, ift den Schulbehörden nahe gelegt worden. Auch in 
biefer Beziehung ift das Juftizminifterium zur Stelle, um bie hier be- 
ftehende Lücke des Geſetzes auszufüllen und forgt für ben Fall, als der 
gefeglihe Vertreter nicht aud eigenem Antriebe in einem ſolchen Falle 
einen Antrag ftellt. 

Das Juftigminifterium beutet das Mittel an, welches ungeachtet ber 
Untätigfeit des Vertreters des Kindes, zu einem Erfolge führen fann. 
Zu beffen Herbeiführung find die Pflegichaftsbehörden berufen, welche 
Hierin durch die vorerwähnten Organifationen und die Anzeigen ber 
amtlichen Organe angeregt werben. 

Die Verordnung des Juftigminifterinms vom 10. November 1893, 
3. 19.462, IX. Jahrgang, XXIV. Stüd, betreffend die pffegfchaftäbehörd- 
liche Fürforge für die perfönlichen Werhältniffe der Minderjährigen, be- 
merkt für ben all, al3 der geſetzliche Vertreter bie Stellung eines 
folchen Antrages unterläßt, daß das Gericht, wenn es hievon Kenntnis 
erlangt, von Amts wegen einfchreiten foll. Das Juftizminifterium weiſt 
die Gerichte an, die gefeglichen Vertreter zu der nad) $ 16 des Geſetzes 
vom 24. Mai 1885, R. G. 8. Nr. 90, erforderlichen Antragftellung 
mit Hilfe der allgemeinen Anordnungen bes kaiſerlichen Patentes dom 
9. Auguft 1854, R. G. B. Nr. 208, anzuregen. 

Die unmittelbar vor Beginn ber Drudiegung im Reichsgeſetzblatte 
veröffentlichte definitive Schul- und Unterricht3ordnung vom 29. Sep- 
tember 1905 hat bie Ausfchließung eines verwahrloften Kindes aus ber 
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Volksſchule ohne gleichzeitige Anordnung einer Erſatzmaßnahme — ſomit 
die Aufhebung des geſetzlichen Schulzwanges im Verordnungswege — 
zwar aufrecht erhalten, allein den Schulbehörden bie Anregung pfleg- 
ſchaftsbehördlicher Maßnahmen zur Pflicht gemacht (ſ. Anhang Nr. 16). 

Der Schulbehörben fommt fomit die Einleitung des Verfahrens in 
diefen Fällen, und zwar ganz unabhängig von ber Buftimmung bes 
gejeglihen Vertreters zu. 


2. Die Einleitung der Abgabe jugendlicher Perſonen in bie 
Belferungsanitalt. 


Die Einleitung der Abgabe jugendlicher Perfonen in Beſſerungs- 
anjtaften, foweit dieſe fich nicht al3 Erziehungsmaßnahme barftellt ($ 16), 
erfolgt durch ftrafgerichtliches Erkenntnis, welches die Zufäffigfeit der 
Anhaltung in einer Befferungsanftalt ausfpricht und bamit erft die gejep- 
mäßige Grundlage für die ficherheitsbehördlihe Maßnahme ſchafft. Nur 
die ficherheitäbehörbliche Verfügung im Sinne bes 8 273 St. G. 8. wird 
nicht erſt durch gerichtlichen Ausſpruch, ſondern durch die Organe der 
Sicherheitsbehörde felbft eingeleitet und entfällt diesſalls bad grundlegende 
ftrafgerichtliche Erkenntnis. 

Den Standpuntt der Gefeggebung, betrefjend Einleitung und Anord» 
nung der Abgabe ftraffälliger jugendlicher Perfonen in Befferungsanftalten, 
gibt die Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 7. Mai 1903, 
I M. Vdg. B. Nr. 14, XIX. Jahrgang, IX. Stüd, wieder. 

Die gefeglihen Titeln der Anhaltung in einer Beljerungsanftalt 
find folgende: J 

1. Auf Grund gerichtlichen Erkenntniſſes über die Zuläſſigkeit der 
Anhaltung in einer Beſſerungsanſtalt a) von jugendlichen Perſonen im 
Alter von 14—18 Jahren, welche wegen einer ber in ben 88 1—6 des 
Gejeges vom 24. Mai 1885, R. G. 8. Nr. 89, 8 14 des Gefeges dom 
24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, b) von Unmündigen von 10—14 Jahren, 
bie einer an ſich verbrecherifchen Handlung jchuldig erfannt wurden 
(88 2, lit. d, 237 und 269-272 St. G. B, 88, Äbſ. 1, des Geſetzes 
vom 24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 90, Minifterialverordnung vom 
26. Juli 1885, R. G. B. Nr. 106, P. 3). 

Das vom Strafgericht zu jällende Erfenntnis ift lediglich die Voraus— 
fegung für die Durchführung diefer Mafregel. 

Ob und wie diefe Maßregel zu vollziehen iſt, darüber entſcheidet die 
bei der politifhen Landesbehörde beftchende Lanbesfommiffion (88 7 
und 15 des Gefeges vom 24. Mai 1885, R. G. 8. Nr. 90, Minifterial- 
verordnung vom 26. Juli 1885, R. G. 8. Nr. 106, P. 3). 
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Eine Mitwirkung der Pilegihaftsbehörbe findet in diefen Fällen nicht 
fatt. Über den Zeitpunkt der Entlaffung entſcheidet die erwähnte Kom— 
miffion (88 9 und 15 des Gefeges vom 24. Mai 1885, N. ©. 2. 
Nr. 90, Minifterialverorbnung vom 26. Juli 1885, R. G. 8. Nr. 106, 
P. 3). Bon diefer wird bei Beſprechung ber Maßnahmen zur Bekämpfung 
der tatfächlichen Verwahrloſung die Rebe fein. 

2. Auf Grund einer Verfügung der Sicherheitäbehörde in Fällen, in 
denen nad) $ 273 St. ©. B. der Sicherheitäbehörde die Ahndung und 
Vorkehrung wegen einer von einem Unmündigen begangenen ftrajbaren 
Handlung überlaffen ift, fan Die Abgabe eines Unmündigen veranlaßt 
werben, wenn er gänzlich verwahrloft und ein anderes Mittel zur Erzielung 
einer ordentlichen Erziehung und Beaufſichtigung desfelben nicht ausfindig 
zu machen ift (8 8, Abf. 2, des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. 8. 
Nr. 89). Eine folhe Verfügung kann nur getroffen werben, wenn ber 
Unmündige das 10. Lebensjahr vollendet und ben objektiven Tatbeftand 
eines Vergehens oder einer Übertretung gefept hat. 

Die Zuftimmung der Pflegfhaftsbehörde ift feine Worausfegung für 
die Anhaltung in der Befferungsanftalt, jedoch find die Sicherheitäbehörden 
mit Verordnung des Minifteriums des Innern vom 6. März 1898, 
3. 4480, angermiefen, ſich vor Erlafjung der Verfügung mit der zu— 
fändigen Pflegichaftsbehörbe ins Einvernehmen zu fegen. 

Über Verhängung der Anhaltung, bezw. über die Entlaffung entſcheidet 
auf Grund der Verfügung ber Sicherheitäbehörde auch in dieſem Falle 
die politifhe Landesfommiffion (88 7, Abſ. 2, 9 und 15 des Geſetzes 
vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, Minifterialverordnung vom 
26. Juli 1885, R. G. 8. Nr. 106, P. 3). 

Die Strafgerichte haben in den Fällen des $ 273 St. ©. B. kein 
Urteil zu fällen, fondern die Alten der Sicherheitöbehörbe zu übermitteln. 
Das Strafgeriht ift auch nicht zu einem Ausfpruche über die Zuläffigkeit 
der Anhaltung in einer Befjerungsanftalt berufen (Plenarentſcheidung 
des Oberften Gerichtöhofes vom 28. November 1893, 3. 13.849, Samml.- 
Nr. 1746). 

Kinder im Alter bis zum vollendeten 10. Jahre, denen eine ftrajbare 
Handlung zur Laft fällt, find Tebiglich der häuslichen Züchtigung zu über- 
laſſen ($ 237 St. G. B.). Eine Verfügung der Sicherheitäbehörde tritt 
nit ein, dagegen kann allerdings eine pflegihaftsbehördlihe Maßnahme, 
insbefonbere eine folhe nad $ 16, Abf. 2, des Geſetzes vom 24. Mai 
1885, R. G. 8. Nr. 90, getroffen und daher vom gefeplichen Vertreter 
des Kindes ein Antrag auf Abgabe in eine Befjerungsanftalt geſtellt 
werben. 

Zu diefem Behufe haben die Strafgerichte die bezüglichen Aften ftets 
der Pflegſchaftsbehörde zu überjenden. 
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Nach Erörterung der Anhaltung in einer Beſſerungsanſtalt 3. als 
einer im Privatrechte begründeten Erziehungsmaßnahme (ſ. Anhang 
Nr. 32a) fommt die Verorbnung endlich noch auf die Verbüßung der 
Verſchließungsſtrafe zu ſprechen. Danach kann 


4. die Anhaltung in der Beſſerungsanſtalt ſich auch als Ver— 
ſchließungsſtrafe (8 270 St. G. B.) darſtellen. (Juſtizminiſterial- 
verordnung vom 23. Jänner 1899, J. M. Vdg. B. Nr. 6.) Dieſe An— 
haltung wird vom Strafgerichte im Einvernehmen mit der Anſtalts— 
verwaltung angeorbnet. 

Was nun die Rechtsmittel gegen dieſe behörblihen Einleitungsalte 
anbelangt, fo enthält da3 Wejep vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89, 
ausführliche Veltimmungen nur hinſichtlich des von ben Strafgerichten 
gefällten Zuläffigfeitgausfpruches. Gegen dieſen fann bie Berufung 
zu Gunften des einer Übertretung der 88 1 bis 6 bezogenen Gefeßes 
Angeflagten (8 7, Abſ. 3), bezw. be3 einer objektiv verbrecheri— 
ſchen Handlung fhuldigen Unmündigen (8 8 bes Gefeges vom 
24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89), ergriffen werben, wenn auf die Zu— 
läffigteit ber Anhaltung erfannt wurde, und zum Nachteile desſelben, 
wenn auf diefelbe nicht erkannt wurde. 


In ben Fällen, in welchen die Abgabe eines Unmündigen von ber 
Sicherheitsbehörde als ficherheitzpolizeilihe Maßnahme verfügt wurde, 
gehört die Unterfuhung und Feitftellung der ftrafbaren Handlung des 
Unmündigen (8 273 St. G. 8.) zur Kompetenz ber politifhen Behörde 
erfter Inſtanz. Gegen die Entjheidung dieſer Behörde, welche auf 
Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt lautet, fteht nah $ 3 ber Ber- 
ordnung des Minifteriums des Innern und ber Juſtiz und ber 
oberften WPolizeibehörde vom 3. April 1855, R. ©. B. Wr. 61, 
der Rekurs an die Statthalterei und gegen bie Entfcheidung der Gtatt- 
halterei der Rekurs an das Minifterium des Innern offen. 


Gegen bie gerichtlichen Entſcheidungen der Vormundſchaftsbehörden, 
mit welchen, fei es auf Antrag ber gefeglichen Vertreter, fei e3 gegen deren 
Villen auf Abgabe von jugendlichen Perfonen in eine Beſſerungsanſtalt 
für jugendliche Korrigenden erkannt wurde, ftehen die im Verfahren außer 
Streitfachen geregelten Rechtsmittel der Vorftellung, bezw. des Rekurſes zu. 


Mag ſich nun die Abgabe als Folge einer gerichtlichen Verurteilung 
und damit mehr als torreftionelle Nahhaft (88 7, Alinea 2, und 8, 
Alinea 1 des Gefeges vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89), denn als 
eine polizeiliche Sicherungsmaßnahme darftellen, welche fie zweifellos als 
Folge der ficherheitspolizeilichen Verfügung ift (8 8, Alinea 2 des Gejeges 
vom 24. Mai 1885, N. G. B. Nr.89); mag die Abgabe vom erziehungs- 
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pflichtigen Vertreter bes Kindes als Erziefungsmaßregel beantragt und 
pflegfchaftsbehörblich genehmigt worden fein (8 16 des Geſetzes vom 24. Mai 
1885, R. G. B. Nr. 90) oder mag dieſe Abgabe im Falle ſchuldhafter Ver- 
nachläſſigung der Erziehungspflicht vom Gerichte auch gegen den Willen ber 
erziehungspflichtigen Vertreter ala vormundſchaftsbehördliche Maßnahme 
verfügt worden fein ($ 178 a. 6. G. B.), in allen dieſen Fällen handelt 
es ſich Iediglih um die Einleitung ber Abgabe in eine Befferungsanitalt. 
Somit erfcheinen bad Erkenntnis des Strafgerichtes, das die Anhaltung in 
einer Befferungsanftalt für zuläffig erklärt und die ſicherheitspolizeiliche 
Verfügung, welche bie Anhaltung in einer Befferungsanftalt ala das 
Iegte Auskunftsmittel, um eine ordentliche Erziehung und Beauffichtigung 
des gänzlich verwahrloſten Unmündigen zu erzielen, verfügt, nur ala Ein- 
feitungsafte, al3 präjubizierliche QTätigfeit der Behörden, welche den kon— 
freten Tatbeftand ber tatfächlihen Verwahrlofung und Beſſerungs-, bezw. 
Erziehungsbebürftigfeit feſtſtellen, an welche Zeitftellung dann erjt der 
Bermwaltungsaft, d. 5. die Entſcheidung der Landestommiffion, welche die 
Mafnahme der Unhaltung verhängt und vollzieht, anfnüpft. Auf 
diefe Weife verwirklicht ſich der verfafjungsmäßige Vorbehalt des Geſetzes 
zum Schuße ber perjönlichen Freiheit ungleich umftändlicher, als es in 
früheren Zeiten bei der Schöpfung der Notion durch die Polizeidirektion 
in Wien und durch bie politifhen Behörden am Lande der Fall war. 

Auch die Verfügung der Sicherheitöbehörde Heißt nur mit Unrecht 
eine „Verfügung“, denn in Fällen, in welchen nad) $ 273 St. G. B. der 
Sicherheitäbehörde die Ahndung und Vorkehrung wegen einer von einem 
Unmündigen begangenen ftrafbaren Handlung überlaffen ift, führt die 
behördliche Verfügung nur zur Abgabe des Unmündigen in eine Beſſerungs- 
anftalt, im alle die Landestommiffion ſich tatfächlich für die Ver» 
hängung ber Unhaltung entfcheidet (88 7, Abſ. 2, 9 und 15 des Ge- 
feed von 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, und Art. II der Minifterial- 
verordnung vom 26. Juli 1885, R. G. 8. Nr. 106). 

Bor Erlaffung dieſer „Verfügung“ find die Sicherheits— 
behörden noch obendrein durch Erlaß des Minifteriums des Innern 
vom 6. März 1898, 8. 4480, angemiefen, fi) außerdem noch 
mit ben zuftändigen Pflegichaftsbehörden in das Einvernehmen zu fegen. 


C. Die Mapnahmen gegen die Berwahrlafung. 


2) Die Schutz· und Lürforgemafnahmen gegen die drohende Ber- 
wahrlafung. 

Wenn wir diefe Mittel de3 Schuges und ber Fürforge näher unter» 

fuchen, fo können wir entjprechend ber verfuchten Begriffsbeftimmung zwei 
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Elemente in denfelben unterfheiben, ein negatives und ein ppfitives. Das 
negative Element fommt in bem Scuge gegen drohende Verwahrlofung, 
in der Abwehr ſchädlicher Einflüffe, in der Befreiung aus einem verderb⸗ 
lihen Milieu, in dem Schuge gegen die Rückkehr de3 aus demfelben be- 
freiten Kindes in die alten Verhältniffe, in ber Abnahme des Kindes von 
jeinen Eltern, das pofitive Element in der Fürforge durch anderweitige 
Unterbringung des gefährdeten oder verwahrfoften Kindes in einer Familie 
oder Anftalt zum Ausdrud. Die öfterreichifche Geſetzgebung bejigt im 
allgemeinen bürgerfichen Geſetzbuche außerordentlich wertvolle Schutzbeſtim⸗ 
mungen gegen Mißbrauch der väterlichen, bezw. vormundſchaftlichen Ge— 
malt und drohende Verwahrloſung (88 176—178, 216). Um jo lüdenhajter 
find die gefeglichen Beftimmungen, welche die Fürſorge für die vermahrlofte 
Zugend regeln. Und doc} ift dieſes Fürforgegebiet fo außerordentlich wichtig. 
Handelt e3 ſich hier doch um einen Erſatz der Erziehung, zu welcher die 
Eltern, bezw. deren Stellvertreter verpflichtet find, nachdem das Gericht durch 
einen Aft der Rechtſprechung, fei es in Form eines ftrafgerihtlihen Er— 
Tenntniffes (88 414, 415 St. ©. B.) ſei e8 in Form ber gerichtlichen Ab- 
erfennung ber elterlichen Gewalt (88 176, 177 a. b. ©. 8.) oder in 
Zorm einer „angemejfenen Verfügung im Sinne bes 8 178 a. b. G. 8.” 
die Grundlagen und Vorausſetzungen diefer obrigfeitlihen Fürſorge ge- 
ſchaffen, den Pilegihaftsihug eingeleitet Hat. 

Auch Hinfichtlich der Fürforge wird e3 in den weitaus meiften Fällen 
auf die Unterſcheidung von tatfähliher und drohender Verwahrloſung 
antommen; im erfteren Falle wird die Abgabe in eine Erziehungs- und 
Beſſerungsanſtalt geboten fein, im letzteren Falle die Erziehung in einer 
anderen geeigneten Familie genügen. Auf die in diefer Afternative ge- 
legene Möglichkeit der Fürforge nimmt auch das k. k. Zuftizminifterium im 
feinen Verordnungen Bezug. 

Die Fürforgemaßnahmen gegen die drohende Verwahrloſung haben 
in ber Gefeßgebung jelbft feine Beachtung gefunden. Nur die An— 
haltung in ber Befjerungsanftalt, alfo die Maßnahme gegen die tat- 
ſächliche Verwahrloſung, ift in den Gefegen vom 24. Mai 1885, R. G. B. 
Nr. 89 und 90, geregelt. Desungeachtet nun, daß biefer Maßnahme, wie 
bereit3 mehrfach erwähnt, ein ftrafpolizeificher Beigeſchmack auhaftet, hat 
das Juſtizminiſterium diefelbe entlehnt, um ſich ihrer als der einzigen 
geſetzlichen Einrichtung für ähnliche Zwede, in der Verordnung des Juftiz- 
minifleriums vom 10. November 1893, 3. 19.462, auch als Fürforgemaß- 
nahme gegen drohende Wermwahrlofung zu bedienen. 

Diefe überaus wichtige, ja für das Pflegſchaftsweſen in Oſterreich 
geradezu grundlegende Verordnung betont den Grundſatz, daß die Gerichte 
ihre Fürforge auch für die perfönlihen Verhältniſſe aller, alfo auch der 
ımbemittelten Minderjährigen zu betätigen haben. Dieſe Verordnung macht 
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die Gerichte darauf aufmerkſam, daß fie gemäß $ 178 a. b. G. B. demjenigen 
Minderjährigen, „deſſen fittlicher Entwicklung in feiner Umgebung Gefahr 
droht, in einer andern Familie unterbringen können, die dem Gerichte 
volle Gewähr für eine gute Erziehung bietet. Sofern aber hiezu bie Ge- 
fegenheit fehlt, wird der drohenden Verwahrloſung ber Minderjährigen 
durch deren Überweifung an eine Befferungsanftalt für jugendliche Per- 
fonen vorgebeugt werden können.” 

Über das Fürforgemittel der Beſſerungs-, bezw. Erziehungsanftalt 
tommt die Gefeggebung nicht hinaus und erft die Verordnungen des Juftig- 
minifteriumz ſprechen von ber Unterbringung der von Verwahrlofung be- 
drohten Minderjährigen in Familien, verweilen jedoch bei Abgang ge» 
eigneter Familien felbft die gefährdeten Kinder in die Beſſerungsanſtalt 
und damit in eine Gemeinfchaft mit verbrecherifchen, arbeitsſcheuen pro⸗ 
ftituierten und ganz verberbten jugendlichen Perjonen. 

Diefe Anordnung deutet auf ein volfftändiges Verfennen der in dem 
Begriffe der Verwahrloſung liegenden zwei Seiten, auf ein Vertennen des 
Unterſchiedes von drohender und tatſächlicher Verwahrloſung und der Un» 
zweckmäßigkeit eines und desſelben Erzichungsmitteld für zwei fo ber- 
ſchiedene Grade von Verwahrlofung, in denen ſich das lediglich durch die 
Umgebung gefährdete Kind und ber wegen feiner hochgradigen Verwahr— 
loſung in eine Befferungsanftalt abgegebene jugendliche Korrigend befinden. 

Während aljo die Beſſerungsanſtalt al3 Heilmittel ſowohl für bie 
drohende, als auch für die tatſächliche Verwahrlofung vermeint ift, find 
die rechtlichen Grundlagen der Anhaltung doch in jedem der beiden Fälle 
grundverſchieden. 

Ju dem Falle drohender Verwahrloſung ift es die Pflegſchaftsbehörde, 
die duch ihre Verfügung dem Vater die väterliche Gewalt oder die Er— 
ziehungsgewalt und damit das Recht, den Aufenthalt bes Kindes zu be- 
ftimmen, abnimmt und bie Abgabe in die Beijerungsanftalt anordnet; im 
Falle der tatfächlihen Verwahrlojung kommt e3 zu einer Abnahme der 
väterlihen Gewalt nicht, fondern der Strafrichter erflärt die Anhaltung 
in der Beſſerungsanſtalt für zuläffig, während die Landeskommiſſion diefe 
Maßnahme verhängt und vollzieht. Mit der Abgabe de3 Jugendlichen in 
die Beſſerungsanſtalt ift die Ausübung ber väterlihen Gewalt für die 
Dauer ber Anhaltung außer Kraft geſetzt. Diez gilt felbft für jene Fälle, 
in denen die Abgabe über Antrag des Vater mit Zuftimmung der Pflege 
ichaftsbehörde erfolgte, wie das Reichsgericht über eine diesfällige Be— 
ſchwerde entfchieben hat. 

Die pflegichaftsbehördlichen Anordnungen, welche der Abnahme des 
Kindes von den Eltern und der anderweitigen Unterbringung, fei es in 
Familien ober Anftalten, zu Grunde liegen, find nun wieder der Dauer, 
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wie ihrem fahlihen Inhalte und dem Umfange ihrer Gültigfeit mach 
verſchieden. 

Die Unterſcheidung nad der Dauer der Gültigkeit ergeben a) vor- 
fäufige Vorkehrungen behufs mittlerweiliger Verforgung (Juftigminifteriaf> 
verordnung vom 10. November 1902, 3. 7493) und b) Verfügungen zur 
bauernben Sicherung bes Kindes gegen ben Mißbrauch der väterlichen Ge- 
malt und die Vernachläſſigung der Erziehungspflict. 


1. Die vorläufigen Vorkehrungen behufs mittlermeiliger Ber- 
forgung. 


Das Yuftizminifterium legt auf die vorläufigen Vorkehrungen zur 
mittlerweiligen und fürforglichen Unterbringung den alfergrößten Wert. 
In der Verordnung vom 11. Mai 1901, J. M. Vdg. B. Nr. 14, Stüd IX, 
betreffend den Kinderjchug, fordert das Minifterium bie Gerichte auf, 
daß einem Mißbrauch der väterlichen oder vormundfchaftlichen Gewalt 
ober Vernachläſſigung der damit verbundenen Pflichten mit aller Energie, 
insbefonbere, wenn nötig, durch Aberkennung ber väterlichen oder vor— 
mundſchaftlichen Gewalt entgegengetreten werden muß (88 177, 178 und 
254 a. 6. ©. 8.). 

Wenn eine Vorfehrung im Intereffe des Kindes dringend notwendig 
ift, darf das Strafgericht die Mitteilung an bie Pflegichaftsbehörbe nicht 
bis zum Abſchluß bes Strafverfahrens verjchieben, jondern e8 muß ohne 
Verzug bem Pflegichaftsgerichte der Sachverhalt mitgeteilt und demſelben 
fo die Gelegenheit geboten werben, das Nötige vorzufehren, insbefondere 
einftweilen für ben Schuß und bie Unterbringung des Kindes vorzuforgen. 

In dem Erlaffe des Juftizminifter vom 10. April 1902, 3. 7493, 
IM. Vdg. B. Jahrgang XVII, Stüd VIII, gerichtet an das Oberlandes- 
geriht3präfibium in Wien, gibt dad Minifterium feine Anficht über Die 
Art der pflegichaftsbehörblihen Verfügungen und deren Angemeſſenheit 
befanıt. Der Erlaß bezeichnet als Bedingung befferer Wirkjamfeit des | 
geſetzlichen Schupes ala wünfchenswert: Prompter als bisher für den 
mittlerweiligen Schuß ber Kinder zu forgen, und zwar ſowohl bei Ein- 
leitung des Strafverfahrens wegen Mißhandlung, ald wenn zur Abhilfe 
ber Verwahrlofung eine pflegichajt3behörbliche Verfügung getroffen werben 
foll. Die Handhabe zu folhen einftweiligen Verfügungen, zumeift Ab- 
nahme de3 Kindes und beffen mittlerweilige Verforgung in einer anderen 
Familie, in einer Anftalt oder durch einen Kinderfchußverein, liegt in 
8178 a. 6. ©. B., ber ben Gerichten freie Hand läßt, die den Umftänden 
angemefjenen Verfügungen und Vorkehrungen zu treffen. Zu einer ſolchen 
genügt fummarifche Ermittlung bes Sadjverhaltes, oft aud) nur ein Glaub- 
haftmachen der Anzeige und der Vorausfegungen eines folhen Einſchreitens. 
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2. Die behördlichen Verfügungen zur dauernden Sicherung 
des Kindes. 


Diefe Verfügungen können beftehen: 

a) Ju Mberkennung der väterlichen Gewalt für die Zeit ber Ver— 
hinderung an deren Ausübung (8 176 a. b. ©. B.). 

8) In Uberkennung der väterlichen Gewalt auf immer ($ 177), 
desgleichen ber Gewalt der Mutter (88 169 und 218 a. b. ©. B. unb 
Minifteriafverordnung vom 23. Juli 1904, Punkt II). 

In Fällen, in melden den Eitern die elterliche Gewalt zeitweilig 
abgenommen ober gänzlich aberfannt worden ift, wird bie Rechtswirkung 
der gerichtlihen Verfügung darin beftehen, daß ein Vormund beftellt wird, 
welcher nunmehr bie Erziehung bes Kindes zu leiten hat. 

Die Pflegihaftsbehörde hat au zur VBeftellung des Vormundes zu 
fchreiten, wenn das Strafgericht die Eltern ber elterlichen Gewalt wegen 
Mißhandlung bei häuslicher Zucht für verfuftig erflärt (88 414 und 415 
St. 6.8). 

Das Juftigminifterium hat die Überwachung ber Erziehung in ber 
eigenen Familie für den Fall in Ausficht genommen, als da3 Kind im 
Falle der Mifhandlung bei häuslicher Zucht bei den Eltern befaffen wird 
und e3 nicht gleich zur Abnahme des Kindes kommt (Juftizminifterialver- 
ordnung vom 11. Mai 1901). 

Außer den Fällen der Aberfennung ber elterlichen Gemalt, erfheint 
als meitere Vorkehrung zur dauernden Sicherung bes Kindes 

y) Entziehung der Obforge über das Kind und Abnahme des Kindes 
vom Bater ($ 178 a. b. ©. B.), bezw. Mutter (88 169, 218 a. 6. ©. 8.) 
und Unterbringung in einer andern Familie oder in einer andern Anftalt 
ober in einem Kinberheime (Juftizminifterialverorbnung vom 10. April 
1902, 3. 7493). 

Bevor e3 zur Verhängung der einen oder andern diefer Maßnahmen 
kommt, kann die Pflegichaftsbehörbe mit einem Werweife ober buch Un» 
Drohung fchärferer Maßnahmen auf die Erfüllung der Erziehungapflicht 
durch die Eltern hinwirken. 

Das Juftizminifterium hat in verfchiedenen Verordnungen feine An— 
ſchauung über die Angemeffenheit diefer Maßnahmen befanntgegeben. Nach 
der Verordnung be3 Juftigminifteriums vom 10. April 1902, 3. 7493, 
ift bie häufig angetroffene Anſicht unzutreffend, daß wegen Mißhandlung 
der Kinder die Entziehung ber väterlihen Gewalt nur nad) 88 414 und 
415 St. ©. zuläffig fei, während diefe auch in der Form einer ben 
Umftänden angemeffenen pflegichajtsbehörblihen Verfügung ($ 178 
a. b. ©. 8.) erfolgen kaun — Stubenraud, Kommentar, 8. Aufl., ©. 263; 
Anders, Familienreht, ©. 205; Juriſtiſche Blätter, 1901, S. 304 —, 

Reicher, Fürforge für die vermahrlofte Jugend. TI. 14 
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felbft dann, wenn dad Strafverfahren zu einem Ergebniffe nicht geführt 
hat ober gar nicht eingeleitet worden ift. 

Aus ber Gegenüberftelfung von 88 177 und 178 Tann nicht gefchlofien 
werden, daß nur im Falle gänzlicher Vernachläſſigung von Verpflegung und 
Erziehung die väterliche Gewalt aberlannt werden fan, Dagegen wegen Mih- 
brauchs der väterlichen Gewalt nur andere, weniger weitgehende Mab- 
nahmen zuläffig find. Es genügt der Hinweis, daß eine ſchwere Mißhand- 
lung de3 Kindes vorliegt, aber wegen Verjährung oder aus andern ftraj- 
progeffualen Gründen eine Verurteilung durch das GStrafgericht ausge 
ſchloſſen ift, oder daß die Eltern zwar die ihren Verhältniffen entfprechende 
Verpflegung und Erziehung nicht vernachläſſigt haben, jedoch bie Autorität 
der Eltern dazu mißbraucht wird, das Kind einem unfittlichen Lebenswandel 
zuzuführen. In folhen Fällen ift das nächjftliegende und unerläßlihe Schup- 
mittel gegenüber ben Gefahren aus dem Mißbrauche der väterlichen Ge 
walt beren Entziehung nad $ 178 a. 6. ©. 8. 


Die Abnahme des Kindes vom Vater, beziehungsweife Mutter 
und deſſen Unterbringung in einer anderen Familie oder 
Anftalt. 


Wenn fi) nah Lage des Falles bie Entziehung der väter 
lien Gewalt nit als notwendig und ſachgemäß erweilt, dann 
ermögliht die Beftimmung des $ 178 a. b. ©. B., ſich auf eine 
weniger weitgehende Maßregel zu beſchränken, falls dies zur Sicherung 
de3 Kindes gegen Mißhandlung oder Verwahrlofung ziwedentiprehend it. 

Insbeſondere kann die Pflegichaft3behörde, welche unmittelbar mit 
der Überwachung der Fürforge für die Perfon der Minderjährigen betraut 
ift, in einem folhen Falle von der Beltellung eines Vormundes, als 
Erehutivorgan der Vormundſchaftsbehörde, abfehen und auf Grund des 
8178 a. 6. G. B. einfach die Abnahme bes Kindes und die Übertragung 
der Erziehungsgemalt verfügen. 

Diefe Ermächtigung ber Gerichte bezieht fich ebenfomwohl auf die an— 
gemeffene Verfügung einer fürforglichen Unterbringung, wie auf die 
dauernde Sicherung des Kindes gegen Mißhandlung und Verwahrlofung. 

Eine folhe Verfügung, welche dem Vater, bezw. der Mutter die Ob- 
forge über die Perfon oder da3 Vermögen des Kindes entzieht, hat zur 
Folge, daf dein Vater nicht mehr das Recht zufteht, ohne gerichtliche Zu- 
ftimmung mit dem Kinde in perfönfichen Verkehr zu treten oder den Aui- 
enthalt bes Kindes zu beftinmen und das Kind der Anftalt oder dem 
Vereine abzuforbern (Juftizminifterialerlaß vom 10. April 1902, 8. 7493 . 

An den Verhandlungen des Landtages von Niederöfterreich über das 
Landesgeſetz, betreffend die Verwendung der Gebarungsüberſchüſſe der ge- 
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meinfamen Baifentaffen, wurde die Praris der Gerichte in Bezug auf bie 
Entziehung der elterlichen Gewalt als eine äußerſt laxe bezeichnet, 


Ein Redner, Dr. Pattai, der Berichterftatter des Juſtizausſchuſſes des 
Abgeordnetenhaufes über das Neichögefeg, betreffend bie Gebarungsüber- 
Ihüffe der gemeinfamen Waifenfaffen, erzählte im niederöſterreichiſchen 
Landtag einen Fall, den er felbft erlebt hatte, wonach ein Vater feine 
eigenen unmündigen Mädchen gejchändet hatte und es aller Mühe bedurfte, 
daß ber Richter diefem entmenfchten Water die näterliche Gewalt entzog. 
Die Fälle, daß ein Vater feiner väterlichen Gewalt entkleidet wird, feien 
fo felten, daß praftifh darauf wenig oder gar keine Rüdficht zu nehmen 
ift und man in den meiften Fällen jagen könne, daß Kinder ſchon tot 
geichlagen fein müffen, ehe das Gericht eingreift und den Vater feiner 
väterlihen Gewalt entkleidet. 


Der Berichterftatter des nieberöfterreihifchen Landtagsausſchuſſes, 
Dr. Queger, bemerkte hiezu, daß er alles, was ber Vorrebner bezüglich ber 
Gerichte gefagt habe, unterfchreibe. Wenn auch der Landtag nicht berufen 
fei, die laxe Praxis der Gerichte zu erjegen, jo fei e8 doch gut, baf dies 
alles hier erwähnt worden fei. „Vielleicht werben fie endlich einmal‘, jo 
ſchloß der BVerichterftatter feine diesfälligen Ausführungen, „zu ber Über- 
zeugung kommen, daß fie ihre Pflicht bezüglich der VBeauffichtigung der 
Waiſen in ganz anderer Weife zu erfülfen haben.” 


Diefe Beifpiele beleuchten den vordem und vielfach noch heute be» 
ftehenden Widerfpruch zwiſchen Gejegestheorie und Praxis, deſſen völlige 
Befeitigung aber erſt dann zu erhoffen ift, wenn die beftehenden Ein» 
richtungen der Fürforge dem Richter die Überzeugung beibringen, daß für 
das zu fhüßende Kind auch wirklich geforgt wird. 


Die angemefjenen Verfügungen im Sinne $ 178, a. b. G. 8. als 
Grundlage für die Beteilung aus den Überſchüſſen der Ge- 
meinfamen Waiſenkaſſen. 


Der eben erwähnte Erlaß des Juſtizminiſters vom 10. April 1902 
tommt dann auf die Verhandlungen des niederöfterreichiichen Landtages 
zu ſprechen. In einem Beſchluſſe vom 26. Juni 1901 fpricht der nieder» 
öfterreichifche Landtag feine Überzeugung aus, daß unter den im 8 178 
a. b. G. 8. normierten Verfügungen zum Schutze ber Kinder aud) die zeit- 
weiſe Abnahme ber väterlihen Erziehungsgewalt inbegriffen ſei und er— 
wartet, daß eine in dieſer Richtung ſich entwickelnde Rechtſprechung die 
Grundlage für die Beteilung moraliſch verlaſſener Kinder aus den Über» 
fchüffen der fumulativen Waifenfaffen ſchaffen werde. 

14* 
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Das bei den pflegfchaftsbehördlihen Anordnungen zu be- 
obachtende Verfahren. 

Der Verfügung des Richters foll ein Verfahren vorhergehen, auf 
Grund deffen eine unparteiifche Erhebung bes Tatbeitandes duch Ein» 
vernehmung aller Perfonen, deren Ausſage von Belang fein kann. Damit 
wird die Grundlage einer objektiven Rechtſprechung fichergeftellt. 

Eine ſolche erſcheint um jo notwendiger angefichts der Erfahrung, 
daß im Zweifelsfalle die öffentlihe Meinung die Frage, ob die Eitern 
ein Verſchulden trifft oder das Kind bereit? tatjächlich verwahrloft ift, 
nur zu leichthin im leßteren Sinne zu beantworten geneigt ift. 

Diefe Feitftellung erjcheint aber von großer praftifcher Bedeutung, 
als je nad) Beantwortung biefer Frage auch die Mafnahmen verſchieden 
ausfallen: im erfteren Falle der Pflegihaftsihug gegen drohende Ver- 
wahrlofung, Abnahme des Kindes von den Eltern und Unterbringung 
in einer andern geeigneten Yamilie auf Koften der Eltern; im andern 
Falle Maßnahmen gegen die tatfächliche Verwahrlofung des Kindes, Ab⸗ 
gabe in eine VBefferungsanftalt, welche zumeift auf Koften des heimatlichen 
Landesfonds erfolgen wird. 

Dem Gerichte Tiegt es nah 8 178 a. b. G. B. ob, den 
Gegenftand ber Beſchwerde zu unterfuden und die den Umftänden 
angemeffenen Verfügungen zu treffen. Im Sinne des 8 2%, Ab» 
jap 5, des faiferlihen Patentes vom 9. Auguft 1854 foll das 
Gericht alle Umftände und Verhältniffe, welche auf die richterlihe Ver— 
fügung Einfluß haben, von Amts wegen unterfuchen, darüber die Parteien 
ſelbſt oder andere von der Sache unterrichtete Perfonen, nötigen Falls auch 
Sachverſtändige vernehmen, oder auf andere ſchickliche Art Erkundigungen 
einziehen. Gegen diefe Verfügungen de3 Richters ftehen die im Verfahren 
außer Streitfachen vorgejehenen Rechtsmittel (Borftellung, bezw. Rekurs) zu 


Die gebotene Vorficht bei Rücknahme der angemefjenen Ver— 
fügungen und Rüditellung des Kindes an die Eltern. 

Das AJuftigminifterium macht fehließfih die Gerihte in dem 
Exlaffe vom 10, April 1902 darauf aufmerffam, daß es niemals 
unterlaffen werden möge, die Abnahme des Kindes von den Eltern 
und Die anderweitige Unterbringung des Kindes durch einen Be— 
ſchluß im Sinne des 8 178 a. 5. ©. B. zu verfügen, desgleichen 
mahnt es die Gerichte zur Vorſicht bei Aufhebung folder Ver— 
fügungen. Nicht auf das bloße Werfprechen des Vaters ober ber Mutter, 
daß fie in Hinkunft das Kind beffer halten und anftändig erziehen wollen, 
ſoll das Gericht eine derartige Anordnung rüdgängig machen. Es ſei 
vorgefommen, daß das Gericht auf das Verfprechen der dem Trunfe er- 
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gebenen Mutter, fich zu beifern, ohne weitere Ermittlungen verfügte, daß 
das Kind von der Wohltätigkeitägefellfchaft zurüdzugeben fei, obwohl das⸗ 
jelbe durch die Lebensführung der Mutter ber völligen Verwahrloſung preis» 
gegeben war. Tatſächlich mußte das Kind nad kurzer Zeit ber Mutter neuer» 
lich abgenommen werben. Das Juftizminifterium empfiehlt den Gerichten, 
vor Rüdgängigmahung einer ſolchen Anordnung die Feſtſtellung der häus— 
lichen Verhäftniffe des Elternhaufes, insbefondere nach der Richtung, ob 
mit Rüdfiht auf den körperlichen oder fittlihen Zuftand des Kindes und 
auf den Einfluß, dem der Vater oder die Mutter auf das Kind bisher 
geübt hat, eine Auderung in der Unterbringung des Kindes ratfam ift. 

Das Juftizminifterium hat den Gerichten empfohlen, fi die Mit- 
wirkung von Funktionären der Kinderfhußgefellihaft und ihrer Er— 
fahrungen zu fichern. 


4. Die Enthebung des Vormundes wegen pflitwidriger Ver- 
waltung des Amtes und Untauglichkeit zur Erziehung. 
Endlich kann das Vormundſchaftsgericht über Antrag, wie aud von 

Amts wegen bie Entlaffung des Vormundes bei pflihtwibriger Verwaltung 

der Vormundſchaft oder wenn der Vormund als unfähig erkannt wird, 

d. 5. wenn eine anftändige Erziehung der Waifen von ihm nicht zu er— 

warten ift, verfügen. 

Die Verhältniffe auf dem Gebiete der Vormundſchaft in Oſterreich 
liegen — was die vermögenslofen Waifen anlangt — berart im argen, 
daß auf Grund diefer gejeglihen Beftimmungen eine Entfafjung der Vor— 
münder im großen Maßſtabe gerechtfertigt wäre; wenn es ungeachtet der 
Untätigfeit ber meiften Vormünder uubemittelter Waifen in Beziehung auf 
die erziehlihe Leitung ihrer Mündel zu einer folhen Entlafjung nicht 
kommt, fo liegt die Schuld wohl in erfter Linie daran, baß e3 dem Gerichte 
zumeiſt an einem Hilfsorgane gebricht, welches die Tätigfeit der Vor— 
münber überwachen, die untätigen Vormünder dem Gerichte zur Kenntnis 
bringen und dieſes in bie Lage bringen würde, mit beren Entlafjung 
vorzugehen. Nur würde bei einer derartigen Entlaffung den Mängeln 
de3 Syſtems nicht an die Wurzeln gegriffen und bei den Erfagmännern 
der entlaffenen Vormünder die gleichen Erfahrungen gemacht werben. 


b) Die Mafnahmen ur Bekämpfung der tatſächlichen Berwahr- 
loſung · 


Die Maßnahmen im Rahmen der Schulgefeggebung. 


So weit die Verwahrloſung eines Kindes im ſchulpflichtigen Alter 
in Schulverſäumniſſen zum Ausdrucke kommt, werden die Eltern hiefür 
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verantwortlich gemacht. Die Schulverfäumniffe werben auf die Unfähige 
keit ber Eltern, den regelmäßigen Schulbefuch ihrer Kinder zu bewirken, 
zurüdgeführt oder erfcheinen als die unmittelbare Folge des ſchuld— 
haften Verhaltens der Eltern. Sind bie Schulverfäumniffe der Kinder 
darauf zurüdzuführen, daß die Eltern außer ftande find, ihre Anordnungen, 
betreffend den regelmäßigen Schulbefuch, durchzufeßen, fo wird es Sache 
einfihtiger Eltern fein, ben pflegichaftbehörblichen Beiſtand anzurufen 
und felbft die Anhaltung in der Befjerungsanftalt ($ 16, Gefeg von 
24. Mai 1885, R. G. 8. Nr. 90) zu beantragen. 

Wird ein folher Antrag aber nicht geftellt, jo fahen wir in dem 
Rapitel „Einleitung“, wie die Pflegfhaftsgerichte vorzugehen haben, bamit 
bie Maßnahmen der Anhaltung in einer Befferungsanftalt beantragt werde. 
Bevor wir zur Veiprehung biefer Maßnahme übergehen, will ich nur den 
anderen Fall, daß die Eltern die Schulverfäumniffe ihrer Kinder jelbit 
verſchulden und die biesfall3 vorzufehrenden Maßnahmen erörtern. 

Die Schulbehörden werben ſich diesfalls an das Pflegichaftsgericht 
menden. Dieſes Gericht, von der Schulbehörbe um feinen Beiftand gegen 
Eltern, welche trog wiederholter Beſtrafungen beharrlih in ber Vernach— 
fäffigung bes Schulbefuches ihrer Kinder verharren, aufgerufen, wird die 
Beſchwerde der Schulbehörbe unterfuhen und die den Umftänden ange- 
mefjenen Verfügungen treffen. 

Das Gericht wird bei gänzlicher Vernachläſſigung der Verpflegung 
und der Erziehung der Kinder durch die Eltern auf immer bie vpäterliche Ge⸗ 
malt aberfennen ($ 177), es wird aber auch dann, wenn Verpflegung und 
Erziehung nicht gänzlich vernachläffigt werben, wohl aber bie väterliche 
Gewalt dadurch mißbraucht wird, daß der Water, ftatt das Kind zum 
Schulbeſuche anzuhalten, dasſelbe davon abhält ober auch fid) nur darum 
nicht fümmert und dadurch das Kind in feinem Anfpruche auf Ausbildung 
und Entwidfung feiner geiftigen Kräfte und Fähigkeiten gekränkt wird, eine 
den Umſtänden angemefjene pflegihaftsbehördliche Verfügung treifen 
(8 178). Diefe Verfügung wird, nachdem die borhergegangenen Verwar— 
nungen durch die Schulbehörben den beabfichtigten Erfolg, die Erfüllung 
der Schulpflicht durch regelmäßigen Schulbefuch, nicht bewirkt haben, die 
Schulverſäumniſſe andrerfeit3 bereit3 einen tatſächlich verwahrloſten Zu— 
ſtand andeuten, eine Gewöhnung an Ordnung und ſtrenge Anhaltung an 
den Schulbeſuch notwendig machen, in der Abnahme des Kindes von den 
Eltern und Unterbringung in einer Anſtalt beſtehen. 

Für die tatfähliche Verwahrlofung eines Schulkindes, bie in einem 
die Sittlichkeit der Mitichüfer gefährdenden Verhalten zum Ausdrude tommt, 
ift eine Maßnahme zur Belämpfung diefer Art von Verwahrlofung nicht 
vorgefehen. Wohl werben die Mitjchüler vor der Anſteckungsgefahr durch 
ein ſolches unfittliches Element in der Volksſchule gejhügt, indem das 
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verwahrlofte Kind aus der Schulgemeinfchaft ausgefchlofjen wird; zur Be— 
tämpfung der Verwahrlofung des ausgefchloffenen Schulfindes fieht das 
Geſetz keine Maßnahme vor. 

Bon den der Schule zur Verfügung ftehenden Maßnahmen gegen 
die tatfächliche Verwahrloſung bezeichnet die Schul- und Unterrichtsord⸗ 
nung (Verordnung des Minifteriums für Kultus und Unterricht vom 
20. Auguft 1870, 3. 7648, R. G. B. Nr. 105) die zeitweilige Aus- 
ſchließung aus der Volksſchule ald das äußerte Mittel der Schulzucht. 

Hinfihtlich diefer verordnet die erwähnte Verordnung, daß bie Er— 
ziehungsmittel mit befonderer Rückſicht auf die Eigentümlichleiten des 
Kindes anzuwenden find. In keinem Falle dürfen die Schulftrafen das 
ſittliche Gefühl des Kindes ober deſſen Gefundheit gefährden. Die förperliche 
Züchtigung ift unter allen Umftänden von der Schule ausgefchloffen. 

Dort, wo Warnung, Verweis, Stehen und Hinaustretenlaffen in oder 
außer der Bankreihe, Zurüdhalten in der Klaſſe unter entfprechender 
Auffiht mit tunlicher Verftändigung der Eltern, Vorladung des Kindes 
vor die Lehrerkonferenz feinen Erfolg verfpricht, Tann die zeitweilige Aus— 
ſchließung aus der Volksſchule, und zwar nur ausnahmaweife in Fällen, 
wo das Verbleiben eines Kindes in der Schule bie Sittlichfeit der Mit- 
ſchüler dringend gefährdet, von ber Ortsſchulbehörde verfügt werben. Bes 
ſchwerden gegen berlei Verfügungen gehen an ben Bezirksſchulrat, gegen 
deffen Entſcheidungen an ben Landesſchulrat. 

In Bezug auf die von ber Schule ausgefchloffenen Kinder finden die 
Beftimmungen des $ 20 des Reichsvolfsjchufgejeges Anwendung, wonach 
die Eltern ober deren Stellvertreter bie Kinder oder Pflegebefohlenen 
nicht ohne den Unterricht laſſen dürfen, welcher für die öffentlichen Volks- 
ſchulen vorgeſchrieben ift. (8 24 Schul- und Unterrichtsordnung). 

Die Schulgejeßgebung, welche den Volksſchulunterricht aus alfgemeiner 
Erwägung ber Volkswohlfahrt von ben Willen ber Eltern unabhängig 
gemadt und durch Einführung bes Schulzwanges geſetzlich feſtgelegt hat, 
hebt das Prinzip der Schulpflicht dort auf, wo der tatfähliche Zuftand 
des Kindes in bem befonderen Falle die Notwendigkeit der Erziehungsfür- 
forge nicht nur in geiftiger, fondern auch in fittliher Beziehung dartut. 

Statt daf die Schufgefeggebung Maßnahmen vorficht, welche den 
Schulzwang zu einem Bildungszwang erweitern, nicht nur die geiftige, 
fondern aud) die fittliche Bildung des Kindes ficherjtellen, das Syſtem unſeres 
Volksſchulweſens nad diefer Richtung Hin ergänzen, hebt die Verordnung 
des Minifters das Prinzip des Gefeges auf und hinterläßt eine große Lücke 
in den Maßnahmen zur Bekämpfung der tatſächlichen Verwahrlofung. 

Diefe Lüde ift durch die definitive Schul- und Unterrichtsordnung 
nur ſcheinbar ausgefüllt worden. 
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Die inzwifchen erfloffene definitive Schul- und Unterrichtsorbnung 
vom 29. September 1905 ($ 85) hat nur die Buftänbigfeit ber Be— 
hörden geändert, infofern nicht mehr bie Orts-, fondern die Bezirksſchul— 
behörde zur Anordnung der Ausſchließung eines Kindes aus der Volls— 
ſchule ermächtigt. 

Infolge diefer Änderung in der behördlichen Zuſtändigkeit geht ber 
Beſchwerdeweg nunmehr an ben Landesſchulrat. 

Die neue Schul- und Unterricht3ordnung begnügt fich allerdings nicht 
mehr mit ber einfachen Betonung der Unterrihtäpflicht der Eltern, ſondern 
gibt der Bezirksſchulbehörde die Beſtimmung anhein, wie das Kind künftig 
feiner Schulpfliht nadzulommen hat. 

Es fieht für den wohl die große Regel bildenden Fall, daß die Er- 
füllung biefer Pflicht nicht zu erwarten ift, je nad) ben Verhältniſſen 
entweder die Zuweiſung des entarteten Kindes zu einer andern Volks— 
ſchule oder aber die Unterbringung in einer Erziehungs oder Beijerungs- 
anftalt vor. 

ei Überweifung bes Kindes in eine andere Volksſchule wird Die 
in ber Entartung des Kindes Tiegende Gefahr für die Sittlichleit der 
Mitfhüler von einer Volksſchule auf die andere übertragen. Die Unter- 
bringung des ausgeſchloſſenen Kindes in Anftalten ſcheitert an dem Mangel 
folder Anftalten. Somit wird aud nad) der neuen Schul- und Unter- 
richtsordnung die Ausfhließung eines Kindes aus der Volksſchule wegen 
Entartung zur Folge haben, daß das ausgefchloffene Kind ohne Unterricht 
bleibt und in ber Verwahrloſung immer weitere Fortfchritte macht, was 
den Gegenftand der behördlichen Überwadhung bilden wird. 


Die Anhaltung in der Befferungsanftalt. 


Die hauptfählihe Maßnahme zur Bekämpfung der tatfählihen Ver— 
wahrlofung ift die Anhaltung in einer Befferungsanftalt. 

In dem Kapitel: Die Gefepgebung, betreffend die Befjerungsanftalt, 
fowie in dem Kapitel, daS die Durchführung der Anhaltung in diefen An— 
falten behandelt, ift der Zwed und Charafter diefer Anftalten ausführ- 
lich beſprochen. 

Wenngleich die Beſſerungsanſtalt, welche aus den Zwangsarbeits- 
anſtalten hervorgegangen iſt, deren Verhältniſſe, gleichwie diejenigen der 
Zwangsarbeitsanſtalten, heute noch in einem und demſelben Geſetze geregelt 
werben, nach ihrer ganzen Entſtehungsgeſchichte und traditionellen Auf» 
faffung mehr al3 polizeiliche Detentionsanftalten, nit aber als Er- 
siehungsanftalten zu gelten haben, jo kommt doch die Anhaltung in der 
Befferungsanftalt nicht bloß ala Maßnahme gegen die tatfächliche Ber- 
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wahrlofung, fondern aud al Fürforgemaßnahme gegen die drohende 
Verwahrlofung zur Anwendung. 

Die Anhaltung in einer Befferungsanftalt erfcheint nad dem Stande 
bes geltenden Rechtes als 

1. Strafmaßnahme (8 270 ©t. G. B., 8 8, Abi. 1 des Gefeges 
vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89). Die Juftizminifterialverorbnung 
dom 23. Jänner 1899, 3. M. Vbg. B. Nr. 6, erflärt nämlich den Vollzug 
ber Berfchließungsftrafe an einem abgefonderten Orte in einer Beſſerungs- 
anftalt als zuläffig. 

2. Korrektionelle Nachhaft (88 6, 7, Abi. 2, des Gefeges vom 24. Mai 
1885, R. ©. B. Nr. 89). 

3. Siherheitöbehörblihe Maßnahme ($ 273 St. ©. B., 8 8, Abſ. 2%, 
des Gefeges vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89). 

4. Pflegſchaftsbehördliche Maßnahme (8 178 a. b. G. B., Juſtiz— 
minifterialverorbnung vom 10. November 1893, 3. 19.462). 

5. Erziehungsmaßnahme über Antrag des Vaters, bezw. Vormundes 
(8217 a. b. ©. 8, $16 des Geſetzes vom 24. Mai 1885, RG. B. 
Nr. 90). 


Die vorläufige Verwahrung. 


Bezüglich bes Ausſpruchs auf Zuläffigfeit ber Anhaltung in einer Beſſe— 
rungsanftalt (Notionierung) kann die Berufung zu Gunften des Angellagten 
ergriffen werben, wenn auf die Anhaltung erfannt wurde, und zum Nach— 
teife des Angeklagten, wenn auf biefelbe nicht erkannt wurde ($ 7 des Ge- 
jeges vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89). 

Diefe Urteile und Verfügungen find — wie wir früher gefehen haben — 
nur Einleitungsalte und müffen in Rechtskraft erwachſen fein, bevor die Ver- 
maltung die Anhaltung in der Bellerungsanftalt in Vollzug jegen kann. 
Diefe Entfheidung der Verwaltungsbehörde (Landestommiffion) ſoll ohne 
Verzug, jedenfall aber vor Ablauf von vier Wochen, nachdem ber richter» 
liche Ausſpruch in Rechtskraft erwachſen ift, erfolgen und beftimmt 8 8 des 
Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, daß eine Perfon, rüdjichtlich 
welcher die Zuläffigfeit der genannten Mafregel ausgeſprochen worden ift, 
bi zum Ablaufe von vier Wochen nach Beendigung der Etrafzeit bei dem 
Gerichte in Verwahrung gehalten werben kann, wenn nicht die politifche 
Landesbehörde die Enthaftung verfügt. 


Die Verhängung der Unhaltung in einer Befjerungsanftalt 
dur die Landestommiffion. 


Zu dieſer Entſcheidung ift bei der politifchen Landezftelle unter Zu— 
ziehung eines Vertreters des Landesausſchuſſes als ftimmführenden Mit- 
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gliedes eine Landestommiffion gebildet. Die Landestommiffion ift zur 
Berhängung der Anhaltung in einer Beſſerungsanſtalt ohne Rüdficht auf 
heimatrechtliche Sandesangehörigfeit hinſichtlich aller jugendlichen Perfonen | 
zuftändig, bezüglich welcher ein Gericht de3 Landes die Zuläſſigkeit ber 
Anhaltung ausgeſprochen hat. 

Über die Verhängung der Anhaltung ift fofort an den Landesaus- 
ſchuß jenes Landes Mitteilung zu machen, welchem der Anzuhaltende 
nad; feiner Zuftändigfeit angehört. 

Das Geſetz enthält feine Beftimmungen über die Vorausfegungen ber 
Entfcheidungen der Landeztommiffion, jo daß diefe auch zu einer Nady- 
prüfung des Richterſpruches fich geftalten kann. Die Landeskommiſſion kann 
fomit diefe unausgeführt lafjen, wenn ihr die Anhaltung nicht zweckmäßig 
erſcheint, wenn ein gejegliher Ausſchließungsgrund vorliegt. 

Mit Verordnung des Minifteriums bes Innern vom 26. Juli 1885, 
N. ©. B. Nr. 106, wurden diefe Länderfommiffionen nach $ 7 „bei den 
politifchen Landesbehörden zu bildenden Kommiffionen, bei den Statt 
haltereien in Wien, Linz, Graz, Innsbruck, Trieft, Zara, Prag und 
Brünn, ferner bei den Landeöregierungen in Salzburg, Klagenfurt, Laibach 
und Troppau und bei der Statthaltereiabteilung in Trient errichtet.” 
(l. ber genannten Verordnung.) 

„II. Bei den genannten Gtatthaltereien und Landesregierungen haben 
biefe Kommiffionen unter dem Vorfite des Landeschefs oder feines Stell» 
vertreter3, aus einem Referenten der politifhen Landeöbehörde und einem 
Vertreter des Landesausſchuſſes zu beftehen.” 

Man hat hier das Kollegialigftem der Landestommiffion zu Grunde 
gelegt, offenbar, um ſich deſſen Vorteile, reife und unparteiifche Überlegung, 
zu fihern, man hat eine eigene kollegial organifierte Behörde nur zum 
Zwede ber Verhängung und des Vollzug der Anhaltung in Zwangs- 
arbeit3- und Bellerungsanftalten ins Leben gerufen. Wie aber die folle- 
giale Behandlung im Schoße diefer aus Vertretern der ftaatlihen umd 
autonomen Verwaltung zufamntengefegten Landeskommiſſion ausfieht, geht 
daraus hervor, daß id) in meiner viefjährigen nominellen Teilnahme 
an biefer Kommiffion feinen einzigen tatjählihen Zufammentritt ihrer 
Mitglieder zu einer Sigung erlebt habe. Die Beſchlußfaſſung befteht darin, 
daß die Anträge ber Statthalterei den Kommiffionsmitgliebern im Landes» 
ausfchuffe im fhriftlichen Wege zur Kenntnis gebracht werben und deſſen 
Äußerung hierüber erbeten wird. 

Auf diefe Weife fonımt das Erkenntnis ber Landeskommiſſion zu 
ftande. Gegen Erkenntniſſe der Landeskommiſſion findet eine Berufung 
nit ftatt (88 7 und 10 des Gejeges vom 24. Mai 1885, R. G. B. 
Nr. 90). In vielen Fällen verhängt bie Landestommiffion die Auhaltung 
in der Beſſerungsanſtalt nicht, weil fie außer ftande ift, biefe Maßnahme 





— 219 — 


in Vollzug zu fegen. Der Mangel an der erforderlichen Anzahl von 
Anftalten hat die Überfüllung der beftehenben Anftalten und die Vormerkung 
einer fattlichen Anzahl von Anmwärtern auf die freimerdenden Plätze zur 
Folge, weshalb der Raummangel ſich als die hauptfächliche Urjache der 
Nichtverhängung der Anhaltung durch die Landestommiffion darſtellt. 


Die Nihtzuftändigfeit der Sandestommiffion zur Verhängung 
der Anhaltung in einer Bejferungsanftalt in den Fällen des 
& 16 des Gejeges vom 24. Mai 1885, R. G. 8. Nr. 90. 


Die Landestommiffion ift nur zur Verhängung der von ben Strafge- 
richten als zuläffig erkannten, ſowie auch der von der Sicherheitsbehörbe im 
Sinne des 8273 St. G. B. verfügten Anhaltung einer jugendlichen Berfon in 
einer Befferungsanftalt zuftändig. Die Landestommiffion ift aber zur Ver— 
hängung bort nicht zuftändig, wo es ſich um die Durchführung einer vom 
gefeglichen Vertreter mit Zuftimmung der Pflegfchaftsbehörde beantragten 
Erziehungsmaßregel handelt. Über dieſe Anträge entſchied die politifche 
Landesbehörde bis zur Entſcheidung des Minifteriums des Innern vom 
25. Jänner 1902, 3. 49.490, von da an aber die Landesausſchüſſe, unter 
deren Leitung bie Befferungsanftalten ftehen, bezw. bei Privatbefjerungs- 
anftalten die Vertretung diefer Anftalten, weil, wie eö in ben Gründen 
diefer Entſcheidung Heißt, e3 fi in dieſem Falle lediglich um eine im 
Privatrechte begründete Verfügung einer Erziehungsmaßregel, niht um 
eine Verfügung der Staatögewalt handelt. 

Diefer Entfheidung haben ſich die nachfolgenden Verordnungen des 
Juſtizminiſteriums vom 24. Juli 1904, betreffend Vorkehrungen zur Hint- 
anhaltung ber Verwahrlofung von Minderjährigen, und ſchon früher die 
Verordnung vom 7. Mai 1903, betreffend die Anhaltung jugendlicher 
Perſonen in Befferungsanftalten, angepaßt und die Verhängung der An— 
haltung in den Fällen des $ 16, U. 2, de3 Gejeges vom 24. Mai 1885, 
N. ©. 8. Nr. 90, aus dem Wirfungsfreije der politifhen Landesbehörde 
ausgefchieden. Dadurch wurde in jedem einzelnen Falle ein Über- 
einfommen be3 gefeglichen Vertreter3 mit dem betreffenden Landesausfchuffe, 
bezw. mit den Dertretern der Privatbefferungsanftalten, betreffend bie 
Koftenzahlung, notwendig, während die frühere Behandlung diefer Fälle 
auch dieſen Fällen einen öffentlihrechtlihen Charakter gab. Das Mini» 
fterium des Innern hatte in dem Erlaſſe vom 8. Jänner 1900, 3. 41.744, 
an alfe politifhen Landesbehörden angeordnet, daß diefe den unterftehenden 
Behörden anzumeifen haben, daß Fälle der Vernadjläffigung der Ver— 
pflegung und Erziehung von Kindern, fowie überhaupt alle jene bemerfens- 
werten Wahrnehmungen, weiche für bie Gerichte bei ber Ausübung ihrer 
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Schug- und Pflegihaftsfunktionen von Belang fein könnten, dem zus 
ftändigen Gerichte anzuzeigen feien. 

Das Juftizminifterium hatte bereit am 10. November 1893, 3. 19.452, 
die Vormundfchaftsgerichte angemiefen, die gejeglichen Vertreter zu der 
nad) 8 16 be3 Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 90, erforber- 
lichen Antragftellung anzuregen. 

Die auf diefe Weife zu ftande gefommenen Gejuhe um Aufnahme 
in eine Beflerungsanftalt gingen an die Landestommiffion zur Beichluß- 
faſſung. Erfolgte von diefer Seite die Verhängung, fo erfolgte auch nach 
Maßgabe de3 verfügbaren Raumes die Anhaltung in der Befjerungsanftalt 
unter öffentlicher Aufſicht und auf öffentliche Koften. Wenn alfo auch die 
öffentlichen Behörden im dieſer Beziehung nicht aus eigener Jnitiative 
vorgehen konnten, jondern diesfalls an einen Antrag des gejeglichen 
Vertreters gebunden waren, fo trafen doch alfe fonftigen Erfordernifje einer 
Öffentlichrechtlihen Mafregel zu, melde auf die Bekämpfung der Ber- 
mwahrlofung im öffentlichen Intereſſe abzielte. 

Per Standpunkt des Minifteriums des Innern, wonach es fih im 
diefem Falle nur um eine nad dem Privatrechte zu beurteilende Er- 
ziehungsmaßregel handelt, muß daher als ein Rüdjchritt auf diefem Für- 
forgegebiet erſcheinen. 

Die praftifchen Konſequenzen beleuchten die Richtigfeit diefer Behaup- 
tung. So hat die f. f. fteiermärfifhe Statthalterei ihre Anſchauung 
infolge der mehrerwähnten Entfheidung des Minifteriums des Innern 
dem fteiermärfifhen Landesausihuß dahin ntitgeteilt, daß fie von nun 
an nicht mehr in der Lage fei, Geſuche der Eltern oder Vormünder um 
Abgabe von Kindern in bie Bellerungsanftalten im Sinne bes 8 16, 
Al. 2, des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, in Verhandlung 
zu nehmen. 

Unter einem wurden die politifhen Unterbehörden von ber f. k. Statt» 
halterei angemiefen, im Intereffe der Rettung verwahrloſter Kinder von ber 
Befugnis des 8 8, U. 2, des Gefepes vom 24. Mai 1885, R. G. B. 
Nr. 89, vortommenden Falles Gebrauch zu mahen und zu diefem Zwede 
bei Eintritt der Worausjegungen des 8 273 St. G. 8. ohne Verzug von 
Amts wegen einzufcreiten (Erlaß vom 25. Jänner 1902, 3. 49.490 
ex 1901). Damit wurde alſo die Teilnahme der politifhen Behörden 
an der Bekämpfung der Verwahrlofung auf die Fälle, da ein Unmündiger 
eine ftrafbare Handlung begangen hat und Hinfichtlich deren in Ermanglung 
häuslicher Zucht der Sicherheit3behörde Ahndung und Vorfehrung zuftcht, 
eingefchränft und ihre Mitwirkung in einem früheren Stadium bes Kampfes 
wieder aufgehoben. Alfo gewiß ein Nüdjchritt, wenn das Beſtreben eines 
gewiffenhaften Water oder Vormundes, der beginnenden Verwahrloſung 
feines Kindes ober Mündels Einhalt zu tun, al3 Privatangelegenheit des 
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gefeglichen Vertreters erflärt wird, die politiſchen Behörden angewiejen 
werben, der Verwahrlofung eines Kindes zuzufehen, bis diefelbe zur Straf- 
fälligfeit gediehen ift, und wenn e3 der politifchen Behörde verfagt wird, in 
einer früheren Phafe des Kampfes gegen bie Verwahrloſung tätig ein- 
zugreifen. 

Auf diefe Weife wird dem gefeglichen Vertreter das Übereintommen 
mit der Leitung ber Beljerungsanftalt und die Aufbringung der erforder- 
lichen Mittel zur Dedung der Koften überlafjen, dem Vormunde, der 
feine Pflicht ernft nimmt, feine Aufgabe erſchwert und nicht erleichtert, 
was bei den traurigen Verhältniffen auf dem Gebiete des Vormundſchafts- 
weſens gewiß nicht als zweckmäßig bezeichnet werben kann. 

Einen gegenteiligen, aber auch wieder zu weitgehenden, weil den Richter» 
ſpruch vollkommen über Bord werfenden Standpunkt nimmt der nieber- 
öfterreichifche Landesausfhuß in feiner Note vom 6. Juli 1895, 3. 50.779, 
an die nieberöfterreichiiche Statthalterei ein. Danach wäre auf die poli— 
tifche Behörde, als die mit Hinweglaſſung ber vichterlihen Kompetenzen 
ausfchließlic zur Notionierung zu berufende Behörde zurüdzugreifen. Dieſe 
Note befpricht die Mängel des Geſetzes, wie fie fi, in der Praxis fühlbar 
gemacht haben. Ich werde auf diefe Note noch des öfteren zurüdtommen 
und bringe denjenigen Teil diefer Note, welcher ſich auf die formalen 
und ſachlichen Vorausfegungen der Abgabe in Befjerungsanftalten beziehen, 
im Anhange (f. Anhang Nr. 41). 


Die zeitlihe Dauer der Anordnung der Anhaltung in einer 
Befferungsanftalt. 


Der jugendliche Korrigend faun in der Beljerungsanftalt fo lange an» 
gehalten werben, al3 e3 ber Zweck, zu welchen die Anhaltung erfolgt, 
erheifcht; die Anhaltung darf jedoch über das 20. Lebensjahr des Korri- 
genden nicht ausgedehnt werben. ($ 14 des Geſetzes vom 24. Mai 1885, 
R. ©. B. Nr. 90.) 

Der Zweck der Anhaltung beftimmt deren Dauer. Solange die 
Beſſerung nicht eingetreten ift, foll der Korrigend nicht entlaffen werben. 
Hier zeigt fich erft die große Bebeutung der vorerwähnten Beftimmungen, 
welche den Eltern mit der Aufnahme des Kindes in die Befferungsanftalt 
jede Verfügung über dasſelbe und damit bie vorzeitige Zurücknahme 
desſelben unterfagen. 

Dadurch, dab das Geſetz die Beſſerung als das Ziel der Anhaltung 
bezeichnet, wird die Erreichung de3 Ziele3 aud) für deren Dauer beftimmend. 
Diefe Tann ſich je nach den verſchiedenen Titeln verfchieben geftalten. 
Wenn ein Jugendlicher noch kurz vor Erreihung des 18. Lebensjahres 
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Aufnahme in die Beſſerungsanſtalt findet, jo wird er nicht viel länger als 
zwei Jahre in der Anftalt bleiben können. 


Die Anhaltung, welche im Sinne des $ 8 de3 Gefeged dom 24. Mai 
1885, R. ©. B. Nr. 89, auf Grund der Verfügung der Sicherheitbehörde 
über ein ftrafunmündiges Kind verhängt wird, fann vom 11. bis zum 
20. Lebensjahr, alfo über 9 Jahre dauern, und die auf Antrag der ge- 
feglihen Vertreter nad) $ 16 des Gefeges vom 24. Mai 1885, R. G. B. 
Nr. 90, in die Befferungsanftalten aufgenommenen jugendlichen Perfonen 
tönnen, wenn beren Anhaltung z. B. in Gruli in Böhmen mit dem 
6., in Eggenburg und Brünn vom erreichten 8. Lebensjahre angefangen 
erfolgt, bis zu 14, bezw. 12 Jahren angehalten werden. 


Die endgültige Entlaffung des Korrigenden foll erfolgen, wenn 
der Zweck der Anhaltung, die Bellerung, endgültig erreicht iſt. 
Nachdem das Geſetz beftimmt, daß bie rüdfichtlih der Zmangs- 
arbeit3anftalten getroffenen Beftimmungen aud auf die Befferungs- 
anftalten Anwendung finden, erſcheint auch für biefe das Inſtitut 
der bedingten Entlaffung gefeglich begründet. Zeigt ſich nämlich vor 
Erreihung des 18. Lebensjahres aus dem Verhalten des als gebeffert 
Entlaffenen, daß feine Befferung nicht eingetreten ift, jo fann die mehr- 
erwähnte Landestommiffion die neuerliche Abgabe des Jugendlichen in Die 
Beiferungsanftalt befchließen, in welcher er bis zum erreichten 20. Lebeng- 
jahre angehalten werben kann (8 9, Abf. 4, des Gejepes vom 24. Mai 
1890, R. G. 8. Nr. 90). 


Auch bei ber Entlaffung gäbe die folfegiale Beratung in ber 
Landestommiffion Gelegenheit zur Erörterung der Frage, ob bie Voraus— 
fegung der Entlaffung im einzelnen Falle gegeben, ob der Zwed der An- 
haltung erreicht ift, die Beſſerung der jugendlichen Perfon während ihrer 
Anhaltung durch Abgemwöhnung feiner ſchlechten Neigungen und Gewohn- 
heiten herbeigeführt worden ift und das weitere Fortlommen des zu ent- 
lafjenden Korrigenden fichergeftelft ift. 


Allein auch bei der Entlajjung wie bei der Verhängung ber An— 
haltung in der Beſſerungsanſtalt macht ſich das Scheindafein der follegialen 
Behörde geltend. 


Schon Dr. Alois Zuder („Über die Behandlung ber verbrederif—hen 
und arg verwahrloften Jugend in Oſterreich“, Wien 1894, S. 48) fpricht 
mit Bedauern von der Praris, „die Entlafjung aus ben Bmangsarbeits- 
und Befferungsanftalten ſchon nad) zwei Jahren zu verfügen — um Raum 
für die wartenden Anmärter zu gewinnen — ſehr zum Schaden des 
Erfolges der Anhaltung, beffen Verwirklichung in der Regel einen längeren 
Aufenthalt zur Vorausſetzung hat“. 
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Die Vorherrſchaft dieſer bureaukratiſchen Schablone, dieſe vorzeitige 
Entlaſſung, iſt auf den Mangel der erforderlichen Beſſerungsanſtalten 
zurückzuführen. 

Uber den Zeitpunkt der Entlaſſung entſcheidet die Landeskommiſſion 
(88 7 und 9 des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90). Die 
unten erwähnte Note des nieberöfterreihiichen Landesausfhuffes vom 
14. September 1895 läßt fi aud über das. Bwedwibrige der Praxis, 
wonach die Landestommiffion des Heimatlandes zur Entjheidung über 
die Entlafjung eines Korrigenden zufländig ift, vernehmen wie folgt: 
„&3 wäre bei Rettifizierung dieſes Geſetzes deutlich und klar zu beftimmen, 
daß die Entlaffung der in Zwangsarbeits- oder Beiferungsanftalten unter 
gebrachten Individuen einzig und allein nad) Anhörung der Leitung der 
betreffenden Anftalten jenen Landestommifjionen ($ 7 des Gefeges vom 
24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90) zuftehe, in deren Bereich fich dieje 
Anftalten befinden; denn es ift geradezu widerſinnig, Behörden, welchen 
über das Verhalten der Detenierten nicht3 belannt ift und nichts befannt 
fein kann, die Entſcheidung bezüglich der Entlafjung derfelben in die Hand 
zu geben.” 


Die Dauer der Anhaltung in den Fällen des 8 16 Gejeges 
vom 24. Mai 1885, R. ©. 8. Nr. 90. 


Einer befonderen Erwähnung bedürfen bei Beſprechung der Dauer 
der Anhaltung die Fälle des 8 16, Alinea 2 des Gefeßes vom 24. Mai 
1885, R. G. B. Nr. 90, wonach außer den im Gefege beftimmten Fällen 
jugendliche Perfonen auf Antrag der gefeglichen Vertreter und mit Zu— 
ftimmung der Pflegihaftsbehörde in Beſſerungsanſtalten für jugendliche 
Korrigenden abgegeben werden können. 

Ungeachtet der vorhin befprochenen Entfheidung des Minifteriums 
de3 Innern, wonach bdiefe Abgabe als eine im Privatrecht begründete 
Erziehungsmaßregel bezeichnet wurde und daher nicht von der politifchen 
Behörde zu verfügen ift, gelten in dieſen Fällen Hinfichtlich der Dauer 
der Anhaltung die auf dem Geſetze aufgebauten Anftalt3ordnungen, benen 
fi der in die Anftalt eintretende Korrigend und fein antragftellender 
gefeglicher Vertreter unterwerfen. Eine Entlaffung über einjeitigen Wunſch 
des gefeglichen Vertreters vor Erreichung des im Gejege bezeichneten Zweckes 
der Anhaltung, bezw. der Altergrenze ift daher ausgeſchloſſen. 

Ein Erkenntnis des Neichsgerichtes vom 19. Jänner 1897, 3. 328 
ex 1896, weift eine aus dieſem Anlaſſe eingebrachte Beſchwerde wegen 
Berlegung des ſtaatsgrundgeſetzlich gemährleifteten Rechtes der perfün- 
lihen Freiheit ab und erflärt, daß die Beltimmung des 8 14 
bes Geſetzes vom 24. Mai 1890, R. G. 8. Nr. 90, nad welder 
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die Anhaltung in einer Beſſerungsanſtalt ſo lange zu dauern hat, 
als es der Zweck der Anhaltung erheiſcht und nur über das 
20. Lebensjahr nicht ausgedehnt werden darf, auch auf einen Korrigenden, 
der der Befjerungsanftalt nach 8 16 auf Antrag des Vaters übergeben 
wurde, Anwendung findet. Die Dauer der Anhaltung fei, diefem Er» 
tenntniffe zufolge, daher auch in einem folhen Falle nicht vom Willen 
des Vaters abhängig. 

Die Sicherung gefährdeter und verwahrlofter, in Fürjorge genommener 
verwahrlofter und gefährbeter Kinder gegen eine unzeitgemäße Geltend- 
madung ber elterlichen Rechte, ſowie der Schuß des begonnenen Er- 
ziehungswerkes bis zu deſſen erfolgreicher Vollendung, zieht wie ein roter 
Faden durch bie Gefeßgebung der Staaten, welche wir bisher 
im erften Teile dieſes Werkes beſprochen haben, hindurch. Diefer 
Schutz ift aud notwendig angeficht8 der Erfahrung, melde ſich in 
allen Ländern wiederholt, daß es Eltern gibt, welche ſehr geneigt 
find, die Sorge für ihr Kind Dritten zu überlaffen, folange bieje eine 
Laſt bebeutet, welche fich aber an ihre elterlichen Rechte erinnern, jobald 
aus ber beginnenden Erwerbskraft des Kindes Vorteil zu ziehen iſt. 

Von diefem Standpunkte aus war das Erfenntnis des Reichsgerichtes, 
welches betonte, daß auch „dieſe Seite der väterlichen Gewalt nur inner- 
halb der durch das Gefep über die Beſſerungsanſtalten gezogenen Grenzen 
ausgeübt werden könne“, im Intereſſe des Kinderſchutzes wärmſtens zu 
begrüßen. 


D. Die Durdführung der Mahnahmen gegen die Verwahrlefung. ! 
8) Die drohende Verwahrloſung. | 
Die Durhführung durd das Vormundſchaftsgericht 


Im Fällen der Mifhandlung und Verwahrlofung der Kinder 
duch die erzichungspflichtigen Eltern, bezw. Stellvertreter, iſt das Vor— 
mundſchaftsgericht zur fürforglichen Unterbringung, wie zur dauernden 
Sicherung der Kinder bie Unterbringung in einer Familie oder in einer 
Anftalt anzuordnen ermächtigt. 

Weder das bürgerliche Geſetzbuch, noch ein anderes Geſetz enthalten 
eine Beftimmung, welche die fürforglichen Maßnahmen von dem finanziellen 
Leiſtungsvermögen der Eltern unabhängig, für alle Fälfe durch die gefegliche 
Bahlungsverpflichtung der Gemeinde, des Bezirkes, des Landes oder Staates 
figer und die Mittel zur Beftreitung de3 diesfälligen Aufwandes gegen 
nachträglichen Erſatz von ben zahlungspflichtigen Anverwandten bereit 
ſtellen würde. Ebenſowenig ſind die Organe der öffentlichen Verwaltung 
zur Durchführung der vom Vormundſchaftsgerichte angeordneten fürſorg- 
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lichen oder dauernden Unterbringung der Kinder in Familien oder Anz 
falten berufen. 5 

Die Verordnung des Juftizminifteriums an das Oberlandesgerichts- 
präfidium in Wien von 10. April 1902, 8. 7493, betont den Grundſatz, 
daß das Gericht von Amts wegen und durch feine eigenen Organe feine 
Maßnahmen durchzuführen habe. Das Gericht hat daher nit nur 
die Abnahme de3 gefährdeten Kindes von ben Eltern zu verfügen, 
fondern auch die Entfcheidung zu fällen, ob das Mind in einer 
Familie oder Anftalt unterzubringen ift. Das Gericht hat die Familie 
ober Anftalt auszumitteln, mit ber einen oder ber andern wegen 
Pflege und Erziehung be3 Kindes das Übereintommen zu treffen, 
das Kind den Eltern abzunehmen, bie notwendige Ausftattung anzu— 
ſchaffen und den Transport des Kindes in die Familie oder Anftalt zu 
veranlaffen. 

Den Gerichten fommt vermöge ihrer Organifation biefe unmittel- 
bare Fürforgepflicht außerordentlich ſchwer an und die Gerichte find ver- 
möge ihrer Zweckbeſtimmung zu biefer Fürforgetätigfeit weniger geeignet. 


Abhängigkeit der Durchführung des Pflegſchaftsſchutzes von 
der Privatmwohltätigteit und Armenvermwaltung. 


Die Verordnung des Juftizminifteriums vom 23. Juli 1904 gibt 
für den Fall ber notwendigen Inanſpruchnahme ber Armenverwaltung bis 
zu dem duch bie endgültige Entſcheidung über die Unterftügungspflicht 
bedingten Einfchreiten der Armenverwaltung, fowie in dem Falle, ala uns 
verweilt eine mittlerweilige Vorkehrung zur Sicherung des Kindes ge- 
troffen werben muß, zu, daß man auf bie Hilfe eines Menfchenfreundeg, 
eine3 Vereines, der ji mit Kinderſchutz befaßt, oder einer derartigen 
Anſtalt angewiefen fein wird. Die bisherigen Erfahrungen feien derart, 
daß fie zu der Annahme berechtigen, daß die Mitwirfung und Unter- 
ftügung durch die organifierte Privatwohltätigkeit, joweit folhe vorhanden 
ift und die Mittel reichen, nicht vergeblich angerufen werben wird. 

Die Verwirklihung des Kinderſchutzes und die Durchführung pfleg- 
ſchaftsbehördlichet Anordnungen hängt aljo von dem glücklichen Zufall 
ab, daß fih ein Menfcenfreund hiezu bereit findet! 

In einem bejonderen folgenden Sapitel werben die Einrichtungen 
der Privatiohltätigfeit bejprohen. m dem Anhange Nr. 45—52 
tommen die Organijationen der Privatwohltätigkeit zur Beſprechung. 
Diefe reichen auch nicht annähernd an das Bebürfnis heran. An diejer 
Stelle wird die von ben einzelnen Vereinen gewählte Art der Fürforge 
berührt werben. 

Aeiger, Fürforge für die vermaßrlofte Jugend. IL. 15 
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Das Bedürfnis nach eigenen Einrichtungen der ſtaatlichen 
Vormundſchaftsverwaltung zur Verwirklichung des Pfleg- 
ſchaftsſchutzes. 


Doch ſei ſchon hier der Vereinsgründungen Erwähnung getan, welche 
das dringende Bedürfnis nach Fürſorgeeinrichtungen als eine dringend 
notwendige Ergänzung des Pflegſchaftsweſens in Oſterreich erkennen laſſen 
und zeigen, wie dieſes Bedürfnis innerhalb der unmittelbar beteiligten 
Kreiſe, nämlich von den Richtern, empfunden wird und wie dieſes Be— 
dürfnis nach Verwirklichung drängt. 

In dieſer Beziehung kommt zunächſt der Jugendfürſorgeverein in 
Tirol in Betracht, deſſen enge Verbindung mit der Juſtizverwaltung 
des Landes bereits in dem Kapitel: „Einleitung“ Erwähnung ge— 
ſchah. Der Verein vermittelt die Unterbringung von gefährdeten und 
verwahrloſten Kindern und legt hiebei auf die unentgeltliche Pflege in 
bäuerlichen Familien das Schwergewicht. 

Im Bezirke Friedland in Böhmen hat der bereits mehrfach er— 
wähnte Bezirksrichter bahnbrechend die Gründung einer Anſtalt zum erſten 
Male in Oſterreich veranlaßt. 

Der um den Kinderſchutz in Oſterreich ſehr verdiente kuak. Bezirks⸗ 
richter Janiſch in Friedland, deſſen Wirken wir bereits bei Veſprechung 
der Gemeindewaiſenräte in dem Kapitel: „Einleitung“ begegnet ſind, 
hat im Jahre 1904 durch Schaffung eines eigenen Vereines auch 
hier Abhilfe geſchafſfen. Der Verein „Kinderſchutz für den Friedländer 
Amts- und Gerichtsbezirk“ in Böhmen macht ſich die Gründung einer 
Bezirksheimſtätte für fchugbedürftige Kinder zur Aufgabe und kommt Damit 
einem dringenden Bedürfniffe in der vormundfchaftlichen Berwaltung ent- 
gegen. Den Vorbilde des Bezirkes Friedland find fpäter andere Bezirke 
gefolgt. 

Aber auch die Wiener Waifenratsvereine, welche zunächſt die Über: 
wachung der Pflegebefohlenen und bie Ausforſchung von Fällen, wo 
wegen Hilflofigkeit von Kindern, wegen deren Mißhandlung und Ber- 
wahrloſung ein Einſchreiten nötig ift, fih zur Aufgabe fegen, nehmen 
eine Erweiterung ihres Aufgabentreifes nach der Richtung hin in Aus- 
fiht, daß Fürforgeeinrichtungen gefchaffen werben. 

Der Aufruf aus Anlaß der Einführung der Waifenmarke jpricht 
von der Schaffung eined Fonds, der diefem Zwecke dienftbar gemacht 
werben foll, weil den diesfalls geftellten Aufgaben „weder der Apparat 
unferer heutigen, auf dem Prinzipe der Heimatzuftändigfeit beruhenden 
Armenfürforge, noch die in ihren Mitteln ganz ungenügende und zer- 
fplitterte Privatwohltätigfeit volllommen gewachſen ift“. 
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Dieſer Fonds ſoll das ganze Gebiet von Wien mit allen ſeinen 
Kindern, welcher Nationalität oder Konfeſſion immer, umfaſſen, und ſoll 
der angeftrebte Fouds ben Waiſenratsvereinen es ermöglichen, unter ber 
Leitung der Pilegihaftgerichte überall dort wirkſam einzugreifen, mo 
die Hilfe der öffentlichen Armenkinderpflege und der Privatwohltätig- 
teit zu fpät fäme, nicht außreiht oder ganz verſagt. 

Diefer Aufruf des Zentralverbandes der Wiener Waifenräte datiert 
aus jüngfter Zeit. Wie das gleiche Vebürfnis aber auch ander— 
wärts fhon früher von Vormundſchaftsrichtern gefühlt wurde, kommt 
in deren Anſuchen an das Juftizminifterium um Zumendung von 
Mitten aus den Gebarungsüberjchüffen der gemeinfamen Waijen- 
Toffen zur Linderung des Elends ihrer Pupillen zum Ausdrude. 
Bon diefen Anſuchen mit ber ebenerwähnten Begründung wird 
in ber mehrerwähnten Flugſchrift Schöffels: „Zur Abwehr des Attentats 
auf die gemeinfamen Waiſenkaſſen“ (S. 11) geſprochen. 


Förderung der Brivatwohltätigkeit durch die Juſtizverwaltung. 


In Ermanglung eigener Einrichtungen ift der Staat in feiner ober- 
vormundfhaftlihen Tätigkeit in erfter Linie auf die Mitwirfung ber 
Privatwohltätigkeit angewiefen. 

Das Juftizminifterium weift daher in feinem Erlaſſe an das Ober- 
landesgerichtspräſidium in Wien vom 10. April 1902, 3. 7493, und vom 
3. Dezember 1899 an, bei Verwirklichung des Kinderſchutzes und in 
Durchführung ber pflegichaft3behördlichen Verfügungen ſich mit den Organi— 
fationen der Privatwohltätigfeit zum Zwede des Kinderſchutzes in Ver— 
bindung zu ſetzen, da ſolche Organifationen das Gericht bei Löſung feiner 
Aufgabe auf das wirkſamſte unterftügen können. Andrerſeits follen die 
Gerichte ſolche Organifationen durch das größtmöglichfte dienftliche Ent» 
gegentommen fördern. 

Der Erlaß bes Juftizminifteriums an alle Gerichte und Staatsanwalt» 
ichaften, betreffend den Kinderfhug vom 11. Mai 1901, 3. M. Vdg. 8, 
XVIU. Jahrgang, VII. Stüd, will den Gerichten die Durchführung 
ihrer Verfügungen dadurch erleichtern, daß es ben Gerichten die be» 
ftehenden Vereine, welche hiebei in Betracht kommen, zur Kenntnis bringt. 
Das Juftizminifterium orbnet daher an, daf bie Oberlandesgerichtspräſidien 
die Xereine der Länder, welche ſich Kinderfchug, Kindererziehung und 
»Rettung zur Aufgabe gemacht haben, durch ein ihnen unterftehendes 
Geriht ermitteln und unter kurzer Angabe be3 Zivedes, der Auf— 
nahmabedingung, ber Anzahl der Plätze und Verpflegskoſten u. dgl. in 
ein Verzeichnis bringen und biefes fobann allen Gerichten des Landes mit- 
teilen laffen folfen. Derfelbe Erlaß des Juftizminifteriums bezeichnet es 
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als dankenswert, wenn Beamte des Gerichtes und der Staatsanwaltſchaften, 
dort, wo noch keine ſolchen Vereine beſtehen, deren Gründung in die Hand 
nehmen würden. 


b) Die tatſachliche Verwahrloſung · 


Wir haben in ber Beſprechung der Durchführung der pflegſchafts- 
behörblihen Maßnahmen den bebauernswerten Mangel entſprechender 
Einrichtungen kennen gelernt. Das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch ent- 
hält wohl vortreffliche Beftimmungen zum Schutze gefährdeter Kinder, 
läßt jedoch jegliche Beſtimmung, welche die Pflicht zur Fürforge für die 
gefährdete und verwahrlofte Jugend zum Inhalte Hätte, vermiffen. In 
den Gefegen öffentlichrechtlichen Inhaltes fpricht zwar das Reichsvolks- 
ſchulgeſetz davon, daß es ben Ländern überfaffen ift, Erziehungsanftalten 
für fittfich verwahrlofte Kinder in das Leben zu rufen, doch ftehen 
biefe Anftalten heute nur auf dem Papier. 


1. Die Erziehungsanftalten für verwahrlofte Finder im fhul- 
pflitigen Älter. 


Dem Richter wäre bie Durchführung feiner Verfügung, betreffend 
die Unterbringung eines verwahrloften Kindes im ſchulpflichtigen Alter in 
einer Anftalt wefentlic erleichtert, wenn die Landeögefeggebung bie ihr 
nad) 8 59 des Reichsvollsſchulgeſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 
2. Mai 1883, R. ©. 8. Nr. 53, zulommenden Anordnungen betreffs 
der Errichtung ber für das Land notwendigen Erziehungsanftalten für 
ſittlich verwahrlofte Kinder getroffen hätte. Dies ift aber nicht der Ball 
und fomit kommen — wenn nit Privatanftalten zur Verfügung ftehen — 
nur folde öffentliche Anftalten in Betracht, deren Verhältniffe durch bie 
beiden Reichögefege vom 24. Mai 1885, R. G. 8. Nr. 89 und 90, ge- 
regelt find. 

Ich Habe bereit3 erwähnt, wie die Juftigminifterialverordnungen in 
Ermanglung geeigneter Pflegefamilien zur Durchführung ihrer pflegſchafts 
behördlichen Maßnahmen, auch behufs Abhilfe in Fällen drohender Ber- 
wahrlofung zu den Belferungsanftalten ihre Zuflucht nehmen. 

Die Befferungsanftalt ift alfo nach dem Stande de heutigen Rechtes 
das Univerfalheilmittel in Fällen drohender und tatfähliher Verwahr- 
Tofung. 


2. Die Familien-, die Anftalt3erziehung. 


Für die Fälle tatfächliger Verwahrlofung kennt daB Geſetz nur 
die gefchloffene Anftalt. 
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Das Geſetz fpriht nur don öffentlihen und privaten Befferungsan- 
falten, es entſcheidet alfo die Frage, ob die Fürforge für die verwahrlofte 
Zugend im Wege ber Zamilien- oder Anſtaltserziehung zu erfolgen habe — 
eine Frage, welche in ben zum Deutfchen Reiche gehörigen Bundesftaaten 
viel erörtert und deren prinzipielle Löfung im Gefege vermieden wurde, 
jedoch fallweife erfolgt — zu Gunften der Anftalt3erziehung. Eine um— 
faffende Fürforge für die verwahrlofte Jugend ift ohne eine Heran— 
ziehung der Familienerziehung für bie der Verwahrlofung ausgefeßte, 
gefährdete Jugend einfach unmöglich. 

Trotz der Zurüchaltung der Richter, unter den gegenwärtigen Ber- 
Häftniffen die gerichtliche Zuläffigfeit der Abgabe in eine Befferungsanftalt 
auszufprechen, genügen die heutigen Befjerungsanftalten und Korrigenden- 
abteilungen dem Bedarfe nicht. Wie erft dann, wenn eine Erweiterung 
des Geſetzes nicht bloß die arg verwahrloften, ſondern auch ſchon die ver- 
wahrloften und die gefährdeten Kinder des gefeplihen Schuges und ber 
Fürforge in Anftalten teilhaft machen wird. 

Nur muß allerdings zunächſt die vorgefaßte Meinung von dem 
Mangel der Familien, welche zur Aufnahme gewillt und geneigt find, auf 
ihre tatfächliche Begründung unterfucht werben. 

Diefe Meinung gilt — ohne folhe Unterfuhung auf ihre tatſächliche 
Berechtigung — Heutzutage als Axiom, hanptfählic aus dem Grunde, 
weil man fi) überhaupt noch gar nicht ernftlic, die Mühe genommen 
hat, ſolche Familien zu fuchen und zu finden. 

Allerdings in den Kreifen der heutigen Pflegeparteien armer Kinder 
wird man fie nicht zu fuchen Haben, und ohne namhafte Erhöhung ber 
heute üblichen Pflegegelder wird das Suchen ſchwerlich neuen Erfolg 
haben. Die Familienerziehung wird troß einer folhen Erhöhung famt 
den Koften ber allerdings unbedingt notwendigen Aufficht aber immer 
nod billiger kommen als die ausſchließliche Anftaltserziehung. 

Daß die Familienerziefung auch bei verwahrloften Kindern in 
Kreifen ber Regierung und der Wolfövertretung nit don vorn» 
herein al3 ausſichtslos aufgegeben wurde, zeigt der Kommiſſions- 
beriht (8 60), melden ber Ausſchuß des öfterreichifhen Abgeorb- 
netenhaufes über ben im Jahre 1891 vorgelegten Regierungsent- 
wurf eines Strafgefegbuches erftattet hatte. Darin fand der Grund» 
ſatz Aufnahme, dab jtraffällige Unmündige von der Sicherheitbehörbe 
mit pflegfchaftsbehörblicher Genehmigung in einer geeigneten Familie oder 
in einer Erziehungs- ober Befjerungsanftalt unterzubringen feien. 

Das von der Familienerziehung Gefagte foll übrigens nur dartun, 
daß es unzwedmäßig ift, die Familienerziehung aus der Fürforge ſelbſt 
für die fittlich verwahrlofte Jugend völlig auszuſcheiden, wenngleich keines— 
weg3 verfannt wird, daß ber Unterbringung verwahrlofter Kinder in 
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Familien jehr enge Grenzen gezogen find. Das ift in der Natur der 
Sadje begründet. Noch unzweckmäßiger und geradezu widerſinnig wäre es, 
bei der Zürforge für die fittlich gefährdete Jugend nicht in erfter Linie 
an die Unterbringung in Familien zu benfen. So legt ber Jugendfürforge- 
verein in Tirol das Schwergewicht feiner Fürforge in bie Familienpflege. 

Nach dem gegenwärtigen Stande unjerer Gefeßgebung haben wir 
es bei Befämpfung ber tatfählihen Verwahrloſung nur mit der An- 
Haltung in gefchloffenen Anftalten, nicht aber mit der Erziehung in 
Familien zu tun. 


Die Beiferungsanftalt für jugendlide Korrigenden; die ver- 
ſchiedenen Befferungsanftalten. 


Im Anhange bringe ich ein Verzeichnis der verſchiedenen Anftalten, 
welche für die Beſſerung und Erziehung fittlih verwahrlofter Kinder in 
Betracht kommen (f. Anhang Nr. 42). Aus diefem Verzeichniſſe ergibt 
fih außer der Unterteilung in öffentliche und private Beſſerungs— 
anftalten eine Scheidung ber Anftalten in foldhe für mündige und 
unntündige, für Knaben und Mädchen. Unter den privaten Beſſe— 
zungsanftalten ſolche, bie einen konfeſſionellen Charakter an ſich 
tragen, neben paritätifch geleiteten Anjtalten. Es fann Hier nicht meine 
Aufgabe fein, eine erfhöpfende Darftellung der inneren Verhältniffe und 
tatſächlichen Zuftände in den öſterreichiſchen Vefferungsanftalten zu geben, 
welche in erjchöpfender Weile 3. Winkler auf Grund amtlihen Materials 
im IX. Bande der „Statiftiihen Monatsſchrift“, neue Folge, 1899, geliefert 
hat und auf deren Schlußziffern ich in dem Kapitel „Statiſtik“ zurüd- 
tommen werbe. Für uns handelt es fich hier zunächſt um Beſprechung 
der organifatorifchen Beſtimmungen bes Geſetzes. 

Die für ung wichtigſte Scheibung der öffentlichen Anftalten ift die 
in Korrigenbenabteilungen ber Bmangsarbeitsanftalten und in jelbftändige 
Befferungsanftalten. 

Bei diefen Anftalten foll dur die Anhaltung ber Beljerungs- 
zwed erreicht werben. Diefe Anftalten jind derart einzurichten, 
daß in denſelben für die moraliſche und religiöje Erziehung der 
Korrigenden, fowie für die Unterweifung in einer ihren Zähig- 
feiten entfprechenden und ihrem künftigen Fortlommen dienlichen 
Beſchäftigung vorgeforgt wird.” (8 13, 2, leg. cit, R. G. B. Nr. 90.) 

Prinzipiell follen die Zwangsarbeitsanſtalten und Befferungsanftaften 
räumlich getrennt fein. Es find für die Jugendlichen unter 18 Jahren 
befondere Befferungsanftalten zu errichten ($ 13). Doc können „in- 
folange die Errichtung von befonderen Befjerungsanftalten nicht be— 
bewirkt ift, Perfonen, welche das 18. Lebensjahr nicht überjchritten 
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haben, an befondere, für die Aufnahme jugendlicher Korrigenden 
ausſchließlich beftimmte Abteilungen ber Bmangsarbeitsanftalten ab» 
gegeben werben. Mit Genehmigung ber Staatöverwaltung können ſolche 
Korrigenden, injolange befondere Befferungsanftalten nicht beftehen, auch 
in Privatbefferungsanftalten für jugendliche Perſonen abgegeben werben“. 

In dieſen Beftimmungen fommt dad Prinzip einer räumlichen Scheidung 
zwiſchen Zmangsarbeitsanftalten und Beflerungsanftalten zum Ausdruck, 
ma3 gewiß als ein Fortſchritt der Geſetzgebung zu bezeichnen ift. Nur ift 
die Gefepgebung auf halbem Wege ftehen geblieben, infofern, als dieſe 
äuferlihe Scheidung nicht auch in zwei befonderen Gefegen Ausbrud 
gefunden Hat und die Regelung der Verhältniffe beider Anftalten durch 
ein und basjelbe Gefeg angeftrebt wurde. Die Konzeffion des Fort» 
beftande2 von Korrigendenabteilungen der Zwangsarbeitsanſtalten wäre 
beſſer vermieden worden. 

Der oberfte Mangel des Gefeges kommt in dieſer Nachbarſchaft ber 
erziehungäbebürftigen befferungsfähigen Jugend mit bem duch eine 
jahrelange Vernachläſſigung der Erziehung hochgradig verwahrloften und 
daraum vieljah bereit3 unverbefferlihen, arbeitäfcheuen, auf der Land» 
ftraße aufgelefenen Gelichter zum Ausdrude, in der Gemeinſchaft, in ber 
fich diefe beiden difparaten Elemente unter einem und bemfelben Ge— 
fege und in Wirklichkeit vielfach aud noch unter einem und demjelben 
Dache befinden. 

Der Geiſt des Geſetzes, welches die Zmangsarbeitsanftalten be- 
herrſcht, Teitet die Beſſerungsanſtalten. Das Geſetz geht nit don 
ber Beſſerungsfähigkeit, als vielmehr von ber hochgradigen Ver— 
mahrlofung und in beren Folge nahezu von der. Unverbefferlich- 
keit aus. Bezeichnend für dieſe Auffaffung ift mohl der Umſtand, 
daß dic Negierungsvorlage zu dem Geſetze vom 10. Mai 1873, 
„womit ftrafrechtliche Beſtimmungen über Arbeitsſcheue und Land- 
ftreicher” erlaffen werden, weder in den Motiven, noch aud) in dem iiber dieſe 
Regierungsvorlage erftatteten Ausfchußberichte der Befjerungsanftalten be— 
fondere Erwähnung taten. Und doch enthielt diefes Gefeg Betimmungen 
auch über diefe und erfolgte überhaupt damit zum erften Male die 
gefegliche Regelung der einfchlägigen Verhältniffe. Auch im Haufe lief ſich 
nur eine Stimme vernehmen, die fi mit den Beſſerungsanſtalten befaßte 
und aud) dieſe in einer der oberwähnten Auffaffung fongruenten Weife. 

Die Bwang3arbeitsanftalten find das legte Mittel, unverbefierliches, 
arbeitsſcheues Gefindel unſchädlich zu machen und ebenjo gelten bie Beſſe— 
rungsanftalten nach diefem grundfegenden Geſetze, an welches bie Geſetze 
von 1885 anfnüpfen, weniger als Anftalten zur Erziehung, ald vielmehr 
al3 Anftalten zur Anhaltung ber arg verwahrloften, bereits ftraffälfig 
gewordenen Jugend. 
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Es hieße ſich aber einer unvolfftändigen Berichterftattung ſchuldig 
machen, wollte man nicht den fteten Fortſchritt fonftatieren, von dem jebe 
neuerrichtete Landesbeſſerungsanſtalt Zeugnis ablegt. Ich erwähne hier 
nur Eggenburg in Nieberöfterreich, Brünn, Olbersdorf und Grulich u. a. m. 
Diefe mußten fich mwenigftend in der inneren und äußeren Einrichtung 
von ber traditionellen Auffaffung der Korrigendenabteilung frei zu machen. 

Die Studienreifen, welche vor JInangriffnahme dieſer neuen 
Schöpfungen unternommen wurden, haben den Blick erweitert und das 
Rüdftändige der heimatlichen Auffaſſung zu Gemüte geführt, wie ich dies 
3. ®. in dem „Berichte über NRettungsanftalten für verwahrlofte Kinder“, 
dem Hohen Landesausſchuſſe erftattet von den Landtagsabgeordneten Voltor 
C. W. Dietrih und Dr. Th. Haafe, Troppau 1885, ausgeführt finde. 

Die von alteräher überfommene Korrigendenabteilung der Zwangs- 
arbeitäanftalten tritt immer mehr in den Hintergrund und macht eigenen 
„Landesbeſſerungsanſtalten“, die „Korrigenden” ben „Zöglingen“ Platz 
und das pädagogifche Moment macht fi) in der Leitung der Zöglinge, an 
welche erzieherifche Anforderungen geftellt werden, geltend. An Stelle 
von „verläßlihen Zwänglingen“ als „Stubenväter” zur Aufficht über 
die Korrigenden tritt ein vom pädagogiſchen Standpunkte alferdings noch 
immer nicht einwandfreies Aufficht3perfonal von zumeift ausgebienten 
Militäranmwärtern. An Stelle geifttötender Beſchäftigungen, wie Düten- 
Heben, tritı neben dem geiftigen Unterricht und fombiniert mit biefem ber 
erziehliche Arbeitäunterricht. 

Was alfo die fortgeſchrittenen Lanbeövertretungen und Landesaus- 
ſchüſſe tun konnten, um bei unverändertem ortbeftande der rechtlichen 
Grundlagen ben alten Geift aus ben Befjerungsanftaften zu bannen, das 
haben diefelben aud; getan. Was fie aber nicht befeitigen können, weil 
es im Gefege jelbft begründet ift, das ijt da3 ganz und gar zweckwidrige 
Vorgehen, mit der Aufnahme in die Beſſerungsanſtalten jo lange zuzu- 
warten, bis das Kind mit dem Strafgefege in Konflikt geraten ift, ftatt 
„ben Brunnen zuzudeden, bevor das Kind hineingefallen ift“. 

Das hat den Makel zur Folge, welcher aus dieſem Grunde noch heute 
den Befjerungsantalten in der öffentlichen Meinung anhaftet und das weitere 
Forttommen der entlajfenen Zöglinge erjchwert. Dieſen Hinderniffen zu 
begegnen, änderten die Bejjerungsanftalten von Brünn und Olbersdorf ihre 
Bezeichnung in Erziehungsanftalten und erfolgt die Entlaffung aus ber 
Anſtalt Eggenburg nicht auf Grund eines Zeugniffes der Anſtaltsſchule, 
fondern der öffentlichen Vollsſchule in Eggenburg. 

Die Erziehung in ber Beſſerungsanſtalt leidet unter der Torrel- 
tionelfen Nachhaft, unter der Verſchließungsſtraſe und unter der ficher- 
heitspofizeilihen Anhaltung, welchen Zweden bie Beflerungsanftalt zu 
gleicher Zeit neben den vormundfhaftlihen Maßnahmen ber Erziehungs 
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fürforge dient. Eine ſolche Verquidung ber verfchiedenen Zwecke in einer 
und derſelben Anftalt beeinflußt die öffentliche Meinung zu Ungunften der 
Befferungsanftalten. 

Auch fortgefchrittene Länder auf dem Gebiete ber Fürforgeerziehung 
tonnten ſich nicht ganz von dem Gedanken frei machen, daß wenigſtens 
bei den mündigen Korrigenden der Erziehungsgedante nicht rein zum 
Ausdrud fommen dürfe, fondern einen ftrafähnfichen Beigefhmad haben 
müffe. Als Beweis laffe id im Anhange die Speifeordnung einer Korri— 
gendenabteilung für Miündige folgen, bei ‚welcher von dem Grundſatze 
der Schweizer Erziehungsanftalten: „Gute Ernährung ift halbe Erziehung“ 
nicht ausgegangen wurde (f. Anhang Nr. 43). 

Den Anforderungen der Erziehung entjpricht der Maffenbetrieb von 
Beflerungsanftalten wenig und beeinträchtigt das Beſtreben fortgefchrittener 
Landesverwaltungen, die Befjerungsanitalten, joweit bie8 möglich ift, zu 
Erziehungsanftalten zu geftalten. In dieſer Richtung unterſcheiden fich 
die kleineren Anftalten, welche familienähnlihe Einrichtungen (Familien- 
ſyſtem) nachzubilden fuchen, wohltätig von den großen Anftalten. 

Je größer die Menge, deſto ſchwieriger geftaltet fi die Erziehung, 
melde nad) Jndividualifierung verlangt; je größer die Anftalt, deſto 
mehr herrſcht ftatt der perſönlichen Einwirkung bes Erziehers die 
Inftruftion und die Schablone. Der aus finanziellen Erwägungen 
eingeführte Maffenbetrieb fördert — menngleich nicht beabjichtigt — die 
Ahnlichkeit der Vefferungsanftalt mit Gefängniffen. Dazu kommt bie Be— 
ftellung von ausgedienten Unteroffizieren, alfo von fachlich nicht ge— 
ſchulten Aufjehern, welche die Zöglinge in ihrer fchulfreien Zeit zu be> 
aufſichtigen und erziehlih zu leiten haben und melde bie nötige Er- 
fahrung in der Erziehung ſich erft auf Koften der zu beauffichtigenden 
und zu leitenden Sinder angeignen müſſen. 

In manchen Anftalten fehlt e3 an der pädagogiſch geihulten Kraft 
zur oberften Leitung ber Erziehung Das gilt nicht bloß von ben 
Korrigendenabteilungen, wo dem Direltor der Bmangsarbeitsanftalt, 
fondern aud von Beſſerungsanſtalten, wo einem Xerwaltungsbeamten 
das Erziehungsgefchäft übertragen ift. 

Ein Verband vereinigt die Beamten der Zwangsarbeits- und ber 
Beſſerungsanſtalten in Ofterreich, ftatt daß die Organe der Belferungsan- 
ſtalten einen engeren Anſchluß fuchen, um die mit diefen Anftalten zu 
verfolgenden Ziele um fo ausfchließlicher und wirkungsvoller zu vertreten. 

Der legte in Wien abgehaltene „Bmwänglingsfürforgetag” hat biefen 
Schler in ber urfprünglichen Organifation gut zu machen gefucht, indem 
er beſchloß, daß in dem Verbande die auf die Jugendfürforge abzielenden 
Beftrebungen mehr zum Ausdrud kommen jolfen. 
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Die Beſſerungsanſtalten und die Selbſtverwaltung der 
Länder. 

Nachdem der Staat die Errichtung von Beſſerungsanſtalten den 
Ländern übertragen und ſich ſeinerſeits nur zu einer Beitragsleiſtung ver⸗ 
pflichtet hat, der Staat die Erhaltung und Verwaltung dieſer Anſtalten zu 
einer Pflicht der Landesverwaltung gemacht hat, iſt es nur folgerichtig, daß 
auch die Organiſation dieſer Anſtalten der Landesgeſetzgebung und Landes» 
verwaltung überwieſen wurde. Die Durchführung der Zwangserziehung 
in Oſterreich wird damit zu einem Teile der Selbſtverwaltung, welche 
ber Aufſichtsgewalt des Staates unterliegt. 

Während diefe durch die politifhe Landezftelle geübt wird, fteht 
dem Landesausſchuſſe die Leitung des unmittelbaren Vollzuges ber 
Zwangserziehung in den Landeöbefjerungsanftalten zu. Der Lanbes- 
ausfchuft als Verwalter ernennt die Vorfteher und die jonftigen Beamten 
diefer Anftalten und beauffihtigt deren Wirkſamkeit. Dies namentlich, 
dadurch, daß er in die Hauskommiſſion einen Delegierten entfendet und 
die Anftaltöleitung verpflichtet ift, ihn durch wöchentliche Berichte und 
Anzeigen aufßergewöhnlicher Vorfälle in fteter Kenntnis des Yortganges 
der Anftalten zu erhalten. 

Die unmittelbare Leitung der Anftalt obliegt dem Direktor (bezw. 
der Haußoberin). Diefer führt innerhalb der Anftalt nach Maßgabe des 
Statuts, der Hausordnung und der PDienftinftruftion die oberfte Leitung 
der Erziehung, des Dienſtes und der Verwaltungsgeſchäfte. 

Die Statuten ber Bellerungsanftalten für Unmündige ſuchen ben 
Unftaltsleiter noch näher der Stellung eine Baterd zu rüden, 
was insbefondere den fleineren Anftalten unb ihrer Organiſation 
ein familienähnliches Gepräge gibt. So führt z. B. der Leiter der Er- 
siehungsanftalt in Dlbersdorf ben Namen „Hausvater”. Ihm zur Seite 
fteht feine Frau mit dem Titel „HYausmutter”, und zwar als Funktionärin 
der Anftalt und nicht bloß ala Gattin ihres Mannes. 

Dem Direftor wird zur Unterftügung in der Beforgung der Ge— 
ſchäfte eine Anzahl von Beamten und Auffehern beigegeben. 

Die Verjehung der Geelforge ftellt der Landesausfhuß für die 
fatHolifhen Anftaltsforrigenden durch einen fatholifchen Geiftlichen ficher. 

Verden auch Korrigenden anderer Glaubensgemeinſchaften und Kon» 
feffionen in die Anftalt aufgenommen, fo trifft der Landesausſchuß im 
Einvernehmen mit den Vorftänden der betreffenden Konfeffion eine ent⸗ 
ſprechende Verfügung. 

Behufs ärztlicher Unterfuhung der in die Anftalt eingelieferten Korri- 
genden und Hiffeleiftung an Erkrankte, ſowie behufs Überwadhung ber 
Sanitätsverhältniffe der Anftalt überhaupt wird vom Landesausſchuſſe ein 
Arzt befteltt. 
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Un eine fortgefegte Aufficht und Einflußnahme auf das Gedeihen 
und die Leitung der Anftalt üben zu können, dienen die Yausfommiffionen, 
während bie in vielen Anftalten zu einer ftändigen Einrihtung gewordenen 
Haustonferenzen eine Ausfprache der Anftalt3beamten untereinander und 
dadurch ein einheitliches Vorgehen in der Behandlung der Korrigenden 
und in ber Übung anderer Gefchäfte ermöglichen. 

Die Hauslommiffionen und Hauskonferenzen find fomit Einrichtungen 
der Landesbefjerungsanftalten. Won diefen trägt bie Iegtere, eine Be— 
ſprechung der Anftalt3beamten, der Lehrer, des Seeljorgers und des Arztes 
unter Vorſitz des Direktors, einen mehr internen Charakter, während ber 
erfteren eine viel weitergehende Gewalt eingeräumt ift und biefe auch als 
Beſchwerdeinſtanz fungiert. 

Die Haustommiffion erfcheint als das mittelbare UÜberwachungsorgan, 
in das ber Landesausfhuß, bie Statthafterei und bie Leitung ber Anftalten 
Vertreter entjenden. Dieſelbe hat den Zweck, über alle Verhältniffe der 
Anftalt und alle Angelegenheiten ber Korrigenden, foweit fie fi auf 
die Anhaltung in der Anftalt beziehen, Beratungen zu pflegen, die Be— 
ſchwerden und Bitten der Korrigenden entgegenzunehmen, der Landes» 
tommiffion wegen Entlaffung Anträge zu ftellen und dem Landesausſchuſſe 
Vorſchläge zu erftatten. Die Hauskommiſſion tritt in der Anftalt einmal 
in zwei Monaten zufammen, 

Die BVeifpiele, welche ich im Anhange Nr. 44 folgen faffe, zeigen, 
wie wenig eindringlich diefe Überwachung der Anftalten durch die Haus» 
tommiffion ſich im der Praxis geftaltet und welche Zuſtände fi ſozuſagen 
unter ben Augen ber Hausfommiffion einniften, ja breit machen konnten. 


Der Urbeitsunterrit, die berufliche Vorbildung und das 
weitere Fortkommen ber Korrigenden. 


Ich übergehe hier die weiteren Einzelheiten in der Behandlung der 
mündigen und unmündigen Korrigenden, wie fie durch die Statuten und 
Hausorbnungen hinfichtlic der Tagesordnung, des Unterrichtes und Gottes» 
dienſtes, was hinfichtfich der Erholung, Bekleidung, Ernährung und Rein» 
lichleit vorgefchrieben find und verweife diesfalls auf Winkler in der „Sta- 
tiſtiſchen Monatsſchrift“ und auf Fingers Artikel „Zwangsarbeits- und 
Beflerungsanftalten” im „Oſterreichiſchen Staatswörterbuch“ von Dr. E. 
Miſchler und Dr. I. Ulbrich, auf welche Quellen bereit3 an anderer 
Stelle Bezug genommen wurde. 

Zu den wichtigen Aufgaben der Befjerungsanftalten gehört Arbeits- 
gemwöhnung, der Arbeitsunterricht, die berufliche Vorbildung, die Sorge 
für das künftige Fortlommen des Korrigenden. Das Geſetz beftimmt, 
daß dieſe Anftalten derart einzurichten find, daß in denſelben jür die 
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moraliſche und refigiöfe Erziehung der Korrigenden, ſowie für die Unter» 
weiſung in einer ihren Fähigkeiten entiprechenden und ihrem fünftigen 
Sortfommen bienlichen Beichäftigung vorgeforgt wird (8 13, Abf. 2). 

Die Sorge für das weitere Fortlommen der Korrigenden nad} ihrer 
Entfaffung aus der Befferungsanftalt beginnt alfo bereit3 mit ber beruf» 
lichen Vorbildung, mit einem entfprechenden Arbeit3unterrichte in ber 
Anftalt. Mit Rüdfiht auf diefe Aufgabe der Befferungsanftalten bildet 
denn aud) Die mangelnde körperliche Eignung jelbft zu leichteren Arbeiten 
einen geſetzlichen Ausfchließungsgrund der Aufnahme in eine Beſſerungs- 
anftalt. Die Wahl der Beichäftigungen in den Anſtalten bleibt häufig 
meit hinter dem damit angeftrebten Zwede zurüd. ch erinnere z. B. 
nur an das „Dütenkleben“, dem man nicht felten in den älteren Anftalten 
begegnete. Eine fehr zweckentſprechende Verwendung findet ber für die 
verwahrloften Kinder vorbehaltene Teil der Gebarungsüberfhüfie der 
gemeinfamen Waifenfaffen in der Erziehungsanftalt in Brünn, woſelbſt 
der Ausgeftaltung des Arbeitsunterrichtes hervorragende Aufmerffam- 
feit zugemenbet wirb. 

Die Haus- und die mit der Anftalt verbundene Landwirtſchaft bietet 
außer der Dedung des Anftalt3bebarfes an Bekleidung und Beſchuhung 
reichliche Gelegenheit. zur Befchäftigung, zur gewerblichen haus- und 
fandwirtfchaftlihen Unterweifung der Korrigenden. Das Alter ber 
Korrigenden begründet naturgemäß einen Unterfchieb in der Beihäftigung 
der Korrigenden. Auch das Vorleben der Korrigenden ift von Einfluß; jo 
traf ich in einer Anftalt Nieberöfterreichd die fehr zwedmäßige Einrid- 
tung, daß Brandleger vorwiegend bei der Bauarbeit beſchäftigt werden. 
Bei ber für die Berufswahl maßgebenden Wahl der Beihäjtigung wird 
außer auf geiftige und phyfifche Befähigung, Familienverhältniffe, Be- 
rufsarbeit des Vaters, auf die Möglichkeit zukünftiger leichterer Ber- 
forgung, aud mit tunlichfter Berüdfichtigung der Wünfche des Korri- 
genden vorgegangen. Dies fegt natürlich eine reichere Gliederung der 
Anftaltsarbeiten voraus und ift ausgefchloffen, mo, wie in den Korrigenden- 
abteilungen der Zwangsarbeitsanſtalten, nur geringe Auswahl if. Die 
Sorge für das weitere Fortlommen wird ganz außer acht gelafjen, wo 
Korrigenben in geifttötender Weife Zündholzſchachteln, Papierfäde u. a. m. 
fabrizieren. 

Wo dic Gewerbeordnung einen Betrieb als handwerksmäßigen erklärt, 
iſt durch einzelne Statuten ſowohl ber fabrifsweife Betrieb folder 
Arbeiten, ebenſowohl auf eigene Rechnung ber Anftalt, als auch das 
Berdingen ber Korrigenden zum fabrifsmeifen Betriebe ſolcher Arbeiten 
auf fremde Rechnung verboten. 

Unt bei ber genoffenfchaftlichen Organifation der Gewerbe in Öfter- 
eich, die Korrigenden nicht außerhalb der betreffenden Genoffenfchaft 
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zu ftellen, werden in Anſtalten mit handwerksmäßigen Betrieben die 
Korrigender als Lehrlinge aufgedungen und freigefprochen. 

Ein Anfprucd auf Entgelt für die Arbeit des Korrigenden befteht 
nicht, doch werben auch Arbeitprämien gewährt, aus welchen während 
des Anftaltsaufenthaltes „Nebengenüffe” angefchafft, allfällige Schaden- 
erfäge für befchädigtes Arbeitszeug geleiftet werben können, Freiſprechungs— 
gebühren bezaglt werden. Der Reſt wird dem Korrigenden bei feiner 
Entlaffung verabfolgt. 

Während die Miünbdigen mährend des Tages auch außerhalb ber 
Anftalten befchäftigt werden können, ift dies bei den Unmünbigen aus— 
gefchloffen. 

In einzelnen Anftalten wird durch einen gewerblichen Fortbildungs- 
unterricht die weitere Ausbildung in bem Gewerbe geförbert. 

Das Geſetz ermächtigt zur Anhaltung eines Korrigenden bis zur Er- 
reichung des Beſſerungszweckes, doch fehen einige Beſſerungsanſtalten eine 
bedingt: Entlaffung, eine Art Beurlaubung vor, bie über Antrag des 
Direktors duch Beſchluß der Hauskommiſſion mit Vorbehalt des Wiber- 
rufes Pla greift. Es foll der Benrlaubte verſuchsweiſe eine Zeitlang 
im Leben ftehen, der große Gegenfag unbedingter Bevormundung in der 
Anftalt und allzu unvermittelter voller Freiheit nach ber Entlaffung 
ſoll dadurch überbrüdt, der Übergang in das felbftändige Erwerbsleben 
dadurch vermittelt werben. 

Im Falle der bedingten und endgültigen Entlafjung foll eine in 
fittliher und fozialer Beziehung einwandfreie Unterbringung bei einem 
Gewerbsmann oder Landwirt außgemittelt werden und fih an bie An- 
Haltung in ber Beſſerungsanſtalt anreihen. Womöglich follen Vertrauens— 
perfonen an bem Orte feines Aufenthaltes fi um den Entlafjenen an- 
nehmen. “ 


Die Anftaltsgewalt in den dffentlihen und privaten Beife- 
rungsanftalten; das Beſchwerderecht der Korrigenden und bie 
Beihmwerbdeinftanz der Haustommiffionen in den öffentliden 
Beilerungsanftalten; die Staatsaufſicht über die privaten 
Erziehungs- und Befferungsanftalten. 


Die Korrigenden im Alter von 14—18 Jahren pflegen im allge 
meinen einer ftrengeren Behandlung unterworfen zu werben, ala bie 
Unmünbigen in ben Bejferungsanitalten, wenngleich auch hier Ausnahmen 
im ſchlechten Sinne zu fonftatieren find. So erinnere ih mich, in ber 
Korrigendenabteilung zu Meſſendorf Kinder von 10 Jahren angefangen mit 
fechzehnjährigen Burfcen in einem Raum, unter einem Aufſeher ver- 
einigt gefunden zu Haben. Dort, wo befondere Anftalten für unmünbige und 
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mündige Korrigenden beſtehen, pflegen die Angehaltenen durch Beſchluß 
ber Hauslonferenz in Gruppen, und zwar nad. dem Grade ber Verwahr⸗ 
loſung und Alter außerhalb des Schulunterrichts bei der Arbeit und im 
Schlafſaale eingeteilt zu werden. Außerdem bilden fie ibeelfe Gruppen, 
fogenannte Disziplinarklaffen, in welche alle Korrigenden gleichen Xer- 
haltens, ohne Rüdficht auf Alter, Vorleben, Befhäftigung und Bildungs- 
grad eingereiht werben. Zur Beleuchtung biefer Einteilung möge auf 
die Einrichtung in der Befferungsanftalt in Korneuburg hingewieſen werden. 
Hier nähert fi die Behandlung der mündigen Korrigenden jener ber 
Hmwänglinge in den Zmangsarbeitsanftalten; fo befteht für Die nieberöfter- 
reichiſche Landeszwangsarbeits⸗ und -Befferungsanftalt in Korneuburg ein 
einheitliche Statut und auch die Hausordnungen beider Anftalten weiſen 
nur geringe Unterſchiede auf. 

Der wefentliche Unterfhied ber öffentlihen Befferungsanftalten von 
den privaten Erziehungsanftalten liegt in der Anftaltögewalt, welche beiden 
Anftalten eingeräumt ift. 

Die Leitung ber öffentlichen Befferungsanftalt hat zwar feine foweit 
gehende Wertretungsbefugnis wie die Findelhausdireftion, welcher ex 
lege eine Vormundſchaft über die Findelfinder zukommt — doch bewirkt 
die Abgabe in eine Belferungsanftalt, felbft in ben Fällen, ala ber 
gefeglihe Vertreter de3 Kindes freiwillig darum anſucht — eine meit- 
gehende Einfhränfung der väterlichen Gewalt. Die Anhaltung einer 
jugendlichen Perfon in der Beſſerungsanſtalt hat den Übergang der Er- 
siehungsgewalt auf den Vorftand der Belferungsanftalt zur Folge und 
dauert fo lange, ala der Ziwed der Anhaltung e3 erfordert. Wenn die 
Beflerung bes Angehaltenen vor dem 20. Lebensjahre nicht erreicht if, 
kann Die Anhaltung bis dahin dauern. Damit hat auch der Anftaltd- 
vorftand das Recht, alle ftörenden Einflüffe auf die Aigehaftenen ab- 
zuwehren. Unter diefem Gefichtspunfte find aud die Beſtimmungen ber 
Statuten ber einzelnen Befferungsanftalten zu beurteilen, welche den Ber- 
kehr des Korrigenden mit ber Außenwelt einſchränken, z. B. Elternbefuche, 
die Kontrolle bes Briefſchreibens uſw. 

Eine Konjequenz de3 Anhaltungszwanges ift auch die Rüditellung eines 
flüchtigen Korrigenden in die Anftalt, wobei bie Organe der öffentlichen 
Sicherheit Hilfreiche Hand bieten. 

Diefe weitgehende Anftalt3gewalt der öffentlichen Befjerungsanftalten 
beruht auf dem Gefee vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, betreffend 
die Bmangsarbeit3- und Befferungsanftalten und ben barauf gegründeten 
Unftaltorbnungen, während die Anftaltögewalt der privaten Erziehungs 
anftalten einer ſolchen gefeplihen Grundlage entbehrt. Diefem Mangel 
wird durch einen vom gejeplichen Vertreter ausgeſtellten Reverſe, womit 
er feine Erziehungsgewalt auf den Leiter der Privaterziejungsanftalt 
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überträgt, abgeholfen. Dieſe Übung beftand vor Einführung der Bivangs- 
und Fürforgeerziehungsgefege aud in andern Ländern, fie hat ſich jedoch 
gegenüber der Geltendmadung des elterlichen Rechtes, das Kind zurüd- 
äufordern, nicht als genügender Schu des Erziehungswerkes erwieſen. 
Wenngleich das Erkenntnis bed Oberften Gerichtshofes vom 31. Jänner 
1896, 3. 14.005, in einem befonderen Falle in der eigenmädhtigen Burüd- 
nahme eines auf Grund eines folhen Reverſes untergebrachten Zöglings 
ben Tatbeitand der Entführung nah $ 96 St. ©. ®. anerkannt hat, jo 
ift doch auf der andern Seite feine Gewähr für ben rechtlichen Beſtand 
folder erträge, in denen fich der Water feiner im Geſetze begründeten 
Unterhalt3- und Erziehungspflicht entäußert, für den Fall gegeben, wo 
dieſer Vater fi feiner väterlichen Pflichten erinnerte, nicht eigenmächtig, 
fondern auf die Unveräußerlichfeit der väterlichen Gewalt hinweiſend, dieſe 
und mit ihr das Kind zurüdverlangt. 

Die im Anhange sub Nr. 37 mitgeteilte Note des f. k. Oberlandes- 
gerihtäpräfidiums in Wien an ben nieberöfterreihifchen Landesausihuß 
lommt am Schluffe ihrer Ausführungen hinfichtlih der Kinder ber in 
Armenverforgung ftehenden Eltern zu dem gleichen Ergebniffe und beruft 
ſich hiebei auf die in diefer Beziehung befonder8 bemerfenswerte Geſetz- 
gebung Frankreichs. 

Wie ein roter Faden zieht ſich durch die Kinderſchutzbewegung ber 
andern Staaten das Beſtreben, die Privaterziehungsanftalten gegen ber- 
artige unzeitgemäße NRüdforderungen der Kinder behufs gewinnfüchtiger 
Ausbeutung ihrer Arbeitskraft durch die Eltern zu ſchützen, damit nicht 
bie Früchte der Erziehung dem Eigennuß der Eltern geopfert werben, 
bie Initiative der Privatwohltätigfeit in dieſer Beziehung Iahmgelegt wird. 

Der Erlaß des f. k. Juſtizminiſteriums vom 10. April 1902, 3. 7493, 
an das Oberlandesgerihtöpräfidium in Wien (I. M. Vdg. ®. 1902) Hat 
die Rechtsanſchauung zum Ausdrude gebracht, da in jenen Fällen, in 
denen e2 nicht zur Wberfennung der elterlichen Gewalt kommt, ſich auf 
eine weniger weitgehende Maßnahme beſchränkt, und dem Vater auf 
Grund des $ 178 a. b. ©. 8. die Obforge über die Perſon des Kindes 
entzogen, dem Pater das Kind abgenonmen und in einer andern Familie, 
in einer Anftalt ober in einem Kinderheim untergebraht werben kann. 
Solchenfalls — fagt der Erlaß — ſteht dem Vater nicht mehr das Recht 
au, ohne gerichtliche Zuftimmung den Aufenthalt des Kindes zu be— 
fimmen und das Kind der Anftalt oder bem Vereine abzuforbern. 

AÄhnliche Verfügungen können gegen die unehelihe Mutter nad) 
8 169 a. b. ©. B. und gegen die eheliche Mutter nad) 8218 a. 5. ©. 8. 
getroffen werben. 

Wenn e3 fi) ala notwendig heraugftellt, das Kind den Eltern ab- 
zunehmen und anderweitig unterzubringen, foll dem erwähnten Erlaſſe 
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zufolge nie unterlaſſen werden, dies durch einen formalen Beſchluß im 
Sinne des 8 178 a. b. G. B. zu verfügen. 

Einen weſentlichen Beſtandteil des durch die Abgabe in die öffentliche 
Beſſerungsanſtalt bewirkten Gewaltsverhältniſſes bildet bie Disziplinar- 
gewalt und die darin begründete Strafbefugnis des Anſtaltsvorſtandes. 

Hinſichtlich der Disziplinargewalt verweiſt das Geſetz ($ 11) auf 
die beſtehenden Vorſchriften. 

Danach gelten für die Disziplinarbehandlung der Korrigenden, welche 
im 8 15, leg. cit., in dieſer Beziehung mit den Zwänglingen gleid- 
geftellt werden, die Beftimmungen der Minifterialverorbnung vom 4. Juli 
1860, R. G. 8. Nr. 173, und die Beſtimmungen des Geſetzes vom 
15. November 1867, R. &. 8. Nr. 131. Auf diefe Verordnungen be» 
zuft ſich aud das Statut von Korneuburg als Grundlage der vom 
Direktor zu übenden Disziplinarftrafgewalt. Die erfterwähnte Verordnung 
regelt die Handhabung der Disziplinargemwalt ſowohl über Häftlinge, als 
über die in Zmangsarbeit3- und Vefjerungsanftalten verwahrten Berjonen. 

Es unterliegen danach die in den Biwangsarbeits- und Beſſerungs⸗ 
anftalten verübten Vergehen und Übertretungen ber Pisziplinargemalt 
der Anftaltsverwaltung. 

Dax Gefeg vom 15. November 1867, R. G. B. Nr. 131, hat bie 
törperliche Züchtigung als Haupt- wie auch ala Verſchärfungsſtrafe ab- 
geihafft. Demzufolge ift die körperliche Züchtigung in den Beflerungs- 
anftalten auszufchließen, wenn die Unhaltung als Verſchließungsſtrafe 
ober als korrektionelle Nahhaft aufzufaffen ift. 

Nachdem das Geſetz ausdrüdlich beftimmt, daß die Zmänglinge und 
Korrigenden gleich zu behandeln find, kann füglih die Frage aufge 
worfen werden, ob bie Strafe der körperlichen Züchtigung nad) dem 
heutigen Stande ber Gefeggebung nicht überhaupt aus ben Befjerungs- 
anftalten ganz, alfo auch in jenen Fällen auszuſchließen ift, in denen die An- 
haltung als Ahndung und Vorfehrung im Sinne be $ 273 St. G. B., 
auf eine Verfügung der Sicherheitäbehörde oder als Erziehungsmaßnahme 
auf den Untrag des geſetzlichen Vertreter oder auf eine Verfügung 
der Pflegſchaftsbehörde zurüdzuführen ift. 

Vie Disziplinarftrafen finden in den Anftaltsftatuten ihre Regelung. 

ebenfalls zeigt aud die Stufenleiter der Disziplinarftrafen, die im 
Kurzfchließen, d. i. da8 Zufanmenbinden der einen Hand und des ent- 
gegengejeßten Fußes, und in der förperlichen Züchtigung gipfeln und 
unter denen bei mündigen Sorrigenden auch einfame Abfperrung in 
dunkler Zeile bis zu drei Tagen, Anlegung der Zwangsjacke bei großer 
Widerfpenftigfeit durch eine halbe Stunde Anwendung findet, wie in 
einzelnen biefer Anftalten die erziehlihe Cinwirfung gehandhabt 
werben Tann. " 
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Die Korrigenden follen aber nicht rechtlos ber Gewalt bes Auf- 
feher8 und des Anſtaltsvorſtandes überantwortet werben, ſondern können 
in dem vom Direktor abzuhaltenden Rapporte Beſchwerden, ſowie über 
vorherige Meldung auch bei ben abzuhaltenden Hausfommifjionen vor- 
bringen. Wenn nun diefe Einrichtung einen Schug gegen den Mißbrauch 
der Anſtaltsgewalt in den öffentlichen Befferungsanftalten bewerfftelligen 
ſoll, ift eigentlich für einen ſolchen Schuß in ben privaten Beſſerungs-⸗ 
anftalteı nicht vorgejehen. 

So hingebung3voll und dankenswert dad Wirken ber Leiter und 
Erzieher, der Lehrer und Auffeher in den privaten Befjerungsanftalten 
auch ift, fo liegt doch in der Auffichtslofigkeit dieſer Anftalten eine Gefahr 
für deren erfolgreiches Wirken. In diefem Mangel einer wirkſamen Auf» 
ſicht und Beſchwerdeinſtanz Tiegt auch gegenüber ben öffentlichen Befferungs- 
anftalten eine Anomalie für alle jene Korrigenden, welche mit Geneh— 
migung ber Staatöverwaltung in Privatbefferungsanftalten abgegeben 
werben. Diejer Umjtand mag wohl auch ben niederöfterreichifhen Landes⸗ 
ausſchuß beftimmt Haben, unter ben in feiner mehrerwähnten Note vom 
14. September 1895 enthaltenen Reformvorſchlägen die Forderung auf- 
zunehmen, daß bie in ben einzelnen Ländern beftehenden Privatbefferungs- 
anftalten unter Auffiht und unter Kontrolfe ber in bem betreffenden 
Lande ftehenden Landestommiffion ftehen follen. 

Die Bedingungen, unter welchen Privaterziehungsanftalten, in welchen 
ſchulpflichtige Kinder aufgenommen werben und bajelbft außer Unter- 
richt auch Wohnung und Verpflegung finden, zuzulaffen find, find im 
8 76 bed Reichsvolksſchulgeſetzes geregelt. Unter die Bedingungen gehört 
aud, daß das jittliche Verhalten ber Vorfteher und Lehrer unbeanftändet 
fein muß, daß die Einrichtungen derart find, daß für die Gefundheit der 
Kinder Teine Nachteile zu befürchten find uf. 

Zur Errichtung folher Anftalten bedarf es der Genehmigung der 
Landesſchulbehörde, welche Privatanftalten, an welchen die Geſetze nicht 
beobachtet und moralifhe Gebrechen offenbar werden, zu ſchließen hat. 

Wenngleich nad) & 71 des Reichsvollsſchulgeſetzes diefe Privatanftalten 
der ftaatlihen Aufficht unterliegen und die Vorfteher diefer Anftalten für 
beren orbnungsmäßigen Buftand den Behörden verantwortlich find, wie— 
wohl auf Grund bes Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. B. Nr. 48, 
die oberfte Leitung und Aufficht über das gefamte Unterriht3- und Er- 
ziehungsmwefen dem Staate zufteht und zur Leitung und Aufſicht nicht 
nur über die Volksſchulen, fondern auch über dad Erziehungsweſen in 
jedem Lande ein Landesſchulrat als oberſte Landesſchulbehörde beftelit 
ift, Hat fi in einem von mir felbft erfebten Falle diefe Aufficht über 
ben erziehligen Teil der Privatbejferungsanftalten als völlig illuſoriſch 
erwieſen. 

meicher, Farſorge für bie verwahrloſte Jugend. IL. 16 
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Es handelte fi um eine Privatbefjerungsanftalt — Name und 
Ort haben mit der Sache. nichts zu tun. In dieſer Anftalt hatten ſich 
allmählich Übelftände eingerourzelt, welche ſich bei wachſamer Kontrolle 
beizeiten hätten befeitigen laſſen. So war aber der Anſtaltsleiter, fo 
verbienftvoll fein urfprüngliches Wirken war, allmählich fo fehr ein Opfer 
feiner Kontrollofigteit geworben, baß ihm auch bad Verſtändnis für päba- 
gogiſche Ungeheuerfichteiten abhanden gefommen war. Der die Anftalt 
vertretende Verein mußte auf eine Änderung in ber Leitung ber Anftalt 
und des daſelbſt herrſchenden Syſtems bedacht fein. Die goldene Brüde, 
welche man dem vieljährigen Anſtaltsleiter baute, hatte dieſer anfänglich 
betreten, fpäter zurüdgeriefen. Der Syſtemwechſel in der Anftalt mußte 
fi daher gegen den Willen des bisherigen Leiter3 vollziehen. Diejer 
war nicht nur Direktor der Erziehungsanftalt, fondern auch Oberlehrer an 
der Anſtaltsſchule. Die periodifchen Inſpektionen fielen zur Bufrieden- 
heit des Bezirksſchulinſpeltors aus, jo daß von Seite ber Schulaufficht 
vom Standpunkte de3 Unterrichtes fein Anlaß gefunden murbe, ein- 
zugreifen. Die Übelftände auf erziehlichem Gebiete beftanden in folgenden 
Tatſachen: Unreinlichteit der Kinder, welche verlauft angetroffen worden 
waren; Verkürzung ber Böglinge in ber Ernährung, worüber der Aus— 
ſchuß dem Anſtaltsleiter feine Mißbilfigung ausgefprocen hatte; über- 
mäßige förperliche Büchtigung, darunter auch die Behandlung ber Bett- 
näffer mit Rute und Stock. 

Das alles wurde aber noch durch den Umftand überboten, daß der 
Anftaltöfeiter Kenntnis hatte, daß ein Lehrer fich einem Rinde gegemüber 
fittlich vergangen hatte, den Lehrer aber ruhig auf feinem Plage belaffen, 
ja jogar benfelben noch mit ber GStellvertretung in ber Anftalt3leitung 
betraut hatte. 


Aus ben vorausgeſchickten gefeglichen Beſtimmungen geht hervor, daß 
bie ftaatlihe Schulverwaltung wohl über die Machtfülle verfügt hätte, 
dem herrſchenden Syftem in der Erziehungsanftalt ein vafches Ende zu 
bereiten. Sie ließ jedoch eine energifche Geltendmahung des ftaatlichen 
Aufſichtsrechtes vermiffen, fo daß ſchließlich fein anderes Forum zur 
Entſcheidung übrig blieb, als bie öffentliche Vereinsverfammlung. 

Die Vereinsverfammlung verurteilte das durch den Vereinspräfidenten 
aufgebedte Syſtem in ber Erziehungsanftalt des Vereines. Welcher 
Dornenweg war aber bis zu dieſem Urteil der öffentlichen Meinung 
zurückzulegen! 

Um den Mangel des Eingreifens ber ſtaatlichen Aufſichtsgewalt 
wirlſam zu erſetzen, blieb dem Vereine — wollte er dieſen Zuſtänden im 
der Anſtalt nicht ruhig zuſehen, dieſelben dulden und aus einer Schug- 
anſtalt für verwahrloſte Kinder eine Anſtalt zur Förderung der Verwahr⸗ 
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Iofung maden, nichts anderes übrig, als bie ganze Sade in öffentlicher 
»Berfammlung zur Sprache zu bringen und bad Urteil ber öffentlichen 
Meinung anzurufen. 

Wenn ſchon die Regierung es in dieſem Falle an der rechtzeitigen 
Verwirklichung der ſtaatlichen Aufſicht über das Erziehungsweſen fehlen 
ließ, der Verein, welchem die Anſtalt angehört, war dadurch, daß er das, 
was der ſtaatlichen Aufſichtsgewalt zukam, nun ſelbſt übernehmen mußte, 
in die denfbar ſchwierigſte Stellung gekommen. Doch durſte das Mit- 
gefühl mit dem Leiter der Anſtalt, die Würdigung und Unerfennung 
feiner in der Vergangenheit liegenden Berdienfte den Blid in bie gegen- 
märtigen Zuftände der Erziehungsanftalt nicht trüben und verfchleiern. 

Der Fall zeigt aber die Notwendigkeit eined wirlſamen Schutzes ber 
Kinder in Privaterziehungsanftalten und einer wirfjamen Handhabung der 
ftaatlihen Auffichtögewalt. Der Staat, welcher mit Überweifung einer 
jugendlihen Perfon, Hinfichtlih deren die Vorausſetzungen der An- 
haltung in einer Befferungsanftalt vorliegen, in eine Privatbefferungs- 
anftalt, diefer ein Stüd öffentlicher Verwaltungstätigkeit überträgt, hat 
bie Piliht und aud) bie rechtlich begründete Macht, biefe Anftalten nicht 
nur feiner Aufſicht zu unterwerfen, fondern auch Übelftände — wenn 
er von folchen, wie bie vorgeſchilderten, Kenntnis erhält — abzuftellen 
und unmöglich zu machen. 


E. Die Boten der Durdführung der Maßnahmen gegen — 
wahrloſung. 


a) Die drohende Berwahrlofung. 
Die Zahlungspflicht der Eltern. 


Das Yuftizminifterium wiederholt in feinen Verordnungen die Be— 
tonung des Grundſatzes, daß die Eltern in erfter Linie auf Grumd ihrer 
im Gefege begründeten Unterhalts- und Erziehungspflichten für die Koften 
der vormundfchaftsbehördlih angeordneten Erziehungsfürforge aufzu- 
lommen haben und meint, daß die beftehenden Exekutionsprivilegien zu 
Gunſten der auf dem Gefege beruhenden Unterhaltsanſprüche eine wirk- 
fame Heranziehung der ſchuldtragenden Eltern zur Bezahlung der Koften 
der Unterbringung möglichſt ficher ftelfen. Die. Abnahme des Kindes 
von den Eltern foll feine wirtſchaftliche Entlaftung, feine Befreiung 
von einer läftigen Pflicht, feine Prämie für Auffichtslofigfeit und 
mangelhafte Erziehung bedeuten. Das Strafgeſetz betont ausdrücklich, 
daß bei erfolgter Wberfennung der efterliden Gewalt wegen Mifhand- 
Tung bei häuslicher Zucht diefe Maßnahme nicht zur Folge habe, 
daß aud die Unterhaltspffiht der Eltern aufhört. Im Gegen- 
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teile, die Verpflichtung der Eltern, die Koften ber Erziehung aud 
für die abgenommenen und anderweitig untergebrachten Kinder zu bei 
ftreiten, bleibt aufredt ($ 414 St. ©. B.). Das Gtrafgefeg, welches bie 
Aberfennung der elterlichen Gewalt ald eine Strafmaßnahme gegen bie 
Eltern behandelt, verfchärft die Strafe im Falle des Unvermögens der 
Eitern. 

. Sind die Eltern die Erziehungstoften zu tragen unvermögend, fo 
erhöht ſich zunächſt ber Strafjag für die Mißhandlung bei häuslicher 
Bucht. Vermögende Eltern, welche ihre Kinder bei häuslicher Zucht miß- 
handeln, erhalten einen Verweis, unvermögende Eltern verfchärften Arreft. 
In den letzteren ‚Falle foll die Obrigkeit für die Unterbringung ber ab- 
genommenen Kinder an einem andern Orte zum Zwecke ber Erziehung 
forgen. 

Erfolgt die Entziehfung ber väterlichen Gewalt auf Grund der 
88 176—178 a. 6. G. 8. im Wege einer pflegichaft3behörblihen Ver— 
fügung, fo erfolgt die Beftellung eines Vormundes. Das Gericht foll 
in dieſem Falle auch die bemittelten nächſten Berwanbten, bafern fie 
nad) bem $ 143 a. b. G. B. nicht ohnehin rechtlich verbunden ſind, zur 
Verpflegung ber Kinder zu bewegen ſuchen. 

Der Vormund hat im Sinne des $ 221 a. b. G. B. auf öffentliche 
milde Stiftungen und beftehende Armenanftalten fo lange einen gerechten 
Anfpruch, bis der Minderjährige im ftande ift, fi durch eigene Arbeit 
und Verwendung felbft zu ernähren. . 

Bei Aberkennung ber elterlichen Gewalt Liegt nach Wegfall der von 
Geſetz und Natur berufenen Erzieher und verpflichteten Ernährer ber Kinder 
armenrechtliche Hilfsbebürftigfeit vor. Die auf diefe Weife verlaffenen 
Kinder find tatfählich in einem Zuftande augenblidlicher Hilfsbedürftigkeit 
und die Organe der Armenvermwaltung find verpflichtet, nicht nur Die Ver⸗ 
pflegung, fondern auch die Koften ber Erziehung zu beftreiten. Diefe 
Zahlungspflicht der Aufenthaltögemeinde gründet fich auf $ 28 des Heimat- 
gefeges und erfolgt vorbehaltlich des Erſatzanſpruches Hinfichtlich des ge- 
machten Aufwandes gegenüber ben ihrer Gewalt verluftig erflärten Eltern, 
bezw. gegenüber der im Falle armenrechtlicher Hilfsbedürftigkeit endgültig 
zur Tragung der Koften verpflichteten Heimatgemeinde. Doc; fteht dieje 
im 8 28 des Heimatgeſetzes begründete Bahlungspflicht vielfach auf dem 
Papier, wenngleih die durch die Urmenteform in Graz hervorgerufene 
Rechtſprechung bes Verwaltungsgerichtähofes ber Iegten Jahre weſentlich 
bazu beitragen wird, Maß und Umfang ber vorläufigen Unterftügungs- 
pflicht ber Aufenthaltsgemeinde im Sinne des $ 28 des Heimatgefeges 
näher zu umfchreiben und der vielfach verbreiteten Auffaffung, als handle 
e3 fi Hier nur um ein ber Not des Augenblicks abhelfendes Almojen, 
ein twohlverbientes Ende zu bereiten. Bis aber die Praxis auf den 
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Standpunkt anlangt, daß die Aufenthaltsgemeinde im alle der augen- 
blicllichen Notlage die biefer entjprechende Hilfe vorſchußweiſe auf Koften 
der Heimatgemeinde im Umfange bed Bebürfniffes, und zwar infolange, 
bis die Entfeheidung über das Unterftägungsanfuchen in Rechtskraft er» 
wachſen ift, vorzufehren hat, fann mit der notwendigen Hilfe für ein 
feiner Eftern verfuftiges, verwahrloftes und mißhandeltes Kind nicht ge» 
wartet werben. 

Die fürforglide Unterbringung des Kindes an einem ſicheren Orte 
erheifht raſche Hilfe. Das Bedürfnis nad Einrichtungen für die Ge- 
richte zur Durchführung ihrer Anordnungen ift bereit in dem vorher» 
gehenden Kapitel betont unb bei dieſer Gelegenheit gezeigt worden, wie 
das Bedürfnis zu Schöpfungen, die auf die Initiative aus Richterkreiſen 
zurüdzuführen ift, geführt hat. 


Die Privatwohltätigleit und die Armenvermwaltung. 


Das Juftizminifterium erwartet in der Verordnung vom 23. Juli 
1904, betreffend Vorkehrungen zur Hintanhaltung der Verwahrloſung der 
Minderjährigen (I. M. Vdg. B. Nr. 13), Punkt III, die nötige Hilfe 
bis zun Einfcreiten der Armenverwaltung von einem Menfchenfreunde 
„ber von einer Mehrheit folher Menjchenfreunde, die fi) zu einem 
Kinderfchugvereine geeinigt ober eine Anftalt begründet haben. 

Eine folhe Grundlage für die Abwehr einer fozialen Gefahr ift 
doch etwas zu ſchwankend, unficher, willkürlich und zufällig! 

Diefelbe Minifterialverordnung, Punkt II, macht ſich übrigens die 
Löfung der Koftenfrage leicht, indem fie nur die Alternative vorausfegt: 
Entweder find die Eltern die Koften der Unterbringung der Kinder in 
einer Familie oder Anftalt — foweit fie nicht aus dem Vermögen ber 
Kinder beftritten werben können ($ 150 a. b. G. ®.) — zu tragen im 
ftande, dann find fie von ben Eltern zu tragen (88 141 und 143 
a. b. ©. B.); ober aber die Eltern find dazu außer ftande. Wenn 
die Eltern dazu außer ftande find, ift die Armenverforgung in An- 
ſpruch zu nehmen, die nach $ 24, Ubf. 2, des Gejeges vom 3. Dezember 
1863, R. G. 8. Nr. 105, auch die Sorge für die Erziehung der Kinder 
umfaßt. Der erfte Sat ift richtig. Der zweite Gap dieſer Alternative 
ift infofern zweifellos richtig, al3 in jenen Zällen, in benen armenrecht- 
liche Hilfsbebürftigfeit der Eltern, alfo der Abgang des zum Leben Un- 
entbehrlihen vorliegt, die Durchführung ber von ber Pflegſchaftsbehörde 
angeordneten Zürforgeerziehung auf die Gemeinde als koſtenpflichtigen 
Armenverband übergeht. 

Der zweite Saß ift aber in jenen Fällen nicht richtig, wenn die 
Eltern zwar nicht im armenrechtlichen Sinne hilfsbedürftig find, aber 
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deſſen ungeachtet unfähig find, die Koften der anderweitigen Unterbringung 
ihrer Kinder zu beftreiten. Wir wollen zunächſt ben erfterwähnten Fall 
be3 zweiten Satzes der obigen Wlternative beſprechen. 


Die Erziehung der verwahrloften Kinder dur die Gemeinde. 

In einem folhen Falle armenrechtlicher Hilfsbedürftigkeit iſt die 
Erziehungsfürforge der Gemeindeautonomie überantwortet. Wir fahen bei 
Beiprehung ber vormundfchaftsrerhtlichen Grundlagen, wie ber mangelnde 
Familienſchutz bei verwaiften und unehelichen Kindern durch die Vormund⸗ 
Schaft erfegt wird und wie die Bevormundung armer Kinder in Ofter- 
reich im Argen liegt. 

Die Vormünder, welche bie Erziehung ihrer Mündel leiten und 
beauffichtigen folfen, find angemiefen, im Falle der Mittelloſigkeit die 
Armenpflege in Anfpruch zu nehmen. Die Gemeinde bejchließt inner- 
halb ihres gefeglich gemährleifteten Gelbftbeftimmungsrechtes über die Art 
der Armenerziehung. Der Beſchluß der Gemeinde ift nur im autonomen 
Inftanzenzuge anfechtbar. Gegen den in Rechtskraft erwachſenen Beſchluß 
vermag weder ber zur erziehlichen Zeitung berufene Vormund, noch Das 
zur Überwachung der Vormünder berufene Pflegichaftögericht anzulämpfen. 
Dies gilt felbft für den Fall, wenn fie mit diefem Beſchluſſe ganz 
und gar nit einverftanben find. 

Diefer Paralleliamus der zwei felbftändigen, auf ein und das» 
felbe Biel gerichteten Verwaltungstätigleiten, der Mangel einer orga— 
niſchen Verbindung der Pflegihafts- und der Armenverwaltung iſt, 
wie mir gefehen Haben, der Sade in hohem Maße abträglich 
und birgt die Möglichkeit und den Keim von Konflikten. Wenn 
e3 zu folchen nicht fommt, fo Liegt der Grund nicht etwa darin, daß die 
Armentinderpflege in den Gemeinden derart einwandfrei ift, daß weder 
Vormünder, noch Vormundihaftsgericht daran etwas auszufegen haben, 
fondern der heutige Maglofe Zuftand ift eben nur darauf zurüdzuführen, 
daß die erziehliche Tätigfeit der Wormünder in den meiften Fällen gleich 
null ift und das Gericht ohne Hiljseinrichtung weder der Zeit noch den 
Mitteln nad) befähigt ift, die Überwachung der Erziehung der mittel- 
ofen Pilegebejohlenen felbft in die Hand zu nehmen. Diefer Urmen- 
erziehung durch die Gemeinde ift die Durchführung der pflegfchaftsbehörb- 
lichen Maßnahmen überlajjen und der &emeindefädel fommt für die Koftenauf. 


Die bei der Fürforgeerziehung beteiligten Intereſſen der 
Allgemeinbeit. 

Lei ber Fürforgeerziehung gefährdeter und verwahrlofter Kinder, bei 

der es ſich um die Abwehr einer Gefahr für die Allgemeinheit hanbelt, 
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ift die ausfchließfihe Tragung der Koften durch die Heimatgemeinbe ganz, 
und gar nicht gerechtfertigt. Das Intereſſe der Zukunft und der Gefell- 
ſchaft ift an einer zweckentſprechenden Pilege und Erziehung biefer des 
Familienſchutzes beraubten Kinder mitberührt. Eine ſolche Berwaltungs- 
aufgabe berührt zunächſt nicht einmal die heute ausſchließlich zahlungs- 
pflichtige Heimatgemeinde. Viel unmittelbarer ift bie Aufenthalts- 
gemeinde berührt, welche ja das nächſte Intereffe hat, die Atmojphäre 
in ihren Volksſchulen von anftedenden Elementen rein zu erhalten und 
ſolche, die Sittlichfeit der Mitſchüler gefährdende ſchulpflichtige Kinder 
von ihren Vollsſchulen auszufchließen. J 


Die Zahlungspflicht der Heimatgemeinde. 


So aber iſt nach dem Heimatgeſetze und nach den Landesarmengeſetzen 
heute die Heimatgemeinde der ausſchließliche Träger der Erziehungslaſt, 
welche die Mittel und Kräfte der meiſten Gemeinden überſteigt und ſomit 
ſchon an deren finanziellem Unvermögen ſcheitern muß, ganz abgeſehen 
von dem vielfach mangelnden Verſtändniſſe, welches bie klagloſe Er- 
füllung diefer der autonomen Verwaltung geftellten Aufgabe vorausſetzt. 


Die heimatrechtliche Zuftändigkeit und die Zuftändigfeit des 
Vormundſchaftsgerichtes. 


Wir ſahen bei Beſprechung der Vormundſchaft, wie für die 
Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichtes der Aufenthalt maßgebend 
if, während für die heimatrechtliche Zuſtändigkeit der weit über— 
wiegenden Mehrzahl der Menſchen dies aber nicht der Fall iſt. 
Für dieſe gilt nach wie vor der abgeleitete Heimaterwerb als die Regel 
und unter ben Titeln dieſes Erwerbes ſpielt die Geburt die Hauptrolle. 
Aus der Zulongruenz der vormundſchaftsgerichtlichen und heimatrechtlichen 
Zuftändigkeit folgt, daß die zur Anordnung der Fürforgeerziehung zu— 
ſtändige Gerichtöbehörbe auf die Durchführung ihrer Anordnung durch eine 
räunlidy weit entfernte Heimatgemeinde angewieſen ift, nachdem dieſe ihre 
Hilfe von der Heimkehr abhängig zu machen pflegt. Der zur Leitung der Er- 
ziehung berufene Vormund befindet fich fomit vielfach in meiter Ent- 
fernung von feinem Mündel. Wie fehr dieſes Auseinanderfallen von 
Aufenthalt des Mündels in feiner Heimatgemeinde einerfeits, des zur 
Pflegſchaft berufenen Vormundſchaftsgerichtes und des Wohnortes bes 
Bormundes andrerſeits von ber Juſtizverwaltung als ein Übelſtand 
empfunden wird, geht aus ber Verordnung de3 Juftizminifteriums vom 
16. Jänner 1901, betreffend die Übernahme und die Führung der Bor- 
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mundſchaft hervor, welche betont, daß es dem Vormund bei der weiten 
Entfernung vom Mündel oft außerordentlich ſchwierig iſt, den ihm vom Ge⸗ 
ſetze zugedachten Einfluß auf die Erziehung des Pflegebefohlenen zu nehmen 
Die Verordnung zählt einige in der Jurisdiktionsnorm und im allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuch begründete Maßnahmen auf, welche ſich zur teil- 
weiſen Abhilfe dieſes Übelftandes empfehlen würden ($ 31 der Juris- 
biltionanorm, $ 111, leg. cit., 88 194 und 254 a. 5. ©. 8.). (Bele- 
gierung eines anderen Vormundſchaftsgerichtes, Übertragung der Aufficht 
und Fürforge für die Perfon des Mündels, Beſtellung eines anderen 
Vormundes.) 

Bir kommen nun zum zweiten Falle des zweiten Satzes ber in 
ber Verordnung des Auftizminifteriums vom 23. Juli 1904, Punkt III, 
aufgeftellten Alternative, wonach die Eltern zwar nicht armenrechtlich 
hilfsbedürftig, aber außer ftande find, den durch die Fürforgeerziehung 
bedingten Gelbaufwand zu beftreiten. Es ift nicht richtig, auch in diefen 
Fällen des Unvermögens der Eltern eine Zahlungspflicht der Armen- 
verwaltung zur Beſtreitung des durch die pflegſchaftsbehördliche An» 
ordnung hervorgerufenen Aufwandes für die anderweitige Unterbringung 
der ben Eltern abgenommenen Kinder anzunehmen. Die öffentliche 
Armenpflege ift nur in dem Falle zur Koftentragung verpflichtet, als 
die gefepliche Vorausſetzung, nämlich armenrechtliche Hilfsbedürftigkeit, 
vorliegt. 


Gefährdete und verwahrlofte, aber nicht armenrechtlich Hilfs- 
bedürftige Kinder. 


Bei Beſprechung der vormundfchaftsbehörblihen Anordnungen haben 
wir gejehen, daß die angemejjene Verfügung des Vormundſchaftsgerichtes 
im Ginne des $ 178 a. b. ©. B. aud darin beftehen fönne, daß ohne 
Uberkennung der väterlihen Gewalt das Kind den Eltern einfach ab- 
genommen und zur Erziehung anderweitig untergebraht wird. 

Hier ift die elterliche Gewalt nicht aufgehoben, wird fein Vormund 
beftellt, der im Sinne bes $ 221 a. 5. G. B. einen gerechten Anſpruch 
auf die Armenanftalten hat. Es fehlt daher dad Moment des Berlaffen- 
feins des Kindes von Seite feines natürlihen Ernährerd, dem nur die 
Erziehungsgewalt abgenommen ift. Die Eltern find auch zumeift gar nicht 
armenrechtlich hilſsbedürftig, im Gegenteil, in ben meiften Fällen vereinigen 
Mann und Weib ihre Kräfte, um ihre Selbftändigfeit zu behaupten und ſich 
vor Verarmung zu bewahren. Das abgenommene Kind hat auch bisher ben 
Unterhalt in ber Familie gefunden. Die Abnahme erfolgte auch nicht wegen 
Säumnis ber Piliht zum Unterhalte, ſondern wegen Vernachläffigung ber 
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Erziehungapflicht durch die Eltern; die Erwerböarbeit beider Eltern außer 
dem Haufe während bed Tages verhinderte die Beauffihtigung und er» 
siehliche Leitung des Kindes und das Kind ift wohl erziehungsbedürftig, 
es ift aber nicht armenrechtlich Hilfsbebürftig. Die Eltern bringen wohl 
den Unterhaltsbedarf der Familie duch ihrer Hände Arbeit auf, find 
aber außer ftande, die Koften ber Erziehung ihres Kindes an einem 
andern Orte außerhalb des Haufes zu beftreiten. 

In folhen Fällen werben baher bie Gemeinden ohne eine aus— 
drüdfiche gejegliche Verpflichtung ihre Zahlungspflicht in Abrede ftellen. 

Bon einer Zahlungspfliht wird nur in jenen Ländern bie Rebe 
fein können, in denen die Qandesgefege biefen Fall vorſehen und die 
Gemeinden zur Veftreitung des Aufwandes, ber ſich aus der Durchführung 
ber pflegſchaftsbehördlichen Verfügungen im Sinne des 8 178 a. b. G. B. 
ergibt, ausdrücklich verpflichten. 


Die Bebürfniffe auf dem Gebiete ftaatliher Vormundſchafts- 
verwaltung und die Bmwedbeftimmung der Gebarungsüber- 
fchüffe der gemeinfamen Waifentafjen. 


Die Verordnung de3 Juftizminifteriumd vom 23. März 1904 geht 
baher irre, ohne ſolche Einfchräntung eine erfolgreihe Inanjpruhnahme 
der Armenverwaltung in Ausficht zu ftellen. Gerade nach ber Richtung 
der vorerwähnten Fälle befteht eine große Lüde in ber Gefeggebung, 
indem dieſe eine öffentlichrechtliche Zahlungspflicht für dieſe Fälle der 
Fürforgeerziehung nicht begründet. 

€3 wäre auch ganz verehrt, für diefe Art der fozialen Hitfe armen- 
rechtliche Geſichtspunkte in den Worbergrund zu ftellen. Hier liegt ein 
allgemeines Bebürfnis nach gefeglicher Regelung der Koftenpflicht vor. 
Wir haben gefehen, wie die fittliche Gefährdung und drohende Berwahr- 
Iofung der Jugend als Mafjenerfheinung zumeift auf unfere wirtichaft- 
lichen und fozialen Verhältniffe zurüdzuführen ift und mie in beren 
Folge die tatfächlihe Werwahrlofung als foziale Gefahr wieder auf 
die Gefellihaft zurückwirkt. Die Geſellſchaft im Staate hätte daher 
aud in erfter Linie die Koften der Abwehr diefer Gefahr zu beftreiten. 
Wer etwas Einblid in das öffentliche Leben in Öfterreich hat, weiß, wie 
bie wichtigſten Reformen, foweit fie nicht militäriihen Charakter an 
ſich tragen, an dem Mangel der Mittel fcheitern. 

Und doch berührt die Fürforge für bie gefährdete und vermwahrlofte 
Zugend die Großmachtſtellung de3 Reiches innerhalb ber Kulturvölker 
zumindeſt in eben fo hohem Maße, als irgend eine der Militärfragen. 

Aber aud die Mittel Hiefür wären nicht erft im Wege ber Ber 
fteuerung zu befchaffen geweſen, fondern ftanden einer den Kinderſchutz 
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und die Jugendfürforge zielbewußt verfolgenden Regierungspolitif in ben 
Gebarungsüberfchüffen der gemeinfamen Waiſenkaſſen zur Verfügung. 
Über dieſe fand dem Staate bie Verfügungsgewalt zu und wollte der 
Staat ja in feiner erften Vorlage dieſe Gebarungsüberfhüffe zur Be— 
friedigung von Bedürfniſſen der Juftizverwaltung, zum Bau von Amts» 
gebäuben, verwenden. , 

Die Regierung hätte nur ben urſprünglich eingenommenen Stand» 
puntt der Verwendung für ftaatliche Zwecke beibehalten follen, fie brauchte 
nur dei ganz verfehlten fiskaliſchen Zwech, den Bau von Amtsgebäuben, auj» 
zugeben und an feiner Stelle die Befriedigung ber ſachlichen Bedürf- 
niffe auf dem Gebiete der ftaatlichen Vormundſchaftsverwaltung zu ſetzen; 
fo hätte fie der Forderung der öffentlichen Meinung nad Verwendung 
diefer Gelber in einer ihrer Herkunft Rechnung tragenden Weiſe ent- 
ſprochen und auf der andern Seite ihrem urfprünglichen Standpunft der 
Verwendung für ftaatlihe Zwecke nicht untreu zu werben gebraudt. 

Damit wäre aber auch — wie wir gejehen haben — einem bringenben 
Bebürfniffe eben jener ftaatlihen Juftizverwaltung entſprochen worden, 
aus beren Tätigkeit die Gebarungsüberfchüffe der gemeinfamen Waifen- 
taſſen hervorgegangen find. Diefem allgemeinen Bebürfniffe des Bileg- 
ſchaſtsweſens auf dem Gebiete der ftaatlihen Obervormundſchaft ijt Durch | 
die länbderweife Verwendung ber Gebarungsüberfhüffe nur zum Teil ent- 
ſprochen worden. Insbeſondere die einheitliche Sicherftellung der erſten | 
Hilfe für arme gefährdete Kinder bis zur endgültigen Entſcheidung über | 
ihre Pflege und Erziehung, ift durch bie gefegliche Verwendung der | 
Gebarungsüberihüffe in feiner Weife erfolgt. Die Unterbringung der der | 
Berwahrlofung ausgefegten und ber verwahrloften Kinder, unabhängig von 
Heimatrecht und Landesangehörigfeit und unabhängig von den finanziellen | 
und wirtſchaftlichen Verhältniſſen ber in Frage fommenden Perfonen und 
ihrer Familien hätte auf diefe Weife ermöglicht werden können. 

Ju dem Kapitel: „Begriff der Verwahrloſung“ haben wir gezeigt, 
wie einzelne Landtage bei Beratung ber Gejege, betreffend die Ver⸗ 
menbung ber Gebarungsüberjhüffe der gemeinjamen Waiſenkaſſen, die 
Begriffsbeftimmung nicht bloß auf den Zuftand tatjächlicher Verwahr- 
loſung, fonbern auch auf die drohende Verwahrloſung ausgedehnt haben 
und ber nieberöfterreichijche Landtag gab feiner Überzeugung noch beſonderen 
Ausdrud dahin, daß unter den im 8 178 a. 6. G. B. normierten Ber- 
fügungen zum Schuge der Kinder auch die Abnahme der väterlichen Er- 
ziehungsgewalt inbegriffen jei und erwartet der Landtag, daß eine in 
biefer Richtung ſich entwidelnde Rechtſprechung die Grundlage für die Be- 
teilung moraliſch verlaffener Rinder aus den Überfchüffen der gemeinjamen 
Waifenkaffen ſchaffen werde. Nebenbei bemerkt, hat ber nieberöfterreichifche 
Landtag gleichzeitig die Verwendung der Gebarungsüberfdüffe in einer 
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Weiſe feftgelegt, welche die Verwirklichung der in dieſer Refolution aus- 
geiprodyenen Erwartung auf abfehbare Zeit unwahrſcheinlich macht. 

Der Erlaß des Juftigminifteriums vom 10. April 1902, 3. 7493, 
den dad Minifterium an das Oberlandeögerihtspräfibium in Wien gerichtet 
Hat (3. M. VBdg. B., XVIII. Jahrgang, VIII. Stüd), nimmt Bezug auf 
das nieberöfterreichifche Landesgeſetz, betreffend bie Gebarungsüberſchüſſe 
der gemeinfamen Waifenfajfen und auf bie Vorausfegung für deren In» 
anſpruchnahme für verlaſſene Kinder, ſowie auf die eben erwähnte Refo- 
Iution des nieberöfterreichifchen Landtages vom 26. Juni 1901. Der 
Erlaß eröffnet bem Oberlandeögerichtspräfidium, daß, wenn es fih als 
notwendig herausftellt, da3 Kind ben Eltern abzunehmen und anber- 
weitig unterzubringen, nie unterlaffen werben foll, dies durch einen 
formellen Beſchluß im Sinne des 8178 a. 5. ©. 8. zu verfügen. 

Ein folher Beſchluß ift insbeſondere auch deshalb von Bebeutung, 
weil durch das niederöfterreichijche Landesgeſetz vom 29. Auguft 1901, 
2.6. 8. Nr. 42, die Gebarungsüberſchüſſe ber kumulativen Waiſenkaſſen 
zur Pilege und Erziehung armer, nach Niederöfterreich zuftändiger Waifen, 
fowie vermahrlofter oder verlafjener Finder zu verwenden find, und nach 
8 4, lit. d, als verlaffene Kinder aud) jene zu gelten haben, deren Eltern 
wegen Mißhandlung ihrer Kinder verurteilt und beren Vater ber väter- 
lichen Gewalt verfuftig erflärt wurde oder gegen deren Vater eine ber 
im 8178 a. 6. ©. ®. vorgefehenen Verfügungen getroffen worden if. 
Ahnliche Veftimmungen enthalten auch andere Landesgeſetze. Die Faſſung 
eines Beichluffes im Sinne bes 8 178 a. b. G. 2. ift ſomit eine Voraus» 
jegung für die Bumenbung der durch das erwähnte Geſetz ben verlafjenen 
Kindern zugedachten Wohltaten. 


b) Die tatfädjlidge Berwahrlofung. 
Die Iandesgefeglihen Anordnugen in Betreff der Errichtung 
von Erziehungsanftalten für fittlich verwahrlofte Kinder. 


Der Landesgefeggebung kommt es zu, in Betreff der Errichtung 
der für da3 Land notwendigen Erziehungsanftalten für fittlich verwahr- 
loſte Kinder die geeigneten Anordnungen zu treffen. 

Ebenſo beftimmt bie Landesgeſetzgebung, inwiefern die Bezirfe an 
dem Aufwande teilnehmen und mie der Aufwand für dieſe Anftalten 
zu beftreiten ift (88 59, Abſ. 2, 62, Abſ. 2 des Reichsvolksſchulgeſetzes 
in ber Faffung des Gefeges vom 2. Mai 1883, R. G. B. Nr. 53). 

Diefe gefeglihe Grundlage zur Regelung ber Koftenpflicht für diefe 
Art von Anftalten hat deöivegen geringen praftifchen Wert, weil es 
bisher zur Errichtung von Erziehungsanftalten für fittlih vermahrlofte 
Kinder auf Grund des Reichsvollsſchulgeſetzes nicht gelommen ift. 
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Die Befferungsanftalten; die Koften der Erridtung und Er- 
haltung; die Baupflit des Landes und der Beitrag des 
Staates. 


Mit dem Geſetze vom 10. Mai 1873, R. G. 8. Nr. 108, womit 
polizeiftafrechtliche Beſtimmungen gegen Landftreicher und Arbeitsſcheue 
erlaſſen wurden, erfolgte zum erften Male im Wege ber Reichsgeſetzgebung 
bie pofitivrechtliche Regelung der Vorausfegungen ber Anhaltung in ben 
Bivangsarbeits«, bezw. Befferungsanftalten unter gleichzeitiger Übertragung 
des Vollzuges an die Länder. Wie wenig dabei noch auf die Beijerungs- 
anftalten, als eigenartige, von den Zwangsarbeitsanſtalten verjdiebene 
Einrihtungen, Bedacht genommen wurde, geht aus der Vorlage und 
dem Ausfchußberichte, ſowie aus ben Verhandlungen über diefes Gejeg 
hervor. 

Anläßlih der Beratung des Gejepes vom 10. Mai 1873 beantragte 
der Ausfhuß eine vom Haufe angenommene Refolution, wonad nit die 
Länder, jondern der Staat zur Erritung und Erhaltung ber Zwangs- 
arbeit3- und Befferungsanftalten verpflichtet fein follte. Es gehe nicht 
an, die Durchführung einer für die öffentliche Sicherheit unbebingt not⸗ 
wendigen Maßregel in das freie Ermeifen der Landtage zu ftellen, was 
ja aud) ſchon aus dem Grunde nicht angehe, weil es fich bei Anhaltung 
in biefen Anftalten um die Durchführung eines Nichterfpruches handle, 
und könne deſſen Durchführung nicht von dem Belieben der Landtage ab- 
hängig gemacht werben. 

Diefe Refolution führte zu Verhandlungen ber Regierung mit den 
ändern, bie aber reſultatlos verliefen. Aus den diesfälligen Verhandlungen 
mit dem fteiermärfifchen Landesausfchuffe geht hervor, daß der fteier- 
märkifche Landesausfhuß den Übergang der Zwangsarbeitsanſtalt von Der 
Zahlung einer mäßigen Vergütung des von Lande gemachten Aufwandes 
abhängig machte. Diefer Bedingung gegenüber verhielt fich die Regierung 
des Staates ablehnend. Per Staat, dem es — wie aus ben Aus- 
führungen des Minifter3 de3 Innern bei Verhandlung über das Gefeg 
und die Nefolution, jowie aus dem weiteren Verlaufe der Verhand- 
lungen mit den Ländern hervorgeht — gar nie ernftlih um bie Über- 
nahme der Anftalt in die Staatsverwaltung zu tun war, konnte fi auf 
feine Geneigtheit, bem ihm gemorbenen Auftrage nachzufommen, berufen, 
während das Laud im Befige der Anftalt verblieb und für deren weiteren 
Betrieb aufzulommen hatte. 

Der Erfolg des Geſetzes von 1873, unter welchem eine ‚vorwiegend 
repreffive Behandlung von Bettelei und Landftreiherei Plag griff und 
unter deſſen Herrſchaft jahraus jahrein Taufende von Abftrafungen er» 
folgten, war ausgeblieben. Mit den Nachfolgern dieſes Gefeßes, den beiden 
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Geſetzen vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89 und 90, meinte man 
das Schwergewicht in Die Vermehrung und Organifierung der Befferungs- 
anftalten, denen im Titel und im Inhalte des Geſetzes eine bejondere 
Stellung eingeräumt wurde, verlegen zu follen. Die Anftalten waren 
nit mehr wie bisher ausfchließlich als Landesanſtalten gedacht, ſondern 
es war eine Beihilfe de3 Staates zu den Koften ber Errichtung in Aus- 
fiht genommen. 

Die im Gefege vom 24. Mai 1885 begründete Koſtenkonkurrenz 
zwiſchen Staat und Land hat in ben beffagten Übelftänben nichts geändert 
und nur bie Erfahrung beftätigt, daß die Teilung ber Verantwortlichkeit 
den Erfolge nach zu einer Aufhebung ber Verantwortlichteit führt. 

Das Geſetz vom 24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 90, betreffend die 
Bimwangsarbeit3- und Beiferungsanftalten, beftimmt, daß in den im Reichs- 
rate vertretenen Königreihen und Ländern für eine den Anforderungen 
der öffentlichen Sicherheit entjprechende Anzahl von Zwangsarbeits- 
und Befferungsanftalten vorzuforgen ift. Die Vorforge für dieſe An— 
falten ift Sache bes Landes. Es können auch mehrere Länder ſich zur Er- 
richtung einer gemeinfchaftlichen Bmangsarbeit- und Beſſerungsanſtalt 
vereinigen. Zu den Koften der Errichtung ſolcher Anftalten wird ber 
Staat nach Maßgabe ihrer Notwendigkeit und Bmedmäßigteit einen Bei— 
trag leiſten. 

Danach find die Länder in erfter Linie zur Errichtung der für bie 
öffentliche Sicherheit erforderlichen Anftalten koftenpflichtig erklärt worden, 
während ber Staat fi zu einer Beitragsleiſtung verpflichtete, ohne daß 
gleichzeitig Rechte und Verbindlichfeiten von Land und Staat aus dieſem 
Titel näher umgrenzt und gefeplich feftgelegt worden wären. 

Diefer unklare Dualismus in der Verteilung der Koftenlaft lähmt 
jede Snitiative der Länder, welche ſich in ihrer großen Mehrzahl für die 
Errichtung von Unftalten nicht begeiftern wollen, die ja doch in erfter 
Linie ber Strafrechtspflege des Staates zu gute kommen, während ber 
Staat in völliger Verkennung feines Intereſſes an einer erfolgreichen 
Befämpfung der Verwahrloſung, als der Vorftufe des Verbrechens, feiner- 
feit3 nicht dazu tut, Die Errichtung ſolcher Befferungsanftalten zu fördern 
und im Intereſſe feiner Selbfterhaltung durch kräftige finanzielle Beihilfen 
bie Jnitiative des Landes zu unterftügen. 

Dad Reſultat diefer Verhältniffe ift eine völlig unzulänglihe An— 
zahl von Beſſerungsanſtalten; daher die Unmöglichkeit, den gerichtlichen 
Ausſpruch der Buläfiigleit der Anhaltung in einer Befferungsanftalt in 
Bollzug zu fegen. Die Erkenntnis der Gerichte, daß ihre Ausſprüche, be» 
treffend die Zuläffigfeit ber Anhaltung in einer Befjerungsanftalt nicht 
vollzogen werben, führt dahin, daß die Gerichte folhe Ausſprüche über- 
Haupt nicht mehr fällen. Zu dieſer Haltung ber Gerichte trägt alfer- 
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dings nicht bloß die numeriſche, ſondern auch die qualitative Unzuläng- 
lichteit einiger Veſſerungsanſtalten bei. 

Das vorhergehende Kapitel hat ſich darüber ausführlich verbreitet und 
läßt das Vorgehen ber Gerichte wohl als begründet erſcheinen, da in 
manchen Ländern die Beflerungsanftalten, bezw. Korrigenbenabteilungen 
der Bmwangsarbeitsanftalten einem Zuchthaufe für Kinder und Jugendliche 
gleihlommen und daß die Richter zurüdfchreden, mit bem Zuläffigfeits- 
ausfpruche gegen jugendliche Perſonen vorzugehen und einem Kinde ober 
Zünglinge, an dem noch etwas zu verberben ift, das Zeugnis ber Meife 
für eine folde Unftalt augzuftelfen. 

Ein folder Zuftand der Befferungsanftalten follte erft recht bie 
Toftenpflichtigen Intereffenten zur Erfüllung ihrer Baupflicht und zur 
Schaffung neuer Anftalten brängen. 


Die Koften der Anhaltung ber Korrigenden; die Verpflegs— 
often. 


Die Koften der Erhaltung und Verwaltung der Beſſerungsanſtalten 
und die Koſten für Die Verpflegung der Korrigenden find vom Lande auf» 
zubringen. 

Der Landesgeſetzgebung bleibt es vorbehalten, zu beſtimmen, ob und 
inwieweit bie Verpflegskoſten, ſofern dieſelben nicht von den Verpflegten 
oder von den zur Erhaltung derſelben verpflichteten Perſonen herein- 
gebracht werben können, von ben Bezirken oder Gemeinden zu erjegen find. 

Als Verpflegstoften find anzufehen die Auslagen für Koft, Lager- 
ftätte, Beheizung, Licht, die etwa nötige Beiſchaffung, fowie die Reinigung 
der Wäfche und Kleidung, die Kranfheit3- und alljälligen Entbindungstoften. 
(8 3 des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90.) Die Zahlungs» 
pfliht für die Tranzportfoften ift durch das Geſetz nicht berührt. 


Die Zahlungpflicht der Eltern. 


Die Rechtſprechung bes Oberften Gericht3hofes hat die Zahlungspflicht 
der Eitern auf die Fälle der freiwilligen Abgabe der Kinder in eine 
Befferungsanitalt eingefchräntt., 

Die Eitern find die Verpflegskoſten für ihre als Korrigenden im 
einer Bmangsarbeitsanftalt untergebrahten Kinder nur dann zu leiften 
ſchuldig, wenn fie die Abgabe in die Anftalt felbft veranlaßt haben. 

Von Anwendung der 88139 und 141 kann keine Rebe fein, wenn und 
weil die Anhaltung in Zwangsarbeitsanftalten aus öffentlichem Intereſſe 
infolge Strafurteild zum Zwecke der Befjerung erfolgt und biefe Koften Doch 
nit in bie Koften ber Erziehung eingerechnet werden können. Hierin liegt 
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eine Anderung gegen früher, wo Kinder auch ohne Strafurteil angehalten 
und die Eltern für die Koſten der Anhaltung haftungspflichtig erklärt 
wurden (Entſcheidung des Oberſten Gerichtshofes vom 29. April 1886, 
8. 4106). 

Einzelne Länder (Kärnten und Nieberöfterreid)) haben grundſätzliche 
Beſtimmungen getroffen und kundgemacht, betreffend bie Aufnahme von 
jugendlichen Perjonen über Antrag der gefeglichen Vertreter (f. Anhang 
Nr. 44; Eggenburg, Korneuburg und Klagenfurt). 

Die Länder verzichten im allgemeinen auf die finanzielle Anteil» 
nahme der Gemeinden an ben Verpflegskoſten der Korrigenden. Hievon 
macht Oberöfterreih — wo ein Fünftel der Verpflegskoſten bie Heimat» 
gemeinde zu erfegen hat — eine Ausnahme. Dieſes völfige Abjehen 
von ber finanziellen Anteilnahme der Gemeinden birgt die Gefahr einer 
Überwälzung ber Erziehungslaft von Eltern und Gemeinden auf das 
Sand in fi. Bei finanzieller Beteiligung der Gemeinden und dem 
dadurch wmachgerufenen Intereſſe ber Gemeinden an einer Fritifchen 
Prüfung der Zahlungsunfähigfeit der Eltern als Vorausſetzung ber ge» 
meindlichen Zahlungspflict, wird biefe Gefahr ber Überwälzung ver- 
mindert. 

Die Zahl der auf Grund des 8 16 des Geſetzes vom 24. Mai 1885, 
N. G. 8. Nr. 90, grundfäglih auf Koften der Eltern aufgenommenen 
Korrigenden ift zufehends im Wachſen. Tatſächlich werden diefe Koften 
äumeift von den heimatlichen Landesfonds übernommen. 

Diefe Übernahme auf den Landesfonds ladet zu einer Überwälzung 
ber Erziehungapfliht und der Unterftügungglaft von den Heimatgemeinden 
auf ben zahlungspflichtigen heimatlichen Landesfonds ein. 


Die Zahlungspflicht der Länder. 


Das Gefeg vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, beitimmt, daß bie 
Aufnahme in bie Beſſerungsanſtalten ohne Rüdjiht auf die Heimat- 
zuftändigfeit der Aufzunehmenden ftattfindet (8 4), ein Grundfaß, der dem 
ſicherheitspolizeilichen Charakter der Maßnahme entjpricht, in dem folgenden 
85 aber wieder außer Wirkfamkeit gejegt und ber Autonomie der Länder 
geopfert wird. 

Die Landesangehörigfeit bildet feine geſetzliche Vorausſetzung für die 
Notionierung einer jugendlichen Perfon. Dies gilt ſowohl hinſichtlich des 
gerichtlichen Ausſpruches der Zuläffigfeit, als auch Hinjichtli der Bere 
hängung der Anhaltung in einer Beljerungsanftalt durch die Landes- 
Tommiffion. 

Aus Anlaß von Wahrnehmungen, daß viele Gerichte die Zuläffig- 
Zeit ber Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt nur gegen Landesangehörige aus- 
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ſprechen zu dürfen geglaubt haben, hat das Juſtizminiſterium in der Ver⸗ 
ordnung vom 6. Mai 1874, 3.5805, betont, daß das Geſetz eine ſolche Be⸗ 
ſchränkung nicht enthält, wie andrerſeits die Verordnung des Miniſteriums 
des Innern vom 26. Juli 1886, R. G. B. Nr. 106, die Landeskommiſſionen 
ohne Rückſicht auf die Heimatzuftändigkeit zur Notionierung aller jugend⸗ 
lichen Berfonen, deren Anhaltung in einer Befferungsanftalt von einem 
im Lande befindlichen Gerichte ausgeſprochen wurde, zuftändig erflärt. 

Der Landesfonds des Heimatlandes ift grundſätzlich zahlungspflichtig 
erklärt. Wenn in dem Lande, in welchem die Abgabe in eine Veſſerungs- 
anftalt als zuläffig erfannt und in Vollzug gejegt werden foll, Beilerungs- 
anftalten nicht beftehen oder wenn bie beftehenden vorhandenen dem Be— 
darfe nicht genügen, können bie in eine Befferungsanftalt: abzugebenden 
jugendlichen Perſonen auf Koften des Landes ihrer Heimatgemeinde in 
die Anftalt eines andern Landes überftellt merden. 

Infofern dieſe Überftellung nicht in eine Anftalt des Heimatlandes 
de3 Anzuhaltenden, alfo in die Anftalt eines andern Landes, erfolgen 
foll, kann diefelbe nur mit Zuftimmung ber betreffenden Landesver- 
tretung ftattfinden. 

Derzeit befigen ſechs Länder überhaupt feine Lanbesbefjerungs- 
anftalten, wieder andere Länder befigen nur Befferungsanftalten für Un— 
mündige und in ben meiften Ländern genügen bie beftehenden Anftalten 
dem vorhandenen Bedarfe nicht (f. Anhang Nr. 42). 

Wenn das Geriht die Anhaltung bed jugendlichen Angehörigen 
in einer Beljerungsanftalt eines biefer Länder als zuläffig erflärt, fo 
Tann diefelbe nur in ber ®Beflerungsanftalt eines andern Landes und 
fomit nur unter der Vorausſetzung vollzogen werden, daß bie Lanbes- 
vertretung des Heimatlanbes fich bereit erflärt hat, bie Koften der An⸗ 
Haltung zu vergüten. Aus den foeben erörterten Beftimmungen, betreffend 
die Heimatzuftändigfeit und deren praftifhen Konfequenzen, ift zu ent- 
nehmen, daß die Heimatzuftändigfeit im Sinne des Geſetzes zwar feine 
Vorausſetzung ber Anhaltung in einer Vefferungsanftalt, tatfächlich aber 
die Urfache der Nichtanhaltung werden Tann. 

In Öfterreih wird alfo die Durchführung diefer im Intereffe der 
öffentlihen Sicherheit begründeten Maßnahme von finanziellen Er- 
mägungen der Länder abhängig gemacht, ein Vorgang, ber fih im 
bireften Gegenſatze zu ber fortgeichrittenen Gefeggebung anderer Staaten 
befindet, wo bie Fürforge für Die vermwahrlofte Jugend von derartigen 
Erwägungen unabhängig und bie erforderlichen öffentlichen Mittel hiefür 
fichergeftelft werben. 

Ein gleiches Biel verfolgte der im Abgeorbnetenhaufe eingebrachte 
Antrag des Abgeordneten Dr. Reicher und Genofien (f. Anhang Nr. 17), 
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betreffend bie teilmeije Verwendung der Gebarungsüberſchüſſe der gemein- 
famen Waiſenkaſſen. 

Der Gefepentwurf ficherte die Furſorgeerziehung unabhängig von 
der Landesangehörigfeit in allen Fällen der Werwahrlofung. 

Der Kampf gegen die Verwahrloſung ift gleichzeitig ein Kampf gegen 
die Kriminalität. 

Die Verwahrlofung deutet eine Gefahr für die öffentliche Sicher- 
heit an, ob fie von ben Ungehörigen biejes oder eines andern Landes 
ausgeht. Wie die Strafanftalt den ftraffällig gewordenen Werwahrlofien 
dann gleichfall3 ohne Rückſicht auf Zuftändigkeit aufnimmt, fo ſollte auch die 
Beilerungsanftalt in einem früheren Stadium ber Verwahrloſung mit 
der Aufnahme vorgehen und auf die Heimatzuftändigkeit ſollte über- 
haupt feine Rüdjiht genommen werden. 

Der niederöfterreichiiche Landesausfhuß Hat in ber ſchon erwähnten 
Note vom 14. September 1895 eine jehr bemerkenswerte Anregung gegeben. 

Heute befteht die Verpflichtung des Heimatlandes, für bie Verpflegs- 
toften des in ber Beſſerungsanſtalt eines andern Landes untergebrachten 
jugendlichen Korrigenben aufzulonmen und das Geſetz räumt, wie bereitd 
erwähnt, der Bertretung des Yeimatlanded das Recht ein, die in ber 
Befjerungsanftalt eines andern Landes untergebrachten Korrigenden in 
die heimatlidhe Anſtalt zurüdzuberufen. 

Die Anregung des niederöfterreihifchen Landesausfchuffes ging nun 
bahin, daß ber 8 4 des Gejeged vom 24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 90 
ex 476, dahin abzuänbern fei, daß die zur Abgabe in eine Befferungs- 
anflalt beftimmten Individuen, in die Veilerungsanftalt, und zwar ohne 
NRüdficht auf ihre Zuftändigkeit in die Anftalten jenes Landes abzugeben 
find, in dem fie wohnhaft waren oder aufgegriffen murben. 

„Die bermalen im Geſetze ausgefprochene Erfagleiftung der Verpflegs- 
toften ſeitens eines Landes, nach welchem ber Korrigend zuftändig ift, 
wäre zu eliminieren. Die Beſtimmung bezüglich der Erſatzleiſtung wurde 
mit Rüdfihl auf Niederöfterreich über Antrag des mitunterfertigten Landes- 
ausjchußreferenten (Schöffel), ber Mitglied bes Vagabundengeſetzausſchuſſes 
war, aufgenommen, hat fi) aber aus dem Grunde nicht bewährt, weil bie 
meiften in Nieberöfterreih Notionierten nad Böhmen und Mähren zus 
ſtändig find. Böhmen und Mähren requiriert nun, um bie Verpflegs- 
koften zu erfparen, die Mbgabe biefer nad ihren Ländern zuftändigen 
Individuen in bie dortigen Anftalten und entlaffen biefelben teils aus 
Erfparungdrüdfichten, teils deshalb, weil fie ſich mit ihnen, da fie ber 
ſlawiſchen Sprache nicht mächtig und ihrer Heimat voliftändig entfremdet 
find, nicht verftändigen können ober wolfen, nad furzer Beit, worauf 
dieſelben fofort nad Wien, reſpektive nach Nieberöfterreich, woſelbſt ihre 
wirkliche Heimat ift, zurüdfehren und auf diefe Weife alle Vorkehrungen 
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gegen dieſelben illuſoriſch machen. Die Weglaſſung der Erſatzpflicht der 
vorgenannten Heimatländer trifft nur Niederöſterreich, welches jedoch das 
finanzielle Opfer der größeren Sicherheit des Landes wegen zu bringen 
bereit fein dürfte.“ 

Die vorermwähnte Anregung bed nieberöfterreichiichen Lanbesaus- 
ſchuſſes läßt die weitgehende Fürſorge für die öffentliche Sicherheit bes 
Landes erfennen. Es ift mir nit befannt geworben, ob ber niederöfter- 
reichiſche Landtag in die Gelegenheit kam, ſich mit dieſer Anregung zu 
befaffen. Bur Tatfache geworden ift fie nit und bie Gelegenheit hiezu 
aus Anlaß der Beftimmung der Verwendungszwecke der Gebarungsüber⸗ 
ſchüſſe der gemelnfamen Waiſenkaſſen Hat man ſich ebenfalls entgehen 
laffen. Jin Gegenteil, damals befand ſich Nieberöfterreich an ber Spipe 
der fchließlich fiegreihen Bewegung für eine ausſchließlich länderweiſe 
Verwendung ber Gebarungsüberjchüffe. 


IV. Die Privafmofffäfigheif im Dienſte der Fürlorge 
für die verwahrloſte Augend. 

Ich muß hier vorausfchiden, daß ich feine andere Statiftit der 
Vereindtätigfeit diefem Kapitel zu Grunde legen ann, ala die im Ans 
hange wiebergegebenen, dem Werte „Oſterreichs Wohlfahrtäeinrichtungen“ 
entnommenen Abhandlungen. Dazu kommen meine praftifhen Er⸗ 
fahrungen auf dem Gebiete der Privatwohltätigfeit und die badurd 
gewonnene Erkenntnis, daß die Privatwohltätigteit in ihrer heutigen 
Zerfplitterung einen guten Teil ihrer Kraft verſchwendet und dadurch 
ganz außer ftande ift, ben Bedürfniffen der Urmen- und ben Erforber 
niffen der Wohlfahrtspflege zu genügen. 

Die Privatwohltätigkeit ift vielfach Mobejadhe und folgt dem von 
einer im ber Gefellihaft maßgebenden Perſönlichkeit außgegebenen 
Schlagworte. 

Ich will nicht damit gejagt haben, daß mit diefer Art Wohltätig- 
Teit nicht auch viel Gutes geftiftet wird. Allein die Schöpfungen ber 
Privatwohltätigkeit folgen damit vielfach den fubjektiven Empfindungen 
und Liebhabereien einzelner Perjönficfeiten, find aber nicht berechnet, 
in zielbewußter Weife dem fachlichen Bedürfniſſe abzuhelfen. Die öffent 
liche Mildtätigfeit ift ein reicher Schaf. Aus demfelben fchöpfen auf 
Grund der für die politifhe Verwaltung geltenden organifatoriihen Be 
ftimmungen die politifchen Behörden. Dieje haben noch immer ohne Ge 
bundenheit an bie Mitwirkung der inzwifchen organifierten autonomen 
Verwaltung bie Bewilligung zu öffentlihen Sammlungen innerhalb 
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ihres Verwaltungsgebietes zu erteilen. In biefem Nichtgebundenjein 
Tiegt ein Anahronismus. Die Omnipotenz ber Organe ber Staats» 
verwaltung in Wohltätigfeitsangelegenheiten fteht im Wiberfpruche mit 
ber im geltenden öffentlichen Rechte begründeten Stellung der autonomen 
Verwaltung, mit deren unbedingten Verpflichtung für das durch die Privat- 
wohltätigkeit nicht bededte Erfordernis für Armenzwede aufzulommen. 
Diefe fubfidiäre Haftung der öffentlichen Armenpflege rechtfertigt wohl 
die Forderung, daß biefe bei folhen Sammlungabemilligungen aud ein 
gewichtiges Wort mitzureben Hat. Jetzt haben die Organe ber zahlungs« 
pilitigen autonomen Verwaltung gar nichts zu fagen. Die Organe des 
Staates, ber für Armenzwede nichts leiftet, haben allein die Bewilligung 
zu erteilen. Ein ſolches Verhältnis birgt den Keim von Konflikten, öffnet 
der fubjeltiven Willkür die Türe. Wenn das Land den Vettel als einen 
eined jreien und felbftbewußten Volkes und eines geordneten Gemein- 
weſens unwürdigen Zuſtand befämpft, der politifche Landeschef kann, 
geleitet von feinem guten Herzen und ber Milde feiner Gefinnung 
durch Bewilligungen aller Art ben Bettel Tizenzieren und legiti— 
mieren und auf diefe Weife mit dem Abfichten des Landes in Wider- 
ſpruch geraten. 

Auch bei der Verfügung über die Privatmwohltätigfeit in Form ber 
Sammlungsbewilligungen durch die politijhen Behörden bedarf e3 einer 
Ordnung. 

Das Land kann die Not und das Elend der armen, verlaſſenen 
und verwahrloſten Jugend als einen Notſtand auffaſſen, der am Marke 
des Volles zehrt, bie Intereſſen von Staat und Geſellſchaft berührt, daher 
vor allem und mit allen dem Lande zu Gebote ftehenden Mitteln, mit 
feiner ganzen Kraft zu befämpfen ift. Der politiiche Landeschef Tann 
ſich für andere Notftände oder für ein anderes Werk ber Barmherzig- 
feit intereffieren, und ftatt das von ihm patronifierte, gewiß auch gemein- 
nüßige Unternehmen bis zu einem geeigneteren Zeitpunfte zurüdzuftellen, 
für dieſes Unternehmen inmitten ber Landesaltion Sammlungen ein 
Teiten, damit dem Lande aus höchſt eigener Machtvolllommenheit eine 
Konkurrenz bereiten und die vom Lande angeftrebte Einheit ftören. Solche 
Möglichkeiten von vornherein unmöglich zu machen, dazu follte ein eigenes 
Organ vom Landtage in Steiermark gefchaffen werden, ber Landes» 
verband für Wohltätigleit, ein Wereinigungspunft für bie private 
und öffentliche Armenpflege, in das auch bie k. k. Statthalterei 
einen Xertreter entfendet. Deifen Erfolg hängt feldftverftändlich bavon 
ab, daß diejenigen, welche ſich in erſter Linie an die im Lande 
geichaffene Ordnung zu Halten haben, fih auh an biefe halten. 
Diefe Ordnung. fiherzuftellen, dazu bebarf e3 einer Änderung ber für 
die politifche Verwaltung geltenden Organifationsbeftimmungen. Die Ge- 
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fegesänderung hätte das Recht ber politiichen Behörden zu Sammlungs- 
bewilligungen einzufhränten und deſſen Übung von bem vorhergegangenen 
Einvernehmen mit dem Lanbesverbande für Wohltätigkeit, beziehungs- 
weife in Ermanglung eines folhen von dem Einverftändniffe mit bem 
Landesausſchuſſe abhängig zu machen. Damit wäre bie Planmäßigkeit 
und die Einheit auf dem Gebiete des Armenweſens vor Störungen 
gefichert. 

Vielfach find es aud die im WBorbergrunde bes öffentlichen 
Intereſſes ftehenden Fragen, welche die Privatwohltätigfeit anregen. 
So brachte das Intereſſe für die Schule und die Tendenz, dieſe zu 
unterftügen, es mit fi, daß viele Vereine geſchaffen wurben, welche 
die Unterſtützung der ſchulpflichtigen Jugend ſich zur Aufgabe machten 
(Bekleidung armer Schulkinder, Ferienkolonien, Schulfpeifungen, Schüler 
unterflügungövereine u. dgl. m.), während bie Bereinsgründungen für bie 
Jugend im vor- und nahfhulpflichtigen Alter mit ber Vereinsbildung 
zu Gunften ber Jugend im ſchulpflichtigen After nicht gleichen 
Schritt hielt. 

Auch hier muß id — um Mißverftändniffen zu begegnen — betonen, 
daß id) keineswegs dad Bedürfnis in oberwähnter Richtung in Abrede 
ftelfe. Im Gegenteife, id bin ber feften Überzeugung, daß das Erfordernis 
die wirklichen Leiftungen ber Privatmwohltätigfeit um ein Vielfaches 
überfteigt. 

Und felbft dort, wo Mittel vorhanden wären, fehlt es oft an ber 
zweckentſprechenden Verwendung. In diefer Beziehung ift es vieljah nur 
das mangelnde Xerftändnis, auf das Erſcheinungen zurüdzuführen find, 
die anders nicht zu erflären wären. Manche Vereine legen ein zu großes 
Gewicht auf die Bildung eines großen Stammoermögens. Mir ift ein 
Verein begegnet, der fich die Bekleidung armer Schulkinder zur Aufgabe 
machte und troß namhaften Stammpermögens in einem Jahre von 700 
eingelaufenen Gefuchen nicht weniger al3 300 Gejuche abgewieſen hatte. 

Ein andermal traf ich einen Xerein, der unter feinen Bweden auch 
die Fürforge für Die vermahrlojte Jugend aufzählte, dieſes Gebiet ber 
Vereinstätigkeit troß eines bereit3 zu ftattlicher Höhe angefammelten 
Stammpermögens noch nicht betreten hatte und noch immer weiter fein 
Stammpermögen zu biefem Zwecke auffpeichert. 

Wie viele jugendliche Eriftenzen könnten vor Werwahrlofung und 
Verderben bewahrt werben, wenn das Gelb nicht in Papieren, fondern 
zu Zwecken der Fürforgeerziehung angelegt worden wäre! 

Aus den. Tagesblättern erinnere ich mich eines Berichtes aus Lehrer- 
freien über ein Erlebnis anläßlich der Speifung armer Schulkinder, 
wobei ein Knabe erklärte, mit ber warmen Speiſe fei feiner Not und 
feinem Elend noch lange nicht abgeholfen, er leide unter ber Kälte der 
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Wohnung und beneide feinen Kameraden N., der in die Landesbefferungs- 
anftalt gelommen fei und bort mit allem Notwendigen verjorgt fei. 

Bei biefer Gelegenheit erwähne ich einer Stimme im öfterreichiichen 
Abgeorbnetenhaufe, welche die Frage ber Hungernden Schulkinder be— 
rührte. Ein Abgeordneter aus rain fprad) vor wenigen Jahren im Ab- 
georbnetenhaufe von ber ſchlechten Ernährung ber armen Schulkinder, welche 
während ihrer ganzen Schulzeit in vielen Gegenden der warmen Mittags- 
toft entbehren müſſen. Die Frage der hungernden Schulkinder fei wert, 
von Hygienikern geprüft und ftudiert zu werden. Es dürfe ben Belieben 
der Unterrichtöverwaltung nicht anheimgeftelft fein, ftatt einer tüchtigen 
Generation nur Kandidaten für die Spitäler und Siehenhäufer aufs 
äuziehen. Auch dürfe man ſich nicht auf private Wohltätigfeiten und 
tommunale Hilfe verlaffen, der Kriegaminifter möge daher ſchon früher, 
nit erft beim 21. Lebensjahre dafür forgen, daß er fräftige junge 
Männer befomme. 

Das Kapitel ber hungernden Schulfinder ift alfo eine offene Frage 
in Stadt und Land! Und diefes Kapitel ift nicht bie einzige offene Frage! 
Dabei ift die Privatmohltätigkeit ungleich verteilt. Den Veranftaltungen 
in ‚ben Städten fteht zumeift völliger Mangel auf dem flachen Lande 
gegenüber. 

Das vorerwähnte Verlangen eines Schufkindes, in eine Lanbes- 
befferungsanftalt aufgenommen zu merden, weil durch die Schulſpeiſung 
nur fein Hunger, nicht aber die andern Bebürfniffe befriedigt werben, 
Tennzeichnet ben Stand unferer Wohltätigleiteinrichtungen. Die Speifung 
hungernder Schulfinder, die Bekleidung berfelben, bie Beherbergung auf» 
fichtslofer Kinder in Krippen, Kinberbewahranftalten und Kinderhorten, find 
mohl jehr dankenswerte Einzelafte der Wohltätigleit, welche aber die 
Trage, wer für die andern VBebürfniffe der Pilege und Erziehung armer 
Kinder forgen foll, offen lafſen. Und im dieſer Beziehung hatte ber 
Rnabe, welcher in bie Landesbeiferungsanftalt aufgenommen zu werben 
verlangte, vecht, weil bei dem Mangel entjprechender Einrichtungen nur 
die geſchloſſene Anftalt für die Gefamtheit diefer Bedürfniſſe auffommt. 
Außerhalb der gefchloffenen Anftalt ift bie Befriedigung des Hungers 
und der andern Bebürfniffe des Kindes im Falle der Armut bei mangel- 
hafter Organifation der Armenpflege nicht fihergeftellt und das Kind 
ift auf die Selbfthilfe der Armen, auf den Vettel, angewieſen. 

Eine zielbewußte Privatwohltätigteit follte die Gefamtheit der Be- 
dürfniſſe des Kindes und das ganze Kindesalter von der Geburt 
bis zum Eintritt in das ermwerbsfähige Alter fih vor Augen halten. 
Der Bettel eines Kindes follte zum Anlaß genommen werben, die Ver- 
hältniſſe des Elternhauſes nach der Richtung zu prüfen, ob die Eltern 
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ihrer gefeplichen Verpflichtung, für den Unterhalt de3 Kindes zu forgen, 
das Kind zu beauffichtigen und es erziehlich zu leiten, nachkommen. 

Iſt dies nicht der Fall, dann hätte die einzuleitende Fürforge ſich auf 
die Gefamtheit der Bebürfniffe zu erfireden, und zwar wenn nicht bie 
Privatwohllätigfeit dafür auflommt, im Wege der von Obrigleits wegen 
anzuorbnenden Erziehungsfürjorge. 

Ben die Fürforge für die Kinder von Seite ber durch Natur, Sitte 
und Recht dazu berufenen Eltern unterbleibt, hat biefe fchon im Säuglings- 
alter einzufegen und nicht mit bem Außtritte aus bem ſchulpflichtigen Alter 
aufzuhören, jondern dem Finde auch nad der Schulentlaffung bei feinem 
Eintritt in das Erwerbäleben eine Stüge zu gewähren, fomit das ganze 
ſchußbedürftige Lebensalter des Kindes zu umfaffen. 

Für das nachſchulpflichtige Alter, für das in der Entwidlung des 
Menſchen fo überaus wichtige Alter des Überganges aus der Schule in das 
erwerbätätige Leben, für eine Fürforge für die ſchulentlaſſene Jugend ge- 
ſchieht, wenn ich von den Lehrlingsvereinen abſehe, fo gut wie gar nichts. 
Unb welch kraſſer Unterſchied befteht nicht gerade in dieſer Stufe der Ent- 
widlung zwifchen ben Kindern vermögenber Eltern und ben armen Kindern. 
Während bei Kindern vermögenber Eltern und bei Waifen mit Vermögen 
Eltern und Vormünder das Erziehungswert mit Abſchluß ber Bolls- 
ſchule noch lange nicht als abgefchloffen betrachten, treten die Kinder 
unbemittelter Leute und die armen Waiſen mit dem Abſchluß des ſchul⸗ 
pflichtigen Alter3 und nad) ber Entlafjung aus ber Volksſchule jelbftändig 
in das praftifhe Leben, ohne daß die biöherige erziehliche Einwirkung 
den Charakter fo ſehr gebildet und gefeftigt hätte, daß der halbgewachſene 
Junge ben nunmehr auf ihn einftürmenden Eindrüden und Verſuchungen 
ſtandhaft Wiberftand Ieiften könnte. Die mangelnde Fürforge für die 
ſchulentlaſſene Jugend, der unvermittelte Übergang des Kindes aus ber 
Schule in die Selbftändigfeit des Erwerbslebens wird dadurch leicht zu 
einer Urfache der Verwahrloſung. 

Während die Fürforge bereit3 im erften Lebensalter einfegen und 
bei dem Säuglinge anfangen follte, gebrach es bis vor furzem an Ein» 
richtungen für Säuglinge faft gänzlich. Erſt vor wenigen Jahren entftanden 
mit der Säuglingsfhugbewegung bie erften Schöpfungen ber Privatwohl⸗ 
tätigfeit für bie Bedürfniſſe des Säuglingsalters. So entitand auf An- 
vegung des Primararztes des Annen-Finberfpitales in Wien, Profeſſor 
Dr. Eſcherich, eine Säuglingsabteilung dieſes Spitales, eine Kinber- 
pflegerinnenfchule und eine GSäuglingsfhußftation zur Abgabe unver 
fälfchter Milch und zur unentgeltlichen ärztlichen Beratung der Mütter, 

Für das vorfhulpflichtige Alter ſchuf man Krippen und Kinder 
bewahranftalten, welche es ben Eltern ermöglichen folften, während ihrer 
Tagesarbeit außer dem Haufe die Kinder vor ben Gefahren der Auf- 
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ſichtsloſigleit zu jchügen und der Verwahrloſung vorzubeugen. Doch reihen 
die vorhandenen Anftalten nicht an das Bedürfnis heran. 

Die Verteilung folder Anftalten ift — wie die Privatwohltätigfeit 
überhaupt — ganz ungleihmäßig. In ben Stäbten finben fie fi zahlreicher 
vor, während das flache Land daran zumeift einen empfindlichen Mangel 
leidet. 

Dieſer Mangel des Erſatzes einer Aufſicht über bie Kinder im vor» 
ſchulpflichtigen Alter trägt weſentlich mit bei zu jener nachteiligen Prägung 
der in die Volksfchule eintretenden Kinder, welche bie Ziele der Rolls- 
ſchule gefährdet. Diefer Umftand follte die Regierung veranlaffen, der 
Frage ber Errichtung von Krippen und Kinderbemahranftalten näher 
zu treten. 

Der gejundheitlihe und namentlich erzieherifhe Wert dieſer An- 
falten, der Kindergärten und inberbewahranftalten, für die vor» 
ſchulpflichtige Jugend wird wohl nachdrücklichſt betont und hervorgehoben 
in dem Erlaffe des Minifteriums für Kultus und Unterricht vom 22. Juni 
1872, 8. 4811. Diefer Erlaß nimmt die behörblihe Regelung dieſer 
Anftalten in Angriff und führt ihre einheitliche Organifation und Eintich- 
tung durch. Die Gründung folder Unftalten überläßt die Regierung aber 
ausſchließlich der Privatmohltätigkeit (j. Anhang Nr. 54). 

Zu diefen Anftalten traten dann in der Folge die Schülerhorte, 
Aſyle u. dgL, welche der Auffichtölofigkeit der Volksſchüler in der ſchul-⸗ 
freien Zeit vorbeugen wollen. Die Tendenz biefer Anftalten, der Ber- 
wahrlofung vorzubeugen, geht aus deren Bmwedbeitimmung, teilmeife auch 
ſchon aus der Bezeichnung ber Anftalten hervor (f. Anhang Nr. 45). 

In biefen Vereindgründungen kommt bie Erkenntnis zum Ausdrude, 
daß bie Schule die Erziehung auffichtölofer Kinder, befonders in ber Groß» 
Habt und Induftrieorten, nicht zu leiſten vermag. Die Volksſchule, welche 
die Kinder während der Schulftunden anhält, bedarf der Ergänzung durch eine 
Anftalt, melde die Anhaltung und Beauffihtigung des fonft auffichtslofen 
Schülers in der fehulfreien Zeit fortfegt. 

Die Gründung von berlei Unftalten fallen vielfach zufammen 
mit ber Akten ber Privatmohltätigleit aus Anlaß freubiger Ereigniffe 
im Allerhöchſten Kaiferhaufe. 

Als eine erfreuliche Erſcheinung verdient Hier die Betätigung bes 
fozialen Pflichtbewußtſeins don Seite einzelner Gemeindevertretungen er- 
wähnt zu werben. So brachte das Verordnungsblatt bed Minifteriums 
des Innern, 1902, Nr. 13, bie Mitteilung, baß eine fozial-jumanitäre 
Kommiffion de3 Prager Stadtrates ſich im Jahre 1901 Tonftituiert Habe, 
welche beſonders eingehend fi) mit der Frage des Schutzes ber Jugend 
gegen Verwahrlofung beichäftigt und biefe in einer Neihe von Anträgen 
und Vorſchlägen in das bezügliche Aktionsprogramm zufammengefaßt hat. 
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Unter den Anſtalten zur Verſorgung und Erziehung armer Waiſen 
erklärten mehrere ihre Geneigtheit, auch verlaſſenen Kindern Aufnahme 
zu gewähren. Abgeſehen von biejer erfreulihen Bereiterkllärung, dem 
Bedürfniſſe entgegenzutommen und dem Mangel an Einrichtungen für 
verlaffene Kinder abzuhelfen, wurden auch befondere Aſyle für verfafjene 
Kinder begründet, fo auf Anregung des Gemeinderates Bäder das Aſyl 
für verlaffene Kinder der Stadt Wien. 

Die Privatwohltätigfeit ſtellte fich auch in den Dienſt ber Fürforge für 
die verwahrlofte Jugend (f. Anhang Nr. 46). Die erften verwandten Bereind- 
gründungen falfen in die Mitte des vorigen Jahrhunderts. Die erften 
Vereine waren Schutzvereine für entlaffene Sträflinge (Wien und Graz), 
aus denen dann im meiteren Verlaufe der Schugverein für Rettung ver- 
mahrlofter Kinder (Wien), bezw. ber Schugverein für die verwahrloſte 
Jugend in Graz hervorgingen. Beide Vereine ſchufen Anftalten, jo das 
Knabenrettungshaus in Wien, XIII., St. Veitgaſſe, und das Mädchen- 
rettungshaus in Ernftbrunn, die Erziehungsanſtalt für verwahrloſte Kinder 
in Waltendorf bei Graz. . . 

Hier bewegt ſich aljo die Entwidiung bed Vereinszweckes 
von der Straffälligleit zur Werwahrlofung, mit ber Tendenz, bie 
Fürſorge vor ber Gtraffälligfeit eintreten und bereit? den ver— 
mahrloften Kindern zu gute kommen zu laſſen. Im Oſterreich 
zeigt ſich dieſelbe Erfcheinung, die ſich auch anderwärts gezeigt 
hat: nämlich die Privatwohltätigkeit kann ſich im allgemeinen für 
die Fürſorge von Kindern, deren Verwahrloſung bis zur Straffällig- 
teit gebiehen ift, nicht erwärmen. Hievon machen die auf konfeſſioneller 
Grundlage beruhenden Erziehungsanftalten durch geiftliche Kongregationen, 
wie die Schweftern vom Guten Hirten, eine Ausnahme. Diefe nehmen 
fi der arg verwahrloften weiblichen Jugend an. Im übrigen find die 
vielen andern Anftalten, welche auch verwahrloſte Kinder aufnehmen, doch 
mehr den gefährdeten äußerlich verwahrloften, als den innerlich verwahr- 
foften, fittlich verderbten Kindern gewidmet. Eine ganz eigenartige Ent- 
widfung nahm die Anftalt zum Guten Hirten bes Katholifhen Yrauen- 
bereine3 in Linz. Diefe Anftalt wurde im Jahre 1855 begründet und 
war ber urfprüngliche Zweck bes Linzer Vereines: arme, verlafjene Kinder 
der Verwahrlofung zu entreißen, aljo Belämpfung ber ben Rindern brohen- 
den Verwahrlofung. Diefer Zwed erfuhr aber in der Folge eine hoch- 
bebeutfante Erweiterung duch die Aufnahme jugendlicher Korrigenden 
in bie Anftalt. 

Andere Unftalten, welche der Privatwohltätigkeit ihre Entftehung 
verdanken und ber Erziehung nicht nur der verlajfenen, jondern auch der 
verwahrloſten Kinder dienen, find befonders zu erwähnen: das auf faijer- 
licher Stiftung beruhende, in dem ehemals kaiſerlichen Schloffe Weinzierl 
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untergebrachte Kaijer Franz-Zofef-Kinderafyl, die auf Grund der Kauf» 
mannzitiftung begründete Anftalt in Klagenſurt (diefelbe wurde vom 
Sande Kärnten übernommen und wird gegenwärtig als Lanbesanitalt 
meitergefüßrt), die zur Erinnerung an dad Toleranzpatent bes Kaiſers 
Joſef II. am 31. Oktober 1881 durch den evangelifchen Pfarrer Ernſt 
Schwarz in Waiern begründete Schwarzſche Stiftung in Waiern bei Feld— 
firhen in Kärnten, bie Stiftung der Eheleute Dliva in Prag u. a. m. 

Das Geſetz vom 25. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, geftattet mit 
Genehmigung der Staatöverwaltung, infolange befondere Beſſerungs— 
anftalten ($ 13) nicht beftehen, die Abgabe jugendlicher, zur Anhaltung 
in einer Befferungsanftalt notionierter Perfonen, in Privatbefjerungs- 
anftalten (8 14). Damit überträgt der Staat die Durchführung der ge- 
richtlich als zuläffig erfannten Bmangserziehung.außer der Selbftverwaltung 
ber Länder auch der für diefen Zweck organifierten Vereindtätigfeit. 

Während aber in andern Staaten (Baden, England, Frankreich, 
Schweiz) die Regierung die Privatwohltätigfeit im Sinne einer plan- 
mäßigen und einheitlichen Ausgeftaltung der Anftalten nad) Maßgabe des 
Bedarfes an folhen Anftalten, nach ihren verfchiedenen Sweden und ben 
Bedürfniſſen der Anftaltserziehung fördert, geſchieht in Oſterreich außer 
der Auffiht — und auch biefe ift, wie ich an einigen tatjächlichen 
Beifpielen gezeigt habe, im rechten Augenblide nicht immer zur rechten 
Stelle — fo gut wie gar nichts, um Die Initiative der Privat» 
mohltätigfeit auf dem Gebiete der Fürforge für bie verwahrloſte 
Jugend zu fördern. Während alles zu einer Spezialifierung ber An— 
ftalten nad) Alter und Grad der Verwahrlofung und innerhalb ber- 
ſelben nad) Individualifierung in der Erziehung, fomit nach möglichſter 
Beſchränkung in der Aufnahmsziffer drängt, und in den Grenzen des weiten 
Reiches die Möglichkeit zu einer folhen planmäßigen und einheitlichen 
Ausgeitaltung der Unftalt3erziehung von Regierungs wegen geboten wäre, 
die Beträge der gemeinfamen Waifentaffen hiezu die Mittel, die Bejtimmung 
be3 Gejeßes, welches den Staat zur Beitragsleiftung nad Maßgabe ber 
Bmedmäßigfeit der Anftalten ermächtigt, Hiezu die Anregung geboten 
hätten, wird dieſe Gelegenheit in Oſterreich jo gut wie gar nicht berüd- 
ſichtigt. Die Folge davon ift fehr zum Nachteile der Sache, die Mafjen- 
erziehung in ben provinzialen Befjerungsanftalten. Gerade in dieſer Be- 
ziehung bilden die Schöpfungen der Privatwohltätigkeit, welche auf dem 
Familiengruppenſhſtem beruhen, einen wohltuenden Gegenjaß in der Orga— 
nifation und in ber inneren Einrichtung ihrer Anftalten und Kinderheime.t) 

Während die Anftalten für vermahrlofte Jugend die bereit ver- 
wahrloſte Jugend im Auge haben, und in diefer Beziehung Einrichtungen 
) Siehe: Lydia v. Bolfeing „Entwurf einer Ianbwirtihaftlich-gemerblichen 
Kolonie” und Anhang Nr. 4 
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in Oſterreich beftehen, fehlte e8 für die der Verwahrloſung ausgefegte 
Jugend, für die Fälle der drohenden Wermwahrlofung, nahezu gänzlich 
an Fürforgeeinrichtungen. 

Die wohlgemeinten Schugbeftimmungen des allgemeinen bürgerlichen 
Gefegbuches entbehrten dadurch bes Mittel? der praltiſchen Durchführung 
in allen Fällen, in denen die Kinder nicht über eigenes Vermögen verfügten 
und anbrerfeit3 die Vorausfegungen für das Einfchreiten ber Armenver- 
waltung fehlten. 

So Vieles und Großes auch die Privatwohltätigkeit an Anftalten 
zur Verforgung armer Waifen gejchaffen und fo Erfprießliches auch bie 
Privatwohltätigkeit für einzelne Wohltätigfeitsafte zu Gunften armer 
Kinder geleiftet Hat, fo ſehr einzelne ber beftehenden Waijen- 
anftalten bem Bebürfniffe nach Würforge für micht vermaifte, aber 
verlafjene Kinder entgegengefommen find, und trogbem ſich auch feit 
vielen Jahrzehnten die Privatwohltätigfeit in den Dienft ber tat- 
ſächlich verwahrloften Jugend geftellt hat, fo wenig tat bie Privatwohl⸗ 
tätigfeit bi dor wenigen Jahren zum Schutze ber von ihren Eltern 
mißhandelten und vernachläffigten Kinder. Insbeſondere an Vorkehrungen 
zur unvermweilten fürforglichen Unterbringung ber von ihren Eitern ab» 
genommenen Kinder, infolange ihr Verpflegungsanfpruc gegen die Eitern 
durchgeſetzt und über ben Unterftügungsanfpruch gegenüber ber Heimat» 
gemeinde endgültig entſchieden ift, fehlte e3 nahezu gänzlich. 

Die Verordnung des Juftigminifteriums vom 23. Juli 1904, ber 
treffend Vorkehrungen zur Hintanhaltung der Verwahrlofung von Minber- 
jährigen, deutet auf den Mangel folder Hilfgeinrichtungen ber Pfleg- 
ſchaftsbehörden Hin: „Bis zum Einfchreiten der Armenverwaltung, fowie 
in dem alle, ald unverweilt eine mittlerweilige Vorkehrung zur Siche- 
rung des Kindes getroffen werden muß, wird man auf bie Hilfe eines 
Menfchenfreundes, eines Wereines, ber fi mit Kinderſchutz beichäftigt 
ober einer derartigen Anſtalt angewieſen fein.” In biefem Falle beruht 
alfo die ganze Fürforge zur Sicherung bes Kindes, welche ſchon bie 
QYuftizminifterialverorbnung vom 11. Mai 1901 als eine dringlihe und 
notwendige Maßnahme bezeichnet, auf dem guten Wilfen ber privaten 
Wohltätigkeit. 

Im Haufe der Abgeordneten, 17. Seſſion, am 22. Mai 1902, ließ 
ſich ber Regierungsvertreter in folgender Weife vernehmen: „Was bie 
Frage der Fürforgeerziehung betrifft, fo hat das Yuftizminifterium von 
vornherein, als diefe Frage und biefe Bewegung auftauchte, ben Entichluß 
gefaßt, die Bewegung zu Gunften ber Fürforgeerziehung, zu Gunften bes 
Kinderſchutzes uſw. aufs Fräftigfte mit allen feinen Mitteln zu unterftügen. 
Die Mittel der Juftizverwaltung find nicht fo groß, aber was wir tun 
lonnten, un namentlich den privaten Affoziationen zu Hilfe zu fommen, 
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iſt geſchehen, und wir wollen hoffen, daß auch; Gemeinde und Land diefe 
einzelnen Affoziationen auf das wirkungsvollſte unterftügen werben... 
Dan fieht jegt, daß die ftantlichen Behörden, die Juſtizverwaltung allein 
hier ohnmächtig find. Sie muß Hand in Hand mit ben Privatafjoziationen 
mit ben aulonomen Körpern arbeiten.” 

Im Sinne diefer programmatifhen Äußerungen bed gegenwärtigen 
Leiters des Juftigminifteriums find auch im Verordnungswege eine Reihe 
von Weifungen an bie Gerichte erfloffen, melde dahin gehen, die 
Gründungen folcher Vereine zu fördern, dem beftehenden Kinderſchutz- 
vereinen da3 größte bienftliche Entgegenfommen an ben Tag zu legen, 
bie Vereindtätigfeit zu fördern, die Funktionäre der Kinderſchutzvereine bei 
Amtshandlungen wegen Mikhandlung und Verwahrfofung von Kindern 
heranzuziehen uf. 

Das Verorbnungsblatt be3 Juftigminifteriums macht regelmäßige Mit- 
teilungen bon neuen Vereindgründungen, um auf diefe Weife zur Nach— 
folge de3 guten Beiſpieles anregend zu wirken (f. Anhang Nr. 47). 

Aber au innerhalb der jungen, zu biefem Zwecke gegründeten 
Vereine felbft befteht ein außerordentlich reger Eifer, dem Gedanken bes 
Kinderrechtihuges Verbreitung und Anhang in den meiteften Sreifen 
ber Bevölferung zu fichern. 

So ift über Anregung bed Peftallozibundes die Abhaltung eines 
Kongrefjes für Kinderfhug und Jugendfürforge in Ausficht genommen, 
am bemt jeder, ber ſich für die Sache intereffiert, phyfifche als auch juriftifche 
BVerfonen, Vertreter ber Regierung und ber Landesausfchüffe, wie auch der 
größeren Stäbte, außerbem alfe Vereine, die fich mit dem Kinderſchutze und 
der Würforgeerziehung befallen, ſowie Wertreter ber Vorſtehungen ber 
Waifenhäufer und der Patronagen für Arbeiterfinder teilnehmen ſollen. 

Der Peftallozibund hat es fich weiter zur Aufgabe gemacht, allen, 
welche fi für Kinderihug und Jugendfürforge intereffieren, feine Dienſte 
zur Verfügung zu ftelfen und ift bei Begründung von Kinderfchugorganifa- 
tionen mit Rat und Tat behilflich. 

Die Begründerin bes Peftalozzibundes, Fräulein Lydia v. Wolfring, 
hat außerdem eine Schrift veröffentlicht, welche unter dem Titel „Was 
iſt Kinderſchutz?“ zur Propagierung bes Gebanfens bienen foll. In 
diefer Publifation des Wiener Peftalozzivereines, welche einen Teil ber 
Beröffentlihungen des Wiener Peitalozzivereines: „Rechtſchutz der Jugend” 
bildet, die ſich felbft als „Populäre Abhandlungen über bie wichtigften 
Punkte der neuen fozialen Bewegung‘ bezeichnen, will bie nimmermübe Vor- 
lämpferin auf dem Gebiete des Kinderſchutzes auf die breiten reife ber 
Bevölkerung aufflärend einmwirken, in welchem Beftreben die Verfaſſerin 
durch dad Yuftizminifterium unterftügt wurde, welches die Gerichte auf 
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dieſe Schrift aufmerkſam machte und deren Verbreitung in weiteſten Kreiſen 
empfahl. 

Wenn ih nun auf die Einzelheiten ‘der Vereinsgründungen zum 
Zwecke bes Kinderfchuges und ber Jugendfürforge zurüdtomme, fo be— 
merfe ich, daß meine Ausführungen nicht auf Vollftändigfeit Anſpruch 
erheben können, da mir, wie bereit einmal erwähnt, eine verläßliche 
ftatiftifche Grundlage in dieſer Richtung fehlt. 

Im Anhange bringe ich diejenigen Organifationen, die jedenjalls 
zu ben hervorragendften Typen diefer Vereinsgründungen zählen. Dahin 
gehören dem Alter bed Beſtandes dieſer Vereine nad: bie „Wiener 
Kinderfhug- und Rettungsgejellfchaft” (f. Anhang Nr. 48), ber Verein 
„Rinderfhußftationen in Wien” (f. Anhang Nr. 49). Es wurde eine 
Vereinigung beider Vereine angeftrebt, doch kam e3 nicht zu einer jolchen. 
Aus fahlihen Gründen ift es jedenfall wicht zu bedauern, daß Die 
Vereinigung nicht zu ftande fam. Bei nahe verwandten Arbeitsgebiete 
find doc) die Zwecke der Vereine weſentlich andere, das Ziel der Kinber- 
ſchutzgeſellſchaft heißt Schuß vor Mikhandlung und Verwahrlofung, Das 
Ziel der Stationen ift die Vorbeugung der Verwahrlofung, Bewahrung 
der Kinder tagsüber in Heimſtätten der Stationen vor ben Ge— 

- fahren der Straße und damit vor den Gefahren der Berwahr- 
lofung. Die Stationen berühren alſo ein früheres Gtabium, die Ver— 
mahrlofung in ihren erften Anfängen und verhindern durch ihre Ein- 
richtungen, baf es zu der tatſächlichen Verwahrlofung fommt; die Tages- 
heimftätten find gedacht als Erſatz der Familie während der Tages- 
arbeit der Eltern und molfen der Auffichtslojigkeit der Kinder feuern. 
Dank dieſer Schöpfungen der Privatwohltätigkeit ift e8 den Eltern möglid 
gemacht, die Beauffichtigung ihrer Kinder, welche fie ſelbſt duch ihre 
Tagesarbeit außer Haufe nicht leiften können, im Wege freier Verein- 
barung mit den Anſtaltsleitern ficherzuftellen und fomit die Fürforge 
für ihre fonft aufſichtsloſen Kinder ſelbſt in die Wege zu leiten. 

Die Kinderfchußgefellfhaft nimmt gegenüber ber Tatjache der 
bereits erfolgten Mißhandlung und ber tatſächlichen Verwahrloſung 
Stellung. Jede ber beiden Organifationen verfchafft Befriedigung 
und Abhilfe zwei menngleih nahe verwandten, fo doch auch nad 
den Mitteln ihrer Vefriedigung weſentlich verſchiedenen Bedürfnifien. 
Beide Drganifationen berühren die Einleitung der Fürforge, Die 
Kinderfchugftationen, indem fie den Eltern ober beren Stellver- 
tretern, welche ihre Kinder nicht felbft beauffichtigen können, Die 
Tagesheimftätten zu biefem Zmwede zur Verfügung ftellen, den obdach 
Iofen Kindern in den Nachtſchutzſtationen fürjorglic Aufnahme gewähren, 
die Kinderfhug- und Nettungsgefellichaft, indem fie die Gerichte aui 
Fälle der Mißhandlung und Verwahrlofung aufmerfjam macht und aui 
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biefe. Weife die Einleitung des gerichtlichen Verfahrens zum Schutze ber 
Kinder veranlaßt und an ben gerichtlihen Schutz die Vereinsfürforge 
zum Zwecke der Durchführung der gerichtlichen Unordnung anfnüpft. 

Der „Verein für Armenpflege und Kinderfürforge” in Graz (f. An- 
Hang Nr. 50), ber Verein „Kinderſchutz des Friebländer Amts- und Ge- 
richtsbezirkes“, ber auf Anregung des Bezirlksrichters Janiſch in Fried⸗ 
land ins Leben gerufen wurde, deſſen Beiſpiel, wie aus den Mitteilungen 
im Verordnungsblatte des Juſtizminiſteriums hervorgeht, zahlreiche Nach» 
folge in andern Gerichtsbezirken gefunden hat (ſ. Anhang Nr. 51), ber 
„Beltalozziverein zur Förderung des Kinderfhuges und der Jugendfür- 
ſorge“ („Beitalozzibund”) in Wien (f. Anhang Nr. 52), ber „Jugend⸗ 
fürforgeverein“ in Tirol (f. Anhang Nr. 33). . 

Im Anhange werden diefe Organifationen und ihre biöherige Tätig- 
keit des nähern bejprochen. 

Die Kinderjchugvereine find außerordentlich wertvolle Hilfseinrich- 
tungen ber Pflegſchaftsbehörden nad} ber informativen Seite, indem jie Fälle 
ber Verwahrlofung und Mißhandlung zur Anzeige bringen, find aber auch 
dadurch von Bedeutung, daß fie fachliche Mittel, Kinderheime, Kinderſchutz- 
ftationen und Anftalten beiftellen und ſich namentlich der mißhandelten und 
Tittlich gefährdeten Kinder annehmen. Auf deren Bedeutung ift in dem 
ſyſtematiſchen Teile, im Kapitel „Einleitung und Durchführung der Schutz- 
und Fürforgemaßnahmen” hingewieſen. Die Strafprozeſſe wegen Kinber- 
mißhandlung bildeten die erfte Veranlaffung zur Begründung folcher 
Vereine. Diefe unmittelbare Veranlaſſung beeinflußt die Richtung diefer 
Vereinsbildungen, deren Schwergewicht in dem Schuße gegen Mißhandlung 
und in ber Rettung ber Kinder aus ber Gewalt graufamer Eltern Liegt 
und welche die Verwahrloſung infomeit mitberüdfichtigen, als fie zumeift 
eine Begleiterfcheinung der Mißhandlung ift. Doc) je weiter dieje Vereins“ 
bildungen fortfchreiten, in je engere Beziehung fie zu ben Pilegichafts- 
behörben treten, befto mehr tritt der Kinderſchutz als folher, alſo eben- 
ſowohl der Schug gegen Mißhandlung als auch gegen Verwahrlofung 
in ben Vordergrund der Vereinstätigkeit. Diefe Vereine wollen den ge- 
famten Lebensintereffen ber Kinder, nicht bloß dem einen oder dem andern 
Bebürfniffe gerecht werben, fie bezweden den Rechtſchutz und bie Fürforge 
für das Kind. 

Den Übergang von den freiwilligen zu ben amtlichen Organen, welche 
zur Einleitung des pflegſchaftsbehördlichen Verfahrens berufen find, bilben 
bie Wiener Waifenräte und die Gemeindemwaifenräte. Die erfteren find 
halbamtliche, die letzteren bereits amtliche Organe. 

Tas Nähere über die Organifation der Wiener Waifenräte und ber 
Gemeindewaifenräte findet fi im Anhange (f. Anhang Nr. 34 und 36). 
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V. Die Sfafifik der Berwahrlofung in Oſterreich. 


Über den Umfang der Rerwahrlofung der Jugend in Oſterreich 
fteht uns leider fat gar fein Material zur Verfügung. In meiner 
Enquete, welche id) im Jahre 1890 veranftaltete, indem ih — unter- 
fügt durch ein Vorſchreiben der Minifter des Innern und der Juſtiz — 
die in einer Broſchüre: „Schug und Hilfe für arme Kinder in Öfter- 
reich” zufammengefteflten Fragen mit der Bitte um Beantwortung an 
fämtliche Gerichte und politifche Behörden fandte, fuchte ich unter 
anderen auch ein umfafjenderes Bild des Buftandes ber fittlih ver- 
wahrloften Jugend zu gewinnen. In einer beigefügten Tabelle folfte 
mir bie Zahl der in ben legten drei Jahren ben Beſſerungsanſtalten 
überwiefenen Kinder und ber Grund ihrer Notionierung mitgeteilt 
werben. Die Berichte waren leider zu lüdenhaft, um verarbeitet werben 
zu können. Someit diejelben brauchbar waren, find fie in biefer Arbeit 
verwertet (f. Anhang Nr. 1, 2, 4, 7 und 22). 

Dagegen ftehen wenigſtens für ein Land Oſterreichs, für Steiermart, 
die Erhebungen des ftatiftifchen Landesamtes zur Verfügung, welche und 
einigen Einblid in die Verwahrloſung der Jugend in Gteiermarl ge- 
mähren. Ich verdante dem fteiermärkifchen Landesausfchuffe für Die Zwecke 
biefer Arbeit bie freundliche Überlaffung des Ergebniffes der Erhebungen 
des ftatiftifhen Landesamtes. Diefe Erhebungen mollten bie Ver— 
mwahrlofung im ganzen Lande umfafjen. Die Hauptorgane der Erhebung 
find die Volksſchullehrer. Dieſer Umftand bringt es mit fi, daß Die 
geivonnenen Ergebniffe diefer Erhebungen vornehmlich zu einer Statiftif 
ber vermahrloften und gefährdeten Kinder in den öffentlichen Volksſchulen 
Steiermarks wurden. Dieſes Ergebnis ermöglicht einen Xergleich mit 
einer gleichen Erhebung, welche ich im Jahre 1886, vor Einbringung 
meine3 Antrages auf Ausgeftaltung ber Fürforge für bie verwahrloſte 
Jugend im fteiermärfifchen Landtage veranftaltet Habe. Ich bringe im 
Anhang eine Zufammenftellung des Hauptergebniffes der ftatiftifchen Er- 
hebungen von 1899/1900 und bes Ergebniffes meiner Umfrage aus dem 
Jahre 1886 (f. Anhang Nr. 13). 

Ich bin mir wohl bewußt, daß bieje beiden Bahlenreihen, wenn 
auch nicht unvergleihbar, jo doch mit Vorficht zu vergleichen find. Sind 
fie doch auf fehr verfchiedene Art erhoben und aufgearbeitet worden. 
Die Zahlen aus dem Jahre 1900 find das Ergebnis von Erhebungen, die 
das landesſtatiſtiſche Amt, ein Fachamt aufarbeitete, da3 von fachlich 
gefhulten Beamten unter der Leitung eines bewährten Fachmannes ger 
bildet, mit einem amtlichen Apparate verjehen, in der Methodik ftatiftifcher 
Erhebung und Aufarbeitung gefchult ift und ſich mit ſolchen Arbeiten berufs- 
mäßig befaßt. Die Zahlen von 1886 hingegen wurden von mir ald Brivat- 
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mann erhoben, dem man nur aus gutem Willen zu antworten brauchte und 
der ber Erhebung nur feine perſönliche Arbeit und feine Liebe zur 
Sache widmen konnte. Geben ſchon die geeigneten Mittel ber Erhebung 
von 1899/1900 den erhobenen Zahlen den Charakter größerer Buver- 
Täffigfeit, jo mar 1899/1900 auch noch eine Differenzierung in der Richtung 
möglich, daß bie fittlich verwahrloften von dem fittlich bloß gefährdeten 
Kindern unterfchieben werden konnten. Auch möchte ich noch ein Moment 
hervorheben. Anläßlich meiner Erhebungen im Jahre 1886 Hatte mich 
ein alter, erfahrener Grazer Schumann gewarnt, möglichſt fleptifch zu 
fein gegenüber ben Ziffern, welche mir namentlich aus den Grazer Schulen 
berichtet werben würben. Die Möglichkeit eines Übereifer3 mancher Lehr- 
perfonen in der Beurteilung ber Elemente, welche als verwahrloſt aus 
ber Schule ausgeſchloſſen werben follten, könne zu weit gehen und rechne 
oft Unarten, Verirrungen und Verſtöße der Kinder gegen bie Schul» 
ordnung, denen zufolge bie Kinder der Schule und bem Lehrer läſtig 
fallen, zu ben Zälfen ſittlicher Verwahrloſung. 

Einem möglichen Übereifer der Austunftöperfonen hatte ich damals 
Rechnung getragen, indem ich bei der Begründung meines Antrages im 
Jahre 1887 (f. Anhang Nr. 15) von ber erhobenen Gefamtzahl von 
600 verwahrloften Kindern nur 500 Kinder, bei welchen mir jeber Zweifel 
in biefer Richtung ausgefchloffen jhien, al3 verwahrloft annahm. Jede 
derartige ftatiftifche Erhebung ift von dem Verftändniffe der Auskunfts- 
perfonen abhängig. Meine damalige Umfrage, eine fpätere Erhebung des 
ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſes von 1889, infolge meines vorerwähnten 
im fteiermärkifchen Landtage eingebrachten Antrages, die vielfahe Be- 
rüdfichtigung, welche bie verwahrlofte Jugend in ben Gefegen Steiermarts 
aus ber Mitte ber Neunzigerjahre erhalten hatte, hatte bie Aufmerkſamkeit 
ber Auskunftsperſonen (vornehmlich Lehrperſonen) auf dieſe Fragen gelenkt, 
ihr Verſtändnis geſchärft und fie befähigt, die einfchlägigen Fragen im 
Jahre 1899/1900 jedenfall fachgemäßer zu beantworten. 

Aus diefen Umftänden ergibt ſich ein verfhiedener Grab von Zuver⸗ 
täffigfeit der beiden Zahlenreihen. Aber andrerſeits war eine Zufanmen- 
ftelfung diefer Zahlen von großer Bedeutung, denn fie bietet und bie 
einzig mögliche zeitliche Vergleichung des Standes ber Verwahrloſung, bie 
uns in Oſterreich berzeit zur Verfügung fteht. 

ebenfalls ergibt fih aus diefen Zahlen unverkennbar bie herrfchende 
Steigerungdtendenz ber Verwahrloſung. Gegenüber ber Gefamtzahl ſchul⸗ 
pflichtiger Kinder Handelt es ſich um feine Minderheiten vermwahrlofter 
Kinder. Diefe find deswegen nicht minder gefährlih. Die Wahrfchein- 
lichteit befteht, daß die verwahrloften Kinder ohne Maßnahmen zur Be- 
tämpfung ber Berwahrlofung nicht nur nicht gebeſſert werden, fondern 
daß bie anderen gefunden Elemente der Schulgemeinihaft unter der Nad;- 
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barfchaft mit biefem Anftedungsherbe leiden. Beide Zählungen bejtätigen 
die Tatſache einer weiten Verbreitung der Verwahrloſung in den Volks— 
ſchulen und der Gefährdung vieler Volksſchüler im Lande Steiermark; 
eine Tatſache, ber gegenüber Gefepgebung und Verwaltung nicht Länger 
untätig bleiben follten. Die Untätigfeit fleigert die Zahl der Verwahr⸗ 
loſten unb erhöht damit Die in der Verwahrloſung liegende Gefahr. 
Die BVerhältniffe in den andern Ländern find ftatiftifch nicht erjorjcht, 
werben ſich aber von jenen der Steiermark nicht viel unterſcheiden. 

Die Erhebung der Verwahrloſung in ben Volksſchulen in Oſterreich 
wird erft Die Tragweite der Anordnung der Schul» und Unterrichtsordnung, 
welche es geftattet, die im Gefege begründete allgemeine Schulpjliht und 
den Schulzwang Hinfichtlih ber die Sittlichkeit ihrer Mitfhüler ger 
fährdenden Volksſchüler außer Kraft zu fegen, beleuchten und ben Umfang 
be3 Bebürfnijjes nah Erziehungsanftalten für die fittlih verwahrloſte 
Schuljugend erkennen laſſen. Der Mangel folher Anftalten Hat heute 
vielfah zur Folge, daß es zur Ausfchliegung aus ber Voltsfhule gar 
nicht kommt und die Gefahr für die Mitfchüler fortbefteht. 

Diefe Arbeit foll ja überhaupt erft zur amtlichen Erforihung der 
Verwahrlofung in ihren Urfahen und Wirkungen im ganzen Reiche 
anregen. Der einzelne Privatmann Tann eine folde nicht leiften. 
IH muß hier eine umfaffende ftatiftifhe Arbeit erwähnen, welche 
eine in ſich gefchloffene, das Reichsgebiet umfajjende Darſtellung be- 
deutet. Dieſelbe betrifft aber nur ein Teilgebiet der uns berührenden 
Frage. Ich meirie die bereit früher erwähnte Darftellung von Dottor 
Johann Windier: „Die Zwangsarbeits- und Beflerungsanftalten in 
Oſterreich und die Ergebniffe ihrer Wirkſamkeit im Jahre 1897“, weiche 
in ber „Statiftifhen Monatsſchrift der E. f. ftatiftifchen Bentraltom- 
miffion“, IV. Jahrgang, ©. 13 f. erſchienen if. ‘Im Unhange 
Nr. 44 bringe ich die auf die Beflerungsanftalten bezügliden Schluß» 
ziffern. Die Vorſchriften betreffend die Beſſerungsanſtalten und das 
Materiale, ſowie die Geftattung des Beſuches diefer Anftalten ver- 
banfe ich den Herren Lanbeshauptleuten, bezw. dem Herrn Oberftland- 
marjchall von Böhmen, fowie den Herren Landesausſchußreferenten, denen 
ich für die entgegenkommende Förderung meiner Studienzwede bei dieſer 
Gelegenheit meinen Dank ausſpreche. Ich ftimme mit Dr. Hugo Hoegel 
„Die Straffälligleit wegen Arbeitöfhen” in dem überein, was er von 
den Erhebungen über: bie perfönlichen Verhältnifſe der Korrigenden in 
der vorerwähnten Abhandlung fagt: „Die Daten über die perfönlichen 
Verhältniffe haben bei dem geringen Belag und ber ungleihmäßigen 
örtlichen Verteilung ber Anftalten geringe Bedeutung. Sie werden eine 
folhe erft erhalten, wenn die Maßregel durchgreifend und zielbemußt 
überall durchgeführt und der Erfag bed Strafvollzuges durch Abgabe in 
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eine Befferungsanftalt erfolgt fein wird.” Dieſe Anſchauung des um bie 
Kriminalftatiftit hochverdienten Mannes erſcheint von um fo höherer Be- 
deutung und fällt um jo mehr ins Gericht angefichts feiner hervorragenden 
Anteilnahme an dem Entwurfe zu einem neuen Strafgeſetze. 

Ich Habe feine Beforgnis, daß der Erfag ber Strafe durch bie Er- 
ziehung in erziehbaren Alter zuviel der Fürforge zur Folge haben werde 
und daß auf dem Gebiete der Erziehung überhaupt zu viel des Guten 
geihehen könne. Die Statiſtik der perjönlicden Verhältniffe wird dann 
zeigen, wie viel der Fürforge zu tun bleibt. 

Er. Hugo Hoegel verdanken wir verſchiedene Abhandlungen über 
die Straffälfigkeit der Jugendlihen (f. Anhang Nr. 26). 

Durch Einführung befonberer ftatiftiicher Zählkarten über bie ftraf- 
gerichtliche Verurteilung von Jugendlichen (I. M. Vdg. B. Nr. 19 ex 1904) 
ſucht die Juftigverwaltung Einblid zu erlangen in die perjönlichen Ver— 
hältniffe ber ftraffälligen Jugend und zu ermitteln, wie Gtraf- und 
Pflegſchaftsgerichte zufammen arbeiten. 

Die Erhebungen des ftatiftifchen Landesamtes, betreffend die Ver— 
wahrloſung und Gefährbung ber Jugend in Steiermark find im Unhange 
unter Nr. 3, 13 und 53 verwertet. Ein Vorbild für eine ähnliche Statiftit 
in andern Ländern. 

Den k. k. Oberlanbeögerichtöpräfidium in Wien verdanke ich das 
Verzeichnis der Plegihaftsihugorganifationen im Sprengel dieſes Ober- 
Ianbeögerichtes (f. Anhang Nr. 35). 

Die Mitteilungen, betreffend den Kinderſchutz im Verordnungsblatte 
des Juftizminifteriums ermöglichten die Zufammenftellung ber in ben 
legten Jahren auf dieſem Gebiete gejchaffenen Organifationen (f. An— 
hang Nr. 47). 

Zum Schluffe muß ic) auch noch dankend ber wertvollen Mitarbeit 
des Herrn Dr. Marimilion Prager, Abvolaturstandidat in Wien, ge- 
denken, ber mir bei Aufarbeitung des tatfächlichen in dieſer Arbeit ver- 
merteten Materiald und bei der Darſtellung der rechtlichen Grundlagen 
behilflich war. 


VL Shlußkapitel, 
Die Nutzanwendung. 

Ich will mit diefem Schlußkapitel bes zweiten Teiles des Werkes: 
„Die Fürforge für die verwahrlofte Jugend” nicht dem theoretifch- 
ſyſtematiſchen dritten Teile diefer Arbeit vorgreifen, worin vorausfegungs- 
103 die Berwahrlofung und bie zu ihrer Abhilfe Dienenden Mafnahmen zur 
Erörterung gelangen werben. Allein, ih möchte ben zweiten Teil: „Pileg- 
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ſchaftsſchutz und Beſſerungsanſtalt in Oſterreich“ doch nicht ſchließen, ohne 
die praktiſche Nutzanwendung ber bisherigen Ausführungen auf öfter 
reichiſche Verhältniffe gezogen zu Haben (f. Anhang Nr. 54). 


Die gefegliche Megelung der Fürſorge für die verwahrlofte 
Qugenb. 

Wenu Verwahrlofung bie mangelnde Fürforge in körperlicher, geiftiger 
und fittlicher Beziehung bebeutet und bie fittliche Verwahrloſung im 
engeren Sinne und in ihrer urfächlichen Bedeutung ber Mangel an Auf- 
ſicht und an erziehlicher Leitung der Handlungen der Kinder bedeutet, jo 
will die Fürſorge für die fittlich verwahrlofte Jugend einen Erfag für diefe 
mangelnde Aufficht und erziehliche Leitung bieten. 


Die Fürforge für die vermahrlofte Jugend ift alſo die Erfagerziehung, 
bie EHER ver Dieter ergiegingepflichtigen Werfonen unb beren Crlat 
durch von ber Obrigkeit berufene Erzieher. Diefe von der öffentlichen 


Gewalt angeordnete Erfagmaßnahme bedeutet aljo einen Eingriff in die 
elterlihe und vormundſchaftliche Gewalt und hat zur Vorausfegung, daß 
das ſchuldhafte Verhalten der Eltern eine ſolche Erſatzmaßnahme fordert 
obet bafı ba3 Verhalten mb bie ( Eigenfcaften be3 Kindes bie Unzulänglich- 
Teil ber Erziehungägemalt. der erziehungspflictigen Perfonen bekundet. 

Die Unmwürdigfeit und die ‚Unfähigkeit der Eltern, bezw. ihrer Stelf- 
vertreter zur Erziehung der Kinder bildet fomit Die Borausfegung des obrig- 
teitlichen Eingriffe in die elterliche, bezw. vormundſchaftliche Gewalt. 
Diefer Eingriff in das Privatrecht, in das Recht der Familie, berührt den 
Vorbehalt des Geſetzes und erfordert behufs einheitlicher Behandlung durch 
die Organe der öffentlichen Gewalt die bindende Kraft des Reichsgeſetes, 
mie ja auch die Durchführung mit Hilfe von Rechtsmitteln bie Mitwirkung 
des Reichsrates vorausfegt. Das Neichsgefeg ſchafft fomit die rechtlichen 
und materiellen Grundlagen ber gefeglich geregelten Fürſorge fir Die ver- 
wahrlofte Jugend. 

Das Geſetz beftimmt die Vorausfegungen, unter denen die Fürforge- 
erziehung Play zu greifen hat, beftimmt die Organe, welche das auf diefe 
abzielende Verfahren einzuleiten, dasjelbe anzuordnen und durchzuführen 
haben. Das Geſetz beftimmt im vorhinein das zu beobachtende Verfahren, 
ſchafft Kautelen gegen allfällige Mißbräuche, ordnet die Rechtsmittel und 
regelt die Art der Durchführung und bie öffentlichrechtliche Koftenpflicht. 


Die Verwahrlofung, als Vorausſetzungen der Fürſorge. 


Tas Reichögefeg Hat jomit zunächſt in feiner unverbrüchlichen Form 
die Vorausfegungen feftzulegen, unter denen die Fürforgeerziehung zur 
Anordnung zu gelangen hat. Die Vorausſetzung diefer ift die Verwahr- 
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fofung, welche gleichbedeutend ift mit einem erziehungsbebürftigen Zu— 
ſtaude, dem durch bie Fürforgeerziehung abgeholfen werben joll. 

Auf zwei Wegen kann die Gefeßgebung über die Schwierigfeit, eine 
einheitliche Begriffsbeſtimmung der Verwahrlofung im Geſetze feftzulegen, 
hinwegtommen: Entweder die Gefeggebung begnügt fid damit, den all» 
gemeinen Beni der Verwahrlofung al3 VWorausfegung aufzunehmen, oder 
arunter fallen, 
a 'diefelben einzeln im Gelehe "als Borausfegungen 
der Fürforge für bie verwahrloſte Jugend auf. Im erfteren alle 
iſt dem Ermeffen des rechtſprechenden Organe der meitefte Spiel» 
vaum zur Erwägung und Entſcheidung ber Tatfrage gewährt, ob 
und melden Buftand und welche Verhältniffe e3 unter „Verwahrlofung” 
begreifen will. In Norwegen hat bes Nichter bei diefer Entſcheidung 
ben Vormundſchaftsrat zur Seite (ſ. „Die Fürforge für die vermahrlofte 
Jugend” von Dr. Heinrich Neicher, I. Teil, 3. Band, Norwegen, ©. 204 
bis 207). Damit wird verhindert, daß das fubjeltive Ermeſſen bes 
Richters allein für die Entſcheidung den Ausfchlag gibt und bewirkt, 
daß dieſes Ermefjen in der Meinung der Volksgenoſſen ein Gegengewicht 
erhält, indem ber gelehrte Richter in Verbindung mit bem Laienefemente 
zur Anordnung der Fürſorgeerziehung berufen ift. 

Die Pflegſchaftsſchutzorganiſationen, welche wir in dem Kapitel: „Ein- 
leitung& beſprochen haben, die Vereine: Waifenräte und die Gemeinde» 
waifenräte, bieten eine fehr wertvolle Organifation zur Angliederung 
einer ähnlichen Einrichtung in Öfterreich. Dies lönnte dann den Anlaß 
bilden, diefe Organifationen im Wege ber Gefeßgebung im ganzen Reiche 
einzuführen. Eine folde Verallgemeinerung gewährt dem Vormundſchafts- 
gerichte überhaupt erft die Möglichkeit der Überwachung ber perjönlichen 
Verhältniſſe der Pflegebejohlenen, ber rechtzeitigen Einleitung der Schuß» 
und YFürforgemaßnahmen im einzelnen Falle der Verwahrlofung. 

Der andere Weg zur Feſtlegung der Worausfegung der Fürforge- 
erglehmngim Belege füpet zur Auftöfung des Begriffes der Verwahrloſung 
in feine einzelnen Tatbeftände “und "gewährt ben Organen, welche das 
Geſetz zu vollziehen Haben, feinen fo weiten Spielraum. Der Recht» 
fprechung kommt nur mehr die Anpaffung des Tonfreten Tatbeſtandes 
an ben auf diefe Weife ins Einzelne ausgeführten Willen des Geſetzes zu. 
Ich würde der Geſetzgebung in Öfterreich empfehlen, diefen Weg zu 
betreten. 

Bei dem weitreichenden Eingriff in das Recht der Eltern unb die 
Familiengewalt wird e3 ſich nichtäbeftoweniger auch hier empfehlen, zur 
Rechtiprehung das Laienelement in Geftalt ber ebenerwähnten Pfleg- 
ſchaftsſchutzorganiſationen heranzuziehen. 
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Bei Aufzählung der einzelnen Tatbeſtände, als Vorausſetzungen der 
Fürſorgeerziehung, wird es ſich empfehlen, möglichſt an Die beſtehende Gefet- 
gebung anzuknüpfen. Danach bildeten eine ſolche Vorausſetzung zunächſt die 
gänzliche Vernachläſſigung der Unterhalts- und Erziehungspflicht (ß 177 
a b. G. ®.), weiter der Mißbrauch der väterlichen Gewalt, wodurch das Kind 
in feinen Rechten gefränft wird und die Unterlaffung der damit_ver- 
bundenen Pflichten (8 178 a. b. G. 8.), endlich der Mikbraud) ber vormund- 
fHaftlichen Gewalt und die Yintanfegumg der Pflichten ber nötigen Ob 
förge und Pflege des Mündels durch den Vormund (8 217 a. 6. ©. 8). 

Die in der Schulgefeggebung, bezw. in ber Schul» und Unterrichts 
ordnung vorgefehenen Tatbeftände der Verwahrlofung bildeten dann eine 
weitere Vorausſetzung ber Fürforgeerziehung, und zwar bie fortgefeßte 
Vernachlaſſigung des Schufbefuches und ein den Ausſchluß aus ber Volls⸗ 
fufe bedingendes undoimäßiges ober unfittfiches Derhalten eines Kindes 
im TeparprTicheigen Ater. 5 

Die int geltenden Strafgeſetze vorgeſehene Vorausſetzung, ber Tat- 
beftand des 8 273 St. &. wäre in der Meile zu vetallgemeinern, dak 
jede firafbare Handlung eines Kindes von 6—10 Jahren und jede ſtraf⸗ 
bare Handlung eines ftrafunmündigen Kindes im Alter'von 10—14 Jahren, 
gleichviel, ob fich die ftrafbare Handlung objeltiv als ein Verbrechen, 
als ein Vergehen ober als eine Übertretung darſtellt, bie Veranlaſſung zu 
einer Unterfuhung der häuslichen und Familienverhältnifie, ſowie bes 
fittlichen Zuftandes de3 jugendlichen Rechtsbrechers bilden. Ergibt bieje 
Unterfuchung Verwahrloſung ober erwahrloftheit, fo wird von Seite 
der ftaatlihen Tkrafgewvalf”Tein "Strafarifprud) "gegen ben jugendlichen 
Übeltäter erhoben, das Kind wird aber aud nicht der häuslichen Zucht 
überlafjen, fonbern behufs Behebung des verwahrloften Zuſtandes die 
Fürſorgeerziehung eingeleitet und angeordnet. 

Zwiſchen unbebingter Straffreiheit de3 ftrafunmündigen Alter und 
der volfen ftrafrechtlichen Verantwortlichkeit ber ftrafunmündigen Perfonen 
märe eine Wlteräftufe bedingter Strafmündigfeit einzufchieben, etiwa vom 
14. bis zum 18. Lebensjahre, 

Innerhalb diefer Alteröftufe wäre es dem richterlichen Ermeffen an- 
heimgegeben, ob bie ftrafbare Handlung im Wege der Strafe zu fühnen 
ift oder ob diefe Handlung infolge ber mangelnden geiftigen ober fittfichen 
Neife des Täters zur Einleitung der Fürforgeerziehung führen foll, 
Strafbare Handlungen, welche wie die Arbeitäfchen, Landſtreicherei, Bettel, ! 
gemwerbömäßige Unzucht von vornherein einen verwahrloften Buftand er- ' 
tennen laſſen, follten nicht erft fpäter durch kurzzeitige Freiheitsentziehung 
beftraft werben, fonbern ſchon bei ben erjten Anzeichen fofort den Anlah 
zu erziehliher Gewöhnung an Wrbeit bilden. 
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Infoweit würde dad Fürforgeerziehungsgefeg fih nur an bie bereits 
im geltenden Rechte vorgefehenen Tatbeftände anlehnen und ſich in den 
duch Schul» und Strafrecht gezogenen Richtungslinien fortbewegen. Es 
würde fich bort, wo da8 Schulrecht auf halbem Wege ftehen geblieben ift, 
bie Ausgeftaltung dieſes Rechtes im Sinne der im Intereſſe bes Kindes 
gebotenen Fürforge fort entwideln. Das Gejeg würde ben im geltenden 
Strafrechte (8273) vorhandenen Anſatz der Weiterentwidlung auf die für 
forgliche Behandlung aller ftraffälligen Kinder ausdehnen, deren Straffälfig- 
keit fi) auf Verwahrloſung zurüdführen läßt, deren erziehungsbebürftiger 
Zuftand daher weder im Wege ber häuslichen Zucht, noch im Wege 
ber ftaatlichen Strafe abgeholfen werben fann, jondern eine Erziehungs» 
fürforge von Obrigfeits wegen erheifcht. 

Eine Neuerung in firafrechtlicher Beziehung wäre bad unterfchiebs- 
loſe Hinaufrüden der Altersgrenze unbebingter ſtrafrechtlicher Werant- 
wortlichleit und hieran die Anglieberung einer Altersftufe bedingter Straf- 
münbigfeit. 

Bu biefer Neuerung kämen bie jolgenden_Woraugjegungen ber Kür- 
forgeerziehung, welche vielfach mit den allgemeinen im allgemeinen bürger- 
Then Gejehbuche (88 176, 177 und 178) begrünbeten Tatbeftänben zu- 
fammenfallen werben. 

Tiefe Vorausfegungen find: Das Zufammenfeben von Kindern mit 
teunffüchtigen Perfonen und mit Proftituierten Hätte nach dem Vor— 
Gilde don Frantreich, bezw. England einen gefegfidjen Titel der Einleitung 
ber Fürforgeerziehung zu bilden. Die Verurteilung ber Eltern ober eines 
Elternteile wegen eines Verbrechend und die Berbüßunig des Werbredjens 
im Vefängnilfe, wodurd) die Kinder der elterlichen Fürforge verluftig gehen 
und der Verforgung aus dffentlihen Mitteln anheimfalfen, follte zur 
Belämpfung ber verbrecheriſchen Beeinfluffung durch ſolche Eltern zur 
Fürforgeerziehung der Kinder führen können (f. „Die Fürforge für bie 
verwahrlofte Jugend“, I, 2: Kinderfhug in England, ©. 24 und 25, 
fowie L, 3: Frankreich, ©. 24). 

Schließlich käme noch als Vorausfegung dad Anſuchen ber gefeh- 
lichen Vertreter auf Einleitung der Fürforgeerziehung zu erwähnen, weil 
Sie eigene Trziehung3geivätt"der "erziehungspflichtigen Perſonen ſich gegen- 
über der Unbotmäßigleit des Kindes al3 unzulänglich ermeift. - Mit 
der Erweiterung ber im Schul- und Strafrechte vorgefehenen Voraus— 
fegungen würde der fchon im heutigen Nechte begründete Titel der An- 
haltung in einer Befjerungsanftalt ($ 16, Ulinea 2 des Geſetzes vom 
24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90) weſentlich eingefhränkt, indem dann 
bie Einleitung ber obrigfeitlichen Erziehungsfürforge, welche nach heutigem 
Rechte von dem Antrage des gejeßlichen Vertreterd abhängt, in vielen 
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Fällen völlig unabhängig von dem Untrage und ber Zuftimmung bes 
gefeglichen Vertreters beim Vorliegen des objektiven Tatbeftandes Platz 
greifen würde. 

Bu ben bisher erwähnten Vorausſetzungen fäme eine weitere neue 
Vorausſetzung don meittragender prinzipieller Bedeutung Hinzu, welche 
einem allfälligen Schugbebürfniffe Rechnung zu tragen beftimmt wäre. 

Die ftaatliche Obervormundſchaft, dieſes Attribut ber richterlichen 
Gewalt, hält nicht ftilfe vor den Toren des Eiternhaufes und ſchützt 
die Kinder felbft gegen die eigenen Eltern vor Mißhandlung und Ver— 
mwahrlofung. 

Die Obervormundſchaft des Staates ift aber unter Umſtänden ohn- 
mächtig gegenüber der Autonomie der Gemeinde. 

Der Bormund hat nah $ 221 a. b. G. 8. im Falle der Mittel- 
fofigfeit feiner Mündel einen gerechten Anſpruch auf öffentliche milde 
Stiftungen und Armenanftalten. Die Armenverforgung bes Kindes begreift 
auch die Sorge für deren Erziehung in fih. Die Art und Weife der 
Armenverforgung bejtimmt die Gemeinde. Der Arme kann eine beftimmte 
Art der Verforgung nicht verlangen. Den Anſpruch auf Berforgung kann 
ber Vormund gegen die Gemeinde im Rechtswege nicht geltend machen. 
Derlei Anfprüche find in dem buch die Gemeindeordnung feftgefegten 
Beſchwerdezuge auszutragen. Nach biefen Beftimmungen des Heimat» 
geſetzes ift die unmittelbare Einflußnahme des Vormundſchaftsgerichtes und 
des Vormundes auf die Armenerziehung innerhalb der Gemeinde aus» 
geſchloſſen, worüber aud im Unhange wiedergegebene Äußerungen der 
EL. Bezirlsgerichte Klage führen. 

Selbſt in den Ländern, deren Armengefege ein Einvernehmen von 
Pilegfchafts- und Armenbehörden vorjehen, leidet die wirffame Hand- 
habung dieſer gefeglichen Beſtimmungen an ber mangelhajten behörb- 
lichen Organifation. Aber felbft, wenn biefe durch die Pilegihaftsjhug- 
organijationen verbeifert wird, fehlt e8 doch noch immer an einer gejeglichen 
Grundlage zur Verwirklichung des Pflegihaftsihuges, wenn dem ge- 
rechten Anfpruche des Vormundes auf Armenerziehung feines Mündels 
in unvollkommener und zwedwidriger Weife entſprochen und dadurch das 
Kind in feinem Rechte gefränft wird. 

Es handelt fi alfo um eine Erweiterung ber Vollmacht des Vor— 
munbfchaftsrichters, der heute nah $ 178 a. 5. G. B. gegenüber den 
natürlihen Eftern zu angemeſſenen Verfügungen berechtigt it und durch 
bie angeregte Neuerung weiter ermächtigt werden foll, bie gleihen an— 
gemefjenen Verfügungen zu treffen, d. 5. das Kind ben Pflegeeltern ab- 
zunehmen, wenn durch deren Pflege und Erziehung das körperliche, geiftige 
oder fittliche Wohl des Kindes gefährdet wird. 
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Die Unterbringung in einer andern Familie oder Anftalt hätte in 
einen folden Falle auf Koften der verforgungs- und erziehungspflich⸗ 
tigen Gemeinde zu erfolgen. Erſt eine ſolche Vollmacht des Vormund⸗ 
ſchaftsrichters wird den in ber Armenverforgung der Gemeinde ftehenben 
Kindern den obervormundfhaftlihen Schug des Staates zur Tatſache 
werben laſſen. Dieſer Erfolg allein läßt die Bedenken, die ſich allenfalls 
gegen das Eingriffsrecht bes Richters in Verwaltungsalte, in das autonome 
Selbſtbeſtimmungsrecht der Gemeinde ergeben, in den Hintergrund treten. 

Als weitere Borausfegung perfönlicer Natur wäre die Beſtimmung 
aufzunehmen, daß, foferne nicht das Zutreffen einer der vorermähnten 
Borausjegungen ein beftimmtes jugenbliches Alter, z. B. ber Schulpflicht 
ober der Strafunmiünbigleit zur Vorausfegung hat, die Unordnung ber 
Fürforgeerziehung bis zu einem Alter von 18 Jahren erfolgen kann 
und nad Analogie des geltenden Geſetzes, betreffend die Befjerungs- 
anftalten, bis zum 20. Jahre Gültigfeit haben foll. 


Die Fürforgemaßnahmen, deren Anordnung, das hiebei be- 
obachtete Verfahren und die anordnenden Organe. 


Das Fürforgeerziehungsgefeß bezweckt lediglich die Befeitigung der 
Berwahrlojung, den Erſatz der nıangelhajten Aufſicht und Erziehung durch 
entfprechende Erſatzmaßnahmen. Dem Grunbfage ber Verhältnismäßig- 
teit ber Abwehr entſprechend, genügt zu biejem Zwecke die Sicherung 
des Kindes in ber ſchon Heute im 8 178 a. b. G. 8. begründeten Weife. 

Der Erlaß des Yuftizminifteriums vom 10. April 1902, 8. 7493, 
erMärt e3 nämlich nad) diefer Gejegesbeftimmung als zuläffig, dem Water 
die Obforge über bie Perjon des Kindes zu entziehen, das Kind dem 
Bater abzunehmen und in einer andern Familie ober in einer Anftalt 
ober in einem Kinderheime unterzubringen. Solchenfalls — jo führt ber 
Erlaß weiter aus — fteht dann bem Pater nicht mehr dad Recht zu, 
ohne. gerichtliche Zuftimmung ben Aufenthalt des Kindes zu beftimmen und 
das Kind der Anftalt oder dem Verein abzuforbdern. 

Ahnliche Verfügungen können gegen bie uneheliche Mutter nad 
8 169 a. b. G. 8. und gegen bie eheliche Mutter nad 8218 a. b. G. 8. 
getroffen werben. 

Für die Bmwede des Fürſorgeerziehungsgeſetzes genügt aljo lediglich 
die Abnahme bes Kindes von den Eftern und die anderweitige Unter- 
bringung bes Kindes in einer Familie oder Anftalt auf Grund einer 
ſolchen ſchon heute zu Recht beftehenden und in das Fürforgeerziehungs- 
gejeß zu übernehmenden Beitimmung. Es ift aljo für die Zwecke dieſes 
Gefeges nicht nötig, an das Problem der Aberkennung der elterlichen 
Gewalt zu rühren. 
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Die Fürforgeerziehung ift zunächſt eine ficherheitöpoligeilihe Map- 
nahme. Deren Anordnung wird in gerichtliche Formen gelleidet, um bie 
Rechtſprechung in dieſer Beziehung möglihft unabhängig zu geftalten 
und weil bie Anordnung einen oberbormundfchaftlihen Charakter an 
ſich trägt, mit einem Eingriffe in die elterlihe und vormundſchaftliche 
Gewalt verbunden if. Diefe Umftände rechtfertigen die grundſätzliche 
Berufung ber Wormundfchaftsgerihte zur Anorbnung der Zürforger 
erziehung. Dies hätte felbft für ben Fall zu gelten, ala eine ftrafbare 
Handlung die Veranlaffung zur Einleitung des Verfahrens bildet. 

So ſehr nun ein energifches und rechtzeitige3 Eingreifen bie Bedingung 
einer erfolgreichen Sicherung des Kindes gegen Mißhandlung und Ber— 
wahrlofung bildet, fo jehr verlangt aber auch der Grundfag Berüdfichtigung, 
daß die Entziehung ber elterlichen Erziehungsgewalt wirklich nur ala das 
äußerte Mittel zur Anwendung zu kommen habe. Die Erhebung ber 
Samilienverhältniffe wird dem Bormunbfchaftsrichter den richtigen Weg 
weifen, ob er fi mit ber Verwarnung, allenfalls Überwachung ber 
Erziehung in ber eigenen Familie zufrieden geben Tann, dies allerdings 
nur dann, wenn bie tatfächlihen Verhältniffe ben Erfolg einer ſolchen 
Maßnahme in Auzficht ftellen. 

Dort aber, wo dad Intereſſe des Kindes — und dieſes allein bleibt 
ausfchlaggebend — noch vor Beendigung ber eingeleiteten Unterfuchung 
und vor Fällung ber abjchliegenden Entfcheidung über bie notwendigen 
Maßnahmen, eine einftweilige Verfügung erheifcht, wirb der Bormund« 
ſchaftsrichter auf Grund der fummarifchen Erhebung des Sachverhaltes 
eine mittlerweifige Vorkehrung zum Schuge bed bedrohten Kindes treffen. 
Für eine ſolche Verfügung wird auch ſchon ein Glaubhaftmachen bes 
Vorliegend von beren Worausfegung genügen. Der endgültigen Ent- 
ſcheidung des Gerichtes hätte eine Erhebung und Prüfung des verwahr- 
loſten Zuftandes des Kindes, der Verhältniſſe des Elternhaufes und ber 
Umgebung, in der ſich das Kind befindet, ob von Aufſicht und Erziehung 
und von häuslicher Zucht in ber Familie die Rede ift, vorherzugehen. 

In diefem Verfahren wäre den Eltern und Erziehern des Kindes 
das rechtliche Gehör zu fichern. 

Das Geſetz müßte ben beteiligten Parteien bie in ben ®Bor- 
ſchriften über bie freiwillige Gerichtöbarfeit begründeten Rechtsmittel gegen 
die gerichtliche Entfcheidung vorbehalten. AL beteiligte Parteien erjcheinen 
bie erziehungspffichtigen Perfonen, benen mit ber Obforge über das Kind 
bie Erziehungsgewalt abgenommen wird und die in Wahrung bes öffent- 
lichen Intereffes zur Einleitung des Verfahrens berufenen Organe. 

Durch die Abnahme des Kindes von unmürdigen oder unfähigen 
Eltern erfolgt die Befeitigung des indes aus einem verberblichen und 
gefährlichen Milien. Zum fofortigen Schug gegen bie Berwahrlofung 
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ſollte der ſichere Ort zur fürſorglichen und mittlerweiligen Unterbringung 
zur Verfügung ſtehen. Der ſichere Ort zur mittlerweiligen Unterbringung 
des von Mißhandlung und Verwahrloſung bedrohten Kindes iſt in jedem 
Gerichtsbezirke für den Fall des Bedarfes ficherzuftellen, damit e3 nicht 
wie heute dem Bufalfe überlaffen bleibt, ob fi ein Menjchenfreund, 
zur Überfafjung eines ſolchen Ortes bereit findet. Die Zamilien und 
Anftalten, in welchen die Fürforgezöglinge zur Fürforgeerziehung dauernd 
untergebracht werden, ftellen Die weiteren Mittel ber Fürforge dar, welche 
fih an die zum Schutze des Kindes angeorbnete Wbnahme von den 
Eltern und Pflegeeltern angliebern. 

Die Unterbringung zur YFürforgeerziehung hätte entweder in 
Samilien oder in Anftalten zu erfolgen. In bie Familienerziehung wären 
jene Kinder zu geben, bei denen nur eine äußere, feine innere Ver— 
mwahrlofung vorliegt, bei denen eine Veränderung ber Umgebung zur 
Befeitigung der jchädfihen Einflüffe und der ihnen hieraus brohenben 
Gefahren genügt. Nur mit Anftalten und ohne Yamilienerziehung ift die 
Sürforgeerziehung gar nicht durchzuführen. Die Schwierigkeit, geeignete 
Familien zu finden, welche bereit find, verwahrlofte Kinder aufzunehmen, 
hat in allen Ländern, in denen heute die Familien» neben der Anftalt3- 
erziehung Platz greift, beftanden. So wie anderwärts, wird bie Schmwierig- 
feit aud) in Öfterreich zu überwinden fein. Die Familienerziehung ift 
ber natürliche Erjag für die Erziehung eines Kindes in ber eigenen 
Familie, der aus dem Grunde notwendig wird, weil das noch nicht 
verdorbene Rind in feiner natürlichen oder Pflegefamilie Gefahr läuft, 
verborben zu werden. Hieher gehören in erfter Linie bie Kinder im 
jüngeren Lebensalter. Für die innerlich verwahrloften, bereits fittlich 
verberbten Kinder bedarf es zunächſt der geichloffenen Anftalten, in benen 
die Kinder an Ordnung und fittlihe Grundſätze gewöhnt, ihre ſchlechten 
Neigungen befämpft und üblen Gewohnheiten abgemwöhnt werben. Hier 
bedarf es zunächſt der Verwirklichung der im Reichsvolksſchulgeſetze ($ 59, 
Alinea 2) vorgefehenen, der Landesgeſetzgebung überlaffenen Anordnungen, 
betreffend die Erziehungsanftalten für fittlich verwahrlofte Kinder im 
ſchulpflichtigen Alter. 

Soweit es fih um bie erften Anfänge der Verwahrlofung in Ge— 
ſtalt der Verfäumnis der gejeglichen Schulpflicht handelt, find dieſe 
Unftalten das Mittel, den allgemeinen Schulzwang auch an dieſen 
Kindern zur Tatfache werben zu laffen. Die Dauer der Anhaltung folder 
Kinder wird den Umftänden angemefjen fein. In vielen Fällen wird es 
genügen, nur den Ernft der gejeglichen Anordnung, welche die allgemeine 
Schulpflicht begründet, den Eltern und dem Kinde zu Gemüte zu führen. 

In dieſem Falle wird die Anhaltung durch kurze Zeit unter ber 
Vorausſetzung genügen, daß neuerlide Schulverfäumnifie zu einer neuer- 
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lichen und länger dauernden Anhaltung in einer folden Erziehungs- 
anjtalt führen. . 

Eine folche Erziehungsanftalt für fittlich verwahrlofte Kinder bildet 
auch das Erfagmittel für die allgemeine Voltzjchule, für ein Kind, das 
deiner Entartung wegen aus der Vollsſchule ausgefchloffen wurde. 

Heute ermächtigt die Schul» und Unterrichtsorbnung zum Ausſchluſſe 
eine3 entarteten Kindes aus ber öffentlichen Volksſchule, ohne daß ernſt⸗ 
lich gleichzeitig für einen Erſatz der Volksſchulbildung geforgt wäre. 

Außer den Erziehungsanftalten für ſittlich verwahrloſte Kinder im 
ſchulpflichtigen Alter wäre für eine den Anforderungen ber öffentlichen 
Sicherheit entjprechende Anzahl von Vefferungsanftalten vorzufehen. Bereits 
das geltende Recht bezweckt eine ſolche Vorſorge im Intereſſe ber öffent- 
fichen Sicherheit (88 1 und 15 des Gefeges vom 24. Mai 1890, R. G. B. 
Nr. 90, betreffend die Zwangsarbeits- und Befferungsanftalten). 

Diefe Anftalten hätten eine Unterteilung nah Maßgabe des Alters zu 
erhalten, jo zwar, daß die verfchiebenen Altersklaffen in einer Anftalt, 
bezw. in abgefonderten Abteilungen der Anftalt vereinigt werben. 

Die Beftimmung, wonach bejondere, für bie Aufnahme jugendlicher 
Korrigenden ausfchließlich beftimmte Abteilungen ber Zwangsarbeits- 
anftalten (8 14, Alinea 3, leg. cit.) an Stelle befonberer Befferungs- 
anftalten benüßt werden können, wäre unbedingt aufzuheben. 

Wohl aber wären bie Befjerungsanftalten in dem Sinne außzugeftalten, 
daß eine bejondere Anftalt zu beftimmen wäre, in welcher bie widerfpenftigen 
und fittlid, in erhöhtem Maße verfommenen Elemente Aufnahme jinden. 
Diefe Familien und Anftalten bilden zufammen ein Syſtem von Mitteln, 
in denen dem Grundfage der Verhältnismäßigfeit der Abwehr entiprechend, 
die Verwahrlojung der Kinder im Wege ber Fürforgeerziehung bekämpft 
wird. Alfe diefe der Fürforgeerziehung dienenden Anftalten find als 
Erziehüngsanftaften auch äußerlich in ihrer Bezeichnung erfenntlich zu 
nahen. 

Daran hätten fi die Strafanftalten für jugendliche Perſonen an- 
zuſchließen, die aber in das Gebiet des Strafrechtes und des Strafvollzuges 
gehören. 


Die Einleitung des Verfahrens. 


Das Gefep hätte bejondere Beſtimmungen zu enthalten, welche die 
Einleitung des Verfahrens zum Gegenftande haben. 

Der Mangel eines einheitlichen Begriffes der Verwahrlojung, welcher 
beren Wejen in Urfahe und Wirkung umfaßt, bringt es mit fi, daß es 
and) an einer einheitlichen foftematifhen Betämpfung ber Verwahrloſung 
nad) öſterreichiſchem Rechte gebricht. Die Verorbnung des Minifteriums des 
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Innern nimmt den Anlauf zu einer ſolchen. Veranlaßt durch das Juſtiz- 
minifterium und feine Beftrebungen auf bem Gebiete bes Kinderſchutzes, 
wendet ſich das Minifterium des Innern, die mit der Wahrung der 
öffentlichen Sicherheit betraute Bentralftelle, an die Lanbesftellen und 
durch dieſe an die Gemeinden, als die unterften Träger der Polizeigemalt, 
behufs einheitlicher Bekämpfung der Vermwahrlofung ber Jugend. 

Die Verordnung verweift auf den urfählihen Zufammenhang ber tat» 
fächlichen Verwahrlofung mit der Vernachläffigung der Erziehung und weiſt 
die Gemeinden an, alle Fälle der Berabfäumung der Erziehungspflicht bes 
Vaters, bezm. Vormundes dem Bormunbfchaftsgerichte im Sinne ber 
88 178 und 217 zur Anzeige zu bringen. In diefer Anordnung fommt 
die einheitliche Auffaffung ber Verwahrlofung nad) ihren beiden Seiten, 
als drohende und als tatfächliche Gefahr, deren Abwehr bereitd in den 
erften Anfängen zur Nufgabe ber Sicherheitsbehörben gehört, zum 
Ausdrud. 

Damit werben zum erften Male die Sicherheitbehörben im Ber» 
ordnungswege angewieſen, fi mit ber Werwahrlofung nicht erjt dann 
zu bejaffen, wenn fie in der Straffälfigfeit zum Ausdrud fommt, fondern 
bie Gefährdung ber öffentlichen Sicherheit durch die Verwahrloſung ſchon 
in einem. früheren Zeitpunkt wahrzunehmen. 

Wohl liegt die Anerkennung des allgemeinen Intereſſes an ber 
Belämpfung der DVerwahrlofung bereits den Beſtimmungen des all» 
gemeinen bürgerlichen Gefegbuches, 8$ 178 und 217, zu Grunde. Demnach, 
ift das Beſchwerderecht im Falle eines Mifbrauches der Rechte der Eltern 
oder des Vormundes, bezw. ber Vernachläſſigung ber Erziehungspflicht, 
nicht nur dem Kinde und feinen Verwandten, ſondern Jedermann, alfo 
die Popularklage eingeräumt. 

Allein die Popularflage dient zum Schuße des gefährdeten Kindes 
und erfolgte deren Aufnahme im das bürgerliche Gefegbuch nicht im 
Intereffe der gefährdeten Alfgemeinheit. Das allgemeine bürgerliche Ge— 
ſetzbuch wollte das Verhältnis zwiſchen Eltern und Kindern. rechtlich 
regeln und die Kinder gegen gemalttätige und pflichtvergeffene Eftern 
ſchützen und ſchuf zu diefem Zwecke außerordentlich wertvolle Grundlagen 
des Schutzes in jedem einzelnen Falle eines ſolchen Mißbrauches der den 
Eltern eingeräumten Gewalt und Vernachläſſigung der daraus folgenden 
Erziehungspflichten. Bei zwedentfprechender Organiſation der Hilfseinrich⸗ 
tungen zum Zwecke des Pflegfhaftsihuges wird das Vormundſchafts- 
gericht aud) von Fällen der Verwahrloſung Kenntnis erhalten und da— 
durch in die Lage kommen, feines Amtes zu walten. 

Den öffentlichen Intereſſe an der Bekämpfung ber Berwahrlofung, 
als einer fozialen Gefahr ift in der bisherigen Weife nur unzulänglich 
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entſprochen; denn dieſes verlangt die Sicherftellung des Schupes in jedem 
einzelnen Falle. Die Aufnahme diefes Kampfes foll nicht einem glüd- 
lichen Zufall überlaffen, fondern in feinem Falle unterlaffen werben. 

Abgeſehen davon, daß — wie wir früher geiehen haben — im engen 
Kreife der Gemeinde die Beforgnis einer Verfeindung und die Rüdficht 
auf die Nachbarſchaft dem praftifhen Werte der Popularflage hemmend 
im Wege ftehen, kommt noch dazu, daß auch die autonomen Gemeinden 
fi zur Wahrung ftaatlicher Intereffen wenig bewährten. Die Auto- 
nomie der Gemeinde wird in der Praxis weit mehr als ein Freiheits- 
recht, denn ala eine Verwaltungspflicht aufgefaßt. Das Gefühl der Berant- 
wortlichteit ber freigewählten Gemeindevertreter, ein Unterpfand zur 
Sicherftellung des öffentlichen Intereſſes in diefer Beziehung, fehlt oft 
ſchon dort, wo dieſes Intereſſe im Gefege geſchützt iſt. Um wie viel 
mehr ift dies aber erft dort der Fall, wo im Verordnungswege zum 
erften Male eine Pflicht aus Gefegen abgeleitet, wird, mit benen bie 
Gemeinde bisher nichts zu tun zu haben glaubte Es muß alfo ein 
befonberes Geſetz das öffentliche Intereffe an der Bekämpfung ber Ver- 
mahrlofung erft anerfennen und rechtlich fügen, und e3 muß ein anderes 
Organ der Polizeigewalt mit der Aufgabe betraut werben, das öffent» 
liche Intereffe an der einheitlichen und pflichtgemäßen Belämpfung ber 
Verwahrlojung wahrzunehmen. Dazu wären zunächſt die politiſchen Be— 
hörben erjter Inſtanz als Sicherheitäbehörden berufen, welche auf Grund 
ber Dienſtpflicht Handeln und deren Pilichterfüllung im Wege bes Dienſt- 
befehles ficherzuftellen ift. Diefe wären im Gejege zu verpflichten, von 
allen Fällen der Verwahrlofung Kenntnis zu nehmen, biefe auf ihre 
tatfählihe Begründung zu prüfen und im alle ihrer Begründung dem 
Vormundfchaftsgerichte zur Anzeige zu bringen, 

Damit dieſe Sicherheitöbehörden in bie Lage fommen, ber in 
der Verwahrloſung liegenden Gefahr entgegenzutreten, müffen fie von 
allen Fällen der Verwahrloſung Kenntnis erhalten. 

Zu diefem Zwecke erſcheint es geboten, daß die ben örtlichen Ver⸗ 
hältniffen naheftehenden Organe ber öffentlichen Verwaltung, die Organe 
ber Armen- und der Schulverwaltung, die f. f. Genbarmerie und bie 
Organe ber örtlichen Polizeiverwaltung gejeglich verpflichtet werben, jeben 
Fall der Verwahrlofung, dem fie in ihrem Wirkungsfreife begegnen, 
ber politifchen Behörde zur Anzeige zu bringen. 

Dem Antragsrechte und ber Antragspflicht der politifchen Behörde 
entfpricht die Anzeigepflicht der vorerwähnten Organe. Die Betrauung 
von Staatöbehörden mit dem Antrage auf Einleitung ber Fürſorge⸗ 
erziehung entfpricht auch der Stellung, welche der Staat bei ber Koften- 
verteilung einnimmt. 
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Der hervorragenden Anteilnahme de3 Staates in biefer Beziehung 
entſpricht auch bie hervorragende Stellung der ftaatlihen Organe bei 
Einleitung des Verfahrens. 

Wäre dem nicht fo, fo mürben Gemeindeorgane, z. B. die Organe 
der öffentlichen Armenpflege, die Verwahrlofung auh in Fällen 
annchmen, in denen dies nicht der Fall ift und in bemen die Armen- 
verwaltung ihres Amtes zu walten hat. 


Die Durdführung der Fürforgemaßnahmen. 


Das Geſetz Hätte weiters Beſtimmungen zu enthalten, welche die 
Durchführung der Fürforgeerziehung regeln. 

Während die Anordnung der Schug- und Fürforgemapnahme im 
Intereffe einer möglihft unabhängigen Nechtiprehung dem Vormund⸗ 
ſchaftsrichter übertragen twird, erfolgt bie Durchführung ber angeordneten 
Maßnahmen zwedmäßiger durch die Verwaltung, denn hier fommen nicht 
Rechtsfragen zu entſcheiden, ſondern Fragen der Zwedmäßigfeit zu be- 
antworten. Vor allem handelt es ſich darum, die Durchführung der 
tichterlichen Anordnung möglichſt zwedmäßig zu geftalten, wozu ber Richter 
vermöge ber ganzen Organifation ber Gerichte weniger geeignet erjcheint. 
Der Richter kann nicht die geeigneten Familien und Anftalten zur Unter» 
bringung ber verwahrloften Kinder ausfindig machen und ausfuchen und 
die Unterbringung bewerkſtelligen, bie Pflege und Erziehung in benfelben 
überwachen, bie Hereinbringung ber Exziehungsfoften und deren Abftattung 
an Pflegefamilien oder Anftalten übernehmen. Dazu bedarf es befonderer 
Kräfte zur Bewältigung der einschlägigen Gefchäfte und Arbeiten. Die 
Durchführung ber gerihtlihen Anordnungen erfolgt daher am zmwed- 
mäßigften durch die Verwaltung. 

Die Frage, ob die Staats- oder autonome Verwaltung grundſätzlich 
zur Durchführung berufen fein foll, muß — was bie oberfte Leitung 
anlangt — unbedingt zu Gunften ber erfteren beantwortet werben. 


Die oberfte Leitung des Fürſorgeweſens durch die Staats- 
verwaltung. 


Wenn man zu ber Erkenntnis gelangt ift, in ber Verwahrloſung 
eine Gefahr für die Allgemeinheit und die Rechtsordnung zu erbliden, 
fo wird man angefiht3 der in Oſterreich mit der Autonomie in ber Ver- 
waltung gemachten Erfahrungen, wonach Autonomie vielfach, insbeſondere 
in ragen, welche die Gemeindewähler nicht unmittelbar berühren, Die 
Freiheit bes Handelns, ein Recht des Nichtstuns, nit aber eine öffent- 
lichrechtliche Pilicht bedeutet, die Abwehr diefer fozialen Gefahr nicht in 
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da3 autonome Ermeſſen von Land oder Gemeinde ftellen, jondern bem 
Pflichtentreife ftaatlicher Verwaltungsorgane überweifen. 

Das will nun allerdings nicht ſoviel heißen, daß die Staatäver- 
maltung bie ganze Durchführung auf ſich nähme und der Sefbftverwaltung 
fein Feld der Tätigkeit übrig ließe. Im Gegenteile. Die Sorge für den 
unmittelbaren Vollzug der Erziehungsfürforge duch Bereitftellung von 
Anftalten und Vollzug der Erziehung wird die Staatsverwaltung ſelbſt, 
wohl nur im Falle dringender Notwendigkeit, d. 5. im alle ber Un- 
zulänglichfeit der Selbftverwaltung und des Verſagens ber Vereind- und 
Privatwohltätigkeit übernehmen. Die Stantöverwaltung wird diefen Zal- 
toren ben Vortritt und den Vorrang überlafjen und in richtiger Selbft- 
beſcheidung, in Erfenntnis ber Unzulänglichkeit der Bureaukratie, die 
nun einmal mit ber Gtaatöverwaltung in VÖfterreih untrennbar 
verbunden ift, ſich nicht Aufgaben zumuten, zu beren Bewältigung 
ihr die Eignung fehlt. Dazu kommt ber Zug ins Große, welcher 
mit ben ftaatlihen Einrichtungen auf das engfte verfnüpft if. Jede 
Erziehung, diejenige verwahrlofter Kinder aber ganz bejonbers, drängt 
zur Individualiſierung, welche ſich in großen Anftalten ſchwer ober 
gar nicht bemwerfftelligen läßt. Dazu eignen fi) die einfacheren und be- 
ſcheidenen Anftalten, welche der Privatinitiative ihre Exiſtenz verbanten, 
viel beffer. 

Etwas ganz anderes ift es mit der oberften Leitung des Vollzuges. 
Die Verwaltung bes Staates, defjen Gejege die Fürjorge für die verwahr- 
loſte Jugend anbefehfen, deſſen Gerichte diefe Fürforge anordnen, deſſen 
Verwaltungsorgane dieſe Fürforge in die Wege leiten und deſſen Mittel 
einen großen Teil dieſes Aufwandes beitreiten, wird mit Recht bie oberfte 
Leitung des gefamten Fürſorgeweſens für fih in Anfprud; nehmen. Die 
Staatöverwaltung wird die Wermirflihung bes mit dem Geſetze an- 
geftrebten Zweckes im Wege der Aufficht ficherftellen und fann die un- 
mittelbaren Vollzugsorgane durch eine wirffame Handhabung diefer Auj- 
ſicht bei der Erfüllung ihrer Pflichten erhalten und zu berfelben verhalten. 

Das Intereffe einer zwedmäßigen Durchführung verlangt, daß in 
der oberften Leitung des Fürſorgeweſens eine Verbindung des bureau- 
tratiſchen Elementes mit den Fahmännern ſich vollziehe, damit nicht 
am grünen Tiſche der Amtsſtube die tatſächlichen Bebürfniffe des praf- 
tifchen Lebens überfehen werben und zu furz kommen. Diefe Verbindung 
vollzieht fi in den ſchon derzeit beftehenden, aber auszugeftaltenden 
Landeslommiſſionen. Diefe vereinigen unter dem Vorſihe bed Gtatt- 
halters (Landespräfidenten) Vertreter von Staat und Land, jowie Ver— 
treter ber durch bie Fürforgeerziefung berührten Verwaltungen. Bu 
biefen gehören die Juftiz, und zwar die Strafrechtäpflege und Straf» 
vollzug und das Pflegihaftsweien, Schulverwaltung, ſowie die Vertreter 
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der verſchiedenen Verwaltungen und Leitungen, denen Anftalten, bezw. 
Vereine unterftehen, welche die Fürforge für die verwahrlofte Jugend 
zum Gegenftande ihrer Tätigfeit gemacht haben. 

Die oberfte Leitung des Fürſorgeweſens kommt ber Staatsbehörde 
zu, an oberfter Stelle dem Minifterium des Innern, welches dieſe Leitung 
in ben einzelnen Ländern durch die bereit? erwähnten, der Statthalterei 
(Landesregierung) beigegebene Landeskommiſſion ausübt. Diefe Landes- 
tommiffionen beftehen ſchon Heute, führen aber ein Gcheindafein, aus 
dem fie gewedt werben follen. Deren Zufammenfegung ſoll erweitert, 
dieſelben follen von einem neuen Geifte belebt, eine erhöhte Bedeutung, und 
ihre Tätigleit ausgedehnt. werben. 

Der Wufgabenkreis der reformierten Lanbestommiffionen hätte 
folgende Angelegenheiten zu umfaffen: a) Die Feſtſtellung des Bedarfes 
der Fürforgeerziefung an Familien und Anftalten, b) die Genehmigung 
ber Rereinbarungen mit Familienvorftänden wegen Aufnahme von Für- 
forgezöglingen, jowie bie Genehmigung von Anftalten, welche jih um 
die Aufnahme von Böglingen bewerben und ber Bedingungen, unter 
welchen die Aufnahme erfolgen foll, c) die Anträge behufs Sicherftellung 
des unbebedten Bedarfes an Anftalten an die Regierung und durch dieſe 
an bie Reichd- und Landesvertretung behufs Bewilligung ber erforber- 
lihen Mittel, d) die Beftätigung der Anftaltsleiter und ber mit ber 
Erziehung betrauten Lehr- und Aufſichtskräfte nad Prüfung ihrer Eignung 
zu biefen Dienſtleiſtungen, e) die Förderung ber Vereinstätigfeit durch 
Gewährung von Baudarlehen zur Errichtung von Privaterziejungsanftalten 
unter Bedingungen, welche ber "Privatinitiative günftig find und dieſe 
fördern, £) die Sicherftellung der zur mittlerweiligen fürforglichen Unter- 
bringung geeigneten ficheren Orte, g) die tatfächliche Aufnahme in die 
Fürforgeerziehung und die Beihlußfaffung über die Urt und Weiſe ber 
Durchführung der gerichtlichen Anordnung durch die Entſcheidung, ob 
Familien- oder Anftaltzerziehung und die Auswahl der geeigneten Familie 
oder der entfprechenden Anftalt im einzelnen alle, h) die Entfcheidung, 
ob ein Fürforgezögling unbedingt oder bebingt aus ber Fürforgeerziehung 
zu entlafjen ift, i) Die Vorkehrungen, welche eine Fürſorge für das weitere 
Fortfommen ber entlaffenen Fürforgezöglinge ermöglichen, k) die Ge— 
nehmigung ber Hausordnung und Dienftesinftruftion der einzelnen An— 
ftalten, 1) die Vorkehrungen für den Transport des Kindes in die Familie 
oder Anftalt, m) die Vorforge für die zur Unterbringung ber Fürforge- 
zöglinge in Familien oder Anftalten erforderlichen Geldmittel, n) die 
Hereinbringung der Erziehungskoſten von den Eltern und den zur Teil- 
nahme an ben Koften verpflichteten öffentlichrechtlichen Organe, 0) bie 
Abordnung. eines bejonderen berufsamtlihen Organes zum Zwecke ber 
Veauffihtigung der Familien- und Unftaltserziehung, die Kenntnis- 
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nahme der Ergebniffe der Auffichtsführung und die allenfalls hierüber 
notwendige Entfcheidung, endlich p) die Erftattung eines Tätigleits- 
berichtes. 

Die Landesfommiffion tritt in regelmäßigen Sigungen zur Beichluß- 
faffung monatlid einmal zufammen. Die laufenden Geſchäfte beforgt 
ein ben Gtatuß ber Konzeptsbeamten der Statthalterei entnommener 
Beamter als ftändiger Referent, welcher vorbehaltlich ber nachträglichen 
Kenntnisnahme und Genehmigung durch die Landeztommiffion Eiffälle 
felbftändig erledigt. 

In jenen Gefchäften, in welchen die Landeskommiſſion eines örtlichen 
Organes zur Vorbereitung und Durchführung ihrer Beſchlüſſe bedarf, 
find bie f. f. politifchen Behörden erfter Inftanz verpflichtet, einem bied- 
fälligen Anfuchen zu entjprechen. 


Der Bollzug der Fürjorgemaßnahmen dur die Selbftver- 
waltung, die Organe und die Mittel des Vollzuges. 


Wejentlich verſchieden von ber oberften Leitung des gefamten Fürforge- 
weſens ift der unmittelbare Vollzug der Fürforgeerziehung. Mit biefer hat 
die Staatögewalt zunächſt nichts zu tun. Zu bem unmittelbaren Bollzuge 
gehört dor allem die Pflege und Erziehung, der verwahrloften Kinder 
in Zamilien und Anftalten. In biefer Beziehung ift ber Gelbfi- 
verwaltung, der ereinstätigkeit und ber Privatwohltätigfeit ber weitefte 
Spielraum zu gewähren. Die Grenzen der Bervegungsfreiheit find in ben 
allgemeinen grunbfäglichen Anordnungen ber Landestommiffion gegeben. 

Die Übereinftimmung der Fürforge mit dem Geifte und Wortfaute 
der grundfäglichen Anorbnungen der Landeslommiſſion ift im Wege ber 
ſtaatlichen Aufficht ficherzuftellen. 

Innerhalb dieſer Grenzlinie hat die Selbſtverwaltung die weiteſt ⸗ 
gehende Freiheit der Bewegung. Der befähigte Erzieher, der fein Er- 
ziehungsgeſchäft verfteht, jollte jo wenig als möglich; durch bureaufratifche 
Einmifhung in feinem erziehlichen Berufe gejtört werben. 

Daher auch die berechtigte Forderung, daf als Aufſichtsorgan wenn 
möglich eine in ber Erziehung geſchulte Kraft Verwendung findet. 

Sie Verwaltung des Staates follte mit dem unmittelbaren Boll- 
zuge und ingbefondere mit der Verwaltung und der Leitung von An- 
ftalten felbft dann nichts zu tun haben, wenn er zu dem Bau von 
ſolchen Anftalten feinen Beitrag geleiftet Hat. Die Organe des unmittel- 
baren Vollzuges ber Erziehungsfürforge der in einer Familie unter- 
gebrachten Kinder find die Familienvorftände, welchen die Durchführung 
ber gerichtlich angeordneten Erziehungsfürforge übertragen ift. Auf deren 
Auswahl und Genehmigung ift ber Landesfommiffion der entipredende 
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Einfluß vorbehalten, zu deffen Geltendmachung fie ſich behufs Vornahme 
der notwendigen Erhebungen der Vermittlung de Aufficht3organes be— 
dienen Tann. 


Die Fürforge für bie tatſächlich verwahrlofte Jugend bedarf 
einer weitreichenden Anzahl von Erziehungsanftalten, melde die 
bisher mangelhafte und vernachläſſigte Erziehung an dem verwahr- 
lojten Rinde nachholt und auf biefe Weife deſſen Erziehungsanſpruch 
verwirklicht. Hier gilt es nicht, wie bei der Erziehung normaler 
Kinder, den Zögling einfah an Ordnung, Gehorjam und fitt- 
liche Grundfäge zu gewöhnen, fondern bie Erziehung tatſächlich ver- 
mwahrlofter Kinder gelangt zu dieſem Biele erft auf dem Ummege 
der Abgewöhnung des Ungehorfams, ber Unordnung, ber Unfittlich- 
keit, anderer Fehler, Unarten und böfer Neigungen. Dazu genügen 
Laien nicht, dazu bedarj e3 erprobter Meifter in ber Erziehungskunft. 
Mit dem in Öfterreich vielfach praftizierten Syſtem der pädagogiſch nicht 
geigulten Kräfte al Leiter und Auffichtsorgane von Beſſerungsanſtalten 
muß daher gebrochen werden. Es geht nicht an, es den Erziehern und 
Auffehern folder Anftalten zu überlafjen, ihre pädagogifhe Eignung erſt 
im der Auftalt auf Koften der zu erziehenden Kinder zu erwerben oder 
auch nicht zu erwerben, wenn es ihnen bon vornherein an dem Gefchide 
hiezu oder an dem guten Willen fehlt. 

Die Leiter der Anftalten und die mit der Erziehung der Zöglinge 
betranten Kräfte find die Organe ber Anftalt3erziehung. Als ſolche be- 
dürfen fie auf Grund des Nachweiſes ihrer Befähigung ber Veftätigung 
durch die mit ber oberften Leitung des Fürſorgeweſens im Lande betraute 
faatliche Behörde, die Landestommiffion. 


Wie bereit3 erwähnt, bedarf e3 zur Fürforgeerziehung ber tatſächlich 
vermwahrloften Jugend verfchiedener Anftalten, weiche, den Bedürfniffen 
der verfchiedenen Alteräffaffen und dem verfchiedenen Grade der Ver— 
mwahrlofung angepaßt, die Verwirflihung des Grundſatzes der BVerhält- 
niamäßigfeit der Abwehr ermöglichen. Die öſterreichiſche Geſetzgebung 
beutet heute ſchon zwei verſchiedene Arten von Anftalten an: Befjerungs- 
und Erziehungsanftalten, deren Errichtung aber der Autonomie der 
Länder überlaffen werben, welche ohne nennenswerte finanzielle Be— 
teiligung des Hauptintereſſenten, des Staates, teild nicht zur Ent» 
widlung, teils gar nicht zur Ausführung gelangen. Zu ber Aufgabe 
der Landeskommiſſion gehört die Feftftellung des Bedarfes und die Stellung 
der Anträge im Wege der Regierung an die Neichsvertretung wegen 
Bewilligung des gefeglich fetzulegenden Pflichtbeitrages des Staates und 
die Stellung ähnlicher Anträge an die Landesvertretung. Damit kommen 
wir auf die Verteilung ber Koften zu fprechen. 

Reicher, Fürforge für die vermahrfofte Jugend. IT. 19 
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Die Erkenntnis der in ber Verwahrlofung liegenden Gefahr für die 
Allgemeinheit und die Rechtsordnung muß ed mit fich bringen, daß bie 
öffentliche Gewalt ihre Teilnahmslofigfeit gegenüber der Verwahrloſung 
aufgibt und nicht erft abwartet, bis dieſe zur Gtraffälligfeit gebiehen 
ift oder bis ſich früher der glückliche Zufall in Geftalt eines Wohltäters 
des Kindes erbarmt und es vor dieſem traurigen Schidfale bewahrt hat. 

Die öffentlihe Gewalt muß den Kampf gegen bie Strajjälfigkeit 
jugendlicher Perfonen und gegen bie der Kriminalität zu Grunde liegende 
Verwahrlofung in einer ganz andern Weife aufnehmen, als dies biäher 
geſchehen ift. 

Die Organe der öffentlichen Gewalt, welche bisher teilnahmslos an der 
Verwahrlofung der von ihren Eltern in fittlicher Beziehung verlaffenen 
und vernachläſſigten Kinder vorbeigegangen find, dieſe in einem troft- 
Iofen Zuftande befaffen und ihrem traurigen Schidfale überlafjen haben, 
Hätten in Hinkunft auf Grund des an fie gerichteten Befehles des Ge— 
ſetzes die Pflicht und die Aufgabe, ſich diefer verwahrloſten Gejchöpie 
anzunehmen und biefelben in Zürforge zu nehmen. 

Au der Verfhiebung in der Kampfesorganifation, wonach im Kampje 
gegen die Kriminalität der Jugendlichen, diefe nicht im Wege der Straje, 
fonbern bereits die Vorftufe bes Verbrechens, bie Vermwahrlofung, im Wege 
der Fürforge befämpft werben foll, nimmt der Staat, welder die Straf- 
gemalt ausübt, das größte Intereffe. Diefes Intereffe kommt nicht nur durch 
eine Verringerung des Aufwandes für die Strafrechtäpflege, die Strafper- 
folgung und den Strafvollzug zum Ausbrud, jondern auch in dem ethifchen 
Gewinn der Anerziehung des Pflictbewußtfeind und des Verantivort- 
lichfeitögefühles im Wege der Fürforgeerziehung, ein Gewinn, ber in 
weiterer Folge ein Sinfen der Kriminalitätsziffer überhaupt bewirken 
muß. Das Schwergewicht in der Bekämpfung der Kriminalität wird 
von ber reprefjiven Befämpfung im Wege der Strafe auf die Bor- 
beugung im Wege der Fürforge verlegt. Dies kommt zunächſt und 
hauptfächlid) dem Staate zu gute, wofür auch der Staat an den Kojten 
ber Fürforge zunächſt und hauptſächlich teilzunehmen hat. Die Ber- 
wirffihung diefer Forderung führt dahin, daß bie heute ganz im Un- 
Maren gelaffene Beitragspflicht des Staates zu ben Beljerungs- und 
Erziehungsanftalten für die verwahrlofte Jugend im Gefege in genauerer 
Weiſe feftgeftellt und das Erjordernis an Anftalten, wie es dem Bedürf- 
niffe der Fürforge, der öffentlichen Sicherheit und der Unterrichtäverwal- 
tung entfpricht, in wirkſamerer Weife fichergeftellt wird. 

Zur Beantwortung der Bedürfnisfrage ift zunächit die Landeslom- 
miffion berufen, deren Zufammenfegung eine Gewähr für die ſachliche 
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Behandlung des Gegenftandes und für die Wahrung des grundfäglichen 
Standpunftes bietet, daß die öfjentlichrechtlichen Verbände erft dann zur 
Herftellung von Anftalten ſchreiten follen, wenn bie Vereins- und Privat 
mohltätigfeit fich nicht beftimmt findet, dem Bedürfniſſe nach Anftalten in 
ber einen ober andern Richtung aus eigener Initiative zu genügen und 
zu entſprechen unb infolgebeffen zum Beilpiel die Errichtung von Er— 
siehungsanftalten für hochgradig verwahrlofte und ſchwer disziplinierbare 
Elemente innerhalb der vermwahrloften Jugend fonft ganz unterbliebe. 

Dort aber, wo das Bedürfnis nad) einer folhen öffentlichen Anftalt 
feſtgeſtellt ift, erfolgt bie Beitragsleiftung des Staates in einem feinem 
Intereſſe entfprechenden Ausmaße, alfo zumindeft zur Hälfte, während 
die Beitragsleiftung des Landesjonds die andere Hälfte trägt. Auf diefe 
Weiſe ift die dermalen nicht genau begrenzte Beitragapflicht der bereits 
nad) heutigem Recht bau=, bezw. beitragspflichtigen Faktoren des Staates 
und des Landes neuerlich im Geſetz, aber nur genauer feitgefteltt. 

Soweit die Koftenpflicht, betreffend Bau und Erxrichtung von 
Befjerungs- und Erziehungsanftalten. Anlangend bie Erhaltung und die 
Verwaltung diefer Anftalten, jo märe, abgejehen von namhaften Ermeite- 
tungen und Vergrößerungen, für melde das Gleiche zu gelten hätte, 
wie für Neubauten derjenige Verband, defjen Organ die Verwaltung biefer 
Anftalt führt, auch Toftenpflichtig. 

Die Koften ber Pflege und Erziehung ber gleichviel ob in Familien 
oder in Anftalten untergebrachten Fürforgezöglinge werben in erfter 
Linie von dem Zöglinge, bezw. den zu ihrem Unterhalte verpflichteten 
Angehörigen in Anfprud) genommen. 

Im Falle der Erfolglofigkeit dieſes Erftattungsanfpruces tritt eine 
öffentlichrechtliche Erſatzpflicht der Pflege- und Erziehungstoften ein. Un 
der zu dieſem Zwecke begründeten Konkurrenz erjagpflichtiger Verbände 
nehmen alle jene Faktoren teil, welche durch die Fürjorgeerziehung in 
irgend einer Weife eine Entlaftung erfahren. Bei Zeftitellung der Kon— 
furrenz zur Beftreitung der Verpflegungs- und Erziehungstoften für die 
Fürforgezöglinge, würde ſich zunächſt eine Dreiteilung empfehlen. Da- 
nach hätte der in feiner Strafrechtspflege entlaftete und in feinem Pfleg- 
ſchaftsweſen geförderte Staat das eine Drittel der Pflege- und Er- 
siehungsfoften zu tragen, während das zweite Drittel das Land, in 
welchem ein Gericht auf die Fürſorgeerziehung erfannt Hat, trifft. Das 
legte Drittel entfiele auf die vermöge des der Verarmung vorbeugenden 
Charafter3 ber Fürforgeerziehung intereffierte Heimatgemeinde und endlich 
auf die an dem Ausſchluß anftedender Elemente aus ben Volksſchulen 
intereffierte Schulgemeinde. Auf jeden bdiefer zwei zahlungspflichtigen 
Faktoren entfiele alſo je ein Sechſtel der Geſamtkoſten. 
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Anitalten, in welchen Fürjorge 
der Sandestonmiljion Aufnahme 
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’stung der ñaatlichen Beiträge zu den Berpflegs- 
siten fann von der Abftellung vorgejundener Mängel 
abhängig gemacht weroen, bie Nichtbejolgung von Aufträgen der 
Landeofommiffion fann zur Zurüdziehung der Genehmigung zur Auf 
nahme von Slirforgezöglingen in ber betreffenden Anſtalt führen: 
die Jurſorgezbglinge folher Anftalten werden dann in andere Anftalten 
verfept. Die ftaattichen Auffichtsorgane tönnen auch zur Beauffichtigung 
der Familienerzichung in den ihnen zugewiefenen Aufſichtsbezitken ver- 
menbet werben. Doch empfiehft 23 fich, zur Iaufenden Übenvadung die 

vie betreffenden Drte und deren Umgebung beftehenden Pflegſchafis⸗ 

Tganifationen, Firforgevereine, die Seelforgegeiftfichkeit, Lehrer und 
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fonft vertrauenswürdige Perfonen am Drte der Unterbringung um bie 
Vornahme von Aufſichtsbeſuchen in ber Familie zu erjuchen. 

Für die in der Familienerziehung vorgefundenen Mängel und deren 
Abftellung gilt das Gleiche, wie bei den Anſtalten. Auch hier kann 
im Falle der Nichtbefolgung diesfalls ergehende Aufträge mit der Ein- 
Relfung der ftaatfichen Beiträge und mit der Wegnahne des Kindes aus 
ben Familien und Unterbringung in andern Familien, bezw. Anftalten 
dorgegangen werben. 


Das weitere Fortlommen der Fürjorgezöglinge. 


Einen wichtigen Beftandteil des Gefepes bildet die Sorge für das 
weitere Fortlommen. Die Fürforgeerziehung will die bisher fehlende Auf- 
ſicht der verwahrloften Kinder ficherftellen, will nachholen, was bisher 
an der Erziehung der Kinder verabfäumt und vernachläffigt wurde, zielt 
auf die Feitigung de3 Charafterd und die Erlangung ber fittlichen Reife 
ab, bezwedt eine Belebung des fittfichen und rechtlichen Pflichtbewußtſeins 
und Verantwortlichleitägefühles. Mit dem Abfchluffe der Erziehung und 
der Entlafjung aus der Anftalt ift jedoch die der Fürſorge für die ver- 
wahrloſte Jugend geftellte Aufgabe nicht bewältigt. Der Eintritt in das 
praftiiche Leben bringt neue Gefahren mit fich, denen gegenüber ber aus 
der Anftalt und aus der Familie entlafjene Zögling erſt die anerzogene 
ſittliche Widerſtandstraft zu bewähren hat. 

Gerade in diefem wichtigen Übergangaftadium aus der Anftalt in 
das Erwerbsleben bedarf der entlaffene Zögling eines Schuges gegen die 
fittlichen Gefahren, denen er num entgegen geht, ein in fozialer und fitt- 
ficher Beziehung gefichertes Unterfommen. 

Aud, Hier wird e3 fich empfehlen, daß die Kinderſchutzvereine ver— 
mittelnd den Unftaltzleitern an die Hand gehen und auf biefe Weije 
verhindern, daß ber Zögling nicht an unrechte Perfonen gerät, welche 
ihn verführen oder ausbeuten. Diefe Vereine nehmen damit dem Anftalt3- 
leiter eine Arbeit ab, die ihm von der Anftalt aus aufgerorbentlich ſchwer 
fällt und ihn von feinem eigentlichen Erziehungsgeſchäfte abfentt. 

Ein Hemmmis in dem weiteren Yorttommen der verwahrlojten Kinder 
fiegt in dem moeitverbreiteten Worurteil, da3 in ber Zmangserziehung 
einen Makel erblicdt. Diefe Vorurteil war in der bisherigen Verbindung 
ber beiden Begriffe der Verwahrlofung und der Straifälligkeit, in ber 
einfeitigen Betonung ber Straffälligfeit als eine Folge ber Verwahr- 
loſung, ja in ber häufigen Verwechſlung des Begriffes Straffälligfeit mit 
Verwahrlojung zu ſuchen. Eine Belämpfung diejes Vorurteiled durd die 
öffentlie Meinung wird erft dann bewerfitelligt werden, wenn die ein- 
Heitlihe Auffaffung de3 Begriffes der Verwahrloſung, als des Folge 
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zuſtandes einer vernachläffigten Erziehung zum Gemeingute im Begriffs 
vermögen des Volkes geworben ift, wenn das Schwergewicht im Kampfe 
gegen die Verwahrlofung in ihre erften Anfänge verlegt wird, dadurch 
ber Fürforgeerziehung ein größerer Erfolg gejichert wird, und damit der 
hochgradigen Verwahrloſung immer engere Grenzen gezogen werben. 

Zur Befeitigung dieſes Vorurteile bedarf es aber auch einer ver- 
fändnisvolfen Mitwirfung der Organe ber öffentlichen Gewalt, die alles 
vermeiden müſſen, was in der Fürforge für bie verwahrloſte Jugend 
an Strafe erinnert. Die Erziehung ift ein Akt ber Fürforge, ob jie 
nun an normalen oder an verwahrloften Kindern geübt wird. Mit ftaat- 
licher Strafe hat fie von vornherein aber auch gar nicht? gemein. 

Darunı haben fhon jet die Beflerungsanftalten in Brünn und 
Olbersdorf die Bezeichnung Beflerungsanftalt mit Erziehungsanftalt ver- 
tauſcht. In diefer Richtung muß fi) ber Fortfehritt bewegen. Alles 
muß aus dem Wege geräumt werden, mas al3 ein Mafel in dem Bor- 
leben des Kindes gedeutet werben, ein Hemmnis in bem weiteren Fort 
tommen bed Kindes bilden könnte. 


Der Schuß gegen Störungen des Vollzuges der Fürforgemaf- 
nahmen; Maßnahmen gegen das ſchuldhafte Verhalten pflicht- 
vergefjener Eltern. 


Die Fürforge für die verwahrlofte Jugend hat aber auch eine andere 
Seite. Wenn auch eine grundfägliche Forderung dahin gehen muß, ben 
verwahrloften Zuftand des Kindes diefem nicht als Schuld anzurechnen, 
fo Liegt doc eine Schuld an ber Verwahrloſung auf der Seite derjenigen, 
welchen die Erziehung bes Kindes oblag und ‚welche es Hierin an ber 
nötigen Sorgfalt und Aufficht fehlen ließen. Die einfache Abnahnıe des 
Kindes und deffen Erziehung auf fremde Koften müßte ſchließlich ge— 
wiſſenloſen Eftern al3 eine willtummene Entlaftung ihrer Eiternpflichten, 
als eine Prämie ihrer Nachläſſigkeit erfheinen, das hiedurch gegebene 
Beiſpiel müßte verderblih auf andere ähnlich denkende Eltern wirken. 
Diefe Wirkung wäre um fo nachhaltiger und zur Nachfolge einladender, 
wenn die Kinder mit der Entlaffung aus der Auftalt oder Familie, 
in welcher fie zur Erziehung untergebradht waren, die Fürjorge ihr 
Ende nehmen, der Schuß gegen VBerwahrlofung aufhören würde und 
die Kinder in jene Verhältnifje zurüdkehrten, in denen fie feinerzeit ver- 
wahrloften und zu denen zurüdgefehrt, fie der gleichen Gefahr entgegen 
gingen. Nicht nur, daß die Früchte der Erziehung damit zu Schanden 
würben, bildete die entiwidelte Arbeitskraft des Kindes ein willfommenes 
Objekt der Ausbeutung für die gemwinnfüchtigen Eltern, die, während die 
Erziehung eine Laft bedeutete, fich leichten Herzens von ihren Kindern 
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trennten, hingegen jetzt bei beginnender Erwerbskraft ihre elterlichen 
Gefühle für das Kind entdecken. Darum bedarf es nicht nur eines Schutzes 
des Erziehungswerkes gegen eine vorzeitige Störung durch gewiſſenloſe 
und gewinnſüchtige Eltern, eines Schutzes der Gewahrſame ber Erzieher 
an dem Kinde bis zum Ende des Erziehungswerkes, ſondern noch darüber 
hinaus, wenn das weitere Fortkommen des Kindes gefährdet wird, fei 
es, daß ſeine Eltern einen nachteiligen Einfluß auf das Kind nehmen, ſei 
es, daß das Kind in Verhältniſſe kommt, welche ſeine Zukunft gefährden. 

Hier empfiehlt es ſich zu dieſem Zwecke, das ſchon jetzt zu Recht be— 
ſtehende Inſtitut der bedingten Entlaſſung aus der Beſſerungsanſtalt zu 
verallgemeinern und auf die Fürſorgeerziehung im allgemeinen zu über- 
tragen (f. ©. 221 u. 235). 

Die Fürforge für bie verwahrlofte Jugend ift nicht nur eine ficher- 
heit3poligeilihe Maßnahme, jondern au ein Akt obervormundſchaftlicher 
Fürforge des Staates und diefe erftredt fich auf die ganze Dauer der 
mangelnden Eigenberechtigung und ftaatlihen Vevormundung. Die Ver- 
wirklichung diefer Forderung führt zu der Befugnis ber Landeskommiſſion, 
ben in feinem weiteren Fortkommen gefährbeten Fürforgezögling, während 
ber Geltungsdauer ber Anordnung ber Fürforgeerziehung in die Familie 
ober Anftalt zurüdzuberufen. 

Damit ift aber ber Schutz ber Fürforgeerziehung gegen bie 
nachteiligen Einjlüffe gewiſſenloſer Eltern nicht erſchöpft. Der Roll» 
zug bed Erziehungsmwerkes jelbft bedarf eines wirkſamen Schutzes gegen 
allfällige Störungen in Form von ®erleitung des Zöglings zur 
Flucht oder Mithilfe hiebei. Der Staat, welcher den Familien und An- 
ftalten die Erziehungsgemwalt und damit das Recht zur Anhaltung des 
Fürforgezöglings zum Zmede der Erziehung überträgt, muß dieſes Recht 
gegen eine ſolche Vereitlung obrigteitlicher Maßnahmen ſchützen. Dies 
geſchieht, indem die ftaatliche Strafgewalt jebe derartige Störung bes 
Bollzuges des Erziehungswerkes mit Strafe bedroht. 

Bir Haben gefehen, wie die fürforgende Staatsgewalt in ihrer Tätig- 
feit alles aus dem Wege räumen foll, was einer Strafe des verwahrloften 
Kindes ähnlich fieht, weil nicht das Kind, fondern die Eltern, bezw. deren 
Vertreter die Schuld an dem vermwahrloften Zuftande des Kindes trifft. 
Das Kind für feine Verwahrlofung büßen laſſen, hieße, e3 eine fremde 
Schuld entgelten fafjen. Wenn' jemand eine Buße treffen, eine Schuld 
fühnen folfte, fo ift es der ſchuldige Teil, insbejondere die unmürbigen 
Eitern, die im Widerfpruche mit ihrer natürlichen gejeglichen Pflicht, 
die Erziehung ihrer Kinder in fchuldhafter Weife vernachläffigt haben. 

Und hier gäbe vielleicht da allgemeine bürgerliche Geſetzbuch einen 
Fingerzeig für eine unterfchiebliche Behandlung von unmürdigen Eftern 
und von zur Erziehung unjähigen Eltern. 
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8177 a. 6. ©. 8. jpricht von der Uberkennung ber elterlichen Ge— 
walt wegen gänglicher Vernachläſſigung der elterlichen Pilichten, ſomit 
der Unterhaltd- und Erziehungspflicht. 

8 17€ a. 6. G. B. fpricht von der angemtefjenen Verfügung bed Bor- 
mundjcaftsrichters, gegen den Mißbrauch der väterlichen Gewalt und 
bie Unterlaffung ber bamit verbundenen Pflichten, und die Juftizminifterial- 
verordnung interpretiert dieſe gefepliche Beſtimmung ausbrüdlich dahin, 
daß die angemeffene Verfügung des Vormundſchaftsrichters auch darin be- 
ftehen könne, daß das Kind den Eltern abgenommen und in einer Familie 
oder in einer Erziehungs- oder Beſſerungsanſtalt untergebracht werden 
könne. 

Hier handelt e3 ſich alſo um eine einfache Übertragung der Erziehungs- 
gewalt mit der Gewahrfame über das Kind, ohne daß an das Problem 
der Aberfennung ber väterlichen Gewalt gerührt würde. Das genügt zu- 
nächſt für die Bmede der Fürforgeerziehung vollfommen. Die Aberkennung 
der väterlichen Gewalt erfheint im öfterreichifchen Recht zweimal, einmal 
als Strafmaßnahme nah 88 414—417, als Folge der Mißhandlung bei 
häuslicher Zucht, das andere Mal als vormundfchajtsbehördlihe Maßnahme 
nah 8 177 a. 6. ©. ®. als Folge ber gänzlichen Vernachläſſigung ber 
elterlihen Pflichten. In dem einen Falle erfennt der Strafrichter, im 
andern Falle der Vormundſchaftsrichter auf den Verluſt der väterlichen 
Gewalt. Die ‚öffentlihe Meinung erblidt aber in der einen, wie in ber 
andern Maßnahme eine ftrafweile Behandlung gewiffenlofer pflihtver- 
geffener Eltern. An dieſe Richtung der öffentlichen Meinung, welche in 
dem Verluſte der elterlichen Gewalt eine Strafe gegen die Eltern er- 
blickt, ließe ſich anknüpfen, indem zur Entziehung ber Erziehungs- 
gewalt folder gewiſſenloſer und pflichtvergefjener Eltern die Ab— 
erfennung ber väterlichen Gewalt zur Abnahme bes Kindes noch 
außerdem Hinzuzutreten hätte, während bie einfache Übertragung der 
Erziehungsgewalt infolge angemefjener Verfügung des Vormund— 
ſchaftsrichters lediglich dann Platz zu greifen hätte, wenn es jih 
um zur Erziehung ihrer Kinder unfähige Eltern handelt. Zu diefen 
gehören alle jene Eltern, melde, um der Unterhaltäpflicht zu 
genügen, ihre Erziehungspfliht vernachläſſigen, alle jene Eftern, bei 
denen die mangelnde Beauffichtigung ihrer Kinder nicht auf ihr 
individuelles Verſchulden, fondern auf allgemeine wirtfchaftlihe und ſoziale 
Verhältniſſe zurüdzuführen ift. Damit wäre aber noch nicht Genüge gefchehen. 
Die vorerwähnte Scheidung zwifchen unwürdigen und unfähigen Eltern 
führt aber noch zu weiteren Konſequenzen, die ſich aus einem Vergleiche 
eines feiner väterlichen Gewalt entkleideten Vaters eines verwahrfoften 
Kindes mit einem aus öffentlichen Mitteln unterftügten Vater eines 
armen Kindes ergibt. Der Empfang ber öffentlichen Unterftügung hat 
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nad) den Gemeindewahlordnungen ganz ohme Rüdjiht auf die Urſache 
der Berarmung, alfo auch in dem Yalle, als ein Familienvater unver- 
ſchuldet in eine Notlage gerät, in deren Folge feiner Unterhaltspflicht 
nicht nachlommen fann und Unterftügung aus öffentlihen Mitteln in 
Anfprud) nehmen muß, den Verluft des Wahlrechtes, alfo eine Minderung 
der bürgerlichen Rechte zur Folge. Dahingegen zieht heute der Verluſt 
der elterlichen Gewalt wegen ſchuldhaften Verhaltens der Eltern, die 
Übernahme des Kindes in Fürforge, felbft im alle der vom Vater 
verſchuldeten tatfählichen Verwahrloſung des Kindes, in deren Folge 
die Aufnahme bes Kindes in eine Beiferungsanftalt auf öffentliche Koften 
notwendig wird, eine ähnliche Nechtöfolge nicht nad) fi. Hier läge es 
auch im Intereſſe der Belebung des elterlichen Pflichtbewußtfeins 
und eines wirkſameren Schutzes der Kinder gegen pflichtvergeijene 
Eltern, eine Scheidung der unwürdigen von den unfähigen Eltern 
in dem meiteren Sinne vorzunehmen, baß bie unwürdigen, ihrer 
Gewalt verluftigen Eltern verwahrlofter Kinder eine ähnlihe Be— 
handlung erfahren, wie die aus öffentlichen Mitteln unterſtützten 
Eltern armer Kinder, daß fie nämlich nicht nur ihre elterlihe Ge— 
malt verlieren, fondern daß das gerichtliche Erkenntnis, welches diejen 
Eltern die väterlihe Gewalt aberfannt, auch den Verluſt des Wahl- 
rechtes, alſo eine Minderung der ftaatöbürgerfihen Rechte nad) 
fich zieht. Diefe Rechtsfolge trifft felbftverjtändlih nur die unwürdigen 
Eltern, denen auf Grund eines gerichtlichen Urteils die elterlihe Gewalt 
aberfaunt worden ift. Diefe Rechtsfolge trifft aber ebenfo ſelbſtverſtändlich 
nicht jene Eltern, deren Unfähigkeit zur Erziehung und Auffichtsführung 
auf die allgemeinen mirtjhaftlihen und fozialen Verhältniffe zurückzu— 
führen ift, und denen aus biefem Grunde durch angemeffene Verfügung 
de3 Vormundſchaftsrichters im Intereffe des Kindes die Erziehungsgewalt 
abgenommen mwurbe. 


Die Vorbeugung der Verwahrlofung. 


Der Fortſchritt in diefer Richtung liegt in einer Beſſerung der wirt- 
ſchaftlichen und fozialen Verhältniſſe. Jede Einſchränkung der Frauen— 
und Kinderarbeit bedeutet einen Fortfchritt, einen Schritt der Beſſerung, 
weil dantit die Frau mehr als bisher ihrem natürlichen Berufe inner- 
halb der Familie wiedergegeben wird, weil der Unterhalt der Familie 
dann nicht auf die kindliche Arbeitskraft angewieſen iſt und jomit nicht 
auf Koften der Erziehung beftritten zu werden braucht. Dies jegt eine 
Beſſerung der Lohnverhäftniffe, eine Hebung der wirtfchaftlichen Lage 
des arbeitenden Voltes, aber auch eine Hebung der Voltsbildung und damit 
die zunehmende Einficht der Eltern von ihrer Pflicht zur Erziehung ber 
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Jugend und eine Hebung ihres Verantwortlichfeitsgefühled in dieſer 
Richtung voraus. 

Bis zur Erveihung diefes Ideals Hat die bürgerliche Geſellſchaft 
ein weites Feld zur Betätigung des Gemeinfinns. Die Privativohltätig- 
teit follte Einrichtungen ſchaffen, weiche den Eltern, melde vermöge 
ihrer Arbeit außer dem Haufe außer ftande find, ihren Aufficht3- und 
Erziehungspflichten nachzukommen, ermöglichen, einen Erſatz dieſer Auf» 
ſicht und Erziehung für ihre ſonſt aufſichtslos heranwachſenden und der 
Verwahrloſung entgegengehenden Kinder herbeizuführen. Aufgabe des 
Staates wäre es, dieſe Entwicklung nach Kräften zu fördern. Wie dies 
bereits früher das Juſtizminiſterium und das Miniſterium des Innern 
getan haben, tut dies auch das Unterrichtsminiſterium in dem vierten 
Hauptſtück der definitiven Schul- und Unterrihtsorbnung*), der von der 
Kinderfürforge handelt. Im $ 213 wendet ſich dad Unterrihtsminifterium 
an die Schulbehörden und Lehrer, damit diefe „nit Eifer auf die Gründung 
zum Schup und zur Beſchäftigung der Kinder außerhalb der Schule, 
insbeſondere von Kinderhorten, Beihäftigungsanftalten, Kinderwärmeftuben 
und Jugendſpielplätzen hinwirken“. 

Dem öffentlichen Intereſſe wird es ſicherlich mehr entſprechen, wenn 
die Geſellſchaft tatkräftig dafür ſorgen würde, daß ber Erziehungs- 
anſpruch de3 Kindes bei Zeiten verwirklicht wird, flatt daß wie bisher 
fich gegenüber der beginnenden Verwahrlojung teilnahmslos verhalten 
und gewartet wird, bis dieſe zur Straffälligfeit und hochgradigen Ver— 
wahrloſung geführt hat und das Kind dann zum Objekte der lorrektio— 
nelfen Behandlung gemadjt wird. 


Der dritte, theoretifch-jpftematifhe Zeil, mit welchem dieſes Wert 
feinen Abſchluß findet, wird das Sachregifter, die Bibliographie und 
die Berichtigung ber Drudfehler enthalten. 


*) Die Schul- und Unterrichtsorbnung vom 29. September 1905 wurde zu 
einer Zeit veröffentlicht, als der handſchriftliche Teil diefes Werkes abgeſchloſſen 
und mit der Drudlegung bereit? begonnen war. Die durchgreifende Berüdjid- 
tigung biefer Verordnung war daher nicht mehr möglih. Ich mußte mic aui 
bie Beiprehung bes $ 85 als der am meiften einſchneidenden Veſtimmung bieler 
Verordnung beihränfen und bringe der Vollſtändigkeit Halber im Anhange Nr. 55 
den vierten Abſchnitt: „Won der Kinderfürſorge“ (j. hiezu au Anhang Nr. 39) 











Anhang. 


Ur. 1. 


Auszüge aus den Antworten der kuk Bezirksgerichte auf meine 
Anfrage, betreffend „Schuß und Hilfe für arme Kinder in 
DOfterreih* im Jahre 1890. 


Das k. k. Bezirkögericht Wiſchau in Mähren fehreibt über 


nDie Ammentinder.“ 


Dienjtboten als Mütter bleiben mit dem Kinde nie im Gejindever- 
bande; die Mutter geht gewöhnlich als Amme in die Stadt und gibt in ihrer 
Heimatägemeinbe ihr Kind in Pflege einer älteren Perſon, welche das Kind 
auf Koften der Mutter in ben erften Monaten mit Kuhe oder Ziegen» 
mild erhält. 

Im Rahmen des Armenweſens follte auch dad Ammenmelen vom 
Staate reguliert werben, damit niht Damen und Frauen, welche nur aus 
Schonung ihrer förperlihen Kräfte bei voller phyſiſcher Eignung ihre 
Mutterpflichten auf eine andere Perfon übertragen, dem Kinde ber armen 
Perſon, ohne um dasſelbe zu forgen, da3 Einzige wegnehmen können, was 

eine folhe arme Mutter ihrem Finde zu bieten im ftande ift, eine geſunde 
und fräftige Muttermilch. 

Die große Sterblichleit der unehelichen Kinder findet auch in dieſem 
bisher von feiner Seite genug gewürdigten Umftande ihre teilweiſe Be— 
grünbung. Bis jetzt ift es der umehelichen Mutter ganz und gar anheim- 

eſtellt, ob dieſelbe irgendwo al3 Amme eintreten will, fein ftaatsanmwalt- 
Ppaftticher Funktionär wird ſich veranlaßt fehen, auf eine folhe Mutter den 

335 bes St. G. B. in Anwendung bringen zu wolfen, ja es famen auch 
ſchon Fälle vor, daß ſich die uneheliche Mutter mit bem unehelichen Vater 
bei Gericht auf einen Alimentationsabfindungsbetrag verglichen hat, und 
nach Erlag dieſes Betrages in die fumulative Waiſenkaſſe noch al3 Amme 
ging. Bei diefem Entſchluſſe Hatte der uneheliche Water fein Wort mit- 
zureden. Da die unehelihe Mutter bie einzige gefeglihe Erbin nad 
ihrem Rinde ift, fo ift e3 in einem ſolchen falle ſehr wahrſcheinlich, daß 
das Kind fterben und die al3 Amme bedienſtete Mutter noch ein Feines 
Kapital erben wird. Ja es bürften auch Fälle vorgekommen fein, mo bie 
Ammenjhaft al3 ein vorteilhafter Erwerbszweig angefehen wird, Eine 
Perſon, die es nach ihrer erften Entbindung in einem wohlhabenden 
Haufe gut hatte, trachtet dann, abermal3 fo gute Zeiten zu haben und 
pefuliert förmlich darauf, wieder bald Mutter zu werben. 
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nahme der Ergebniſſe der Aufſichtsführung und die allenfalls hierüber 
notwendige Entſcheidung, endlich p) die Erflattung eines Tätigteits- 
berichtes. 

Die Landestommiffion tritt in regelmäßigen Sigungen zur Beſchluß⸗ 
faffung monatlih einmal zufammen. Die laufenden Geſchäfte beforgt 
ein ben Status ber Konzeptsbeamten ber Gtatthalterei entnommener 
Beamter als ftändiger Referent, welcher vorbehaltlich der nachträglichen 
Kenntnisnahme und Genehmigung durch die Landeskommiſſion Eilfälle 
jelbftändig erledigt. 

In jenen Geſchäften, in welchen bie Landeskommiſſion eines örtlichen 
Organes zur Vorbereitung und Durchführung ihrer Beſchlüſſe bedarf, 
find die E E politiſchen Behörden erfter Inſtanz verpflichtet, einem bied- 
fälligen Anfuchen zu entiprechen. 


Der Bollzug der Fürjorgemaßnahmen durch die Selbftver- 
waltung, die Organe und die Mittel des Vollzuges. 


Weſentlich verfchieden von der oberften Leitung bes gefamten Fürſorge⸗ 
weſens ift ber unmittelbare Vollzug der Fürjorgeerziehung. Mit biefer hat 
die Staatögewalt zunächſt nichts zu tun. Zu dem unmittelbaren Bollzuge 
gehört dor allem bie Pflege und Erziehung. ber veriwahrloften Kinder 
in Familien und Anftalten. In diefer Beziehung ift ber Gelbit- 
verwaltung, ber Vereinstätigkeit und der Privatwohltätigfeit ber weitefte 
Spielraum zu gewähren. Die Grenzen der Bewegungsfreiheit find in ben 
allgemeinen grunbjäglichen Anordnungen der Landestommiffion gegeben. 

Die Übereinftimmung der Fürforge mit bem Geifte und Wortlaute 
der grundfäglichen Anorbnungen ber Landestommifjion ift im Wege ber 
ſtaatlichen Aufficht ſicherzuſtellen. 

Innerhalb dieſer Grenzlinie hat die Selbſtverwaltung die weiteſt ⸗ 
gehende Freiheit der Bewegung. Der befähigte Erzieher, ber ſein Er- 
ziehungsgeſchäft verfteht, follte fo wenig als möglich, durch bureaukratiſcht 
Einmifhung in feinem erziehlichen Berufe geftört werben. 

Daher auch die berechtigte Forderung, daß als Aufſichtsorgan wenn 
möglich eine in ber Erziehung geſchulte Kraft Verwendung findet. 

Die Verwaltung bed Staates follte mit bem unmittelbaren Roll- 
zuge und insbeſondere mit der Verwaltung und der Leitung von An- 
ftaften jelbft dann nichts zu tun Haben, wenn er zu bem Bau von 
ſolchen Anftalten feinen Beitrag geleiftet hat: Die Organe des unmittel- 
baren Vollzuges ber Erziehungsfürforge ber in einer Familie unter 
gebraten Kinder find die Familienvorftände, welchen die Durchführung 
der gerichtlich angeordneten Erziehungsfürforge übertragen if. Auf deren 
Auswahl und Genehmigung ift der Landesfommiffion ber entiprechende 
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Einfluß vorbehalten, zu deifen Geltendmachung fie ſich behuf3 Vornahme 
der notwendigen Erhebungen der Vermittlung des Aufjichtsorganes be— 
dienen fann. 


Die Fürforge für die tatjählich verwahrlofte Jugend bedarf 
einer weitreichenden Anzahl von Erziehungsanftalten, welche bie 
bisher mangelhafte und vernachläſſigte Erziehung an dem verwahr- 
loſten Rinde nahholt und auf dieſe Weife deſſen Erziehungsanſpruch 
verwirklicht. Hier gilt es nicht, wie bei ber Erziehung normaler 
Kinder, den Zögling einfah an Ordnung, Gehorjum und ſitt— 
lie Grundfäge zu gewöhnen, fondern bie Erziehung tatſächlich ver- 
wahrlofter Kinder gelangt zu diefem Ziele erft auf dem Ummege 
der Abgewöhnung des Ungehorfams, ber Unordnung, ber Unjittlich- 
teit, anderer Yehler, Unarten und böfer Neigungen. Dazu genügen 
Laien nicht, dazu bedarf es erprobter Meifter in der Erziehungskunft. 
Mit dem in Oſterreich vielfach praktizierten Syſtem der pädagogiſch nicht 
gefhulten Kräfte ald Leiter und Aufficht3organe von Beſſerungsanſtalten 
muß daher gebrochen werben. Es geht nicht an, e3 den Erziehern und 
Auffehern ſolcher Anftalten zu überlaſſen, ihre pädagogifhe Eignung erft 
in der Anftalt auf Koften der zu erziehenden Kinder zu eriverben oder 
auch nicht zu erwerben, wenn e3 ihnen von vornherein au dem Geſchicke 
hiezu oder an dem guten Willen fehlt. 

Die Leiter der Anftalten und die mit der Erziehung der Zöglinge 
betrauten Kräfte find die Organe der Anftaltzerziehung. Als folche ber 
dürfen fie auf Grund bes Nachweiſes ihrer Befähigung ber Beftätigung 
durch die mit der oberften Leitung des Fürſorgeweſens im Lande betraute 
ftaatliche Behörde, die Landeskommiſſion. 

Wie bereit3 erwähnt, bedarf e3 zur Fürforgeerziehung ber tatfächlich 
verwahrloſten Jugend verfchiedener Anftalten, welche, den Bebürfniffen 
der verfchiedenen Altersklaſſen und dem verfchiedenen Grade der Ver— 
wahrlofung angepaßt, die Verwirklichung des Grundſatzes der Verhält- 
nismäßigfeit der Abwehr ermöglichen. Die öfterreichifche Gefepgebung 
deutet heute ſchon zwei verjhiebene Arten von Anftalten an: Beijerungs- 
und Erziefungsanftalten, deren Errichtung aber der Autonomie ber 
Länder überlaffen werden, melde ohne nennenswerte finanzielle Be— 

“ teiligung des Hauptinterefjenten, de3 Staates, teil3 nicht zur Ent- 
widlung, teils gar nicht zur Ausführung gelangen. Zu der Aufgabe 
der Landestommiffion gehört die Feſtſtellung des Bedarfes und die Stellung 
der Anträge im Wege ber Regierung an die Reichövertretung wegen 
Bewilligung des gefelich feftzulegenden Pflichtbeitrages des Staates und 
Die Stellung ähnlicher Anträge an die Landesvertretung. Damit kommen 
wir auf die Verteilung der Koften zu ſprechen. 

Reicher, Fürforge für bie verwahrloſte Jugend. IL. 19 
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Die Verteilung der Koftenlaft. 


Die Erkenntnis der in der Bermahrlofung liegenden Gefahr für die 
Allgemeinheit und die Rechtsordnung muß e3 mit fid) bringen, daß bie 
öffentliche Gewalt ihre Teilnahmslofigfeit gegenüber ber Verwahrloſung 
aufgibt und nicht erft abwartet, bis biefe zur Straffälligkeit gediehen 
ift ober bis ſich früher der glüdliche Zufall in Geftalt eines Wohltäters 
bes Kindes erbarmt und es vor biefem traurigen Schidjale bewahrt Hat 

Die öffentliche Gewalt muß den Kampf gegen bie Strafjälligfeit 
jugendlicher Perfonen und gegen bie der Kriminalität zu Grunde liegende 
BVerwahrlofung in einer ganz andern Weife aufnehmen, als Dies biäher 
geſchehen ift. 

Die Organe ber öffentlichen Gewalt, welche bisher teilnahmslos an der 
Verwahrlofung der von ihren Eltern in fittliher Beziehung verlaffenen 
und vernadhläffigten Kinder vorbeigegangen find, biefe in einem trojt- 
Iofen Zuſtande belaffen und ihrem traurigen Schidfale überlafjen Haben, 
hätten in Hinkunft auf Grund des an fie gerichteten Befehles des Ge— 
ſetzes die Pflicht und die Aufgabe, ſich diefer verwahrloſten Geſchöpfe 
anzunehmen und biefelben in Fürforge zu nehmen. 

Au der Verfehiebung in der Rampfesorganijation, wonach im Kampie 
gegen die Kriminalität der Jugendlichen, diefe nicht im Wege ber Strafe, 
ſondern bereits die Vorftufe des Verbrechens, die Verwahrlofung, im Wege 
ber Fürforge befämpft werden foll, nimmt der Staat, welcher die Straj- 
gemalt ausübt, das größte Intereffe. Diefes Intereffe kommt nicht nur durch 
eine Verringerung des Aufwandes für die Strafrechtäpflege, die Strafver- 
folgung und den Strafvollzug zum Ausdruck, ſondern auch in dem ethifchen 
Gewinn der Anerziehung des Pflichtbewußtſeins und des Verantwort 
lichfeitögefühles im Wege der Filrforgeerziehung, ein Gewinn, ber in 
weiterer Folge ein Sinten der Kriminalitätsziffer überhaupt bemirten 
muß. Das Schwergewicht in der Bekämpfung der Kriminalität wird 
von der repreffiven Bekämpfung im Wege der Strafe auf die Bor- 
beugung im Wege der Fürſorge verlegt. Died kommt zunächſt und 
hauptſächlich dem Staate zu gute, wofür auch der Staat an den Koften 
der Fürforge zunächſt und hauptſächlich teilzunehmen hat. Die Ver— 
wirffihung diefer Forderung führt dahin, daß die heute ganz im Un 
Maren gelaffene Beitragspflicht de3 Staates zu ben Beſſerungs- und 
Erziehungsanftalten für die verwahrlofte Jugend im Gefege in genauerer 
Weife feftgeftellt und das Erfordernis an Anftalten, wie es dem Bedürj- 
niffe der Fürforge, der öffentlichen Sicherheit und der Unterrichtäpermal- 
tung entſpricht, in wirffamerer Weife fichergeftellt wird. 

Zur Beantwortung der Bedürfnisfrage ift zumächft die Landeskom 
miffion berufen, deren Zufammenfegung eine Gewähr für die fachliche 
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Behandlung des Gegenftandes und für die Wahrung des grundfäßlichen 
Standpunkte bietet, daß die öffentlichrechtlichen Verbände erft dann zur 
Herftellung von Anftalten fehreiten jollen, wenn bie Vereind- und Privat- 
mohltätigfeit fich nicht beftimmt findet, dem Bebürfnifie nach Anftalten in 
ber einen ober andern Richtung aus eigener Initiative zu genügen und 
zu entſprechen unb infolgebefjen zum Beifpiel die Errichtung von Er» 
ziehungsanſtalten für hochgradig verwahrlofte und ſchwer disziplinierbare 
Elemente innerhalb der verwahrloften Jugend fonft ganz unterbliebe. 

Dort aber, wo das Bedürfnis nad, einer ſolchen öffentlichen Anſtalt 
feftgeftellt ift, erfolgt die Beitragsleiftung de3 Staates in einem feinem 
Intereffe entfprechenden Ausmaße, alfo zumindeft zur Hälfte, während 
die Beitragsleiſtung des Landesfonds die andere Hälfte trägt. Auf dieje 
Weiſe ift die dermalen nicht genau begrenzte Beitragspflicht ber bereits 
nach heutigem Necht bau-, bezw. beitragöpflichtigen Faktoren des Staates 
und des Landes neuerlich im Geſetz, aber nur genauer feitgeftellt. 

Someit die Koftenpflicht, betreffend Bau und Errichtung von 
Beſſerungs-⸗ und Erziehungsanftalten. Anlangend die Erhaltung und die 
Verwaltung diefer Anftalten, jo wäre, abgejehen von namhaften Erweite- 
rungen und Vergrößerungen, für welche das Gleiche zu gelten hätte, 
wie für Neubauten derjenige Verband, deſſen Organ die Verwaltung diefer 
Anftalt führt, auch Loftenpflihtig. 

Die Koften der Pflege und Erziehung ber gleichviel ob in Familien 
ober in Anftalten untergebrachten Fürſorgezöglinge werben in erfter 
Linie von dem Böglinge, bezw. ben zu ihrem Unterhalte verpflichteten 
Angehörigen in Anſpruch genommen. 

Im Falle der Erfolglofigkeit dieſes Erſtattungsanſpruches tritt eine 
öffentlichrechtliche Erjagpflicht der Pflege- und Erziehungstoften ein. An 
der zu diefem Zwecke begründeten Konkurrenz erſatzpflichtiger Verbände 
nehmen alfe jene Faktoren teil, welche durch bie Fürjorgeerziehung in 
irgend einer Weije eine Entlaftung erfahren. Bei Feltitellung ber Kon— 
kurrenz zur Beftreitung ber Verpflegungs- und Erziehungstoften für bie 
Fürforgezöglinge, würde ſich zunächſt eine Dreiteilung empfehlen. Da- 
nad) hätte ber in feiner Strafrechtäpflege entlaftete und in feinem Pfleg- 
ſchaftsweſen geförderte Staat das eine Drittel der Pflege- und Er— 
ziehungskoften zu tragen, mährend das zweite Drittel das Land, in 
welchem ein Gericht auf die Fürforgeerziehung erkannt hat, trifft. Das 
legte Drittel entfiele auf die vermöge des ber Verarmung vorbeugenden 
Charakters ber Fürforgeerziehung intereffierte Heimatgemeinde und endlich 
auf die an dem Ausfchluß anftedender Elemente aus den Volksſchulen 
intereffierte Schulgemeinde. Auf jeden dieſer zwei zahlungspflichtigen 
Faktoren entfiele alfo je ein Sedhftel der Gefamtkoften. 

19% 
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Die Staatsaufſicht über den Vollzug der Fürſorgemaßnahmen 
durch die Selbſtverwaltung. 


Endlich hätte das Geſetz die Staatsaufſicht über den Vollzug der 
Fürſorgeerziehung zu ordnen. Die Fürſorgeerziehung ber Anftalt umjaßt 
ein Zweifaches: die Verbindung von geiſtiger und ſittlicher Bildung, die 
Vereinigung von Schule und Haus in der Anftalt. 

Die Leiftung der Anftalt in unterrichtlicher Beziehung unterfteht der 
Schulaufſicht; die erziehlihe Leiftung der Anftalt unterfteht der zu dieſem 
Zwecke beftellten Staatsaufficht, das Auffihtsorgan ift der Landesfonmif- 
fion untergeordnet, in deren Auftrag e3 handelt. 

Das Auffihtsorgen hat den Zuftand der Unterrichtanftalten in 
periodifhen Zwiſchenräumen zu unterſuchen. Die Auffiht des Staates 
bezwedt die Sicherftellung des Vollzuges der Fürforgeerziehung in Über- 
einftimmung mit ben von der Zandesfommiffion aufgeftellten Grundjägen. 

Die Staatzaufficht ift die notwendige Vorausjegung ber Übertragung 
des Vollzuges der obrigfeitlichen Crziehungsfürforge an die Selbftver- 
waltung und an die Vereinstätigfeit, eine Vorausfegung des unmittelbaren 
Vollzuges der Erziehung durch Familien und Einzelnperfonen. Die Staats» 
aufficht ift eine mefentfiche Bedingung diefer Übertragung und des ftaat- 
lichen Verzichtes auf die Duchführung der Fürforgeerziehung durch ftaat- 
liche Organe. Das Organ der Staatsaufficht hat die Einhaltung der von 
der Landestommiffion aufgeftellten grundfäglicden Beftimmungen, der für 
die einzelne Anftalt genehmigten Dienftesinftruktion, Yaus- und Speife- 
ordnung zu überwachen, bezw. Mängel und Mißſtände feftzuitellen und 
darüber der Landestommiffion zu berichten, über deren Abhilfe and Be- 
hebung die Landestommiffion Beſchluß zu faſſen Hat. 

Der Staatsaufſicht unterliegen alle Anftalten, in welchen Fürforge- 
zöglinge anf Grund von Beſchlüſſen der Landestommiffion Aufnahme 
gefunden haben. 

Die Auszahlung der ftaatlihen Beiträge zu ben Verpflegs— 
und Erziehungskoſten fann von ber Abftellung vorgefundener Mängel 
abhängig gemacht werben, die Nichtbefolgung von Aufträgen der 
Landestommiffion kann zur Zurüdziehung ber Genehmigung zur Auf 
nahme von Fürforgezöglingen in der betreffenden Anftalt führen; 
die Fürforgezöglinge folher Anftalten werden dann in andere Anftalten 
verfegt. Die ftaatlihen Aufficht3organe können auch zur Beaufſichtigung 
der Familienerziehung in den ihnen zugewiefenen Auffichtöbezirken ver- 
wendet werden. Doch empfiehlt es ſich, zur laufenden Überwachung bie 
für die betreffenden Orte und deren Umgebung beftehenden Pflegſchafts- 
ihugorganifationen, Yürforgevereine, die Seeljorgegeiftlichkeit, Lehrer und 
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fonft vertrauenswürdige Perfonen am Orte der Unterbringung um bie 
Vornahme von Auffichtsbefuchen in der Yamilie zu erjuchen. 

Für die in der Familienerziehung vorgefundenen Mängel und deren 
Abſtellung gilt das Gleiche, wie bei ben Anftalten. Auch hier fann 
im Falle der Nichtbefolgung diesfalls ergehende Aufträge mit der Ein- 
ſtellung ber ftaatlichen Beiträge nnd mit der Wegnahnte bes Kindes aus 
den Familien und Unterbringung in andern Familien, bezw. Anftalten 
dorgegangen werben. 


Das weitere Fortkommen der Fürforgezöglinge. 


Einen wichtigen Beftandteil des Geſetzes bildet die Sorge für das 
weitere Fortlommen. Die Fürforgeerziehuung will die bisher jehlende Auf- 
ſicht der verwahrloften Kinder ficherftellen, will nachholen, was bisher 
an ber Erziehung ber Kinder verabſäumt und vernachläſſigt wurde, zielt 
auf die Feftigung des Charakters und die Erlangung ber fittlichen Reiſe 
ab, bezwedt eine Belebung de fittlichen und rechtlichen Pflichtbewußtſeins 
und Verantwortlichfeitägefühles. Mit dem Abſchluſſe der Erziehung und 
der Entlafjung aus der Anftalt ift jedoch die der Fürforge für die ver- 
wahrlojte Jugend geftellte Aufgabe nicht bewältigt. Der Eintritt in bas 
praftifche Leben bringt neue Gefahren mit fich, denen gegenüber der aus 
der Anftalt und aus der Familie entlafjene Zögling erft die anerzogene 
ſittliche Widerſtandskraft zu bewähren hat. 

Gerabe in biefem wichtigen Übergangsftadium aus der Anftalt in 
das Erwerbsleben bedarf der entlajfene Zögling eines Schutzes gegen die 
fittlichen Gefahren, denen er nun entgegen geht, ein in fozialer und fitt- 
licher Beziehung gefichertes Unterlommen. 

Auch hier wird e3 fi empfehlen, daß die Kinderſchutzvereine ver— 
mittelnd ben Anftalt3leitern an die Hand gehen und auf diefe Weije 
verhindern, daß der Zögling nicht an unrechte Perfonen gerät, welche 
ihn verführen oder ausbeuten. Diefe Vereine nehmen damit dem Anftalta- 
feiter eine Arbeit ab, die ihm von ber Anftalt aus außerordentlich ſchwer 
fällt und ihn von feinem eigentlichen Erziehungsgeſchäfte ablentt. 

Ein Hemmnis in den weiteren Fortkommen der verwahrloften Kinder 
fiegt in dem weitverbreiteten Vorurteil, das in der Zwangserziehung 
einen Mafel erblidt. Dieſes Vorurteil war in ber bisherigen Verbindung 
der beiden Begriffe der Verwahrlofung und der Straffälligfeit, in ber 
einfeitigen Betonung ber Straffälligfeit al3 eine Folge der Verwahr- 
loſung, ja in der häufigen Verwechilung des Begriffes Straffälligfeit mit 
Bermwahrfofung zu juhen. Eine Bekämpfung dieſes Vorurteiles durch die 
ntlihe Meinung wird erft dann bemwerfftelligt werben, wenn bie ein- 
Heitliche Auffafjung de3 Begriffes der Verwahrlofung, als des Folge» 
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auftandes einer vernachläffigten Erziehung zum Gemeingute im Begriffs- | 
vermögen des Volkes geworden ift, mern dad Schwergewicht im Kampfe 
gegen die Verwahrlojung in ihre erften Anfänge verlegt wird, dadurch 
der Fürforgeerziehung ein größerer Erfolg gefichert wird, und damit der 
Hochgradigen Berwahrlofung immer engere Grenzen gezogen werben. 

Zur Befeitigung dieſes Vorurteile bedarf e8 aber auch einer ver- 
fändnisvollen Mitwirkung der Organe der öffentlihen Gewalt, die alles 
vermeiden müffen, was in der Fürforge für die vermahrlofte Jugend 
an Strafe erinnert. Die Erziehung ift ein Alt der Fürſorge, ob jie 
nun an normalen oder an verwahrloften Kindern geübt wird. Mit flaat- 
licher Strafe hat fie von vornherein aber auch gar nicht? gemein. 

Darun Haben ſchon jet die Vellerungsanftalten in Brünn und 
Olbersdorf die Bezeichnung Beljerungsanftalt mit Erziehungsanftalt ver- 
tauſcht. In diefer Richtung muß ſich der Fortfchritt bewegen. Alles 
muß aus bem Wege geräumt werden, was al3 ein Makel in dem Bor- 
leben des Kindes gedeutet werben, ein Hemmmis in dem tmeiteren Fort 
tommen be3 Kindes bilden könnte, 


Der Schuß gegen Störungen des VBollzuges der Fürforgemaß- 
nahmen; Maßnahmen gegen das jhuldhafte Verhalten pflicht- 
vergeffener Eltern. 


Die Fürforge für die verwahrlofte Jugend hat aber auch eine andere 
Seite. Wenn au eine grundfägliche Forderung dahin gehen muß, den 
verwahrloften Zuftand des Kindes dieſem nicht als Schuld anzurechnen, 
fo fiegt doch eine Schuld an ber Vermwahrlofung auf der Seite derjenigen, 
welchen bie Erziehung de3 Kindes oblag und welche es Hierin an ber 
nötigen Sorgfalt und Aufficht fehlen lichen. Die einfache Abnahme des 
Kindes und deffen Erziehung auf fremde Koften müßte fchließlich ger 
wiſſenloſen Eftern al3 eine willkommene Entlaftung ihrer Eiternpflichten, 
als eine Prämie ihrer Nachläſſigkeit erfheinen, das hiedurch gegebene 
Beiſpiel müßte verderblih auf andere ähnlich denkende Eltern wirken. 
Diefe Wirkung wäre um fo nachhaltiger und zur Nachfolge einladender, 
wenn bie Kinder mit der Entlaffung aus der Auſtalt oder Familie, 
in welcher fie zur Erziehung untergebraht waren, bie Fürjorge ihr 
Ende nehmen, der Schuß gegen Berwahrlofung aufhören würde und 
die Kinder in jene Verhäftnifie zurüdtehrten, in denen fie jeinerzeit ver- 
wahrloften und zu denen zurüdgefehrt, fie der gleichen Gefahr entgegen 
gingen. Nicht nur, daß die Früchte der Erziehung damit zu Schanden 
würden, bildete die entwidelte Arbeitskraft des Kindes ein willlommenes 
Objeft der Ausbeutung für die gewinnfüchtigen Eltern, bie,. während die 
Erziehung eine Laft bedeutete, fich leichten Herzens von ihren Kindern 
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trennten, hingegen jegt bei beginnender Erwerbskraft ihre elterlichen 
Gefühle für das Kind entdeden. Darum bedarf es nicht nur eines Schutzes 
des Erziehungswerkes gegen eine vorzeitige Störung durch gemiffenlofe 
und gewinnfüchtige Eltern, eines Schußes der Gewahrfame ber Erzieher 
an dem Kinde bis zum Ende bed Erziehungsmerfes, fondern noch darüber 
Hinaus, wenn das weitere Fortlommen des Kindes gefährdet wird, fei 
e3, daß feine Eltern einen nachteiligen Einfluß auf das Kind nehmen, fei 
es, daß das Kind in Verhältniffe kommt, welche feine Zukunft gefährden. 

Hier empfiehlt es fich zu diefem Zwecke, das ſchon jet zu Recht be— 
ſtehende Inftitut der bedingten Entlafjung aus der Beilerungsanftalt zu 
verallgemeinern und auf die Fürforgeerziefung im allgemeinen zu über» 
tragen (f. ©. 221 u. 235). 

Die Fürforge für die verwahrlofte Jugend ift nicht nur eine ficher 
heit3polizeifiche Maßnahme, fondern auch ein Akt obervormundfhaftlicher 
Fürforge des Staates und dieſe erftredt fi) auf die ganze Dauer ber 
mangelnden Eigenberehtigung und ftaatlichen Bevormundung. Die Ver» 
wirklichung diefer Forderung führt zu der Befugnis der Landeskommiſſion, 
den in feinem weiteren Zortlommen gefährdeten Fürforgezögling, während 
der Geltungsdauer der Anordnung ber Fürforgeerziehung in die Familie 
ober Anftalt zurüdzuberufen. 

Damit ift aber der Schug ber FFürforgeerziehung gegen bie 
nachteiligen Einflüffe gewiffenlofer Eltern nicht erſchöpft. Der Voll» 
zug des Erziehungswerkes ſelbſt bedarf eines wirkſamen Schutzes gegen 
oMfällige Störungen in Form von erleitung des Zöglings zur 
Flucht oder Mithilfe hiebei. Der Staat, welcher den Familien und An— 
ftalten die Erziehungsgewalt und damit das Recht zur Anhaltung des 
Fürforgezöglings zum Zwecke der Erziehung überträgt, muß dieſes Recht 
gegen eime folche Vereitlung obrigkeitlicher Maßnahmen ſchützen. Dies 
gefhieht, indem die ftaatliche Strafgewalt jede derartige Störung des 
Vollzuges des Erziehungswerkes mit Strafe bedroht. 

Wir haben gefehen, wie die fürforgende Staatsgewalt in ihrer Tätig- 
teit alles aus dem Wege räumen foll, was einer Strafe des verwahrloften 
Kindes ähnlich fieht, weil nicht das Kind, fondern die Eitern, bezw. beren 
Vertreter die Schuld an dem verwahrloften Zuftande des Kindes trifft. 
Das Kind für feine Verwahrlofung büßen laffen, hieße, e3 eine jremde 
Schuld entgelten laſſen. Wenn ’jemand eine Buße treffen, eine Schuld 
fühnen folfte, fo ift es der ſchuldige Teil, insbefondere bie unmürbigen 
Eitern, bie im Widerfpruche mit ihrer natürlichen gejeglichen Pflicht, 
die Erziehung ihrer Kinder in ſchuldhafter Weife vernachläſſigt haben. 

Und hier gäbe vielleicht da3 allgemeine bürgerliche Geſetzbuch einen 
Fingerzeig für eine unterfchiedlihe Behandlung von unmürdigen Eitern 
und von zur Erziehung unjähigen Eltern. 
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8177 a. 6. ©. 8. ſpricht von der Aberfennung ber elterlichen Ge— 
walt wegen gänzlicher Vernachläſſigung ber elterlichen Pflichten, ſomit 
der Unterhalt3- und Erziehungspflicht. 

8 17€ a. b. ©. 8. fpricht von der angemefjenen Verfügung des Vor— 
mundfchaftsrichterd, gegen den Mißbrauch ber väterlichen Gewalt und 
bie Unterlaffung ber damit verbundenen Pflichten, und bie Juftizminifterial- 
verordnung interpretiert biefe gefepliche Beftimmung ausdrüdlic dahin, 
daß die angemeffene Verfügung des Vormundſchaftsrichters auch darin be- 
ftehen könne, daß das Kind den Eltern abgenommen und in einer Familie 
ober in einer Erziehungs- oder Befferungsanftalt untergebracht werben 
könne. 

Hier handelt e3 ſich alfo um eine einfache Übertragung ber Erziehungs- 
gewalt mit der Gewahrfame über das Kind, ohne daß an das Problem 
der Aberfennung der väterlichen Gewalt gerührt würde. Das genügt zu- 
nächſt für die Zwecke der Fürforgeerziehung vofllommen. Die Aberkennung 
der väterlichen Gewalt erfcheint im öfterreichifchen Recht zweimal, einmal 
al3 Strafmaßnahme nah 88 414—417, als Folge der Mißhandlung bei 
häuslicher Bucht, dad andere Mal ald vormundichajtsbehördlihe Maßnahme 
nad 8 177 a. 6. ©. 8. als Folge der gänzlihen Vernachläſſigung ber 
elterlichen Pflichten. In dem einen Falle erkennt der Strafrichter, im 
andern Falle der Vormundſchaftsrichter auf ben Verluſt ber väterlichen 
Gewalt. Die öffentliche Meinung erblidt aber in der einen, wie in ber 
andern Maßnahme eine ftrafmweife Behandlung gewiſſenloſer pflichtver- 
geifener Eltern. An diefe Richtung der öffentlichen Meinung, weiche in 
dem Berlufte der elterlichen Gewalt eine Strafe gegen die Eltern er- 
blickt, ließe fih anknüpfen, indem zur Entziehung der Erziehungs- 
gewalt folder gewiſſenloſer und pflichtvergejfener Eltern die Ab- 
erfennung der väterfihen Gewalt zur Abnahme bes Kindes noch 
außerdem hinzuzutreten hätte, während bie einfache Übertragung der 
Erziehungsgewalt infolge angemejjener Verfügung des | Bormund- 
ſchaftsrichters lediglich dann Plap zu greifen hätte, wenn es fi 
um zur Erziehung ihrer Kinder unfähige Eltern handelt. Zu dieſen 
gehören alle jene Eltern, melde, um der Unterhaltspflicht zu 
genügen, ihre Erziehungspflicht vernachläſſigen, alle jene Eltern, bei 
denen die mangelnde Beauffichtigung ihrer Kinder nicht auf ihr 
individuelles Verſchulden, fondern auf allgemeine wirtſchaftliche und ſoziale 
Verhältniffe zurüdzuführen ift. Damit wäre aber noch nicht Genüge gefchehen. 
Die vorerwähnte Scheidung zwifchen unwürdigen und unfähigen Eftern 
führt aber noch zu weiteren Konſequenzen, die ſich aus einem Vergleiche 
eines feiner väterlichen Gewalt entkleideten Waters eined verwahrlojten 
Kindes mit einem aus Öffentlichen Mitteln unterftügten Vater eines 
armen Kindes ergibt. Der Empfang der öffentlihen Unterftügung hat 
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nach den Gemeindewahlordnungen ganz ohne Rückſicht auf die Urſache 
der Verarmung, alſo auch in dem alle, al ein Familienvater unver- 
ſchuldet in eine Notlage gerät, in deren Folge jeiner Unterhaftspflicht 
nit nahlommen kann und Unterftügung aus öffentlihen Mitteln in 
Anfprudy nehmen muß, den Berluft des Wahlrechtes, alfo eine Minderung 
der bürgerlichen Rechte zur Folge. Dahingegen zieht heute der Verluſt 
der elterlichen Gewalt wegen ſchuldhaften Verhaltens ber Eltern, die 
Übernahme des Kindes in Zürforge, felbft im Falle der vom Vater 
verſchuldeten tatjächlichen Werwahrlofung des Kindes, in deren Folge 
die Aufnahme des Kindes in eine Befjerungsanftalt auf öffentliche Koſten 
notwendig wird, eine ähnliche Rechtsfolge nicht nad fi. Hier läge es 
aud im Intereffe der Belebung des elterlichen Pflichtbewußtſeins 
und eines wirfjameren Schutzes der finder gegen pflichtvergeſſene 
Eltern, eine Scheidung ber unwürdigen von den unfähigen Eltern 
in dem weiteren Sinne vorzunehmen, daß bie unwürdigen, ihrer 
Gewalt verluftigen Eltern verwahrlofter Kinder eine ähnliche Be- 
Handlung erfahren, wie die aus öffentlihen Mitteln unterftüßten 
Eltern armer Kinder, daß fie nämlich) nicht nur ihre elterlihe Ge— 
walt verlieren, fondern daß das gerichtliche Erkenntnis, welches dieſen 
Eltern die väterlihe Gewalt aberfannt, auch den Berluft des Wahl- 
rechtes, alfo eine Minderung der ſtaatsbürgerlichen Rechte nad) 
ſich zieht. Diefe Nechtsfolge trifft felbftverftändlih nur die unwürdigen 
Eltern, denen auf Grund eines gerichtlichen Urteil3 die elterliche Gewalt 
aberfaunt worden ift. Diefe Rechtsfolge trifft aber ebenfo ſelbſtverſtändlich 
nicht jene Eltern, deren Unfähigkeit zur Erziehung und Auffihtsführung 
auf bie allgemeinen wirtſchaftlichen und fozialen Verhältniffe zurückzu— 
führen ift, und denen aus diefem Grunde duch angemefjene Verfügung 
be3 Vormundſchaftsrichters im Intereſſe des Kindes die Erziehungsgemalt 
abgenommen wurde. 


Die Vorbeugung der Verwahrlofung. 


Der Fortſchritt in diefer Richtung liegt in einer Beſſerung der wirt- 
ſchaftlichen und fozialen Verhältniffe. Jede Einſchränkung der Frauen- 
und Kinderarbeit bebeutet einen Fortfchritt, einen Schritt der Beſſerung, 
weil damit die Frau mehr als bisher ihrem natürlichen Berufe inner— 
halb der Familie wiedergegeben wird, weil der Unterhalt der Familie 
dann nicht auf die kindliche Arbeitskraft angewieſen iſt und ſomit nicht 
auf Koften der Erziehung beftritten zu werden braudt. Dies jet eine 
Beſſerung der Lohnverhältnifje, eine Hebung der wirtjchaftlichen Lage 
Des arbeitenden Volfes, aber auch eine Hebung der Voltsbildung und damit 
Die zunehmende Einfiht der Eltern von ihrer Pflicht zur Erziehung der 
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Zugend und eine Hebung ihres Verantwortlichkeitsgefühles in dieſer 
Richtung voraus. 

Bis zur Crreihung diefes Ideals hat die bürgerliche Gejellfchaft 
ein weites Feld zur Betätigung des Gemeinfinns. Die Privatwohltätig- 
leit follte Einrichtungen ſchaffen, welche den Eltern, welde vermöge 
ihrer Arbeit außer dem Haufe außer ftande find, ihren Auffichts- und 
Erziehungspflichten nachzulommen, ermöglichen, einen Erſatz dieſer Auf- 
ficht und Erziehung für ihre fonft aufficht3lo8 heranwachſenden und der 
Verwahrlojung entgegengehenden Kinder herbeizuführen. Aufgabe des 
Staates wäre es, dieſe Entwidlung nach Kräften zu fördern. Wie dies 
bereit3 früher da3 Juftizminifterium und das Minifterium des Innern 
getan Haben, tut dies aud das Unterridtäminifterium in bem vierten 
Hauptſtück der definitiven Schul» und Uuterrichtäordnung*), der von ber 
Kinderfürforge handelt. Im $ 213 wendet fih das Unterrichtsminifterium 
an die Schulbehörben und Lehrer, damit diefe „nit Eifer auf die Gründung 
zum Schutz und zur Beichäftigung der Kinder außerhalb der Schule, 
insbeſondere von Kinderhorten, Befchäftigungsanftalten, Kinderwärmeſtuben 
und Jugendfpielpfägen hinwirken“. 

Dem öffentlichen Intereffe wird es ficherlich mehr entiprechen, wenn 
die Geſellſchaft tatkräftig dafür forgen würde, daß ber Erziehunga- 
anfpruc; des Kindes bei Zeiten verwirklicht wird, ftatt dak wie bisher 
fich gegenüber der beginnenden Verwahrlofung teilnahmslos verhalten 
und gewartet wird, bis dieſe zur Straffälligfeit und hochgradigen Ber- 
wahrlofung geführt hat und das Kind dann zum Objekte der lorrektio— 
nellen Behandlung gemacht wird. 


Der britte, theoretiſch-ſyſtematiſche Teil, mit welchem dieſes Wert 
feinen Abſchluß findet, wird das Sachregiſter, die Bibliographie und 
die Verichtigung der Drudfehler enthalten. 

*) Die Schul- und Unterrihtäorbnung vom 29. September 1905 wurde zu 
einer Zeit veröffentlicht, als ber handſchriftliche Teil dieſes Werkes abgeichlofien 
und mit der Drudlegung bereit8 begonnen war. Die burchgreifende Berüdfid- 
tigung dieſer Verordnung war daher nicht mehr möglih. Ich mußte mid) auf 
die Beſprechung des $ 85 als ber am meiften einſchneidenden Beſtimmung bieier 
Verordnung beichränfen und bringe der Vollitändigkeit Halber im Anhange Nr. 55 
den vierten Abſchnitt: „Won der Kinderfürforge“ (j. hiezu auch Anhang Nr. 39). 











Anhang. 


Ur. 1. 


Auszüge aus den Antworten der Ef. Bezirksgerichte auf meine 
Anfrage, betreffend „Schug und Hilfe für arme Kinder in 
Oſterreich“ im Jahre 1890. 


Das k. k. Bezirksgericht Wildau in Mähren ſchreibt über 


„Die Ammentinder.“ 


Dienftboten als Mütter bleiben mit dem Kinde nie im Gejindever- 
bande; die Mutter geht gewöhnlich als Amme in bie Stadt und gibt in ihrer 
Heimatögemeinbe ihr Kind in Pflege einer älteren Perfon, welche das Kind 
auf Koften ber Mutter in ben erften Monaten mit Kuh— oder Ziegen» 
mild) erhäft. 

Im Rahmen des Armenweſens follte auch das Ammenweſen vom 
Staate reguliert werden, damit nicht Damen und Frauen, welche nur aus 
Schonung ihrer körperlichen Kräfte bei voller phyſiſcher Eignung ihre 
Mutterpflichten auf eine andere Perfon übertragen, dem Finde der armen 
Berfon, ohne um dasſelbe zu forgen, da3 Einzige wegnehmen können, was 

“ eine folche arme Mutter ihrem Kinde zu bieten im ftande ift, eine geſunde 
und kräftige Muttermilch. 

Die große Sterblichkeit der unehefichen Kinder findet auch in diefem 
bisher von feiner Seite genug gewürbigten Umftande ihre teilmeije Be- 
gründung. Bis jept ift es der unehelihen Mutter ganz und gar anheim- 

jeftellt, ob diefelbe irgendwo al3 Amme eintreten will, fein ftaatsanmwalt- 
ſchaftlicher Funktionär wird fich veranlaßt fehen, auf eine folche Mutter den 
8 335 des St. ©. B. in Anwendung bringen zu wollen, ja e3 famen auch 
ſchon Fälle vor, daß fich die unehefiche Mutter mit dem umehelichen Vater 
bei Gericht auf einen Wlimentationsabfindungsbetrag verglichen hat, und 
nach Erlag dieſes Betrages in die fumulative Waifentaffe noch al3 Amme 
ging. Bei diefem Entſchluſſe hatte der unehelihe Water fein Wort mit- 
zureden. Da die unehelihe Mutter die einzige gefeglihe Erbin nad) 
ihrem Kinde ift, fo ift e3 in einem ſolchen Falle jehr wahrſcheinlich, daß 
das Kind fterben und die als Amme bedienftete Mutter noch ein eines 
Rapital erben wird. Ja e3 dürften auch Fälle vorgefommen fein, wo die 
Ammenjhaft als ein vorteilhafter Erwerbszweig angefehen wird. Eine 
Perſon, die es nad) ihrer erften Entbindung in einem wohlhabenden 
Haufe gut hatte, trachtet dann, abermals fo gute Zeiten zu haben und 
pefuliert förmlich darauf, wieder bald Mutter zu werben. 
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Das k. k. Bezirksgericht Blansko in Mähren fchreibt über 
„Die Zigeunerfinder.” 


In diefer Richtung — nämlich Schuß der Zigeunerfinder — müßte, 
um ben dringenden Bedürfniffen abzuhelfen, fehr viel gejchehen. 

Der Staat hat das richtige Beſtreben, das Zigeunerweſen nad) Tun- 
lichkeit zu unterdrüden und aus den zahlreichen Horden erwerbende Indi— 
viduen zu fchaffen. 

In diefen feinen Beftrebungen hat aber der Staat, nad) der nicht 
mafigebenden Anficht des Gefertigten, nicht ganz den richtigen Weg gewählt. 
Der Staat ift beftrebt, durch die Landitreichergejege, die Verhaltung in 
den Zmangsarbeitsanftalten ujw., das Zigeunerweſen einzufchränten, kurz, 
der Staat befolgt diesfalls die Abjchredungstheorie. 

Diefe Theorie ift aber nicht am Plage, denn was Zigeuner ift, bleibt 
Zigeuner und wird durch Strafen weder befehrt, noch abgejchredt, wie die 
praftiihen Refırktate zeigen. Diefer Vorgang hat aber außer der Nuß- 
lofigfeit in der Sache jelbft den weiteren höchſt bedenklichen Nachteil, daß 
die zahlreichen Bigeunerkinder dem größten geiftigen und körperlichen 
Elende preisgegeben werben. Dieje Kinder genießen an ſich durch ihre 
Eltern feine Erziehung, wie groß wird aber auch ihr körperfiches Elend, 
wenn jie noch der Eltern, welche fange Zeiten in Straf- oder andern Ans 
ftalten zurüdgehalten werden, beraubt, dann ihrer überdrüffigen —T 
keitsgemeinde übergeben werden. Das Elend dieſer Kinder muß gekannt 
ſein, wenn es einſichtig beurteilt werden ſoll. 

Dieſer Übelftand könnte nur behoben und mit ihm gleichzeitig bie 
Ausrottung des Zigeunerweſens durchgeführt werben, wenn der Staat 
entiprechend für die eventuell zwangsweiſe Unterbringung und Erziehung 
der Kinder Sorge tragen würde. Derart würde für die Kinder vorgejorgt 
und dem igeunertum der Nachwuchs benommen werben. Soviel fteht 
feit, daß in feiner Volksklaſſe ein derartiges Elend herrſcht und daß endlich 
aud) die Klaſſe Anſpruch auf eine ftaatliche Vorſorge hat, eine Vorjorge, 
die den Unwiſſenden nötigerweife auch aufgebürdet werden muß (f. auch 
Anhang Nr. 24). 

Das k. k. Bezirksgericht Tſchernembl in Krain fchreibt über 


„Die Auswandererfinder.“ 


Häufig fommt e3 vor, daß Yamilienväter jahrelang fih in Amerifa 
oder auf Haufierhandel aufhalten, ohne Nachricht von jich zu geben. In 
einem jolhen Falle erfolgt über Anzeige die Beſtellung des Vormundes. 

Die Auswanderung nad; Amerifa hat höchft bedeutende Dimenfionen 
angenommen und e3 gibt Ortichaften, wo fat alle Männer fich jahrelang 
auf Arbeit in den Vereinigten Staaten befinden. So fommt e3 dann aud, 
daß die beftelften Vormünder und Mitvormünder abwefend und die Pflege- 
befohlenen ohne inländifche Vertretung find. Solche Fälle können Bei 
ihrer Majjenhaftigfeit gerichtlich nicht kontrolliert werden. 


Ur. 1a. 
Die Wanderkinder in Tirol. 


Wir Haben in Ofterreich eine Gegend, mo die Ausbeutung der Find- 
lichen Arbeitskraft bireft in ein Syftem gebracht ift. Ich meine hier ben 
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Übelftand der Wanderung fehulpflichtiger Kinder in das Ausland, das 
namentlich in Tirol und Vorarlberg vorfommende Arbeitgehen, das Ver- 
dingen ber Kinder nad) Bayern und Württemberg (Wanderung ber 
Schwabentinder). 

Das „Tiroler Tagblatt“ jchreibt darüber im Jahre 1898: 

„In der Nähe des Bahnhofes Lande waren anı 10. März d. 3. einige 
hundert Kinder im Alter von 7 bis 15 Jahren, Knaben und Mädchen, 
verfammelt, alle Iuftig und guter Dinge. Viele von ihnen ſchrien auf 
die Frage, was denn los fei: Wir gehen ing Schwabenland (Württemberg 
und Baden). Es findet nämlich auch heuer, fowie alljährlich in_Ravens- 
burg ein Sindermarft ftatt, der wohl ganz vereinzelt baftchen Dürhke, 
er De Marktes, wie die Art und Weije desſelben müſſen 
wohl empörend wirken und es unbegreiflich erfcheinen laſſen, wie Tiroler 
Eltern ihre Kinder der Schule und elterlihen Aufſicht entziehen und fie 
bereit in ihrer empfänglihen Jugend der Heimat entfremden können. 

Das Kind wird vom Schufbejuche befreit, wenn es ins Schwabenland 
geht, von jegt bis im Herbſt, wo es der ſchwäbiſche Bauer nicht mehr 
braudt. Die Kinder werben in ber Umgegend von Imſt gefammelt, be- 
tommen je fünfzig Keen Begleiter, fahren in gejchloffenen Transporten 
ab und werben verkauft. Ein folder Burjche oder ein folches Mädchen trägt 
dann dem „Eigentümer“ zum Herbſt acht bis fogar zwanzig Gulden, dazu 
gewöhnlich einen Werktags- und einen Feiertagsanzug ein. 

ft der Junge oder das Mädchen im Schtwabenlande brav, d. h. geht 
es zu feiner unchriſtlichen und proteftantifhen Familie in den Dienft, 
aud wenn es mehr Lohn befäme, jo erhält es zu Haufe eine Prämie, damit 
aud die andern diefem Beijpiel folgen follen. ..... Der reiche, aber oft 
aud der ärmliche, ſchwäbiſche Bauer ſchickt feine eigenen Kinder in’ die 
Schule und fauft fi für die andern Dienſte — meift Viehhüten — 
„fremdes Material” als Erſatz. Das größte Kontingent zu dieſem jhänd- 
lichen Hanbel ftellt das Oberinntal, der obere Vintſchgau und das Stanzer- 
tal bis St. Anton.” 

In großem Umfange findet diefe Wanderung jhulpflichtiger Kinder 
aus Wälſchtirol nad Stalien ftatt. 

Diefem Übelftande gegenüber hat die Verwaltung bisher in jehr 
ungzureihendem Maße Vorforge getroffen. Allerdings hat die Gtatthalterei 
für Tirol und Vorarlberg fon 1865 erklärt, daß Dörchern und Karren- 
ziehern verboten fei, ſchulpflichtige Kinder — eigene ober fremde — 
mitzunehmen und hat 1867 angeorbnet, daß Kindern unter zehn Jahren 
Reifelegitimationen, ſolchen über zehn Jahren nur für einen beftimmten 
Termin des Sommers zur Wanderung in das Ausland erfolgt werben 
dürfen und daß dafür die Winterſchule 2—3 Jahre länger bejucht werden 
müffe. Dieſe Anordnung blieb auf dem Papier und aud) da3 Minifterium 
für Kultus und Unterricht, das 1883 zu diefer Frage Stellung nehmen 
jollte, zeigte fich derſelben nicht gewachſen, und e3 blieb alles beim alten. 
In dem Erlafje des Minifteriums für Kultus und Unterricht, 3. 17.758 
ex 1883, welchen basfelbe im Einvernehmen mit dem Minifterium des 
Innern und de3 Handels erließ, wird der nachteilige Einfluß anerfannt, 
welcher durch die Wanderungen ſchulpflichtiger Kinder auf die Schulbildung 
geübt wird; das Minifterium hat aber Bedenken gegen Erlajjung eines 
allgemeinen Berbote3 und fommt zu dem Schluffe, daß weber das Reicha- 
volisſchulgeſetz, noch die Gewerbeordnung eine feite Bafis für bie Er- 


laſſung eines Verbotes biete, welches die Verhältniffe erfordern, und es 
müffe daher bis auf weiteres (!) lediglich ben politiſchen Behörden ala 
folden und als Organen der ftaatlihen Schulaufficht überlaffen werben, 
zunädft auf der Grundlage der Beitimmungen über bie Schulauffict 
ihren Einfluß durch Belehrung und in fonftiger (?!) zuläffiger Weile 
dahin geltend zu machen, daß ben gedachten, namentlich in den Grenzge- 
bieten zu Tage getretenen Übelftänden tunlichit gefteuert werde. 

Da übrigen? das Wandern ber Kinder in vielen Fällen in dem 
völligen Unvermögen ber Eltern, ihre Kinder in der Heimat zu erhalten, 
feinen Grund hat, werben die zu ergreifenden Mafregeln nur in dem 
Maße zu verjhärfen fein, als in ben betrffenden Landeteilen zugleih 
Vorkehrungen getroffen fein werben, welche, wie die Hebung ber Gewerbs⸗ 
tätigfeit oder die Eröffnung neuer Erwerbsquellen, ben Eltern oder deren 
Vertretern die entprechende materielle Grundlage für die gewiſſenhafte 
Befolgung der Normen über den Schulbeſuch darbieten. 

In dem Werte „Kinderarbeit und gejeglicher Kinberfchug, in Oſter ⸗ 
reich” von Sigmund Kraus, Wien 1904, ©. 167 ff., find die Verhältniſſe 
der verbungenen Schulfinder, insbeſondere auch die Auswanderung der 
Tiroler Kinder behandelt. 

Aus diefer Abhandlung geht hervor, daß ſich ein eigener Verein 
zum Wohle der fogenannten Hutkinder und jugendlichen Arbeiter über» 
haupt in Pettneu, Tirol, gebildet, welcher eine Art Arbeitövermittlung 
organifiert hat. Er übernimmt die Aufgabe, für die auf Arbeit aus 
mwandernden jungen Leute aus verſchiedenen Gemeinden ber politifchen 
Bezirke Meran, Landed, Imſt und Reutte in phyſiſcher und moralifcher 
Beziehung möglichft Sorge zu tragen. Der Verein übernimmt die zur 
Abwanderung beftimmten Kinder mit bolfendetem 11. Lebensjahre in 
feinen Schup. 

Sieben Monate des Jahres find dieſe Kinder außer des Landes, die 
übrigen fünf Monate bleiben für den Schulbeſuch. Der durchſchnittliche 
reine Lohn je eines Kindes betrug im Jahre 1899 in barem Gelbe 35 Gulden 
70 Kreuzer bis 36 Gulden 20 Kreuzer, 1900 74 Mart, 1901 761/, Mart 
und 1902 81 Marl. Ter Bericht vom Jahre 1897 berichtet auch von 
einem Unglüdsfalle eines folhen Kindes, dem bei einer Arbeit an einer 
Hädjelmafchine bie rechte Hand abgeſchnitten wurde. 
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Ur. 2. 
Mitteilungen einiger politiſchen Behörden und L. f. Bezirks- 
gerichte über die Urfahen der Vermahrlofung. 
(Erhebung 1890, Schutz und Hilfe für arme Kinder in Hfterreich.) 


Über den Zufammenhang zwiſchen Verwahrlofung und Vernachläijie 
gung elterlicher Pflichten berichten aus Schlefien: 

Bürgermeifter von Friedeck: 

„Solche Fälle (der Verwahrlofung) ereignen fich häufig. Im Waifen- 
Haufe find 14 Knaben und Mädchen untergebracht, für welche die Bäter 
bie erforberfiche Subfiftenz nicht aufbringen fonnten und für welde, um 
fie vor dem Verderben zu ſchützen, bie Heimatgemeinde die Obforge 
übernehmen mußte. Ein weiterer Fall iſt vorgefommen, baf ein Vater 
mit feinem Knaben von Spelunfe zu Spelunke zog. Der 8 Jahre alıc 


— 308 — 


Knabe war volfjtändig verwahrloft, abgeriffen, von Ungeziefer zerfreffen 
und nicht einmal be „Baterunfer” mächtig, Im Waifenhaufe mußte 
er unter ftrenger Zucht gehalten werden; gegenwärtig ift fein Werhalten 
tadellos und # Hoffnung vorhanden, daß ber Junge förperlih und geiftig 
gebeihen wird.“ 

Der Bezirkshauptmann von Jägerndorf berichtet: 

„Beichwerden wegen mangelhafter Berforgung armer Kinder kommen 
insbejondere in den $nbduftrieorten vor, und zwar aus dem Grunde, daß 
die Kinder mangelhaft ernährt werden, ſchlecht gekleidet find und infolge 
der unzulänglichen Aufſicht auch nicht der erforderlichen Erziehung teil- 
haftig werben.” 

Der Bürgermeifter von Bielitz berichtet: 

„Dagegen ift über mangelhafte Erziehung der Kinder jener Eltern, 
die den ganzen Tag über außer dem Haufe in Arbeit find, wiederholt 
Klage feitend der Schulleitungen geführt worden.“ 

„Manches derartige Kind ift ſchon frühzeitig zum Wagabundieren und 
insbejondere zum Siehlen verleitet worden. Die Yruchtlofigkeit ber 
Mahnung und Strafe überzeugen von dem Bebürfniffe nah Rettungs— 
u Beflerungshäufern für ſittlich verwahrloſte Jugend immer mehr und 
mehr!“ . on! 
Ein Bericht des Bezirksgerichtes T. .. in Tirol vom 7. Juli 1890 
faßt die Urfahen der Verwahrlojung aljo zufammen: 

„Aufſichtsloſigleit außer der Schule, mangelnde Unterftügung der 
Schule durch die Eltern und ufnagua bie geringe pſychiſche Gewalt des 
Lehrers bedingen eine bedeutende Verrohung der vom Geſetze nicht zu 
erreichenben, vom Lehrer nicht zu züchtigenden, von den Eftern nicht in 
Auffiht und Zucht genommenen Kinder der niederen Bevölkerung.“ 





Ar. 8, 
Die Berwahrlofung und Gefährdung der Iugend in Steiermark. 
(Berlafjfenfein der Kinder; Verwaifung; Legitimität der Ab- 
ftammung; Beruföverteilung der Eltern; die Verteilung der 
Vermahrlofung auf Stadt und Land; das Verſchulden der 
Eltern; die geiftigen und fittlichen Defekte der Eltern und ihr 
Einfluß auf die Verwahrloſung der Kinder; |. Anhang Nr. 13.) 
(Exhebungen des ftatiftiihen Landesamtes in Gteiermart 1900.) 


Die Erhebung des ftatiftifchen Landesamtes in Steiermarf vom Jahre 
1900 zeigte ziffermäßig, wie die Zamilie vielfach zur erften Pflanzichule 
des fittlichen Verderbens wird, wie die Werwahrlojung der Kinder nicht 
bloß von den Eltern jelbft durch pofitive entjittlichende Beeinfluffung des 
Kindes, fondern aud) durch ein negatives Verhalten, durch Vernachläffigung 
ber elterlichen Pflichten, dur die Hausgenoſſenſchaft und ben dadurch 
bedingten engen phnfiihen Kontaft mit körperlich wie fittlich defekten 
Eltern, mit einem Worte durch das Milieu, in welchem die Kinder auf- 
wachien, bedingt ift. Aus diefem Grunde ftehen vielfach körperliche und 
fittliche Defekte der Eltern in einem urfächlichen Zufammenhang mit der 
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Verwahrlojung und Gefährbung der Kinder, ohne daß darin eine Be— 
ftätigung der Vererbungstheorie des Profeſſors Lombroſo erblidt zu werben 
braucht; eine Theorie, welche jede weitere erziehlihe Einwirkung auf den 
Menfchen, deſſen Schidjal durch die Geburt in fataliftifcher Weife vorbe— 
ftimmt wäre, überflüffig erfcheinen laſſen würde. Dahingegen lehrt Die 
Erfahrung, daf eine rechtzeitige Befreiung aus diefer gefährlichen Um— 
gebung, die ehebaldige Vefeitigung des fchlechten Beiſpieles, die der Eigen- 
art des Kindes entiprechende erziehlihe Leitung des Kindes durch die 
Entwicklung und Angewöhnung fittliher Grundjäge hier Hilfe ſchafft. 


Die Zahl der verwaßrloften und gefährdeten Kinder, die Ver- 
waifung und die Zegitimität ihrer Abftammung. 


Bon ven 878 Kindern, welche das ftatiftifche Landesamt in Steiere 
mark als verwahrloft ober gefährdet erhob, waren 621, deren beide Eltern, 
140 Kinder, von denen ein Elternteil noch am Leben, und nur 16, deren 
beide Eitern verftorben, jomit doll verwailt waren. 

Soweit das ftatiftiihe Landesamt die Legitimität diefer Kinder er- 
mitteln konnte, waren von der erhobenen Gejamtzahl 558 Kinder ehelicher, 
241 unehelicher Herkunft, fo daß aus diefen Ziffern der Bufammen- 
hang von Verwahrlofung und Familienfeben deutlich wahrnehmbar wird. 


Die Berufverteilung der Eltern 


war hinſichtlich 752 fittlih verwahrloſter und gefährbeter Kinder zu 
tonftatieren möglich, bei 126 Kindern Hingegen unmöglich. Es lieh fich 
insbefondere nicht präzife feitftellen, ob die Mehrzahl der Kinder von 
landwirtjchaftliher oder gewerblicher, von ländlicher oder ftädtifcher Her- 
tunft ſei. Infofern, als der Beruf die Höhe der Lebenshaltung der 
Familie und dadurch die größere oder geringere Möglichkeit der Verwahr- 
lofung bejtimmt, find die erhobenen Berufe von Intereſſe. Die nad 
folgende Tabelle zeigt nun, wie jehr die abhängigen gegenüber den felb- 
ftändigen Verufen in ber Oberhand find. Die Zahl betrifft die gezählten 
Kinder, nebenftehend werden bie Berufe der Eltern ausgewieſen. Es waren 
nämlid) bie Eltern 


von 127 Kindern bejigende Landwirte einjchlichlich Keufchler, 

von 39 Inwohner, 

bon 40 Winzer, 

von 87 Iandwirtfchaftliches Gefinde, 

von 159 Gemwerbemeifter und -Sehilfen, 

von 82 Großinduftriearbeiter, 

von 29 Vergarbeiter, 

von 22 ſtädtiſche Dienftboten, 

von 126 Taglöhner und 

von 25 Kindern gehörten bie Eltern freien Berufen an, und 
endlich waren die Eitern 

von 16 Kindern Bettler und Ortsarme. 
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Das Verfhulden der Eltern ala Urſache der Verwahrlofung. 


Schon bei meiner Erhebung im Jahre 1887 wurde in den Antworten 
auf meine Umfrage zumeift die Aufjichtsfofigfeit der Kinder als Urfadhe 
der Verwahrloſung bezeicynet. In vielen Fällen ift diefe Aufſichtsloſig- 
teit außerhalb de3 Verſchuldens der Eltern auf die fozialen und wirtſchaft- 
lichen Berhältniffe zurüdzuführen. 

Über den urfächlichen Bufammenhang der vom ſtatiſtiſchen Landesamte 
erhobenen Berwahrlofung mit einer fchulbhaften Vernachläffigung der Er- 
ziehungspflichten ſeitens der Eltern erhob dieſes Amt, daß die Verwahr- 
bofung und Gefährdung von 275 Kindern direft auf eine von ben Eltern 
verfhuldete mangelhafte Erziehung, alſo auf das Verſchulden der Eltern 
zurüdzuführen fei. 

Von bdiefen 275 Kindern find 194 eheliher und 81 unehelicher Ab- 
fammung. In den Antworten auf die Umfrage bes ftatiftiihen Landes- 
amtes finden ſich Berichte typifcher Fälle von Vermahrlofung. 

Die Schulfeitungen am Lande berichteten von verhältnismäßig wenig 
verwahrloften Kindern. Dort, wo die Bevölkerung fich fait ausnahmslos 
mit ber Landwirtſchaft und mit diefer im Aufammenfange ftehenden 
Arbeiten beſchäftigt, benötigen die Leute ihre Kinder außer der Schulzeit 
zur Beihilfe an diefen Arbeiten, jo daß die Kinder nicht leicht ſich jelbit 
überlaffen find und immer unter Aufiicht ftehen. 

Die Kinder werden frühzeitig an harte Arbeiten gewöhnt, durch welche 
die Neigung zur fittlichen Vertemmenheit und zum vagierenden Lebens- 
wanbel frühzeitig unterbrüdt wird. Äls ber den der Verwahrloſung 
müffen die großen Städte und bie Induftriezentren bezeichnet werben. 
Daß übrigens auch am Lande fi recht frafje Fälle der Verwahrloſung 
vorfinden können, davon geben bie nachfolgenden Mitteilungen Zeugnis. 

Aus dem Bezirke Voitöberg (Pfarrer): 

Außer den auf beifolgenden Katajterblättern erwähnten Fällen möchte 
ich nod) auf folgendes aufmerffam maden: 

Es febt hier ein alter Bauer im Konfubinate mit feiner Wirtfchafterin. 
Derfelbe Hat eine größere Anzahl von Kindern, auch ſchon von anderen 
Müttern. Diefe Kinder befuchen die Schule fehr mangelhaft, man muß 
eigentlich jagen, gar nicht. Zu Haufe lernen fie au nichts, nicht einmal 
die notwendigften Gebete, Die Knaben mwurben fehon im Alter von 11 
bis 12 Jahren als Fuhrknechte mit ſchweren uhren auf die Straße 
jefchict, nicht etwa bloß zu Haufe oder manchesmal, fondern für be— 
Mändig, und zwar bis Köflad, zirka 15 Kilometer, mit ſchweren Holz» 
fuhren, denn der Vater betreibt das Fuhrwerk. 

Bon dieſen Knaben erzählten mir feine Nachbarn, fie hätten noch 
nicht einmal die heiligen Sakramente empfangen, obwohl fie jegt ſchon 
16 bis 17 Jahre alt find. Vor zwei Jahren ftanden beide in Unterfuhung 
wegen Unzucht mit Tieren und wurde ber eine auch wirklich beftraft. 
Das Ärgernis der Leute war groß und hörte man des öfteren jemanben fagen: 
„Der erzieht feine Kinder wie ein andrer feine Ochfen, wie dad denn 
nur geduldet werben könne.” 

Der Bater behauptet, bie Kinder wären anderwärts zu ben heiligen 
Saframenten zugelaffen worden, ob e3 wahr ift, weiß ich nicht. Der er- 
wähnte Vater hat aber noch etliche Kinder, die die Schule noch nicht be— 
fuchen. Was foll nun aus dieſen werben? Es wäre angezeigt, wenn 

Reicher, Fürforge für bie verwahrlofte Jugend. IL 20 
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auf biefelben ein Augenmerk gerichtet würde, auf daß ihre Erziehung nit 
auch fo ausfalle, wie die ber älteren Kinder. 

Aus dem Bezirke Cilli (Pfarramt): 

Zwei verwahrlofte Kinder, Brüder; Eltern verheiratet, Mutter Dirne, 
beide Kinder während der Ehe von einem andern Vater ftammend. Die 
Kinder (10 und 14 Jahre) find beide in Pflege, neigen zu Diebftahl. 

Weiter berichtet man aus dem Bezirke Gleisdorf (Lehrer): 

Knabe, 12 Jahre, ehelich. Water Totengräber, mehrfacher Mörder 
und Brandleger, wurde hingerichtet. Die Mutter kümmert ſich um das 
Kind nicht; deshalb wurde es bei einem Bauer ber Buftändigfeitsgemeinde 
aufgezogen, wo es wegen Nahrungsmangel zum Diebe wurde. Deshalb 
beftraft, fuchte e3 bei Nachbarsleuten Unterftand. Der Knabe wird von 
gewifjenlofen Bauern als Arbeitskraft übermäßig ausgenügt. Er hat Wider- 
willen gegen das Lernen und Arbeiten, ift Schulftürzer und gibt ſchlechtes 
Beifpiel; zeigt Anlagen zu einer Zuchthauspflanze. 


Der Einfluß der geiftigen und ſittlichen Defekte der Eltern auf 
die Verwahrloſung der Kinder. 


Bei der Erhebung bes ftatiftiichen Landesamtes in Steiermark, ber 
treffend die verwahrloften und gefährbeten Kinder, wurde auch den körper« 
lichen und geiftigen Defekten der Eltern diefer Kinder nachgegangen. 
ei den Eltern von 245 Kindern war dies möglich und von Erfolg be 
gleitet. Diefe Anzahl entipricht 221 Fällen, in denen ein oder beide 
Elternteile körperliche oder fittliche Defekte aufweifen. Aus dieſen greife 
ich die drei höchſten Ziffern heraus: “ 

a) 49 Fälle des Schwachfinns der Eltern, in denen die offenbare 
Unfähigfeit der Eltern zur Erziehung aud) dementjprehende Nefultate 
lieferte: 22 Kinder dieſer ſchwachſinnigen Eltern waren Diebe, 2 Brand- 
leger, 8 gewalttätig, 2 Tierquäler, 2 Trinker, 9 geſchlechtlich unfittlic. 
Außerdem waren 14 Kinder in ben 49 Fällen wieder ſchwachſinnig, 
2 waren blöbfinnig, 2 epifeptiich, 3 blind, 1 ftotternd. 

b) 22 Fälle, in denen die Eltern Diebe und Betrüger waren; von 
diefen Eltern wurden Kinder in ber Erhebung des ftatiftifchen Landes 
amtes in Steiermarf al3 vermwahrloft gezähft, und zwar: 16 mit biebi- 
fen, 4 mit gewalttätigen, 5 mit geſchlechtlich unfittlichen und 1 mit 
altoholifhen Neigungen; 1 Kind war Tierquäler. 

c) 127 Fälle, in denen ein oder beide Eiternteile Trinter waren; 
von biefen wurden bei der Erhebung des ftatiftifhen Landesamtes in 
Steiermart 9 Kinder mit Törperlichen und geiftigen, 66 mit fittlichen 
und 11 mit beiderlei, alſo im ganzen 86 Finder mit biefen Defelten 
überhaupt borgefunden und gezählt. Hier Tiegt das Schwergewicht ſonach 
in ben fittlichen Defekten der Nachlommenfhaft, und zwar fanden jih 
bei berjelben in 56 Fällen diebiſche Anlagen, in 20 Fällen Neigungen 
zu geſchlechtlicher Unfittfichkeit, in 13 Fällen Alkoholismus und in 
11 Fällen Gemalttätigfeiten. 

Ic) verweife hier auf die Erfahrungen des Mr. Brueyre in Paris mit 
den Kindern von Trinkern (I, 3, ©. 16), wie biefen gegenüber die Er- 
giehung den geringften Erfolg aufweiſe, inäbefondere, wenn die Aufnahme 
folder Kinder dur die Assistance publique in einem zu borgerüdten 
Alter erfolgte. — 
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In Ofterreich, wo bisher eine rechtzeitig eingeleitete Fürforgeerziehung 
folder Kinder den Fluch des Altoholismus nicht bekämpft, fondern dem 
in diefem befonderen Falle nicht megzuleugnenden Mißgeſchicke erblicher 
Belaſtung der günftigfte Nährboden für die weitere Entwidlung der er- 
erbten Eigenſchaften gewäbnt wird, wird die Abftammung von Trinfern 
zu einer Quelle ber Verwahrlofung von Geſchlecht zu Geſchlecht. 


ar. 4 


Die Berhältniffe der unehelichen Kinder in einigen Gerichts- 
bezirken im Jahre 1898. 
Erhebung 1890, Schug und Hilfe für arme Kinder in Öfterreich.) 


Über die Gefahren, welchen uneheliche Kinder ausgejegt find, berichten 
in ber Erhebung „Schug und Hilfe für arme Kinder“ im Jahre 1890 
die nachſtehenden t. f. Bezirksgerichte aus den Alpenländern: Saalfelden 
in Salzburg, T... in Tirol, Ajlenz, Oberwölz und Gröbming in Steier- 
marf und Imocki in Dalmatien, wie folgt: 

K. k. Bezirksgericht in Saalfelden, Salzburg. 

Der Gerihtöbezirk Saalfelden liegt im Hochgebirge. Die Bevölterungs- 
zahl beträgt nad) der letzten Volkszählung 6555 Einwohner. 

Die Zahl der in den Iegten 24 Jahren im hiefigen Gerichtsbezirke 
vorgefalfenen und zur Anzeige gebrachten unehelichen Geburten beziffert 
fich mit mindeftens 1000, die Zahl der armen verwaiften ehelichen Kinder 
beträgt 96. 

Die Alimentationsklagen gegen uneheliche Väter find im Verhältnifje 
zur großen Aingast ber unehelihen Geburten auffallend wenig, jährlich 
durchſchnittlich drei bis bier Urteile, die weitaus meiften Fälle werden 
im Wege ber Vorladung und mündlichen Vereinbarung geichlichtet. 

Die Fälle, daß zur- Alimentation nicht verpflichtete Verwandte ſich 
der armen, außerehelichen oder ehelichen Kinder annehmen, dürften jehr 
wenig fein, e3 find einige befannt, in den weitaus meiften Fällen wird 
jedoch die Hilfe der Gemeinde in Anfprud; genommen. 

Arme Kinder von armen Eltern (Dienftboten) werden gegen Leiftung 
eines fogenannten Zuchtgeldes von jährlih 40 bis 70 Gulden in bie 
Verpflegung und Erziehung von Bejigern Meiner Vauerngüter gegeben 
werden fogenannte Annehmtinder, Anjtiftfinder) und genießen mit ben 

indern ber Familie gleiche Pflege und Erziehung. Die Kindeseltern und 
der Bormund überwachen bie Verpflegung. Sagen kommen jelten vor, 
da die Verpfleger ihre Einnahme nit gerne verlieren wollen und baher 
ihrer Pflicht tunlichft entſprechen. 

Waifenverfiherungen u. dgl. fommen, foviel hier befannt ift, einen 
einzigen Fall ausgenommen, gar nicht vor. 

Trotz der enorm hohen Anzahl der jährlich erfolgenden unehelichen 
Geburten kommen Kindesmorbe, Weglegungen uf. äußerft ſelten, ja man 
lann jagen, beinahe gar nicht vor. 

Die Hohe Anzahl der unehelichen Geburten beweiſt, daß das Nieder- 
tommen einer unverehefichten Frauensperfon nicht einmal recht als Schande 
angejehen wird. 

Hiebei mag bemerkt werden, daß erfahrungsgemäß in Gebirgägegenden 
bie Anzahl der auferehelichen Geburten an und für fi immer viel 
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höher ift als im Flachlande, wo die Gründung eines Heinen Haushaltes 
leichter ift, und daß die früheren falzburgifchen Erzbiſchöfe als Landes 
herren troß ber ftrengften Strafen, wie Schanzarbeiten bei der Yeftung 
in Salzburg, ja jelbft Lanbesverweifung, die Anzahl der unehelicen 
Geburten nit zu verringern bermochten. 

Die auferehelihe Mutter behält das Kind, bis e3 von ber Bruft 
entwöhnt ift, und wird letzteres dann in anderweitige Verpflegung ge- 
geben, während die Mutter wieder in einen Dienft eintritt. Die letztete 
überwacht meiftens die Pflege. 

Bei der Auswahl der Pflegepartei (minberbegüterte Bauern) ift vor 
allem majgebend, daß das Pflegegeld nicht zu hoch ift, denn es ift ja 
nichts Seltenes, daß manche Magd mehrere außereheliche Kinder, und zwar 
jede3 bon einem anderen Water, hat, und daß viele der Iegteren, weil 
fie für drei ober vier Kinder bei einem Jahreslohn zwilhen 60 bis 
100 Gulden zu forgen haben, auch nicht viel leiften können. Veſchwerden 
über ſchlechte Ver} egung und Vernadhläffigung kommen felten vor und 
ergaben die im Vorjahre hiergerichts bei den Arzten, Seelforgern und 
Gemeinbdevorftehern gepflogenen Erhebungen keine Anftände. 

Die Rinderfterblichfeit ift nicht auffallend groß und überhaupt nicht 
auf ſchlechte Verpflegung zurüdzuführen. 

Die Vormundbeitellung erfolgt im alle des Vorhandenſeins geſetz⸗ 
licher Vorausfegung immer. 

Soviel hiergericht3 befannt ift, forgen die Vormünder unbemittelter 
Mündel für deren geeignete Verpflegung und Erziehung. Es werben hier- 
gerichts auch Waifenbücer über vermögenglofe Kinder geführt. Die Ge 
meinden maden die Vormünder namhaft und werden bie betreffenden 
Männer in den Ausfhußfigungen gewählt, bamit nur gemwiffenhafte und 
wirklich taugliche Wormünder beftellt werben. 

Die Beltimmung der Jurisdiftionsnorm (88 16 und 21) wären aus 
Utilitätögründen dahin abzuändern, daß das Gericht ber Zuſtändigkeits- 
gemeinde ber Mutter die Vormundſchaftsbehörde fein foll. 

Denn die Zuftändigfeitägemeinde, in welche die außerehelihe Mutter 
(gersößntich Dienftbote) nach längerer Abweſenheit doch wieder zurüd- 
'ehrt, hat in vermögensrechtlicher Beziehung allen Grund, taugliche Bor- 
minder in Vorſchlag zu bringen, damit das Kind orbentlich verpflegt und 
erzogen, ſowie daß ber Kindesvater zur Beftreitung ber Koften behujs 
tunlichſter Entlaftung des Armenfonds herbeigezogen wird. Gewöhnlich 
wird auch das Kind in die Zuftändigfeitägemeinbe der Mutter zu deren 
Eltern oder nahen Angehörigen gebracht. 

Die gefeplichen Beſtimmungen, betreffend die Alimentationzleiftung 
für aufßerehelihe Kinder wären zu verfchärfen, und bezüglich der Sicher- 
ftelfung, reſpektive der Einbringung für den Vormund erfeichternde Be 
ftimmungen zu treffen, ba die derzeit diesbezüglichen Prozeßvorſchriften 
ſehr fchleppend und für den Bormund übrigens auch fehr zeitraubend jind. 
Es häufen ſich ferners die Fälle, daß Knechte Taglöhner werben, jomit bie 
erefutive Lohneinantwortung nicht gegen fie angewendet werben fann 
unb die Gemeinden ihre Kinder erhalten müffen, während fie ſelbſt ihren 
oft guten Verdienſt im Wirtshaufe vergeuben. 

Wer fünf Kreuzer ftiehlt, wird beftraft, wer aber ber Unfittlichfeit 
hufdigt, arme Wefen in die Welt ftellt, fi) um Mutter und Kind nicht 
fümmert und die Gemeinbeauslagen vermehrt, der geht berzeit Ieer aus. 
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Es wäre daher in dem neuen Strafgefegentwurf eine diesbezügliche ftrenge 
Belmmung aufzunehmen. Betonders 1DAre DIE Vefkummung —ãA— 
daß das Einkommen des außerehelichen Vaters gleichteilig für ſeine Kinder 
zu verwenden iſt, wodurch insbeſondere dem derzeitigen Übelſtande abge— 
holfen würde, daß ein oder zwei Kinder von ſeinem Lohne erhalten werden, 
wãhrend die übrigen von ber betreffenden Zuſtändigkeiisgemeinde verpflegt \ 
werben müffen, ja nachdem ber eine oder andere Vormund rühriger ift 
und eher um bie egefutive Lohneinantwortung einfchreitet. Der Rechtſatz 
„prior jure, potior jure‘‘ wäre in ein gleiche Recht „für alfe” im Ginne 
der Konfursordnung und einer gleihmäßigen erteilung umzuändern, 
natürlich nur für den Fall, als der außerehefiche Water Vermögen befigt 
und nur von feinem Lohne oder fonftigem Verdienſte Iebt. 

Die Fälle der Vernahläffigung und Mifhandlung von Kindern, 
refpeftive deren Belanntgabe bei Gericht erfolgt äußerſt felten. 

K. k. Bezirlsgericht T. .. in Tirol 

Alimentationsflagen gegen uneheliche Väter find trotz der großen 
Anzahl alljährlich auferehelih geborener Kinder fehr felten, da die natür- 
lichen Väter nah Kräften für ihre Kinder forgen und e3 gewöhnlich 
nur bei Zweifeln an ihrer alleinigen Vaterſchaft auf Klage anfommen 
Iaffen. Uneheliche Kinder bleiben im hiejigen Bezirke meift in der Pflege 
der unehelihen Mutter jelbft ober ber natürlichen, ſei es zumeift mütter- 
lichen oder väterlichen Großeltern, und hin umb wieber nimmt auch 
ber natürliche Vater (nad) feiner Verheiratung mit einer andern Frauens- 
perfon) das außereheliche Kind in feine legitime Familie auf. 

In jeltenen Fällen folgen die unehelichen Kinder der Mutter in 
den Dienſt mit, werden von derjelben im Haufe des Dienftgeberd ver- 
pflegt; meiſtens aber trennt fich bie Mutter von dem bei Verwandten 
unentgeltlih oder gegen geringes Entgelt ausgeftatteten Rinde, da einer- 
ſeits die Dienftgeber zur Aufnahme von Dienftbotenfindern wenig geneigt 
find, und die Mütter die dann eintretende Verfürzung ihres Lohnes 
fürchten. 

Das Pflegegeld ſchwankt zwiſchen zwei und fünf Gulden monatlich. 
In fieben Jahren, d. i. 1883 bis 1890, fam bei einer Bevölkerungszahl 
von zirka 15.000 Einwohnern fein Kindesmord, feine Abtreibung ber 
Leibesfrucht, feine Kindesweglegung im Bezirfe vor, wohingegen leider 
an unmündigen Kindern begangene Berbreden der Schändung, Not» 
zucht und Unzucht wider die Natur relativ häufig find, obwohl Anzeigen 
von geiftlicher Seite feine einlaufen und die Mehrzahl der Fälle vertufcht 
unb berſchwiegen werben dürfte und fajt immer von den Eltern ber ge— 
mißbrauchten Kinder der E f. Gendarmerie und dem Gerichte entgegen 
gearbeitet wirb. 

Auffihtslofigkeit außer der Schule, mangelnde Unterftügung der Schule 
burd) die Eltern und hauptſächlich Die geringe phyfifche Gewalt de3 Lehrers 
bedingen eine bedeutende Verrohung der vom Gefehe nicht zu erreichenben, 
vom Lehrer nicht zu züchtigenden, von den Eltern nicht in Aufficht und 
Zucht genommenen Kinder der unbemittelten Bevölferung. 

Bagabunbierende Kinder werden der Gemeinde de3 Ortes der Auf- 
greifung übergeben, von diefer an die Heimatögemeinde überftellt und von 
legterer gewöhnlich, um Koften zu erfparen, den landſtreichenden Eltern 
übergeben. 
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Der Beiftand der Behörde zum Schuge der Kinder gegen Vernad- 
läſſigung und Mißhandlung wird leider felten angerufen, al Hausgenoſſen 
und Nachbarn gewöhnlich die Gehäffigkeit und Feindſchaft der pflichtver- 
geſſenen Pfleger, jowie die Zeitverjäumnis bei Erfüllung der Zeugenfchafts- 
pflicht fcheuen und darum die Anzeige unterlaffen. 

Unabhängige, für einen größeren Bezirk beftellte, von der f. f. Gen- 
darmerie unterftügte Kinderfhugorgane würden ſich jehr empfehlen. Es 
würde fich empfehlen, wenn die Vormundſchaft oder Kuratel immer am 
Orte der Anfälligkeit der Pflegebefohlenen geführt und daher die Abtretung 
der Pflegihaft an das Gericht des längeren Aufenthalt3ortes erleichtert 
würbe, da nur dann eine genaue Beauffichtigung ftatthaben könnte. 

Dieſes Gericht beftrebt jich, die Laft der Gemeinden durch Vorgehen 
gegen bie Kindeseltern zu erleichtern, und anbdrerfeit3 auf die Gemeinden 
für die Sorge der armen Mündel einzuwirken. 

K. t. Bezirksgericht Aflenz in Steiermark. 

In diefem Bezirke findet man nicht leicht einen PDienftboten, welcher 
feine unehelichen Kinder hätte. Die Kinder der landwirtſchaftlichen Dienit- 
boten werden in ber Regel bei der Mutter aufgezogen und ift baher die 
Erziehung, da die Mütter nur geringe Zeit verwenden fönnen, eine ſehr 
vernadhläffigte und läßt aud die Verpflegung vieles zu wünſchen übrig. 
Ich felbft habe gelegentlich einer Inventur in einem Bauernhaufe zu 
Weihnachten Säuglinge in einer unheizbaren Kammer niebergebettet ge- 
funden. 

®. t. Bezirtksgericht Oberwölz in Steiermark. 

Hiergericht3 iſt die Anordnung getroffen, daß alle unehelihen Ge— 
burten binnen acht Tagen durch die fommiffionierenden Amtsdiener aus den 
Geburtsmatrifen der im diesgerichtlihen Sprengel befindlihen vier 
Pfarren erhoben und mittel® Relationen nach dem beiliegenden Zormulare 
zur gerichtlichen Kenntnis gebracht werden. In Erledigung diejer Relation 
wird von der bezüglichen Gemeinde die Namhaftmahung einer zur Über» 
nahme der Vormundſchaft geeignete Perfon requiriert und johin der 
Genannte als Vormund beftellt, fo daß behauptet werben fann, es ſei 
für jedes im hiergerichtlichen Sprengel geborene unehelihe Kind binnen 

onatzfrift ein Vormund beftellt (f. auch Anhang Nr. 7, S. 208 u. 209). 

Falls ſich durch den Tod eines ehelichen Vaters die Beſtellung einer 
Vormundſchaft nötig macht, fo geichieht dies in Erledigung ber bezüglichen 
Todfallsaufnahme. 

Jeder Vormundſchaftsanfall wird auch ſogleich ohne Rüdficht, ob ein 
Xermögen vorhanden ift, in das hiergerichtliche Waiſenbuch eingetragen. 

Bei dem biederen patriarhafifhen Sinn der hiefigen Benölterung 
iſt es eine faſt ausnahmsloſe Folge der Vormundſchaftsbeſtellung, daß die 
beſtellten Vormünder ſich ſehr angelegentlich um das Wohl und die Ber- 
ſorgungsverhältniſſe ihrer Mündel kümmern, fie nötigen Falls ſogar zu ſich 
in die, wenngleich unbezahlte Verſorgung nehmen und als Pflegekinder be⸗ 
trachten, jedenfalls aber für geeignete Pilege und Erziehung in den meiſten 
Fällen Sorge treffen. 

Alimentationsklagen find verhältnismäßig felten, da das moraliſche 
Gefühl der Vaterfchaft in den meiften Fällen genügend wirft und zwiſchen 
Unchefichteit und Chelichleit wenig Gefühlsunterjchied befteht, fo daß der 
Zandbevölferung die geminderten Rechte eines unchelihen Kindes, z. B. in 
der geſetzlichen Erbfolge, häufig ungeläufig und unbegreiflich find. 
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$. f. Bezirfögericht Gröbming in Steiermarf. 

Der Leiter des Bezirfögerichtes im Jahre 1889 hat die Neuerung 
eingeführt, daß Vormünder uneheliher Kinder bei der Pilichtenangelobung 
aufgefordert werden, innerhalb vier Wochen mit ben Kindespätern zur 
Abſchließung gerichtlicher Vergleiche bei Gericht zu erfcheinen. Diefen Auf- 
trägen wurde biäher durchwegs nachgelommen und im Jahre 1890 25 ge- 
richtliche Wergleihe mit Kindespätern und Vormündern abgejchlofjen, 
während Paterfchaftöflagen mit Streitverhandlung gänzlich aufgehört 
haben. Diefer Vorgang wird um fo erjpriehlicher gehalten, als Kindesväter 
furz nad) der Geburt des Kindes zu einem Vergleiche geneigter jind als 
fpäter, ais die Vormundſchaft in fürzefter Zeit ein jederzeit erequierbared 
Inftrument erlangt und die Koften für beide Teile minimal find. 

8. k. Bezirksgericht Imocki in Dalmatien. 

Geburtöverheimlihung ($ 340 St. G. 8.) kommen zwei bis brei 
Fälle jährlich vor; wahrſcheinlich aus dem Grunde, weil die bäuerlichen 
unehelihen Wöchnerinnen fi fürchten, daß die Entbindung fonft .in ber 
Ortſchaft allgemein befannt fein würde. Pie Gemeinde übt in biefer 
Beziehung mit lobenswertem Eifer die Präventivpolizei aus, indem fie 
ein jedes unehelihes und der Schwangerfchaft verdächtiges Mädchen, 
welches in ber Hoffnung ift, bucch die Hebamme unterfuchen läßt; und im 
bejahenden Falle e3 ftrenge belehrt über die Verantwortlichteit und bie 
Folgen irgend einer ftrafbaren Handlung gegen die Sicherheit de3 Kindes. 

Ein Bedürfnis nad Organen zum Kinderfhuß befteht, aber am Lande 
wäre e3 unausführbar und erfolglos. 


Ur. 5. 
Die gerichtliche Vormundſchaftspflege in Oſterreich, ins- 
beſondere in Niederöſterreich. 

Aus der Flugſchrift: „Ein Wort zur Abwehr des auf die Reſerve— 
fonds ber kumulativen Waiſentaſſen geplanten Attentats.“ In dieſer fällt 
der frühere Landesausſchußbeiſiher Joſeph Schöffel folgendes Urteil über 
das Vormundſchaftsweſen in Ofterreic und insbeſondere in Niederöſterreich: 

Was die gerichtlihe Vormundſchaftspflege, bie Obſorge über dieſe 
armen verwaiſten oder verlafjenen Geſchöpfe (von denen Verfaſſer auf 
Seite 11—15 fpricht, ſ. Anhang Nr. 11) anbelangt, jo beftehen wohl 
darüber Gefeße, fie ift auch in den Akten zu finden, tatſächlich aber befteht 
fie nur der Form, nur dem Namen nad). 

In Niederöfterreich find zum Beiſpiel in vielen Gerichtsſprengeln 
die jeweiligen Gerichtädiener al3 Titulargeneralvormunde für alle armen 
Waiſen des Sprengels beftellt, bie ſich natürlich) um das Schidjal ihrer 
Mündel ebenfowenig fümmern, wie um das Schidjal der etwaigen Be— 
wohner des Mondes. 


Ur. 6. 
Erfahrungen des Findelanwalts der Rechtsſchutzabteilung der 
ſteiermärkiſchen Landesfindelanſtalt betreffend die Bevor— 
mundung unehelicher Kinder. 


Bon praktiſchem Werte find die Erfahrungen des Findelanwalts der 
Rechtsſchutzabteilung der fteiermärfifchen Landezfindefanftalt. Diejer hat 
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die Rechte der Findeltinder geltend zu machen und zu wahren. Bei Ein- 
vernehmung ber die Gebäranftalt Auffuchenden, betreffs ihrer früheren 
unehelichen Kinder machte biefes Rechtsſchutzorgan die Wahrnehmung, 
daß in ber Mehrzahl der Fälle eine Vormundsbeſtellung überhaupt nicht 
Platz gegriffen Hatte. In jenen Fällen, wo die Beftellung eines Vormundes 
erfolgt war, war doch in ber überwiegenden Mehrzahl der Fälle eine 
Klageführung nicht erfolgt, und dort, wo bie Klage body eingebracht worden 
war, fehlte die Einleitung und Betreibung der Zwangsvollſtreckung, fo daß, 
von ganz vereinzelten Sitten abgefehen, ein Erfolg des bormundicait- 
lichen Kinderfchußes nie konftatiert werben konnte. 

Die Klage der Mutter ging meift dahin: „Der Vormund wolle nichts 
tun, er fei nicht zu bewegen, zu Gericht zu gehen”. 


laffen werden. . 


Ur. 7. 
Mitteilungen von E. f. Bezirkögerichten über die Buftände auf 
dem Gebiete der Vormundſchaftsverwaltung. 
(Erhebungen 1890, „Schuß und Hilfe für arme Kinder in Oſterreich“.) 


Bas die tatfählichen Zuftände auf dem Gebiete der Vormundſchaft 
betrifft, jo erfolgte die Vormundsbeſtellung zumeilen gar nicht, der Regel 
nad) namentlich bei unehelichen Kindern aber verfpätet. ” 

Ich laſſe hier einzelne Mitteilungen von Bezirkögerichten folgen: 

Bezirksgericht Hainburg: 

Bei Vorhandenfein gefepliher Vorausſetzung erfolgt bie Bormund- 
ſchaftsbeſtellung, fobald das Gericht in Kenntnis kommt, fofort von Amts 

en und unterbfeibt bei unehelichen Kindern nur in jenen Fällen, wo 
das Gericht nicht zur Kenntnis gelangt, was ziemlich häufig der Fall ift. 

Bezirksgericht Hieging: 

Bei unehelichen Kindern, weiche fih Hier in Privatpflege befinden, 
mangelt eine Anzeigeverpflichtung und können berartige Kinder oft durch 
Jahre ohne Vormund bleiben, bis irgend ein zwingender Anlaß (Erbanfall, 
Ehebewilligung) die Parteien nötigt, die Vormundſchaftsbeſtellung zu ver- 
anlaffen. 

Bezirksgericht Steden: 

Die Vormundfchaftsbeftellung erfolgt ſtets, jobald das Gericht über 
bad Vorhandenjein der gejeglichen Vorausſetzungen in Kenntnis geſetzt 
wird; es kommen aber Fälle vor, daß uneheliche Geburten oder Todes- 
fälle unbemittelter Perfonen, nach welchen minberjährige Kinder hinter» 
blieben find, dem Gerichte erft nad) vielen Jahren angezeigt werden, als bie 
Minderjährigen zur Erwirkung bes Ehekonſenſes oder zur GroBjährig- 
teiterflärung einen Vormund brauchen. 
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Nach dem Berichte des 

Bezirkögerichtes Feldlirchen: 
erfolgt die Vormundſchaftsbeſtellung oft erft bei Eintritt der Schulpflicht 
ober dann, wenn das Gericht aus irgend einem andern Grund zur Kenntnis 
des Pupilfarfalles gelangt. 

Bezirksgericht Tüffer: 

Bei unehelihen Kindern erfolgt die Betellung (des Vormunds) 
meiſtens über Anzeige ber Mutter des Kindes zum Behufe der Bater- 
ſchaftsllage. Bei dieſem Anlaffe fei konſtatiert, daß Die Gemeinden, refpeftive 
Matrifenführer die ihnen nach 8 189 a. b. &. B. obliegende Verpflich- 
tung ber Anzeige von Fällen der Vormundſchaftsbeſtellung unaufgefordert 
nur jelten ausüben. 

Bezirksgericht Rofitnig: 

In der Regel gelangt da3 Gericht bei unbemittelten Mündeln nicht 
zur Kenntnis, wer eigentlich für die geeignete Pflege des Kindes forgt. 

Nachdem eine rmögensverwaltung bei ſolchen Pflegebefohlenen 
nicht Platz greift, fo findet auch ein fehr feltener Verkehr bes Vormundes 
mit dem Kormunbfihaftsgerichte ftatt, ja man fann fagen, daß in ben 
meiften Fällen der Vormund, ſobald die Bormundäbeftellung beendet ift, 
das Gericht in irgendeiner Weife fonfultiert oder um Hilfe angeht. Ge— 
mwiffenhafte Wormünder werben felbftredend jederzeit für bie orbentliche 
Erziehung ihrer Pflegebefohlenen forgen. Daß e3 auch gewiſſenloſe Vor— 
münder geben mag, welche die Pflege und Erziehung ihrer Mündel gänzlich 
vernachlaͤſſigen, ift nicht zu bezweifeln; allein, injolange dem Gerichte 
diesfalis feine Anzeige erftattet wird, kommt e3 nicht in die Lage, irgend» 
mie eine Einflußnahme auf die Erziehung uſw. des Mündels auszuüben. 


Bezirksgericht Mähr.-Neuftadt: 

Die Gerichte kommen fehr felten in die Lage, etwas über die Pflege 
und Erziehung armer Mündel zu erfahren und gemäß $$ 211, 216 
a. b. ©. 8. einzufchreiten. 

Die Gerichte find infolge ihrer bureaufratifhen Einrichtung und 
anderweitiger Gefchäfte einerfeits, der Größe ber Bezirke und Entfernung 
ber Gemeinden andrerjeit3 nicht geeignet, die erforderliche Tätigkeit in 
dieſer Angelegenheit zu entwideln, welche überhaupt gar nicht .in das 
Gebiet des Richters, fondern in das der Verwaltung gehört. 

Das Landesgerichtspräſidium von Laibach: 

Doch kann nicht unerwähnt bleiben, daß die Gerichte mit ihren vielen 
fonftigen Gefchäften dem Pflegſchaftsweſen nicht jene Aufmerkſamkeit zu- 
wenden fönnen, welche im Interefje der Kinder wünſchenswert wäre. 

Cie find auch in ihrer diesfälligen Tätigfeit durch die beftehenden 
Gefege zu jehr beſchränkt. Diesfalis dürfte ſich das Inftitut der Familien- 
räte Geftens empfehlen. 

Doch finden fih aud in Öfterreich Anfäge, trotz de3 engen Spiel- 
raumes, welches das geltende Recht dem Bormundfcaftsgericht gewährt, 
durch Wusnügung der den Gerichten in außerftreitiger Gerichtsbarkeit 
zur Verfügung ftehenden Mittel, die Erziehung und Pflege ber Kinder 
in intenfiver Weije zu überwachen und die Pflegebefohlenen vor Ver— 
mahrlofung zu fügen. 
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Ein Hindernis für die Einflußnahme der Gerichte beſteht riüdjich- 
armer Kinder darin, daß dem Gerichte gegenüber der armenreſkch der- 
pilichteten Gemeinde ein geſetzliches Leitungs- und Uberwachungsrecht der 
Armenkindererziehung nicht zufteht. 

Bezirksgericht Judenburg: 

Es foll deshalb eine gejeglihe Beſtimmung eriftieren, welche dem 
Vormundſchaftsgerichte den berechtigten Einfluß gemäß 8 216 a. 6. ©. ®. 
die Erziehung und Obforge für die Minderjährigen zu überwachen aud 
gegenüber den Gemeinden wahr. — 

Wie fehr bereits im Jahre 1890 das Bedürfnis nach einer Ber 
bindung der Vormundſchafts⸗ und der Armenverwaltung empfunden wurde 
und nad) Formen der Verwirklichung eines Zuſammenwirkens ſuchte und 
aud) fand, geht aus der vom Grafen Chorinsky in feiner Doppeleigenichaft 
al3 Lanbesgerichtspräfident und Landeshauptmann in Salzburg geihai- 
fenen Organifation hervor. Won dieſer wird in dem Kapitel „Die Ein- 
leitung der Schu und Fürforgemaßnahmen“ in dem fyftematifchen Teil 
diefer Arbeit die Rede fein. Diefe Organifation wirkte vorbildlich für 
die fpäteren Betrebungen. 

Hier ift noch einer Einrichtung Erwähnung zu tun, melde das 
t. k. Bezirksgericht Montafon in Vorarlberg bereit3 im Jahre 1890 ins 
Leben gerufen hatte. 

Bezirksgericht Montafon: 

Beinahe alljährlich werben von der gefertigten Stelle bezüglich ver- 
mögenzlofer Kinder von der refp. Gemeinde Berichte abverlangt, und zwar: 

a) Über die Erziehung und Beſchäftigung bes Mündels, 

b) ob dem Mündei mittlerweile Vermögen angefallen und worin dad 
felbe beftehe, 

c) über allfällige Veränderung in der betreffenden Pflegſchaft, 

d) über den jeweiligen Aufenthalt des Mündels. 

Allgemein ift aus den Berichten die Klage zu entnehmen, daß bie 
Piarränter die ihnen geſetzlich obliegenden Geburtsanzeigen zur Zeit 
der damaligen Erhebung entweder gar nicht oder läſſig, oft in halb- 
oder vierteljährlihen Intervallen dem Gerichte erftatten. 

Das Bezirksgericht Feldbach macht auch den Gemeinden denfelben 
Vorwurf. So kommt e3, daß die vom Bezirlögerichte Wildau ermähnten 
Fälle auch anderswo nicht felten fein dürften. 

Bezirksgericht Wiſchau berichtet: 

Doc) find auch ſchon Fälle vorgekommen, daß minderjährige Mädchen, 
wenn fie heiraten wollen, um ihre Großjährigfeitderflärung amfuchen, 
und daf bei einem folchen Anlaffe hervorfommt, daß für dieſelben bisher 
noch fein Vormund beftellt wurde, die Geburt jenes zumeift unehelichen 
Nindes von feiner hiezu verpflichteten Seite angezeigt worden iſt. — 

Daß ſich die Gerichte jedoch im diefer Hinficht nicht immer paſſiv 
verhielten und warteten, biß ihnen von außen, von Privatleuten oder 
anderen Behörden der Vormundſchaftsfall, namentlich die Geburt eines 
unehelihen Kindes befannt gemacht wurde, fondern vielmehr felbittätig 
ſich Kenntnis von dieſen Fällen zu verſchaffen fuchten, zeigt ein erfolg 
reicher Schritt, den in diefer Richtung das Bezirksgericht Oberwölz in 
Steiermark getan hat. Diejes Bezirksgericht berichtet: 
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ni Hiergerichts ift die Anordnung getroffen, daß alle unehelihen Geburten 
binnen acht Tagen durd die fommifjionierenden Amtsdiener aus ben 
Geburtämatrifen der im bdiesgerichtlichen Sprengel befindlichen vier 
Pfarren erhoben und mittels Relationen (derem Formular ih unten jolgen 
lajfe) zur gerichtlichen Kenntnis gebracht werden. In Erledigung dieſer 
Relation wird von der bezüglihen Gemeinde die Namhaftmadjung einer 
zur Übernahme der Vormundſchaft geeigneten Perſon requiriert, und fohin 
der Genannte als Vormund beitellt, jo daß behauptet werden Tann, es 
fei für jedes im Hiergerichtlichen Sprengel geborene unehelihe Kind 
binnen Monatzfrift ein Vormund befteltt. 


Wird zur Kenntnis ger 
nommen, ift ind Waiſenbuch 
einzutragen, ein Pupillaraft 
zu eröffnen und ergeht ff. 
&. 8. Bezirhsgeriht 


Oberwötz. 
Der 1.1. Gerichtöbiener . 


An die (öbl. Gemeinbe- relationiert über nachſtehende 


vorſtehung Geburt: 
1. Qor- und Zuname des 
Kindes nee 
Es wird erfucht für II 
Fa 2. Geburtstag 
uneheliches Kind ber . . . 3. Bor- und Zuname ber 
einen tauglichen Bormund in 4. Beihäftigung ber tegte 
Vorſchlag zu bringen. Pe 
Dberwöl, am... . 19.. 


5. Wohnort ber Iegteren . 
6. Zuftänbigfeitort und 
Gemeinde berfelben? . 


Oberwölz, am... . . 19.. 


Wir begegnen dem Amtsdiener des Bezirksgerichtes auf dem Gebiete 
be3 Kinderſchutzes und der Jugendfürforge noch einmal in der jüngften 
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Gegenwart, und zwar in Tirol, als werktätiges Glied in der Organifation 
bes Kinderſchutzes. 

Der nachſtehende Bericht eines Bezirksgerichtes in Tirol hat 
übrigens vor 15 Jahren auf die Notwendigfeit einer Organifation zum 
Zwede des Kinderfchuges hingewieſen. 

Ser Jugendfürforgeverein in Tirol hat diefe Aufgabe inzwiſchen 

elöſt. Ich laſſe übrigens Hier folgen, was in dieſer Beziehung das 
zzirlsgericht T. .. aus feinem Ämtsſprengel berichtete: 

Der Beiſtand der Behörde zum Schutze der Kinder gegen Bernad- 
läffigung und Mißhandlung wird leider felten angerufen, da Hausgenoffen 
und Nachbarn gewöhnlich die Gehäffigkeit und Feindſchaft der pflicht- 
vergefienen Pfleger, fowie die Zeitverfäumnis bei Erfüllung der Zeugen- 
ſchaftspflicht ſcheuen und darum die Anzeige unterlaffen. 

Unabhängige, für einen größeren Bezirk beftelfte, von der f. f. Gen- 
darmerie unterjtügte Kinderſchußorgane würden ſich ſehr empfehlen. 


Ar. 8. 


Kundmachung des ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſes vom 
7. Juni 1897, 3. 11.497, betreffend die Fürſorge für ver- 
wahrloſte Jugend. 


Infolge Erlaffes des f. !. Minifteriums bes Innern vom 16. März 
1897, 3. 420/M. J., hat die f. k. ſteiermärkiſche Statthalterei folgende 
Mitteilung dem fteiermärkifhen Landesausfhuffe zulommen laſſen? 

„Eine wichtige Yandhabe, um der häufig öffentlich in Schrift und Wort 
beffagten Verwahrloſung der heranwachſenden minderjährigen Jugend mit 
Erfolg entgegenzutreten, bieten einerjeit3 die Beftimmungen der 88 177, 
205 und 254 a. b. ©. B. andrerfeit3 jene des 8 16 des Geſetzes vom 
24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90. 

Um in Hintunft eine dem Zwecke entfprechendere Handhabung biejer 
Vorfhriften zu erzielen, hat ſich das Juftizminifterium beftimmt gefunden, 
die Gerichte mit Verordnung vom 10. November 1893, 3. 19.462, daran 
zu erinnern, baß fich ihre Fürforge nicht bloß auf das vermögensrechtliche 
Gebiet, jondern insbefondere auch auf die perfönlichen Verhältniſſe der 
Minderjährigen zu erftreden habe. 

Es tann jeboch nicht überfehen werben, daf die gerichtlichen Pfleg- 
ſchaftsbehörden erft dann ihrer Aufgabe auf diefem Gebiete in vollem 
Maße werden nachkommen fönnen, wenn fie von abhilfebebürftigen Miß— 
ftänden rechtzeitig Kenntnis erhalten. 

Jedenfalls kann aber diefes Biel ſchon dadurch weſentlich gefördert 
werben, daß die Gemeinden, welchen die Handhabung der Lofalpofizei 
im eigenen Wirkungsfreife obliegt, den Standpunkt des öffentlichen Inter- 
effes auf diefem Gebiete mit Ernſt und Nahdrud wahrnehmen und Fälle 
tatſächlicher oder auch nur drohender Verwahrlofung Minderjähriger ftets 
rechtzeitig zur Kenntnis ber fompetenten Gerichte bringen. 

Im SHinblide hierauf findet der Landesausfhuß den Gemeinde 
ämtern, bezw. Ortsarmenräten, die ihmen bereit3 durch das Gejeß vom 
27. Augufti 1896, 2. ©. 8. Nr. 63, wirkſam für bas Herzogtum 
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Steiermarf, betreffend die öffentliche Armenpflege, ſowie durch die hiezu 
erlaffene Kundmachung bes ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſes vom 25. Ot⸗ 
tober 1896, 2. G. B. Nr. 65, auferlegte Fürforge für vermahrlofte 
Kinder in Erinnerung zu bringen. 

Bom Standpunkte der Gemeinde läßt ſich die Wichtigfeit und Be— 
deutung einer rechtzeitigen Fürſorge für die Beſſerung und Rettung der 
fittlich verwahrloften Jugend nicht beftreiten. 

Ein Kind, deffen fittlicher Verwahrlofung und weiterem Verfall in 
fittlihe Werfommenheit nicht beizeiten vorgebeugt wird, gerät immer 
mehr mit dem Strafgefege in Widerſpruch, kommt zu wiederholten Malen. 
auf den Schub, unter Polizeiaufficht, in die Zwangsarbeitsanſtalt und auf 
die Verbrecherlaufbahn. 

Den Übeltäter, den alle anderen Gemeinden ausweifen, muß bie 
Heimatögemeinde aufnehmen und feinen Aufenthalt ungeftört dulden, 

Das verwahrlofte Kind wird in feiner weiteren Entwidlung zum 
Vagabunden und Verbrecher, zum Schreden und zur Geißel ber ganzen 
Gemeinde. 

Umgefehrt hätte die rechtzeitige Fürforge für eine entiprechende 
Pflege und Erziehung das verwahrlofte Kind vor dem fittlichen Verfalle 
gerettet, der Verbrecherlaufbahn wirffam Einhalt getan und die Gemeinde 
don einer ſchweren Laft befreit. 

Die rechtzeitige Fürſorge für die fittlihe Rettung und Befjerung ber 
verwahrloſten Jugend ift fomit für die Gemeinde von größter Bedeutung. 

Das Armengefeg dom 27. Auguft 1896, 2. ©. 8. Nr. 63, hat 
aber aud) bereit die Organe für die Fürforge in Fällen wahrnehmbarer 
Verwahrioſung von Kindern geihaffen. 

Der Ort3armenauffeher wird in dem ihm zugemiejenen, räumlich 
engbegrenzten Gebiete der Gemeinde Gelegenheit erhalten, Fälle ber Ver— 
wahrlofung wahrzunehmen. 

Das Armengejeg fieht die Mitgliedfchaft von Frauen mit bejonderer 
Nüdficht auf die Überwachung der Armenkinderpflege vor, und werden 
diefe in Ausübung ihrer Obliegenheiten ebenfo wie die dem Ortdarmen- 
rate angehörigen Seeljorger und Lehrer berufen fein, durch rechtzeitige 
Mitteilungen den Ort3armenrat in die Lage zu verjegen, die Fürforge 
für vermahrlofte Kinder beizeiten Pla greifen zu laſſen und die ent» 
Iprechenden Anträge zu ftellen. . 

In diefer Beziehung hat im Sinne des 8 65 des Armengejeges ala 
Negel zu gelten, daß ſchon in den Anfängen der Verwahrlofung, und zwar 
zu einer Zeit, wo noch auf Beſſerung zu hoffen ift, die entſprechende 
giege Fl Erziehung verwahrlofter Kinder in bie richtigen Wege zu 
leiten ift. 

Hiebei hat als Erfahrungsfag zu gelten, daß je früher die ent- 
ſprechende Pflege und Erziehung von Kindern, welche Spuren der Ber» 
wahrlofung zeigen, Plag greift, deſto ficherer die Ausficht auf Erfolg, auf 
Erreichung des Beſſerungszweckes ift; daß umgefehrt bei zunehmender 
Berwahrlofung diefe Ausſicht auf Erfolg immer geringer wird. 

Aus diefem Geſichtspunkte hat das Geſetz vom 27. Auguft 1896, 
2. ©. B. Nr. 63, wirkſam für das Herzogtum Steiermark, betreffend 
die öffentliche Armenpflege, das Cinfchreiten des Ort3armenrates aud 
bereit3 zu einem Beitpuntte vorgefehen, wo fittlihe Verwahrlofung aller» 
dings nod) nicht, wohl aber fittlihe Gefährdung des Kindes vorliegt. 
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Nach 8 45 des bezogenen Geſetzes kann Eltern, welche fih um die 
öffentliche Armenunterftügung bewerben, fall3 die Erziehung ihrer Kinder 
infolge erhobener Bernadjäffigung gefährdet erfcheint, die angeſprochene 
Unterftügung ſeitens der Organe der öffentlichen Armenpflege auch in der 
Form gewährt werden, daß Me Kinder mit ihrer Zuftimmung ihnen ab- 
genommen und anderweitig untergebracht werben. 

Sollte die Zuftimmung der Eltern in diefem Falle oder zur Unter- 
bringung ber bereit3 verwahrloften Kinder in einer Anftalt nicht erzielt 
werben fönnen, bez. das bereit3 untergebrachte Kind vor ber Zeit, d. h. 
vor erreichter Beſſerung aus der Anftalt genommen und in die alten 
Verhältniffe zurüdgebracht werben wollen, fo wäre im Sinne der 88 177 
und 178 wegen Aberkennung der väterlichen Gewalt, sm bei unehelichen 
Kindern und Waifen im Sinne des $ 254 a. b. ©. B. wegen amtlicher 
Entlafjung des Vormundes das Einfchreiten bei Gericht zu pflegen und 
fohin im Einvernehmen mit dem Gerichte die entfprechenden Maßnahmen 
bedufs Erziehung des Kindes vorzufehren. 

Hinſichtlich der Art und Weile, in welcher bie vorangeführten Dr- 

ane der öffentlihen Armenpflege der vom Standpunkte de3 allgemeinen 
Kntereffes jo wichtigen Fürforge für vermahrlofte Kinder gerecht werben 
fönnen, wird folgendes bemerkt: 

Zunãchſt erjheint von Wichtigfeit, dag die Organe der Armenpflege 
mit den k. f. Gerichten das ftete Einvernehmen pflegen, fo oft fie in Die 
Lage kommen, Fälle einer Vermahrlofung von Kindern wahrzunehmen. 

Dies hat vor allem den Zwed, den f f. Gerichten die nötige 
Kenntnis zu vermitteln, damit in Richtung einer Abgabe in eine Beſſe— 
rungsanſtalt im Sinne ber Gejege vom 24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 89 
und 90, vorgegangen werben könne. 

Aber auch abgefehen von den Befferungsanftalten im Sinne vor— 
bezogener Gejege, bietet fi den Organen der Armenpflege auch ander- 
meitig Gelegenheit zu einer Fürſorge für vermwahrlofte Kinder in Dem 
Beſtande von Anftalten, welche vermöge ihrer Einrichtung und Anlage zur 
Erziehung gerabe ber verwahrloften Kinber als beſonders geeignet eriheinen. 

In derartige Anftalten fünnen nun Kinder, deren Erziehung ver- 
wahrloft ober gefährdet ift, abgegeben werben. 

Was nun die Koften der Unterbringung anbelangt, fo gilt vor 
allem als Regel, daß die Eltern, bezw. fonftige zivilrechtlich verpflichtete 
Perſonen die Koften ber Pflege und Erziehung zu beftreiten haben. In 
Ermangfung folder Zahlungapflichtiger ſoll zunächft die Hilfe der’ Privat- 
mohltätigfeit angerufen werden. Wo aber die eigenen Mittel des Kindes 
bezw. dritter Verpflichteter oder ber Privatwohltätigkeit zur Beftreitung 
der AnftaltSpflege nicht hinreihen und der diesfällige Aufwand im Sinne 
vorbeugender Armenpflege aus den Mitteln der öffentlichen Armenpflege 
beftritten werben muß, ift im Auge zu behalten, daß nad 8 89 des 
Armengeſetzes der bedingte Aufgabenfreis des Landesarmenfonds au 
die teilweiſe oder gänzliche Übernahme ber Koften für Unterbringung 
verwahrlofter Kinder in befonderen Anftalten umfaßt. 

Zur Richtſchnur für jene Gemeinden, welche die Unterbringung ver- 
wahrloſter Kinder in befonderen Anftalten unter Inanfpruhnahme einer 
teilweifen oder gänzlichen Übernahme der Koften auf den Landesfonds 
planen, wird bemerkt, daß ber Landesausfhuß grundfäglih an einer 
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finanziellen Mitwirkung der Heimatsgemeinde an der Koſtenaufbringung 
feſthalten wird. 

Dieſe Mitwirkung wird jedoch keineswegs in einem ſolchen Umfange 
ewärtigt, bezw. gefordert werden, daß hieraus den Gemeinden aus dem 
itel der Anftalt3verforgung eine Mehrbelaftung über das Maß der Koften 

ber ort3üblihen Pflege armer Kinder in der Gemeinde erwachſen. In 
dem Ausmaße ber Ießteren muß jedoch an einer Beteiligung der Ge— 
meinben an ber Koftenaufbringung feftgehalten werben, weil ber Natur 
der Sache nach erfahrungsgemäß bas finanzielle Jntereffe der Gemeinden 
eine verläßliche Gewähr dafür bietet, daß die Anftaltöpflege unter finan- 
zieller Mitwirkung de3 Landes tatfächlich auf Fälle der Verwahrloſung 
don für die öffentliche Armenpflege in Betracht fommenden Kindern ein— 
geichräntt bleibt. 

Im Hinblide auf die erörterte Wichtigkeit einer entiprechenden Für- 
forge für verwahrlofte Kinder, fowie auf die Möglichkeit, unter Inan- 
Ipruchnahme einer Mitwirtung des Landes verwahrlofte Kinder bei mög- 
iichſter Schonung der finanziellen Kräfte ber Gemeinden in Anftalten nad) 
Maßgabe des verfügbaren Raumes unterzubringen, gemwärtigt der Landes» 
ausfhuß, daß ſeitens der Organe der öffentlichen Armenpflege der Für— 
forge für verwahrlofte Kinder bejonderes Augenmerk zugemenbet werde. 


Ar. 9. 
Die Kinderfhugorganifationen in Steiermarf. 


Die grundjäglichen Beftimmungen des fteiermärfifchen Armengefeges, 
fo weit jie ſich auf die Pflege und Erziehung armer Kinder beziehen, ift 
in ber Beſprechung der armenrehtlihen Grundlagen der Fürforge für die 
vermahrlofte Jugend berührt worden. Dieſe Parftellung berührt die be- 
fonderen Berhältniffe ber Kinderfchugorganifation. Mit dieſer follte ber 
Verſuch gemacht werben, auf dem Boden der Landezautonomie ein Wert 
zu fchaffen, das den verſchiedenen Bebürfniffen auf dem Gebiete des 
Kinderihuges und der Jugendfürforge Rechnung tragen follte. Zu dieſem 
Zweckee follte der Landesarmenfonds, der ſich vom Landesfonds wejentlich 
Durch die Art der Abgangsbededung unterfcheibet, ins Leben gerufen werben. 
Nicht die Landesumlage auf die direkte Steuer follte den Abgang deden, 
fondern die außerhalb der direkten Beſteuerung gelegenen Einnahms— 
quelfen follten die Mittel diefer Landesfürforge liefern und das Maß 
und den Umfang derſelben beftimmen. Dahin gehörten die Abgaben ber 
Sparfaffen von ihren Gebarungsüberfhüffen für den Landesarmenfondg, 
Jagdrechtsabgaben, drei Prozent vom Erlöje freiwilliger Verfteigerungen. 
Eine Verlafienfchaftsabgabe, Luftbarfeitsfteuern, eine Branntweinabgabe 
waren beantragt worden, ſcheiterten aus verfchiedenen Urſachen, auf bie 
ich in dem folgenden Anhange noch bejonder3 zurüdtommen werde. Damit 
war der Zujammenhang zwiſchen direkter Belteuerung und dem Armen 
augelöft, ein Zufammenhang, der den Armen in ben Augen der Steuer- 
träger nur zu leicht als Gemeinfhäbling erſcheinen läßt. 

Dem Prinzipe der Gleichheit zu entſprechen, war das ernfte Beftreben 
der Gejeßgebung und Verwaltung des Landes. Die Gefamtheit der armen 
Kinder im Lande hat den gleichen Anſpruch auf Landeshilfe, die bisher 
nur einem Bruchteile zu ftatten fam. 


— 
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Der Beiſtand der Behörde zum Schutze der Kinder gegen Vernach— 
läffigung und Mißhandlung wird Leider felten angerufen, als Hausgenoſſen 
und Nachbarn gewöhnlich die Gehäffigkeit und Yeindichaft der pflichtver- 
geilenen Pfleger, ſowie bie Zeitverfäumnis bei Erfüllung der Zeugenjchafts- 
pflicht ſcheuen und darum bie Anzeige unterlaffen. 

Unabhängige, für einen größeren Bezirk beitelfte, von ber t. f. Gen- 
darmerie unterftügte Kinderfhugorgane würden ſich fehr empfehlen. Es 
würde fi) empfehlen, wenn die Vormundfchaft oder Kuratel immer am 
Orte der Anfälligkeit der Pflegebefohlenen geführt und daher die Abtretung 
der Pflegichaft an das Gericht des längeren Nufenthaltsortes erleichtert 
würde, da nur dann eine genaue Beauffichtigung ftatthaben könnte. 

Diefes Gericht beftrebt jich, die Laft ber Gemeinden durch Vorgehen 
gegen die Kindeseltern zu erleichtern, und andrerfeit3 auf die Gemeinden 
für die Sorge der armen Mündel einzumirten. 

8. k. Bezirksgericht Aflenz in Steiermart. 

In diefem Bezirke findet man nicht leicht einen Dienftboten, welcher 
Teine unehelichen Kinder hätte. Die Kinder der landwirtſchaftlichen Dienft- 
boten werben in ber Regel bei der Mutter aufgezogen und ift daher Die 
Erziehung, da die Mütter nur geringe Zeit verwenden können, eine jehr 
vernachläfigte und läßt auch bie Verpflegung vieles zu wünſchen übrig. 
Ich ſelbſt habe gelegentlich einer Inventur in einem Bauernhaufe zu 
Fun adten Säuglinge in einer unheizbaren Kammer niebergebettet ge- 
junden. 

8. f. Bezirkögericht Oberwölz in Steiermarf. 

Hiergerichts ift die Anordnung getroffen, daß alle unehelihen Ge— 
burten binnen acht Tagen durch die fommiffionierenden Amtsdiener aus den 
Geburtsmatrifen ber im diesgerichtlichen Sprengel befindlichen vier 
Pfarren erhoben und mittel3 Relationen nad) dem beiliegenden Formulare 
zur gerichtlichen Kenntnis gebracht werden. In Erledigung diefer Relation 
wird von der bezüglichen Gemeinde die Namhaftmahung einer zur Ülber- 
nahme der Vormundſchaft geeignete Perfon requiriert und johin der 
Genannte als Vormund befteltt, fo daß behauptet werden fann, es jei 
für jedes im hiergerichtlichen Sprengel geborene unehefiche Kind binnen 
Monatzirift ein Vormund beftelit (j. auch Anhang Nr. 7, S. 208 u. 209). 

Falls ſich durch den Tod eines ehelichen Vaters die Veftellung einer 
Vormundſchaft nötig macht, jo geſchieht dies in Erledigung ber bezüglichen 
Todjallsaufnahme. 

Jeder Vormundſchaftsanfall wird auch ſogleich ohne Rüdficht, ob ein 
Vermögen vorhanden ift, in das hiergerichtlihe Waiſenbuch eingetragen. 

Bei dem biederen patriarhalifhen Sinn der hiefigen Bevölkerung 
iſt es eine faſt ausnahmsloſe Folge der Vormundſchaftsbeſtellung, daß die 
beſtellten Vormünder ſich ſehr angelegentlich um das Wohl und die Ber 
ſorgungsverhältniſſe ihrer Mündel kümmern, fie nötigen Falls ſogar zu ſich 
in die, wenngleich unbezahlte Verſorgung nehmen und als Pflegekinder be⸗ 
trachten, jedenfalls aber für geeignete Pflege und Erziehung in den meiſten 
Fällen Sorge treffen. 

Alimentationsflagen find verhältnismäßig felten, da dad moraliſche 
Gefühl der Vaterſchaft in den meiften Fällen genügend wirft und zwiſchen 
Unehelichteit und Chelichfeit wenig Gefühlsunterfchied befteht, jo daß der 
Zandbevölferung die geminderten Rechte eines unchelichen Kindes, z. 8. in 
ber gejeglichen Erbfolge, Häufig ungeläufig und unbegreiflid) find. 





— 3ll — 


8. f. Bezirksgericht Gröbming in Steiermark. 

Der Leiter des VBezirkögerichtes im Yahre 1889 hat die Neuerung 
eingeführt, daß Vormünder uneheliher Kinder bei der Pflichtenangelobung 
aufgefordert werden, innerhalb vier Wochen mit den Kindesvätern zur 
Abſchließung gerichtlicher Vergleiche bei Gericht zu erfcheinen. Diefen Auf- 
trägen wurde biäher durchwegs nachgekommen und im Jahre 1890 25 ge- 
richtliche Vergleihe mit Kindesvätern und Vormündern abgejchlofjen, 
während Vaterſchaftstlagen mit Streitverhanblung gänzlih_ aufgehört 
haben. Diefer Vorgang wird um fo erfprießlicher gehalten, ala Kindesväter 
turz nad) der Geburt des Kindes zu einem Vergleiche geneigter find als 
fpäter, al3 die Vormundſchaft in kürzefter Zeit ein jederzeit erequierbares 
Inftrument erlangt und die Koften für beide Teile minimal find, 

K. k. Bezirkögericht Imocki in Dalmatien. 

Geburtöverheimlihung ($ 340 St. G. 3.) fommen zwei bis drei 
Fälle jährlih vor; waährſcheinlich aus dem Grunde, weil die bäuerlichen 
unehelihen Wöchnerinnen ſich fürchten, daß die Entbindung fonft .in der 
Ortſchaft allgemein belannt fein würde Die Gemeinde übt in biefer 
Beziehung mit lobenswertem Eifer die Präventivpolizei aus, indem fie 
ein jedes uneheliches und ber Schwangerfchaft verdächtiges Mädchen, 
welches in der Hofinung ift, Durch die Hebamme unterfuchen läßt; und im 
bejahenden Falle es ftrenge belehrt über die Verantwortlichteit und bie 
Folgen irgend einer ftrafbaren Handlung gegen die Sicherheit des Kindes. 

Ein Bedürfnis nad) Organen zum Kinderſchutz beiteht, aber am Lande 
märe es unausführbar und erfolglos. 


Ur. 5. 
Die gerichtliche Vormundſchaftspflege in Oſterreich, ins— 
bejondere in Niederöſterreich. 

Aus der Flugſchrift: „Ein Wort zur Abwehr de3 auf die Reſerve— 
fonds der fumufativen Waijenfaffen geplanten Attentats.“ In diefer fällt 
der frühere Landesausfchußbeifiger Joſeph Schöffel folgendes Urteil über 
das Vormundſchaftsweſen in Ofterreid) und insbeſondere in Niederöfterreich: 

Was die gerichtliche Vormundicaftspflege, die Obforge über dieſe 
armen vermwaiften oder verlaffenen Geſchöpfe (von denen Verfaſſer auf 
Seite 11—13 ſpricht, ſ. Anhang Nr. 11) anbelangt, fo beftehen wohl 
darüber Gefege, fie ift auch in den Alten zu finden, tatfächlid) aber befteht 
fie nur der Form, nur dem Namen nad. 

In Niederöſterreich find zum Beiſpiel in vielen Gerichtsfprengeln 
bie jeweiligen Gerichtsdiener als Titulargeneralvormunde für alle armen 
Waiſen de3 Sprengels beftellt, die fih natürlih um das Schidjal ihrer 
Mündel ebenfowenig kümmern, wie um das Schidjal der etivaigen Be— 
mohner des Mondes. 


ur. 6 
Erfahrungen des Findelanwalts der Rechtsſchutzabteilung der 
fteiermärfijhen Landesjindelanftalt betreffend die Bevor— 
mundung unehelicher Kinder. 


Bon praltiſchem Werte find die Erfahrungen des Findelanwalts der 
Rechtsſchuhabteilung der ſteiermärkiſchen Landezfindelanftalt. Diefer hat 
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die Rechte der Findeltinder geltend zu machen und zu wahren. Bei Ein- 
vernehmung ber die Gebäranftalt Auffuchenden, betreffs ihrer früheren 
unehelihen Kinder machte dieſes Nechtsichugorgean die Wahrnehmung, 
daß in der Mehrzahl der Fälle eine Vormundsbeſtellung itberhaupt nicht 
Platz gegriffen hatte. In jenen Fällen, wo bie Veitellung eines Bormunbes 
erfolgt war, war doc in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle eine 
Klageführung nicht erfolgt, und dort, wo die lage doch eingebracht worden 
war, fehlte die Einleitung und Betreibung der Bmangsvollftredung, fo daß, 
von ganz vereinzelten Fällen abgejehen, ein Erfolg des vormundſchaft- 
lichen Kinderfchuges nie fonftatiert werden konnte. 

Die Klage der Mutter ging meift dahin: „Der Vormund wolle nichts 
tun, er fei nicht zu beivegen, zu Gericht zu gehen”. 

Das Rechtsſchutzorgan der Findelanftalt erblidt die Urſachen diejer 
Mängel hauptfählih darin, daß dem Wormunde Pflichten aufgebürbet 
werben, benen er nicht gewachſen ift oder die ihm zu bejchwerlich falfen, 
mogegeh dem Vormündſchaftsgerichte auch jede mitiative zur Klage 
führung gegen ben Kindesvater mangelt und alfe nötigen Schritte zur 
Klage und Exekutionsführung dem meift ganz Hilffofen Vormund über- 
faffen werben. . 


Ur. 7. 
Mitteilungen von Ef. £. Bezirkögerichten über die Zuftände auf 
dem Gebiete der Vormundſchaftsverwaltung. 
(Erhebungen 1890, „Schuß und Hilfe für arme Kinder in Öfterreich“.) 


Was die tatfählichen Zuftände auf dem Gebiete der Vormundſchaft 
betrifft, fo erfolgte die Vormundsbeſtellung zumeilen gar nicht, der Regel 
nad) namentlich bei unehelihen Kindern aber verfpätet. ” 

Ich laſſe Hier einzelne Mitteilungen von Bezirkögerichten folgen: 

Bezirkögericht Hainburg: 

BVei_ Vorhandenfein geſetzlicher Vorausſetzung erfolgt die Vormund- 
ſchaftsbeſtellung, ſobald das Gericht in Kenntnis fommt, fofort von Amts 
wegen und unterbleibt bei unehelihen Kindern nur in jenen Fällen, wo 
das Gericht nicht zur Kenntnis gelangt, was ziemlich häufig der Fall ift. 

Bezirksgericht Hieging: 

Bei unehelihen Kindern, weiche ſich Hier in Privatpflege befinden, 
mangelt eine Anzeigeverpflichtung und können derartige Kinder oft duch 
Jahre ohne Vormund bleiben, bis irgend ein zwingender Anlaß (Erbanfall, 
emitigung) die Parteien nötigt, die Tormunbfegaftsbefteltung zu dere 
anlafjen. 

Bezirkögericht Steden: 

Die Vormundfchaftsbeftellung erfolgt ftets, fobald das Gericht über 
das Vorhandenfein ber gejeplihen Vorausfegungen in Kenntnis geſetzt 
wird; es fommen aber Yälle vor, daß uneheliche Geburten oder Tode» 
fälle unbemittelter Perfonen, nad) melden minberjährige Kinder hinter- 
bfieben find, bem Gerichte erft nad) vielen Jahren angezeigt werben, ala die 
Minderjährigen zur Erwirkung de3 Ehekonſenſes oder zur Grohjährig- 
teit3erffärung einen Vormund brauchen. 
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Nach dem Berichte bes 

Bezirkögerichtes Feldlichen: 
erjolgt die Vormundfchaftsbeſtellung oft erft bei Eintritt der Schulpflicht 
ober dann, wenn das Gericht aus irgend einem andern Grund zur Kenntnis 
des Pupilfarfalles gelangt. 

Bezirlsgericht Tüffer: 

Bei unehelihen Kindern erfolgt die Beitellung (des Vormunds) 
meiften3 über Anzeige der Mutter des Kindes zum Behufe ber Bater- 
fchaftsflage. Bei diefem Anlaffe ſei konftatiert, daß die Gemeinden, refpeftive 
Watritenführer die ihnen nad) 8 189 a. b. ©. B. obliegende Berpflich- 
tung der Anzeige von Fällen der Vormundſchaftsbeſtellung unaufgefordert 
nur jelten ausüben. 

Bezirlsgericht Rofitnig: 

In der Regel gelangt das Gericht bei unbemittelten Mündeln nicht 
zur Kenntnis, wer eigentlich für bie geeignete Pflege des Kindes forgt. 

Nachdem eine rmögensverwaltung bei jolhen Pflegebefohlenen 
nit Platz greift, fo findet auch ein fehr jeltener Verkehr des Vormundes 
mit dem Kormunbfchaftägerichte ftatt, ja man fann fagen, daß in den 
meiften Fällen der Vormund, fobald die Bormunböbeftellung beendet ift, 
das Gericht in irgendeiner Weife fonfultiert oder um Hilfe angeht. Ge— 
wiffenhafte Bormünder werden felbftrebend jederzeit für die ordentliche 
Erziehung ihrer Pflegebefohlenen forgen. Daß e3 auch gewiſſenloſe Vor— 
münder geben mag, welche die Pflege und Erziehung ihrer Mündel gänzlich 
vernadhjläffigen, ift nicht zu bezweifeln; allein, infolange dem Gerichte 
diesfalls feine Anzeige erftattet wird, kommt es nicht in die Lage, irgend- 
wie eine Einflußnahme auf die Erziehung uſw. des Mündels auszuüben. 

Bezirksgericht Mähr.-Neuftabt: 

Die Gerichte kommen fehr felten in die Lage, etwas über die Pflege 
und Erziehung armer Mündel zu erfahren und gemäß 88 211, 216 
a. b. ©. 8. einzufchreiten. 

Die Gerichte find infolge ihrer burenufratifhen Einrichtung und 
anderweitiger Gejchäfte einerfeit3, der Größe der Bezirke und Entfernung 
ber Gemeinden anbrerfeit3 nicht geeignet, die erforderliche Tätigkeit in 
diefer Angelegenheit zu entwideln, welche überhaupt gar nicht in das 
Gebiet de3 Richters, fondern in das der Verwaltung gehört. 

Das Landesgerichtspräfidium von Laibach: 

Doc) kann nicht unerwähnt bleiben, daß die Gerichte mit ihren vielen 
fonftigen Gejhäften dem Pflegſchaftsweſen nicht jene Aufmerffamfeit zu— 
wenden fönnen, welche im Intereſſe ber Kinder wünſchenswert wäre. 

Sie find au im ihrer diesfälfigen Tätigfeit durch die bejtehenden 
Geſetze zu ſehr beſchränkt. Diesfalis dürfte fi) dad Inftitut der Familien- 
räte beſtens empfehlen. 

Doch finden fi auch in Oſterreich Anſätze, trotz des engen Spiel- 
raumes, welches das geftende Recht dem Vormundſchaftsgericht gewährt, 
duch Wusnügung der den Gerichten in außerftreitiger Gerichtsbarkeit 
zur Verfügung ftehenden Mittel, die Erziehung und Pflege der Kinder 
in intenjiver Weife zu überwachen und die Pflegebefohlenen vor Vers 
wahrloſung zu jchügen. 
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Ein Hindernis für die Einflußnahme der Gerichte beſteht rückſichtlich 
armer Kinder darin, daß dem Gerichte gegenüber der armenrechtlich ver- 
pilichteten Gemeinde ein geſetzliches Leitungs- und UÜberwachungsrecht ber 
Armentindererziehung nicht zufteht. 

Bezirksgericht Judenburg: 

Es ſoll deshalb eine geſetzliche Beſtimmung eriftieren, welche dem 
Vormundſchaftsgerichte ben berechtigten Einfluß gemäß 8 216 a. b. ©. 2. 
die Erziehung und Obforge für die Minderjährigen zu überwachen aud 
gegenüber den Gemeinden wahrt. — 

Wie ſehr bereit im Jahre 1890 das Bedürfnis nad) einer Ber- 
bindung der Bormundichafts- und der Armenverwaltung empfunden wurde 
und nad Formen ber Verwirklichung eines Zufammenwirfens juchte und 
auch fand, geht aus ber vom Grafen Chorinsky in feiner Doppeleigenichait 
als Lanbesgericht3präfident und Landeshauptmann in Salzburg geichai- 
fenen Organifation hervor. Von diefer wird in dem Kapitel „Die Ein- 
leitung der Schuß- und Fürforgemaßnahmen” in dem ſyſtematiſchen Teil 
diefer Arbeit die Rede fein. Diefe Organifation wirkte vorbildlich für 
bie fpäteren Beftrebungen. 

Hier ift noch einer Einrichtung Erwähnung zu tun, melde das 
t. k. Bezirksgericht Montafon in Vorarlberg bereitd im Jahre 1890 ins 
Leben gerufen hatte. 


Bezirksgericht Montafon: 

Beinahe alljährlich werden von ber gefertigten Stelle bezüglich ver- 
mögenslofer Rinder von der refp. Gemeinde Berichte abverlangt, und zwar: 

a) Über die Erziehung und Beſchäftigung des Mündels, 

b) ob dem Mündel mittlerweile Vermögen angefallen und worin das- 
felbe beftehe, 

c) über allfällige Veränderung in der betreffenden Pflegichaft, 

d) über den jeweiligen Aufenthalt des Mündels. 

Allgemein ift aus den Berichten die lage zu entnehmen, daß die 
Pfarrämter die ihmen geſetzlich obliegenden Geburt3anzeigen zur Zeit 
der damaligen Erhebung entweder gar nicht oder läffig, oft in halb- 
oder vierteljährlichen Intervallen dem Gerichte erftatten. 

Das Bezirksgericht Feldbach macht auch den Gemeinden denjelben 
Vorwurf. So kommt e3, daß die vom Bezirkögerichte Wiſchau erwähnten 
Fälfe auch anderswo nicht felten fein dürften. 

Bezirksgericht Wiſchau berichtet: 

Doc) find auch ſchon Fälfe vorgefommen, daß minderjährige Mädchen, 
wenn fie heiraten wollen, um ihre Gtoßjährigfeitserflärung anfuchen, 
und daf bei einem folhen Anlaſſe hervortommt, daß für dieſelben bisher 
noch fein Vormund beftellt wurde, die Geburt jenes zumeift umehelichen 
Kindes von feiner hiezu verpflichteten Seite angezeigt worden iſt. — 

Daß ſich die Gerichte jedoch in diefer Hinficht nit immer paſſiv 
erhielten und warteten, bi3 ihnen von außen, von Privatleuten oder 
anderen Behörden der Vormundſchaftsfall, namentlich die Geburt eines 
unehelihen Kindes befannt gemacht wurde, ſondern vielmehr felbittätig 
fid) Kenntnis von dieſen Fällen zu verfchaffen juchten, zeigt ein erfolg- 
reicher Schritt, den in dieſer Richtung das Bezirksgericht Oberwölz in 
Steiermark getan hat. Dieſes Bezirksgericht berichtet: 
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Hiergericht3 ift bie Anordnung getroffen, daß alfe unchelichen Geburten 
binnen acht Tagen durch die fommifjionierenden Amtsdiener aus ben 
Geburtsmatriten ber im bieögerichtlihen Sprengel befindlichen vier 
Pfarren erhoben und mittels Relationen (deren Formular ich unten folgen 
laſſe) zur gerichtlichen Kenntnis gebracht werden. In Erledigung diejer 
Relation wird bon der bezüglihen Gemeinde die Nambaftmahung einer 
zur Übernahme ber Vormundichaft geeigneten Perſon requiriert, und fohin 
ber Genannte als Vormund beftellt, jo daß behauptet werden fan, es 
fei für jedes im hiergerichtlichen Sprengel geborene unehelihe Kind 
binnen Monatzfrift ein Vormund beftellt. 


Wird zur Kenntnis ger 
nommen, ift ind Waiſenbuch 
einzutragen, ein Pupillaraft 
zu eröffnen und ergeht ff. 
K. k. JFezirksgericht 


Oberwoͤlz. 
Der 1. 1. Gerichtsdiener 


An die löbl. Gemeinde» relationiert über nachitehenbe 


vorftehung Geburt: 

1. Bor- und Buname bes 
Kindes EEE 

Es wird erjuht für a 
a 2. Geburtstag 
unehelices Kind ber . . . 3. Bor- und Zuname ber 
.. Mutter oo. 
einen tauglichen Bormund in 4. Beichäftigung der Iegte- 
Vorſchlag zu bringen. nn 
Oberwölz, am... 19.. 5, Wohnort ber Iepteren . 


6. Zuftändigfeitsort und 
Gemeinde derjelben? . 


Dberwößg, am. . . . 19.. 


Wir begegnen bem Amtsdiener des Vezirfägerichtes auf dem Gebiete 
des Kinderſchutzes und der Jugendfürforge noch einmal in der jüngften 


oome Google 


oome Google 
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Gegenwart, und zwar in Tirol, al3 werktätiges Glied in ber Organifation 
des Kinderſchutzes. 

Der nachſtehende Bericht eines Bezirksgerichtes in Tirol hat 
übrigens vor 15 Jahren auf die Notwendigkeit einer Organiſation zum 
Bwede de3 Kinderſchutzes hingewieſen. 

Der Jugendfürforgeverein in Tirol hat biefe Aufgabe inzwiſchen 
elöſt. Ich laſſe übrigens hier folgen, was in biefer Beziehung das 
Besietsgerict T... aus feinem Amtsfprengel berichtete: 

Der Beiftand der Behörde zum Schuge der Kinder gegen Vernach- 
täffigung und Mißhandlung wird Ieider felten angerufen, da Hausgenofjen 
und Nachbarn gewöhnlich die Gehäſſigkeit und Feindſchaft der pflicht- 
vergefjenen Pfleger, fowie die Zeitverfäumnis bei Erfüllung der Zeugen- 
ſchaftspflicht ſcheuen und darum die Anzeige unterlafien. 

Unabhängige, für einen größeren Bezirk beftelfte, von der Ef. Gen- 
darmerie unterftügte Kinderfchugorgane würden ſich jehr empfehlen. 


Ur, 8. 
Rundmahung des fteiermärkiihen Landesausfhufjes vom 
7. Zuni 1897, 8. 11.497, betreffend die Fürforge für ver- 
wahrloſte Jugend. 


Infolge Erlaffes des f. k. Minifteriums bes Innern vom 16. März 
1897, 3. 420/M. J. hat die f. f. fteiermärfifche Statthalterei folgende 
Mitteilung dem fteiermärkifhen Landesausfhuffe zufommen lafjen: 

„Eine wichtige Yandhabe, um der häufig öffentlich in Schrift und Wort 
beffagten Berwahrlofung der heranwachſenden minderjährigen Jugend mit 
Erfolg ntgegenzutzelen, bieten einerfeit8 die Bejtimmungen der 88 177, 
205 und 254 a. b. G. ®., anbzerfeits jene bes 8 16 des Gefeges vom 
24. Mai 1885, R. G. 8. Nr. 

Um in Hinfunft eine dem — entfprechendere Handhabung dieſer 
Vorſchriften zu erzielen, hat ſich das Zuftizminifterium beftimmt gefunden, 
die Gerichte mit Verordnung vom 10. November 1893, 3. 19.462, daran 
zu erinnern, daß fi ihre Fürſorge nicht bloß auf das vermögensrechtliche 
Gebiet, ſondern insbejondere auch auf bie perjönlichen Berhältniffe ber 
Minderjährigen zu erftreden habe. 

Es fann jedoch nicht überfehen werden, daß die gerichtlichen Pfleg- 
ſchaftsbehörden erft dann ihrer Aufgabe auf diefem Gebiete in vollem 
Maße werben nachkommen fönnen, wenn fie von abhilfebebürftigen Min- 
ftänden rechtzeitig Kenntnis erhalten. 

Jedenfalls Tann aber diefes Ziel ſchon dadurch mejentfis geförbert 
werben, daß bie Gemeinden, welchen die Handhabung ber Lofalpolizei 
im eigenen Wirkungskreife obliegt, den Standpunft bes %fenttichen Snter- 
effes auf diefem Gebiete mit Ernft und Nachdrud wahrnehmen und Fälle 
tatfächlicher oder auch nur drohender Verwahrlofung Minberjähriger ſtets 
rechtzeitig zur Kenntnis der kompetenten Gerichte bringen. 

Im Hinblide Hierauf findet der Landesausſchuß den Gemeinde- 
ämtern, bezw. Ortsarmenräten, die ihnen bereit3 durch das Geſetz vom 
27. Augufi 1896, 8. ©. 8. Nr. 63, wirkſam für das Herzogtum 
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Steiermar, betreffend die öffentliche Armenpflege, jowie durch die hiezu 
erlaffene Kundmachung des fteiermärkifchen Landesausfchuffes vom 25. Dt- 
tober 1896, &. G. 8. Nr. 65, auferlegte Fürforge für vermahrlofte 
Kinder in Erinnerung zu bringen. 

Bom Standpunkte der Gemeinde läßt ſich die Wichtigfeit und Be— 
deutung einer rechtzeitigen Fürforge für die Beſſerung und Rettung ber 
ſittlich verwahrloſten Jugend nicht beftreiten. 

Ein Kind, deffen fittliher Verwahrlofung und weiterem Verfall in 
fittliche Verfommenheit nicht beizeiten vorgebeugt wird, gerät immer 
mehr mit dem Strafgefege in Widerſpruch, kommt zu wiederholten Malen. 
auf den Schub, unter Polizeiaufficht, in die Zwangsarbeitsanſtalt und auf 
die Verbrecherlaufbahn. 

Den Übeltäter, den alle anderen Gemeinden ausmweifen, muß bie 
Heimatögemeinbde aufnehmen und feinen Aufenthalt ungeftört dulden. 

Das verwahrlofte Kind wird in feiner weiteren Entwidiung zum 
Vagabunden und Verbrecher, zum Schreden und zur Geißel der ganzen 
Gemeinde. 

Umgetehrt hätte die rechtzeitige Fürſorge für eine entiprechenbe 
Bilege und Erziehung das verwahrlofte Kind vor dem fittlihen Verfalle 
gerettet, der Verbrecherlaufbahn wirkſam Einhalt getan und die Gemeinde 
bon einer fchweren Laft befreit. 

Die rechtzeitige Fürforge für die fittliche Rettung und Beſſerung der 
vermahrloften Jugend ift jomit für die Gemeinde von größter Bedeutung. 

Das NArmengefeg vom 27. Auguft 1896, 8. ©. 8. Nr. 63, hat 
aber aud) bereit3 die Organe für die Fürforge in Fällen wahrnehmbarer 
Verwahrioſung von Kindern gejchafjen. 

Der Ort3armenauffeher wird in dem ihm zugemwiefenen, räumlich 
engbegrenzten Gebiete der Gemeinde Gelegenheit erhalten, Fälle der Ver— 
wahrlofung wahrzunehmen. 

Das Armengefeg fieht die Mitgliedfhaft von Frauen mit bejonderer 
Nüdficht auf die Überwachung der Armentinderpflege vor, und werben 
diefe in Ausübung ihrer Obliegenheiten ebenfo wie die bem Ortsarmen— 
rate angehörigen Seelforger und Lehrer berufen fein, durch rechtzeitige 
Mitteilungen den Ort3armenrat in die Lage zu verjegen, die Fürſorge 
für verwahrlofte Kinder beizeiten Plaß greifen zu laſſen und die ent» 
ſprechenden Anträge zu ftellen. . 

In diefer Beziehung hat im Sinne des $ 65 des Armengeſetzes als 
Regel zu gelten, daß ſchon in den Anfängen ber Verwahrlofung, und zivar 
zu einer Zeit, wo noch auf Beſſerung zu Hoffen ift, die entiprechende 
eflege al Erziehung verwahrlofter Kinder in die richtigen Wege zu 
feiten ift. 

Hiebei hat als Erfahrungsfag zu gelten, daß je früher die ent 
fprechende Pflege und Erziehung von Kindern, welche Spuren der Ber» 
mwahrlofung zeigen, Platz greift, deſto ficherer die Ausſicht auf Erjolg, auf 
Erreichung des Beſſerungszweckes ift; daß umgefehrt bei zunehmender 
Zerwahrlofung diefe Ausfiht auf Erfolg immer geringer wird. 

Aus diefem Geſichtspunkte hat das Geſetz vom 27. Auguſt 1896, 
2. ©. 8. Nr. 63, wirkſam für da3 Herzogtum Steiermark, betreffend 
die Öffentliche Wrmenpflege, das Einfchreiten des Ortsarmenrates aud 
bereit3 zu einem Zeitpunfte vorgefehen, wo fittliche Verwahrlofung aller» 
dings nod) nicht, wohl aber fittliche Gefährdung des Kindes vorliegt. 
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Nach 8 45 des bezogenen Geſetzes kann Eltern, welche ſich um bie 
öffentliche Armenunterſtützung bewerben, falls die Erziehung ihrer Kinder 
infolge erhobener Vernachläſſigung gefährdet erfcheint, die angejprochene 
Unterftügung ſeitens der Organe der öffentlichen Armenpflege auch in ber 
Zorn gewährt werben, daß Wie Kinder mit ihrer Zuftimmung ihnen ab- 
genommen und anderweitig untergebracht werden. 

Sollte die Zuſtimmung der Eltern in dieſem Falle oder zur Unter⸗ 
bringung ber bereits vermahrloften Kinder in einer Anſtalt nicht erzielt 
merben fönnen, bezw. das bereit3 untergebrachte Kind vor ber Zeit, d. 5. 
vor erreichter Beſſerung aus ber Anftalt genommen und in die alten 
Verhältniſſe zurücgebracht werden wollen, jo wäre im Sinne ber 88 177 
und 178 wegen Aberfennung der väterlichen Gewalt, sem. bei unehelichen 
Kindern und Waifen im Sinne des $ 254 a. b. ©. B. wegen amtlicher 
Entlaffung des Wormundes das Einſchreiten bei Gericht zu pflegen und 
fohin im Einvernehmen mit dem Gerichte die entiprechenden Maßnahmen 
behufs Erziehung des Kindes vorzufehren. 

Hinfichtlih, der Art und Weife, in welcher die vorangeführten Or— 

ne der öffentlichen Armenpflege der vom Standpunkte des allgemeinen 
iiterefieg jo wichtigen Fürforge für vermahrlofte Kinder gerecht werben 
fönnen, wird. folgendeö bemerft: 

Zunächſt erſcheint von Wichtigkeit, daf die Organe der Armenpflege 
mit den f. f. Gerichten das ftete Einvernehmen pflegen, fo oft fie in die 
Lage fommen, Fälle einer Verwahrlofung von Kindern wahrzunehmen. 

Dies hat vor allem den Zwed, den k. f. Gerichten die nötige 
Kenntnis zu vermitteln, damit in Richtung einer Abgabe in eine Beſſe— 
rungsanftalt im Sinne der Gefege vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89 
und 90, vorgegangen werben könne. 

Aber auch abgejehen von den Belferungsanftalten im Sinne vor- 
bezogener Gefege, bietet fich den Organen der Urmenpflege auch ander⸗ 
weitig Gelegenheit zu einer Fürſorge für verwahrloſte Kinder in dem 
Beftande von Anftalten, welche vermöge ihrer Einrichtung und Anlage zur 
Erziehung gerade ber verwahrloften Kinder als beſonders geeignet erfcheinen. 

In derartige Anftalten können nun Kinder, deren Erziehung ver- 
mahrloft ober gefährdet ift, abgegeben merben. 

Was nun die Koften der Unterbringung anbelangt, fo gilt vor 
allem als Regel, daß die Eltern, bezw. ſonſtige zivilrechtlich verpflichtete 
Perſonen bie Koften der Pflege und Erziehung zu beftreiten haben. In 
Ermanglung folder Bablungsprtichtiger ſol ſoll zunãchſt die Hilfe der Privat⸗ 
mohltätigfeit angerufen werden. Wo aber die eigenen Mittel bes Kindes 
begio. dritter Verpflichteter ober ber Privatmohltätigfeit zur Beftreitung 
der Anſtaltspflege nicht Hinreichen und der diesfällige Aufwand im Sinne 
vorbeugender Armenpflege aus den Mitteln der öffentlichen Urmenpflege 
beftritten werben muß, ift im Auge zu behalten, daß nad) 8 89 des 
Armengefeges der bedingte Aufgabentreis des Landesarmenfonds auch 
bie teilweife oder gänzliche Übernahme der Koften für Unterbringung 
verwahrlofter Kinder in befonderen Anftalten umfaßt. 

Zur Richtſchnur für jene Gemeinden, welche die Unterbringung ver- 
mahrlofter Kinder in bejonderen Anftalten unter Inanjpruchnahme einer 
teilmeifen oder gänzlihen Übernahme der Koften auf den Lanbesfonds 
planen, wird bemerkt, daß ber Landesausfhuß grundfäglid an einer 
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finanziellen Mitwirkung der Heimatögemeinde an der Koftenaufbringung 
fefthalten wird. 

Dieſe Mitwirfung wird jedoch keineswegs in einem folhen Umfange 
grmärtigt, bezw. gefordert werden, daß hieraus den Gemeinden aus dem 

itel der Anjtaltöverforgung eine Mehrbelaftung über das Maß der Koften 
der ort3üblidhen Pflege armer Kinder in der Gemeinde erwachſen. F% 
dem Ausmaße der lehzteren muß jedoch an einer Beteiligung der 
meinden an der Koftenaufbringung feftgehalten werben, weil der Natur 
der Sadje nad) erfahrungsgemäß das finanzielle Intereſſe der Gemeinden 
eine verläßlihe Gewähr dafür bietet, daß die Anſtaltspflege unter finan- 
zieller Mitwirkung de3 Landes tatjählic auf Fälle der Verwahrlofung 
don für die öffentliche Armenpflege in Betracht kommenden Kindern ein» 
geſchränkt bleibt. 

Im Hinblide auf die erörterte Wichtigkeit einer entiprechenden Für- 
forge für verwahrlofte Kinder, ſowie auf die Möglichkeit, unter Inan— 
ſpruchnahme einer Mitwirkung des Landes verwahrlofte Kinder bei mög- 
Tichfter Schonung ber finanziellen Kräfte der Gemeinden in Anftalten nad) 
Maßgabe des verfügbaren Raumes unterzubringen, gemärtigt der Landes- 
ausihuß, daß feitens der Organe der öffentlichen Krmenpfiege der Für- 
forge für verwahrlofte Kinder beſonderes Augenmerk zugemwendet werbe. 
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Ar. 9. 
Die Kinderfhugorganifationen in Steiermark. 


Die grundfäglichen Beftimmungen des fteiermärfiihen Urmengefepes, 
fo weit fie fich auf die Pflege und Erziehung armer Kinder beziehen, ift 
in der Beſprechung der armenrechtlichen Grundlagen der Fürforge für die 
verwahrloſte Jugend berührt worden. Dieje Darftellung berührt die be- 
fonderen Berhältniffe der Kinderfhugorganifation. Mit biefer follte der 
Verſuch gemacht werden, auf dem Boden der Landesautonomie ein Werk 
zu ſchafſen, das den verfchiebenen Bedürfniſſen auf dem Gebiete des 
Kinderſchutzes und der Jugendfürforge Rechnung tragen follte. Zu diefem 
Zwecke follte der Landesarmenfonds, der ſich vom Landesfonds weſentlich 
durch die Art der Abgangsbedeckung unterfcheidet, ind Leben gerufen werben. 
Nicht die Landesumlage auf die direlte Steuer follte den Abgang deden, 
fondern die außerhalb der direkten Befteuerung gelegenen Einnahms- 
queffen follten die Mittel diefer Landesfürforge liefern und das Maß 
und den Umfang berjelben beftimmen. Dahin gehörten die Abgaben der 
Sparkaſſen von ihren Gebarungsüberfhüfjen für den Landesarmenfonds, 
Jagdrechtsabgaben, drei Prozent vom Erlöje freimilfiger Verfteigerungen. 
Eine Verlaſſenſchaftsabgabe, Quftbarfeitsfteuern, eine Branntweinabgabe 
waren beantragt worden, fcheiterten aus verſchiedenen Urfachen, auf bie 
ich in dem folgenden Anhange noch bejonders zurüdtommen werde. Damit 
mar der Zujammenhang zwiſchen direfter Beltenerung und dem Armen 
ausgeföft, ein Zufammenhang, der ben Armen in den Augen der Steuer- 
träger nur zu leicht als Gemeinſchädling erſcheinen läßt. 

Dem Prinzipe der Gleichheit zu entfpredjen, war das ernfte Beſtreben 
der Gefeggebung und Verwaltung des Landes. Die Gefamtheit der armen 
Kinder im Lande hat ben gleihen Anſpruch auf Landeshilfe, die bisher 
nur einem Bruchteile zu ftatten fam. 
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In diefem Geifte erfolgte die Reform in der Verwendung be jteier- 
mörfiihen Waiſenfonds. In die Armenkinderpflege in Steiermark teilt 
fi da8 Land und die Gemeinden. Die ausſchließliche Fürſorge bes 
Landes griff nur hinfichtlich der in die fteiermärkifche Findelanftalt auf 
enommenen Kinder Platz. Diefe ausſchließliche Fürforge dauert zwei 
Sahıe, Mit der Entlaffung aus der Landesfindefverpflegung nach Er- 
reichung des zweiten Lebensjahres hört bie Fürforge für das Findelkind 
buch das Land nicht auf. Es geht in die vom Lande finanziell 
unterftüßte und vom Landesausfchuß überwachte Armenkinderpflege über, 
bie nad der Schulentlafjung noch nicht al abgejchloffen, jondern Deren 
Ausgeftaltung in der Fürforge für die fchulentlaffene Jugend bei dem jo 
wichtigen Übergang in das erwerbstätige, felbftändige Leben gedacht war. 


Die fteiermärkifche Landesfindelanftalt eine Einrichtung der 
öffentlichen Armenpflege. 


Auf Grund des Gejeges vom 26. Juni 1898, 2. G. u B. B. 
Nr. 58, wurde mit 1. Jänner 1899 eine öffentliche Yindelanftalt des 
Landes Steiermark in Graz errichtet. Die Beichlüfje de fteiermärkifchen 
Landtages, aus Anlaß der Jubelfeier ber fünfzigjährigen Regierung 
Seiner Majeftät Kaiferd Franz Joſef J. betreffend die Mitwirfung des 
Bandes bei ber Armenfinderpflege, enthalten die grundfäi lichen Beftim- 
mungen, welche diefer al3 Einrichtung der öffentlichen Armenpflege ge 
dachten Anjtalt zu Grunde liegen follten und meifen biefer ihren Pla 
in ber Reihe jener Maßnahmen und Einrichtungen au, welche dem Schug- 
bedürfniffe des Kindesalters von der Geburt bis zum Eintritt in das volle 
jelbftändige Erwerbsleben gerecht werben, fowie ber burch körperliche, 
eiftige und fittliche Eigenfchaften bedingten YHilfsbebürftigfeit Abhilje 
Aalen, teil vom Lande allein, teil von den Gemeinden unter Mit- 
wirkung be3 Landes getragen und durchgeführt werben follten. Die Findel- 
anftalt umfaßt eine Innen- und Außenpflege. Die Außenpflege unter 
ftändiger Überwachung follte die Regel bilden. Die Innenpflege war auf 
lebensſchwache und frante Kinder befchränft und ftand mit dem Annen- 
Kinderfpital in Graz unter der Leitung des Primarius diejer Anftalt in 
Verbindung. 





Die Geltendmahung der Rechte der Findelfinder; der Findel- 
anwalt als Rechtsſchutzorgan der Findelanftalt. 


In dieſem Zuſammenhange iſt Artikel XXIV, betreffend die Geltend- 
machung der Rechte der Findelfinder, zu erwähnen. Diefe umfaßt die 
Erhebungen nad) dem Kindesvater und jonftigen alimentationzpflichtigen 
Berfonen, fowie des Perjonalftandes des Kindes, weiter die Übernahme 
und Ausübung der Vormundfhaft durch die Anftalt, welche in diefer 
Richtung noch durch ein befonderes Organ vertreten wird, 

Auf Grund des $ 19 des Statut3 der öffentlichen Findelanſtalt des 
Landes Steiermark in Graz ift eine dem Landedausfhuffe unmittelbar 
unterftelfte, juridifch gebildete Perfönlichteit, ein Nechtöfchugorgan ald 
Findelanwalt, beſtellt, bem e3 obliegt, duch Ausübung der Vormundſchaft 
über die Findeltinder beren Rechte zu wahren, indem er deren Anſprüche auf 
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Xerpilegung, Erziehung und Verjorgung durch Erhebung des Kindesvaters 
und jonftiger alimentationspflichtiger Perjonen und Heranziehung “diejer 
Perſonen zur Alimentationgleiftung geltend macht. 

Die Geltendmahung der Rechte der Findeltinder durch den Findel- 
anmalt bezwedt außer ber Feftftellung der unehelihen Väter und Heran- 
ziehung derſelben zur Erfüllung ihrer gejeglihen Alimentationspflicht noch 
weiter den Charakter der Findelanftalt al einer dem Gebiete ber öffent» 
lichen Armenpffege angehörigen Einrichtung dadurch zu wahren, daß auch 
die Mütter zu einer ihren Kräften angemefjenen Beitragsleiftung heran» 
gezogen werben, 

Sowohl die von dem unehelichen Water, al3 auch die von der Mutter 
zu leiftenden Beiträge beziehen fich keineswegs nur auf die Dauer ber 
Sindelverforgung auf Landeskoſten, fondern haben auch, wenn nad) Be— 
endigung der Findelverforgung das Kind der Verforgung durch die Heimat» 
gemeinde übermiefen wird, bis zur Selbfterhaltungafähigfeit des Kindes, 
bezw. fo fange die Erhaltung des Kindes aus Mitteln der öffentlichen 
Armenpffege beftritten wird, fortzudauern.t) 


Das Kinderſchutzgeſetz. 

Das Geſetz vom 4. September 1896, wirtſam für das Herzogtum 
Steiermarf, betreffend den Schuß ber in entgeltlicher Pflege untergebrachten 
Kinder unter zwei Jahren, 8. ©. u. V. B. Nr. 66, verpflichtet dem 
Landesausſchuß, nah Maßgabe der beitehenden Geſetze auf Beftellung 
einer wirfamen Vormundfcaft, ſowie auf Wahrung der Rechte der Pflege» 
finder hinzuwirken. 

Das Geſetz macht die Übernahme von Kindern in entgeltlihe Pflege 
von einer Befugnis abhängig. Diefe erteilt bei Vorhandenſein der gefeß- 
lichen Vorausfegungen der Ort3armenrat. Diefe Vorausfegungen follen 
die Gewähr bieten für eine möglichft einwandfreie Pflege der Kinder. 
Diefes Geſetz ſah auch einen bejonderen Überwachungsdienſt hinſichtlich 
der Pflege der auf Grund dieſes Geſetzes untergebrachten Kinder vor. 

Zum Schluſſe bringe ich als Beiſpiel der Übermachungstätigkeit ein 
beifpielweifes Verzeihnis der vom Landesarmen- und Findelinſpektor 
erhobenen Mängel in der Pflege von Kindern unter zwei Jahren. 


Die Armentinderpflege der Gemeinden; die Überwadung durch 
den Landesarmen- und Findelinfpektor. 


Bei dem Umſtande, al3 die Zindelfinder der Lahdesfindelanftalt in 
Graz vermöge der fi auf die erften beiden Lebensjahre eritredenden 
Normaldauer der Findelpflege unter die Vorausfegungen des eben er- 
wähnten Sinberfchußgejeges fallen, äußert die Organifation des Über- 
wachungsdienſtes, wie fie durch das Kinderſchutzgeſeß vorgejchen ift, ihre 
Wirffamfeit auch Hinfichtlich der Findellinder. 

Neben derjelben ift jedoch feitend des Landes im Hinblide auf die 
demſelben durch die Einrichtung der Findelanftalt zufalfende unmittelbare 
Verantwortung für bie in Landesverſorgung ftehenden Findelfinber noch eine 
weitere Überwachung durch ein eigens vom Landesausſchuſſe hiezu beftelltes 
beamtete? Organ vorgefehen. Aufgabe dieſes Landesjindelinfpektors ift es, 


y Der Kinderſchutz und die Armenkinderpflege in Steiermark von Dr. Heinrich 
Reicher, Graz, 1900, Seite 122. 
Reicher, Fürforge für die verwaßrlofte Jugend. IL. 2a 
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die Rechte der Findelfinder geltend zu machen und zu wahren. Bei Ein- 
vernehmung der die Gebäranftalt Auffuchenden, betreffs ihrer früheren 
unehelihen Kinder machte diefes Rechtsſchutzorgan die Wahrnehmung, 
daß in der Mehrzahl ber Fälle eine Vormundsbeſtellung iiberhaupt nicht 
Platz gegriffen hatte. In jenen Fällen, wo die Beftellung eines Vormundes 
erfolgt war, war doc in ber überwiegenden Mehrzahl der Fälle eine 
Klageführung nicht erfolgt, und dort, wo die Klage doc eingebracht worden 
war, fehlte die Einleitung und Vetreibung der Bmangsvollftredung, jo daß, 
von ganz vereinzelten Fällen abgejehen, ein Erfolg bes vormunbfchait- 
lichen Kinderſchuhes nie fonftatiert werden konnte. 

Die Klage der Mutter ging meift dahin: „Der Vormund wolle nichts 
tun, er fei nicht zu beivegen, zu Gericht zu gehen“. 

Das Rechtsſchutzorgan der Findelanftalt erblidt die Urſachen biejer 
Mängel hauptjählih darin, daß dem Vormunde Pflichten aufgebürbet 
werben, denen er nicht gewachſen ift ober die ihm zu bejchwerlich fallen, 
toogegeh dem Vormundicaftögerichte auch jebe Jnitiative zur Klage 
führung gegen den Kindesvater mangelt und alfe nötigen Schritte zur 
Klage und Erefutionsführung dem meift ganz Hilflofen Vormund über- 
laffen werden. . 


Ar. 7. 
Mitteilungen von E. £. Bezirkögerichten über die Zuftände auf 
dem Gebiete der Vormundſchaftsverwaltung. 
(Erhebungen 1890, „Schutz und Hilfe für arme Kinder in Oſterreich“.) 


Was die tatfählichen Zuftände auf dem Gebiete der Vormundſchaft 
betrifft, fo erfolgte die Vormundsbeſtellung zuweilen gar nicht, der Regel 
nach namentlich bei unehelichen Kindern aber verjpätet. “ 

Id) laſſe hier einzelne Mitteilungen von Bezirkögerichten folgen: 

Bezirksgericht Hainburg: 

Bei Vorhandenfein geſetzlicher Worausfegung erfolgt die Vormund- 
ſchaftsbeſtellung, fobald das Gericht in Kenntnis fommt, fofort von Amts 
wegen und unterbleibt bei unehelichen Kindern nur in jenen Fällen, wo 
das Gericht nicht zur Kenntnis gelangt, mas ziemlich häufig der Fall ift. 

Bezirksgericht Hietzing: 

Bei unehelihen Kindern, welche fi hier in Privatpflege befinden, 
mangelt eine Anzeigeverpffihtung und können derartige Kinder oft durch 
Jahre ohne Vormund bleiben, bis irgend ein zwingender Anlaß (Erbanfall, 
Ehebewilligung) die Parteien nötigt, die Vormundſchaftsbeſtellung zu ber⸗ 
anlafjen. 

Bezirkögericht Steden: 

Die Vormundſchaftsbeſtellung erfolgt ftet3, ſobald das Gericht über 
ba3 Vorhandenfein der geſetzlichen Worausfegungen in Kenntnis gejegt 
wird; e3 fommen aber Fälle vor, daß uneheliche Geburten oder Todes- 
fälle unbemittelter Perfonen, nach welchen minderjährige Kinder hinter- 
blieben find, dem Gerichte erft nach vielen Jahren angezeigt werden, als die 
Minderjährigen zur Erwirkung des Chelonfenfes oder zur Großiährig- 
feit3erflärung einen Vormund brauchen. 





ve 
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Nach dem Berichte des 

Bezirksgerichtes Feldkirchen: 
erfolgt die Vormundſchaftsbeſtellung oft erft bei Eintritt der Schulpflicht 
ober dann, wenn das Gericht aus irgend einem andern Grund zur Kenntnis 
des Pupillarfalles gelangt. 


Bezirksgericht Tüffer: 

Bei unehelichen Kindern erfolgt die Beltellung (des Vormunds) 
meiftens über Anzeige der Mutter des indes zum Behufe der Bater- 
ſchaftsllage. Bei dieſem Anlafje ſei tonftatiert, daß die Gemeinden, refpeftive 
Matrifenführer die ihnen nad $ 189 a. b. G. B. obliegende Verpflich- 
tung der Anzeige von Fällen der Vormundfcaftsbeftellung unaufgefordert 
nur felten ausüben. 

Bezirksgericht Rofitnig: 

In der Regel gelangt das Gericht bei unbemittelten Mündeln nicht 
zur Kenntnis, wer eigentlich für die geeignete Pflege des Kindes forgt. 

Nachdem eine Vermögensverialfung bei ſolchen Pflegebefohlenen 
nicht Platz greift, fo findet auch ein fehr feltener Verkehr des Vormundes 
mit dem Vormundfhaftsgerichte ftatt, ja man kann jagen, daß in den 
meiften Fällen der Vormund, ſobald die Bormundabeftellung beendet ift, 
das Gericht in irgendeiner Weije fonfultiert oder um Hilfe angeht. Ge— 
wiſſenhafte Qormünder werben felbftredend jederzeit für die ordentliche 
Erziehung ihrer Pflegebefohlenen forgen. Daß e3 auch gemwifjenlofe Vor» 
münder geben mag, welche die Pflege und Erziehung ihrer Mündel gänzlich 
vernadhläffigen, ift nicht zu bezweifeln; allein, infolange dem Gerichte 
diesfalis feine Anzeige erftattet wird, fommt e3 nicht in die Lage, irgend» 
wie eine Einflußnahme auf die Erziehung uſw. bes Mündels auszuüben. 

Bezirksgericht Mähr.-Neuftadt: 

Die Gerichte fommen jehr felten in die Lage, etwas über die Pflege 
und Erziehung armer Mündel zu erfahren und gemäß 88 211, 216 
a. 5b. ©. 2. einzufchreiten. 

Die Gerichte find infolge ihrer bureaufratifchen Einrihtung und 
andermweitiger Gefchäfte einerfeits, ber Größe der Bezirfe und Entfernung 
ber Gemeinden andrerfeit3 nicht geeignet, die erforderliche Tätigfeit in 
Diefer Angelegenheit zu entiwideln, welche überhaupt gar nicht .in das 
Gebiet de3 Richters, ſondern in das der Verwaltung gehört. 

Das Landesgerihtspräfidium von Laibach: 

Doch kann nicht unerwähnt bleiben, daß die Gerichte mit ihren vielen 
fonftigen Gejhäften dem Pflegichaftsweien nicht jene Aufmerkſamkeit zu- 
menden lönnen, welche im Intereſſe der Kinder wünſchenswert wäre. 

Eie find au in ihrer diesfälligen Tätigkeit durch die beftehenden 
Geſetze zu jehr beſchränkt. Diesfalls dürfte fi das Inſtitut der Familien— 
räte beitens empfehlen. 

Doch finden ſich auch in Öfterreich Anfäge, trotz des engen Gpiel- 
xaumes, welches das geltende Necht dem Vormundſchaftsgericht gemährt, 
Durch Wusnügung ber den Gerichten im außerftreitiger Gerichtsbarkeit 
zur Verfügung ftehenden Mittel, die Erziehung und Pflege der Kinder 
in intenfiver Weife zu überwachen und die Pflegebefohlenen vor Ber- 
wahrloſung zu fügen. 
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Ein Hindernis für die Einflußnahme der Gerichte beſteht rückſichtlich 
armer Kinder darin, daß dem Gerichte gegenüber der armenrechtiich ver- 
pjlichteten Gemeinde ein gejepliches Leitungs- und Uberwachungsrecht der 
Armentindererziehung nicht zufteht. 

Bezirksgericht Judenburg: 

Es ſoll deshalb eine geſetzliche Beſtimmung eriftieren, welche dem 
Vormundfchaftsgerichte den beredhtigten Einfluß gemäß $ 216 a. b. G. 2. 
die Erziehung und Obforge für die Minderjährigen zu überwachen auch 
gegenüber den Gemeinden wahrt. — 

Wie fehr bereits im Jahre 1890 das Bedürfnis nad) einer Ber- 
bindung der Vormundſchafts⸗ und der Armenverwaltung empfunden wurde 
und nad) Formen der Verwirklihung eines Zuſammenwirkens ſuchte und 
aud) fand, geht aus der vom Grafen Chorinsfy in feiner Doppeleigenjchait 
als Landesgericht3präfident und Landeshauptmann in Salzburg gejcaf- 
fenen Organifation hervor. Von diefer wird in dem Kapitel „Die Ein- 
leitung der Schug- und Fürforgemaßnahmen” in dem ſyſtematiſchen Teil 
diefer Arbeit die Rede fein. Diefe Organifation wirkte vorbildlich für 
die fpäteren Beftrebungen. 

Bier ift noch einer Einrichtung Erwähnung zu tun, welche das 
t. f. Bezirksgericht Montafon in Vorarlberg bereitd im Jahre 1890 ins 
Leben gerufen hatte. 

Bezirksgericht Montafon: 

Beinahe alljährlich werden von der gefertigten Stelle bezüglich ver— 
mögensloſer Kinder von der rejp. Gemeinde Berichte abverlangt, und zwar: 

a) Über die Erziehung und Beſchäftigung des Mündels, 

b) ob dem Mündel mittlerweile Vermögen angefallen und worin da3- 
ſelbe beftche, 

e) über allfällige Veränderung in der betreffenden Pflegſchaft, 

d) über den jeweiligen Aufenthalt des Mündels. 

Allgemein ift aus den Berichten die Klage zu entnehmen, daß die 
Piarrämter die ihnen gefeglich obliegenden Geburtsanzeigen zur Zeit 
der damaligen Erhebung entweder gar nicht oder läſſig, oft in halb» 
oder vierteljährlichen Intervallen dem Gerichte erftatten. 

Das Bezirksgericht Feldbach macht auch den Gemeinden benjelben 
Vorwurf. So fommt e3, daß die vom Bezirkögerichte Wildau erwähnten 
Fälfe auch anderswo nicht felten fein dürften. 

Bezirksgericht Wiſchau berichtet: 

Doc) find auch ſchon Fälle vorgetommen, daß minderjährige Mädchen, 
wenn fie heiraten wollen, um ihre Großjährigteitserflärung anfuchen, 
und daß bei einem folchen Anlaffe hervorfommt, daß für dieſelben bisher 
noch fein Vormund beftellt wurde, die Geburt jenes zumeift unehelichen 
Kindes von feiner hiezu verpflichteten Seite angezeigt worden iſt. — 

Daß ſich die Gerichte jedoch in diefer Hinficht nicht immer pajfiv 
erhielten und warteten, bis ihnen von außen, von Privatleuten oder 
anderen Behörden der Vormundſchaftsfall, namentlich die Geburt eines 
unehelichen Kindes befannt gemacht wurde, fondern vielmehr jelbfttätig 
ſich Kenntnis von diefen Fällen zu verſchaffen fuchten, zeigt ein erfolg- 


- zeicher Schritt, den in dieſer Richtung daB BVezirkögericht Oberwölz in 


Steiermark getan hat. Diejes Bezirksgericht berichtet: 
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Hiergerichts ift die Anordnung getroffen, daß alle unehelichen Geburten 
binnen act Tagen dur die fommiffionierenden Amtsdiener aus ben 
Geburtämatrifen der im bieögerichtlichen Sprengel befindlichen vier 
Pfarren erhoben und mittels Relationen (deren Formular ich unten jolgen 
laſſe) zur gerichtlichen Kenntnis gebracht werben. In Erledigung dieſer 
Relation wird von der bezüglihen Gemeinde die Namhaftmahung einer 
zur Übernahme der Vormundichaft geeigneten Perfon requiriert, und fohin 
der Genannte als Vormund beftelit, jo daß behauptet werben Tann, es 
fei für jedes im hiergerichtlichen Sprengel geborene unehelihe Kind 
binnen Monatzfrift ein Vormund beftellt. 


Wird zur Kenntnis ger 
nommen, ift ins Waiſenbuch 
einzutragen, ein Pupillarakt 
zu eröffnen und ergeht ff. , 
K. R. Kezirksgericht 


Oberwoͤlz. 
Der kat. Gerichtsdiener 


An die löbl. Gemeinde- telationiert über nachftehende 


vorftehung Geburt: 
1. Bor- und Buname beö 
Kindes vorne 
Es wird erjſucht für I 
Fa 2. Geburtstag . 
uneheliches Kind ber . . . 3. Bor- und Buname ber 
Denen. Mutter ren 
einen tauglihen Bormund in 4. Beihäftigung ber Iepte- 
Vorſchlag zu bringen. ren.... . . . 3 
Oberwstz, am... 19... "5, Wehnort ber lehieren 


6. Buftändigfeitsort und 
Gemeinde berjelben? . 


Oberwölz, am... . 19.. 


Bir begegnen dem Amtsdiener des Vezirkögerichtes auf dem Gebiete 
des Kinderfhuges und der Jugendfürforge nod) einmal im der jüngften 
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Gegenwart, und zwar in Tirol, al3 werktätiges Glied in der Organijation 
des Kinderfchuges. 

Der nacjftehende Bericht eines Bezirksgerichtes in Tirol hat 
übrigens vor 15 Jahren auf die Nottvendigfeit einer Organifation zum 
Zwede des Kinderſchutzes hingewieſen. 

Der Jugendfürſorgeverein in Tirol hat dieſe Aufgabe inzwiſchen 
elöſt. Ich laſſe übrigens hier folgen, was in dieſer Beziehung das 
Gepietsgericht T... aus feinem UAmtsiprengel berichtete: 

Der Beiftand der Behörde zum Schutze der Kinder gegen Vernach- 
läffigung und Mißhandlung wird leider felten angerufen, da Hausgenoffen 
und Nachbarn gewöhnlich bie Gehäffigfeit und Zeinbfehaft ber pflicht- 
vergeffenen Pfleger, ſowie die Zeitverfäumnis bei Erfüllung der Zeugen- 
ſchaftspflicht ſcheuen und barum die Anzeige unterlaffen. 

Unabhängige, für einen größeren Bezirk beftelte, von ber E. f. Gen- 
darmerie unterftügte Kinderſchußorgane würden ſich fehr empfehlen. 


Ar. 8. 


Kundmachung des ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſes vom 
7. Juni 1897, 3. 11.497, betreffend die Fürſorge für ver— 
waßrlofte Jugend. 


Infolge Erlaffes de3 f. f. Minifteriums des Junern vom 16. März 
1897, 3. 420/M. J. hat die f. f. fteiermärkifche Statthalterei folgende 
Mitteilung dem ſteiermärliſchen Landesausihuffe zufommen lafjen: 

„Eine wichtige Handhabe, um der häufig öffentlich in Schrift und Wort 
beflagten Verwahrloſung der heranwachſenden minderjährigen Jugend mit 
Erfolg entgegenzutreten, bieten einerjeit3 die Beftimmungen der 88 177, 
205 und 254 a. b. ©. ®., anbdrerfeit3 jene des 8 16 des Gefeges vom 
24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 90. 

Um in Hintunft eine dem Zwecke entjprechendere Handhabung biejer 
Vorſchriften zu erzielen, hat ſich das Juftizminiftertum beftimmt gefunden, 
die Gerichte mit Verordnung vom 10. November 1893, 3. 19.462, daran 
zu erinnern, baß ſich ihre Fürforge nicht bloß auf das vermögensrechtliche 
Gebiet, fondern insbeſondere au auf bie perfönlichen Verhältniffe der 
Minderjährigen zu erftreden habe. 

Es kann jeboch nicht überfehen werden, daß die gerichtlichen Pfleg- 
ſchaftsbehörden erjt dann ihrer Aufgabe auf biejem Gebiete in vollem 
Maße werden nachkommen können, wenn fie von abhilfebebürftigen Mih- 
ftänden rechtzeitig Kenntnis erhalten. 

Jedenfalls kann aber dieſes Ziel ſchon dadurch twefenstich gefördert 
werben, daß die Gemeinden, weichen die Handhabung der Lofalpolizei 
im eigenen Wirkungskreiſe obliegt, den Standpunkt des öffentlichen Inter- 
eſſes auf diefem Gebiete mit Ernft und Nahdrud wahrnehmen und Fälle 
tatfädjliher oder au nur drohender Verwahrlofung Minderjähriger ftet3 
rechtzeitig zur Kenntnis der kompetenten Gerichte bringen. 

Im Hinblide Hierauf findet der Landesausihup den Gemeinde 
ämtern, bezw. Ort3armenräten, die ihnen bereit8 durch das Geſetz vom 
27. Augufi 1896, 8. ©. B. Nr. 63, wirtfam für das Herzogtum 


— 37 — 


Steiermark, betreffend die öffentliche Armenpflege, ſowie durch bie hiezu 
erlaffene Kundmachung des fteiermärkifchen Landesausſchuſſes vom 25. Of» 
tober 1896, 2. ©. B. Nr. 65, auferlegte Fürforge für verwahrloſte 
Kinder in Erinnerung zu bringen. 

Vom Standpunkte der Gemeinde läßt ſich die Wichtigfeit und Be— 
deutung einer rechtzeitigen Fürſorge für die Beſſerung und Rettung ber 
fittlih verwahrloften Jugend nicht beftreiten. 

Ein Kind, deffen fittlicher Verwahrlofung und weiterem Verfall in 
fittliche Verlommenheit nicht beizeiten vorgebeugt wird, gerät immer 
mehr mit dem Strafgefege in Widerſpruch, kommt zu wiederholten Malen. 
auf ben Schub, unter Polizeiaufficht, in die Zwangsarbeitsanſtalt und auf 
die Verbrederlaufbahn. 

Den Übeltäter, den alle anderen Gemeinden ausweiſen, muß die 
Heimatsgemeinde aufnehmen und feinen Aufenthalt ungeftört dulden. 

Das verwahrlofte Kind wird in feiner weiteren Entwidiung zum 
Zagabunden und Verbrecher, zum Schreden und zur Geißel der ganzen 
Gemeinde. 

Umgekehrt hätte die rechtzeitige Fürforge für eine entjprechende 
Pflege und Erziehung das verwahrlofte Kind vor dem fittlichen Berfalle 
gereie, der Verbrecherlaufbahn wirtiam Einhalt getan und die Gemeinde 
don einer ſchweren Laſt befreit. 

Die rechtzeitige Fürforge für bie fittlihe Rettung und Beſſerung der 
verwahrloften Jugend ift ſomit für die Gemeinde von größter Bedeutung. 

Das Armengefeg vom 27. Auguft 1896, L. G. B. Nr. 63, Hat 
aber auch bereit3 die Organe für bie Fürforge” in Fällen wahrnehmbarer 
BVerwahrlofung von Kindern geihaffen. 

Der Ort3armenauffeher wird in dem ihm zugemwiefenen, räumlich) 
engbegrenzten Gebiete der Gemeinde Gelegenheit erhalten, Fälle der Ver- 
wahrlofung wahrzunehmen. 

Das Armengeſetz fieht die Mitgliedfhaft von Frauen mit bejonderer 
Rückſicht auf die Überwahung der Urmenkinderpflege vor, und werden 
diefe in Ausübung ihrer Obliegenheiten ebenfo wie die dem Ort3armen- 
rate angehörigen Seelforger und Lehrer berufen fein, durch rechtzeitige 
Mitteilungen den Ortsarmenrat in die Lage zu verfegen, Die Fürforge 
für vermahrlofte Kinder beizeiten Plag greifen zu laſſen und die ent- 
Iprechenden Anträge zu ftelfen. 

In dieſer Beziehung hat im Sinne des $ 65 des Armengeſetzes als 
Regel zu gelten, daß ſchon in den Anfängen der Verwahrloſung, und zwar 
zu einer Zeit, wo noch auf Beſſerung zu Hoffen ift, die entjprechende 
gffege Fl Erziehung verwahrlofter Kinder in die richtigen Wege zu 
eiten ift. 

Hiebei hat als Erfahrungsfag zu gelten, daß je früher die ent» 
fprechende Pflege und Erziehung von Kindern, welche Spuren der Ver— 
wahrioſung zeigen, Platz greift, befto ſicherer die Ausſicht auf Erfolg, auf 
Erreichung des Beſſerungszweckes ift; daß umgelehrt bei zunehmender 
Berwahrlofung diefe Ausſicht auf Erfolg immer geringer wird. 

Aus diefem Gefichtspuntte Hat das Geſetz vom 27. Auguft 1896, 
2. ©. B. Nr. 63, wirkſam für das Herzogtum Steiermark, betreffend 
bie öffentliche Armenpflege, das Einfchreiten be3 Ort3armenrates auch 
bereits zu einem Zeitpunkte vorgejehen, mo fittliche Verwahrloſung aller» 
dings nod) nicht, wohl aber fittliche Gefährdung des Kindes vorliegt. 
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Nach 8 45 des bezogenen Geſetzes kann Eltern, welche ſich um bie 
öffentliche Armenunterftügung bewerben, falls die Erziehung ihrer Kinder 
infolge erhobener Bernagläfigung gefährdet erjcheint, die angefprochene 
Unterftügung feitens ber Organe der öffentlichen Armenpflege aud in ber 
Forn gewährt werben, daß bie Kinder mit ihrer Zuftimmung ihnen ab» 
genommen und anderweitig untergebracht werben. 

Sollte die Zuftimmung der Eltern in dieſem Falle oder zur Unter 
bringung ber bereit3 verwahrloften Kinder in einer Anftalt nicht erzieit 
werben fönnen, bezw. das bereit3 untergebrachte Rind vor der Zeit, d. h. 
dor erreichter Beſſerung aus der Anftalt genommen und in die alten 
Verhältnifje zurüdgebradjt werden wollen, jo wäre im Sinne der 88 177 
und 178 wegen Aberfennung der väterlichen Gewalt, bezw. bei unehelichen 
Kindern und Waifen im Sinne des 8 254 a. b. ©. B. wegen amtlicher 
Entlaffung des Vormundes das Einſchreiten bei Gericht zu pflegen und 
fohin im Einvernehmen mit dem Gerichte die entjprechenden Maßnahmen 
behufs Erziehung bes Kindes vorzufehren. 

Hinfihtlid der Art und Weife, in welcher die vorangeführten Or— 
jane der öffentlichen Armenpflege der vom Standpunkte des allgemeinen 
Stereffes jo wichtigen Fürforge für verwahrlofte Kinder gerecht werden 
fönnen, wird folgendes bemerkt: 

Zunächſt erſcheint von Wichtigkeit, daß bie Organe der Armenpflege 
mit den f. f. Gerichten das ftete Einvernehmen pflegen, fo oft fie in die 
Lage kommen, Fälle einer Vermahrlofung von Kindern wahrzunehmen. 

Dies hat dor allem ben Zwech, den f. k. Gerichten die nötige 
Kenntnis zu bermitteln, damit in Richtung einer Abgabe in eine Beſſe— 
rungsanſtalt im Sinne ber Gejege vom 24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 89 
und 90, vorgegangen werben fönne. 

Aber auch abgejehen von den Beilerungsanftalten im Sinne vor- 
bezogener Gefege, bietet fich ben Drganen ber Armenpflege auch ander- 
weitig Gelegenheit zu einer Fürſorge für vermwahrfofte Kinder in bem 
Beſtande von Anftalten, welche vermöge ihrer Einrichtung und Anlage zur 
Erziehung gerade ber verwahrloften Kinder als beſonders geeignet erfcheinen. 

In derartige Anftalten können nun Kinder, deren Erziehung ver- 
wahrloſt ober gefährdet if, abgegeben werben. 

Was nun bie Koften der Unterbringung anbelangt, jo gilt vor 
allem als Regel, daß die Eltern, bezw. fonftige zivilrechtlich verpflichtete 
Perſonen bie Koften der Pflege und Erziehung zu beftreiten haben. In 
Ermanglung folher Zahlungapflichtiger foll zunächſt die Hilfe ber’ Privar- 
mohltätigleit angerufen werben. Wo aber die eigenen Mittel des Kindes 
bezw. dritter Verpflichteter oder der Privatmohltätigkeit zur Beſtreitung 
der Anſtaltspflege nicht hinreichen und der diesfällige Aufwand im Sinne 
vorbeugender Armenpflege aus den Mitteln der öffentlichen Armenpflege 
beftritten werden muß, ift im Auge zu behalten, daß nach 8 89 bes 
Armengefeges ber bedingte Aufgabenkreis des Landesarmenjonde auch 
die teilmweife oder gänzlihe Übernahme ber Koften für Unterbringung 
verwahrfofter Kinder in bejonderen Anftalten umfaßt. 

Zur Rihtfhnur für jene Gemeinden, welche die Unterbringung ver- 
wahrlofter Kinder in bejonderen Anftalten unter Inanſpruchnahme einer 
teifweifen ober gänzlihen Übernahme der Kojten auf den Lanbesfonds 
planen, wird bemerkt, daß ber Landesausfhuß grundjäglid an einer 
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finanziellen Mitwirfung der Heimatögemeinde an der Koftenaufbringung 
fefthalten wird. 

Dieſe Mitwirkung wird jedoch keineswegs in einem jolhen Umfange 
gewärtigt, bezw. gefordert werden, daß hieraus den Gemeinden aus dem 

itel der Anftaltöverforgung eine Mehrbelaftung über das Maß der Koften 
der ortZüblichen Pflege armer Kinder in der Gemeinde erwachſen. In 
dem Ausmaße ber letzteren muß jedoch an einer Beteiligung der Ge- 
meinden an ber Koftenaufbringung feftgehalten werben, weil der Natur 
der Sache nad) erfahrungsgemäß das finanzielle Interejfe ber Gemeinden 
eine verläßliche Gewähr dafür bietet, daß die Anſtaltspflege unter finan- 
zielfer Mitwirkung des Landes tatſächlich auf Fälle der Verwahrlofung 
don für die öffentliche Armenpflege in Betracht fommenden Kindern ein» 
geſchränkt bleibt. 

Im Hinblide auf die erörterte Wichtigkeit einer entiprechenden Für» 
forge für verwahrlofte Kinder, fowie auf die Möglichkeit, unter Inan— 
fpruchnahme einer Mitwirkung des Landes verwahrlofte Kinder bei mög- 
lichfter Schonung der finanziellen Kräfte der Gemeinden in Anftalten nach 
Maßgabe des verfügbaren Raumes unterzubringen, gemärtigt der Landes» 
ausjhuß, daß feitend der Organe der öffentlihen Armenpflege der Für- 
forge für vermahrlofte Kinder befondere3 Augenmerk zugemwendet werde. 


Ur. 9. 
Die Kinderfhugorganifationen in Steiermark. 


Die grundjäglihen Veftimmungen des fteiermärkiihen Armengeſetzes, 
fo weit fie ſich auf die Pflege und Erziehung armer Kinder beziehen, iſt 
in ber Beiprehung ber armenrechtlichen Grundlagen der Fürſorge für die 
verwahrlofte Jugend berührt worden. Diefe Darftellung berührt die be- 
fonderen Berhältniffe der Kinderfchugorganifation. Mit diejer follte ber 
Zerfuc gemacht werden, auf dem Boden der Landesautonomie ein Wert 
zu jchaffen, das ben verſchiedenen Bedürfniſſen auf dem Gebiete des 
Kinderfchuges und der Jugendfürforge Rechnung tragen follte. Zu dieſem 
Zwecke follte der Landesarmenfonds, der ſich vom Landesfonds weſentlich 
Durch Die Art der Abgangsbebedung unterfcheibet, ins Leben gerufen werden. 
Nicht die Landesumlage auf die direkte Steuer follte den Abgang beden, 
fondern die außerhalb der direkten Beſteuerung gelegenen Einnahms— 
quellen jollten die Mittel diefer Landesfürforge liefern und das Maß 
und den Umfang derjelben beftimmen. Dahin gehörten die Abgaben ber 
Spartaffen von ihren Gebarungsüberſchüſſen für den Landesarmenfonds, 
Jagdrechtsabgaben, drei Prozent vom Erlöſe freimilliger Verfteigerungen. 
Eine Verlaſſenſchaftsabgabe, Luftbarfeitzfteuern, eine Branntmeinabgabe 
waren beantragt worden, jcheiterten aus verjchiedenen Urfachen, auf die 
ich in dem folgenden Anhange noch bejonders zurüdfommen werde. Damit 
war der Zujammenhang zwiſchen direkter Beſteuerung und dem Armen 
ausgelöft, ein Zujammenhang, ber den Armen in den Augen der Steuer» 
träger nur zu leicht als Gemeinfhäbling erfcheinen läßt. 

Dem Prinzipe der Gleichheit zu entiprechen, war das ernfte Beſtreben 
der Gefepgebung und Verwaltung des Landes. Die Gefamtheit der armen 
Kinder im Lande hat den gleichen Anſpruch auf Landeshilfe, die bisher 
nur einem Bruchteile zu ftatten fam. 
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In diefem Geifte erfolgte die Reform in ber Verwendung bes jteier- 
maärkiſchen Waifenfonds. In die UArmentinderpflege in Steiermark teilt 
ſich das Land und die Gemeinden. Die ausſchließliche Fürſorge des 
Landes griff nur hinſichtlich ber in die fteiermärkifhe Findelanftalt auf 

jenommenen Kinder Plag. Diefe ausſchließliche Fürforge dauert zwei 
Sapıe, Mit der Entlafjung aus der Lanbdesfindelverpflegung nad Er- 
reihung des zweiten Lebensjahres hört die Fürſorge für das Findelkind 
duch das Land nicht auf. Es geht in die vom Lande finanziell 
unterftüßte und vom Landesausfhuß überwachte Armenkinderpflege über, 
die nad) der Schulentlafjung noch nicht als abgejchloffen, jondern deren 
Ausgeftaltung in der Fürforge für die fehulentlaffene Jugend bei dem jo 
wichtigen Übergang in das erwerbstätige, felbftändige Leben gedacht war. 


Die fteiermärkifche Landesfindelanftalt eine Einrichtung der 
öffentlichen Armenpflege. 


Auf Grund des Gejeges vom 26. Juni 1898, 2. G. u. B. 8. 
Nr. 58, wurde mit 1. Janner 1899 eine öffentliche Findelanftalt des 
Landes Steiermark in Graz errichtet. Die Beſchlüſſe des fteiermärkifchen 
Landtages, aus Anlaß der Jubelfeier der fünfzigjährigen Regierung 
Seiner Majeftät Kaiſers Franz Joſef J. betreffend die Mitwirfung des 
Landes bei ber Armentinberpflege, enthalten bie grunbfäglichen Beltim- 
mungen, welche diejer al3 Einrichtung ber Öffentlichen Armenpjlege ge 
dachten Anſtait zu Grunde liegen follten und weifen biefer ihren Plat 
in ber Reihe jener Maßnahmen und Einrichtungen an, welche dem Schutz⸗ 
bebürfniffe des Kindesalters von der Geburt bis zum Eintritt in das volle 
jelbftändige Erwerbsleben gerecht werden, ſowie der durch körperliche, 
eiftige und ſittliche Eigenfchaften bedingten Yilfsbebürftigfeit Abhilfe 
Pan, teils vom Lande allein, teil3 von den Gemeinden unter Mit- 
wirkung bes Landes getragen und durchgeführt werben follten. Die Findel- 
anftalt umfaßt eine Innen- und Außenpflege. Die Außenpflege unter 
ftändiger Überwadhung follte die Regel bilben. Die Innenpflege war auf 
lebensſchwache und frante Kinder beichräntt und ftand mit dem Annen- 
Kinderfpital in Graz unter ber Leitung des Primarius diejer Anjtalt in 
Verbindung. 


Die Geltendmahung der Rechte der Findelfinder; der Findel- 
anwalt als Rehtsfhugorgan der Findelanftalt. 


In diefem Zufammenhange ift Artikel XXIV, betreffend die Geltend- 
madung der Rechte der Yindelkinder, zu erwähnen. Diefe umfaßt die 
Erhebungen nad) dem Kindesvater und jonftigen alimentationspflichtigen 
PVerfonen, ſowie des Perjonalitandes des Kindes, weiter die Übernahme 
und Ausübung der Vormundſchaft durch die Anftalt, welde in dieſer 
Richtung noch durch ein befonderes Organ vertreten wird. 

Auf Grund des $ 19 des Statut der öffentlichen Findelanſtalt des 
Landes Gteiermarf in Graz ift eine dem Landesausſchuſſe unmittelbar 
unterſtellte, juribifch gebildete Perfönlichkeit, ein Aechtsjchugorgen als 
Findelanwalt, beftellt, dem e3 obliegt, duch Ausübung der Bormundicaft 
über bie Findellinder deren Rechte zu wahren, indem er deren Anſprüche auf 
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Verpflegung, Erziehung und Verjorgung duch Erhebung des Kindpövaterd 
und jonftiger alimentationzpflictiger Perjonen und Heranziehung biejer 
Perſonen zur Alimentationzleiftung geltend macht. 

Die Geltendmahung der Rechte der Findeltinder durch den Findels 
anmalt bezwedt außer ber Feſtſtellung ber unehelihen Väter und Heran- 
ziehung derſelben zur Erfüllung ihrer geſetzlichen Alimientationzpflicht noch 
weiters den Charakter der Findelanftalt ald einer dem Gebiete ber öffent 
lichen Armenpflege angehörigen Einrichtung dadurch zu wahren, daß auch 
die Mütter zu einer ihren Kräften angemefjenen Beitraggleiftung heran» 
gezogen werben. 

Somohl die von dem umehelichen Water, al3 auch die von der Mutter 
zu leiftenden Beiträge beziehen fich keineswegs nur auf die Dauer ber 
Findelverforgung auf Landestoften, fondern haben auch, wenn nad Ber 
enbigung ber Findelverforgung das Kind der Verforgung durch die Heimat» 
gemeinde überwiefen wird, bis zur Selbfterhaltungsfähigfeit bes Kindes, 
bezw. fo lange die Erhaltung de3 Kindes aus Mitteln ber öffentlichen 
Armenpflege beftritten wird, fortzudauern.t) 


Das Kinderſchutzgeſetz. 

Das Geſetz vom 4. September 1896, wirkſam für das Herzogtum 
Steiermarf, betreffend den Schuß der in entgeltlicher Pflege untergebrachten 
Kinder unter zwei Jahren, &. ©. u. V. B. Nr. 66, verpflichtet den 
Landesausſchuß, nah Mafgabe der beftehenden Gejege auf Beſtellung 
einer wirffamen Vormundſchaft, ſowie auf Wahrung der Rechte der Pilege- 
finder hinzuwirken. 

Das Gefeg macht die Übernahme von Kindern in entgeltfihe Pflege 
von einer Befugnis abhängig. Dieſe erteilt bei Borhandentein ber geſeß⸗ 
lihen Rorausfegungen ber Betsarmenzat, Diefe Vorausfegungen jollen 
die Gewähr bieten für eine möglichjt einwandfreie Pflege der Kinder. 
Diefes Geſetz ſah auch einen bejonderen Überwahungsdienft hinfichtlich 
der Pflege der auf Grund dieſes Geſetzes untergebrachten Kinder vor. 

Zum Schluffe bringe ich als Beilpiel der Überwachungstätigkeit ein 
beifpielweifes Verzeichnis der vom Landesarmen- und Findelinſpeltor 
erhobenen Mängel in der Pflege von Kindern unter zwei Jahren. 


Die Urmentinderpflege der Gemeinden; die Überwahung durch 
den Landesarmen- und Findelinfpeftor. 


Bei dem Umftande, als die Zindeltinder der Lahdesfindelanftalt in 
Graz vermöge der ſich auf die erften beiden Lebensjahre erftredenden 
Normaldauer der Findelpflege unter bie Vorausfegungen des eben er⸗ 
wähnten Kinderſchutzgeſetzes fallen, äußert die Organiſation des Über- 
wachungsdienſtes, wie fie durch das Kinderſchutzgeſeß vorgeſehen iſt, ihre 
BWirffamteit auch hinfihtlic der Findeltinder 

Neben berfelben ift jedoch feitens des Landes im Hinblide auf die 
demſelben durch bie Einrichtung der Finbelanftalt zufalfende unmittelbare 
Verantwortung für die in Landesverjorgung ftehenden Findelkinder noch eine 
meitere Überwachung durch ein eigens vom Landesausſchuſſe hiezu beſtelltes 
beamtete® Organ vorgejehen. Aufgabe diefes Landesfindelinfpektors ift es, 


4) Der Kinderſchutz und bie Armenkinderpflege in Steiermart von Dr. Heinrich 
Reicher, Graz, 1900, Seite 122. 
Reicher, Fürforge für die verwahtloſte Jugend. I. 21 


durch Beſuch der in Außenpflege untergebrachten Findelkinder ſich bon 
ber entfprechenden Pflege die Überzeugung zu verichaffen, den Pilege- 
parteien belehrend an die Hand zu gehen und im alle einer unzuläng- 
lichen Pflege diefe dem Landesausſchuſſe behufs weiterer Verfügung zur 
Anzeige zu bringen, 

lußerdem jolfte fich der fteiermärkifhe Landesausihuß bes Findel- 
inſpeltors bedienen, wenn er in Handhabung des Auffichtsrechtes über 
Beſchwerden wegen Vernachläffigung der Pflege von Pflegekindern in den 
Gemeinden, welche auf Grund des Kinderjchug- oder Armengeſetzes unter- 
gebracht waren, mit der Entjendung eines Aufſichtsorganes behufs Er- 
hebung des Tatbeftandes vorzugehen ſich veranlaßt fah. 

Diefe Seite der Tätigkeit des Findelinſpektors und die hiebei ge 
pflogenen Erhebungen machten den Yindelinjpeftor zu einem wichtigen 
Organe de3 Kinderſchutzes im alfgemeinen und ftelfte die Verbindung biejer 
Drganifation mit der Fürforge für Die vermahrlofte Jugend im ber 
fonderen her. Damit wurde zum erften Male der amtliche Einblid in eine 
ganz neue Welt von Tatjahen eröffnet, welche in Steiermark bereits ihre 
gefegliche Regelung gefunden haben und in den anbern Ländern noch 
wird finden müffen. Einige draſtiſche Fälle aus der Praris des Findel- 
infpeltors bringe ich zum Schlufje (j. Anhang Nr. 10). 


Die Bezirfsbeiräte. 


Diefe Tätigkeit des einen beamteten Organes zur Handhabung ber 
Auffiht in der Armentfinderpflege der Gemeinde würde jedoch dem 
Landesausſchuſſe faum genügt haben, wenn er nicht die laufende Über 
wachung ben Bezirksbeiräten übertragen hätte. Im Artikel XRXII der 
aus Anlaß der Jubelfeier der fünfzigjährigen Regierung bes Kaijers 
geiaßten Beſchlüſſe des fteiermärkifhen Landtages wurde ben Bezirk 
ausſchüſſen empfohlen, behufs Auffichtsführung über bie Armentinder- 
pflege in den Gemeinden des Bezirkes fich eined aus dem reife der 
Bezirksangehörigen zu bildenden Beirates zu bedienen, für deſſen Zu- 
jammenfegung der Grundjag maßgebend fein follte, daß Diejenigen 
Kreife der Bevölkerung, weiche hiezu geeignet und geneigt find, der dem 
Bezirke geftelften Aufgabe in ehrenamtlicher Funktion dienſtbar gemach 
werden follen. 


Die Verbindung, von Armen- und Pflegihaftsverwaltung in 
den Bezirfäbeiräten. 


Bon befonderer Wichtigkeit mar e3, daß ſich auch richterliche Funktionäre 
des Bezirkes, namentlich die mit ben Vorniundſchaftsagenden betrauten 
Beamten bes Bezirkögerichtes in ben Bezirksbeirat berufen laſſen. 

Diefem Gedanken ift das k. k. Oberlanbesgericht Graz mit erfreulichem 
Verftändnifje entgegengelommen. In Anerkennung der vielfachen Be 
ziehungen auf dem Gebiete ber Urmentinderpflege zwiſchen Nechts- und 
Armenpflege und in Verüdfichtigung des Umftandes, daß bie Bezirk 
beiräte auch eine wirfjame Unterjtügung der Gerichte bei Ausübung des 
adeligen Richteramtes bieten fönnen, hat das f. f. Oberlandesgerichts- 
präfidium Graz mit dem Erlaſſe vom 17. Februar 1899, präs. 1804/25/99, 
angeordnet, daß jedes Gericht den mit der Pupillargerichtäbarkeit be: 
trauten richterlihen Beamten in den Bezirksbeirat feines Sprengelä 
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entfende, damit durch deſſen Anteilnahme an den Beratungen und an 
ber fonftigen Tätigfeit bieje Beirates die humanen Abfichten des fteier- 
märfifhen Landesausſchuſſes auf das Fräftigfte gefördert werben. 

Damit war im Lande Steiermark zum erſten Male die unentbehrliche 
organifche Verbindung zwiſchen Pflegſchaftsverwaltung und Armenpflege 
angebahnt worben. 


Die Aufficht der Bezirksbeiräte als Vorausfegung der 
finanziellen Beihilfe des Landes. 


Die Auffichtsführung durch die Vezirköbeiräte bildete die Grundlage, 
das zufriedenftellende Ergebnis ihrer Erhebung die Vorausjegung der 
finanziellen Beteiligung de3 Landesarmenfonds an den Pflege- und Er» 
ziehungskoſten ber gemeindearmen Kinder. 

Die Vezirfsbeiräte follten außerdem in ben mannigfaltigen, bei der 
Pflege und Erziehung armer Kinder in Betracht fommenden Verhäftniffen 
als überwachendes und beratende Organ den Gemeinden an die Hand 
gehen. Der in ber Kundmachung des ſteiermärkiſchen Landesausfchuffes 
dom 29. Juli 1898 gezeichnete Wirkungskreis ber Bezirksbeiräte bot 
reihen Raum für eine lebensvolfe ehrenamtliche Betätigung auf dem Ge- 
biete ber Armenkinderpflege. Die Erfahrungen und Wahrnehmungen ber 
Bezirföbeiräte follten den Landesausfhuß in die Lage verfegen, auf einen 
ziwedentjprechenden Ausbau der gegenwärtigen Einrichtungen der Armen- 
tinderpflege hinzumirfen. 


Die Fürforge für die verwahrloften armen Kinder; die Ein- 

leitung pflegihaftsbehördliher Maßnahmen; der Referenten- 

entwurf betreffend die Ausgeftaltung der Fürſorge für bie 
verwahrlofte Jugend. 

Die Fürforge für die verwahrloſte und gefährdete Jugend war in 
Steiermarf als eine der wichtigften armenpolitiſchen Aufgaben des Landes 
vom Anbeginne der Armenrejorm erfannt und vom fteiermärfifhen Land— 
tage felbft in Ausjicht genommen worden. 

Dabei war ſich die Landesgefepgebung der Unzulänglichkeit ihrer 
Kraft zur Regelung ber Fürforge für die verwahrlofte und gefährdete 
Jugend wohl bewußt, was im Artifel XII der mehrerwähnten Beichlüffe 
des fteiermärfifchen Landtages aus Anlaß der Jubelfeier der fünfzig- 
jährigen Regierung Seiner Majeftät des Kaifer3 Franz Joſef I. in ber 
Weiſe zum Ausdrude fommt, daß, infofern die gefeglihen Beitimmungen 
ſich als unzureichend erweifen, um den als fittlich vermwahrloft oder als 
fittlich gefährdet anzufehenden Kindern den dem alle entiprechenden 
Schuß vermitteln zu können, behufs Erreichung des Beſſerungs-, bezw. 
Scupzwedes das geeignete Einvernehmen mit den k. k. Gerichten, nötigen 
Fails das Eingreifen der Gejeggebung anzubahnen ift. 

Den Bezirfsbeiräten war aber noch die bejondere Aufgabe zugedadht, 
als werktätige Glieder in der Drganifation der Füroforge für die ver— 
mahrlofte Jugend zu wirken, 

In diefer Richtung bewegte jich der Entwurf des Armenreferenten im 
fteiermärkiihen Landesausfhuß im Jahre 1900. Danach jollten die Be— 

irt3beiräte alle Fälle der Verwahrfojung, welche gelegentlich der Prüfung 
der Verhältniffe der armen Kinder in den Gemeinden aus Anlaß der 
21* 
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Verteilung des Landesbeitrages zu den Pflege- und Erziehungskoſten ge- 
meindearmer Kinder zu ihrer Kenntnis tommen würden, dem Vormund- 
ichaftsgerichte zur weiteren Amtshandlung auf Grund ber einjchlägigen 
familien» und vormundfchaftsrechtlihen Beſtimmungen des allgemeinen 
bürgerlichen Gejegbuches mitteilen. 

Damit der oberbormundfchaftliche Schuß des Gerichte der Darauf 
jofgender Fürjorge nicht entbehre, war der Bau von Anftalten für die ſittlich 
verwahrlojte Jugend und bie Suche nad) geeigneten Pflegefamilien zum 
Zwecke der Unterbringung der gefährdeten Kinder in Ausficht genommen, 
deren Koften zum größten Teile den Landesarmenfonds treffen follte. 

Diefer Entwurf, welcher zunächft in der Dezemberfeffion 1900 des 
fteiermärfifchen Landtages zum Zwecke der Einleitung der allgemeinen 
Diskuſſion ber beteiligten Kreife im Lande im Landtage eingebracht werden 
jollte, wurbe jedoch nicht eingebracht, weil feine Vorlage ſchon im Landes- 
ausſchuſſe abgelehnt worden war. 


Ein Antrag auf Aufhebung der Bezirtsbeiräte. 


Ein Jahr fpäter wurde im fteiermärkifhen Landtage auch noch — 
unter Anrufung der angeblid) durd die Bezirksbeiräte bedrohten Ge- 
meindeautonomie und unter Derurteitung der Einmifhung der Bezirks- 
beiräte in die Armenverwaltung der Gemeinden al3 unbegründet und 
zweckwidrig — ein Antrag, betreffend die Aufhebung der Bezirksbeiräte, 
geftellt. Die Vezirksbeiräte wurden in ihrem Wejen jogar vom damaligen 
Armenrejerenten verfannt, ber fein Wort der Verteidigung dieſer Ein— 
richtung fand, fondern von einem Oftroi ſprach, wiewohl es ji doch 
nur um eine den Bezirlsausſchüſſen empfohlene Einrichtung handelte. Der 
Landtag beſchloß über obigen Antrag, die Aufhebung der Bezirksbeiräte 
der Erwägung des Landesausfchuffes anheimzugeben. Das Refultat dieſes 
Antrages habe id; nicht weiter verfolgt, ift mir daher unbekannt. 

Die hierüber angeftellten Erhebungen fcheinen aber doch ein entgegen» 
geſetztes Reſultat ergeben zu haben, denn „Die Landesvertretung von 
Steiermarf”, VII. Teil, enthaltend den Bericht über ihre Tätigkeit im 
ben Jahren 1897—1902, herausgegeben vom Landesausſchuſſe des Herzog- 
tumes Steiermart, Graz 1903, jchreibt auf Seite 461: 

„Hier foll nur noch erwähnt werben, daß bie Tätigkeit der Bezirks» 
beiräte befruchtend auf die Tätigfeit der Ort3armenräte wirkte und die 
Pilegeparteien armer Kinder, welche von den Mitgliedern der Bezirks- 
beiräte bejucht werben, deren Tätigkeit keineswegs mit Mißtrauen aufs 
jaßten, jondern vielfach ihrer Vefriedigung darüber Ausdrud gaben, dak 
ſich endlid, jemand um die verlafjenen armen Kinder kümmert.“ 

Zum Schluffe wird das Ergebnis der Tätigkeit der Bezirksbeiräte im 
erjten Jahre ihrer Wirkſamkeit nritgeteilt, welche das wohltätige Wirken 
biejer Organifation an praftijchen Veijpielen zeigt. 

Dieſes ber Tätigfeit der Bezirksbeiräte gezolfte günftige Urteil aus 
der Bevölferung läßt wohl erhoffen, daß die borerwähnte geplante In— 
anſpruchnahme der Bezirksbeiräte zum Schuge nicht bloß der verlajfenen 
arımen, jondern auch der verwahrloften Kinder nicht wird auf ſich 
warten lafjen. 
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Der Landesbeirat. 


\ „In Ungelegenheit der Armentinderpflege in ihrer Gefamtheit und 
ber darauf gerichteten Beftrebungen im befonderen wird vom Landes» 
ausſchuſſe ein Beirat zur Mitwirkung an der Ausgeftaltung und Förde— 
zung der Armentinderpffege berufen.” (Artitel XXIV der Grumdfäge.) 

„Demfelben gehören an: 

Der Landeshauptmann als Vorſitzender; 

die Mitglieder des Beirates für das Findelweſen; 

ber Armenreferent im Stadtrate der Landeshauptitadt Graz; 

je ein vom Landtage namhaft zu machender Vertreter ber Gemeinden 
fomwie der Bezirke; endlich 

ſechs Vertreter der Privatwohltätigfeit. 

Zegtere werben dur den Landesverband für Wohltätigfeit vorge— 
ichlagen und wird hiebei beſondere Rüdjicht auf die Intereffenfphäre der 
einzelnen Auftalten und Vereine, fomie die einzelnen Kategorien von 
Kindern zu nehmen fein. 

Diefer Beirat hat mindeſtens einmal jährlich zuſammenzutreten.“ 

Es bedurfte der Energie zur Verwirklichung dieſes Grundfages und 
trat biefer Beirat bereits im erften Jahre nad; dem Juslebentreten 
dieſer Organifation zum erften Male zufammen. 

Der Landesbeirat, welcher zwifhen amtlicher Armenpflege und der 
privaten Wohltätigfeit und fomit allen mit der Armentinderpflege befaßten 
Kreiſen eine lebensvolle Verbindung aufrecht erhalten folfte, trägt nur 
infoweit einen amtlichen Charakter, al dies naturgemäß erforderlich ift. 

Durch die Anteilnahme von Männern und Frauen der verjchiedenen 
Berufsllaſſen und Gefellichaftsjhichten an dem gemeinjamen Werke hätte 
dieſes ſelbſt in der Bevölkerung ein ftetig zunehmendes Verftändnis und 
infofgebefjen bei derſelben eine nachhaltige moralijche wie materielle Unter» 
Rügung finden follen. 

Durch den Landesbeirat war für den Landesausſchuß eine wertvolle 
Organiſation gefchaffen worden, welche die private mit der öffentlichen 
Wohltätigkeit in Angelegenheit der Armenkinderpflege verbindet. Durch 
den Landesbeirat follte der Landesausfhuß nicht nur eine erſprießliche 
Unterftügung ber durch die Jubiläumsaktion des Landes angeregten ein- 
heitlichen Regelung der Armentinderpflege gewinnen, fondern aud in die 
Lage kommen, die verjciedenen und eigenartigen Zweige berfelben, ihre 
nad) Stadt und Laud gefonderten Verhältnijfe und Bedürfniſſe unausgefept 
im Auge zu behalten, um bann auf Grund ber in den Beratungen zum 
Ausdrud gelangten Wünſche, Anfhauungen und Forderungen bie Orga— 
nifation dev Armenfinderpflege auszubauen und die hiefür verfügbaren 
Mittel nach Maßgabe bes Vedürfniffes zur Verwendung gelangen zu lafien. 

Durch diefe Organifation follte e3 außerdem ermöglicht werden, für 
jeden einzelnen Zweig der Armentinderpflege einen ftändigen Referenten zu 
jewinnen, welcher dem von ihm vertretenen Zweige ber Ärmenkinderpflege 
jeine volle Aufmerkſamkeit zumendet. Ohne dieje freiwilligen Mitarbeiter 
märe e3 dem Landezausfchußreferenten bei feinen jonftigen Agenden nicht 
möglidy gewejen, ein jo bielgeftaltiges Gebiet bis in alle Einzelheiten 
zu überbliden und in der Entwidlung zu förbern. 





Der Landesausſchuß von Steiermark hat die Organijation der Armen- 
finderpflege im Lande Steiermarf auf der Weltausftellung in Paris im 





— 36 — 


Jahre 1900 zur Darftellung gebracht. Dieſes Stüd deutſcher Arbeit hat 
den internationalen Wettbewerb mit Ehren beftanden. 

Die Internationale Jury diefer Ausftellung hat dem Landesausſchuß 
von Steiermark Hiefür den Grand Prix und dem Landesausfhußreferenten 
für feine Mitarbeit die Goldene Medaille zuerkannt. 
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Berzeichnis 
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Ar. 9. 


Der Landesarmenfonds und die durd den Referentenentwurf 
im fteiermärfifhen Landesausfchuffe geplante Ausgejtaltung 
der Fürſorge für die verwahrlofte Jugend in Steiermark. 


Der Landesarmenfonds. 


Der Landesarmenfonds bildete ein Mittel zur Auögfeihung ber 
verjchiedenen Leiftungen in kräftigen und ſchwachen Gemeinden, jollte 
einheitliche und befjere Leiftungen auf dem Gebiete der Armenpflege an- 
ftreben, die Erziehung nit nur der armen, fondern auch der vermahr- 
loften Kinder ermöglichen. Die Mittel des Landesarmenfonds für dieſe 
Zwecke wurden außerhalb der direkten Beſteuerung gejucht. Die Entlaftung 
hätte doch jonft nur zum Zeil ihren Zwed erfüllt, und den Steuerträger 
in Form ber erhöhten Landesumfage getroffen. 

Es mußten alſo jelbftändige neue Einnahmsquelfen geihaffen werben 
und das Erfordernis für die Zwecke der Entlaftung der Gemeinde vom 
Landesfonds unabhängig fein und fih in jeinem Umfange nur 
nad dem Vorhandenfein der verfügbaren Mittel aus den felbftändigen 
Einnahmsquellen des Landesarmenfonds richten. Das Beſtreben des 
Landesausſchuſſes mußte daher auf die Eröffnung möglichft zahlreiher 
und ergiebiger jolder Einnahmsquelfen gerichtet jein. Als ſolche Ein- 
nahmsquellen des Landesarmenfonds waren aud) bie freiwilligen Zuwen— 
dungen gedadht. Ich erwähne nur um des Beifpiel3 willen den Regierungs— 
jubiläumsfonds für arme Kinder, der feine Zuflüſſe dur die Privat- 
mohltätigfeit erhielt, an welche ſich auch das Land Steiermark wendete, 
nachdem e3 felbft einen Beitrag von 100.000 Gulden dieſem Fonda zus 
gewendet hatte. Hier mar e3 von Bebeutung und wichtig, die Selb- 
ftändigfeit und Unabhängigkeit de3 Landesarmenfonds fehon äußerlich in 
einem felbftändigen, vom Landesfonds unabhängigen Voranfchlage und 
Rechnung zum Ausdrude zu bringen, weil bei gemeinfamer Buchung 
und Verrechnung des Landesarmenfonds mit dem Landesfonds leicht der 
Glaube entftehen konnte, daß Hinfichtlich der Zwecke des Landesarmenfondz 
eine gleiche unbebingte Haftung und Abgangdedung durch die Landes- 
umlage beſteht, wie für die andern Zwecke des Landesfonds. In dieſem 
Falle wäre den freim: n Zuwendungen zum Landesarmenfonds jeber 
Anreiz genommen, weil Stifter und Spender nicht burd) ihre Widmung 
dem Landesfonds ein Gefchent machen, fondern den Armen Wohltaten 
erweifen wollen. Der Aufgabenkreis des Landesarmenfonds zerfiel 
in einen unbebdingten und einen bedingten. Unbebingt war derjenige, 
meldjer auf Gefegen beruhte, und daher vom Beſchluſſe des Land- 
tage3 ganz unabhängig war, mit erſt der Genehmigung durch 
dieſen bedurfte. Bedingt ift derjenige Aufgabenfreis, den der Land» 
tag nad) Maßgabe der für ſolche Zwecke fpeziell beftimmten und je- 
weilig zur Verfügung ftehenden Mittel bei Feititellung des Voranſchlages 
altjährlich bejchließt, und zwar für einen der folgenden Zwecke: für Ge— 
mährung von Beihilfe an Gemeinden, welche außer ftande find, ber ihnen 
obliegenden Armenverforgung nachzukommen, für Ermäßigung ber Siehen- 
hausgebühren, Unterftügung von Blinden, Ermöglidung von Badekuren 

Feofulöfe und rhachitiſche, anämiſche und tuberfulofe Kinder, Bei— 
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hilfe an Wohltätigleitsvereine und endlich für die Mitwirkung an der 
Armentinderpflege der Gemeinde, wozu in erfter Linie die Mittel des 
Jubiläums-, ſowie des Waifenfonds zu verwenden find, jchließlich die 
Beteiligung an ben Koften der Anftaltöpffege, darunter ſomit auch der- 
jenigen der verwahrloften Kinder. 

Der Landesarmenfonds wird außer durch freiwillige Zuwendungen 
und die Erträgniffe befonderer, in Verwaltung des Landesausſchuſſes 
ftehender, der öffentlihen Armenpflege gewidmeter Fonds noch durch Zu— 
flüffe aus befonderen Gefegen und anbtagsbefgtüfien genäht. 

Zu den erwähnten Fonds gehört auch der Kaifer Franz Jojef- 
Negierungsjubiläumsfonds, ſowie der ſteiermärkiſche Waiſenfonds. Auf 
dieje beiden Fonds haben alle in der Armenverforgung der Gemeinden 
ftehenden Kinder gleichen Anſpruch. Der Grundjag der Gleichheit vor 
dem Gejege wurde bei Verwaltung diefer Fonds im Zuge der Armen- 
reform zur Durchführung gebracht. Vorher war der Waijenfonds in jeiner 
Verwendung nicht nad objeftiven Grundjäßen verwaltet, jondern von 
dem fubjeltiven Ermeſſen des Landesausſchußreferenten abhängig. 

Als jelbftändige Einnahmsquellen waren vom Landesausſchuſſe in 
Antrag gebracht worden: 

Die Sparkaffaabgaben, 

die Abgaben von der Ausübung des Jagdrechtes, 

die dreiprogentige Abgabe von freiwilligen Verfteigerungen, und 
bie Vefteuerung von Vergnügungen und Luftbarkeiten, und endlich 

die Verlajfenfhaftsabgaben, die der Landesausfhuß bejchlojfen und 
dem Landtage in Antrag gebracht hatte. Im Landtage fam dem Landes- 
fonds zum nachträglichen Berwußtfein, daß dieſe Abgaben eigentlich dem 
Yandestonds nicht entgehen follten. 

Duobus litigantibus tertius gaudet, denn während des Streites 
um die Verlaffenshaftsabgaben zwiſchen Landesfonds und Landesarmen- 
jonds > die Stadtgemeinde Graz, ald Dritter, den Vorteil, Sie beſchloß 
— ben Streit benügend — eine Erhöhung des fogenannten Armenhalb- 
prozentes, ber vom fteiermärkijhen Hauptarmenfonds überfommenen und 
vom Lande Steiermark al3 Gegenleiftung für die ausnahmsmweije Be- 
handlung der nad) Graz zuftändigen Kranken im ftädtifchen Spitale zu 
Graz überlaffenen Verlaſſenſchaftsabgaben von 1/, auf 1 Prozent, jo zivar, 
daß eine neuerliche Veftenerung der Berlaffenichaft, ſei es zu Gunſten des 
Landes- oder des Landesarmenfonds, unmittelbar nach diefer Erhöhung 
durch die Stadtgemeinde Graz ausgeſchloſſen war. 

Die vom Landesausſchuß beantragte Befteuerung von Luftbarleiten und 
Vergnügen wurde dem Landesausfhuffe zum neuerlichen, bejjeren und 
gründlicheren Studium abgetreten, nachdem ber mit der Beratung ber 
Xorlage betraute, aus Gemeinde und Finanzausſchuß kombinierte Yand- 
tagsausfhuß, ein wahrer Fabius Cunctator, unmittelbar vor Schluß 
des Landtages zu ber Erkenntnis gefommen war, daß ihm zwar nichts 
Beſſeres einfalle, daß aber die Landesausfchußvorlage trogdem nicht Gefetz 
werden dürfe. So fommt es, daß bie ſachlich gewiß begründete Heran- 
ziehung von Vergnügen und Luftbarfeiten für Armenzwede im Lande 
Steiermark nicht erfolgte, obgleid; mehr al3 Hundert Stabtverwaltungen 
int Teutfchen Neiche, welche dem deutſchen Vereine für Armenpflege und 
Wopltätigkeit als Mitglieder angehören, in freundlicher Entſprechung der 
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Bitte ihres Vereinsgenoffen, des Armenreferenten im fteiermärkiichen 
Landesausſchuſſe, in ihren ortäftatutarischen Luftbarkeitsftenern wertvolle 
Vorbilder für dieſe Art der Beiteuerung zur Verfügung geftellt hatten. 
Der Landbote, welcher fein Gewiſſen mit reichsdeutſchen Vorbildern nicht 
beruhigen wollte, hätte ji nur innerhalb ber im Reichsrate vertretenen 
Königreihe und Länder umzufehen gebraucht. Er hätte in Oberöfterreich 
und Salzburg ſolche Vorbilder gefunden. Bei einer Durchſicht des Landes⸗ 
geiepblattes in Steiermark bin ich feinem Beſchluſſe des ſteiermärkiſchen 

andtages, ber das Verſäumnis von bamal3 feither gut gemacht hätte, 
begegnet. Die Luftbarteiten und das Vergnügen jcheinen nod heute in 
Steiermark den Armenzweden nicht dienftbar gemacht zu fein, wodurch 
wertvolle Mittel der finanziellen Anteilnahme de3 Landes an der Armen- 
tinderpflege entgehen. Spartafjen- und Jagdrechtabgaben, ſowie die Abgaben 
von den freitilligen Feilbietungen wurden Geſetz. Doch hier muß ich bei ber 
Geſchichte der Sparkaſſenabgaben etwas länger verweilen, weil die Nutz- 
anwendung aus berjelben von allgemeinem Intereſſe und weil ber durch ein 
Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes geſchaffene Stand der Dinge 
ein Fauftfchlag ift gegen da3 Prinzip: Gleiches Recht für alle. 

Die Einheitlichfeit der Armenreform Hatte auch eine einheitliche Be— 
fteuerung eines geringen Bruchteiles der Gebarungsüberfhüffe ber Spar» 
faffen, welche ſchon nad dem Wortlaute des Cparlafjenregufativs für 
wohltãtige Zwede beftimmt find, zur Folge. Die Verwaltungen biejer 
Sparkaſſen waren im äußerften Falle hinfichtlich eines Zehntel3 in ihrem 
Rechte ber freien Verfügung für lofale mohltätige Zwede beſchränkt. Dieſer 
von der freien Verfügung der Sparkaffenverwaltung ausgenommene Bruch— 
teil der Gebarungsüberſchüſſe ſollte mit die finanzielle Grundlage für die 
Löfung großer, da3 Voikswohl enge berührender Probleme, wie die Pflege 
und Erziehung armer und verwahrlofter Kinder im Lande bilden und 
ſollte gleichzeitig für die Erleichterung der die Gemeinden diesfalls treffenden 
Laften dienen. Die Verwendung des Ertrages ber Sparkaſſenabgabe auf 
Grund der Beſchlüſſe und unter der Kontrolle des Landtages ſchloß die Ge— 
fahr einer willfürlichen, vom fubjeftiven Ermeſſen des Armenreferenten ab» 
hängigen, gnadenfpendenden Tätigkeit des Landesausſchuſſes von vorn» 
herein aus. Die durch die Beſteuerung der Sparfaffen bewirkte Förderung 
de3 gemeinfamen Ganzen hätte wohl das feine Opfer von höchſtens einem 
Zehntel des Selbftbeftimmungsrechtes der Sparkaffenverwaltungen auf» 
gewogen. 

Den bei Beratung des Sparfaffengefepes gegen deſſen Fafjung ge- 
äußerten Bedenken wurde ber Hinweis entgegengehalten, baf die Anpaffung 
des Gefegentwurfes an das vorbildliche Geſetz von Niederöfterreich, welches 
gleichfalls Vereins wie Gemeindefparfaffen trifft, bie Bejorgnis der Nicht⸗ 
janktion ausſchließe und die bereits bewährte praftifhe Zweckmäßigkeit 
in der Durhführung erwarten laſſe. 

Gegenüber der Agitation der Sparkaffen auf Nichtjanktion des dom 
Landtage bejchlofjenen Gejegentwurfes fteilte jich die Regierung in kon— 
ſequenter Einhaltung ihres im Lardtage eingenommenen Standpunttes 
auf die Seite der Landtagsmehrheit. Auch eine Abordnung der größten 
und reichiten Spartafje de3 Landes an den Minifterpräfidenten fehrte un- 
verridhteter Dinge heim. 

Das Gejeg, mwirffam für das Herzogtum Steiermark, betrefjend die 
Entrichtung einer Abgabe vom Neingewinn der in Steiermark beftehenden 
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Sparfajjen für den Landesarmenfonds erhielt am 4. September 1897 
die Allerhöchſte Santtion. 

Ju der Folge erflärte ein Erkenntnis des f. k. Verivaltungsgerichts- 
hofes das Sparlaſſengeſetz auf die Vereinsſparkaſſe unanwendbar. Die 
bei Beratung des Sparfajjengefeges geäußerten Bedenken hatten fi als 
begründet erwieſen. , 

Damit mar nun eine ehr bedauerliche Brefhe in das Syitem ber 
Spartafjenbeiteuerung gelegt, aus dem Gejeg ein Torſo gemacht, welcher, 
dem Wilfen des Gefeggebers ſchnurſtracks zumiberlief, die reichte Sparkafie 
des Landes fteuerfrei ließ, wodurch nicht nur die Zwecke des Landesarmen- 
fonds ſchwer geſchädigt wurden, jondern aud) den andern befteuerten Spar- 
taffen Unrecht geihah, dadurch, daß damit dem Grundſatz: „Gleiches 
Recht für alle” Hohn geſprochen wurde. 

Der fteiermärfifhe Landtag beſchloß daraufhin bie vom Landes- 
ausſchuß eingebrachte Vorlage, ohne daß dieſe im Schoße des Landtages 
Widerjprud gefunden Hätte. Die im Ausſchuſſe gegen die Vorlage vor— 
gebraten Argumente wendeten ſich ausfchließlich gegen die Zmedmäßig- 
feit, dem Erkenntniſſe des Vermaltungsgerichtöhofes die deffen Argumenten 
Rechnung tragende Geſetzesnovelle aus den Zuß folgen zu laſſen. Diefer Be- 
ihlußjajjung bes fteiermärkifhen Landtages waren Verhandlungen mit 
den Referenten des Minifteriums des Innern, betreffend die Faſſung 
der Gejegesnovelle vorhergegangen; die Gutheißung diejer Fafjung Durch 
die f. f. Regierung kam aud in der Haltung des k. f. Statthalter im 
Landtage zum Ausdrucke. Der k. k. Statthalter als Vertreter der Re— 
gierung im Landtage erhob gegen den vom Landtagsausihuffe bean- 
tragten und dom Landtage beſchloſſenen Geſetzentwurf fein Bebenten. 

Trotz alledem ftand, wenigftens zur Zeit, als ich dem Landtage Lebewohl 
jagte, die Allerhöchſte Santtion diefer Vorlage aus. An ihrer Statt 
erſchien ein Sendbote der Regierung mit der Bumutung, baf der Landes- 
ausſchuß ich in Verhandlungen mit der Verwaltung der zu befteuernden 
Vereinsſparkaſſe zu dem Zmwede einlafjen jollte, damit diefe jich freiwillig 
zu einen Beitrag an ben Landesarmenfonds herbeilafje. 

Diejelbe Regierung, deren Vorgängerin wenige Jahre vorher über 
die ganz gleichen, gegen die Beiteuerung von Vereinsſparlaſſen vorgebrachten 
Argumente zur Tagedorbnung übergegangen war, weil fie dieſe al3 völlig 
unflihhaltig gehalten und damit die prinzipielle Entiheidung im Sinne 
der Beiteuerung gefällt hatte, hatte dem gleichen, widerſpruchslos zu ftande 
gefommenen Beichlufje de3 Landtages gegenüber nunmehr eine weſentlich 
verjhiedene Haltung eingenommen. 


Die zu befteuernde Sparkaſſe follte mehr Berüdjichtigung erfahren, 
als ber verfaffungsmäßig zu ftande gefommene Beichluß der gejeßgebenden 
Körperichaft im Lande. Bei dem Ümſtande, als ſich die Vorgänge nad 
dem Zujtandelommen des Befchluffes des Landtages der Öffentlichkeit 
entziehen und fid in den Präfidialfanzleien der Statthalter und Minifter, 
in den Amts- und Empfangsräumen der Statthaltereien und Miniſterien 
abjpielen, jteht die Erklärung für die veränderte Haltung der Regierung, 
für die außenftehende plebs misera contribuens nod aus. 


Ich wäre auf diefe Sparfajjengefchichte nicht mehr zurückgekommen, 
wenn der Torfo von einem Sparkaffengejege und damit ein Zuftand 
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der Ungleichheit vor dem Gefege mit feinen Folgeerſcheinungen nicht noch 
fortbeftünde. Zu diefen Folgeeriheinungen gehört der Entgang einer nam— 
haften Einnahmsquelle für den Landesarmenfonds, welche die Erziehung 
vieler armer und verwahrlofter Kinder ermöglicht Hätte. 

Hoffentlich wecken diefe Zeilen die vom ſteiermärliſchen Landtage 
bejchloffene Geſetzesnovelle aus ihrem Schlummer und verhelfen damit 
den armen und verwahrloften Kindern in Steiermark zu ihrem Rechte. 


Die durch den Referentenentwurf im fteiermärfifchen Landes— 
ausſchuſſe geplante Ausgeſtaltung der Fürforge für die ver- 
wahrlofte Jugend im Lande Steiermark. 


Der Referentenentwurf, der im fteiermärfifchen Landesausſchuſſe im 
Jahre 1900 eingebracht wurde, deſſen Vorlage im Landtag aber abgelehnt 
murbe, ift bereit3 erwähnt und im Zufammenhange mit der Kinderfhug- 
organifation in Steiermark (Anhang Nr. 9/,) beiprochen worden. 

Die Tätigkeit der Bezirksbeiräte einerfeits, die Mittel des Landes- 
armenfonds andrerfeits follten die Grundlagen für eine Ausgeftaltung 
ber Fürforge für die verwahrlofte Jugend im Lande Steiermark bilden. 
Die Bezirksbeiräte waren als ftändige Organe der Aufficht des Landes- 
ausfhuffes über die Pflege und Erziehung armer Kinder in den Ge— 
meinden gedacht. Das befriedigende Ergebnis diejer Überwahungstätig- 
teit war die Vorausfegung der Ausfolgung de3 Landesbeitrages (Quote) 
zu ben Koften ber Gemeinde für jedes arme Kind. 

Tiefe Überwahungstätigleit bringt die Mitglieder, bezw. Abgeord- 
neten des Bezirksbeirates in jede einzelne Gemeinde de3 Bezirkes und in 
bie Kenntnis von Fällen der Verwahrlojung in den Gemeinden und in 
bie Lage zwedentfprechender Anträge auf Einleitung der notwendigen Maß- 
nahmen zum Schuge gegen drohende Berwahrlofung, jowie zur Belämpfung 
der tatfählihen Werwahrlojung zu ftelfen. Die vorhin angeichlofjene 
Tabelfe der Tätigkeit einzelner Bezirksbeiräte im erften Jahre ihrer Wirk— 
jamteit gibt hiefür Beifpiele aus der Praxis. 

Dem Referentenentiwurfe zufolge ſollte jich bie den Bezirfsbeiräten 
zugedachte Stellung von Anträgen auf Einfeitung zweckentſprechender Maß⸗ 
nahmen nit bloß auf die Verwahrlofung gemeindearmer Kinder be— 
fchränfen, fondern auf die Belämpfung der Verwahrlofung überhaupt 
erſtrecken. Danach follte die Fürforge ausgedehnt werben auf alle als 
verwahrloft erjcheinenden Kinder nad) Maßgabe der Dringlichkeit und 
Erziehungsbebürftigkeit im einzelnen Falle. Mit Hilfe der Vezirksbeiräte 
folften die durch die beftehende Geſehgebung gebotenen Handhaben, be— 
treffend die Überweifung verwahrlofter Kinder an Befjerungsanftalten, nach 
Möglichkeit benüßt werben. 

Hiebei bemerfe ich, daß eine Sonderung der Befjerungsanitalt nad 
dem Alter der Korrigenden und die Einrichtung diefer Anftalten auf Tand= 
mirtfchaftliher Grundlage im Zufammenhange mit der Familienerziehung 
ber für eine folde geeigneten Zöglinge auf Grund der im Gefege vor- 
gefehenen bedingten Entlaffung aus der Beſſerungsanſtalt geplant war. 

Das Eingreifen der öffentlihen Fürforge für ein verwahrloſtes Kind 
würde nicht mehr wie bisher zu einem guten Teile von rein zufälligen 
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Momenten bedingt geblieben fein, ſondern einheitlich nad) allgemeinen 
Geſichtspunkten ſich vollzogen haben. Deſſenungeachtet wäre man nicht einer 
in ihrem Umfange fchrantenlojen und im vorhinein nicht überjehbaren 
Aufgabe gegenübergeftanden. Die finanzielle Belaftung des Landes wäre 
jederzeit regulierbar gewefen, weil die auf Grund des $ 16 des Geſetzes 
von den gejeglichen Vertretern des Kindes mit Zuftimmung der Pfleg- 
ſchaftsbehoͤrde anzuftrebende Abgabe von der Zuftimmung des Landes- 
ausfchuffes zur Aufnahme des Kindes und zur Übernahme der Anhaltungs- 
toften durch das Land bedingt var. 

Hienach war ſchon eine Grenzbeftimmung für die finanzielle Belaftung 
in den hiefür verfügbaren Mitteln des Landes gegeben. Die Fürjorge für 
bie verwahrlofte Jugend hätte nicht ausschließlich auf Koften des Landes 
zu erfolgen gehabt, fondern e3 wäre auf Grund der durch das Geſet 
vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, der Landesgeſetzgebung eingeräumten 
Befugnis Hinfichtlic der Anhaltungstoften eine Konkurrenz unter Heran- 
ziehung der durch das Vorhandenfein fittlich verwahrlofter Kinder mit 
Rückſicht auf ihre Volksſchuie mittelbar berührten Aujenthaltsgemeinde, 
al auch der Heimatgemeinde und in weiterer Linie auch de3 Aufenthalts: 
und Heimatbezirtes zu Schaffen geweſen. 


Die inhaltlich gerechtfertigte Heranziehung ber Gemeinden und Ber 
zirle war aber auch aus der Erwägung angezeigt, um durch eine finanzielle 
Mitbeteiligung der Gemeinden und Bezirke einerjeitö die Inanfpruchnahme 
ber Beſſerungsanſtalten auf da3 abjolut notwendige Maß einzufchränfen, 
andrerfeitd aber durch entſprechend miedrige Ausmefjung ber die Ge— 
meinden und Bezirfe treffenden Beitragsleiſtung dafür zu jorgen, dab 
nit finanzielle Erwägungen ber entſprechenden Berüdjichtigung aller, 
als verwahrloft für die öffentliche Fürforge in Betracht zu ziehenden 
Kinder hindernd in den Weg treten. Hienach wäre im Wege der Landes 
gefeßgebung die Aufteilung der Koften in ber Art vorzunehmen gewejen, 
daß die aus der Anhaltung in Befjerungsanftalten (einſchließlich Familien: 
pflege) erwachſenden Koſten zur Hälfte vom Lande getragen, zur andern 
Hälfte dagegen auf die fonftigen Konkurrenzjaktoren aufgeteilt morden wären. 


Über die Verteilung der Koften zwiſchen Landesfonds und Landes- 
armenfonds hatte ber Neferentenentwurf bie folgenden Vorſchläge aui- 
genommen: „Was die Koften anbelangt, welche ſich aus ber inhaltlichen 
Ausgeftaltung der Fürforge ergeben, jo kommen in Betracht eimerjeits 
bie Koften der Anftaftserrichtung und andrerfeit3 die ald nicht zu den 
eigentlichen Verpflegskoſten gehörig, auch nicht Gegenftand der Aufteilung 
in dem borerwähnten Sinne bildenden allgemeinen Betriebskoſten. Letztere 
werben ſich zweifellos höher ftellen, als bei der bisherigen Organiſation 
ber Befferungsanftalten, und zwar aus dem Grunde, weil — wie ſchon 
ausführlich erörtert wurde — ganz beſonderes Gewicht darauf gelegt 
werben muß, zur Erziehung, Unterweifung und Beauffihtigung der Kinder 
ausnahmslos in jeder Richtung voll geeignete Perfönlichkeiten zu verwenden 
und überdies deren Zahl jo auszumeljen ift, daß je einer Auffichts- 
perfon nur eine beftimmte, die erforderlichen engen Beziehungen ermög- 
lichende Anzahl von Kindern unterftellt und zugewieſen erſcheint. Diejem 
Koftenerforderniffe ftehen jedod, Die aus dem Arbeitsbetriebe der Anftalt 
zu gemwärtigenden Einnahmen entgegen, melde, wie die in der Schweiz 
gemachten Erfahrungen bezeugen, keineswegs nebenfächliche Bedeutung 
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haben, jondern in dem Budget der einzelnen Anftalten eine nicht zu unter- 
ichägende Rolle fpielen. 

Was endlich die Koften der Errichtung betrifft, ift noch darauf hin» 
zuweiſen, daß es fich bei der Neuerrichtuug von Anftalten ftets nur um 
Anftalten ganz geringen, für eine Heime Anzahl von Kindern berechneten 
Umfanges und um Bauführungen der alfereinfachften Art handeln kann. 
Diesbezüglich mit einem Ziffernmaterial hervorzutreten, ſchien das gegen- 
wärtige Stadium der ganzen Angelegenheit nicht geeignet. 

€3 berühren die das Land treffenden Koften zum Teile den Landes» 
fonds, zum Teile aber den Landesarmenfonds, 

Die Koften ber Errichtung und Einrichtung der Anſtalten fallen — 
inſoweit ſie nicht durch Beiträge des Staates ihre Deckung finden — dem 
Landesfonds du, zu deſſen Pflichtaufgaben die Vorkehrung von Maß— 
nahmen zum Schutze verwahrlofter Jugend gemäß den, Geſetzen vom 
24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 90, und vom 2. Mai 1883, R. ©. 8. 
Nr. 53, gehört. Das Gleiche gilt von den durch den —* der bezüg⸗ 
lichen Anftaften bedingten allgemeinen Regiefoften ge joldungen des Lehr- 
und Auffichtsperfonales u. dgl.) und endlich auch von den Berpflegs- 
foften im engeren Sinne, joweit es ſich um Kinder Handelt, bei welchen 
infolge Vorliegens der Vorausſetzungen bes 8 8 des Geſetzes vom 24. Mai 
1885, R. ©. 8. Nr. 89, die Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt kraft geſetz⸗ 
licher Beftimmungen Rattfinbet. Anders verhält es ſich mit den Koften, 
welde aus der Aufnahme folder jugendlicher Perjonen erwachſen, die 
bei Abgang ber beftimmten VBorausfegungen bes $ 8 leg. cit. lediglich auf 
Grund des 8 16 des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, 
über Antrag ihrer gefeplichen Vertreter zur Aufnahme gelangen. Hier 
liegt eine geſeßliche Pflichtaufgabe zur Fürforge im Wege der Beife- 
rungsanftalten nach dem Wortlaute de3 Geſetzes nicht dor, und war in 
beraztigen Fällen die Aufnahme — fofern die Koften nicht aus dem Ver— 

en des Kindes, bezw. feiner Angehörigen beftritten wurden — jchon 
I der biöherigen Praxis von der Bereitwilligkeit de3 Landesausfchuffes, 
die Koften auf den Landesfonds zu übernehmen, bedingt. In Fällen diefer 
Art handelt e3 ſich darum, der Unvermögenheit der zur Pflege und Er— 
Ziehung eines als verwahrloft, beziv. gefährdet erjcheinenden Kindes ver- 
pflichteten Perfonen zu Hilfe zu kommen und die Entnahme des Kindes 
aus feinen bisherigen, ihm zum Verderben gereichenden Verhältniſſen 
und deſſen Abgabe in eine beſonders gejtaltete Obhut mit Hilfe öffent» 
licher Mittel zu ermöglichen. Dadurch erjcheint das Eingreifen ber öffent» 
lien Fürforge als ein Ausfluß der Aufgaben der Armenpflege und liegt 
in biefen Fällen der Berührungspunkt ber Fürſorge für vermahrlofte 
Jugend mit ber öffentlichen Armenpflege, auf melden übrigens auch 
fchon 8 65 de3 Armengejeges vom 27. Auguft 1896, 2. G. B Nr. 63, 
hinbeutet. Demgemäß wird der nicht durch die anderweitigen Konkurrenz⸗ 
faktoren (Bezirfe und Gemeinden) gededte Aufwand an Verpflegskoſten 
für die in Gemäßheit des 8 16 des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. &. B. 
Nr. 90, zur Aufnahme in eine Beflerungsanftalt gelangten Kindes nicht 
vom Landesfonds, jondern vom Landedarmenjonds zu beftreiten fein.” 

Wie wir gefehen haben, blieb es bei den Vorichlägen des Nefe- 
renten im Landesausfchuffe Die Vorlage an den Landtag hätte zunächſt 
die Richtungslinien der geplanten Reform bezeichnen und die öffent 
liche Distuffion hierüber im Lande eröffnen follen. 
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Durch Ablehnung der Vorlage im Landtage unterblieb auch die 
öffentliche Diskuſſion im Gegenftande der geplanten Reform. Vielleicht 
wird fie in den Kreifen, welche dem Gegenftande Intereſſe entgegenbringen, 
hiemit angeregt. 


Ar. 9. 
Das Geje vom 4. September 1896, wirkfam für das Her- 
zogtum Steiermark, betreffend den Schuß der in entgeltlicher 
Pflege untergebradten Kinder unter zwei Jahren (8. G. 8. 
und Vdg. B. Nr. 66), 


findet bereit im 8 49 des Armengeſetzes Erwähnung, infojerne die Organe 
der öffentlichen Urmenpflege angewieſen werben, bei Kindern, welche unter 
die Wirkſamkeit des Kinderfchußgefeges fallen, die Beſtimmungen dieſes 
Gejeges zur Anwendung zu bringen. 

Das Kinderſchutzgeſetz Hat folgenden Wortlaut: „Geſetz vom 4. Sep 
tember 1896, wirkſam für das Yerzogtum Steiermark, betrejfend den 
Schuß der im entgeltlicher Pflege untergebrahten Kinder unter zwei 
Jahren. 

Mit Zuftimmung des Landtages Meines Herzogtums Steiermart 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 

8 1. Den Schutz dieſes Gefeges genießen fämtliche Kinder im Alter 
unter zwei Jahren, welche fich bei andern Perſonen, als bei ihren Eltern, 
bezw. Müttern in entgeltlicher Pflege befinden. 

82. Der Schuß der im 8 1 bezeichneten Kinder foll erreicht werben 
duch: 

a) Die Prüfung der Eignung der Pflegeparteien zur Übernahme 
fremder Kinder in entgeltliche Pflege und Einführung von Pflegebüchern; 

b) die Evidenzhaltung der Pflegeparteien und der in Pflege ftehenden 
Kinder; 

€) bie Überwachung der Pflege; 

d) die Abnahme der Pflegefinder bei einer den Vorausſetzungen der⸗ 
felben mwiderfprechenden Sachlage, ſowie bei Vernachläſſigung der Pflege; 

e) bie Verhängung von Strafen bei Übertretungen ber Vorfchrijten 
dieſes Geſetzes; 

f) die Gewährung von Belohnungen nad) Maßgabe ber Beſtimmungen 
bes 8 12. 

8 3. Die entgeltliche Pflege fremder Kinder ($ 1) darf nur Berfonen 
übertragen werben, welche 

a) weder felbjt in Armenverforgung ftehen, noch 

b) ſiech oder mit anftedenden Krankheiten behaftet, noch 

c) in moralifher Hinfiht (Trunkfucht, Unfittlichkeit u. dgl.) zu be 
anftänden find, 

d) einen feften Wohnfig, 

e) eine den Anforberungen der Gefundheitäpflege entfprechende, zur 
Unterbringung eines Pflegefindes geeignete Wohnung Haben, und 

f) die zu ihrem eigenen Unterhalte erforderlichen Mittel nachzuweiſen 
vermögen. 
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Alle Perfonen, welche fremde Kinder (8 1) in Pflege nehmen, haben 
dem Ortdarmenrate ihres Aufenthaltsortes Tängftens binnen 14 Tagen 
hievon Meldung zu maden. 

Der Ortsarmenrat hat ſich unverweilt von dem Vorhandenfein ber 
Erforderniffe für Übernahme von Pflegefindern Überzeugung zu verichaffen 
und bejahenden Falles die Ausftellung des Pflegebuches nah Formular I 
zu veranlaffen. 

In der Regel foll nicht mehr als ein Kind bei einer Pflegepartei 
untergebracht werben. 

8 4. Jede Partei, welche bei Eintritt der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes 
ein fremdes Kind 1) gegen Entgelt in Pflege Hat, ift verpflichtet, 
bievon binnen vier Wochen dem Ortdarmenrate bed Aufenthaltsortes Un- 
zeige zu maden und um bie Ausfolgung des Pflegebuches anzufuchen. 

Wurde innerhalb diefer Frift diefe Anzeige nicht gemacht oder der 
anfuchenden Partei wegen Mangels der Erforderniffe des $ 3 die Aus— 
folgung des Pflegebuches verweigert, jo hat der Ort3armenrat im Falle 
der Dringlichkeit jofort eine andere einftweilige Unterbringung des Kindes 
vorzufehren, in alfen Fällen aber jene Perfon, beziehungsmeife Behörde, 
von welcher die Übergabe des Kindes in Pflege veranlapt wurde, behufs 
anberweitiger bleibender Unterbringung unter gleichzeitiger Ungeige an den 
Sandesaustcuf in Kenntnis zu fegen. 

Die Koften der vom DOrtdarmenrate im Falle der Dringlichkeit oder 
mangel3 einer Verfügung der unterhaltöpflichtigen Partei bewirkten vor— 
übergehenden Unterbringung des Kindes find von der unterhaltspflichtigen 
Bartei zu beftreiten und findet im Weigerungsfalle nad) Fällung des der 
holitifchen Behörde erjter Inftanz vorbehaltenen Erfagerfenntnilfes die 
Einbringung im Wege der politifchen Erelution mit Ausfhluß des Zivil- 
rechtsweges ftatt. 

Tiefe Beſtimmungen finden auch analoge Anwendung, falls eine 
Pflegepartei freiwillig die Pflege aufgeben mwill ober falls is aus An⸗ 
zeigen der Überwachungsorgane oder auf andere Weiſe heraugftellen follte, 
da die einem Kinde gewährte Pflege eine unzulängliche ift, bezw. die 
Pflege vernadjläffigt wird. 

85. Bas eilegebuc) iſt hinſichtlich ber abteitung I vom Gemeinde» 
amte (Stadtrat, Stadtamt), hinfichtlih der Abteilung IIIA durch ben Orts- 
armenrat bed Aufenthaltsortes der Pflegepartei auf Grund der von ben 
Pilegeparteien zu erftattenden Yngeigen (8 4) auszufüllen, während bie 
Eintragungen in der Abteilung IUB durch die Überwahungsorgane vor- 
zunehmen find. 

Die Ausfolgung des Pflegebuches, ſowie die in basjelbe in der Ab- 
teilung INA vorgenommenen Eintragungen hat ber Ortdarmenrat in 
Zormerlung ($ 6) zu nehmen. 

86. Der Ortöarmenrat ift verpflichtet, ein Verzeichnis ber im Ge— 
meinbegebiete wohnhaften Pflegeparteien nad dem angefchlofjenen For- 
mulare II, ſowie ein Verzeichnis ber im Gemeindegebiete in entgeltlicher 
Pflege untergebrachten Kinder ($ 1) nad) dem Formulare III zu führen 
und fid) bei Führung des legteren nicht auf die ſeitens der Pflegeparteien 
auf Grund dieſes Geſetzes erftatteten Unzeigen zu bejchränfen, jondern 
von Amts wegen bie im Gemeinbegebiete in entgeltliher Pflege unterge- 
brachten Kinder (& 1) zu ermitteln und bie Fälle einer Übertretung dieſes 

Reicher, Farſorge für die vermahrfofte Jugend. IT. 22 
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Sefebes ber politifhen Behörde erfter Inſtanz fofort zur Unzeige zu 
ringen. 

Jede Eintragung in die geführten Werzeichniffe ift dem Landes 
ausfchuffe anaugeigen und haben die Verzeichniife in der Gemeindekanzlei 
zur allgemeinen Einſicht dauernd aufzuliegen. 

Ergibt fih aus den Angaben ber meldungspflichtigen Pflegepartei, 
daß das Pilegelind entweder uneheliher Abkunft ift ober in öffentlicher 
Armenverjorgung ſteht, jo hat das Gemeindeamt zu erheben, ob und wer 
zum Wormunbe beftellt ift, wie die Wermögens- und Erwerbsverhältniſſe 
der unehelihen Mutter, bezw. der Eltern beſchaffen find, ob das Find 
ein eigene3 Vermögen bejigt und melden britten Perjonen oder fonds 
gegenüber bag Kind Anfprüche zu erheben in der Lage ift. 

87. Sobald ein Kind aus der bisherigen Pflege tritt oder das 
zweite Lebensjahr vollendet hat, ift von ber Pflegepartei hievon unter 
Beibringung des Pflegebuches behufs Sintragung der Austrittäbaten, bezw. 
Vormerfung ber Vollendung des zweiten Lebensjahres dem Ortsarmen ⸗ 
rate binnen vierzehn Tagen Anzeige zu erftatten. 

Burüdgelegte oder abgenommene Pflegebücher find vom Ort3armentate 
dem Landesausſchuſſe vorzulegen. 

8 8. Die Überwahung wird durchgeführt: 

1. Durch ärztlichen — und zwar hat derſelbe zu erfolgen: 

a) längftens binnen vier Wochen nach ber Übergabe in Pflege, bezw. 
hinſichtlich Ger bereit3 in Pflege befindlichen Kinder binnen acht Wochen 
nad Inkrafttreten dieſes Geſehes; 

b) weiterhin jährlich zweimal, und zwar in Zeitpunkten, welche night 
in dasſelbe Kalendervierteljaht fallen dürfen. 

Diteſe ärztliche Überwachung hat die Aufenthaltsgemeinde unter Ber- 
wendung der von ihr zur Bejorgung des ärztlichen Dienftes in ber Ge 
meinde beftellten Organe borzufehren. 

2. Der Ortsarmenrat hat durch eines feiner Mitglieder, insbe⸗ 
fondere wenn bemfelben nach 8 68 des Armengeſetzes eine Frau ange- 
hören follte, durch diefe, behufs Kontrolle der orbnungsmäßigen Pilege 
vierteljährig mindeſtens einmal jedes im Gemeinbegebiete in entgeltlicher 
Pflege befindliche Kind befuchen zu laſſen. 

3. Ferner find zur Überwachung berechtigt der Ortöfeelforger, der 
t. f. Bezirksarzt und die vom Landesausfchuffe zur Überwachung der 
Armenpflege beitellten Organe. 

4, Bei jedem Überwahungsvorgange ift der Befund im Pflegebuce 
zu vermerken und über wahrgenommene Unzukömmlichkeiten jofort die 
Anzeige an ben Ortarmenrat zu erftatten. 

8 9. Im Falle der Erkrankung eines Pflegefindes ift von ber Pileger 
partei dic ehefte Veiftellung ärztlicher Hilfe zu veranlafien, und zwar ift 
bei jochen Kindern, beren Verpflegung aus öffentlichen Mitteln beftritten 
wird, vom Erkrankungsfalle unter gleichzeitiger Unzeige an das Gemeinde 
— dem zur Armenkrankenbehandlung beſtellten Ärzte Mitteilung zu 
machen. 

8 10. Dem Landesausſchuſſe obliegt es, nach Maßgabe der beſtehenden 
Geſetze auf Beſtellung einer wirkſamen Vormundſchaft, ſowie auf Wahrung 
der Rechte der Pflegekinder hinzuwirken. 

8 11. Im Falle einer groben Vernachläſſigung der durch dieſes 
Geſetz auferlegten Pflichten hat der Ortsarmenrat im Sinne des 8 4 vor 
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zugehen, ber Pilegepartei das Pilegebuch, abzunehmen und dem Landes- 
ausſchuſſe hievon Anzeige zu machen. 

Die Unterlafjung der in dieſem Gefege vorgejchriebenen Anzeigen, 
88 3, 4 und 7, werden durch die politifche Behörde erfter Inftanz mit 
in ben Ort3armenfonbs fließenden Geldftrafen bis zu 25 Gulden, im 
Falle der Uneinbringlicgleit mit Arreft bis zu 5 Tagen geahndet. 

12. Der Landesausfhuß ift ermächtigt, jenen Perfonen, welche ſich 
um eine gute Kinderpflege beſonders verbient gemacht haben und in hervor⸗ 
ragend berüdfichtigungswerten Fällen auch ſolchen Perjonen, welche Kinder 
durch längere Zeit gut verpffegt haben, belobenbe Anerkennungen oder 
Belohnungen in Geld aus dem Landesarmenjonds zuzuerfennen. 

813. In Städten, welhe im Sinne bes $ 82 des Armengeſetzes 
ihrer Urmenpflege eine befondere Organifation gegeben haben, treten Die 
nad) ben betreffenden Statuten vorgefehenen Organe ber öffentlichen Armen- 
pflege an Stelfe de3 Ort3armenrates. 

814. Das der Staatöverwaltung zuftehende Aufſichtsrecht und die 
im Srruengeiep: begründete Verpflichtung des Ort3armenrates hinfichtlich 
der Fürforge für arme Kinder wird bucch dieſes Geſetz nicht berührt. 

815. Meine Minifter des Innern und der Juſtiz find mit dem 
Vollzuge dieſes Geſetzes beauftragt.” J 


Ar. 10. 
Die Wahrnehmungen des ſteiermärkiſchen Landesarmen- und 
Zindelinfpeltord; der Shader mit Pflegetindern und das 
Inkognito der Pflegekinder. 


Der Landezfindel- und Armeninfpeltor und die Oberkinderpflegerin 
in Graz waren meines Wiſſens die erften amtlichen Organe, welche mit 
ber Aufficht über die Armentinderpflege betraut worden waren. 

Die Monatsberihte über die Tätigkeit diefer beiden Auffichtsorgane 
waren in ben amtlihen Mitteilungen de3 fteiermärfiihen Landezaus- 
jchuffes und der ſtädtiſchen Armenoberbirektion in den Jahrgängen 1899 
bis 1901 der vom Landesverbande für Wohltätigfeit in Steiermark heraus» 
gegebenen Blätter für das Armenweſen aufgenommen. Ein folder amt- 
licher Einblid in diefe Welt de3 Elends führte zur Aufdedung von Miß— 
ftänden, wie fie vorher gar nicht geahnt, geichtweige denn gefannt worden 
waren. Ich gebe einige bemerkenswerte Einzelheiten aus dieſen Berichten 
auszugsweife und mit ben entiprehenden Erklärungen wieber. 

Dabei will ic nicht fpredhen von den durch den Findelinſpektor 
aufgebedten Mängeln der körperlichen Pflege, der ſchädlichen Milchberei- 
tung und Milhnahrung, diefem Keim tödlicher Strankheiten und früh- 
zeitigen Siehtums, von den mangelhaften Unterkunftsräumen in falten 
ober überfüllten Wohnungen in der Stadt und Juduſtrieorten und bon 
dem mangelnden Obdach von Kindern in der „Einlege” — Mängel und 
Gefegwidrigkeiten, die eben nur durch eine wirkſame Armenaufficht aufs 
gebedt werden können —, dabei will ich nicht fprehen von ber vielfach 
unreinen Haltung der Pilegefinder, denen oftmals nicht einmal eine ſelb⸗ 
ftändige Liegeftätte eingeräumt worden war; noch von ber auch in Ge— 
meindekreiſen vielfach verbreiteten Auffaffung, wonach das Entgelt in ber 
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Sinderpflege, weniger al3 eine Gegenfeiftung jür Pflege und Erziehung 
des Kindes, denn vielmehr als Armenunterftügung der Pflegeparteien be— 
handelt wird. 

Wohl Hatte Armen- und Kinderſchutzgeſetz den Pflichtenfreis der 
Gemeinde genau umfchrieben, alfein diefe geſetzlichen Vorſchriften find 
in ihrem praktischen Wert doch vielfach bedingt bon einer mirkamen 
Übung der Auffichtsgemwalt, welche die Selbftverwaltungskörper in ber 
Erfüllung diefer Pflichten überwahen und darin erhalten. 

Viele Wahrnehmungen ber Aufſichtsorgane führten zur Aberfeunung 
der Pilegebefugnis, weiche trog marigelhajter Pilege und notoriicher Ver— 
dachtsmomente erteilt und bei fonftatierten Übelftänden in ber Pflege 
nicht entzogen worden war, weil ber Gemeinbeborfteher nicht den Mut 
hatte, mit biefen Übeljtänden aufguräumen und mit der Entziehung 
der Pflegebefugnis vorzugehen. Ohne das unabhängige Auffichtsorgan 
des —— — — wären in den meiſten Fälien die wohlmeinenden 
Abſichten des Geſetzes ein toter Buchſtabe geblieben. 

Nur bei zwei Wahrnehmungen des Landesinſpektors will ich mid 
länger vermeilen, weil diefe fo recht die Folgen des rechtlofen Zuftandes 
beleuchten, bem das fteiermärkifche Kinderſchutzgeſez ein Enbe bereiten 
wollte: Der Shader mit den Pflegefindern und das Inkognito der 
Pflegekinder. 

Dem Schacher mit den Pflegektindern wurde zu wiederholten Malen 
auf die Spur gefommen, er wurde in der Weiſe betrieben, daß eine 
Generalunternehmerin bom Lande bei Hebammen in der Stadt Pilege- 
finder übernahm, für deren Pflege die Mütter das monatliche Entgelt 
nad Mafgabe der durd) die niederen weiblichen Arbeitzlöhne bebingten 
Grenzen zuficerte, 

Die Unternehmerin vergibt diefe Kinder an Subunternehmer und 
behält einen Zeil de3 ohnedem karg bemefjenen Pflegegeldes, z. B. von 
9 Kronen 1 Krone per Monat als Unternehmergeiwinn zurüd. Das Kind 
beftreitet jfomit die Koften dieſes unverantwortlichen Schachers, der vo 
recht die traurigen Pflegeverhältniffe in den Gemeinden beleuchtet, auf 
denen aud die Armentinderpflege der Gemeinden vielfach beruht. 

Erft das fteiermärkifhe Kinderſchutzgeſetz führte die Anzeigepflicht 
hinfihtlich der in entgeltlicher Pflege aufgenommenen Kinder ein. Die 
entgeltlihe Pflege fremder Kinder gilt weder als konzefjiong-, noch als 
ein anmeldepflichtiges Gewerbeunternehmen, wenn gleich zu Öfteren Malen 
das Moment der Gewerbsmäßigkeit in dem ftändigen gleichzeitigen Halten 
von Pflegekindern (bis zu einem halben Dugend) gegen Entgelt fonftatiert 
werben lonnte. 

Ja, die Nachfrage nad) jolhen Pflegedarteien mit Maſſenbetrieb iſt leider 
vielfach lebhafter, al3 die nad) andern Pflegeparteien mit einer geringeren 
Anzahl von Kindern und forgfältigerer Pflege. Bei manchen Pflegeparteien, 
bei welchen viele Kinder das Zeitliche jegnen, befteht der begründete 
Verdadt, daß fie den Kindesmord gemwerbsmäßig betreiben, ohne da 
ihnen diefer nachgewieſen werben kann. Die polizeilichen Meldevorfchriften 
begründen eine Meldepflicht nur hinfichtlich der Dienftboten, gewerblichen 
Gehilfen und Arbeitern, fowie der Mietparteien, nicht aber hinfichtlich 
der im entgeltliche Pflege untergebradhten Kinder. Das Sanitätsgejek 
ſchreibt wohl die Evidenthaltung der Findfinge vor (Gefeg vom 30. April 
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1870, R. ©. B. Nr. 68, 83, lit. b); alfein hinſichtlich der Pflege- 
und Haltefinder fehlt eine gejeglihe Grundlage für die Meldepflicht. 
Nur fo läßt fich die Möglichkeit des nicht einmal, jondern vom Lande3- 
findelinfpeltor zu wiederholten Malen erhobenen Tatbeftandes erklären, 
daß Hebammen in der Stadt die bei ihnen zur Welt gebrachten Kinder 
ohne Heimatdokumente und Identitätsnachweis an Pflegeparteien vom 
Lande abgaben, jo zwar, daß dieſe oft nicht einmal in Kenntnis des 
Familiennamens waren und nur den Taufnamen ber Kinder kannten. 
So mußte eine Pflegepartei zwei bei ihr verftorbene Koftkinder jo lange 
im Keller verborgen halten, bi3 fie zwed? Anmeldung diefer Kinder zur 
Totenbeihau die nötigen Dokumente für dieſe Kinder fich beſchafft Hatte. 
Oft trifft e3 fi, daß aud die von den unehelihen Müttern ver- 
ſprochenen Geldfendungen für die Pflegekinder einzulaufen aufhören. Wenn 
die Dokumente ſolcher Kinder fehlen, wird dann vergebens nach den ver- 
fcholfenen Eltern — und die Pflegepartei bleibt im Beſitze des „ver⸗ 
ſehzten“ Kindes. Die Partei wendet ſich um Hilfe an bie Äufenthalts- 
gemeinde, welche fie wieder an bie Kindeseltern verweift, von denen fie 
das Kind übernommen hat. Iſt die Heimatgemeinde bekannt, beantwortet 
dieſe — wenn es gut geht — das Unterftügungsanfuchen der Pflegepartei 
mit ber Nüdberufung des Kindes in die heimatlihe Armenverjorgung. 
Damit ift die Heimatgemeinde formal im Rechte, denn fie hat das freie 
Selbſtbeſtimmungsrecht Hinfichtlih der Art der Armenverforgung, zu 
welcher fie verpflichtet ift. Diele Pflegeparteien find num jo naib, 
zu glauben, daß die Heimatgemeinde das Kind, um das es fi 
handelt, ebenfo lieb Hat, als die Pflegepartei e3 lieb gewonnen hat; 
daß ſich die Yeimatgemeinde ebenfofehr ben Beſitz des Kindes her— 
beifehnt, als fie, die Pflegepartei, die Trennung von dem finde 
ſchmerzlich empfinden würde, und glaubt in biefer naiven Auffafjung, 
die Abgabe des Kindes an die Heimatgemeinde bon der borher- 
gehenden Begleichung des rüdjtändigen Pflegegeldes abhängig machen zu 
önnen. Dieje bisher unternommenen Schritte zur Hereinbringung eines 
herlei Verpflegsfoftenaufwandes waren erfolglos geblieben. Die politi- 
Shen Behörden lehnten die Entſcheidung ab und bie oberftgerichtfichen 
Entſcheidungen laſſen bie Zujtändigfeit ber Gerichtsbehörden zweifel- 
haft erfcheinen. Die Pflegepartei wird auf diefe Weije an der Rechtshilfe 
durch den Staat faft irre und verfucht es mit der Selbfthilfe, indem fie 
das Kind al3 Pfand für ihre Forderung der Gemeinde vorenthält. Statt 
daß die Gemeinde fich beeilt, das Pfand einzulöfen, läßt fie es ruhig bei 
der Pflegepartei. Im Falle der Beſchwerde weift fich die Gemeinde damit 
aus, daß fie mit der Rückberufung des Kindes in die heimatlihe Armen- 
verforgung ihrer Unterftügungspflicht nachgefommen ift und daß es nicht 
der Gemeinde Verſchulden jei, wenn von diefer angebotenen Verſorgung 
tein Gebraud; gemadjt wurde. Die Pflegepartei hat auch wieder das Nad)- 
jehen und kommt durch ihr mangelhaftes Einjehen und die mangelhaften 
Eintihtungen auf dem Gebiete des Kinderrechtsſchutzes zu boppeltem 
Schaden, indem fie nicht mur die in ber Vergangenheit auf— 
gelaufenen Verpflegstoften nicht erhält, ſondern das Sind für die Folge 
erft recht unentgeltlid behalten muß. Mir ift ein Fall bekannt, wo der 
Bilegepartei ſchließlich die Geduld ausging und fie das Kind im Ge— 
meindeamte mit der Erklärung deponierte, nicht mehr weiter fiir dasfelbe 
forgen zu wollen und zu fönnen. Nun allerdings mußte ji die Gemeinde 
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wohl ober übel zur Fiürforge für das in aller Form verlafjene Kind 
bequemen, zu ber fie im tyalle des augenblidlichen Bedürfniſſes als Auf- 
enthaltögemeinde aud) bei nicht zugehörigen Armen verpflichtet ift ($ 28 
des Yeimatgefeges). 

Die Wahrnehmung von Pflegefindern ohne jeglichen Heimats- und 
Identitätsnachweis durch den Landesarmen- und Findelinjpeltor, die von 
mir felbft im Armenreferate des fteiermärkijchen Landesausjchufies zu 
öfteren Malen gemachten Erfahrungen mit ben Erfaganjprüden von Ber- 
pflegsfoften von Pflegefindern, deren Herkunft nicht von vornherein zur 
Genüge feitgeftellt ift, Haben mich veranlaßt, diejes traurige Kapitel im 
Anhange einzufhalten, um zu zeigen, wie bie Grundlage ber Erziehung, 
die Sicherſtellung der Verpflegung der Pflegefinder fi unter Umftänden 
ſchwierig geftaltet. Man kann Ya vorftellen, wie die Erziehung ber 
Kinder auf einer folhen Grundlage fi geftaltet. 

Die Gefepgebung, betreffend die fumulativen Waiſenkaſſen, hat nicht 
einmal auf die Fälle des beftrittenen und zweifelhaften Heimatrechtes 
Nüdficht genommen. Ich habe davon bei Beſprechung dieſer Geſetzgebung 
geiprochen. 

Soweit e3 möglich war, haben das Wrmengejeg ($ 11) und das 
Kinderfchußgefeg (8 6) in Steiermark den hier zu Tage liegenden Be- 
dürfniſſen Rechnung getragen; doc, kann ich nicht oft umd deutlich genug 
betonen, mie alfe dieje Geſetze wertloſes Stüd Papier bleiben müfjen, 
wenn nicht eine wirkſame Aufficht dahinter jteht. 


Ar, 11. 


Das Elend der armen, verlaffenen und verwahrloften Finder 
in Niederöfterreid. 


Aus: „Ein Wort zur Abwehr der auf die Nefervefonds der fumula- 
tiven Waifentaffen der einzelnen Kronländer geplanten Attentat3” von 
Joſeph Schöffel, Mitglied des niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſes, Wien, 
1895, Seite 11, 12 und 13 (f. hiezu Anhang Nr. 5). 

„Nach der vom niederöfterreihiichen Landesausſchuſſe im niederöfter- 
reichiſchen Landtage eingebrachten Vorlage, betreffend die Errichtung von 
Zandeswaijenhäufern aus Anlaß der bevorftehenden feier des fünizig- 
jährigen Negierungsjubiläums Seiner Majeftät bes Kaifers, eriftieren in 
Niederöfterreich allein 3500 verlafjene Kinder unter 14 Jahren, wozu 
die Hinterlaffenen Waifen armer Eftern nicht gerechnet find. 

Von dieſen Kindern des Elends waren dazumal 1300 in den jtädtijchen 
Waijenhäufern in Wien, 200 im Joſef Hyrtlſchen Waifenhaufe in Mödling, 
500 in den Landesbefferungsanftalten untergebracht, 552 befinden ſich in 
der Armenverforgung und der Reſt zumeift bei fremden Kofteltern in un- 
entgeltliher Pflege. Welches Harte Los dieſe armen elternlojen, ver- 
Jafjenen Kinder zu erfahren haben, das zu bejchreiben fträubt ſich meine 
Feder. Ih kann der Schilderung des Elends der Findlinge aus eigener 
Anſchauung und Erfahrung hinzufügen, daß volle 95 Prozent der an 
die, unter meiner Leitung jtehenden Vefjerungsanftalten abgegebenen joge- 
nannten moralifch verwahrfoften Kinder teils durch Hunger zum Ber- 
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brechen getrieben, teils von gewiſſenloſen Pilegecktern aus Gewinnjucht 
unter Mißhandlungen zu Verbrehern gemadt wurden. 

Ich ſpreche nicht mehr als die trodene Wahrheit, wenn ich fage, daß 
der größte Teil der in das Joſef Hyrtlſche Waiſenhaus abgegebenen 
Kinder in erbärmlich verfümmertem Zuftand mit Geihwüren und ſtrofulöſen 
Eiterbeufen bededt, dahin abgegeben werben und jich erft nach Monaten 
forgfältiger Pflege dafelbft erholen. 

Und wer zählt die taufende unglücklicher, armer Kinder, die, weil fie 
ihren Pilegern im Wege ftehen, mit teuffiihem Naffinement ſyſtematiſch 
durch Hunger, Kälte und Schläge langjam zu Tode gemartert werben, 
von deren Martyrium man nur hie und da in Gerichtöverhandlungen etwas 
hört, wenn zufällig einmal Nachbarn diefer Märtyrer den Mut haben, über 
die unerträglihen Leiden folder Kinder bei Gericht die Anzeige zu er- 
ftatten. Der Totenbejchauer gibt bei diejen Heinen Märtyrern als Todes- 
urfahe gewöhnlich „Magen- und Darmlatarrh“, „Lebensſchwäche“ uf. 
an, die eigentliche ürſache des Todes, den falten bebadhten Mord, bedt 
die Erde. Die Schande der Gefellihaft aber, die ſolches mit anfieht 
und buldet, deckt fie leider nicht! 

In allen andern Ländern der Monarchie, die, was öffentliche Wohl» 
fahrt3einrichtungen anbelangt, weit Hinter Nieberöfterreich zurüd find, 
fteht die Cache noch viel jchlimmer.” 


Ar. 12, 


Aus dem Berichte des Landesausfchuffes in Böhmen (Drud XX, 
Nr. 180, Landtag, V. Seflion, 1895, betreffend die Verwendung ber Ge- 
barungsüberfhüffe der gemeinjamen Waifentajfen über den unzulänge 
lien Zuftand der Armenkinderpflege und den Mangel der Armenaufjicht 
im Königreihe Böhmen). 

Die Fürjorge für arme Kinder ift ber wichtigfte Zweig der öffentlichen 
Armenpffege, indent fie zur Aufgabe hat, die moralische, geiftige und wirt- 
Schaftliche Hebung des künftigen Volksnachwuchſes durch eine ordentliche Er- 
ziehung zu nterfüßen. Eine folhe Förderung der Armenpffege ift nicht nur 
ein Erjordernis der Humanität, fondern aud) ein Gebot bes öffentlichen 
Interefjes, welches durch Läffigfeit in biefer Richtung am meiften zu 
feiden hat, da ſolche Kinder vermahrloft und Förperlich und geiftig dem 
Berderben preisgegeben werden und in fpäterem Alter ber Offentlichteit 
zur ftändigen Laft fallen. 

Die Unzulänglichkeit der gegenwärtigen Pilege und Erziehungsver- 
hältniffe der armen Waifentinder und der verlafjenen und verwahrloften 
Jugend im Königreihe Böhmen läßt fi nicht verfchweigen, trotzdem 
das Land und die Gemeinden fchon jeßt bedeutende finanzielle Opfer 
zu dieſem Zwecke bringen. Abgeſehen von dem Mangel einer gehörigen 
Aufficht ift die Urjache hauptjählich darin zu fuchen, daß die Heimat» 
gemeinden, auf deren Schultern bis jet meiftenteil3 die Fürſorge um 
arme Kinder ruht, zumeift jelbft weder die gebührende Erfenntnis, noch 
die nötigen Mittel zur Beſorgung diejer wichtigen humanitären und 
fozialen Aufgabe bejien, und daß die Wirkſamkeit der höheren öffentlichen 
Drgane, namentlich des Landes und der Bezirke, bis jegt eine ſehr ein— 
feitige und ungenügende war. 
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Ur. 18. 
Die Statiſtik der verwahrloſten und gefährdeten Kinder in 
Steiermark. 
Die verwahrloften Binder in den öffentlidien Volksſchulen 
er in Steiermark, r 


Ergebnis der brieflihen Umfrage des Agenrbneten Dr. Reicher im Jahre 1886, 
im Bergleiche zu ben Erhebungen des Statütifchen Landesamtes im Jahre 1899/1900. 
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Was zunächft den Altersaufbau ber verwahrloften Jugend betrifit, 
jo ergaben die Erhebungen des ftatiftifchen Landesamtes folgendes: 


Beoften und. 
——— Berner 





Atersjanee | Zah der, 





unbelannt 
Zufammen 878 





Die größte Zahl ber Werwahrloften finden wir in ber Gruppe 
der Dreizehn- bis DVierzehnjährigen mit 156. Ob die Verwahrlojung 
dann wirklich im Widerfpruch mit den Erfahrungen ber andern Stoaten in 
fo plöglichem Sinfen begriffen ift, daß in Steiermarf die Zahl um mehr als 
zwei Drittel fintt und die Vierzehn- bis Fünfzehnjährigen nur mehr 42 
Verwahrloſte aufzuweiſen vermögen, ift mir mehr als zweifelhaft. Man 
follte denken, daß der J— jenbliche gı jerade mit dem Augenblide, mo er von 
den engen Feſſeln ber — — wird, die ihn doch zu einem gewiſſen 
geordneten Leben durch genau beſtimmte Schuͤlzeit verhalten, und wo 
er zum erſten Mal den Gefahren des Lebens bei noch nicht ausgereiftem 
Charakter ſelbſtändig gegenüberſteht, am meiſten der Verwahrloſung und 
ſittlichen Verirrungen preisgegeben iſt. Die dem widerſprechenden Ziffern 
der Erhebungen erklären ſich dadurch, daß die Auskunftsperſonen der 
Statiſtik in der Regel Lehrer waren, bie über das Verhalten der mehr 
als BVierzehnjährigen natürlich ungenauer unterrichtet find. 


über die Legitimitätverhältniffe der Verwahrloſten belehrt una nad- 
folgende Zuſammenſtellung: 


Nach de Satin — waren | Smaben | nen ; 





chelicher Geburt . | a 103 558 
uneheliher Geburt . . ' 201 40 241 
Unbetannter Legitimität | 69 10 79 


Zufommen . . | 725 153 | 88 
i \ 
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Es waren ſonach 631/, Prozent ehelicher, 271/, Prozent unehelicher 
und 9 Prozent unbefannt gebliebener Geburt. 





| Bahl der Stinder 











Bater geftorben 

Mutter geftorben 

Beide Eltern geftorben . 

Beide Eltern (teip. ui 
Tiche a en 


Bufammen . - 





€3 find ſonach — abgejehen von 79 Kindern, deren Legitimität und 
Verwaiſungsgrad unbelannt find — 115 Halb verwaift, 41 ganz ver- 
waiſt und 621 befigen entweder, wenn fie ehelich find, beide Eltern 
ober, find fie unehelich, die Mutter. 

Obiger Auszug über die Verwaifung beftätigt nur bie Erfahrung, daß 
bie Verwahrlofung der Kinder ſich als eine traurige Begleiterſcheinung 
de3 modernen Familienlebens vorfindet, und dad die Schugorganifation 
für das Hilis- und erziehungsbedürftige Kind, die Zamilie, — ihren 
Dienſt verſagt und durch andere Maßnahmen ber öffentlichen Verwaltung 
erjegt werden muß. 

Früher war es das Findelkind, welches aus Rüdficht für die gefallene 
Mutter die Koften ber Humanität zu tragen Hatte, jeßt ift es das ver- 
wahrlofte Kind, welches einen guten Teil der Koften zu tragen hat, aller 
jener Umftände und Berhältniffe, welche in unferem inbuftriellen Zeit- 
alter eine Zerfegung des Familienlebens herbeiführten. 

Über den Zufammenhang der Verwahrlojung mit der Vererbung 
törperliher Defekte und verbreheriicher Neigungen und mit dem fitt- 
lichen Verhalten der Eltern war bereit3 oben . Anhang Nr. 3) die Rebe. 

Hier laſſe ich die Tabellen der Erhebungen folgen, aus welchen der 
enge Parallelismus und enge Konneg zwiſchen phyſiſchen und pſychiſchen 
Defekten und ber fittlihen Verwahrloſung ſich ergibt. 
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Arankheiten, welde die ſittlich verwahrloſten und gefährdeten 
Binder in ihrer bisherigen Lebenezeit durchgemacht haben. 
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4) Darunter zugleich noch ein Fall Lungenentzündung, brei Diphterie, 
brei sie Ehe un] Sie Sraen, ein Sat Em und en 

?) Darunter zugleich noch ein Fall Kopfverlegung. 

) Darunter zugleich noch zwei Fälle Scharlach, ein Fall Diphterie. 

9 Darunter zugleich noch ein Fall Scharlad. 

) Darunter zugleich noch ein Fall Scharlah und Diphterie, ein Fall Fraiſen, 
ein Fall Schafblattern, zwei Fülle Wafferkopf. 

*) Darunter zugleich noch ein Fall Scharlad;. 
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Ein in der Regel zuläffiger Schluß auf fittliche Verwahrloſung läßt 
ſich aus dem Verhalten des Kindes zum Schulbefud und zur Schulzucht 
ziehen. Die Erhebungen bes Iandezftatiftiihen Amtes ergaben diesbe— 
züglich folgendes: 

Bon 878 in Betracht fommenden Kindern waren 667 fchulpflichtige 
Kinder, welche regelmäßig die Schule befuchten, während 159 ſchulpflich- 
tige Kinder als planmäßige Schulftürzer charakterifiert wurden. 

16 fchulpflichtige Kinder waren aus der Schule ausgeſchloſſen, 30 
waren nicht mehr fhulpflichtig und 6 im vorfchulpflichtigen Alter. 

Die beiden legten Ziffern find aber tatſächlich um vieles höher, nach— 
dem bad Schwergewicht ber Erhebungen nur bie Berwahrlofung im fhul- 
pflichtigen Alter betrifft. 

Ebenjo würde die Zahl der ausgeſchloſſenen Kinder um vieles höher 
fein als 16, wenn die zum Ausfchlufje berufenen Organe der Schulver- 
mwaltung die beruhigende Gemwißheit hätten, daß für die Erziehung ber 
Ausgefchloffenen vorgeforgt wäre. Dies ift aber nicht der Fall. Nicht nur, 
daß dann feine weitere Fürforge mehr Platz greift, ſondern der Zuftand 
der Schulloſigkeit erſcheint wie eine Prämie für renitente Schulfinder. 
Dort, wo die Zucht des Elternhaufes wenig wert ift, hört bei Wegfall des 
erzieherifchen Einfluffes der Vollsſchule beim Ausſchluß eines Kindes aus 
berfelben überhaupt jede Auffiht und Erziehung auf. Dort, wo aljo 
die Fürforge am notwendigften ift, verfagt fie gänzlich. Aber nicht bloß 
bie pofitive Aufgabe des ftaatlichen Unterrichts- und Erziehungsweſens, be» 
treffend bie Sicherftellung und Förderung ber geiftigen und fittlichen 
Bildung der jugendlichen Staatsbürger, auch bie negative Seite der Zivede 
ftaatliher Schulverwaltung, der Schuß der Schuljugend vor Gefahren durch 
Anftekung drängt zu einer Fürforge für bie verwahrlofte ſchulpflichtige 
Jugend. Diefe bedeutet eine ftete Gefahr für die übrige Schuljugend und 
erſchwert den Schulunterricht. 

In Vergehen gegen die Schulorbnung zeigt ſich oft das erfte Symptom 
ber Verwahrloſung. Die folgende Tabelle befehrt uns über verſchiedene 
Außerungsformen der Verwahrloſung und über das Fortfchreiten der Ver- 
mahrlofung zur Straffälligteit. 








Betätigung der Nitlidien Berwahrlofung, Anzahl der Fälle, in denen nebenfichende Betätigungen 
angegeben wurden. 
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*) Die Biffern dieſer Beite find in ber ESchlußgiffer nicht einbezogen. 
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Nochmals zufammengefaßt, fam die Verwahrlofung und Gefährdung 
namentlich in folgenden raſbaren Serblungen zum Ausdrude: 











\ Anode |Mödchen | Sufammnen 
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Ferner in folgenden Übertretungen de3 Strafgeſetzes und unfittlichen 
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2 ' Bagabondage . . Pa "69 36 205 
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Dazu fommen endlich die planmäßigen Schulftürzer: 
145 Knaben, 14 Mädchen, zufammen 159 Kinder, 


und andere Berftöße gegen bie Schuldiszipfin duch 34 Knaben und 
5 Mädchen, zufammen 39 Kindern — fomit im ganzen 198 Kinder. Das 
ftatiftifche Landesamt ermittelt die vorftehenb mitgeteilten Ziffern von 
1043 Fällen bei Knaben und 189 Fällen bei Mädchen, zufammen 1232 
Fälle von Zumiberhandlungen, die ſich auf 585 Knaben und 121 Mädchen, 
zufammen 706 Sinder beziehen. Im ganzen fehlten die Angaben für 
140 Knaben und 32 Mädchen, zufammen 172 Kinder. Daraus ift zu 
erfehen, daß bei ben Knaben im Durchſchnitte zwei Arten von Zumider- 
handlunger auf eine Perſon entfallen, dagegen bei den Mädchen erſt auf 
zwei Perſonen drei Zumiderhandfungen. 

Am häufigften fommt Diebftahl vor; bei 585 Knaben und 121 Mädchen. 
Diefem zunächſt fteht Bagabondage, von der Neigung zum Herumſtreichen 
bis zum tagelangen Fernbleiben vom Saufe, bei 169 Knaben und 
36 Mädchen. Mit Bagabondage fällt naturgemäß das planmäßige Schul- 
ftürzen Pelammen, und ift erfahrungsgemäß häufig Betteln verbunden. 
Diebftahl, Betrug, Vrandlegung, Vagabondage und Bettelei, Gewalttätig- 
keit, Zerſtörungsſucht und Tierquälerei im kindlichen Alter gewähren 
ebenfo wie die geſchlechtliche Unfittlichkeit und Trunkfucht bei ungehemmter 
Fortentwicklung der darin zum Ausdrud kommenden ‚ohmzattereigenfhaften 
und Neigungen einen wenig troftreihen Ausblid in die Zukunft. 

Über die fittlich verwahrfoften Kinder, welche wegen der oben an— 
geführten Delikte beftraft wurden, über die Art der Abftrafung, die 
Zahl ber Beitraften, und fchließlich über die durch Belaſſung der Kinder 
in der gemeinfamen Schule entftehende fittliche Gefährdung belehrt ung 
die Tabelle: Anhang Nr. 30. 
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Jahl der Hinder, welche in ihrem bisherigen Leben polizeiliche Ahndungen, bey. gerichtliche 
Abftrafungen erfahren haben und Gefährdung des gemeinfamen BSchulunterrichtes. 










































































2egitimität unbefannt | 
rt der Abftrafungen fr 
Br Jess — a weiblich 
— — 
Gerichtlich — _ _ 64 12 
Polizeilich 1 —— 1 31 | 4 
Durch bie Gemeinde . — — — 10 2 
Gerichtlich oder polizeilich . — — — 60 — 
Bund, pl angnrbnte rue list am || _ ' ı\_ 
Nicht beſtraft un 2871 67 864 148 26 13 ı[ 12/48 98 
Unbelannt ob abgeftraft ober nit. 80 4 104 28 9 37 55, 9 64° 168 42 
Summe | j 
Von den gejamten fittlich den \ 
und gefährbeten Kindern gefährden ; h 
ben gemeinfamen Unterricht. . - \ 355 51 | 306 | 120 18 u 2 13 368 71 
| \ 
! N 
u 

















439 


— 353 — 
Ur. 14. 


Zehrerftimmen über die Berwahrlofung der Schüler, deren Ur- 
ſachen und die Mittel zur Abhilfe. 


Bei der Umfrage des ftatiftifchen Landesamtes jind von Seite der 
Sculfeitungen Antworten eingelaufen, welche bie tatfählihen Zuſtände 
innerhalb des Schulweſens grell beleuchten. 

So ſchreibt ein Lehrer aus dem Bezirke Windifch-Gräz, daß fo 
mande Verrohung und fittliche Verberbtheit die Schufe wohl hintanhalten 
könnte, wenn ihr ausreichende Strafmittel zu Gebote ftünden. Allein die 
Kinder wiſſen nur zu gut, daß fie der Lehrer nicht empfindlich ftrafen dürfe, 
und fümmern fih um Lehrer und Mahnung desſelben blutwenig. Das 
Burüdbehalten nad der Schule ift ein unzureichendes Strafmittel. Der 
fo viel angepriefene Verkehr mit dem Elternhauje nügt aber wieder nur 
dort, wo einfichtige Eltern ba find, in den meiften Fällen aber halten 
fich unvernünftige Eltern jogar auf, wenn man fie auf etwaige Gebrechen 
ihrer Kinder aufmerkffam macht. 

Es mag früher vorgefommen fein, daß unvernünftige Erzieher die 
Jugend tyrannifierten, doch heute kommt das umgelehrte Verhältnis, 
daß ausgelaffene Nangen ben Lehrer quälen und die Erziehungs- und 
Unterricht3erfolge hemmen, leider nur zu Häufig vor. J 

Aus dem Bezirke Frohnleiten (Lehrer): 

Mit fittlich verwahrloften Kindern hat es ber Gefertigte noch nie 
zu tun befommen, wohl aber mit ibiotifchen, zu beutjch tölpelhaften. 
Deren gibt e3 hier immer genug, gegenwärtig fünf. Solche werden von 
Eltern, welche e3 nicht verftehen, ein Kind zu reinigen, zu füttern uſw., 
künſtlich gezüchtet. Diefen Eltern ift es, wenigſtens jcheinbar, ganz gleich- 
ültig, wenn das Kind taub, zwerghaft, fchielend, redeunfähig, ſchwer— 
ällig im Gehen uſw. ift. Gefertigter hat nod) nie ein Bedauern von 
Seite ber Eltern über ſolche durch Überfütterung und Unreinlichkeit heran- 
gezüchtete Individuen außfprehen hören. Wird fo ein Kind zur Schule 
gebracht, jo hört man höchſtens nur jagen: „Müſſens halt Geduld haben, 
da3 Kind war alfeweil fo viel krank“ 

Sole Kinder gehören in eine befondere Anftalt, die andern ge- 
wöhnlich veranlagten und wohlerzogenen Kinder müfjen neben ſolch geiſtig 
und törperlich verwahrloften Kindern im Fortſchritte zurüdhleiben, weil 
man fi mit den armen Geſchöpfen doch auch befaffen muß, damit jie 
vom Schufgehen einen Nugen haben. Auch find die andern Kinder immer 
ber Gefahr ausgefegt, von Ungeziefer und Krankheiten befallen zu werben. 
Es ift ſchon einige Male vorgelommen, daß der Impfarzt ein Kind 
megen einer Lage Schmuges auf der Haut gar nicht impfen konnte. 

Schickt man aber ein ſolches Kind zum Brunnen, daß e3 jich einige, 
jo find die Eltern beleidigt und man fann allerlei Grobheiten zu hören 
befommen. Es ift den Kindern deutlich anzufennen, wie weit fie ſich ge— 
waſchen haben. Die Ohren und ber Hal werben jelten naß. Sehr traurig 
ift es, daß es Leute gibt, weiche den Kindern das Baden verbieten, aus 
dann, wenn fie nicht in der geringften Gefahr und nur unter dem gleich- 
artigen Geſchlechte mit verbedten Blößen fich befinden. Dafür aber find 
noch häufig Kinder in Verwendung, wenn Kühe und Schweine zum Belegen 
getrieben werben, was gemeinbeämtlic ſchon wiederholt verboten wurde. 

Neicher, Fürjorge für die verwahrlofte Jugend. IT. 23 
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Dieſe Gepflogenheit findet man nicht unſittlich, wohl aber das Baden 
und Reinigen. 

Aus dem Bezirke Voitsberg meint ein Lehrer, daß Kinder 
meiſt wegen Unzulänglichleit ber elterlichen Erziehung und mangelnder 
Auffiht als fittlich gefährdet anzufehen find. Um ſchlimmſten fteht 
e3 bei den Kindern aus der Glashütte X, wo ber Einfluß der Halb- 
wüchſigen Hüttenburfchen auf die jchulpflichtigen Kinder und die obigen 
Gründe fo unheilvoll find, daß fait ſämtliche Kinder fittlih ſehr ge- 
fährbet find. 

Aus dem Bezirke Leoben (Lehrer): 

Hiebei erlaubt man ſich noch zu bemerken, daß noch eine Menge andrer 
Kinder verzeichnet werben könnten, bei welchen es an nötiger Erziehung, 
refpeftive hinreichender Aufficht von Geite der Eltern mangelt; benn 
bei Kindern von Werköarbeitern liegt die Erfüllung der elterlichen Pflichten 
meiftens in Händen der Mütter, die fich aber ihren Rangen gegenüber 
nicht nur zu ſchwach erweifen, fondern fie noch in Schug nehmen. Wenn 
der Schule nicht ausgiebigere Disziplinarmittel, ald die gegenwärtigen 
e3 find, in bie Hand gegeben werden, jo muß die fittlihe Verrohung 
der Jugend immer mehr und mehr überhandnehmen. 

Aus dem Bezirke Leoben (Lehrer): 

Bei dieſer Gelegenheit muß leider berichtet werben, daß die Zahl 
jener Kinder, melde al3 fittlich gefährdet anzujehen find, gerade im 
hiefigen Schulfprengel von Jahr zu Jahr wächſt. Während es in früheren 
Jahren, wo die Bergknappen noch weniger Wanberluft verjpürten, eine 
Seltenheit war, wenn einem Schüler eine mindere Sittennote zuerfannt 
wurde, mußten heuer 16 Schüler unter 640 mit „minder“, bezw. „ent- 
ſprechend“ in Sitten MHaffifiziert werden. Auffallend ift es, daß namentlich 
die Arbeiterfinder geradezu einen Hang zur Unbotmäßigfeit zeigen. 

Unter den mannigfahen Klagen über Schulverfäumniife nehme ic 
eine aus bem Bezirke Tüffer heraus. Ein Lehrer faßt feine Wahrnehmungen 
dahin zufammen, daß ſich im Schuliprengel, zumal im Sommer, alljähr- 
lich jugendfiche, noch ſchulpflichtige Individuen dem Schulbeſuche gerne 
entziehen, und zwar fo hartnädig, daß weder ſchulbehördliche Strafen, 
noch die Autorität der Eltern dagegen auffommen können, ja daß fie ſich 
oft Tage, felbft wochenlang ben Stern nicht vor die Augen trauen, nur 
um nicht zum Schulbefuche gezwungen zu werben. 

Andere Mitteilungen aus Lehrerkreiſen betrafen den ungünftigen Ein» 
fluß, weichen die Sommerbefreiung auf den fittlihen Zuftand der befreiten 
Schulkinder und in der weiteren Folge nach ihrer Rüdkehr in bie Schule 
auf die Schulpflicht überhaupt augübt. 

Aus dem Bezirke Oberzeiring (Lehrer): 

Der Übelftand befteht im Schulfprengel, daß bie ledigen Rinder, welche 
bei Bauern in Unterkunft find, nicht Hteibig in die Schule geſchickt werben. 
Ferner wirken bie über Sommer befreiten Kinder fhädigend auf die Dis— 
ziplin ein, wenn fie im Winter die Schule wieder beſuchen. 

Das Bedürfnis nad) einer weiteren Fürforge für das wegen feiner Ber- 
mahrlofung aus der Schule ausgejchloffene Kind wird vielfach betont. 

Der Mangel einer folhen weiteren Fürforge und bie Schuplofigkeit, 
welcher das Kind anheim fallen würde, verhindert die Lehrer, zu diefem 
äußerften Mittel zu greifen. Die Erfolglofigkeit der auf eine folhe Für— 
forge gerichteten Veftrebungen geht aus der folgenden Mitteilung hervor. 
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Aus dem Bezirke Weiz (Lehrer): 

Ein zweiter Knabe, der eine kurze Zeit bie erfte Kaffe bejuchte, 
Ionnte in ber Anftalt Waltendorf nit Aufnahme finden, weil feine 
Heimatgemeinde die geringen Koften jcheute. Dieſer Knabe wurde wegen 
Diebftahl verjagt und ift in einen andern Schulfprengel gemwandert, mo 
er bei einem Bauer ala Halterbub verwendet wurde, 

Der Wunſch nah Errichtung befonderer Anftalten für bie fittlich 
verwahrlofte Jugend behufs Reinhaltung der Volksſchule von anftedenden 
Elementen und zum Schuge gegen ben fonft fortichreitenden fittlichen Ver— 
fall diefer Kinder kehrt in der großen Mehrzahl der Lehrerftimmen wieder. 


Ar. 15. 


Der Antrag des Abgeordneten Dr. Reiher und Genofjen im 
fteiermärtifhen Landtage, Sejfion 1887, betreffend die Rege- 
lung ber Fürforge für die verwahrlofte Jugend, die mündliche 
Begründung biejes Untrages durch den Antragfteller, die Ver- 
handlung über denſelben im fteiermärfifhen Landtage. 


Wrotofoll des ſteiermärtiſchen Sanbtsges 1887, IV. Seffion, VI. Sandtagäperiobe, 
. Sigung. 


Antrag des Abgeordneten Dr. Reicher und Genoſſen. 


Zu Erwägung, daß Kindern an und für fi) ein unbeſtreitbares 
Net auf eine möglichſt gute Erziehung zufteht, zumal diefelben ja vom 
10., bezw. 14. Lebensjahre an für Gejegezübertretungen verantwortlich 
gemacht werben, bie fie nur unter Vorausfegung einer vorangegangenen 
genügenden Erziehung werben vermeiden können, 

in Erwägung, daß e3 gewiß vernünftiger ift, der Entwidlung des 
Berbredertums in dem heranwachſenden Geſchlecht entgegenzumwirfen, als 
fi) auf die Beftrafung der fertigen Verbrecher zu beichränten, daß e3 von 
größter Wichtigkeit ift, bem Verbrecher- und Landftreihertum an der Duelle 
zu wehren und von dem Vagabundennachwuchs und ber Heinen Verbrecher- 
welt zu retten, was noch zu retten ift, baß die auf Beſſerung verwahrlofter 
Kinder aufgewendeten Koſten fruchtbringenber angelegt find, als jene für 
Gefängniffe, Schub und Zwangsarbeitsanſtalt und daß die rechtzeitige 
Rettung der verwahrloften Jugend eine Verminderung der Tegterwähnten 
Koften zur Folge haben muß, 

in weiterer Erivägung, daß es unzweifelhaft zweckmäßiger und wichtiger 
ift, der Armut vorzubeugen, als ſich auf die Unterftügung der Armen zu 
beichränfen, daß insbeſondere die Fürforge für arme Kinder nicht allein 
durch den Gefichtöpunft der Bewahrung vor leiblihem Mangel, fondern auch 
durch erziehfiche Rüdfichten beftinmt werben foltte, daß daher nicht alfein 
die Barmherzigkeit, fondern auch das öffentliche Intereſſe, nit nur auf 
bie möglichft befte förperfiche, ſondern auch fittliche Pflege der Bedürftigen 
gebieten, weil nur durch bie Einhaltung der Gefundheit, durch Gewöhnung 
an Sitte und Ordnung, durch Unterweifung in einem Nahrungszmweige 
ber fünftigen Armut wirkſam vorgebeugt werben und eine fünftig jehr 
viel ſchwerere Belaſtung und fittlihe Schädigung durch gegenwärtige und 
rechtzeitige Aufwendungen zu dem vorbezeichneten Sweden abgewenbet 
werben fan, . 

in fernerer Erwägung, daß das Jnterefje der Schule dringend bie 
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Abſonderung der fittlich verwahrloften Schule, denen gegenüber jich bie 
Zuchtmittel der Schule und des Haufe ald unzulänglich erweifen, fchon 
mit Rückſicht auf die mit der feſtgeſehten Gemeinfchaft verbundene Gefahr 
der Anftedung ber noch unverborbenen Jugend dringend erheifcht, daß 
ſchon 8 24 der Schul- und Unterrichtsorbnung vom 20. Auguft 1870 
beftimmt, daß ausnahmsweiſe in Fällen, mo dad Verbleiben eines Kindes 
in der Schule die Sittlichkeit der Mitſchüler dringend gefährdet, auf 
Antrag des Leiters der Schule die Ausſchließung von der Ortsfchulbehörde 
verfügt werben fann, und daß 8 20 des Gefeged vom 14. Mai 1869 ſchon 
die Eltern und ihre Stellvertreter verpflichtete, ihre Kinder oder Pilege- 
befohlenen nie ohne den Unterricht zu laſſen, welcher für die öfjentlichen 
Vollsjhulen vorgeſchrieben ift, eine Verpflichtung, die in Ermanglung ent- 
ſprechender Vorkehrungen nur in ben feltenften Fällen erfüllt werben kann; 

in fchließlficher Erwägung, daß nach $ 59 ber Volksſchulnovelle vom 
2. Mai 1885 e3 der Landeögejeggebung zulommt, in Betrefi der Errichtung 
der für das Land notwendigen Schulen und Erziehungsanftalten Die ge» 
eigneten Anordnungen zu treffen, und daß nach $ 62 ber bezogenen Volis- 
ſchulnovelle die Landeögefeggebung weiter zu beitimmen hat, wie ber 
Aufwand für die im $ 59, Abjag 2, erwähnten Anftalten zu beftreiten 
fei, daß aber die gegenwärtige Widmung von zehn Stiftungsplägen für 
die Erziehungsanftalt des Grazer Schupvereines durch den hohen Landtag 
dem inı Sande Hervorgetretenen Bedürfniſſe nicht entfpricht, wie dies ſchon 
aus dent Rechenſchaftsberichte bes Landesausſchuſſes für das Jahr 1887, 
Seite 95, hervorgeht; 

ftellen die Gefertigten den Antrag: 

Der hohe Landtag wolle befchlieken: 

1 Der Landesausfhuß wird beauftragt, im Sinne bed 8 62 des 
Neichögefeged vom 2. Mai 1883 dem hohen Landtage Vorfchläge zu erftatten, 
mie mit’einer ausgiebigen Landeshilfe der Aufwand für diejenigen Kinder 
zu beftreiten fei, welche infolge ihrer Verwahrloſung aus der Volksſchule 
ausgejchloffen und in eine Beſſerungsanſtalt abzugeben find. 

II. Nachdem aber bie öffentliche Armenpflege erft dort einzutreten hat, 
wo bie Mittel der freiwilligen Armenpflege nicht zureichen, wird der 
Landesausſchuß auch weiter beauftragt, ji mit der zum Kinderſchutz im 
Lande Steiermark organifierten Privatmohltätigleit ind Einvernehmen zu 
fegen und dahin zu wirken, daß allenfall® gegen eine Beitragsleiftung 
de3 Landes von dieſen die bereit3 beftehenden ober noch zu errichtenden 
Nettungsanftalten zur Unterbringung verwahrlofter Kinder benützt werden 
tönnen, damit da3 Land momöglid) der Notwendigkeit überhoben wird, 
im Sinne des $ 59 der Boltsjhulnovelle vom 2. Mat 1883 aus Landes 
mitteln eine eigene Nettungsanftalt zu errichten. 


Graz, den 28. November 1887. 


Dr. Reider. 

Lipp. Alerander Koller. 
Morre. Dr. Kögbed. 
Sutter. Alois Poſch. 

8. Endres. Iohann Thundart. 


Heilsberg. Thomas Köberl. 
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Mündliche Begründung des Antrages im fteiermärfifchen 
Landtage, Seſſion 1887. 

„Ich bedauere, nicht die glänzende Schilderungsgabe eines Dickens 
zu bejigen, der durch die Mitteilung der Schickſale des armen Kirchſpiel- 
jungen Olivier Twiſt einen Umſchwung in ber öffentlihen Meinung 
Englands über die Behandlung armer Kinder bewirkt hat. Ich muß Tat- 
ſachen ſprechen laſſen, und dieſe ſprechen oft eine verftändlichere Sprache 
als die ſchönſten Reben und Ausführungen. Die Kenntnis der Tatjachen 
und das Material, welches ich zur Verfügung habe, verdanfe ich Gerichts- 
und Verwaltungsbeamten, verdante ic) vor allem aber ber Lehrerfchaft 
Steiermarlß. 

Beinahe übereinftimmend wird als Urfache der Verwahrlojung ber 
Kinder die Vernachläffigung der häuslichen Erziehung angegeben. Die 
Briefe in Beantwortung meiner Umfrage berichten von Eltern, die 
ihren Kindern felbft mit ſchlechtem Beiſpiele vorangehen, jie in allen 
möglichen Schlechtigfeiten unterrichten, jie darin unterftügen, ja von- 
folchen, die ihre Kinder zum Betteln und Stehlen ausſchicken; fie 
berichten weiter von Kindern, bie von ihren Eltern verlaſſen werben. 

Die meiften diefer Berichte fprechen fih dahin aus, daß eine 
Beiferung gar wohl möglich wäre, wenn biefe Kinder aus ihrer bis— 
herigen Umgebung entfernt würden. Die Berichte fprechen nicht bloß von 
ehelichen Eitern, fie fpredhen von unehelihen Müttern, von natürlichen 
und von Stirfeltern fie berichten weiter von einer Verwahrloſung, welche 
infolge von Verhältniffen eingetreten ift, die von dem Willen ber Eltern 
voltftändig unabhängig find. Dort nämlich, wo die Eltern, dem Ermerbe 
bes täglichen Brote, der Arbeit außer dem Haufe nachgehen müſſen, jind 
die Kinder ohne Aufficht, fie find jich felbft und damit der Straße und 
ihren Gefahren überlaffen. In diefem Falle trifft bie Eltern wohl faum ein 
Verſchulden, die Verwahrlofung der Kinder fällt lediglich unſeren allge— 
meinen wirtſchaftlichen und fozialen Verhältniffen zur Laft. 

Selbftverjtändlich jpielt daS Zieh- und Pflegeverhäftnis in ber Frage 
ber verwahrloften Kinder eine traurige Rolle. Der Landtag hat ſich 
bereit3 im Jahre 1884 mit biefer Frage befaßt und hat auf dieſes troftlofe 
Gebiet menſchlichen Elends und menfchliher Armut hingemiejen. Auch 
meine Erhebungen geben grelfe Streiflichter; zwei ber grellften Fälfe 
werde ich mir zur Illuſtration mitzuteilen erlauben. Mit Genehmigung 
Seiner Erzellenz bed Herrn Landeshauptmannes werde ich mir geftatten, 
die betreffenden Berichte vorzulefen: 

Es handelt fi) um zwei Zöglinge der Erziehungsanftalt des Grazer 
Schutzvereins. 

er erſte Fall betrifft ein Waiſenkind in einer Gemeinde der Umgebung 
Graz, den Sohn eines berlichtigten, wegen Verbrechens des Todſchlages 
abgeſtraften Raufbolds. Niemand wollte ſich des Knaben annehmen, weil 
der Apfel nicht weit vom Stamme fällt und das Kainsmahl dem Kinde 
aufgedrüdt war. Die Frau bed Gemeindevorſtehers, welcher ſich ent- 
ſchloſſen hatte, den hilflofen Knaben aufzunehmen, wehrte ihm dies, weil 
jie und ihre Kinder mit bem Sohne eines Mörderd nicht unter einem Dache 
bleiben mollten. Endlich fegte e3 ber Mann dur, daß dem finde bie 
Verpflegung unter ber Bedingung des Unterftandes im Kuhſtalle gewährt 
wurde. Aber auch von dort wurde dad arme Kind von Suechten und 
Mägden verdrängt, weil es ihnen zu ſchlecht war; jo fam e3, daß der Knabe 
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im Sommer auf dem Heuboden und zur Winterszeit bein Haushund in 
deſſen Kotter jchlief. Man vergaß auf bie Verabreichung der notwendigen 
Nahrung und jo lebte der Knabe im Sommer zum größten Teile von 
Feld- und Gartenfrüchten und war im Winter bei feinen freunde, dem 
„Hanshund“, zu Gaft. Wenn ihn aber doch der Hunger quälte, ftahl er 
ji aus dem Rauchſchlot Selchfleiſch. Wurde er ertappt, fo gab es 
Schläge, außer er zog e3 vor, nad Graz zu entfliehen. Hier las er 
auf dem Hauptplage das von Obſthändlern wmeggemworfene faule Obſt 
auf und verſchlang es gierig. — Eine Stufe des Erzherzog Johann 
Denkmals wurde fein Nachtlager. 

Am glüdtichften war er, wenn er von einem’ Wachmanne zur Sicher 
heitsbehörde gebracht wurbe, und dort eine menfchenwürdige Behandlung 
erfuhr. Zurücdgefhoben in feine Heimatgemeinde, fand dieſes Glüd ein 
jähes Ende. Er wies 790 Shulperjäummiffe während ber erften brei Jahre 
feiner Schulpfliht auf. Un Leib und Geefe verwahrloft, ſtrich er gleich 
einen Halbwilden ziellos herum. Bei feiner Aufnahme in bie Anftalt war 
der Knabe volfftändig mit Ungeziefer überbedt.” Er konnte fich ebenfomenig 
verftändfich machen, als Andere verftehen, mußte weber mit dem Eßzeug 
zu hantieren, noch fonft ſich reinlih zu halten; er war mehr Tier als 
Menſch. Trog genügender Nahrung juchte er aus allen Abfällen Knochen, 
bie er gierig benagte, unb machte fi) noch über bie Überrefte des 
Haushundes. 

Im Laufe der Zeit bekam er Luft zum Lernen, machte überrafchende 
Fortſchritte und murde einer der beften Schüler und aud fonft ein an 
ftelfiger Junge, nur feine enorme Genaͤſchigkeit war ihm nicht abzugemwöhnen. 
Eine Neigung — vielfeiht in Erinnerung an feinen Jugendfreunb, ben 
Haushund — hatte er ſich bewahrt für die Tiere, was ihn aud be 
ftimmte, Bauernknecht zu werben. 

So fah in diefem Falle eine Armenverjorgung ber Gemeinde aus, 
von melcher der $ 9 des Urmengefeges jagt, daß fie auch die Erziehung 
be3 Kindes in fid) begreift! 

In einem zweiten Falle, ber an das „Nullerl“ erinnert, handelt es 
fi) um ben Sohn einer ledigen Dienſtmagd, welcher aus Unvorfichtigfeit 
im zweiten Lebensjahre fallen gelaffen wurde, wobei fi das Kind den 
rechten Fuß zweimal brad und das Kreuzbein anfprengte. Die Mutter 
ſcheint — in der Abficht, von dem Kinde auf dieje Art erlöft zu werden 
— feinen Arzt genommen zu haben; trogbem kam das arme Weſen mit 
dem Leben davon, blieb aber ein Krüppel, — und die Mutter verfchwand. 

Die Gemeinde fürchtete, daß ihr an dem heranwachſenden Krüppel 
nicht nur feine Arbeitskraft, ſondern eine Verjorgungslaft erwachjen würde 
Sie ftellte daher per Schub den achtjährigen Knaben der Heimatgemeind? 
zu, welche mit Hinweis auf bie Arbeitöfähigfeit der Mutter und die Air 
mentationspflicht de3 Vaters ben Knaben wieder an bie Geburtögemeinde 
zurüdiandte. Wo blieb da ber 8 6 des Armengefeges, welcher eine Ver⸗ 
meifung an Drittverpflichtete nicht für zuläffig erflärt, wenn augenblid- 
fiche Hilfe erforderlich ift? Das Kind wurde einige Male zwiſchen jeiner 
Geburts- und Heimatgemeinde hin- und hergeichoben, bis endlich die 
Bezirkshauptmanuſchaft fi ins Mittel legte und die Heimatsgemeinde 
zur Verforgung verpflichtete. Nun mußte das bedauernswerte Kind gleich 
einem Einleger von Haus zu Haus wandern. Wohl beftimmt der $ 13 
des Armengejeges, daß die Einlege auf fehulpflichtige Kinder nicht ans 
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gewendet werben bürfe, aber ber fouveränen autonomen Gemeinde gegen- 
über wird ein Hilfsbebürftiges Kind als Mläger nicht erftehen, ebenfomwenig 
erfteht ein Kläger, wenn von Armenkindern infolge mangelhafter Pilege 
eines ftirht. 

Im Reihengange kam dann aud) einmal das Kind zu einem Grund- 
befiger, der im Zorne ihm feine Krüden ins Feuer warf und das hilfloſe 
Geſchöpf zum Haufe hinausſtieß. Das arme Weſen ſchleppte fih 19 
Stunden mühfam in feinen Geburtort zurüd, wo fic feiner der Ge- 
meinbevorjteher, der zugleich fein Vormund war, aus Mitleid annahm; 
jedoch verlangte die Gemeinde von ihm, daß er das Rind wieder fort» 
ſchaffe, unter dem Vorwande, daß er junge Bäume anjchneide, und daß, 
mwo er hinkomme, das Vieh verhert würde. Der Knabe, weldhem man 
mitteilte, daß er wieder fort müſſe, ließ aus Verzweiflung barüber, daß 
er an feinem Orte Ruhe noch Raſt finden follte, fi) zu der Hußerung 
hinreißen: „Wenn Ihr mich nicht mehr bei Euch behalten wollt, jo zünde 
ih Euch die Häufer an.” Diefe Drohung, ſowie auch der PDiebftahl 
einer filbernen Taſchenuhr, deffen man den ungen — wie er auch nad» 
mal3 beteuerte — ohne Grund befdulbigte und weswegen man ihn 
fogar mit beiden Daumen an einem Afte auffing, um ihn zur Angabe 
des Ortes, wo er die Uhr verftedt, zu zwingen, brachten die ganze Orts» 
bevölferung derart in Harnifch, daß fie dem Gemeindevorfteher mit der 
Anzeige beim Bezirlshauptmann drohte, wenn er nicht für die jchleunige 
Abſchiebung des Knaben Sorge tragen würde. So fam ber Knabe in bie 
Anftalt, in vom Leibe hängenden Lumpen, bis zum Skelette abgemagert, 
und ald ihm abends fein Bett angemwiejen wurde, fniete er ſich betend 
nieder, laut Gott dankend, daß er endlich einmal ein Bett befommen 
habe. Der Knabe ift noch heute in der Anftalt und hat ji zu einem 
aufgewedten und lebensfrohen Jungen entwidelt. Soich traurige Bei— 
Tpiele ließen ſich noch viele erzählen.” 

Tatfählih ift der gegenwärtige Zuftand ein Zuftand der Schuß 
Lofigfeit. und daß bem jo ift, beweift auch eine erjt unlängft erlaſſene 
Zuftizminifterialverordnung, in welcher das Juftigminifterium die Auf» 
merfjamteit ber Gerichtähöfe auf die große Zahl unehelicher Kinder Ientt, 
welche ohne Vater und Angehörige, ohne Vormund und Vermögen da— 
ftehen. Die Gerichtshöfe erhielten die Weifung, die Väter zu ermitteln 
und zur Zahlung der Afimente zu verhalten, oder Vormünder zu bes 
ftellen und wegen ber Erhaltung ber Kinder mit ben zuftändigen Gemeinden 
ſich ins Einvernehmen zu feßen. 

Viele Briefe enthalten Mitteilungen über die Vernadhläffigung der 
törperlichen Pflege, über die Vorenthaltung ber Leibesnahrung, über un» 
gefunde Wohnungsverhäftniffe, und auf dieſe ungünftigen Umftände ijt 
gewiß auch ber in einzelnen Gegenden in erjchredendem Umfange aufs 
tretende Schwachſinn einzelner Kinder zurüdzuführen. 

Ich komme nun von der Urſache der Verwahrlojung auf ihre Folgen, 
auf das Übel ſelbſt, und da entwerfen die Berichte ein düfteres Bild. Ge- 
möhnlidy durchläuft das Kind in feiner Verwahrlojung eine ganze Stufen» 
leiter, von der Heinen Untugend angefangen bis zu ſchweren Laftern und 
Verbrechen. Sie finden in den Volksſchulen Steiermarks rohe Kinder, Kinder 
ohne EHrgefühl, ohne Pietät, frech fluchend, das Alter läfternd, Kinder, deren 
geihlechtliche Unfittlichkeit und Ausſchweifungen ſchon jegt vielfach bie Aus— 
ſchließung aus der Schule notwendig machen. Wieder gibt es Schüler, jo 


— 360 — 


ausgelaſſen, daß fie jeden Unterricht ftören, ſtets bedacht jind, böje Streiche 
auszuführen, bei welchen Ermahnungen nichts fruchten, weil fie trogig 
find und feine Autorität fennen, Daher auch den Anordnungen der Schule 
Renitenz entgegenfegen. Ein Brief berichtet von einem Knaben, ber feinen 
Lehrer fogar mit Ermordung bedrohte Wir begegnen in den Briefen 
bo3haften Jungen, welche fremdes Eigentum bejhädigen, Brandlegern, 
Lügnern, die an dem Überliften ihrer Schulgenoffen Gefallen finden, fich 
ſchuͤeßlich auch Fälſchung von Unterfchriften, Betrügereien und Berun- 
treuungen zn Schulden fommen laffen, und endlich förmlichen Komplott- 
ftiftern. Die Naufluftigen drohen zuerft mit dem Meifer, um ed dann 
tatfählidh zu benügen und gewalttätig zu werben. Die urjprüngliche 
Faulheit läßt das unbeaufjichtigte Kind der Schule aus dem Wege gehen. 
Es treibt ſich ftatt deifen anfangs den ganzen Tag über, dann aber aud 
über Nacht auf der fe herum. Aus dem Hange zum Herumftreihen 
wird Schließlich ſchon in der Schule Landitreichere in Brief berichtet 
von einem Kinde, das jeit zwei Jahren nicht mehr in die Schule zu 
bringen ift, immer herumftreicht und infolge feiner Verwahrloſung nahe 
daran iſt, zu verwildern. Mehrere landftreichende Kinder find verjchoffen. 
Die Kinder betteln zuerft, dann ftehlen fie und vertrinfen vielfah das 
erbettelte und geftohlene Gut in Schnapsſchänken. Wir begegnen unter den 
Kindern Trinfern, Gewohnheitdieben und folden, welche Einbruchbieb- 
ftähle fi zu Schulden fommen Tiefen. Diefe in den Volksfchulen Steicr- 
marks vertretene Mufterlarte jehlechter Neigungen, Iafterhafter Gewohnheiten 
und ftrafbarer Handlungen gewährt ein büfteres Bild für die Zufunft. 
Sn diefer Heinen Welt von antifozialen Elementen, von Berbrehern und 
Übeltätern ift ein erfchredender Nachwuchs für das Werbrecdher- und Land- 
ſtreichertum vorhanden. Sie werden zugeben, daß in dieſer verwahrloften 
Jugend, wen nicht Abhilfe gefchaffen wird, Koftgänger heranwachſen, der 
privaten und der öffentlichen Wohltätigkeit, welche jeinerzeit ſchwer auf dem 
Gemeindefädel Iaften werden. Sie werben weiter zugeben, daß bei einer 
folgen Verwahrlofung der Jugend für den Schubführer die Arbeit nicht 
ausgeht, jene Arbeit, die für das Land und ben Bezirk Toftjpielig, für 
bie Gemeinde läftig und für den Schübling zwecklos ift. 

Wenn nichts gefchieht, wenn man bie Kinder in ihrer Verwahrloſung 
heranmachjen läßt und fie dann auf die Anllagebant fommen, jo gehören 
nicht die Kinder auf die Anklagebank, fondern die Geſellſchaft, melde 
ſolchen Zuftänden müßig zufehend, die Kinder in biefer Verwahrloſung 
heranwachſen läßt. 

Wohl hat man für jene Kinder, die gerichtlich beanſtändet ſind, durch 
die Schaffung von Korrigendenanſtalten geſorgt; allein iſt es nicht ſinn⸗ 
los, daß man erſt das Kind mit dem Strafgeſetze in Kolliſion geraten 
läßt und nicht früher für die Beſſerung des Kindes Sorge trägt? Die 
Ausſchließung, welche das Schulgeſetz ſchon heute vorſieht, iſt zwecklos, 
denn ſie bedentet nur eine Prämie für den Knaben, welcher ohnedies nicht 
in die Schule gehen will und ſie beſeitigt nicht die Gefahr für die übrige 
Umgebung, denn das Kind bleibt in ber Gemeinde und wirkt auf die übrige 
Umgebung auftedend. Sie werden mir aber zugeben, daß die Sorge für 
Abjonderung jolher Elemente eine Pflicht der Gefellichaft ift, um die noch 
unverborbene Jugend vor Sittenverderbnis zu erretten. Diefe verwahrloſien 
Kinder in den Schulen Steiermarts bilden einen Anſteckungsherd von ganz 
außergewöhnlicher Ausdehnung, und wie man bei Epidemien für Fjolier- 
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jpitäler jorgt, muß man in ähnlicher Weije, und in dieſem Falle nicht nur 
für Abfonderung, jondern auch für befondere Behandlung und Unterricht 
forgen. 

Der Landtag Hat fih mit diefer Frage bereit im Jahre 1882 
beichäftigt. Die Sache ift ihm nicht neu. Er gründete 10 Waijenpfründen 
zu 100 Gulden zur Unterbringung von verwahrloften Kindern in. ber 
Rettungsanftalt des Schugvereines in Graz. Daß biefe Hilfe de3 Landes 
den Bedürfniffen nicht entfpricht, beweifen wohl die Zahlen, welche ich 
in den mir zugegangenen Berichten über Größe und Umfang ber Verivahr- 
loſung erhalten habe. Danach beläuft fi die Zahl der in den Volis— 
ſchulen befindfichen verwahrloften Kinder auf über 500. Daß dieſe Hilfe 
nicht genügt, beweifen die zahlreichen Gefuche, welche von allen Seiten 
und aud) vom Lande an diefe Schuganftalt behufs Unterbringung von 
verwahrloften Rindern gerichtet werben, Gejuche, melde aus ngel an 
Raum und den nötigen Mitteln einfach zurüdgemiefen werben müſſen. 
Mir felbit jind aus der Zeit, als ich noch Bezirksobmann war, Fälle 
befannt, in welchen die Gemeinden ſich nicht zu helfen mußten, ba ſolche 
verwahrlofte Kinder ganze Gemeinden in Schreden, Sorge und Angſt 
zu verfegen mußten, mit ihren Anfuchen aber um Aufnahme ber Kinder 
ih Schuganftalten abgewieſen wurden. " 

Nach 8 59 der Vollsſchulnovelle ift es Pflicht des Landes, für folhe 
Anftalten zu forgen, und biefe Pflicht follte endlich erfüllt werben.“ 


Die Verhandlungen über den Antrag in fteiermärkifchen 
Landtage. 


Über dieſen Antrag hat num der Unterrichtsausſchuß in der Sitzung 
des fteiermärkifchen Landtages am 21. Dezember 1887 die folgenden An— 
träge geſtellt: 

„Der Landesausſchuß wird beauftragt: 

1. über die Zahl und Verhältniſſe (ob verwaiſt ober halbverwaiſt 
ober noch Eltern beſitzend) fittlih verwahrlofter Kinder eingehende Er- 
Hebungen zu pflegen; 

2. einen Bericht, eventuell eine Gefegesvorlage behufs deren Unter— 
Bringung und Erziehung gemäß 88 59 und 62 der Schulgeſetznovelle 
vom 2. Mai 1883, unter Berüdjichtigung ber dafür anzufprechenden Bei— 
träge aus Gemeinde- und Bezirfömitteln einerſeits, ſowie der bamit ver- 
bundenen Belaftung be3 Landes anbrerfeits, bis zur nächſten Seffion 
vorzubereiten; 

3. vorläufig für deren ſittliche Beſſerung und Erziehung durch Unter» 
bringung in die Anftalt des Grazer Schugvereines Vorforge zu treffen.“ 

" Wenn ich von dem Wortführer ber konſervativen Partei abſehe, 
fanden dieſe Anträge fonft eine alljeit3 freundliche Aufnahme im Say. 

Der Wortführer der Tonfervativen Partei benügte nämlich die Ge- 
fegenheit, um das in ber Begründung des Antragitellerd vorgebradhte 
Ergebnis der durch die Schulleitungen veranfaßten Erhebungen, um diefes 
auf die Voltsfhuljugend zu veralfgemeinern und aus ber in den Schulen 
angeblich herrfchenden Verrohung und Verwilderung eine Anklage gegen 
die Voltsjchule zu fchmieden und einen Antrag für den Neichsrat in 
Ausſicht zu ftelfen, welcher in diefer Richtung Abhilfe ſchaffen und Oſter— 
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reich und die bürgerliche Geſellſchaft wieder zu geordneten Zuſtänden 
zurüůckführen ſollte. 

Dieſe Ausführungen fanden ihre ſachliche Erwiderung durch den 
Schulreferenten im ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſe. Dieſer nahm die 
Schule gegen den Vorwurf, daß fie unchriſtlich ſei, in Schuß, betonte ben 
Wert, der gerade auf bie religiöfe Erziehung ber Jugend gelegt werde, 
und führte aus, daß wir uns in einem Übergangaftadium befinden, das 
das joziale und mirtfchaftlihe Leben der Gegenwart durchzumachen hat, 
und endlich, wie die Schule bei der allgemeinen Schulpflicht vermahr- 
loſte, ja verbrecheriiche Kinder aufnehmen müſſe. Der Schulreferent wies 
nad, daß es ganz unrichtig jei aus dem Umſtande, daß von mehr ald 
170.000 ſchulbeſuchenden Kindern in Steiermark 500 als vermahrloft 
bezeichnet werden, auf eine allgemeine Verwilderung und Verrohung ber 
Schuljugend jchließen zu wollen. 

Für die tatfählih Verwahrfoften müſſe gejorgt werden und dieſer 
Pilicht gegenüber ſei die Koftenfrage von untergeordneter Bedeutung, das 
Land werde ſich feiner Pflicht nicht entziehen. Ein jeder, der den beflagten 
Übelftänden abhelfen wolle, muß mit der anderweitigen Unterbringung 
und Erziehung diefer Kinder einverftanden fein. 

Im gleihen zuftimmenden Sinne ſprachen auch bie folgenden Redner, 
von denen id) einen Abgeordneten nur deswegen beſonders hervorhebe, 
weil er zur Begründung der Dringlichkeit dieſes Antrages ſich auf einen 
Gewährsmann berief, deſſen Ausſpruch daher nachfolgend wiedergegeben 
werben ſoll. 

Abgeordueter Dr. Heilsberg ſchloß ſeine Rede mit folgenden Worten: 

„Nur weniges noch zur Sache ſelbſt! Wir haben eine ernſte Aufgabe 
durch den gegenwärtigen Antrag vor und. Ich kann auch eine Autorität 
anführen und mill fie nennen. Der jehr verdienftvolle und human ger 
finnte, frühere Polizeipräfibent v. Marg war e3, der vor Jahren ſchon 
mir Die Verjiherung ausgeſprochen hat, daß, wenn nicht raſch an die 
Errichtung derartiger Anftalten, wie fie heute beabjichtigt werben, ge- 
fohritten wird, die Strafhäufer, auch wenn fie verdoppelt würden, für die 
Maſſe der Verbrecher nicht ausreichen werden. Zufolge der Anjtedung 
durch folche entartete Kinder — ich wieberhofe meine früheren Worte — 
wird gleid) einer Peſt auf die gutgeartete Jugend gewirkt und die menid« 
liche Geſellſchaft in ihrer Sicherheit bedroht. Ich bitte Sie deshalb, 
in ernfter Weife diefen Antrag zu würdigen und ihm zuguftimmen, 
und gehen Sie auch mit uns bei den weiteren Verhandlungen und Br 
ſchlüſſen über diefe Angelegenheit!” 

Der fteiermärtifhe Landtag erhob jchließfich die Anträge bes Unter 
richtsausſchuſſes zum Beſchluſſe. 

IH war damals noch fo naiv, zu glauben, daß die dem Landes 
ausfchuffe neuerlich aujgetragene Erhebung und Erwägung die Bürg- 
ichaft für die Verwirklichung der geftellten Anträge bedeute, über 
deren Erfolg ih um fo meniger einen Augenblick im Zweifel jein 
fonnte, als ja bie Bedürfnisfrage von allen Seiten anerkannt, 
die Koftenfrage augeſichts ber Dringlichkeit der Sache als eine unter 
geordnete hingeſtellt worden war. Vierzehn Jahre ſpäter bei Ver— 
handlung eines Antrages anf Ansgeftaltung der Fürſorge für Die ver- 
wahrfofte Jugend bekam ich das Wort zu Hören: Was gehen uns dir 
verwahrloften Kinder an? 
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Ur. 16. 


Verordnung des Miniſteriums für Kultus und Unterricht vom 

19. September 1905, womit eine definitive Schul- und Unter- 

richtsordnung für allgemeine Voltsfhulen und für Bürger- 

ſchulen erlaffen wird. R. ©. BL. Nr. 159, Jahrgang 1905, 
LXIV. Stüd. 


Wirkſam für die im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder mit Ausnahme 
des Königreiches Galizien und Lodomerien ſamt dem Großherzogtume Krakau. 


88. Wenn die Erziehungsmittel der Schule gegenüber einem ent» 
arteten Finde nicht ausreichen, wenn ſich aud das Eingreifen ber Eitern 
ober deren Stellvertreter und bas Einſchreiten der Orisſchulbehörde ala 
nutzlos erweiſen und wenn das Belaſſen des Kindes in der Schule die 
Sittlichteit der Mitſchüler dringend gefährdet, tritt die Notwendigkeit 
ein, das Kind von der Schule auszufcließen. 

Die Ausſchließung wird von der Begielsjhufbehörbe auf Untrag der 
Lehretkonferenz angeorbnet; ber Leiter der Schule ift jedoch in dringenden 
Fällen berechtigt, auf eigene Verantwortung das Kind bis auf weiteres 
von der Schule fernzuhalten. 

Bei der Ausfchließung hat die Bezirksſchulbehörde zu beftimmen, 
mie das Kind Fünftig feiner Schulpflicht nachzukommen hat. Sie wird 
es, wenn bie Eltern oder beren Stellvertreter nicht den Unterricht zu 
Haufe oder in einer Privatanftalt ficherftellen, je nach ben Verhältniſſen 
entiveber einer anderen Volksſchule zumeifen ober aber bie Unterbringung 
des Kindes in einer Erziehungdanftalt oder in einem Rettungshaus oder 
deffen Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt beim Pflegichaftsgerichte anregen. 

Wenn das Kind zu Haufe unterrichtet wird, hat die Bezirksſchulbehoͤrde 
den häuslichen Unterricht eines jolhen Kindes befonders ftreng zu über- 
wachen und megen der Überwadhung feiner Erziehung das Pflegſchafts- 
gericht zu benachrichtigen. 

Ebenfo ift vorzugehen, wenn bem Leiter der Schule vom Gericht oder 
von ber Sicherheitsbehörbe bie Verhaftung oder Verurteilung eines Schul- 
tindes aber die Einleitung ber Unterfuchung gegen basfelbe bekannt ge— 
geben wird. 


Ar. 17. 
Antrag ber Abgeordneten Dr. Reicher und Genoffen mit Bor- 
lage des Entwurfes des nachfolgenden Gejehes. 
(Übgeorbnetenhausbeilage Nr. 555, XVII. Seſſion 1901.) 


Gefeh vom... 2.2.2220. betreffend die Fürjorgeerziehung 
Minderjähriger. 


Mit Zuftimmung beider Häufer des Reichsrates finde Ich anzuordnen, 
wie folgt: 

81. Minderjährige, welche das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, fönnen vom Pflegfchaftsgerichte der Fürforgeerziehung in folgenden 
Fällen überwiefen werben: 


— 
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1. Wenn ihr geiftiges und leibliches Wohl dadurch gefährdet wird, 
daß der Vater, bezw. die Mutter das Recht der Sorge für die Perjon 
ded indes mißbraucht, dad Kind ſchwer vernachläſſigt ober ſich eines 
ehrlofen oder unjittlihen Verhaltens ſchuldig macht, 

2. wenn fie fih im unmündigen Alter einer ftrafbaren Handlung 
ſchuldig machen, die nad) ben Beftimmungen bes Strafgefeged nur wegen 
Unmünbigfeit des Täter? nicht als Verbrechen zugerechnet, fondern als 
Übertretung bejtraft wird (88 2, lit. d, 237 und 269-—272 &t. G. 8.), 

3, wenn fie nach Vollendung bes 14. Lebensjahres wegen Verfälſchung 
öffentlicher Kreditpapiere, wegen Münzverfälſchung oder wegen ftrafbarer 
Handlungen wider fremdes Eigentum zu einer mehr als ſechsmonatlichen 
ober wiederholt zu kürzeren Freiheitsftrafen oder wegen Bettels, Arbeits 
ſcheu, Landftreicherei und gewerbömäßiger Unzucht im Sinne des Gejeges 
vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89, verurteilt wurben, 

4. wenn bie Fürforgeerziehung außer biefen Fällen wegen Unzu— 
länglichkeit ber erziehlichen Einwirkung der Eltern ober fonftiger Erzieher 
ober der Schule zur Verhütung des völfigen fittlichen Verderbens der 
Minderjährigen notwendig if. 

$ 2. Die Fürforgeerziehung erfolgt unter öffentlicher Aufſicht in einer 
geeigneten Familie oder in, einer Erziehungs- ober Befferungsanftalt. 

83. Das Pflegichaftögericht hat über die Überweifung des Minder- 
jährigen in die Fürforgeerziehung Beſchluß zu fallen, und im Beſchluſſe 
zugleich auszubrüden, welche Art der Fürforgeerziehung ($ 2) im ger 
gebenen Falle als zweddienlich erachtet wird. 

An Stelle des Ausfpruches des Gtrafgerichtes über die Zuläffigkeit 
der Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt (8 7, Alinea 2, und 8 8, Alinea 1, 
des Gejepe2 vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89), fowie an Stelle der 
in 8 8, Alinea 2 leg. cit., geftatteten Verfügung tritt in ſolchen Fällen 
der Beſchluß des Pflegichaftsgerichtes im Sinne des vorftehenden Abjages. 

Das Strafgericht hat in den Fällen der Punkte 2 und 3 des $1 
dieſes Geſetzes und bie Sicherheitbehörbe in den Yällen des 8 8, Alinea ?, 
bes Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89, die Alten nad) Rechts 
kraft der Entſcheidung fofort dem zuftändigen Bitegicjaftsgerichte abzutreten. 

84 Das _Pflegihaftsgericht befchließt von Amts megen ober auf 
Antrag. Zur Stellung de3 Antrages ijt jedermann berechtigt, verpflichtet 
aber find der f. f. Bezirt3hauptmann, bezw. in Städten mit eigenem Statute 
der Stadtrat als Sicherheitäbehörde. 

Bor der Beſchlußfaſſung foll das Plegichaftsgericht, foweit dies ohne 
erhebliche Schwierigfeit neichehen ann, die Eltern, bezw. den Bormund 
(Kurator\ des Minderjährigen, in allen Fällen aber dem Gemeindevor- 
fteher (Würgermeifter), ben zuftänbigen Geelforger unb ben Leiter ber 
Schufe, welche der Minderjährige bejucht, hören. 

Der Beſchluß ift ben Eftern, bezw. dem Vormund (Kurator) des 
Minderjährigen, dieſem felbit, falls er as 14. Lebensjahr vollendet hat, 
dem E. f. Bezirlshauptmanne, bezw. dem Stadtrate als Sicherheitsbehörde 
un Ban Landesausihuffe des zahlungspflichtigen Landes ($ 10) zu 
zuſtellen. 

Gegen den Beſchluß ſteht den im vorhergehenden Abſatze Genannten 
ber Rekurs mit aufſchiebender Wirkung zu. 

85. Bei Gefahr im Verzuge kann das Pflegihaftögericht eine vor- 
fäufige Unterbringung des Minderjährigen anordnen. Die Polizei dis 
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Aufenthaltsortes hat in dieſem Falle für die Unterbringung des Minder-⸗ 
jährigen in einer Anftalt oder in einer geeigneten Familie zu forgen. 

Gegenüber einer derartigen Verfügung hat der Rekurs feine auf- 
jchiebende Wirkung. 

86. Hat die im 8 4 angeordnete Anhörung der Eltern, bezw. des 
Vornundes (Kurators) nicht |tattfinden können, jo find dieſelben berech— 
tigt, bie Wiederaufnahme be3 Verfahrens zu verlangen. 

7. Soweit nicht in diefem Gejeß ein andres beftimmt ift, finden auf 
das gerichtliche Verfahren die allgemeinen Vorfchriften über die An— 
gelegenbeiten ber freiwilligen Gerichtsbarkeit Anwendung. 

88. Die gerichtlichen Verhandlungen und die Verträge über bie 
Unterbringung von Böglingen find gebühren- und ftempelfrei. Iſt nach 
dem Ermeſſen des Pflegihaftögerichtes die mündliche Bernehmung der 
nah 8 4, Äbſatz 3, zu hörenden Perfonen erforderlich gewefen, jo haben 
fie mit Ausnahme der Eltern Anſpruch auf Erftattung der notwendigen 
baren Auslagen aus Staatsmitteln; dieſe Auslagen fünnen jedoch vom 
Gerichte aus dem Vermögen des Minderjährigen hereingebracht werben. 

89. Das itegfheitägericht hat von feinem geihtuffe (8 3) die nad) 
8 7 bes Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, zuſammengeſetzte 
Kommiffion unter Mitteilung ber Akten zu verftändigen. Dieſe Kommilfion 
entjheidet unter Zuziehung eines von bem f. f. Oberlandesgerichtäpräfi- 
dium zu entfendenden Vertreters ber Juftigperwaltung über die Art der 
Durchführung der Fürforgeerziehung (5 2) und teilt Biete Entfheidung dem 
Pflegihaftsgerichte binnen Monatzfrift unter Nüdihluß ber Alten, ſowie 
bem Landesausſchuſſe mit. 

8 10. Die Ausführung der Fürforgeerziehung liegt jenem Lande ob, 
in beifen Gebiet das Pflegſchaftsgericht die Überweifung in die Fürforge- 
erziehung beſchloſſen hat. 

Der Landesgefeggebung wird bie Regelung der Einrichtungen zur 
Durchführung der Fürforgeerziehung vorbehalten, jedoch haben bei der 
Unterbringung Minderjähriger zur ürforgeerziehung in Korrigenden— 
abteilungen von Zwangsarbeitsanſtalten folgende Grundfäge zu gelten: 

a) Es dürfen nur Minderjährige abgegeben werden, welche das ſchul— 
pflihtige Alter zurüdgelegt haben. 

b) Es müſſen Einrichtungen getroffen fein, welche eine volfftändige 
und dauernde Trennung von den in ber Anftalt untergebrachten Zmäng- 
lingen ficherftellen. 

Der Landesausfhuß hat dem Pflegfchaftsgerichte von der Unter» 
bringung und von ber Entlaffung des Zöglings Mitteilung zu machen. 

Vie Überführung des Zöglings liegt der Polizeibehörde des Aufent- 
haltsortes ob. 

8 11. Das Pflegichaftsgericht hat ftet3 darauf Bedacht zu nehmen, ob 
dem gefeglichen Vertreter oder bem beſtellten Vormunde (Kurator) noch 
fernerhin die Obforge über das Wohl des Minderjährigen zu überlaffen 
ift und verneinenden Falls die geeignete Verfügung zu treffen. 

Eine Lifte von Perfonen, welche fi zur Übernahme von ſolchen 
Vormundſchaften (Kuratelen) befonder3 eignen, ift alle zwei Jahre im 
Dezember vom Gemeindeausfhuffe (Stadtrate) dem Pflegſchaſtsgerichte 
mitzuteilen. Vor Verfafjung dieſer Liften find die etwa beftehenden Armen- 
direttionen, Waifenfomitees, in deren Ermanglung bie Organe ber geſetz- 
lichen Armenpffege zu hören. 
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Wo Armenpflegerinnen beftehen, ift au deren Zahl dem Vormunde 
(Kurator) auf deſſen Wunſch eine Beihilfe vom Gemeindeausſchuſſe (Stadt- 
tat) zuzumeijen. 

Das Pflegſchaftsgericht hat alljährlich mindeftens zweimal die Ber 
hältniſſe der in Samilienpffege oder Privatanftalten zur Fürſorgeerzithung 
untergebrachten Minderjährigen nicht bloß durch Vernehmung des Bor 
munbes (Kurator), fordern, wenn irgend tunlich, koſtenfrei durch perfn- 
liche Nachſchau zu erheben und hienach die etwa erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen. 

$ 12. Die Fürforgeerziehung endigt mit der Minderjährigfeit. Eine 
frühere Aufhebung der Fürforgeerziehung kann durch Beſchluß des Bileg- 
ichaftögerichte8 von Amts wegen oder auf Antrag der Eltern, bes Vor⸗ 
munbes (Kurators), ſowie ber im $ 9 dieſes Geſehes vorgejehenen Kom- 
miffion erfolgen, wenn der Zweck der Fürſorgeerziehung erreicht ober bie 
Erreichung des Zweckes anderweitig fichergeftelt ift. Die Aufhebung kann 
unter Vorbehalt des Widerrufs befchloffen werden. 

Gegen ben Beihluß bes Pflegichaftögerichtes fteht ſowohl ber ge 
nannten Kommiffion, ald auch den im vorigen Abfage aufgezählten Rer- 
fonen das Rechtsmittel des Rekurſes offen. Bis zur rechtskräftigen Ent- 
ſcheidung hat die Fürforgeerziehung fortzubauern. 

Ein abgemiefener Antrag darf vor dem Ablaufe von ſechs Monaten 
nicht erneuert werben. 

813. Der Vormund (Kurator) der in Fürforgeerziehung Stehenden hat 
Anſpruch auf eine öffentliche Anerkennung ober eine Belohnung von 
höchſtens 200 Kronen, wenn er dem Minderjährigen am Ende ber Bor- 
mundſchaft eine anftändige Verforguug verſchafft hat, vorausgeſetzt bab 
er bie Vormundſchaft (Ruratel) minbejtens drei Jahre fang geführt hat 

Diefe Belohnung ift aus dem Vermögen des Minderjährigen zu br- 
ftreiten, jedoch nur infoweit, daß dem Minderjährigen im Zeitpunfte ber 
Erlangung ber igenberechtigung mindeſtens 500 Kronen verbleiben. 
Andernfalls ift die Belohnung teilmeife oder ganz aus dem Staatsſchate 
zu leiften. In Fällen der Belohnung im Sinne ber vorftehenden Be 
ftimmungen fteht dem Vormunde (Kurator) ein Anſpruch auf die Ent 
iohnung im Sinne be3 8 267 a. b. G. 8. nicht zu. 

Die Höhe ber Belohnung beftimmt das iteaicheftagericht, gegen 
deſſen Beſchlüſſe der gefegliche Vertreter, der Vormund (Kurator), und 
fall3 das Vermögen bes Minderjährigen herangezogen werben ſoll, aud 
diefer das Rekursrecht haben. 

In jedem Falle ift der endgültige Ausipruc über Die Höhe der 
Belohnung dem Yujtizminifterium vorbehalten. 

$ 14. Die Länder tragen die Laften für die Errichtung und Erhaltung 
der notwendigen Erziehungs- und Befjerungsanftalten, ſowie die Koften 
des Unterhalt und ber Erziehung ber in dem betreffenden Lande ($ 10) 
der Siieforgeeraiepung überwiefenen Minderjährigen, nicht minder jene 
altfälligen Koften, welche bei Beendigung der Fürjorgeerziehung zur Ber- 
mittlung einer jelbftändigen Erwerbstätigkeit erforderlich erfcheinen. 

Die Länder erhalten zu diefen Koften einen Zufhuß aus Staat 
mitteln in ber Höhe von zwei Dritteilen dieſer Koften. 

& 15. Die Koften, weiche durch die Überführung de3 Zöglings im Eine 
Familie oder Anftalt erwachſen, treffen die Aufenthaltögemeinbe. 
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Die Koften für bie erfte Ausftattung, fowie für die Rüdreije de3 aus 
der Fürforgeerziehung entlaffenen Zöglings treffen bie Heimatgemeinde. 

816. Das Land ift berechtigt, die Erftattung ber während ber Fürforge- 
erziehung entftandenen Koften des Unterhaltes eines Zöglings von diefem 
felbjt oder von dem auf Grund des bürgerlichen Rechtes zu jeinem 
Unterhalte Verpflichteten zu fordern und nach Vorſchrift der das gericht» 
liche Erefutiondverfahren regeinden Geſetze einzubringen. Als Exekutions— 
titel genügt Die Vorjchreibung des Landesausſchuſſes. 

Der Landesgefeggebung bleibt es vorbehalten ‚zu beftimmen, ob und 
inmieweit zu ben auf das Land nad) $ 14 entfallenden Unterhalttoften 
bie Bezirke ober bie Gemeinden beizutragen haben. 

$ 17. Für die nach Maßgabe der Landesgeſetzgebung ($ 10) zur Errich- 
tung gelangenden Anftalten haben die Landesausſchüſſe die zur Aus— 
ee Fürforgeerziehung und Verwaltung notwendigen Vorſchriften 
zu erlaffen. 

Diefe bedürfen der Genehmigung des Miniſters des Innern. 

Die im 8 9 vorgejehene Kommiffion beftimmt die zur Yürforge- 
erziehung geeigneten Privatanftelten. 

818. Die zuftändigen ftaatlihen Auffichtbehörden und in höherer 
Inftanz ber Minifter des Innern haben Die Oberaufficht über die zur 
Unterbringung von Zöglingen getroffenen Veranftaltungen zu führen. 

819. Wer einen Minderjährigen, bezüglich deſſen das gerichtliche 
erfahren auf Unterbringung zur Fürforgeerziehung eingeleitet oder bie 
Unterbringung zur Fürforgeerziehung angeordnet oder ſchon vollzogen ift, 
dem erfahren ober der Yürforgeerziehung entzieht oder ihn verleitet, 
fi) dem Verfahren oder der Fürforgeerziehung zu entziehen, ober wer ihm 
hiezu vorſätzlich behilflich ift, endlich ihm Unterftand gibt, macht ſich, 
inſofern darin nicht eine ſchwerer verpönte ſtrafbare Handlung zu finden ift, 
einer Übertretung ſchuldig und ift mit ftrengem Arreft von 1 bis zu 
6 Monaten, womit auch eine Geldftrafe bis zu 1000 Kronen verbunden 
werben kann, zu beitrafen. 

R 20. Mit dem Vollzuge diejes Gefeges jind die Minifter des Innern 
und der Juftiz beauftragt. 


Wien, 12. März 1901. 


Dr. Groß. Dr. Reider. 
Dregel. Dr. Derſchatta. 
Kaiſer. Dr. Wolffhardt. 
Walz. Hinterhuber. 

Dr. Gteinwender. Herzmanäty. 

Graßhofer. Tſchernigg. 
Holſtein. Franz Hofmann. 

Dr. Lecher. Attems. 

Kienmann. Dr. Schüder. 

Dr. Baernreither. Prade. 


Dr. Bareuther. 


ar 
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im Sommer auf dem Heuboden und zur Winteräzeit bein Haushund in 
deffen Kotter fehlief. Man vergaß auf die Verabreihung der notwendigen 
Nahrung und jo lebte ber Knabe im Sommer zum größten Teile von 
Feld- und Gartenfrüchten und mar im Winter bei feinen Freunde, dem 
„Hanshund“, zu Gaft. Wenn ihn aber doch ber Hunger quälte, ftahl er 
fih aus dem Rauchſchlot Selhfleifh. Wurde er ertappt, fo gab es 
Schläge, außer er zog es vor, nad Graz zu entfliehen. Hier las er 
auf dem Hauptplatze bad von Objthändlern wmeggemworfene faule Obſt 
auf und verſchlang e3 gierig. — Eine Stufe des Erzherzog Johann- 
Denkmals wurde fein Nachtlager. 

Am glüdlichften war er, wenn er bon einem’ Wachmanne zur Sicher- 
heitsbehörde gebracht wurde, und dort eine menſchenwürdige Behandlung 
erfuhr. Burüdgefchoben in feine Heimatgemeinde, fand dieſes Glüd ein 
jähes Ende. Er wies 790 Schulperfäumniffe während der erſten brei Jahre 
feiner Schulpfliht auf. An Leib und Seele verwahrloft, ſtrich er gleich 
einem Halbwilden ziello8 herum. Bei feiner Aufnahme in die Anftalt war 
ber Knabe volfftändig mit Ungeziefer überbedt.” Er konnte ſich ebenfowenig 
verftändlich machen, ald Andere verftehen, wußte weder mit dem Eßzeug 
zu hantieren, noch ſonſt ſich reinfich zu halten; er war mehr Tier als 
Menſch. Trop genügender Nahrung fuchte er aus allen Abfällen Knochen, 
die er gierig bemagte, und machte ſich noch über die Überrefte bes 
Haushundes. 

Im Laufe der Zeit bekam er Luft zum Lernen, machte überraſchende 
Fortſchritte und wurde einer ber beiten Schüler und auch fonft ein an« 
ftelliger Junge, nur feine enorme Genäfchigteit war ihm nicht abzugewöhnen. 
Eine Neigung — vielfeiht in Erinnerung an feinen Jugendfreund, ben 
Haushund — hatte er ſich bewahrt für die Tiere, was ihn auch be- 
ftimmte, Bauernfnecht zu werben. 

So fah in diefem Falle eine Armenverforgung der Gemeinde aus, 
von welcher der 5 9 des Armengeſetzes fagt, daß fie auch die Erziehung 
des Kindes in fid) begreift! 

In einem zweiten Falle, ber an das „Nullerl“ erinnert, handelt es 
fi) um den Sohn einer ledigen Dienftmagd, welcher aus Unvorſichtigkeit 
im zweiten Lebensjahre fallen gelaffen wurde, wobei fi dad Kind den 
rechten Fuß zweimal brach und das Kreuzbein anfprengte. Die Mutter 
ſcheint — in der Abficht, von dem Kinde auf dieje Art erföft zu werben 
— keinen Arzt genommen zu haben; trogdem kam das arme Wejen mit 
dem Leben davon, blieb aber ein Krüppel, — und die Mutter verſchwand. 

Die Gemeinde fürchtete, daß ihr an dem heranwachfenden Krüppel 
nicht nur feine Arbeitskraft, ſondern eine Verforgungslaft erwachjen würde. 
Sie ftellte daher per Schub den achtjährigen Knaben der Yeimatgemeinde 
zu, welche mit Hinweis auf die Arbeitsfähigfeit der Mutter und die Ali- 
mentationspflicht de3 Waters den Knaben wieder an die Geburtägemeinde 
zurüdjandte. Wo blieb da der $ 6 de3 Armengefepes, welcher eine Ber» 
weifung an Drittverpflichtete nicht für zuläffig erklärt, wenn augenblid- 
liche Hilfe erforderlich ift? Das Kind wurde einige Male zwifchen feiner 
Geburts⸗ und Heimatgemeinde hin- und hergeihoben, bis endlich bie 
Bezirkshauptmannſchaft fi ins Mittel Tegte und die Heimatsgemeinde 
zur Verforgung verpflichtete. Nun mußte das bedauernswerte Kind glei 
einem Cinleger von Haus zu Haus wandern. Wohl beftimmt ber $ 13 
des Armengejeges, daß die Einlege auf fehulpflichtige Kinder nicht an- 
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gewendet werden bürje, aber ber ſouveränen autonomen Gemeinde gegen- 
über wird ein Hilfäbedürftiges Kind ald Kläger nicht erftehen, ebenfowenig 
exfteht ein Kläger, wenn von Armenkindern infolge mangelhafter Pilege 
eines ftirbt. 

Im Reihengange kam dann aud einmal das Kind zu einem Grund» 
befiger, der im Borne ihm feine Krüden ins Feuer warf und das Hiljlofe 
Geſchöpf zum Haufe hinausſtieß. Das arme Weſen jchleppte ſich 19 
Stunden mühfam in feinen Geburtsort zurüd, wo fi feiner der Ge- 
meinbevorfteher, der zugleich fein Wormund war, aus Mitleid annahm; 
jedoch verlangte die Gemeinde von ihm, daß er das Kind wieder fort» 
ſchaffe, unter dem Vorwande, daß er junge Bäume anjchneide, und daß, 
wo er hinkomme, das Vieh verhert würde. Der Knabe, weldem man 
mitteilte, daß er wieder fort müffe, ließ aus Verzweiflung darüber, daß 
er an feinem Orte Ruhe noch Raft finden follte, fih zu der Außerung 
hinreißen: „Wenn Ihr mich nicht mehr bei Euch behalten wollt, jo zünde 
ih Eud) die Häufer an.” Diefe Drohung, fowie auch der Diebftahl 
einer filbernen Taſchenuhr, deffen man den Jungen — wie er aud) nad» 
mals beteuerte — ohne Grund befchuldigte und weswegen man ihn 
fogar mit beiden Daumen an einem Afte aufhing, um ihn zur Angabe 
des Ortes, wo er die Uhr verftedt, zu ziwingen, brachten die ganze Orts— 
bevöfferung berart in Harniſch, daf fie dem Gemeindevorfteher mit ber 
Anzeige beim Degielsauntmann drohte, wenn er nicht für bie jchleunige 
Abſchiebung de3 Knaben Sorge tragen würde. So kam ber Knabe in bie 
Anftalt, in vom Leibe hängenden Lumpen, bis zum Skelette abgemagert, 
und als ihm abends fein Bett angewieſen wurde, fniete er fich betend 
nieder, laut Gott dankend, daß er endlich einmal ein Bett befommen 
habe. Der Knabe ift noch heute in der Anftalt und hat fich zu einem 
aufgewedten und lebensfrohen Jungen entwidelt. Solch traurige Bei— 
jpiele ließen fich noch viele erzählen.” 

Tatſächlich ift der gegenwärtige Zuftand ein Zuftand der Schug- 
loſigkeit, und daß dem jo ift, beweiſt auch eine erſt unlängft erlaſſene 
Zuftizminifterialverordnung, in welcher das Yuftizminifterium die Auf» 
merfjamleit der Gerichtshöfe auf die große Zahl unehelicher Kinder Ientt, 
welche ohne Water und Angehörige, ohne Vormund und Vermögen da— 
ftehen. Die Gerichtshöfe erhielten die Weifung, die Väter zu ermitteln 
und zur Zahlung ber Alimente zu verhalten, oder Wormünder zu be— 
ftellen und wegen der Erhaltung der Kinder mit den zuftändigen Gemeinden 
ji ins Einvernehmen zu jegen. 

Viele Briefe enthalten Mitteilungen über die Vernadhläffigung der 
törperfichen Pflege, über die Vorenthaltung der Leibesnahrung, über un- 
gelunde Wohnungsverhältwiffe, und auf dieje ungünftigen Umftände ift 
gewiß auch ber in einzelnen Gegenden in erfchredendem Umfange auf» 
tretende Schwachfinn einzelner Kinder zurüdzuführen. 

Ich fomme nun von der Urfache der Verwahrlojung auf ihre Folgen, 
auf das Übel felbft, und da entwerfen die Berichte ein düfteres Bild. Ge— 
wöhnlich durchläuft das Kind in feiner Verwahrfojung eine ganze Stujen- 
feiter, von der Heinen Untugend angefangen bi3 zu jchmeren Laftern und 
Verbrechen. Sie finden in den Volksſchulen Steiermarks rohe Kinder, Kinder 
ohne EHrgefühl, ohne Pictät, frech fluchend, das Alter fäfternd, Kinder, deren 
geichlechtliche Unfittlichfeit und Ausſchweifungen ſchon jegt vielfach die Aus— 
ſchließung aus der Schule notwendig maden. Wieder gibt es Schüler, fo 
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ausgelaſſen, daß ſie jeden Unterricht ſtören, ſtets bedacht ſind, böſe Streiche 
auszuführen, bei welchen Ermahnungen nichts fruchien, weil ſie trohig 
ſind und keine Autorität kennen, daher auch den Anordnungen der Schule 
Renitenz entgegenſetzen. Ein Brief berichtet von einem Knaben, der ſeinen 
Lehrer ſogar mit Ermordung bedrohte. Wir begegnen in ben Briefen 
bo3haften Jungen, welhe fremdes Eigentum — en, Brandlegern, 
Lügnern, die an dem Überliſten ihrer Schulgenoſſen Gefalten finden, fih 
— auch Fälſchung von Unterſchriften, Betrügereien und Verun— 
treuungen zu Schulden kommen laſſen, und endlich förmlichen Komplott- 
ftiftern. Die Raufluftigen drohen zuerft mit dem Mefier, um es dann 
tatfählich zu benügen und gewalttätig zu werben. Die urjprünglice 
Faufheit läßt das unbeauffichtigte Kind ber Schule aus dem Wege gehen. 
Es treibt fich ftatt deffen anfangs den ganzen Tag über, dann aber auch 
über Nacht auf der Gaſſe Herum. Aus dem Hange zum Herumſtreichen 
wird ſchließlich ſchon in der Schule Landftreicherei. Ein Brief berichtet 
von einem Kinde, das feit zwei Jahren nicht mehr in die Schule zu 
bringen ift, immer herumftreicht und infolge jeiner Werwahrlofung nahe 
baran ift, zu verwildern. Mehrere Iandftreichende Kinder find verſchollen. 
Die Kinder betteln zuerft, dann fehlen fie und vertrinten vielfach das 
erbettelte uud geftohlene Gut in Schnapsfchänten. Wir begegnen unter den 
Kindern Trinkern, Gewohnheitsdieben und folhen, welche Einbruchdieb⸗ 
ftähle fich zu Schulden fommen ließen. Diefe in den Volisſchulen Steier- 
marf3 vertretene Mufterfarte fhlechter Neigungen, Lafterhafter Gemohnbeiten 
und ftrafbarer Handlungen gewährt ein düfteres Bild für die Zukunit. 
In dieſer Heinen Welt von antifozialen Elementen, von Verbrechern und 
Übeltätern ift ein erfchredender Nachwuchs für das Verbrecher- und Land: 
ftreichertum vorhanden. Sie werden zugeben, daß in biejer vermahrloften 
Jugend, wenn nicht Abhilfe gefchaffen wird, Koftgänger heranwachſen, ber 
privaten und der öffentlichen Wohltätigfeit, welche feinerzeit ſchwer auf dem 
Gemeindejädel laſten werden. Sie werben weiter zugeben, daß bei einer 
ſolchen Verwahrloſung der Jugend für den Schubführer die Arbeit nicht 
ausgeht, jene Urbeit, die für das Land und den Bezirk Toftfpielig, für 
die Gemeinde fäftig und für den Schübling zwecklos ift. 

Wenn nicht? geichieht, wenn man die Kinder in ihrer Verwahrloſung 
heranmachfen läßt und fie dann auf die Anflagebant fommen, fo gehören 
nicht die Kinder auf die Anklagebank, fondern die Geſellſchaft, melde 
folhen Zuftänden müßig zufehend, die Kinder in dieſer Berwahrlofung 
heranwachſen läßt. 

Wohl hat man für jene Kinder, die gerichtlich beanftändet find, durd 
die Schaffung von Korrigendenanftalten geforgt; allein ift e3 nicht jinn- 
108, daß man erft das Kind mit dem Strafgefege in Koffifion geraten 
Täßt und nicht früher für die Beſſerung bes Kindes Sorge trägt? Die 
Ausſchließung, welche das Schufgefeg ſchon heute vorſieht, ift zimedlos, 
benu fie bedentet nur eine Prämie für den Knaben, welcher ohnedies nicht 
in bie Schule gehen will und fie bejeitigt nicht die Gefahr für die übrige 
Umgebung, denn das Kind bleibt in ber Gemeinde und wirkt auf bie übrige 
Umgebung auftedend. Sie werben mir aber zugeben, daß die Sorge für 
Abjonderung jolher Elemente eine Pflicht der Geſellſchaft ift, um bie noch 
unverborbene Jugend vor Gittenverderbnis zu erretten. Diefe verwahrlojten 
Kinder in den Schulen Steiermarks bilden einen Anſteckungsherd von guni 
außergewöhnlicher Ausdehnung, und wie man bei Epidemien für Iſolier 
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jpitäfer jorgt, muß man in ähnlicher Weije, und in dieſem Falle nicht nur 
fir Abfonderung, fondern auch für befondere Behandlung und Unterricht 
jorgen. 

Der Landtag Hat fi mit dieſer Frage bereit3 im Jahre 1882 
beichäftigt. Die Sache ift ihm nicht neu. Er gründete 10 Waijenpfründen 
zu 100 Gulden zur Unterbringung von verwahrloften Kindern in ber 
Rettungsanftalt des Schutzvereines in Graz. Daß diefe Hilfe des Landes 
den Bebürfniffen nicht entfpricht, beweifen wohl bie Zahlen, welche ich 
in ben mir zugegangenen Berichten über Größe und Umfang ber Verwahr- 
loſung erhalten habe. Danach beläuft ſich die Zahl der in den Volks— 
ſchulen befindlichen verwahrloften Kinder auf über 500. Daß biefe Hilfe 
nicht genügt, beweifen die zahlreichen Geſuche, welche von allen Seiten 
und auch vom Lande an diefe Schupanftalt behufs Unterbringung von 
verwahrloften Kindern gerichtet werben, Gejuche, welche aus Mangel an 
Raum und den nötigen Mitteln einfach zurüdgemiefen werben müffen. 
Mir jelbft find aus der Zeit, als ich noch Bezirlsobmann war, Fälle 
befannt, in welchen die Gemeinden fich nicht zu helfen mußten, da ſolche 
verwahrlofte Kinder ganze Gemeinden in Schreden, Sorge und Angft 
zu berfegen mußten, mit ihren Anſuchen aber um Aufnahme der Kinder 
in Schuganftalten abgewieſen wurden. 

Nach 8 59 der Vollsſchulnovelle iſt es Pflicht des Landes, für ſolche 
Anftalten zu forgen, und diefe Pflicht follte endlich erfüllt werden.” 


Die Verhandlungen über den Antrag in fteiermärkijchen 
Sandtage. 


fiber diefen Antrag hat num der Unterrichtsausſchuß in der Sigung 
des fteiermärfifchen Landtages am 21. Dezember 1887 die folgenden An— 
träge gefteltt: 

„Der Landesausſchuß wird beauftragt: 

1. Über die Zahl und Verhäftniffe (ob verwaiſt ober halbverwaiſt 
oder noch Eltern befigend) fittlich verwahrlofter Kinder eingehende Er- 
hebungen zu pflegen; 

2. einen Bericht, eventuell eine Geſetzesvorlage behuf3 deren Unter- 
bringung und Erziehung gemäß 88 59 und 62 der Schulgeſetznovelle 
vom 2. Mai 1883, unter Fernficrigung ber dafür anzufprechenden Bei- 
träge aus Gemeinde- und Bezirlämitteln einerjeits, ſowie der damit ver- 
bundenen ®Belaftung des Landes andrerfeits, bis zur nächſten Sefjion 
vorzubereiten; 

3. vorläufig für deren fittliche Beſſerung und Erziehung durch Unter- 
bringung in bie Anftalt de3 Grazer Schugvereines Vorjorge zu treffen.” 

" Wenn ih von dem Wortführer der konſervativen Partei abjehe, 
fanden dieſe Anträge fonft eine alljeit3 freundliche Aufnahme im Sau 

Der Wortführer ber konſervativen Partei benügte nämlich bie 
fegenheit, um das in der Begründung des Antragſtellers vorgebrachte 
Ergebnis ber durch die Schulleitungen veranlaßten Erhebungen, um biejes 
auf die Volksſchuljugend zu verallgemeinern und aus der in ben Schulen 
angeblich herrſchenden Verrohung und Verwilderung eine Anklage gegen 
bie Voltsfhule zu jhmieden und einen Antrag für dem Neichsrat in 
Ausfiht zu ftellen, welcher in dieſer Richtung Abhilfe fhaffen und Oſter— 
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reich und die bürgerliche Gefellfchaft wieder zu geordueten Zuftänden 
zurückführen ſollte. 

Dieſe Ausführungen fanden ihre ſachliche Erwiderung durch den 
Schulreferenten im ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſe. Dieſer nahm bie 
Schule gegen ben Vorwurf, daß ſie unchriſtlich fei, in Schuß, betonte ben 
Wert, der gerade auf bie religiöfe Erziehung der Jugend gelegt werde, 
und führte aus, daß wir uns in einem Übergangsftadium befinden, das 
das foziafe und wirtichaftlihe Leben der Gegenwart durchzumachen hat, 
und endlich, wie die Schule bei der allgemeinen Schulpflicht verwahr- 
loſte, ja verbrecherifche Kinder aufnehmen müffe. Der Schulreferent wies 
nad, daß e3 ganz unrichtig fei aus dem Umftande, daß von mehr ald 
170.000 ſchulbeſuchenden Kindern in Steiermart 500 als verwahrloit 
bezeichnet werben, auf eine alfgemeine Verwilderung und Berrohung ber 
Schuljugend fchließen zu wollen. 

“ Für die tatfächlih Verwahrloften müffe gejorgt werden und diejer 
Pflicht gegenüber fei die Koftenfrage von untergeordneter Bedeutung, dad 
Land werde fich feiner Pflicht nicht entziehen. Ein jeder, der den beflagten 
Übelftänden abhelfen wolle, muß mit der anberweitigen Unterbringung 
und Erziehung biefer Kinder einverftanden jein. 

Im gleichen zuftimmenden Sinne ſprachen auch die folgenden Redner, 
von denen id) einen Abgeordneten nur deswegen beſonders hervorhebe, 
weil er zur Begründung ber Dringlichkeit diefes Antrages ſich auf einen 
Gemwährsmann berief, deffen Ausſpruch daher nachfolgend wiedergegeben 
werden folf. 

Abgeordneter Dr. Heilsberg ſchloß feine Rede mit folgenden Worten: 

„Nur wenige noch zur Sache jelbft! Wir haben eine ernfte Aufgabe 
durd) den gegenmärtigen Antrag vor und. Ic kann aud) eine Autorität 
anführen und will fie nennen. Der fehr verdienftvolle und Human ge 
finnte, frühere Polizeipräfident v. Marx war e3, ber vor Jahren ſchon 
mir die Verfiherung ausgeſprochen hat, daß, wenn nicht rajch an bie 
Errichtung derartiger Anftalten, wie fie heute beabfichtigt werben, ger 
ſchritien wird, die Strafhäufer, auch wenn fie verdoppelt würden, für die 
Maſſe der Verbrecher nicht ausreichen werben. Zufolge der Anjtedung 
durch ſolche entartete Kinder — ich wieberhofe meine früheren Worte — 
wird gleid) einer Peft auf die gutgeartete Jugend gewirkt und die menſch⸗ 
liche Geſellſchaft in ihrer Sicherheit bedroht. Ich bitte Sie deshalb, 
in ernfter Weife diefen Antrag zu würdigen und ihm zuzuftimmen, 
und gehen Sie aud mit una bei den weiteren Verhandlungen und Be 
ſchlüſſen über diefe Angelegenheit!” 

Der fteiermärkifche Landtag erhob fchließlich die Anträge bes Unter 
richtsausſchuſſes zum Beſchluſſe. 

Ich war damals noch fo naib, zu glauben, daß die dem Landes 
ausſchuſſe neuerlich aufgetragene Erhebung und Erwägung die Bürg— 
ſchaft für die Verwirklichung der geſtellten Anträge bedeute, über 
deren Erfolg id) um fo weniger einen Augenblid im Zweifel jein 
tonnte, al ja die Bedürfnisfrage von allen Seiten anerkannt, 
die Koftenfrage angefihts der Dringlichkeit der Sache als eine unter 
geordnete Hingejtellt worden war. Vierzehn Jahre ſpäter bei Ber 
handlung eines Antrages auf Ausgeftaltung der Fürſorge für Die ver- 
wahrfofte Jugend bekam ich das Wort zu hören: Was gehen ums die 
verwahrloften Kinder an? 
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Ur. 16. 


Verordnung des Minifteriums für Kultus und Unterricht vom 

19. September 1905, womit eine definitive Schul- und Unter- 

rihtöordnung für allgemeine Voltsfhulen und für Bürger- 

ſchulen erlaffen wird. R. ©. BL Nr. 159, Jahrgang 1905, 
LXIV. Stüd. 


Wirkſam für die im Reichsrate vertretenen Königreihe und Länder mit Ausnahme 
des Königreiches Galizien und Lodomerien ſamt dem Größherzogtume Krakau. 


8 85. Wenn die Erziehungsmittel der Schule gegenüber einem ent» 
arteten Rinde nicht ausreichen, wenn ſich auch das Eingreifen der Eltern 
ober deren Stelfvertreter und das Einfchreiten der Ortsjchulbehörde als 
nuglos erweifen und wenn das Belajjen des Kindes in der Schule die 
Sittfickeit der Mitfhüler dringend gefährdet, tritt die Notwendigfeit 
ein, das Kind von der Schule auszuſchließen. 

Die Ausfhließung wird von der Bezirksſchulbehörde auf Antrag der 
Lehrerkonferenz angeordnet; der Leiter der Schule ift jebod) in dringenden 
Fällen berechtigt, auf eigene Verantwortung das Kind bis auf weiteres 
von der Schule fernzuhalten. 

Bei der Ausfchliegung hat die Bezirksſchulbehörde zu beftimmen, 
wie das Kind tünftig feiner Schulpflicht nachzufommen Hat. Sie wird 
e3, wenn bie Eltern oder beren Stellvertreter nicht den Unterricht zu 
Haufe oder in einer Privatanftalt ficherftellen, je nad den Berhältnifien 
entweder einer anderen Volksſchule zuweiſen ober aber die Unterbringung 
be3 Kindes in einer Erziehungdanftalt ober in einem Rettungshaus oder 
deſſen Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt beim Pflegichaftsgerichte anregen. 

Wenn das Kind zu Haufe unterrichtet wird, hat die Bezirksſchulbehoͤrde 
den häuslichen Unterricht eines jochen Kindes bejonders ftreng zu über- 
wachen und wegen ber Überwahung jeiner Erziehung das Wregfehatts- 
gericht zu benachrichtigen. 

Ebenfo ift vorzugehen, wenn bem Leiter der Schule vom Gericht oder 
von der Sicherheitsbehörde die Verhaftung oder Verurteilung eines Schul- 
kindes aber die Einleitung ber Unterfuung gegen basjelbe befannt ge⸗ 
geben wird. 


ar. 17. 
Antrag der Abgeordneten Dr. Reicher und Genoſſen mit Vor- 
lage des Entwurfes des nachfolgenden Geſetzes. 
(Abgeorbnetenhausbeilage Nr. 555, XVIL. Seſſion 1901.) 


Geſetz vom .. . . . 222.0: betreffend die Fürſorgeerziehung 
Minderjähriger. 
Mit Zuftimmung beider Häufer des Neichgrates finde Ich anzuordnen, 
wie folgt: 


81. Minderjährige, welche da3 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, können vom Pflegfhaftsgerichte der Fürforgeerziehung in folgenden 
Fällen übermwiefen werben: 
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1. Wenn ihr geiftiges und Ieibliches Wohl dadurch gefährdet wird, 
daß der Vater, bezw. die Mutter das Necht der Sorge für die Perſon 
des Kindes mißbraudt, dad Kind ſchwer vernadhjläffigt oder ſich eines 
ehrfofen ober unfittlihen Verhaltens ſchuldig macht, 

2. wenn fie fi im unmünbigen Alter einer ftrafbaren Handlung 
ſchuldig maden, die nach den Beſtimmungen des Strafgejeges nur wegen 
Unmündigfeit des Täter nicht als Verbrechen zugerechnet, fonbern als 
Übertretung beftraft wird (88 2, lit. d, 237 und 269272 St. ©. 8), 

3. wenn fie nach Vollendung des 14. Lebensjahres wegen Verfälſchung 
öffentlicher Krebitpapiere, wegen Münzverfälihung oder wegen ftrajbarer 
Handlungen wider fremdes Eigentum zu einer mehr als ſechsmonailichen 
oder wiederholt zu kürzeren Freiheitäftrafen oder wegen Betiels, Arbeits 
ſcheu, Landſtreicherei und gewerbsmäßiger Unzucht im Sinne des Gejepes 
dom 24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 89, verurteilt wurden, 

4. wenn die Fürforgeerziehung außer diefen Fällen wegen Unzu- 
länglichkeit ber erziehlichen Einwirkung der Eltern oder fonftiger Erzieher 
ober der Schule zur Verhütung de3 völligen fittlichen Verderbens ber 
Minderjährigen notwendig. ift. 

82. Die Fürforgeerziehung erfolgt unter öffentlicher Aufficht in einer 
geeigneten Familie oder in, einer Erziehungs- ober Befferungsanftalt. 

83. Das Pflegichaftögericht hat über die Überweifung des Minders 
jährigen in die Fürſorgeerziehung Beſchluß zu fafjen, und im Beſchluſſe 
zugleich auszudrüden, welche Art der Fürſorgeerziehung ($ 2) im ge 
gebenen Falle als zmeddienlich erachtet wird. 

An Stelle des Ausſpruches des Strafgerichtes über die Zuläſſigleit 
der Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt ($ 7, Alinea 2, und $ 8, Alinea 1, 
bes Gelege vom 24. Mai 1885, R. ©. 8. Nr. 89), ſowie an Stelle der 
in 8 8, Alinea 2 leg. cit., geftatteten Verfügung tritt in ſolchen Fällen 
der Beſchluß des Pflegichaftögerichtes im Sinne de3 vorftehenden Abjages. 

Tas Strafgericht hat in den Fällen der Punkte 2 und 3 des $1 
dieſes Geſetzes und die Sicherheit3behörbe in den Fällen des 8 8, Alinea?, 
des Gejeges vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89, die Alten nach Rechts- 
fraft der Entſcheidung fofort dem zuftändigen Pflegichaftsgerichte abzutreten. 

84. Das Pflegſchaftsgericht befchließt von Amts wegen oder auf 
Antrag. Zur Stellung des Antrages it jedermann berechtigt, verpilichtet 
aber find der f. f. Bezirkshauptmann, bezw. in Stäbten mit eigenem Statute 
der Stadtrat als Sicherheitäbehörde. 

Bor der Beſchlußfaſſung foll das Pflegichaftsgericht, jomeit dies ohne 
erhebliche Schwierigkeit gejchehen fan, die Eltern, bezw. den Bormund 
(Kurator‘ des Minderjährigen, in allen Fällen aber dem Gemeindevor- 
fteher (Bürgermeifter), den zuftändigen Geeljorger und ben Leiter der 
Schule, welche der Minderjährige bejucht, hören. 

Der Beſchluß ift den Eftern, bezw. dem Vormund (Kurator) dei 
Minderjährigen, diefem jelbft, falls er da3 14. Lebensjahr vollendet hat, 
dem f. E. Bezirlshauptmanne, bezw. dem Stabtrate als Sicherheitsbehördt 
a Ray Landesausſchuſſe des zahlungspflichtigen Landes (8 10) zu 
zuſtellen. 

Gegen den Beſchluß ſteht den im vorhergehenden Abſatze Genannten 
der Rekurs mit aufſchiebender Wirkung zu. 

85. Bei Gefahr im Verzuge kann das Pflegſchaftsgericht eine vor 
läufige Unterbringung des Minderjährigen anordnen. Die Polizei dei 
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Aufenthaltsortes hat in diefem Yalfe für die Unterbringung des Minder- ' 
jährigen in einer Anftalt oder in einer geeigneten Familie zu jorgen. 

Gegenüber einer berartigen Verfügung hat der Rekurs feine aufs 
ſchiebende Wirkung. 

86. Hat bie im $& 4 angeordnete Anhörung der Eltern, bezw. des 
Vormundes (Rurators) nicht ftattfinden können, jo find dieſeiben bered- 
tigt, die Wiederaufnahme des Verfahrens zu verlangen. 

8 7. Someit nicht in dieſem Geſetz ein andres beftimmt ift, finden auf 
das gerichtliche Verfahren die allgemeinen Vorjchriften über die An— 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit Anwendung. 

88. Die gerichtlichen Verhandiungen und die Verträge über bie 
Unterbringung don Zöglingen find gebühren- und ftempelfrei. Iſt nad 
dem Ermeſſen des Pflegichaftsgerichtes die mündliche Vernehmung der 
nad 8 4, Abſatz 3, zu hörenden Perfonen erforderlich geweſen, jo haben 
fie mit Ausnahme der Eltern Anſpruch auf Erftattung der notwendigen 
baren Ausfagen aus Staatsmitteln; diefe Auslagen können jedod vom 
Gerichte aus dem Vermögen des Minderjährigen hereingebracht werden. 

8 9. Das Pflegihaftsgericht hat von feinem Beſchluſſe (8 3) Die nach 
8 7 des Gefeges vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, zufammengefepte 
Kommiffion unter Mitteilung ber Akten zu verftändigen. Diefe Komntiffion 
entjeidet unter Buziehung eines von dem f. E. Oberlandeögerichtöpräfi- 
dium zu entfendenden Vertreters ber Juftizverwaltung über die Art der 
Durchführung ber Fürforgeerziehung ($ 2) und teilt diere Entjheidung dem 
Pflegichaftsgerichte binnen Monatsfriſt unter Rückſchluß der Alten, ſowie 
dem Landesausfhuffe mit. 

8 10. Die Ausführung der Fürforgeerziehung liegt jenem Lande ob, 
in deijen Gebiet das Pflegichaftsgericht die Überweifung in die Fürſorge- 
erziehung beſchloſſen hat. 

Der Landesgejepgebung wird die Negelung der Einrichtungen zur 
Durchführung der Fürforgeerziehung vorbehalten, jebod haben bei der 
Unterbringung Minderjähriger zur Yürforgeerziehung in Korrigenden- 
abteilungen von Zwangsarbeitsanſtalten folgende Grundfäge zu gelten: 

a) Es dürfen nur Minderjährige abgegeben werben, welche das ſchul— 
pilitige Alter zurüdgelegt haben. 

b) Es müfjen Einrichtungen getroffen fein, melde eine volfftändige 
und dauernde Trennung bon den in ber Anſtalt untergebrachten Zmäng- 
Lingen jicherftellen. 

Der Landezausfhuß hat dem Pflegſchaftsgerichte von ber Unter- 
bringung und von ber Entlaffung des Zöglings Mitteilung zu machen. 

Die Überführung des Böglings Tiegt der Polizeibehörbe des Aufent- 
Haltsortes ob. 

g 11. Das Pflegichaftsgericht hat ftets darauf Bedacht zu nehmen, ob 
dem gejeplihen Vertreter oder dem beftellten Vormunde (Nurator) noch 
fernerhin bie Obforge über das Wohl des Minderjährigen zu überlaffen 
ift und verneinenden Falls die geeignete Verfügung zu treffen. 

Eine Lifte von Perfonen, melde fi zur Übernahme von ſolchen 
Vormundſchaften (Nuratelen) befonders eignen, ijt alle zwei Jahre im 
Dezember vom Gemeindeausſchuſſe (Stadtrate) dem Pflegichaftsgerichte 
mitzuteilen. Vor Verfafjung diefer Liften find die etwa beftehenden Armen- 
Direktionen, Waifentomitees, in deren Ermanglung die Organe ber gefeß- 
lichen Armenpflege zu hören. 
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Wo Armenpffegerinnen beftehen, iſt aus deren Zahl dem Wormunde 
(Kurator) auf deſſen Wunjc eine Beihilfe vom Gemeindeausſchuſſe (Stadt 
rat) zuzumeifen. 

Das Pflegihaftsgericht hat alljährlich mindeftend zweimal die Ber- 
hältniffe der in Samilienpflege oder Privatanftalten zur Fürſorgeerziehung 
uͤntergebrachten Minderjährigen nicht bloß durch Vernehmung des Bor- 
mundes (Kurator), fondern, wenn irgend tunlich, Koftenfrei Durch perſön⸗ 
liche Nachſchau zu erheben und hienach die etwa erforberfihen Maßnahmen 
zu treffen. 

$ 12. Die Fürforgeerziehung endigt mit der Minderjährigfeit. Eine 
frühere Aufhebung der Fürforgeerziehung faun duch Beſchluß des Pfleg-⸗ 
ſchaftsgerichtes von Amts wegen ober auf Antrag der Eltern, des Bor- 
mundes (Kurator), jowie ber im $ 9 diefes Geſetzes vorgejehenen Kom- 
miffion erfolgen, wenn ber Zweck der Fürſorgeerziehung erreicht oder die 
Erreichung des Zweckes anderweitig fichergeftellt ift. Die Aufhebung kann 
unter Vorbehalt des Widerrufs befchloffen werben. 

Gegen ben Beſchluß bes Pflegſchaftsgerichtes ſteht ſowohl der ge⸗ 
nannten Kommiſſion, als auch den im vorigen Abſatze aufgezählten Per- 
ſonen das Rechtsmittel des Rekurſes offen. Bis zur rechtskräftigen Ent- 
ſcheidung hat die Fürſorgeerziehung fortzudauern. 

Ein abgewieſener Antrag darf vor dem Ablaufe von ſechs Monaten 
nicht erneuert werden. 

813. Der Vormund (Kurator) der in Fürſorgeerziehung Stehenden hat 
Anſpruch auf eine öffentliche Anertennung oder eine Belohnung von 
höchſtens 200 Kronen, wenn er dem Minderjährigen am Ende ber Bor 
mundfchaft eine anftändige Verforguug verfchafft hat, vorausgeſetzt, daß 
er bie Vormundſchaft (Kuratel) mindeſtens drei Jahre lang geführt hat. 

Diefe Belohnung ift aus dem Vermögen des Minderjährigen zu be 
ftreiten, jedod) nur infoweit, daß ben Minderjährigen im Zeitpunfte ber 
Erlangung der Cigenberehtigung mindeftens 500 Kronen verbleiben. 
Andernfalls ift die Belohnung teilmeife oder ganz aus dem Staatsſchahe 
zu leiften. In Fällen der Belohnung im Sinne ber vorftehenden Br 
ftimmungen fteht dem Vormunde (Kurator) ein Anfpruch auf die Ent 
lohnung im Sinne bed 8 267 a. b. G. B. nicht zu. 

Die Höhe der Belohnung beitimmt das Pflegihaftögericht, gegen 
deffen Beſchlüſſe ber gejepliche Vertreter, der Vormund (urator), und 
falis das Vermögen des Minderjährigen herangezogen werden joll, auch 
Diefer das Rekursrecht haben. 

In jebem Falle ift der endgültige Ausſpruch über die Höhe der 
Belohnung dem Yujtizminifterium vorbehalten. 

$ 14. Die Länder tragen die Laften für bie Errichtung und Erhaltung 
der notwendigen Erziehungs- und Beilerungsanitalten, jowie die Koſten 
des Unterhalt3 und der Erziehung ber in dem betreffenden Lande ($ 10) 
der Zürforgeerziehung überwiefenen Minderjährigen, nicht minder jene 
altfälligen Koften, welche bei Beendigung der Fürjorgeerziehung zur Ber 
mittlung einer felbjtändigen Erwerbstätigkeit erforderlich erſcheinen. 

Die Länder erhalten zu biefen Koften einen Zufhuß aus Staats 
mitteln in ber Höhe von zwei Dritteilen dieſer Koften. 

8 15. Die Koften, welche Durch die Überführung bed Zöglings im eine 
Familie oder Anftalt erwachſen, treffen die Aufenthaltsgemeinde. 
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Die Koften für die erfte Ausftattung, jowie für die Rüdreije des aus 
der YFürforgeerziehung entlafjenen Zöglings treffen bie Heimatgemeinde. 

816. Das Land ift berechtigt, die Erftattung der während der Fürſorge- 
erziehung entftandenen Koften bes Unterhaltes eines Zöglings von dieſem 
jelbft oder von dem auf Grund bes bürgerlichen Rechtes zu feinem 
Unterhalte Verpflichteten zu fordern und nach Vorſchrift der das gericht» 
liche Erefutionsverfahren regeinden Gefege einzubringen. Als Erekutions- 
titel genügt die Vorjchreibung des Landesausſchuſſes. 

Der Landesgefeggebung bleibt es vorbehalten zu beftimmen, ob und 
inmieweit zu den auf bad Band nad 8 14 entfallenden Unterhaltskoſten 
bie Bezirke oder die Gemeinden beizutragen haben. 

8 17. Für die nad) Maßgabe der Landesgefeggebung ($ 10) zur Errich- 
tung gelangenden Unftalten haben bie Landesausſchüſſe die zur Aus- 
führung der Fürforgeerziehung und Verwaltung notwendigen Vorſchriften 
zu erlafjen. 

Tiefe bedürfen der Genehmigung des Minifter3 des Innern. 

Die im $ 9 vorgejehene Kommiffion beftimmt die zur Fürſorge— 
erziehung geeigneten Privatanftalten. 

818. Die zuftändigen ſtaatlichen Auffichtöbehörden und in höherer 
Inftanz der Minijter des Innern haben die Oberaufficht über die zur 
Unterbringung von Böglingen getroffenen Beranftaltungen zu führen. 

819. Wer einen Minderjährigen, bezüglich deſſen das gerichtliche 
erfahren auf Unterbringung zur Fürforgeerziehung eingeleitet ober die 
Unterbringung zur Fürſorgeerziehung angeorbnet oder ſchon vollzogen ift, 
dem Verfahren ober der Fürſorgeerziehung entzieht ober ihn verleitet, 
fi) dem Verfahren ober ber Fürforgeerziehung zu entziehen, ober wer ihm 
hiezu vorfäglic behilflich ift, endlich ihm Unterftand gibt, macht ſich, 
infofern darin nicht eine ſchwerer verpönte ftrafbare Handlung zu finden ift, 
einer Übertretung fchuldig und ift mit ftrengem Arreft von 1 bis zu 
6 Monaten, womit auch eine Geldftrafe bis zu 1000 Kronen verbunden 
werben Tann, zu beitrafen. 

s 20. Mit dem Vollzuge dieſes Gefeges ſind die Minifter des Innern 
und der Juſtiz beauftragt. 


Bien, 12. März 1901. 


Dr. Groß. Dr. Reicher. 
Dregel. Dr. Derſchatta. 
Kaifer. Dr. Wolffhardt. 
Walz. Hinterhuber. 

Dr. Steinwender. Herzmanäty. 

Graßhofer. Tſchernigg 
Holſtein. Franz Hofmann. 

Dr. Lecher. Attems 

Kienmann. Dr. Schüder. 

Dr. Baernreither. Prade. 


Dr. Bareuther. 
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Br. 18. 


Bericht des ſchleſiſchen Landesausſchuſſes betreffend die Auf- 
teilung der Koften für verwahrlofte Kinder. 


„Bei der Erziehung in gefchloffenen Anftalten muß unterjchieden 
werben zwiſchen öffentlichen Befjerungsanftalten und Erziehungs-, bezw. 
Nettungsanftalten zur Aufnahme verwahrlofter Kinder. 

In öffentliche Belferungsanftalten können nad) dem Geſetze vom 
24. Mai 1885, R. G. ©. Nr. 90, 

1. jene jugendlichen Perfonen abgegeben werben, gegen welche vom 
Gerichte auf Grund ber beftehenden gejeglihen Beftimmungen die Zu- 
äffigteit ber Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt ausgefprochen worden 
iſt, um 

2. jene Perfonen, um deren Abgabe in eine Beljerungsanftalt die 
geieglichen Vertreter mit Zuftimmung ber Pflegfchaftöbehörbe anjuchen. 

Die Koften ad 1 find gefeglih von dem Landesfonds des Heimat 
landes zu tragen, und nehmen in ber Regel bie Landesausſchüſſe auf die 
Abgabe diefer Perjonen in eine Beſſerungsanſtalt feinen Einfluß. 

Die Koften ad 2 wurben nur dann auf den Landesfonds übernommen, 
wenn der Landesausſchuß zu der Abgabe feine Zuftimmung erteilt hat. 

Die Zuftimmung wurde regelmäßig dann ausgeſprochen, wenn bie 
betreffende Perfon bereit3 das jhulpflichtige Alter überfchritten hat, mit 
dem Strafgefege in Kolfifion getreten ift, und wenn aus ben -fonjtigen 
Umftänden hervorging, daß eine Beſſerung auf dem Wege der Familien 
erziehung nicht zu gemwärtigen ift und fich auch die Unterbringung in einer 
eigenen Erziehungs- ober Rettungsanftalt als undurhführbar erwies. 

Was die Erziehungsanftalten für verwahrlofte Kinder anbelangt, jo 
haben wir in Schlejien zwei derartige Anftalten, und zwar das Franz 
Joſef⸗Rettungshaus in Slbersdorf, eine dem Lande Schleſien gehörige 
Privatbeiferungsanftalt, welche zur Aufnahme von 30 Knaben tatholifcher 
Konfeffion im Alter von 8—12 Jahren beftimmt ift, und dann die evan- 
gelifche Rettungsanftalt der enangelifhen Kirchengemeinde Uftron in Uftron. 

5 glich der Koftenbeftreitung wurde biäher folgender Vorgang eins 
gehalten: 

Die Koften ber Privatpflege verwahrlofter Kinder wurden teil vom 
Lande, teils von den Heimatgemeinden getragen. 

"Zu dieſem Behufe fteht dem Sandesausfchuffe ein jährliher Kredit 
don —— Kronen zur Verfügung. 

Die Verpflegskoſten in öffentlichen Beſſerungsanſtalten werden bei 
Abgang eines Vermögens des Korrigenden aus Landesmitteln beſtritten 

Die Koſten für die Zöglinge des Olbersdorfer Rettungshauſes trägt 
bei Armut der Landesfonds. 

Die Koften in Erziehungsanftalten für verwahrlofte Kinder (4. B— 
Aſylhaus des Schupvereines für vermahrlofte Kinder in Wien) werben 
vom Lande getragen, wenn nicht die Heimatgemeinde freiwillig eineu 
Beitrag leiftet. 

An Anſchmiegung an bie bisherige Gepflogenpeit mären aus den 
Uberſchüſſen der fumulativen Waiſenkaſſen im allgemeinen folgende Koſten 
zu seftreiten: 

. Die Koften der Familienpflege verwahrlofter Kinder; 
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2. die Koften der Unterbringung diefer Perjonen in Erziehungs-, bezw. 
Nettungsauftalten ; ; 

3. die in öffentlichen Befjerungsanftalten auflaufenden Verpflegskoſten 
für jene Böglinge, welche auf Grund des Z 16 des Gefeges vom 24. Mai 
1885, R. ©. 8. Nr. 89, mit Zuftimmung de3 fchlefiihen Landesausjchuffes 
in eine fenttihe Beſſerungsanſtalt abgegeben werden; 

4. bie Koften der Fürforge für die entlaffenen Zöglinge der Rettungs- 
und fonftigen Erziehungsanftalten für verwahrlofte Kinder, ſowie für ent- 
laſſene Korrigenden. 

Sind im gegebenen Falle die Bedingungen der Armenverjorgung vor» 
handen, jo foll dem Landesausſchuſſe das Recht zuftehen, den Erſatz eines 
angemefjenen Teile der gemachten Auslagen von den Heimatgemeinden 
zu verlangen. 


Br. 19. 


Ein Teil der mündlichen Begründung des Antrags Dr. Reicher 

und Genoffen im Abgeordnetenhaufe des öſterreichiſchen Reichs- 

rates (Beilage Nr. 468, Seſſion 1901) betreffend Erhöhung der 

Branntweinabgabe und Zuwendung des betreffenden Teiles 

an bie Länder zum Zwecke der Bekämpfung der Trunkſucht in 
ihren Urſachen und Wirkungen. 


„In der Konferenz ber Lanbesdireftoren vom 12. Oktober 1898, welche 
zum Zwecke ber Vorberatung des Regierungsentwurfes, betreffend bie 
Fürforgeerziehung im Königreidhe Preußen, einberufen worden war, machte 
Der Randeshauptmann der Provinz Pofen, v. Dziembowsty, folgende Mit- 
teilung: 

Ein englifcher Arzt fand in einem Gefängniffe ſechs Verwandte, 
deren Urfprung er weiter nachforjchte. Hiebei ergab es fich, daß eine 
zu Anfang dieſes Jahrhunderts in England lebende Trinkerin und 
Vagabundin eine Nachkommenſchaft von 839 Perſonen hatte. Unter dieſen 
waren 100 unehelich geboren, 181 proftituiert, 142 waren Bettler, 64 
jaßen in NArbeitöhäufern, 76 waren ſchwere Verbrecher und unter ihnen 
7 Mörder. Diefe Familienmitglieder hatten im ganzen 734 Jahre hindurch 
aus öffentlichen Mitteln gefebt und den Staat und bie Armenverbände 
ungefähr 5 Millionen gefoftet. 

Sie erfehen aus dem Statthaben diejer Konferenz, daß im Deutſchen 
Neiche ein derartiger Zuſammenhang der einzelnen Landtage in Fragen 
ber Fürforgeerziehung als einer den Ländern gemeinfamer Angelegenheit 
befteht. Es würde ſich aber auch — und ba fpreche ich meine eigene Er- 
fahrung aus — empfehlen, wenn bei uns in diefen fozialpolitiichen Be— 
ftrebungen auch ein größerer Zufammenhang in der Reichsregierung in den 
verfchiedenen Minifterien beftünde. Neben deu Vorteilen, welche die Arbeits» 
teilung aufmweift, ift jedenjall3 die Einfeitigfeit mit eine Schattenfeite, bie 
ſich auch bei der YBureaufratie zeigt. 

Ich möchte zum Belege dieſer meiner Re en barauf hinmweifen, 
daß ich feinerzeit einmal im Minifterium be3 Innern vorſprach, um eine 
Unterftügung für einen Verein aus der Staatswohltätigfeitzlotterie zu 
erlangen, den wir in Graz gegründet haben, um die ungufänglie gefegliche 

Reicher, Fürforge für die verwahrfofte Jugend. IL. 
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Armenpflege zu ergänzen, ben Übergang vom alten zum neuen Heimatgeſetz 
zu erleichtern, die Härten für die Individuen zu lindern, die nad 
dem Willen des Geſetzgebers das YHeimatrecht mit Rüchſicht auf ihre 
bereit3 erfolgte Verarmung nicht mehr erwerben konnten, und um anbrer- 
feit3 die Gemeinden nicht in bie Zwangslage zu verjegen, von ihrem 
Rechte Gebrauch zu machen und die von ber öffentlichen Wohltätigfeit 
lebenden fremden Menfchen auszumeifen. 

Mit Nüdfiht auf die allgemeinen Intereſſen, denen dieſer Verein 
bient und welche ihn weit über die Grenzen eines gewöhnlichen örtlichen 
Wohltätigfeitävereined erheben, habe ich geglaubt, daß er zum Aniprud) 
auf eine folche Unterftügung aus Staatmitteln berechtigt jei, und es iſt 
in biefer Richtung auch eine Petition des Vereines an ben Reichsrat und 
die Regierung gerichtet worden. Al ih mid nun im Minifterium des 
Innern bei dem betreffenden Referate, welches über die bezüglichen Bor- 
ſchläge disponiert, diesfall3 meldete und auf den Zufammenhang mit dem 
Heimatgeſetze hinwies, wurde mir die Antwort zu teil, das Heimatgejetz 
tümmere das betreffende Referat nichts. 

Noch draftifcher ift ja die Zufammenhanglojigkeit anläßlich der Ver— 
wenbung der Gebarungsüberſchüſſe der fumulativen Waiſenkaſſen ber 
leuchtet worden. Wenn jich der betreffende Herr Referent, welcher im 
Juſtizminiſterium die Vorfchläge erftattet hat, die dahin gegangen find, 
diefe Gebarungsüberfhüffe den Ländern mit fumulativen Waſſenkaſſen 
zu überweifen, und zwar aud zum Zwecke der Bekämpfung der Ver— 
mwahrlofung der Jugend, wenn ſich diefer Referent zu feinem Nachbar» 
zeferenten begeben und bort bei dem Meferenten für Pflegſchaftsweſen 
ober bei dem Referenten für Kriminaljuſtiz vorgeſprochen hätte, oder 
wenn er auf ben Minoritenplag ins Unterrichtäminifterium gegangen 
und dort bei dem’ Voltsfchulreferenten Nachfrage gepflogen hätte, und 
wenn er endlid auf den Judenplag zum Referenten für die öffentliche 
Sicherheit in das Minifterium des Innern gegangen wäre, jo wäre 
ihm wahrjheinlich gejagt worden, daß eine derartig einjeitige Behand- 
fung der Frage der vermahrloften Kinder einfach ein Unding ift und 
daß ein Kampf gegen dieſe Verwahrlofung nur von Reich wegen mit 
Erfolg zu führen it. Auch bin ich überzeugt, wenn wir im Minifterium 
einen berartigen engen Zufammenhang hätten, würde fich für meinen An- 
trag auf Verwendung biefer Mittel zur Durchführung eines Reichsfürforge- 
erztehungägejeges ein Anmalt gefunden haben, und fei es, wenn font 
niemand, Seine Erzellenz der Herr Finanzminifter, dem e3 gewiß nicht 
gleichgültig fein Tann, daß eine fehr ernft zu nehmende Stimme beim 
Antialtoholfongrefie behauptet hat, daß das Verderben des Volkes mit 
zu den Exiſtenzbedingungen des Staates gehöre, und der gewiß den vor⸗ 
liegenden Antrag im Intereſſe der Hebung ber Volksmoral unterjtügt 
hätte. Für den einzelnen Abgeordneten ijt e3 ein mißliche® Ding, in 
folhen Sahen, wenn ihn die berufenen Faktoren nicht unterftügen, vor 
zugehen und insbeſondere auf der Suche nad} ben notwendigen Mitteln für 
diefe Zwede und Aufgaben ſelbſt die Erhöhung derartiger Abgaben zu 
beantragen. 

Ih tat dies in der gefeftigten Überzeugung von der Notmenbigfeit 
biefer Zwecke. Darum fege id) mich über die einzelnen Proteſtkund⸗ 
gebungen hinweg, eingedent und ausgehend von ber vielleicht idealen 
Auffaflung des Berufes eines Abgeordneten, der dort, wo es jih um 
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eine Frage ber Volkswohlfahrt Handelt, bei deren Löſung Einzelintereſſen 
berührt werben, fi nicht auf den Standpunkt der ntereffenvertretung, 
jondern auf den der Vollsvertretung ftellen ſoll.“ 


ar. 20. 


Mibhandlung des Zöglings durch jeinen Erzieher. Die körper- 
lide Züchtigung der Bettnäffer in einer Erziehungsanftalt 
für verwahrlofte Kinder. 


Ein eigenes Erlebnis zeigte mir, welche weite Faſſung der Begriff 
„Mißhandlung bei Ausübung des Erziehungsrechtes“ ſelbſt in fachverjtän- 
digen reifen, welche, wie die Gerichtsärzte, ben Tatbeitand der Miß— 
handfung jeitftelen, finden fann, und mie demzufolge in Oſterreich die 
Rechtſprechung in einer dem Kinderfchuge abträglihen Weife beeinflußt 
wird. In einer Erziehungsanftalt für verwahrlofte Kinder wurde die 
Törperlihe Züchtigung al3 Disziplinarmittel von dem Anftalt3feiter in 
einer Weife gehandhabt, daß bie Spuren noch mehrere Wochen fpäter an 
der betreffenden Körperftelle fonftatiert werden fonnten. 

Einer folhen Behandlung wurden auch eingeftandenermaßen bie jo- 
enannten Bettnäffer unterzogen. Die Gerichtäverhandlung gegen ben 
Anftaltsleiter wegen Überjchreitung des Züchtigungsrechtes endete mit einem 
Zreifpruche. Diefer Freiſpruch war auf ein in hohem Grabe denkwürdiges 
gerichtsärztliches Gutachten gegründet, welches zeigte, wie wenig empfind» 
lich das öffentliche Gewiſſen gegenüber der Ausſchreitung des Züchtigungs- 
rechtes, gegenüber der körperlichen Mißhandlung von den zumeiſt nicht 
nur in der Erziehung, fondern aud in ber förperlihen Pflege vernach— 
läffigten Kindern ſich ermwiefen hat, die, wie die Bettnäffer, eher eine 
pathologifche, denn eine Behandlung mit Rute und Stod zu erfahren ge- 
habt hätten. Dieſes Erlebnis veranlaßte mich, bei meinen vielen Anftalt3- 
befuchen nad} der jeweiligen Art der Behandlung von Bettnäfjern mich zu 
erkundigen. 

Ich werde bei dem fhftematifchen Überblid des legten Teiles auch auf 
diefe Seite der Anftaltserziehfung zurückkommen. Hier, Hinfichtlich der 
öfterreichiichen Anftalten, nur fo viel, daß bei einem meiner Anftalt3befuche 
in jüngjter Zeit ih in Erfahrung brachte, daß die f. f. Statthalterei 
in Mähren die Bettnäffer als Franke Perfonen bezeichnet und eine dem- 
entfprechende Behandlung angeordnet hat. Eine Kundgebung der f. 1. Re— 
gierung, die ich als Fortichritt auf dem Gebiete de3 Kinderfchuges begrüße. 


Ar. 21. 
Verordnung des Juftizminifteriums vom 25. November 1902, 


betreffend die Begnadigung verurteilter Jugendlicher. 
An alle Gerichte und Staatsanwaltihaften. 


Unter der großen Zahl ber Jugendlichen, die durch Ausfchreitungen 
der verſchiedenſten Art gegen die beftehenden Strafgefege verftoßen, be- 
finden jid) viele, welche weniger aus erberbtheit der Gefinnung, ala 
infolge Unbefonnenheit, Verführung und Mangel an Reife handeln. Mande 
unter ihnen haben zwar jene Altersgrenze erreicht, die fie nad dem 
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Gejege verantwortlich macht, fie find aber in ihrer ſeeliſchen Entwicklung 
zurückgeblieben, jo daß fie entweder die Tragweite ihrer Handlungen nicht 
zu erfaffen vermögen oder aber noch nicht die nötige Willenskraft erlangt 
haben, um augenblidlihen Regungen Wibderftand zu leiften. 

Bei vielen dieſer ftraffällig gewordenen Jugendlichen bedarf es weder 
einer Zwangserziehung, nod) aber bes Vollzuges der verwirkten Strafe, 
um fie von weiteren gejegwidrigen Handlungen abzuhalten. Das gegen fie 
durchgeführte Strafverfahren, der Urteilsſpruch genügt al3 ernfte und ein- 
dringlihe Mahnung zur Umkehr. Bei ſoichen Jugendlichen erweift ſich oft 
ber Vollzug einer Freiheitsſtrafe als eine Härte, die infolge de3 damit 
verbundenen Makels, infolge de3 tiefen, nachhaltenden Eindrudes auf 
ein jugendliches Gemüt eine Wirkung üben kann, beren Vermeidung zu 
ben Aufgaben einer vom Geifte der Menfchlichkeit getragenen Strafrechts- 
pflege gehört. 

Seine f. und k. Apoſtoliſche Majeftät haben in Ausübung des Gnaben- 
rechtes mit Allerhöchiter Entjchließung vom 24. November 1902 das 
Juſtizminiſterium ermächtigt, die Gerichte anzumeifen, in alfen berüd- 
fichtigenswerten Fällen von Verurteilungen Jugendlicher im Sinne ber 
88 2 und 411 St. P. D. Gnadenanträge zu ftelfen. 

Hiebei ift von folgenden Grundfägen auszugehen: 

1. In erfter Linie find jene Unmündigen im Alter von 10—14 
Zahren zu berüdjichtigen, die auf Grund der Beſtimmung bes $ 2692 
St. ©. B. wegen an ſich verbrecheriſcher Handlungen von ben Gerichten zu 
beitrafen find, bei denen jedoch nad) den Umftänden des Falle weder der 
Vollzug der gemäß 8 270 St. ©. B. auszufprechenden Verſchließung noch 
die Abgabe in eine Befferungsanftalt gemäß $ 8 de3 Geſetzes vom 24. Mai 
1885, R. G. B. Nr. 89, dem Strafrechtszwede förderlich erjheint. Zurüd- 
gebliebene körperliche und geiftige Entwidlung, auf das jugendliche Alter 
zurüdzuführende Beweggründe zur Tat, Reue, ausreichende häusliche Zucht 
werden genügende Anhaltspunkte dafür geben, ob ber Verurteilte de 
gnadenweiſen Erlafjes der Strafe würdig erſcheint. 

2. Als nächte Altersftufe kommt jene vom 14. bis zum vollendeten 
16. Lebensjahre in Betracht. In der Regel ift daran feftzuhalten, dab 
ber Verurteilie noch nicht gerichtlich vorbeitraft fein und daß die ausge 
ſprochene und nachzuſehende Strafe 3 Monate Zreiheitsftrafe oder 500 
Kronen Geldftrafe nicht überfchreiten darf. 

Nur in Ausnahmöfällen, wenn eine Vorbeftrafung ganz geringfügiger 
Natur war, ift von der Vorausjegung der Unbefcholtenheit abzugehen, 
allgemein ift aber zu beachten, daß e3 nicht bloß auf die formelle Tatſache 
de3 Mangels einer Vorftrafe, ſondern vorzüglich auf eine vorausgegangene 
fittfihe und ehrliche Lebensführung ankommt. 

Das Gericht muß aus den Umftänden des Falles die Überzeugung 
erlangt haben, daß e3 im gegebenen Falle des Strafvollzuges nicht bedarf. 
Die Art und Schwere der ftrafbaren Handlung, ihre Nebenumftände, 
ihre Beweggründe, das ber Tat folgende Verhalten des Täters werben einer 
forgfältigen Prüfung zu unterziehen fein. 

3. Unter den unter 2 bezeichneten Dorausfegungen tönnen aud 
Jugendliche im Alter vom 16. bis zum vollendeten 18. Jahre der gnaden- 
weijen Strafnachſicht empfohlen werden, wenn fie infolge zurüdgebliebener 
Entwidlung in Bezug auf Verftand und Willenskraft Jugendlichen ber 
erwähnten Altersftufen gleichzuachten find. . 
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4. Das Verfahren richtet ſich im allgemeinen nach den im 8411 St. P. O. 
gegebenen Vorſchriften. Es iſt jedoch ein Gnadengeſuch des Verurteilten 
nicht abzuwarten, das Gericht hat vielmehr entweder ſofort anläßlich ber 
Urteilsfällung oder aber nad) derfelben von Amts wegen bei Vorhanden- 
fein der Vorausjegungen Beihluß über die Frage zu faſſen, ob bie 
gnabenmeile Nahfiht der ausgefprochenen Strafe zu _ beantragen fei. 
Soweit dies ohne Verzögerung bes Verfahrens möglich ift, find die gejeß- 
lichen Vertreter des verurteilten Jugendlichen einzuvernehmen und zur 
Äußerung aufzufordern, Jedenfalls find jene Umftände feftzuftellen, die 
zur Stellung des Gnadenantrages Anlaß geben. 

Da e3 fi hier um die Durchführung von Weifungen handelt, bie 
in Ausübung bes im Artifel 13.de3 Staatögrundgefeges über die richterliche 
Gewalt vom 21. Dezember 1867, R. ©. B. Nr. 144, vorgejehenen 
Gnadenrechtes ergehen, fo ift in jedem Falle der Stellung eines Gnaden- 
antrages diefer Art mit dem Strafvollzuge innezuhalten. 

Sätıe von Unterfuchungshaft während de Verfahrens über ben Gnaden⸗ 
antrag find der Natur der Sache nad) faum denkbar. Keinesfalls darf die 
Rüchſicht auf die Ungewißheit des Strafvollzuges eine durch die Fürjorge 
für das Wohl des Jugendlichen gebotene Veränderung des Aufenthaltsortes 
hindern. Es wird in biefem ‘alle regelmäßig genügen, wenn ſich das 
Ürteilägericht Kenntnis von dem jeweiligen Aufenthaltsorte verſchafft. 

5. Findet das Urteilögericht einen Gnadenantrag im Sinne ber vor- 
ftehenden Seftimmungen: u ftelfen, jo ift mit ber Abgabe der vorgejchrie- 
benen Straflarte an das Strafregifteramt bis zur Erledigung des Önaben- 
antragee innezuhalten. 

ritt ſodann die gnadenweiſe Strafnadhjficht ein, fo ift in Spalte 18 
der Straflarte diefer Umftand deutlich erjichtlih zu mahen und bie 
Straffarte an das Regifteramt abzugeben. 

Die genaue Befolgung dieſer Vorfchrift ift weſentlich, weil hiedurch 
bie Gerichte in die Lage fommen, in Fällen neuerlicher Straffälligkeit 
eine3 begnadigten Jugendlichen von diejem für die Strafbemeijung be- 
beutfamen Umjtande Kenntnis zu erlangen. 

6. In befonderd rüdjichtömerten auf öffentliche Anklage zu ver- 
folgenden Fällen bleibt e3 den Gerichten, bezw. den Staatsanwälten unbe» 
nommen, die Aften des Strafverfahrens im Sinne bes 82 St. P. ©, 
Abſatz 4, vorzulegen. Jeder gerichtlichen Vorlage Hat die Anhörung der 
Staat3anwaltichaft vorauszugehen. . 

Unberührt bleiben hiedurch die Vorfchriften über die Behandlung von 
Gnadengefuchen, insbeſondere von ſolchen, die nur eine teilweiſe Straj- 
nachſicht oder eine Strafummandlung zum Gegenftand haben. 

7. Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kundmachung in 
Kraft und erftredt ſich aud auf Strafurteife, bie vor biefem Beitpunfte er- 
gangen, jedoch noch nicht vollſtreckt find. 

Koerber m. p. 


Ar. 22. 
Der Strafvollzug bei den f. f. Bezirkögerichten. 
Erhebungen 1890, Umfrage „Schutz und Hilfe für arme Kinder in Oſterreich“. 


Wenn wir wieber einen Blick auf bie Zuftände bes tatſächlichen Straj- 
vollzuges bei den Bezirkögerichten werfen, jo ergab meine Umfrage bei ben 
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Gerichten im Jahre 1890, daß das wenige, mas das Geſetz beim Straj- 
vollzuge zum Schuge der Jugend anordnet, in der Praris vielfach noch 
unauögeführt geblieben war. Die „Berjchließung an einem abgefonderten Ber- 
mahrungsorte” würde im Intereſſe des vorbeugenden Schußes eine An- 
haltung der Jugend in bejonderen Gebäuden erfordern, wodurch eine 
Berührung mit ber Derbrecherwelt ſchon räumlich unmöglich gemadıt 
mwürbe. Den „abgejonderten Verwahrungsorte” in diefem Zinne be 
gegnete ich bei hiefen Erhebungen äußerft ſelten. Die räumliche Unter 
bringung ber öſterreichiſchen Serietagerichte geftattet es micht, jich den 
wirklich abgejonderten Strafvollzug an Jugendlichen zu gewähren. Vielleicht 
iſt es in den 15 Jahren, die feit meiner unheze verfloſſen ſind, in dieſer 
Hinſicht beſſer geworden. Dann um ſo beſſer. 


Dieſe Zuſtände beſtätigen folgende Berichte aus der vorerwähnten 
Erhebung: 

Das Bezirkögeriht Parbubig berichtet: 

Die Beltrafung Unmündiger nad) $ 270 St. G. B. geſchieht regel- 
mäßig, ba bem Gerichte die regelmäßigen Räumlichkeiten fehlen, im Ge— 
meindearrefte. 

Bezirksgericht Königinhof: 

Die Beſtrafung Unmündiger im Sinne des 8 270 St. G. B. erfolgt 
in den gewöhnlichen Arreftfofalitäten, da ein abgefonderter Verwahrung 
ort nicht zur Verfügung fteht. 

Bezirkögeriht Gmunden: 

Unmünbige, welche Verbrechen begangen haben, werben im Kranten- 
zimmer, im Falle es nicht belegt ift, einzeln verwahrt gehalten; jie er- 
halten Unterricht von Geiftlihen und Lehrern und werden tagsüber ab- 
gefondert zur Gartenarbeit verwendet. 

Bezirksgericht Kuttenberg: 

Strafmündige oder noch minderjährige Sträflinge werden von den 
älteren auch fepariert, jedoch mehrere in einer Zelle angehalten und mit 
Arbeiten, deren ſelbe kundig find, befhäftigt. Der Luftgang, Religions 
und Schulunterricht gefhieht mit ſolchen Sträflingen abgefondert. 

Aufrichtig befennt das Bezirksgericht Telfs diefe Mißſtände: 

Bei dem Plagmangel in den hiergerihtlihen Urreften kann fein 
Unterfchieb im Strafvollzuge an Voll- und Minderjährigen gemacht werben. 

Bezirksgericht Tſchernembl: 

Die Beſtrafung Unmündiger im Sinne des 8 270 St. ©. B. erfolge 
in den gewöhnlichen Arreften, da fonftige Abſchließungsorte dem Gerichte 
nicht zur Verfügung ſtehen. 

Bezirksgericht Windifchgariten: 

Der Strafvollzug der ftrafmündigen aber noch minderjährigen Sträf- 
finge erfolgt wie bei Erwachjfenen, nur daß bei der Beftimmung, ob jic 
zu andern Sträflingen, refpeftive zu welchen Sträflingen in einer Zelle 
inhaftiert werden, auf die Jugend entfprehend Nüdficht getragen wird, 
alfo diefelbe insbejondere nicht mit befferungsunfähigen ober verfonmenen 
Individuen aufanımengejperrt werden und daß für religiöfen Zuſpruch 
durch Geiftliche Sorge getragen wird, 
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Das Bezirksgericht Feldkirchen berichtet: 

Der Strafvollzug bei minderjährigen Sträflingen unterſcheidet ſich 
nit von den andern Häftlingen, nur werben folhe nach Tunlichkeit 
nit mit befannten, moraliſch verkommenen Individuen zufammen in 
Strafe gehalten. 

Das Bezirksgericht Müglig berichtet: 

Die gerichtlich abgeftraften Unmündigen werben hiergericht3 in den 
gewöhnlichen Arreitfofalen, jedoch abgejondert von den übrigen Häftlingen, 
verjchloffen. Es wird ihnen jedoch gewöhnlich ein zweiter verläßlicher (?) 
und hinfichtlich feines Einfluffes ungefährliher Häftling beigegeben. 

Zwei Berichte aus Böhmen und einer aus Steiermark erwähnen eine 

eigentümliche Art der Ahndung an Unmündigen nach $ 273 St. ©. B., 
nämlih: die Prügelitrafe. Man follte benfen, daß die „Ahndung und 
Vorkehrung der Sicherheitäbehörde” nicht in einer einfachen Peügelteafe 
beitehen fann, nachdem das Gejeg vom 15. November 1867, 
Nr. 131, die körperliche Züchtigung als Haupt» und Nebenftrafe —S 
abgeichafit hat. Desgieichen ift durch die Schul- und Unterricht3ordnung 
bie förperliche Züchtigung von der Schule auszufchliehen, wie fie ja 
auch nad) den Vorſchriften für die Vefferungsanftalten ausgejchloffen fein 
jolfte. Vor 15 Jahren wurde jie al3 Mittel der Ahndung durch die Sicher- 
heitöbehörben noch angemenbet. 

Das Bezirksgericht Pardubig teilt nämlich mit: 

Unmündige werden nad) 8 273 St. ©. 8. dadurd) beftraft, daß die— 
felben vom Gerichte dem Gemeindeamte zum Vollzuge ber zuerfannten 
Strafe (gewöhnlich Rutenſtreiche) überwieſen werben. 

Ähnlich berichtet das Bezirksgericht Trautenau: 

In den Fällen des $ 273 St. ©. B. werden die Alten der politifchen 
ober Polizeibehörbe abgetreten, welche, jo viel befannt, diefe Züchtigung 
durch die Eltern, eventuell durch Polizeiorgane vornehmen läßt. 

Welch ſchöne Erfolge diefe Art der „Ahndung und Vorkehrung“ 
zeitigen kann, zeigt nachfolgender Bericht des Bezirksbeirates von Murau 
in Steiermarf, der in feinem Berichte, betreffend die Überwadhung der 
Armentinderpflege in den Gemeinden, von einem Kinde erzählt: 

Eltern de3 Kindes verſchollen; das Kind wurde wegen PDiebftahles 
über Anordnung des Gerichtes ort3polizeilih mit Rutenjtreichen beftraft; 
ift jeit diefer Zeit verjchollen. 


Ur. 23, 
Die Jugendabteilungen der Strafanitalten. 


Schon 8 195 _der_Strafprozeßorhnung ‚vom 19. Iänusr. 1850 be» 
ftimmte wörtlich Das, was $ 164 der Strafprozeßordnung vom 29, Juli 
1853 und nunmehr $ 184 der Strafprogekorbnung vom 23. Mai 1873 über 
die Behandlung der Unterfuchungsgefangenen beftimmt: 

Die Verhajteten ſollen jo viel wie möglich jeber allein verwahrt 
werben. Wo dieje abgejonderte Verwahrung jedes Verhafteten nicht tunlich 
ift, Hat das Gericht dafür zu forgen, daß nicht Perfonen verichiedenen Ge— 
ſchlechtes, Teilnehmer an demſelben Verbrechen und Vergehen, ungeübte 
ober jugendliche Verbrecher mit geübten oder erwachſenen Verbrechern zu— 
jammen in ein Gefängnis gebracht werben. Diejelbe Rativ verlangte auch 
für die Sträffinge diefe notwendige Abfonderung, und fo verfügt bereits 
die Inſtruktion für die Strafgerichte vom 16. Juni 1854 im $ 58, „daß 
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bei der Anweiſung bes Gefängniffes für die Sträflinge in berjelben Art 
und Weife (mie bei den Unterfuhungsgefangenen) vorzugehen fei.” 

In Befolgung diefer Unordnung fuchte man fchon feit längerer Zeit 
in verfchiedenen Gerichtägefängnifjen und Strafanftalten eine ftrenge Ab- 
fonderung der jugendlichen Verbrecher von ben erwachjenen durchzuführen: 
man räumte ihnen in ben größeren Strafanftalten aby 
ein, man zog fie dem in ben einzelnen Gtrafahltalten gebotenen Ge— 
fongenunterriäht zu und fuchte fie womöglich in einem Handwerk zu unter 
weiſen. 

Eine ſyſtematiſche Organiſation eines beſonderen Strafvollzuges für 
Jugendliche verſuchte man erſt ſeit dem Jahre 1889 durch Einrichtung 
beſonderer Jugendabteilungen in einzelnen Strafanftalten, jo in den Straj- 


anftalten von Prag und Marburg, 

Der Teitenpe Seumbgebante ei Errichtung diefer Anftalten war bie 
ftrenge Abfonderung der Sugenbtichen von den Erwachſenen, welche man in 
gründlichſter Weiſe dadurch durchführte, daß man die Jugendabteilungen 
in beſonderen Gebäudetrakten unterbrachte. “ 

Behufs Darftellung des Strafvollzuges in der Jugendabteilung jei 
die Hausordnung für Die Jugendabteilung der E. f. Strafanftalt Marburg 
zu Grunde gelegt und im Anhange wiedergegeben. Danach ift die Jugend- 
abteilung für Sträflinge beftimmt, die eine mindeſtens einjährige Rerfer- 
ftrafe zu verbüßen haben, welche das 20. Lebensjahr noch Au zurädgefegt 
Haben, und welche die gegen fie verhängte Freiheitsftrafe vor Zurüdlegung 
bes 24. Lebensjahres beenden. Erfolgt die Beendigung der Straizeit 
der Jugendlichen erft nach volfenbetem 24. Lebensjahr, jo können fie nah 
dem Juflizminifterialerfaß vom 18. Jänner 1903 nichtsdeſtoweniger in bie 
Jugendabteilung abgegeben und bafelbft bis zur Vollendung bes 24. 
Lebensjahres behalten werben, um hierauf zur Verbüßung des Straj- 
reſtes in eine Männerftrafanftalt überftelft zu werben. 

Außerdem dürfen die Sträflinge früher wegen Verbrechen oder wegen 
Vergehen oder Übertretungen gegen bie Gittlichfeit noch gar nicht und wegen 
Üübertretung aus Gewinnſucht nicht öfter al3 einmal abgeftraft fein. 

Ebenfo find Sträflinge, weiche vor ihrer Aburteilung in einer Zmangs- 
arbeit3- ober Beſſerungsanſtalt untergebradht waren, von dem Straf- 
vollzuge in der Jugendabteilung ausgejchloffen. Nah Zulaß ber verfüg- 
baren Räume fönnen Sträflinge obiger Kategorie ſchon mit einer Strafzeit 
von 6 Monaten aufwärts der Anordnung der Oberſtaatsanwaltſchaft 
zur Strafverbüßung in die Jugendabteilung aufgenommen werben. 

So $ 1 der Hausordnung von Marburg. Dana) wäre der Straj- 
volfzug in einer Jugendabteilung auf einen verhältnismäßig geringen 
Kreis beichränft. Bei allen Verbrechen, für welche die Strafzeit nicht über 
5 Jahre bejtimmt ift, wird nach der Praxis unferer Gerichte regelmäßig 
vom aufßerorbentlihen Milderungsrechte des $ 54 St. ©. B. Gebrauch 
gemacht und die Strafe unter 6 Monate verkürzt, und zwar dann, wenn 
mehrere und überwiegende Milderungsgründe vorliegen. Nun verlangt 
man für die Aufnahme in die Jugendabteilung neben andern Bedingungen 
1. Alter unter 20 Jahren — ein nad) der Prari3 unferer Gerichte jehr 
wichtiger Milderungsumftand — und 2. nahezu Unbefcholtenheit vor der 
Verurteilung, welche zur Abgabe führt, was wieder ein wichtiger Milde- 
zungsgrund ift, der in Verbindung mit dem erftangeführten bemirfen 
wird, daß die Strafe unter 6 Monate verkürzt und der Sträfling für 
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die Jugendabteilung untauglich wird. Die Bewohnerſchaft der Jugend— 
abteilung wird ſich daher aus Perſonen rekrutieren, die ſich ſehr ſchwerer 
Verbrechen ſchuidig gemacht haben, für welche die Strafzeit mit 5—10, 
bezw. 10—20 Jahren beftimmt ift, mo alfo nad) 8 338 St. P. ©. eine 
Herabfegung unter 1, bezw. 3 Jahre nicht möglich ift. Aus dem Zufammen- 
Halt dieſer Erwägungen mit den andern einjchränfenden Bedingungen 
des 8 1 diefer Hausordnung ergibt fich, daß der reis der in die Jugend» 
abteilung Zugelaffenen ein jehr enger ift und daß danach diejenigen ausge» 
ſchloſſen find, welche nur ein leichteres Verbrechen begangen haben, und 
dafür der jchädlichen Gemeinſchaft mit den erwachſenen Verbrehern aus- 
gejegt bleiben. Dieje Beſtimmungen fheinen aber durch die Juſtizmini— 
jterialverordnung vom 20. Jänner 1903, betreffend die Änderung der Ein- 
lieferungsvorſchriften für die Jugendabteilung in der Männerjtrafanftalt 
in Marburg, modifiziert, Dieſe beftimmte: B. Die in die Männerftraj- 
anftalt in Marburg eingelieferten Sträflinge, welche zur Zeit der Ein- 
liefetung das 20. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, nd in bie in 
biejer Strafanftalt errichtete Jugendabteilung einzuteilen. 

Bon ben ftrengen Vorausfegungen des $ 4 ber Hausorbnung von 
Marburg vom Jahre 1889 ift in diefe Verordnung, die alferding3 nur 
die Einlieferungsvorjgriften regelt, feine übergegangen und e3 fragt fi, 
blieben biefe Vorausfegungen aufrecht oder nicht? 

Die Sträffinge der Jugendabteilung, die nach Maßgabe ihres Ver— 
haltens und fittlihen Zuftandes in drei Klaſſen geteilt werben, in welcher 
der einzelne nur nad) vorzüglichem und fleißigem Betragen in die nächſt- 
höhere Klaſſe auffteigt, werden bei Tag und Nacht in gemeinfamen Räumen, 
nämlich in den Arbeit3- und Schlaflälen, in der Schule und der Kirche, 
im Spazierhofe, jeboh außer aller Gemeinjchaft mit den übrigen Sträf- 
lingen und während der Nachtzeit in Zfolierfchlafzellen getrennt verwahrt 
und unterftehen der ununterbrocdhenen Aufſicht der Anftalt3auffeher. 

Die Behandlung der Sträflinge foll nach $ 5 ftrenge, aber wohlwollend 
fein und namentlich auf ihre Erziehung und Fortbildung, fowie ihre fitt- 
liche Befferung abzielen. 

Morgens um 5 Uhr in ber warmen Jahreszeit (April_bis einſchließlich 
September) und um 6 Uhr in ber falten Jahreszeit (Dftober bis ein- 
ſchließlich März) haben bie Sträflinge aufzuftehen ($ 35). Um 6, bezw. 
7 Uhr beginnt die Arbeitszeit und Dauert das ganze Jahr hindurd an 
Samstagen bis 6 Uhr, an den übrigen Werktagen bis 7 Uhr abends. Sic 
wird nur zum Befuche der Kirche um 6, bezw. 7 Uhr früh, der Schule von 
8 bis 12 Uhr vormittags, eventuell von 2 bis 4 Uhr nachmittags, zum 
Genuffe des Mittagmahles von 12 bis 1 Uhr mittags, und durch eine 
halbftündige Ruhepaufe um 4 Uhr nachmittags unterbrochen. 

Während der Arbeitszeit haben die Sträflinge unausgefegt mit Fleiß 
und Sorgfalt zu arbeiten. Gie dürfen vor dem Zeichen zum Schluffe der 
Arbeit biefelbe auch dann nicht unterbrechen, wenn fie ihr Tagewerk voll- 
bracht haben. 

Das Arbeitsmaß wird für jede Gattung von Arbeit vom Oberdirektor 
in verſchiedenen Abjtufungen feſtgeſetzt. Die niedrigjte Abitufung biefes 
Arbeitsmaßes, das ein Sträfling an einem Tag zu liefern hat, it jeden⸗ 
falls fo zu bemeſſen, daß dasſelbe bei angenommener mittlerer Arbeits— 
fähigleit während ber vorgeſchriebenen Arbeitszeit nur mit Anſtrengung der 
Kräfte geleitet werben kann ($ 11). 
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Bezüglich der Arbeitsleiſtung und feines Fleißes unterliegt der Sträf- 
ling angemefjener Kontroffe ($ 11). Wer träge und nadjläjjig arbeitet, 
erhält feine Arbeitöbelohnung und wird beitraft. 

Der Sträfling hat keinerlei Anſpruch auf eine Entlohnung. jeiner 
Arbeit; um jedod) den Fleiß und das Intereſſe an der Arbeit zu erhöhen, 
werben ihm NArbeitsbelohnungen gutgeſchrieben, welches für jedes bejrie 
digend geleiftete volle Tagwerk ein bis höchſtens ſechs Kreuzer betragen, 
fo daß ſich der jugendliche Verbreher, das Jahr zu 300 Werktagen ge 
rechnet, im Jahre 3 Gulden, höchſtens aber 18 Gulden verdienen kann. 
Durch diefe Arbeitsbelohnung ſoll nämlich den Jugendlichen „zugleich ihr 
Fortlommen nad) der Entlafjung erleichtert werden‘ (8 12). 

Um bie Mängel eines vernadjläffigten Unterrichtes möglichit zu be 
feitigen, ift jeder Sträfling fhulpflichtig und wird jeder nad dem Grade 
jeiner Schulfenntnifie nad) dem Antrage de3 Seelſorgers und des Chrr- 
lehrers einer beftimmten Klaſſe der in der Jugendabteilung beftehenden 
Schule zugewiefen. Der Schulunterricht wird von 8 bis 12 Uhr vor: 
mittagg und nad Erfordernis von 2 bi8 4 Uhr nachmittags erteilt. 

Es ift Pflicht eines jeden Sträflinga, ftet3 und überall ein ruhiges 
und anftändiges Betragen einzuhalten ($ 23), fie haben untereinander 
Ruhe und Frieden zu halten ($ 20) und find verpflichtet, den Ange: 
stellten der Strafanftalt unbedingten Gehorfam und Achtung zu bezeigen 
und alle Befehle diefer Vorgejegten ohne ein Wort oder Zeichen des 
Widerfpruches zu vollzichen (8 17). 

Strafbare Handlungen der Sträflinge, jofern fie nicht Verbrechen 
find, ſowie Übertretungen der Hausordnung werden an dem Täter, Mit- 
ſchuldigen und Verhehler der ordnungsmwidrigen Handlung gemäß der 
DMinifteriafverordnung vom 4. Juli 1860, R. G. B. Nr. 173, mit Tis 
siplinarftrafen geahndet. 

Diefe Strafen find: 

1. Ein Verweis unter vier Augen ober vor andern Sträjlingen; 

2. Sprechverbot während der Erholungszeit bis zur Dauer von 
14 Tagen; 

3. Zuweiſung einer unfiebfameren oder fehwereren Arbeit; 

4. zeitweife Entziehung des Befugniſſes zur Beſchaffung von Neben 
genüffen oder anderen Begünftigungen; 

5. gänzliche oder teiſweiſe Entziehung de3 vorhandenen Guthaben 
aus ben Arbeitäverdienfte biß zur Höhe des in den feßten zwei Monaten 
gutgefchriebenen Betrages zu Gunften des Sträflingsunterftügungsfonds: 

6. Entziehung der Morgenfuppe; 

7. Faften bei Wajjer und Brot; 

8. hartes Lager; 

9. Einzelnhaft in einer Korreltionszelle; 

10, Tuntelhaft, jedoch ununterbrochen nicht länger als 24 Stunden 
und in einer Woche höchſtens dreimal; 

11. die Verfegung in eine niedrigere Sträflingsklaffe; 

12. Abjonderung (Iſolierung) bei Fortjegung der Arbeit mit Aus 
ſchließung jeden Verkehres mit andern Sträjlingen bis auf die Tau 
von drei Monaten. 

Gegen ungejtüme, mwiderfpenftige und gefährliche Sträflinge kann zu: 
Sicherung mit Abfonderung in längerer Dauer, Ankettung an den wuh 
boden oder an die Mauer, Anlegung der Zwangsjade vorgegangen werden. 
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Für beſondere Belohnungen und Belobungen ift in den Hausord— 
nungen nichts vorgeſorgt. Doch dürfen ſich die Sträflinge mit einem Teil 
der oberwähnten Arbeitsbelohnungen ſogenannte „Nebengenüſſe“ verſchaffen, 
wie Weißbrot, Semmeln, Milch, Wein, Bier uſw. 

Die Anſchaffung geiſtiger Getränke, als: Wein, Bier, Moſt, iſt jedoch 
jugendlichen Sträflingen unter 16 Jahren nicht geſtattet. 

Die Koften der Nebengenüfje dürfen in einer Woche nicht mehr als 
20, bezw. 30, 40 Kreuzer überfteigen. 

Eine wirkliche belobende Anerkennung liegt nur in dem Auffteigen- 
Iaffen von einer Klaſſe in die nächſthöhere. 

Oberdireftor Marcovih der Strafanftalt Marburg erklärt in ber 
„Geäihtszeitung r. 13, den Erfolg der Jugendabteilung an 
biefer Anstalt als äufriedenfteftend und die beiten Hoffnungen für bie 
Zufunft verfprehend. Die Einführung der Jugendabteilungen habe fich 
als „unſchätzbare Wohltat“ erwiefen. 

„Bon dem Momente, in welchem ein jugendlicher Verbrecher in die 
Jugendabteilung eintritt, weicht dad drohende Geipenft ftaatlicher Ver— 
geltung von ihm und er gewinnt die Achtung vor der Gerechtigkeit, welche 
an ihm, einmal und nie wieder, die Mängel der Erziehung, die Folgen 
ſchlechten  Umganges auszugleihen und in jeiner Bruft das verloren ge— 
gangene Selbftvertrauen wieder zu wecken tradıtet; der Sträfling hat wieder 
eine Zufunft vor fi, welche ihn bei feſtem Willen ber gefitteten, bürger- 
lihen und geachteten Gefellihaft näher bringt, furz gejagt, der Gemaß- 
regelte beginnt noch einmal zu hoffen.” 

Den Haupterfolg fieht Marcovid in ber bejjernden Birkung, welche 
die Jugendabteilung auf die Sträflinge ausübe. Als Symptom führt er 
die geringe Nüdjälligfeit der aus der Jugendabteilung Entlaffenen an. 
Scit Errichtung der Jugendabteilung in Marburg bis 1893 wurden nur 
38 Prozent der Entlaffenen rüdfällig. 

Durch die Juftizminifterialverordnung vom 9. Mai 1902, M. V. 2. 
Nr. 20, „betreijend die Beſtimmung der Männerftrajanftalt Göllersdorf 
zum Strafvollzuge an jugendlichen Verbrechern und die Änderung der Ein= 
berufungsvorſchriſten für dieſe Anjtalt uſw.“, wurde eine beftehende Männer- 
ftrafanjtalt in die erfte eigentliche Jugenditrajanftalt in Oſterreich umge— 
wandelt. In diejer Verordnung Heißt e3: „Das Auftizminifterium findet 
die Männerftrafanftalt in Göllersdorf ausjhlieklid zum 
an jugenblihen Verbrehern zu beftimmen und demgemäß 
ftehendes zu verfügen: 

„IV. In die Männerftrafanftalt Göllersdorf find, und zwar ohne 
Unterfcjied des Glaubensbetenntnifjes die Dn den Gerichtshöfen in Nieder- 
öjterreich, Bberöfterreid) und a don dem —— in Inns⸗ 





Mit Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 20. Jänner 1903, 
betreffend die Errichtung einer Jugendabteilung in der Strafanftalt Capo 
d’Zjtria ufw., wurde das Spiteni der Tügendaßteilungen aud) im diefer "” 
Strafanftalt zu verwirklichen gefucht. 


— 378 — 


Bezüglich der Arbeitsleiſtung und feines Fleißes unterliegt 
ling angemefjener Kontrolle ($ 11). Wer träge und nadläi‘ 
erhält feine Arbeitbelohnung und wird beftraft. 

Der Sträfling hat feinerfei Anfpruc auf eine Entlot 
Arbeit; um jedod) den Fleiß und das Intereſſe an der Arbei 
werben ihm Arbeitsbelohnungen gutgeſchrieben, welches für 
digend geleiftete volle Tagwerk ein bis höchſtens ſechs Ar 
jo daß ſich der jugendliche Verbrecher, das Jahr zu 300 
rechnet, im Jahre 3 Gulden, höchſtens aber 18 Gulden ı 
Durch diefe Arbeitsbelohnung foll nämlich den Jugendlich 
Fortlommen nad) der Entlaſſung erleichtert werden“ ($ 1 

Um die Mängel eines vernachläſſigten Unterrichtes 
feitigen, ift jeder Sträfling ſchulpflichtig und wird jeder 
feiner Schulkenntniſſe nach dem Antrage des Seelforge' 
lehrers einer beſtimmten Klaſſe der in der Jugendabt— 
Schule zugewieſen. Der Schulunterricht wird von 8 
mittag und nad) Erfordernis von 2 bis 4 Uhr ı 

Es ift Pflicht eines jeden Sträflings, ftet3 und 
und anftändiges Betragen einzuhalten (8 23), fie \ 
Ruhe und Frieden zu halten ($ 20) und find ver 
ftellten der Strafanftalt unbedingten Gehorjam und 
und alle Befehle diefer Vorgefegten ohne ein We 
Widerfpruches zu vollziehen ($ 17). 

Strafbare Handlungen der Sträflinge, jojern 
find, fowie Übertretungen der Hausordnung werde 
ſchuldigen und Verhehler der ordnungswidrigen 
Minifterialerordnung vom 4. Juli 1860, R. ©. 
iplinarftrafen geahndet. 

Diefe Strafen find: 

1. Ein Verweis unter vier Augen oder vor 

2. Sprechverbot während der Erholungsze 
14 Tagen; 

3. Zuweifung einer unliebfameren ober jdı 

4. zeitweiſe Entziehung des Befugniffes zu 
nenüffen oder anderen Beaünftiaungen ; 
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ar. 24. 


Ein Befuh der Strafanftalt für Jugendliche in Göllersdorf 
in Nieberöfterreid. 


Die Strafanftalt hat fehon in ihrem Außern ein gefängnisähnlices 
Ausſehen. Sie ift in einem alten, faftellartigen Gebäude untergebradt. 
Ein Blid in den Garten zeigt und Jugendliche bei der Arbeit, und zwar 
unter der Aufficht der Juſtizwachmannſchaft mit gejehultertem Gewehr und 
aufgepflanztem Bajonette. Ein ſchweres Tor, Schloß und Riegel jperren bie 
Anftalt von der Außenwelt ab. J 

Ich übergehe bie inneren Einrichtungen und halte mich an das Bor- 
leben und die Straftaten der Sträflinge, den Anlaß ihrer ftrafweilen 
Sreiheitentziehung, den hier beftehenden Zuſammenhang von Straffällig- 
teit und Verwahrlofung. 

Die Sträflinge find in drei Klaſſen eingeteilt, deren erfte die erft- 
malig Bejtraften umfaßt. Bezeichnenderweiſe jallen bie bereit3 früher 
als Korrigenden angehaltenen Jugendlichen nicht ımter dieſe Kategorie. 

Die Sträflinge waren eben bei ber Arbeit. Das Gros der jugend- 
lien Sträflinge hat fein Gewerbe gelernt. Während der Schuljahre 
aufſichtslos ſich felbft überlaffen,. mochten fie ji aud nad der Edul- 
entlafjung dem Meifter nicht fügen, hielten in der Lehre nicht aus oder 
en aus berjelben, verfielen der Landſtreicherei und wurden ſchließlich 

raffällig 

Die Anſtalt ſoll nun das Verſäumte nachholen, die jungen Leute an 
Arbeit gewöhnen und ſie in dieſer unterweiſen, was der Anſtalt in dieſem 
Stadium ſchwer genug fällt, ganz abgeſehen von ben primitiven Ein— 
richtungen, die ihr zu diefem Zmwede zur Verfügung ftehen. 

Unter den jugendlichen Sträflingen wurde mir ein neunzehnjähriger 
Burſche gezeigt, der mit einem achtzehnjährigen Mädchen im Konkubinat 
Iebte. Aus dieſem Verhältniffe find zwei inder hervorgegangen. Ber 
Vater dieſer Kinder verbüßte bereits das zweite Mal wegen Verbrechen 
eine Freiheitzftrafe in der Strajanftalt. Die Kinder leben Ye der Mutter 
und fehren nad) der Strafentlafjung unter den Einfluß ihres verbrecheri- 
ſchen Vaters zurüd, 

Müffen unter folhen Umftänden die Kinder nicht felbft in das Xer- 
Srechen, hineinwachſen und aller Vorausfiht nach felbft zu Verbrechern 
werden? 

Der Anftaltsfeelforger teilte mir mit, daß ihm einmal von einem 
Sträfling auf feinen Zufpruc zur Antwort gegeben wurde, das Stehlen 
fei jein (des Sträflings) Gefchäft, geradefo wie die Seeljorge das Geſchäft 
des Geiftlichen fei. 

In ber Korrektionszelle traf ich einen fechzehnjährigen Knaben, über 
den wegen mieberholter Fluchtverfuche die in der Anftalt3ordnung vorge 
fehene Strafe der Feſſelung in Ketten verhängt worden war. Über meine 
stage um fein Vorleben erfuhr ich, daß des Sträflings Herkunft unbe- 
fannt jei; er war Findling. Nach der Entlaffung aus ber Findelanftalt 
fei er in die angebliche Heimatgemeinde überftellt worden. Diefe beſtriu 
das SHeimatredht und habe ſich weiter nicht um ihn gekümmert. Cine 
Zigennerbande nahm ihn mit fich, Mit diefer ſtrich er durch das Land, 
wurde Vagabund und wurde ſchließlich beim Stehlen ertappt. Das Gericht 
verurteilte ihn zur Kerkerſtrafe, die er im Göllersdorf verbüßte Dem 
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{don von den Zigeunern anerzogenen Wandertriebe unterlag er auch 
hier und bei meinem Beſuche in Göllersborf büßte er dem neuerlichen 
Fluchtverſuch in Ketten und in der Korrektionszelle. 

Diefer Fall zeigt wohl, wie nicht bald ein andrer, wie die mangelnde 
Fürforge für das Kind im erjten Lebensalter deſſen Lebensſchickſal in der 
verhängnisvolfften Weife beeinflußt und wie dieſer Sträfling weniger für 
die eigenen, als vielmehr für die Unterlafjungsfünden in feiner bisherigen 
Behandlung — Erziehung kann man wohl nicht fagen — zu büßen hatte. 

Die erzählten Fälle riefen unter vielen andern mein befonberes Intereſſe 
hervor. Sie zeigen, wie bie ftrafende Staatsgewalt jugendlihe Perjonen 
ftrafrechtlic verantwortlich macht, um deren Entwidlung ſich weder bie 
fürforgende Staatsgewalt gekümmert hatte, noch deren Eltern. 

Und wenn aud ber Strafvollzug an Jugendlichen in Gölfersdorf 
noch nicht dem Ideale in biejer Richtung entipricht, jo ift doch mit 
Göllersdorf ein ganz außerorbentlicher Fortfchritt zu verzeichnen gegen- 
über ber früheren Verbüßung der Freiheitsſtrafen jugendlicher Perfonen 
in Gemeinfhaft mit alten Berbrechern, die ja eine wahre Schule des 
Verbrechens ift. 


Ar. 25. 
Verordnung des Yuftizminifteriums vom 30. September 1905, 
betreffend den Strafvollzug an Unmündigen und Jugend- 
liden in den Gefängniffen der Gerichtshöfe und Bezirts- 
gerichte und in den Strafanftalten. 


An alle Gerichte, Staatsanwaltſchaften und die Strafanftalten, in denen jugend 
lie Sträflinge angehalten werben. 


Bis zur Errichtung der nötigen befonderen Anftalten, die ausfchließlich 
für bie Anhaltung der Jugendlichen beftimmt und biefem Zwecke ent- 
fprechend eingerichtet find; haben für ben Strafvollzug an Unmündigen 
und Jugendlichen folgende Anordnungen zu gelten: 


I. Gerihtshofsgefängniffe und felbjtändige Gefängniffe der 
Bezirksgerichte. 


1. In den Gerichtshofgefängniffen und in ben jelbftändigen Gefäng- 
niffen ber Bezirksgerichte find, wenn die Anzahl der jugendlichen Sträf- 
linge im Alter vom vollendeten 14. bi3 zum vollendeten 18. Lebensjahre 
erfahrungsgemäß durchſchnittlich groß genug ift, Die jugendlichen Sträj- 
linge be3felben Gejchlechtes mit Ausnahme derjenigen, die einen verderb- 
lien Einfluß auf ihre Alterögenoffen beforgen laffen, in eine Gruppe 
zu vereinigen. 

Falls die Zahl der einer Jugendgruppe Angehörigen 25 erheblich 
überſchreitet, ift Die Gruppe in zwei Untergruppen zu teilen, um Die Beſſe— 
rungs⸗ und Erziehungsziele mit mehr Erfolg fördern und verwirklichen 
zu Lönnen. Im allgemeinen wird hiebei davon auszugehen fein, baß jene, 
Die aller Vorausfiht nach Beſſerung gemärtigen laſſen und in dieſer 
Hinfiht nur mehr geringerer Nachhilfe bedürfen, der einen und die 
übrigen ber zweiten Gruppe zugewiejen werben. Daneben iſt bei Aus— 
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wahl der Sträflinge für die einzelnen Gruppen auch das Alter, jowie die 
Art des begangenen Deliktes und der abzubüßenden Strafe tunficit zu 
berüdfichtigen. 

Die Auswahl Hat ber mit der Aufjicht über das Gefängnis betraute 
Rat (der Vorfteher des Gerichtes) zu trefien, nachdem er dur Einſicht- 
nahme des Urteiles, der Leumunds- und anderer Auskunftsakten, durch 
Beſprechung mit dem Verhandlungsvorjigenden (Einzelrichter), ſowie buch 
perjönlichen Verkehr mit dem Gefangenen ein ausreichendes Bild von 
befjen Weſen gewonnen hat. Jugendliche, die während des Bollzuges drr 
Strafe das 18. Lebensjahr vollenden, ſcheiden deshalb nicht aus der 
Jugendgruppe aus, jondern find bis zum Ende ihrer Strafe in der Ein- 
teilung der Gruppe zu belaffen. 

Sofern die Überfüllung einzelner Gefängniffe ein Hindernis für die 
Schaffung von Jugendgruppen fein folfte, iſt durch Überftellung von 
älteren Sträflingen in andere Gefängniffe oder in Strafanftalten Mbhilie 
zu ſchaffen. 

Das Yuftizminifterium behält ſich vor, auf Grund der ihm nad) diejen 
Gefichtspunkten von ben Oberlandesgericht3präfidien zu erftattenben Bor- 
ſchläge zu beftimmen, in welchen Gerichtshofs- oder Bezirksgerichtsgejäng- 
niffen und in welcher Zahl in den verjdjiedenen Anftalten ſolche Jugend 
gruppen zu errichten find, und ebenfo beim Entfallen der Vorausſetzungen 
ihres Beſtandes auf Antrag die Aufhebung der Jugendgruppen in einzelnen 
Gefängniffen anzuordnen. Die Oberlandesgerichtöpräfidien werden bei 
ihren Anträgen auch zu erwägen haben, inwiefern etwa, um die Errichtung 
einer Jugendgruppe in einem gerichtlichen Gefängniſſe zu ermöglichen, 
jugendliche Sträflinge benachbarier Gerichte zur Verbüßung der Straic 
dorthin zu überftellen wären, und darüber, ſowie über die Art, in der dir 
Überjtelfung zu geſchehen hätte, gleichfalls Vorſchläge machen. 

2. Die Jugendgruppen find in allen Beziehungen, insbejondere auch 
während des Aufenthaltes im Freien und des Gottesdienftes von den 
übrigen GSträflingen ftrenge abgefondert zu Halten. Während der Nacht 
ift jedem einzelnen der einer Jugendgruppe zugemiefenen Sträflinge nad 
Möglichkeit ein abgefonderter Schlafraum anzumeifen. Wo nur gemein 
fame Schlafräume zur Verfügung ftehen, müſſen dieje ausreichend grof, 
troden unb gut ventiliert fein. Während der Nacht muß eine jtrenge 
Überwachung der gemeinfamen Schlafräume ftattfinden. 

Für die Bewegung im Freien find befondere Stunden anzujegen. 

Sie darf fi) nicht auf Spazierengehen bejchränfen, jondern hat 
hauptfählid, im Turnen und in andern förperlihen Übungen (Laujen, 
Springen uf.) zu beftehen, die unter Leitung eines Lehrers oder eines 
ſich dazu eignenden Aufſehers ftattzufinden haben. Für diefe Übungen 
und den Aufenthalt im Freien find mindeftend zwei Stunden täglich zu 
beftimmen; diefer Zeitraum kann auf Vor- und Nachmittag verteilt 
werden. 

Die einer Jugendgruppe angehörigen Häftlinge dürfen zu Außen 
arbeiten nur unter der Bedingung verwendet werden, daß dabei die volle 
Abtrennung aufrechterhalten wird. Auch ift bei ihrer Verwendung zu 
Außenarbeiten darauf Rückſicht zu nehmen, daß fie nicht der Offentlich 
feit in einer Weife ausgefegt werden, die ihr Schamgefühl abftumpit 
oder zerftört. 
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3. Ziel des Strafvollzuges muß fein, ſoweit es geht, aus dem jugend- 
lichen Sträfling einen rechtichaffenen, arbeitjamen Menſchen zu machen, der 
im ftande ift, ji in einem feinen ‘Fähigkeiten entiprechenden Berufe im 
Leben ehrlich fortzubringen. Der Sträfling foll fittlih gehoben, an ein 
tätiges Leben gewöhnt und zu einer fein Fortkommen jihernden Berufs- 
arbeit befähigt werben. Deshalb müfjen ſich Unterricht, Erziehung und 
Ankaltung zur Arbeit beftändig — gegenfeitig helfend — ergänzen und 
durd eine einheitliche Leitung ihrer gemeinfamen einheitlihen Aufgabe 
dienſtbar gemadjt werben. 

a) Für Jugendliche männlichen Gefchlechtes ift ein befonderer Unter- 
richt, an bem alle der Gruppe Angehörigen ohne Rüdficht auf Strajdauer 
und Vorfenntnifie teilzunehmen haben, einzurichten. Der Unterricht hat 
wöchentlich mindeftens acht Stunden zu umfajjen, von denen eine oder 
zwei Stunden der Unterweifung in Religion zu widmen find. 

Bei dem verjchiedenen Alter und der ungleichen Bildungsſtufe wird 
der Unterricht fein für alle gleihmäßiger und einheitlicher fein können. 
Im allgemeinen wird von den Gegenftänden der Volksſchule auszugehen 
und Tüdenhaftes Wiſſen zu vervollftändigen oder Vergefienes wieder aufs 
zufriſchen fein. Soll ber Unterricht auch denjenigen Gefangenen, die ſchon 
in einem Berufe ftehen, geiftige Anregung verjhaffen und Nutzen bringen, 
fo wird er jich allerdings für fie nicht auf die Unterweifung in den Gegen- 
ftänden der Volksſchule beſchränken dürfen, fondern den Lehrftoff in Be— 
ziehung zum praftifchen Leben fegen und außerdem die Aneignung und 
Zermehrung der beruflichen, für ben Landwirt oder den Gewerbetreibenden 
dienlihen Kenntnifje vermitteln müffen. So fann, um ein Beifpiel an- 
zuführen, Bildhauern, Tifchlern, Drechſſern im Rahmen de3 Unterrichtes 
Gelegenheit geboten werben, ſich zur Erhaltung und Förderung ihrer beruf» 
lichen Ausbildung im Zeichnen unter fundiger Anleitung zu vervoli— 
tommnen. 

Der Unterricht muß aber ftet3 zugleich darauf gerichtet fein, er- 
zieherifch auf die Sträflinge zu wirken und fie zu beffern, daher ihr 
Denken und Überlegen zu weden und zu pflegen, das fittliche Bewußtfein zu 
träftigen, auf das Gemüt veredelnden Einfluß zu nehmen, das Verſtänd— 
nis für Reh: und Unrecht und die Fähigkeit zur richtigen Entſcheidung 
zwifchen ihnen zu befeftigen, Liebe zur Arbeit und Abjcheu vor dem Ver— 
drehen hervorzurufen, und den Willen zum Guten zu ſtärken. 

Eine weitere Stunde von der nad) ben Hausorbnungen ber Arbeit 
vorbehaltenen Zeit ift täglich zur Löfung und Ausarbeitung von Schul- 
aufgaben zu verwenden; ſolche Aufgaben find ferner über Sonn- und 
Feiertage aufzuerlegen. B 

Sind Untergruppen gebildet, fo ift der Unterricht für jebe einzelne 
abgefondert zu erteilen. 

b) Die Art, wie Arbeit und Beſchäftigung der jugendlihen Sträf- 
linge geſtaltet wird, ift dafür, ob der Strafvollzug an jugendlichen Perſonen 
feine früher gefennzeichnete befondere Aufgabe erfüllen und vor weiterem 
Sinfen und Berderben retten wird, bon größter Bedeutung. Das Gefäng- 
nis darf am allerwenigften für jugendliche Gefangene ein Drt des Müßig— 
ganges fein. Gefangene, die an geordnete Tätigkeit bereit gewöhnt find, 
dürfen diejer Gewohnheit nicht entfremdet, Träge müfjen zu Fieiß und 
Ausdauer verhalten werden, der Arbeit Entwöhnte oder Unfkundige müſſen 
arbeiten und ſich mit der Arbeit befreunden lernen. 
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Die Arbeit ſoll den geiſtigen und körperlichen Fähigkeiten der jugend» 
lichen Gefangenen angepaßt fein, daneben aber immer aud; den Ge— 
danken künftiger Verwertbarkeit für den Beruf des Sträflings oder bie 
Sicherung feiner Eriftenz Rechnung tragen. Bloß mechaniſche Beihäfti- 
gungen, die durch ihre Eintönigfeit ermübden, wie Federnfchleigen, Säde- 
fleben u. dgl. find ſchlechthin ausgeſchloſſen. Bei einer größeren Zahl von 
Zugenblihen werben Feld- und Gartenarbeiten, zu denen jelbft Kleinere 
Anlagen in den Gefängnishöfen Gelegenheit bieten, am meijten entſprechen; 
fie gewähren Anregung, nehmen die förperlihe Kraft in Anfprud und 
ſchühen vor nadjteiligen Einflüffen der Haft. Auch gemifje Wrten von 
Hausarbeiten werden ſich aus ähnlichen Gründen empfehlen. Bei längerer 
Haft find Jugendliche, die ſchon in einem beftimmten Berufe ftehen, durch 
Zumweifung von Arbeiten ihres Handwerkes oder fonftigen Berufes diejem 
zu erhalten. Wollen Jugendliche erft einen Beruf ergreifen, fo foll ihnen 
Gelegenheit geboten werben, wenigſtens die erften Handgriffe unter jad- 
tundiger Leitung zu erlernen, 

Iſt die Zahl der Jugendlihen eine größere, jo joll ein Handjertig- 
feit3unterricht eingerichtet werben. 

Soweit nicht bei Bildung einer Jugendgruppe die Vereinigung von 
Sterfer- und Arreftfträflingen nach den im Punkt 1 gegebenen Direktiven 
für zuläfjig erachtet wurde, dürfen die Sträflinge einer Jugendgruppe 
auch nicht bei der Arbeit mit andern Sträflingen vereinigt werben. 

4. Für Jugendliche weiblichen Geſchlechtes find Unterricht und Bes 
ichäftigung nach bdenfelben Geſichtspunkten einzurichten. Der Unterridt 
hat hier ingbejondere auch die Aufgabe, die Kenntnis weiblicher Fertigkeiten 
und Arbeiten zu verſchaffen und zu entwideln, durch die der jugendliche 
Sträfling die Fähigkeit zu felbftändigem Gewerbe oder zur Erlangung 
einer feften Berufsſiellung im Leben gewinnt. Die Befhaffung weiblicher 
Handarbeiten dürfte jelten Schwierigkeiten begegnen und ebenfowenig wird 
es irgendwo an Gelegenheit zum Erlernen ober Üben von Arbeiten der 
Hauswirtſchaft fehlen. 

5. Bei Gerichten, bei denen fi) wegen zu geringer Zahl der Sträflinge 
Jugendgruppen nicht einrichten lafjen, aber auch eine Überftellung der 
Sträflinge in ein änderes gerichtliches Gefängnis nicht ftattjinden kann, 
jind doch die Anordnungen de3 Punkt 2 über die Abjonderung der Jugend- 
lichen genau zu beobachten. Die jugendlichen Sträflinge Haben an dem 
ducch die Hausordnung geregelten Unterrichte teilzunehmen, wobei jedoch 
zu vermeiden ift, daß fie mit verderbten Sträflingen in Berührung gebradjt 
werben. 

Bei dem Unterrichte ift, ſoweit ala möglich, auf die befonberen Be— 
bürfniffe der am Unterrichte teilnehmenden Yugenblihen im Sinne der 
in Bunt 3 und 4 aufgeftellten Grundfäge Bedacht zu nehmen. Außerdem 
ift für eine ben Anforderungen dieſer Beftimmungen entſprechende an- 
dauernde Beſchäftigung Vorjorge zu treffen, damit die Ziele des Straj- 
vollzuges an Jugendlichen auch unter dieſen teilmeife ſchwierigen Be— 
dingungen tunlichſt erreicht und verwirklicht werben, 

6. Jugendliche Unterfuhungsgefangene find ſtets einzeln, ohne Ge 
noffen verwahrt zu halten. 

7. Solange nicht neue gejegliche Beſtimmungen neue Grundjäge jür 
die Behandlung ftraffälliger Unmündiger aufftelfen, muß verfucht werden, 
die heute vorherrjchende Art ihrer Beſtrafung tunlichſt jo einzurichten, 
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daß die Erziehung und fittliche Gefundung der Unmündigen dadurch Zörbe- 
zung erfährt. Die verhältnismäßig geringe Zahl der von Unmündigen zu 
verbüßenden Verſchließungsſtrafen ermöglicht es auch, daß diefer Art 
Häftlingen vermehrte Objorge zu teil werde. Da die Gefahr, moralijchen 
Schaden zu leiden, bei dem empfänglichen Gemüte diefer Alteräftufe eine 
geiteigerte ift, joll folhen Häftlingen, wo immer e3 angeht, ein bejonderer 
Verwahrungsraum angewieſen und hiezu ein Raum beitimmt werden, der 
tunlichſt entfernt von andern Zellen gelegen ift. Die Abfonderung ift auch 
im übrigen Verkehre de3 Gefangenhaufes ſtrengſtens aufrecht zu halten. 
Ro die Einfamkeit nachteilige Folgen für die Gejundheit oder das Gemüt 
be3 Häftling3 nad) ſich ziehen könnte und weder beim Unterrichte oder bei 
der Arbeit, noch während de3 Aufenthaltes im Freien eine Vereinigung 
mit andern Berfchliegungshäftlingen möglich ift, darf die Abjonderung 
auf ärztliches Geheiß während eines Teiles de3 Tages oder, ſalls dies 
nötig erfcheint, während der Nacht aufgehoben werben. Der mit der Auf- 
fit über das Gefangenhaus betraute Nat (Vorfteher des Bezirkögerichtes) 
hat die in einem folhen Zalfe Fr treffende Vorfehrung nah Maßgabe 
ber ihm zu Gebote ftehenden Mittel forgfältig auszuwählen und anzuordnen, 
um ben Angehaltenen vor jeder ungünftigen Einwirkung möglichſt zu 
bewahren. 

Beitehen in dem Gefängnifie gleichzeitig Jugendgruppen, fo find die 
gu Verſchließung an einem abgefonderten Verwahrungsorte Verurteilten 

em Unterrichte der Gruppe beizuziehen. Andernfalls ift den Knaben und 

Mädchen ein eigener Unterricht durch vier Stunden wöchentlich zu erteilen, 
von denen eine Stunde ber Unterweifung in Religion vorzubehalten 
ift. Zu dieſem Unterricht, fowie zur Arbeit find die Verjchließungs- 
häftlinge, ſoweit nicht betreffs einzelner aus Gejundheit3- und Sittlich- 
feitsrüdfichten Bedenken obwalten, zu vereinigen. Unterricht und Arbeit 
find tunlichſt nach Maßgabe der in Punkt 3 und 4 erteilten Weifungen 
zu ordnen. Eine Vereinigung mit Häftlingen der Jugendgruppe ift bei 
der Arbeit nicht geftattet. 

Bei Strafen von weniger al3 einer Woche ift der Unmündige je nach 
der Strafdauer ein oder mehrere Male durch den Seelforger oder Lehrer 
zu unterweijen, wobei hauptjächlic da3 Moment der fittlihen Einwirkung 
ins Auge zu faſſen ift. 

Abgefehen von der eben erwähnten Ausnahme des Unterrichtes find 
bie zur Serichtiehung an einem abgejonderten Verwahrungsorte Verurteilten 
von allen übrigen im felben Gefängniffe angehaltenen jugendlichen oder 
fonftigen Sträflingen zu trennen. Sie find in ihren Hafträumen täglich 
wiederholt von dem bienfttuenden Aufficht3perjonale und bei Gericht3- 
höfen auc) von einem ber Gefängnisbeamten zu befuchen. Zugleich ift vor— 
zuſorgen, daß e3 den Häftlingen während der Zeit, die weder durch Unter- 
richt, noch durch den Aufenthalt im Freien oder durch die Arbeit in Anſpruch 
genommen ift, nicht an geeigneter Beſchäftigung fehle. 

Betreffs der Bewegung im Freien gilt da3 in Punkt 2, Abfag 2, 
Gefagte. Sofern nicht im einzelnen Falle oder einzelnen Perfonen gegenüber 
gegründete Bedenken beftehen, kann ein häufigerer Beſuch der Eltern und 
Vormünder gejtattet werben. 

Der Vollzug von Verſchließungsſtrafen in einer Lanbesbefjerungs- 
anjtalt (Verordnung vom 23. Jänner 1899, J. M. Vdg. B. Nr. 6) ift nur 
dann einzuleiten, wenn die Anftalt dem Gerichte ganz nahe gelegen ift 

Reicher, Fürforge für die verwahrfofte Jugend. II. 2% 
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bei der Anweiſung des Gefängnifjes für die Sträflinge in derſelben Art 
und Weife (mie bei den Unterfuhungsgefangenen) vorzugehen ſei“ 

In Befolgung diefer Anordnung fuchte man ſchon feit längerer Zeit 
in verjchiedenen Gerihtsgefängniffen und Strafanftalten eine ftrenge Ub- 
ſonderung ber jugendlichen Verbrecher von den erwachjenen durchzuführen; 
man räumte ihnen in den größeren Strafanftalten al ü 
ein, man zog jie dem in ben einzelnen Strafahltalten gebotenen Ge— 
fangenunterricht zu und fuchte fie momöglich in einem Handwerk zu unter- 
weiſen. 

J Eine ſyſtematiſche Organiſation eines beſonderen Strafvollzuges für 
Jugendliche verſuchte man erſt ſeit dem Jahre 1889 durch Einrichtung 
beſonderer Jugendabteilungen in einzelnen Strafanftalten, fo in den Straj« 


anftalten von Prag und Marburg, 5 

Der leit tundgedanfe bei Errichtung diefer Anftalten war bie 
ftrenge Abjonderung der Jugendlichen von den Ermachjenen, welche man in 
gründlichfter Weife dadurch durchführte, daß man die Jugendabteilungen 
in bejonderen Gebäudetrakten unterbrachte. . 

Behufs Parftellung des Strafvollzuges in der Jugendabteilung jei 
die Hausordnung für Die Jugendabteilung ber f. k. Strajanftalt Marburg 
zu runde gelegt und im Anhange wiedergegeben. Danach iſt die Jugend» 


abteilung für Sträflinge beftimmt, die eine minbeftend —— Lerler⸗ 
ſtrafe zu verbüßen haben, welche das 20. Leben: noch nicht zurldgelegt 


Baden, und welche die gegen fie verhängte Freiheitäftrafe vor Zurüdlegung 


de3 24. Lebensjahres beenden. Erfolgt die Beendigung der Strafzeit 
der Jugendlichen erft nach volfendetem 24. Lebensjahr, fo können fie nad 
dem Juflizminifteriaferlaß vom 18, Jänner 1903 nichtsbeftomeniger in bie 
Jugendabteilung abgegeben und bafelbft bi3 zur Wollendung des 24. 
Lebensjahres behalten werden, um hierauf zur Verbüßung des Straf» 
reftes in eine Männerftrafanftalt überjtellt zu werben. 

Außerdem dürfen die Sträflinge früher wegen Verbrechen oder wegen 
Vergehen oder Übertretungen gegen die Gittlichfeit noch gar nicht und wegen 
Übertretung aus Gemwinnjucht nicht öfter als einmal abgeftraft jein. 

Ebenſo find Sträflinge, welche vor ihrer Aburteilung in einer Zwangs- 
arbeit3- oder Beſſerungsanſtalt untergebracht waren, von dem Straf 
vollzuge in der Jugendabteilung ausgejchloffen. Nach Zulaß der verfüg- 
baren Räume können Sträflinge obiger Kategorie ſchon mit einer Strafzeit 
von 6 Monaten aufwärts über Anordnung der Oberſtaatsanwaltſchaft 
zur Strafverbüßung in die Jugendabteilung aufgenommen werben. 

So 8 1 der Hausorbnung von Marburg. Danach wäre ber Straf- 
vollzug in einer Jugendabteilung auf einen verhältnismäßig geringen 
Kreis bejchräntt. Bei allen Verbrechen, für welche die Strafzeit nicht über 
5 Jahre beftimmt ift, wird nad) der Praxis unferer Gerichte regelmäßig 
vom auferordentlihen Milderungsredhte des 8 54 St. G. 8. Gebrauch 
gemacht und die Strafe unter 6 Monate verkürzt, und zwar dann, wenn 
mehrere und übermiegende Milderungsgründe vorliegen. Nun verlangt 
man für die Aufnahme in die Jugendabteilung neben andern Bedingungen 
1. Alter unter 20 Jahren — ein nad der Praris unferer Gerichte ſehr 
wichtiger Milderungsumftand — und 2. nahezu Unbefcholtenheit vor ber 
Xerurteilung, welche zur Abgabe führt, was wieder ein wichtiger Milde- 
rungsgrund ift, der in Verbindung mit dem erftangeführten bewirken 
wird, daß die Strafe unter 6 Monate verkürzt und der Sträfling für 
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bie Jugendabteilung untauglich wird. Die Bewohnerſchaft der Jugend- 
abteilung wird fich daher aus Perſonen refrutieren, die fich jehr ſchwerer 
Verbrechen jhuldig gemacht haben, für welche die Strafzeit mit 5—10, 
bezw. 10—20 Jahren beftimmt ift, mo alfo nad 8 338 St. P. O. eine 
Herabfegung unter 1, bezw. 3 Fahre nicht möglich ift. Aus dem Zufammten- 
halt diejer Erwägungen mit den andern einfchränfenden Bedingungen 
be3 8 1 diefer Hausordnung ergibt fich, daß der Kreis der in die Jugend» 
abteilung Zugelaffenen ein jehr enger ift und daß danach Diejenigen ausge» 
ſchloſſen find, welche nur ein leichtere Verbrechen begangen haben, und 
dafür der ſchädlichen Gemeinfchaft mit den erwachſenen Verbrechern aus- 
gejeßt bleiben. Dieſe Beftimmungen ſcheinen aber duch die Juſtizmini— 
jterialverordnung vom 20. Jänner 1903, betreffend die Änderung der Ein- 
lieferungsvorfchriften für die Jugendabteilung in der Männerftrafanftalt 
in Marburg, modifiziert. Dieje beftimmte: B. Die in die Männerftraf- 
anftalt in Marburg eingelieferten Sträflinge, welche zur Zeit der Ein- 
Tieferung das 20. Lebensjahr noch nicht zurüdgelegt haben, {nd in bie in 
dieſer Strafanftalt errichtete Jugendabteilung einzuteilen. 

Bon ben ſtrengen Vorausjegungen des $ 4 der Hausordnung von 
Marburg vom Jahre 1889 iſt in dieſe Verordnung, die allerdings nur 
die Eintieferungsnorfieiften regelt, feine übergegangen und e3 fragt fich, 
blieben diefe Vorausfegungen aufrecht oder nicht? 

Die Sträflinge der Jugendabteilung, die nach Maßgabe ihres Ver— 
halten und fittlihen Zuftandes in drei Klaſſen geteilt werden, in welcher 
ber einzelne nur nad, vorzüglihem und fleißigem Betragen in die nädjft- 
höhere Klaſſe auffteigt, werben bei Tag und Nacht in gemeinfamen Räumen, 
nämlich in den Arbeits- und Schlafjälen, in der Schule und der Kirche, 
im Spazierhofe, jedoch außer aller Gemeinſchaft mit ben übrigen Sträf- 
lingen und während ber Nachtzeit in Zfolierjchlafzellen getrennt verwahrt 
und unterftehen der ununterbrochenen Auffiht der Anſtaltsaufſeher. 

Die Behandlung der Sträflinge ſoll nad) $ 5 ftrenge, aber wohlwollend 
fein und namentlich auf ihre Erziehung und Fortbildung, fowie ihre fitt- 
liche Beſſerung abzielen, 

Morgens um 5 Uhr in der warmen Jahreszeit (April bis einſchließlich 
September) und um 6 Uhr in ber falten Jahreszeit (Dftober bis ein- 
ſchließlich März) haben die Sträflinge aufzuftehen ($ 35). Um 6, bezw. 
7 Uhr beginnt die Arbeitszeit und dauert da3 ganze Jahr hindurd an 
Samstagen bis 6 Uhr, an den übrigen Werktagen bis 7 Uhr abends. Sie 
wird nur zum Bejuche der Kirche um 6, bezw. 7 Uhr früh, der Schule von 
8 bi3 12 Uhr vormittags, eventuell von 2 bis 4 Uhr nachmittags, zum 
Genuffe des Mittagmahles von 12 bis 1 Uhr mittags, und durd eine 
halbftündige Ruhepaufe um 4 Uhr nachmittags unterbrochen. 

Während der Arbeitszeit haben die Sträflinge unausgefegt mit Fleiß 
und Sorgfalt zu arbeiten. Sie dürfen vor dem Zeichen zum Schluffe ber 
Arbeit diefelbe auch dann nicht unterbrechen, wenn fie ihr Tagewerk voll- 
bracht haben. 

Das Arbeitsmak wird für jede Gattung von Arbeit vom Oberbireftor 
in verjhiedenen Abftufungen feftgefegt. Die niedrigfte Abſtufung dieſes 
Arbeitsmaßes, das ein Sträfling an einem Tag zu liefern hat, ift jeden- 
fall3 jo zu bemefjen, daß dasſelbe bei angenommener mittlerer Wrbeits- 
Tähigfeit während der vorgejchriebenen Arbeitszeit nur mit Anftrengung der 
Kräfte geleiftet werden fann (8 11). 
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Bezüglich der Arbeitsleiſtung und feines Fleißes unterliegt der Sträf⸗ 
ling angemefjener Kontrolfe (8 11). Wer träge und nadjläjiig arbeite, 
erhält feine Arbeitbelohnung und wird beftraft. 

Der Sträfling hat feinerlei Anfprud auf eine Entlohnung jeiner 
Arbeit; um jedoch den Fleiß und das Intereſſe an der Arbeit zu erhöhen, 
werden ihm Arbeitsbelohnungen gutgejchrieben, welches für jedes beiri 
digend geleiftete volle Tagwerk ein bis höchſtens ſechs Kreuzer betragen, 
jo daß jich der jugendliche Verbrecher, das Jahr zu 300 Werktagen ge 
rechnet, im Jahre 3 Gulden, höchſtens aber 18 Gulden verdienen fann. 
Durch diefe Arbeitbelohnung ſoll nämlich den Jugendlichen „zugleid) ihr 
Fortlommen nad) ber Entlajjung erleichtert werden” (8 12). 

Um die Mängel eines vernachläſſigten Unterrichtes möglichit zu be 
jeitigen, ift jeder Sträfling fehulpflichtig und wird jeder nach dem Grade 
feiner Schuftenntnifje nad) dem Antrage des Seelſorgers und des Chrr- 
lehrers einer beftimmten Klaſſe der in der Jugendabteilung beftchenven 
Schule zugewieſen. Der Schulunterricht wird von 8 bis 12 Uhr vor 
mittagd und nad Erfordernis von 2 bi8 4 Uhr nachmittags erteilt. 

Es iſt Pflicht eines jeden Sträflings, jtet3 und überall ein ruhiges | 
und anftändiges Betragen einzuhalten ($ 23), fie haben untereinander 
Ruhe und Frieden zu halten ($ 20) und find verpflichtet, den Ange- 
ftellten der Strafanftalt unbedingten Gehorfam und Achtung zu bezeigen 
und alle Befehle diefer Vorgefegten ohne ein Wort oder Zeichen dis 
Widerfpruches zu vollziehen (8 17). 

Strafbare Handlungen der Sträflinge, ſofern fie nicht Verbrechen 
find, ſowie Übertretungen der Hausordnung werden an dem Täter, Mir 
ſchuldigen und Verhehler der ordnungsmwidrigen Handlung gemäß der 
Minifterialverordnung vom 4. Juli 1860, R. G. B. Nr. 173, mit Tie 
ziplinarſtrafen geahndet. 

Diefe Strafen find: 

1. Ein Verweis unter vier Augen oder vor andern Sträflingen; 

2. Sprechverbot während der Erholungszeit bis zur Dauer vor 
14 Tagen; 

3. Zumeifung einer unliebjameren oder ſchwereren Arbeit; 

4. zeitweife Entziehung des Befugnifjes zur Beſchaffung von Neben 
genüffen oder anderen Begünſtigungen; 

5. gänzliche oder teilweife Entziehung des vorhandenen Guthe 
aus dem Arbeitsverdienſte biß zur Höhe des in den legten zwei Monat 
gutgefchriebenen Betrages zu Gunften bes Sträflingsunterftägungsiond: 

6. Entziehung der Morgenfuppe; 

7. Faſten bei Waſſer und Brot; 

8. hartes Lager; 

9. Einzelnhaft in einer Korrektionszelle; 

10. Duntelhaft, jedoch ununterbrochen nicht länger als 24 Stunden 
und in einer Woche höchſtens dreimal; 

11. die Verjegung in eine niedrigere Sträffingskaffe; 
Abjonderung (Iſolierung) bei Fortjegung der Arbeit mir 
ſchließung jeden Verfchres mit andern Sträflingen bis auf die Dar 
von drei Monaten. 

Segen ungejtüme, wiberfpenftige und gefährliche Sträflinge fann zu 
Sicherung mit Abfonderung in längerer Dauer, Anfettung an den uf 
boden oder an die Mauer, Anlegung der Zmangsjade vorgegangen wırtiz 
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Für bejondere Belohnungen und Belobungen ift in den Hausord— 
nungen nicht3 vorgeforgt. Doc, dürfen fich die Sträflinge mit einem Teil 
ber obertwähnten Arbeitsbelohnungen jogenannte „Nebengenüſſe“ verfthaffen, 
wie Weißbrot, Semmeln, Milh, Wein, Bier uf. 

Die Anſchaffung geiftiger Getränke, als: Wein, Bier, Moft, ift jedoch 
jugendlihen Sträflingen unter 16 Jahren nicht geftattet. 

Die Koften der Nebengenüffe dürfen in einer Woche nicht mehr als 
20, bezw. 30, 40 Kreuzer überfteigen. 

Eine wirkliche befobende Anerkennung liegt nur in dem Wuffteigen- 
laſſen von einer Klaſſe in die nächſthöhere. 

DIberdireftor Marcovic der Strafanftalt Marburg erklärt in der 
„Gerichtözeitung”, 1895, Wr. 13, ben Erfolg der Jugendabteilung an 
diefer Anftalt als zufriebenftellend und die beiten Hoffnungen für die 
Zufunft verfprehend. Die Einführung der Jugendabteilungen habe ſich 
als „unfhägbare Wohltat“ erwiejen. 

„Von bem Momente, in welchem ein jugendlicher Verbrecher in die 
Jugendabteilung eintritt, weicht das drohende Gejpenft ftaatlicher Ver— 
geltung von ihm und er gewinnt die Achtung vor der Gerechtigkeit, weiche 
an ihm, einmal und nie wieber, die Mängel der Erziehung, bie Folgen 
ſchlechten Umganges auszugleihen und in jeiner Bruſt das verloren ge= 
gangene Selbftvertrauen wieder zu wecken trachtet; der Sträfling hat wieder 
eine Zufunft vor fi, welche ihn bei feſtem Willen der gejitteten, bürger- 
lichen und geachteten Geſellſchaft näher bringt, kurz nefagt, der Gemaß- 
tegelte beginnt noch einmal zu hoffen.” 

Den Haupterfolg fieht Marcovich in der beſſernden Birkung, welche 
bie Jugendabteilung auf die Sträflinge ausübe. Als Symptom führt er 
die geringe Nüdfälligfeit der aus der Jugendabteilung Entlaffenen an. 
Seit Errichtung der Jugendabteilung in Marburg bis 1893 wurden nur 
38 Prozent ber Entlaffenen rüdfällig. 

Durch die Juftizminifterialverordnung vom 9, Mai 1902, M. 8. 8. 
Nr. 20, „betreffend die Beſtimmung der Männerftrajanftalt Gölfersdorf 
zum Strafvollzuge an jugendlichen Verbrechern und die Änderung der Ein- 
berufungsvorſchriften für dieſe Anſtalt uſw.“, wurde eine beſtehende Männer- 
ftrafanftaft in bie erfte eigentliche Fugendftrafanftalt in Ofterreich umge= 
wandelt. In diejer Verordnung heikt e3: „Das Yuftizminifteri 
die Männerftrafanftalt in Gölfersdorf ausihlichlid zum 
an jugendlichen Verbrechern zu beftimmen und demgemäß 
ftehendes zu verfügen: 

„IV. In die Männerftrafanftalt Göllersdorf find, und zwar ohne 
Unterſchied des Glaubensbekenntniſſes die Dr den Gerichtshöfen in Nieder- 
öſterreich, Oberöſterreich und Salzburg, von dem Landesgerichte in Inns⸗ 
bruck und von dem Kreisgerichte in Feldkirch wegen Verbrechens zu einer 
mindeſtens ſechsmonatlichen Kerkerſtrafe erſten oder zweiten Grades Ver— 

ürteilten, welche zur Zeit der Eintteferung in die Strafanftalt das zwanzigfte 
Lebensjahr nicht zurüdgelegt haben, aufzunehmen.” 

Mit Verordnung des Yultizminifteriums vom 20. Jänner 1903, 
betreffend die Errichtung einer Jugendabteilung in der Strafanftalt Capo 
Sal uſw., wurde das Syſteni der Jügendabteilungen aud) in diefer 
Strafanftalt zu verwirklichen gefucht. 
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Ur. 24. 


Ein Beſuch der Strafanftalt für Jugendliche im’ Göllersborf 
in Niederöfterreid. 


Die Strafanftalt hat ſchon in ihrem Außern ein gejängnisähnliches 
Ausſehen. Sie ift in einem alten, faftellartigen Gebäude untergebradt. 
Ein Blid in den Garten zeigt uns Jugendliche bei der Arbeit, und zwar 
unter der Aufficht der Juſtizwachmannſchaft mit gefehultertem Gewehr und 
aufgepflanztem Bajonette. Ein ſchweres Tor, Schloß und Riegel jperren bie 
Anftalt von der Außenwelt ab. J 

Ich übergehe die inneren Einrichtungen und halte mich an das Vor— 
feben und die Straftaten der GSträflinge, den Anlaß ihrer ftrafmeiien 
Sreiheitsentziehung, den hier beitehenden Zufammenhang von Straffällig- 
teit und Verwahrloſung. 

Die Sträflinge find in drei Klaſſen eingeteilt, deren erfte die erfi- 
mutig Beſtraften umfaßt. Bezeichnenderweiſe fallen die bereit3 früher 
als Korrigenden angehaltenen Jugendlichen nicht umter dieſe Kategorie. 

Die Sträflinge waren eben bei der Arbeit. Das Gros der jugend» 
lichen Sträflinge hat fein Gewerbe gelernt. Während der Schuljahre 
aufſichtslos fich ſelbſt überlaſſen, mochten jie ſich auch nad; der Schul- 
entlajjung dem Meifter nicht fügen, hielten in der Lehre nicht aus ober 
en aus berfelben, verfielen der Landſtreicherei und wurden ſchließlich 
ftraffälfig. 

Die Anftalt ſoll num das Verfäumte nachholen, die jungen Leute an 
Arbeit gewöhnen und fie in dieſer unterweifen, was ber Anftalt in dieſem 
Stadium ſchwer genug fällt, ganz abgejehen von ben primitiven Ein— 
richtungen, die ihr zu dieſem Zwecke zur Verfügung ftehen. 

Unter den jugendlichen Sträflingen wurde mir ein neunzehnjähriger 
Burſche gezeigt, der mit einem achtzehnjährigen Mädchen im Konkubinat 
lebte. Aus diefem Verhältniffe find zwei Kinder hervorgegangen. Per 
Vater diejer Kinder verbüßte bereit das zweite Mal wegen Verbrechen 
eine Freiheitäftrafe in der Strafanftalt. Die Kinder Ieben bei der Mutter 
und fehren nach der Strafentlaffjung unter den Einfluß ihres verbrecheri- 
ſchen Vaters zurüd. 

Müjfen unter folhen Umftänden die Kinder nicht jelbft in das Xer- 
brechen hineinwachſen und aller Vorausſicht nach jelbit zu Verbrechern 
werden? 

Der Anftaltöfeelforger teilte mir mit, daß ihm einmal von einem 
Sträffing auf feinen Zuſpruch zur Antwort gegeben wurde, das Stehlen 
jei fein (des Sträflings) Geſchäſt, gerabefo wie die Secljorge das Geſchäft 
des Geiſtlichen fei. 

In der Korrelktionszelle traf ich einen ſechzehnjährigen Knaben, über 
den wegen wieberholter Fluchtverſuche die in der Anftaltsorbnung vorge 
fehene Strafe ber Fellelung in Ketten verhängt worden war. Über meine 
‚stage um fein Worfeben erfuhr ich, daß de3 Sträflings Herkunft unbe 
lannt jei; er war Findling. Nach der Entlafjung aus der Findelanftalt 
fei er in die angebliche Heimatgemeinbde überftelft worden. Diefe beftritt 
da3 Heimatrecht und habe fich weiter nicht um ihm gekümmert. ine 
Zigeunerbande nahm ihm mit ſich. Mit diefer ſtrich er durch das Land, 
wurde Vagabund und wurde ſchließlich beim Stehlen ertappt. Das Gericht 
verurteifte ihn zur Serferftrafe, Die er in Gölfersborf vwerbüßte Dem 
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ſchon von ben Zigeunern anerzogenen Wandertriebe unterlag er aud 
hier und bei meinem Bejuche in Göllersdorf büßte er den neuerlichen 
Fluchtverſuch in Ketten und in ber Korreftionzzelle. 

Diefer Fall zeigt wohl, wie nicht bald ein andrer, wie die mangelnde 
Fürforge für das Kind im erften Lebensalter deſſen Lebensſchickſal in der 
verhängnisvolfften Weife beeinflußt. und wie dieſer Sträfling weniger für 
bie eigenen, als vielmehr für die Unterlafjungsfünden in feiner bisherigen 
Behandlung — Erziehung kann man wohl nicht jagen — zu büßen Hatte, 

Die erzählten Fälle riefen unter vielen andern mein befonberes Intereſſe 
hervor. Sie zeigen, wie bie ftrafende Staatögewalt jugendliche Perfonen 
ſtrafrechtlich verantwortlich macht, um deren Entwidiung ſich weder bie 
fürforgende Staatsgewalt gefümmert hatte, noch deren Eltern. 

nd wenn aud der Strafvollzug an Jugendlichen in Göllersdorf 
noch nicht dem Ideale in diefer Richtung entipricht, jo ift doch mit 
Göllersdorf ein ganz außerorbentlicher Fortichritt zu verzeichnen gegen- 
über der früheren Verbüßung der Yreiheitsftrafen jugendlicher Perſonen 
in Gemeinfhaft mit alten Verbredern, die ja eine wahre Schule des 
Verbrechens ift. 


Ur. 25. 


Verordnung des Juftizminifteriums vom 30. September 1905, 

betreffend den Strafvollzug an Unmündigen und Jugend- 

lien in den Gefängnijfen der Gerihtshöfe und Bezirks— 
gerichte und in den Strafanftalten. 


An alle Gerichte, Stantsanwaltihaften und die Strafanftalten, in denen jugend» 
liche Sträflinge angehalten werben. 


Bis zur Errichtung der nötigen bejonderen Anftalten, die ausſchließlich 
für die Anhaltung der Jugendlichen beitimmt und diefem Zwede ent- 
ſprechend eingerichtet find; haben für den Strafvollzug an Unmündigen 
und Jugendlichen folgende Anordnungen zu gelten: 


IL Gerichtshofsgefängniffe und felbjtändige Gefängnifje der 
Bezirkögerichte. 


1. In den Gerichtshofgefängniffen und in den jelbftändigen Gefäng- 
niffen der Bezirksgerichte find, wenn die Anzahl der jugendlichen Sträf- 
linge im Alter vom vollendeten 14. bis zum vollendeten 18. Lebensjahre 
erfahrungsgemäß durchſchnittlich groß genug ift, die jugendlichen Sträf- 
linge desſelben Gejchlechtes mit Ausnahme derjenigen, die einen verderb- 
lichen Einfluß auf ihre Altersgenoſſen bejorgen lafjen, in eine Gruppe 
zu bereinigen. 

Falls die Zahl der einer Jugendgruppe Angehörigen 25 erheblich 
überfhreitet, ift die Gruppe in zwei Untergruppen zu teilen, um die Beſſe— 
rungs- und Erziehungsziele mit mehr Erfolg fördern und verwirklichen 
zu lönnen. Im allgemeinen wird hiebei Davon auszugehen fein, daß jene, 
Die aller Vorausſicht nach Beſſerung gemwärtigen laffen und in diejer 
Hinfiht nur mehr geringerer Nachhilfe bedürfen, der einen und die 
übrigen ber zweiten Gruppe zugewiejen werden. Daneben ift bei Aus— 


wahl der Sträflinge für die einzelnen Gruppen aud) da3 After, jowie die 
Art des begangenen Delikte und der abzubüßenden Strafe tunlichſt zu 
berüdfichtigen. 

Die Auswahl Hat der mit der Aufjicht über das Gefängnis betrautc 
Nat (der Vorfteher de3 Gerichtes) zu treffen, nachdem er durch Einjicht- 
nahme des Urteiles, der Leumunds- und anderer Auskunftsaften, durch 
Beſprechung mit dem Verhandlungsvorjigenden (Einzelrihter), ſowie durch 
perjönlihen Verkehr mit den Gefangenen ein ausreihendes Bild von 
deffen Wejen gewonnen hat. Jugendliche, die während des Vollzuges der 
Strafe das 18. Lebensjahr vollenden, feheiden deshalb nicht aus der 
Jugendgruppe aus, jondern find bis zum Ende ihrer Strafe in der Ein- 
teilung der Gruppe zu belaffen. 

Sofern die Überfüllung einzelner Gefängniffe ein Hindernis für die 
Schaffung von Jugendgruppen fein folfte, ift durch Überftellung von 
älteren Sträflingen in andere Gefängnifje oder in Strafanftalten Abhilfe 
zu ſchaffen. 

Das Juftizminifterium behält fi) vor, auf Grund der ihm nad; diejen 
Gefichtöpunften von ben Oberlandesgerichtspräfidien zu erftattenden Bor- 
Tchläge zu beftimmen, in melden Gerichtshofs⸗ oder Bezirksgerichtägefäng- 
niffen und in welcher Zahl in den verſchiedenen Anftalten jolhe Jugend- 
gruppen zu errichten find, und ebenfo beim Entfallen der Vorausſetzungen 
ihres Beſtandes auf Antrag die Aufhebung der Jugendgruppen in einzelnen 
Gefängniffen anzuordnen. Die Oberlandeögerichtspräfidien werben bei 
ihren Anträgen au zu erwägen haben, inwiefern etiva, um die Errichtung 
einer Jugendgruppe in einem gerichtlichen Gefängnifje zu ermöglichen, 
jugendliche Sträflinge benachbarter Gerichte zur Verbüßung der Straie 
dorthin zu überftellen wären, und darüber, ſowie über die Art, in der div 
Überjtelflung zu gejchehen hätte, gleichfalls Vorſchläge machen. 

2. Die Jugendgruppen ſind in allen Beziehungen, insbeſondere auch 
während des Aufenthaltes im Freien und des —E von den 
übrigen Sträflingen ſtrenge abgeſondert zu halten. Während der Nacht 
iſt jedem einzelnen ber einer Jugendgruppe zugewieſenen Sträflinge nach 
Möglichkeit ein abgefonberter Schlafraum anzuweifen. Wo nur gemein- 
fame Schlafräume zur Verfügung ftehen, müſſen dieje ausreichend groß, 
troden und gut ventiliert fein. Während der Nacht muß eine jtrenge 
Überwachung der gemeinfamen Schlafräume ftattfinden. 

Für die Bewegung im Freien find befondere Stunden anzufegen. 

Sie darf ſich nicht auf Spazierengehen bejchränten, jondern hat 
hauptſächlich im Turnen und in andern förperlihen Übungen (Laufen, 
Springen uſw.) zu beftehen, die unter Leitung eines Lehrers oder eines 
fi) dazu eignenden Aufjehers ftattzufinden haben. Für diefe Übungen 
und den Aufenthalt im Freien find mindeftens zwei Stunden täglich zu 
beftimmen; diejer Zeitraum fann auf Vor- und Nachmittag verteilt 
werben. 

Die einer Jugendgruppe angehörigen Häftlinge dürfen zu Nußen- 
arbeiten nur unter der Vedingung verwendet werben, daß babei dic volle 
Abtrennung aufrechterhalten wird. Auch ift bei ihrer Verwendung zu 
Aufenarbeiten darauf Rückſicht zu nehmen, daß fie nicht der Offentlich 
feit in einer Weiſe ausgejegt werben, bie ihr Schamgefühl abftumpit 
oder zerftört. 
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3. Ziel des Strafvollzuges muß fein, jomeit e3 geht, aus dem jugend» 
lichen Sträfling einen rechtichaffenen, arbeitiamen Menſchen zu machen, ber 
im ftande ift, fih in einem feinen Fähigkeiten entiprechenden Berufe im 
Leben ehrlich; fortzubringen. Der Sträfling foll fittlid) gehoben, an ein 
tätiges Leben gemöhnt und zu einer fein Fortlommen jihernden Berufs— 
arbeit befähigt werben. Deshalb müſſen ſich Unterricht, Erziehung und 
Ankaltung zur Arbeit beftändig — gegenfeitig helfend — ergänzen und 
dur eine einheitliche Leitung ihrer gemeinfamen einheitlichen Aufgabe 
dienſtbar gemadjt werben. 

a) Für Jugendliche männlichen Gefchlechtes ift ein befonderer Unter- 
richt, an dem alle der Gruppe Angehörigen ohne Rüdjiht auf Strafbauer 
und Vorfenntniffe teilzunehmen haben, einzurichten. Der Unterricht Hat 
wöchentlich mindejtens acht Stunden zu umfafjen, von benen eine oder 
zwei Stunden der Unterweifung in Religion zu widmen find. 

Bei dem verfchiedenen Alter und der ungleichen Bildungsſtufe wird 
der Unterricht fein für alfe gleihmäßiger und einheitlicher jein können. 
Im allgemeinen wird von den Gegenftänden der Volksſchule auszugehen 
und füdenhaftes Wiſſen zu vervollſtändigen oder Vergeſſenes wieder auf- 
zufriichen fein. Solf der Unterricht auch denjenigen Gefangenen, die ſchon 
in einem Berufe ftehen, geiftige Anregung verfchaffen und Nutzen bringen, 
jo wird er 14 allerdings für jie nicht auf die Unterweifung in ben Gegen- 
ftänden der Volksſchule beſchränken dürfen, fondern den Lehrftoff in Be— 
Ziehung zum praktiſchen Leben fegen und außerdem die Aneignung und 
Zermehrung der beruflichen, für den Landwirt oder ben Gemwerbetreibenden 
dienlihen Kenntniſſe vermitteln müffen. So kann, um ein Beifpiel an- 
zuführen, Bildhauern, Tiſchlern, Drechſſern im Rahmen de3 Unterrichtes 
Gelegenheit geboten werden, fi zur Erhaltung und Förderung ihrer beruf» 
lihen Ausbildung im Zeichnen unter fundiger Anleitung zu vervoll— 
tommnen. 

Der Unterriht muß aber ftet3 zugleich darauf gerichtet fein, er— 
zieheriſch auf die Sträflinge zu wirken und fie zu beifern, daher ihr 
Denken und Überlegen zu weden und zu pflegen, das fittliche Bewußtfein zu 
träftigen, auf dad Gemüt veredeinden Einfluß zu nehmen, das Veritänd- 
nis für Recht und Unrecht und die Fähigfeit zur richtigen Entſcheidung 
zwifchen ihnen zu befeftigen, Liebe zur Arbeit und Abjcheu vor dem Ver— 
brechen hervorzurufen, und den Willen zum Guten zu ſtärken. 

Eine weitere Stunde von ber nad) den Hausorbnungen ber Arbeit 
vorbehaltenen Zeit ift täglich zur Löfung und Wusarbeitung von Schuls 
aufgaben zu verwenden; folche Aufgaben find ferner über Sonn- und 
Feiertage aufzuerlegen. B 

Sind Untergruppen gebildet, fo ift der Unterricht für jede einzelne 
abgefondert zu erteilen. 

b) Die Art, wie Arbeit und Beihäftigung der jugendlihen Sträf- 
linge geſtaltet wird, ift dafür, ob der Strafvollzug an jugendlichen Perfonen 
feine früher gefennzeichnete befondere Aufgabe erfüllen und vor weiterem 
Sinfen und Berderben retten wird, von größter Bedeutung. Das Gefäng- 
ni3 darf am allerwenigften für jugendliche Gefangene ein Ort des Müßig- 
ganges fein. Gefangene, die an geordnete Tätigkeit bereit gewöhnt find, 
Dürfen dieſer Gewohnheit nicht entfremdet, Träge müfjen zu Fieiß und 
Ausdauer verhalten werden, der Arbeit Entwöhnte oder Unkundige müffen 
arbeiten und ſich mit der Arbeit befreunden lernen. 
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Die Arbeit ſoll den geiſtigen und körperlichen Fähigfeiten ber jugend- 
lien Gefangenen angepaßt jein, danchen aber immer auch ben Ge- 
bdanten künftiger Verwertbarkeit für den Beruf des Sträflings ober die 
Sicherung feiner Eriftenz Rechnung tragen. Bloß mechaniſche Beicäfti- 
gungen, Die durch ihre Eintönigfeit ermüben, wie Federnſchleißen, Süde- 
eben u. dgl. find ſchlechthin ausgefchloffen. Bei einer größeren Zahl von 
Jugendlichen werben Feld- und Gartenarbeiten, zu denen jelbit Heinere 
Anlagen in ben Gefängnishöfen Gelegenheit bieten, am meiften entipreden ; 
fie gewähren Anregung, nehmen bie Lörperliche Kraft in Anſpruch und 
ihügen vor nadteiligen Einflüffen der Haft. Auch gewiſſe Arten von 
Hausarbeiten werben ” aus ähnlichen Gründen empfehlen. Bei längerer 
Haft find Jugendliche, die ſchon in einem beftimmten Berufe ftehen, durch 
Zumeifung von Arbeiten ihres Handwerkes oder jonftigen Berufes biejem 
zu erhalten. Wollen Jugendliche erft einen Beruf ergreifen, fo ſoll ihnen 
Gelegenheit geboten werden, wenigſtens die erſten Handgriffe unter jach- 
fundiger Leitung zu erlernen, 

Iſt die Zahl der Jugendlichen eine größere, fo foll ein Handjertig- 
feitgunterricht eingerichtet werben. 

Someit nicht bei Bildung einer Jugendgruppe die Vereinigung von 
Kerfer- und Arreitfträflingen nach den im Punkt 1 gegebenen Direktiven 
für zuläfjig erachtet wurde, dürfen die Sträflinge einer Jugendgruppe 
auch nid)t bei der Arbeit mit andern Gträflingen vereinigt werben. 

4. Für Jugendliche weiblichen Geſchlechtes find Unterricht und Be- 
ichäftigung nad) denfelben Geſichtspunkten einzurichten. Der Unterricht 
hat hier insbefonbere auch die Aufgabe, die Kenntnis weiblicher Fertigkeiten 
und Arbeiten zu verfchaffen und zu entwideln, durch die der jugendliche 
Sträfling die Fähigkeit zu felbftändigem Gewerbe oder zur Erlangung 
einer feiten Berufsſtellung im Leben gewinnt. Die Beſchaffung weiblicher 
Handarbeiten bürfte felten Schwierigfeiten begegnen und ebenfowenig wird 
es irgendwo an Gelegenheit zum Erlernen oder Üben von Arbeiten der 
Hauswirtichaft fehlen. 

5. Bei Gerichten, bei denen ſich wegen zu geringer Zahl der Sträflinge 
Jugendgruppen nicht einrichten laſſen, aber auch eine Überftellung der 
Sträflinge in ein anderes gerichtlicheg Gefängnis nicht ftattfinden Tann, 
jind doch die Anordnungen des Punkt 2 über die Abfonderung der Jugend- 
lichen genaı: zu beobadjten. Die jugendlichen Sträflinge haben an dem 
durch die Hausordnung geregelten Unterrichte teilzunehmen, wobei jedoch 
zu Fi ift, daß fie mit verberbten Sträflingen in Berührung gebracht 
werben. 

Bei dem Unterrichte ift, foweit al3 möglich, auf die befonderen Be— 
bürfniffe der am Unterrichte teilnehmenden Jugendlichen im Sinne ber 
in Punkt 3 und 4 aufgeftelften Grundfäge Bedacht zu nehmen. Außerdem 
ift für eine den Anforderungen dieſer Beitimmungen entiprehende an- 
dauernde Beichäftigung Vorjorge zu treffen, damit bie Ziele des Straf- 
vollzuges an Jugendlichen auch unter dieſen teilmeife jchwierigen Be— 
dingungen tunlichſt erreicht und verwirklicht werben. 

6. Jugendliche Unterfuchungsgefangene find ftet3 einzeln, ohne Ge 
nofjen verwahrt zu halten, 

7. Sofange nicht neue gefegliche Beltimmungen neue Grunbjäge für 
die Behandlung ftraffälliger Unmündiger aufftelfen, muß verfucht werben, 
die heute vorherrſchende Art ihrer Beſtrafung tunlichſt jo einzurichten, 
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daß die Erziehung und ſittliche Geſundung der Unmündigen dadurch Förde— 
zung erfährt. Die verhältnismäßig geringe Zahl der von Unmündigen zu 
verbüßenben Verſchließungsſtraſen ermöglicht es auch, daß diefer Art 
Häftlingen vermehrte Objorge zu teil werde. Da die Gefahr, moralifchen 
Schaden zu leiden, bei dem empfänglichen Gemüte diejer Alteräftufe eine 
geleigente ift, folf folden Häftlingen, wo immer e3 angeht, ein bejonderer 

erwahrungsraum angemwiejen und hiezu ein Raum beitimmt werden, der 
tunfichft entfernt von andern Zellen gelegen ift. Die Abfonderung ift auch 
im übrigen Verfehre des Gefangenhaufes ftrengitend aufrecht zu halten. 
Wo bie Einfamfeit nachteilige Folgen für die Sehmndpeit ober das Gemüt 
des Häftlings nad) ſich ziehen fönnte und weber beim Unterrichte oder bei 
der Arbeit, noch während des Aufenthaltes im Freien eine Vereinigung 
mit andern Verſchließungshäftlingen möglich ift, darf die Abfonderung 
auf ärztliches Geheiß während eines Teiles des Tages ober, ſalls dies 
nötig erfcheint, während der Nacht aufgehoben werden. Der mit der Auf— 
ficht über das Gefangenhaus betraute Rat (Vorfteher des Bezirkögerichtes) 
hat die in einem folhen Falle zu treffende Vorfehrung nad) Maßgabe 
der ihm zu Gebote ftehenden Mittel jorgfältig auszuwählen und anzuordnen, 
um den Ungehaltenen vor jeder ungünjtigen Einwirkung möglichft zu 
bewahren. 

Beſtehen in dem Gefängnifje gleichzeitig Jugendgruppen, fo find die 
zur Verſchließung an einem abgefonderten Verwahrungsorte Verurteilten 
dem Unterrichte der Gruppe beizuziehen. Andernfalls ift den Knaben und 
Mädchen ein eigener Unterricht durch vier Stunden wöchentlich zu erteilen, 
von denen eine Stunde ber Unterweifung in Religion vorzubehalten 
iſt. Zu dieſem Unterricht, forwie zur Arbeit find die Verſchließungs- 
häftlinge, foweit nicht betrefj3 einzelner aus Gejundheitd- und GSittlih- 
leitsrückſichten Bedenken obwalten, zu vereinigen. Unterricht und Arbeit 
find tunlichſt nach Maßgabe der in Punkt 3 und 4 erteilten Weifungen 
zu orbnen. Eine Vereinigung mit Häftlingen der Jugendgruppe ift bei 
der Arbeit nicht geftattet. 

Bei Strafen von weniger als einer Woche ift der Unmündige je nach 
der Etrafdauer ein oder mehrere Male durd den Seelforger oder Lehrer 
zu unterweifen, wobei hauptjächlic da3 Moment der ittfiden Einwirkung 
ins Auge zu faſſen ift. 

Abgejehen von der eben erwähnten Ausnahme des Unterrichtes find 
die zur Ferfhtiegung an einem abgejonderten Vermahrungsorte Verurteilten 
von alfen übrigen im felben Gefängniffe angehaltenen jugendlichen oder 
jonftigen Sträflingen zu trennen. Gie find in ihren Hafträumen täglich 
wiederholt von dem dienfttuenden Aufjichtperjonale und bei Gericht3- 
höfen aud) von einem der Gefängnisbeamten zu befuchen. Zugleich ift vor- 
zuſorgen, daß e3 den Häftlingen während der Zeit, die weder durch Unter- 
richt, noch durch den Aufenthalt im Freien ober durch die Arbeit in Anfpruch 
genommen ift, nicht an geeigneter Beſchäftigung fehle. 

Betreffs der Bewegung im Freien gilt dad in Punkt 2, Abſatz 2, 
Geſagte. Sofern nicht im einzelnen Falle ober einzelnen Perſonen gegenüber 
gegründete Bedenken beftehen, kann ein häufigerer Beſuch der Eltern und 
Bormünder geftattet werben. 

Der Vollzug von Verfchliegungaftrafen in einer Landesbefferungs- 
anftalt (Verordnung vom 23. Jänner 1899, 3. M. Vdg. B. Nr. 6) ift nur 
dann einzuleiten, wenn bie Anftalt dem Gerichte ganz nahe gelegen ift 

Reicher, Fürforge für die verwahrloſte Jugend. II. 25 
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ober wenn die Abgabe in eine folde Anftalt gemäß 8 8 des Gefeges vom 
24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 89, zu erfolgen hat. 

Diefe Grundfäge find auch anzumenden, wenn über Jugendliche ver- 
hängte Kerfer- oder Arreftftrafen im Gnadenwege in die Straje der Ber- 
ſchließung umgewandelt werben. 

Den Gerichten ift es unbenommen, beim Vollzuge von Arreftfttafen 
egen Jugendliche anzuordnen, daß bie für die Vollftredung der Ver— 
ſchließungsſtrafe geltenden bejonderen Beitimmungen und Vorkehrungen 
einzuhalten find Abehüteter Arreft); ed wird fich dies insbeſondere dann 
empfehlen, wenn der Verurteilte nad} feiner Törperlichen und geiftigen Ent- 
widlung einem Unmünbdigen gleichzuftellen ift. 

8. Die Auswahl ber Lektüre für arbeitsfreie Stunden und Sonn- und 
Feiertage liegt bem Lehrer im Einvernehmen mit dem Geelforger, eventuell 
dem Gerichtövorfteher ob. Die Bücher follen Belehrung bieten und zugleih 
auf das Gemüt wirken, das Gewiſſen weden und die fittlichen Borftel- 
Tungen in die richtigen Bahnen leiten. Schriften, welhe die Phantafie über- 
mäßig erregen oder Abenteuerluſt wachzurufen vermöchten, find auszu- 
fließen. Bei Beſtimmung der Bücher für den einzelnen ift zubem beifen 
Eigenart und Bildungsgrad Beachtung zu ſchenken. 

"9. Wenn die zurüdgebliebene körperliche Entwidlung ober der un- 
günftige Ernährungszuftand eines Jugendlichen nad, ärztlihem Gutachten 
eine Koftzubuße erfordert, kann neben ber Morgen- und Abenbfuppe zu der 
für Die gefunden Sträflinge beftimmten Mittagstoft auch an einem ober 
einigen jener Tage, an denen nicht ohnehin Fieiſch verabreicht wird, mit 
Ausnahme der Fafttage, Rindfleifh (im Gewichte von 70 Gramm im ge 
lochten Zuftande) verabreiht oder eine andere vom Arzte angeordnete 
Aufbefferung der Koft bewilligt werben. 

10. Von überaus großer Wichtigfeit ift Die Auswahl des Aufſichts- 
perfonafes, dem in größeren Sefängnifien die Überwachung der Jugend- 
lichen vorzugsweiſe anvertraut wird. Jugendliche verlangen von ihrem 
Auffichtperfonale in der Regel ein anderes Intereſſe als die bloße Fürſorge, 
daß die Hausordnung eingehalten werde. Die Lebhaftigfeit der Jugend 
erfennt fehr ſchnell die Schwächen, ebenfo wie auch die Vorzüge und guten 
Abfichten derjenigen, die fih mit ihr zu befchäftigen haben. Dies gilt 
insbeſondere bezüglich der eigentlichen Aufjeher, die im ununterbrochenen 
Verlehre mit den Gefangenen ftehen und in deren Hand damit ein er- 
heblicher Teil des Strafvollzuges gelegen ift. Zu diefem Dienſte find Daher 
nur die beften und gemwiffenhafteften Aufjeher zu beftimmen. 

Gleiches gilt für die Auswahl der Werkmeifter, welche die Arbeit der 
Jugendlichen zu leiten haben. 

11. Die Veftrebungen, die erziehliche und beffernde Funktion des Straj- 
vollzuges bei Jugendlichen zu fteigern, werben nur dann praltifhe Be- 
deutung gewinnen, wenn das Ende ber Strafe nicht auch das Ende dieſer 
Einwirkungen ift, vielmehr mit dem Zeitpuntte der Entlafjung gleiche Ein 
flüffe in andrer Form einfegen. Manche Gefangene haben ihre Erwerb 
ftellung verloren; andere wieder find in Gefahr, in Verhältniffe zurüdzu- 
Tehren, welche die Urfache ihres erften ehltritte8 waren, von den Bor- 
urteilen und der Mißachtung zu ſchweigen, mit denen Beſtrafte namentlih 
unmittelbar nach Entlafjung aus der Haft meiftens zu kaͤmpfen haben. 

Die Strafgerichte find deshalb jhon wiederholt, zulegt mit der Ber- 
orbnung vom 23. Juli 1904, 3. M. Vdg. B. Nr. 13, angemwiefen worden, 
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die Zivilgerichte von Tatſachen zu benachrichtigen, die zum Einſchreiten 
auf Dilegfehaftabeförbtichem Gebiete Anlaß geben; insbeſondere find die 
Strafgerichtshöfe und Strafanftalten gehalten, ben Pflegichaftsbehörben 
von ber bevorftehenden Entlafjung eines Minderjährigen Nachricht zu geben. 
Doch aud die Pflegichaftsgerichte find nicht immer in ber Lage, jofort 
einzugreifen, und es ift auch damit zu rechnen, daß die Darftellungen der 
Angehörigen häufig nicht der Wirklichkeit entiprechen, das Gericht daher 
über die wahren Verhältniffe täufchen können. 

Die Lüden, die auf dieſem Gebiete beftehen und den Erfolg der 
meiften Verbefferungen de3 Strafvollzuges in Frage ftellen, werden kaum 
anders als durch die Unterftägung und Mitarbeit der freiwilligen Ver— 
einigungen und der Unftalten dauernd ausgefüllt werben Lönnen, bie 
der Fürjorge für entlaffene Sträflinge und dem Kinber- und Jugendſchutz 
gewidmet ſind. Hier liegen auch im engeren Bereiche der Jugendfürſorge 
Aufgaben vor, deren Wichtigkeit keineswegs ſchon ausreichend erkannt iſt 
und die deshalb einſtweilen auch nicht allgemein genug und mit der er— 
forderlihen Eindringlichfeit von den privaten und öffentlichen, Landes-, 
Tommunalen uf. Organifationen de3 humanitären Gemeinfinnes gepflegt 
werben. 

Das Juftizminifterium legt es baher den gerihtlihen und ſtaats— 
anwaltſchaftlichen Funktionären nahe, die Tätigfeit der Vereine und An— 
falten, in beren Programm und Zwed bie Hilfreiche Führung, Über- 
wachung und Unterftügung entlaffener jugenbliher Sträflinge in irgend 
einer Form einen Pla einnimmt, für den Schug und das Fortlommen ber 
aus ber Strafhaft zu Entlaffenden in Anſpruch zu nehmen und gegebenen 
Falls die Privatinitiative zur Gründung folher Vereine anzuregen. 

Der geihäftlihe Verkehr berartiger Anftalten und Vereine mit den 
Gerichten in Sachen ber Fürforge für jugendliche Sträflinge foll fih in 
ben einfachſten Formen abwideln und das Juftizminifterium ermächtigt 
die Vorfteher der Gerichte, den Beauftragten joldyer Organifationen, deren 
Wirkfamteit Sicherheit für eine ernfte Auffaffung ihrer Aufgabe gibt, Unter- 
tedungen mit den fürforgebedürftigen Häftlingen noch vor deren Entlaffung 
zu geitatten. 

Die Einleitung einer Fürforge für die Zeit nad) der Beendigung 
der Haft ift bei Unmündigen und Jugendlichen nicht von deren Bitte ab- 
hängig zu machen; vielmehr werden die mit ber Gefängnisüberwachung 
befaßten Zunktionäre felbfttätig einzugreifen und je nad ber Sadjlage 
entweder durch das Vormundſchaftsgericht die nötigen Vorkehrungen zu 
treffen oder fi an einen Verein zu wenden haben. Im letzteren Falle ift 
die geplante Maßnahme dem Pflegihaitsgerichte zugleich mit ber oben 
gedachten Nachricht über die bevorftehende Entlaffung befanntzugeben. 

Die Mitwirkung der obgedachten Anftalten und Vereine kann ſich 
auch als nüglich erweifen, um für Jugendliche während ihrer Anhaltung 
Arbeit und Beichäftigung zu beſchafſen oder den Unterricht von Mädchen 
oder von Unmündigen in Grmanglung andrer Lehrperjonen zu übernehmen. 
Wegen Beiftellung von Arbeiten handwerksmäßiger Verrihtung kann ver- 
fucht werben, die Genoffenfhaften um ihre Vermittlung anzugehen. 

Das Juftizminifterium wird ſtets bereit fein, zur Beſeitigung bon 
Schwierigteiten mitzuhelfen, bie fic) dem Zufammenwirfen ber Gerichte 
und ber mit Kinderſchutz oder Sträflingsfürjorge befaßten Organifationen 
etwa entgegenftellen follten. Es ift ihm daher überall dort, wo ein voll» 
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kommeneres Ineinandergreifen der beiden Faktoren wünſchenswert er- 
ſcheint, davon Mitteilung zu machen. Das Juftizminifterium glaubt 
aber auch erwarten zu bürfen, daß alle hieran beteiligten Yuftizorgane 
innerhalb ihres Wirkungskreiſes zur Hintanhaltung oder Befeitigung jolder 
Schwierigkeiten ihr möglichftes tun und e3 insbeſondere vermeiden werden, 
die Hilfsbereitfhaft jener Anftalten und Vereine durch Feſthalten an 
überjlüfjigen Förmlichkeiten oder durch Weitläufigkeiten der Gefchäftäbe 
handlung zu hemmen oder zu erftiden. 

12. Da es an einzelnen Orten möglich fein dürfte, Verfchließungs- 
ftrafen in Erziehungshäufern und Aſylen humanitärer Vereine vollziehen 
zu laffen, werden die Oberlandeögerichtöpräfidien angewieſen, gegebenen 
Falls darüber Erhebungen einzuleiten, und fofern auf diefe Art für die 
Erreihung der oben angegebenen Ziele des Strafvollzuges gegenüber 
dem Vollzuge in gerihtlihen Hafträumen irgend welche Vorteile erzielt 
werben könnten, dies zu berichten. Als Richtſchnur wird hiebei zu gelten 
haben, daß die Häftlinge von den andern Pfleglingen getrennt gehalten 
werben müffen, für Aufficht, Arbeit und Unterricht ausreichend gejorgt jein 
und den Gerichten die Uberwachung des Vollzuges vorbehalten bleiben müfe. 

13. Die Gerichtsvorſteher werden verpflichtet, nach Zulänglichkeit 
ber ihnen zu Gebote ftehenden Mittel und Einrichtungen den Strafvollzug 
an Iugendlihen und Unmündigen im Sinne ber vorftehenden Weijungen 
zu geftalten und die Beobachtung dieſer Anordnungen zu überwachen. 

Die gewiſſenhafte Erfüllung dieſer Verpflichtung legt den Gerichten 
und deren Vorftehern mannigfahe Mühewaltungen auf. Es ift aber nad 
ben bisherigen Erfahrungen trotzdem die Hoffnung berechtigt, daß die 
obigen Anordnungen bei der immer weiter greifenden Erkenntnis der Not- 
wendigleit einer umjaffenden Schugfürforge für die Jugend verftändnis- 
volfer Aufnahme begegnen und, joweit es die Verhältniffe im einzelnen 
geftatten, alle dazu Berufenen mit teilnehmendem Intereſſe nach beften 
Kräften an ihrer Ausführung mitarbeiten werben. Das Yuftizminifterium 
wird jederzeit gerne Vorfchläge entgegennehmen, die dem Zwecke dienen, 
den Strafvollzug an Jugendlichen unter den in diefer Verordnung ausge 
ſprochenen Geſichtspunkten örtlich oder allgemein zu verbeſſern. 


I. Strafanftalten. 

Für die Strafanftalten, in denen jugendliche Sträflinge angehalten 
werden, wird unter Hinweis auf die bereit3 beftehenden Vorſchriften er- 
gänzend angeordnet: 

In den Männerftrafanftalten Prag, Marburg, Capo b’Fitria und 
Göllersdorf, in denen Jugendabteilungen beftehen, find die in den Dienft- 
vorſchriften, Hausordnungen, ſowie in bejonderen Erläfjen enthaltenen 
Anordnungen über die Abjonderung und räumliche Trennung der Jugend» 
lichen von andern Sträflingen in Kirche, Schule, während der Bewegung 
im Freien, der Außenarbeiten und der Nachtruhe mit aller Strenge zu 
handhaben. 

Das gleiche gilt betrefj3 der Anordnungen über die gegenfeitige Ab- 
fonderung der in den Anftalten Prag, Marburg und Göllersborf errichteten 
Unterabteilungen ber Jugendlichen. 

Die Einzelabfonderung während ber Nacht ift, ſofern fie nicht jchon 
befteht, anzuftreben; auch find die Vorfchriften über die nächtliche Über- 
wachung genaueft zu befolgen. 
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Was im Punkte I, 3, über Unterricht, Erziehung und Arbeit ange- 
ordnet ift, hat auch für biefe Jugenbabteilungen volle Geltung zu er- 
fangen. Befreiungen vom Unterrichte, foweit fie nach ben Dienſtvorſchriften 
und Hausordnungen überhaupt zuläffig find, dürfen nur ausnahmsweiſe 
gewährt werden. Rein manuelle Arbeiten ber im Punkte 3, lit. b, bezeich- 
neten Art werben verboten. Die Beſchäftigung hat je nad) Beruf, Eignung 
und Fähigfeiten des einzelnen entweder in ber Verrichtung von Feld- und 
Gartenarbeiten oder in der Übung (Erfernung) eines Handwerkes zu 
beftehen. Bei einer größeren Zahl hiezu geeigneter Jugendlicher foll ein 
Handfertigteitäunterricht, wie Holzihnigerei u. dgl. eingerichtet werben. 
Andere Arbeiten find nur ausnahmsweiſe geftattet. Die Höhe des Er- 
trage3 einer Arbeit foll für deren Wahl nicht ausfchlaggebend jein. Der 
Unterricht hat die berufliche Ausbildung zu unterftügen, indem er in einem 
meiteren Umfange, al3 dies bisher vorgejehen war, ben Sträflingen land» 
wirtfhaftlihe und gewerbliche Kenntniffe zu vermitteln ſuchen foll. 

Die in den Punkten I, 2, 8, 9, 10 und 11, in Unfehung ber Dauer 
ber Bewegung im Freien, der Pflege des Turnen und andrer Törper- 
Tichen Übungen, de3 Lefeftoffes, der Gewährung von Koftzubußen, der 
Auswahl des Auffichtsperfonales und der Einleitung von Yürforgemaß- 
nahmen gegebenen Direktiven gelten ſowohl für die Jugendabteilungen 
der Etrafanftalten Prag, Marburg, Capo d’Iftria und für die Straf- 
anftalten Göllersdorf, wie für die Strafanftalten Wiänicz, Lemberg und 
Stanislau, und zwar in den letztgenannten drei Anftalten bezüglich der 
jugenblichen Sträflinge, die dad zwanzigfte Lebensjahr nod nicht zurüd- 
gelegt haben, 

Die VBeftimmungen des Punktes I, 2, über die Dauer der Bewegung 
im Freien und die Beftimmungen der Puntte I, 5, 8, 9 und 11, find 
auch in fämtlihen Weiberftrafanftalten auf Sträflinge im Alter unter 
zwanzig Jahren anzumenben. 

Die Einrihtung von Jugendabteilungen für ben Bereich der Ober- 
landesgerichtsſprengel Krafau und Lemberg und in den Weiberftrafanftalten 
Wiener-Neudorf und Repy ift in Ausficht genommen und ergehen diesfalls 
beſondere Weifungen. 

Klein m. p. 


Ar. 26. 
Die Statiftil der Straffälligfeit der Jugendlichen in Öfterreid. 
Entnehmen wir der in der „Statiftiichen Monatsfchrift“, XXIV. Jahre 


ng, 1898, erfchienenen Abhandlung desſelben Autors: „Vergleichende 
— der öſterreichiſchen Straffälligkeitsſtatiſtik“ folgende Daten: 








| Bon 100 Berurteiften 
fanden im Alter dom 


Bon den Bernrteilten 
ftanden im Alter vom 





Summe ber Berurteilungen in den 
Iahrfünften 


























10 bis 14 14 bis 20 er] bis 14 14 bie 0 

001 Sabren | Salem : atren | Jubren 
1874 bis 1878 1206 | ar | nı 156 
1879 „ 1888 2297 | 2701 | 14 160 
1884 „ 1888 2909 | 26.673 | 19 176 
1889 „ 1898 3487 | 29594 | 23 198 
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Auf 10.000 Jugendliche der Bevöllerung berechnet, ergeben ſich 
folgende Anteile an den Verurteilungen: 


uf 10.000 Sngenbliche ber Benöfterung 1880 Biß 1885 
Tamen wegen Beens Bere in en | 


| märnt. | weist, 























wegen Widerſtand gegen obrigfeit- 








liche Perjonen . . » . . .| 085) 008! 051 | 142 | 009| 073 
wegen Unzuht - - » . - . .| 1837| 008| 069) 239) 0:08| 119 
wegen ſchwerer Törperlicher Beichä- 

bigung » > 22202020.) #08| 0138| 207) 489, 01 24 
wegen Diebftahles . . . - - .1 294 | 56 u⸗ 225 | 556 | 187 
wegen Betruges.. . . .| 1488| 048| 095 | 191) 05 | 118 
wegen Verbrechen überhaupt . .|353 | 688 | 209 |371 | 687 | 21% 


Während in den übrigen Alteräftufen cin Sinten der allgemeinen 
Verbrechensſtraffälligkeit wahrzunehmen ift, hat in der Altersſtufe ber 
Jugendlichen eine Steigerung ftattgefunden. 





























Es Tamen auf 10.000 der betreffenden Ylterötlaffe Verutteilungen ve ee die 
= _ B FE ___ 
im Alter von 14 bis 20 Jahren . 22.2..1209 | 214 
OO .. . . . . . . . . . 807 | 292 
"en .0,0 „ Sonn...) 187 | 140 
uber 5.777 . ... . . 48 28 
in ber Geſamtbebbllerung. 114 8121 


Was die Straffälligkeitsrichtung anbetrifft, ſo entfielen nach Hoegel 
in dem Zeitraum 1882—1897 von ſämtlichen Verbrechensverurteilungen 
Jugendlicher (14—20 Jahre) 64 Prozent auf Diebftahl, 11:4 Prozent auf 
ſchwere körperliche Beſchädigung, 53 Prozent auf Betrug, 51 Prozent auf 
Unzuchtverbrechen, 33 Prozent auf gewaltiame Wiberfegung gegen obrig- 
feitlihe Organe. 

In der neueren Abhandlung konftatiert Hoegel, was er ſchon für 
die Jahre 1880—1893 behauptet hatte, auch für die weiteren Jahre 
1894—1897, daß die Verbrechensſtraffälligkeit im allgemeinen abfolnt 
und daher um jo mehr relativ gejunfen ift, während bei den Jugend- 
lichen die abjoluten Ziffern geftiegen find, und ſich auch relativ das 
Verhältnis ber Straftaten innerhalb einer Altersklaſſe ber Jugendlichen 
zum ſchlechteren verfchoben hat. 
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Ur. 27. 
Wiener ſtaatswiſſenſchaftliche Studien von Edmund Dernasit und Eugen von 
Fr Sn in Wien. Aus dem 5. Bande, 1. Heft. — „Kinderarbeit und gejeg- 
Ti inderſchutz in Ofterreih“ von Siegmund Kraus, Lehrer am Blindeninfitnie 
„Hohe Warte“ in Wien. Geiten 148—156. 

Die Kinder in den Handels- und Verkehrsgewerben. 1. Das 
Gaft- und Schantgewerbe; 2. Das Haufiergewerbe; 3. Hilfe- 
leiftungen der Kinder im Handels- und Dienftgewerbe. 
Die Kinder in den Handel3- und Verkehrsgewerben. 


1. Das Gaft- und Schanfgewerbe. 


Zu den entfittlichendften und ber Gefundheit nachteiligſten Beſchäfti— 


gungen gehören bie Kinderarbeiten ij Hieher gehören: 
Aushiffsfellner, Brot» und Zigarrenverfäufer, Ehzeugpuger und Regel- 
auffeßer. 

Ein Lehrer im 2. Bezirke, in deſſen Klaſſe 1897/98 von 22 Schülern 
6 Kegelauffeger waren, jchreibt auf den Erhebungsbogen: „Bon allen in 
Gafthäufern befchäftigten Kindern gilt, daß fie an den auf ihren „Dienft“ 
folgenden Tagen ſchläfrig, zur geiftigen Tätigkeit nicht fähig find. Oft 
treten Üblichleiten ein, da ihnen die Gäfte mit Bier und Wein aufmarten. 
Die in ben Lokalen geführten Geſpräche und bie Szenen, die fie mit an- 
fehen, äußern auch deutlich einen nachteiligen Einfluß auf ihr jittliches 
Verhalten.” Diefe 6 Kegelaufieger haben an freien Tagen eine Arbeits- 
zeit von 13—14 Stunden. In Deutſchland ift in den legten Jahren 
jegen dieſen Unfug energifch von Seiten der Polizeiverwaltungen einge- 
Peitten worden. Auch in Wien hat ſich die Vehörbe der Sache ange» 
nommen, dad war aber vor mehr ala 100 Jahren. Am 3. Juli 1778 
erfchien eine Verordnung, in ber es Heißt: „Die ſchulfähigen Kinder von 
6—12 Jahren follen in den Gärten ber Wein- und Bierwirte zu dem 
Kegelauffegen und dergleichen Arbeiten bei ber ausgemefjenen Strafe nicht 
gebraucht erben.“ 

Gegenwärtig gilt bei uns folgende, oben bereit zitierte Verordnung 
des Handeläminifter8 vom 27. Mai 1885, womit auf Grund des 8 95 
des Gejepes vom 8. März 1885, R. G. B. Nr. 22, die Nachtarbeit jugend» 
licher Hilfsarbeiter für beftimmte Kategorien von Gewerben geftattet wird. 
Unter Punkt 3 findet fi: 

Gaft- und Schankgewerbe: Es ift geftattet, die als Kellner u. dgl. 
beſchäftigten männlichen jugendlichen Hiljsarbeiter aud) in den Stunden 
von 8 Uhr abends bis längſtens 12 Uhr nachts zu verwenden.!) 

Im Jahre 1899 gab es unter ben Floridsdorfer Schultindern?) 


19 Knaben und 3 Mädchen, die in Gajlivitichajten en und Zigarren” 


verfauften und 105 Knaben, die Kegelauffeer, 22 Knaben und 2 Maͤdchen, 
die Aushilfsfeliner(innen) waren. 








') Siehe „Pädagogiiches Jahrbuch 1900*, Seite 110, „Die Erwerbstätigkeit 
ſchulpflichtiger Kinder” von ©. Kraus. 
2) Erhebung des Floridsdorfer Lehrervereins. 
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2. Das Hauſiergewerbe. 


In Wien gehen zahlreiche Kinder mit Streihhölzchen, Planeten, 
Bildern, Veilchenpulver, Blumen, Spielzeug und andern Dingen haufieren. 
Oft ift das Haufieren nur ein Vorwand, um zu betteln. 

Im Sommer 1899 traf ich im Prater einen achtjährigen Jungen, 
der mit Nelfen von Tiſch zu Tiſch in den Praterwirtshäufern haufieren 
ging und der mir erzählte, daß er ein Floridsdorfer fei, der mit dem 
legten Zuge der Norbbahn nad Haufe fahre. Sein Verdienſt betrage an 
Sonntagen faft einen Gulden. Er fauft ſich bei einem Gärtner um 
30 Kreuzer Nelten und erhält dafür 1 Gulden 20 bis 1 Gulden 50 Kreuzer. 
Das Geld gibt er feiner Mutter, die Wäſcherin ift. 

Über die Verhältniffe der Planetenverkäufer orientierten zu wieder⸗ 
holten Malen Gerichtsverhandlungen. So berichteten die Tagesblätter am 
12. Auguft 1903: 

Am 23. Juli, um 1/5 Uhr früh, wurde ein achtjähriger Knabe 
von einem Wachmann in ber Eifenfeldergaffe zur Ausmweisleiftung ange 
halten. Der Heine Junge teilte dem Wachmanne mit, daß er am Abend 
vorher von feiner Mutter 6 Helfer erhalten habe, um für dieſes Geld 
Planeten zu faufen und im Prater damit zu haufieren. Infolge biejer 
Ausfage wurde gegen die Mutter die Anklage wegen Berleitung ihres 
minderjährigen Kindes zur Bettelei erhoben. Die Ungeflagte erflärte ſich 
nichtſchuldig und behauptete, daß ber Junge nicht haufieren geſchickt worden 
fei, fonbern biefes Gefchäft für ſich betreibe. Wenn er irgendwie zu 
einigen Kreuzern fommt, verläßt er das Haus, fauft Planeten und bleibt 
dann einige Tage vom Haufe fern. Die Nächte verbringe er in einem 
Mafjenguartier in ber Großen Sperlgaffe im 2, Bezirk, wo ſich allnächtlich 
viele Planetenbuben und halbwüchſige Mädchen zujammenfinden. Erft 
geftern fei er ihr wieder nach längerer Abmefenheit von der Polizei über- 
geben worden. Aus dem Verhöre ging hervor, daß ber Knabe für 6 Heller 
24 Planeten faufte und für diefelben beim Verkaufe 2 Kronen 12 Heller 
föfte. Die Mutter wurde wegen Berfeitung zur Bettelei verurteilt. 

Planetenverfaufen, Feilbieten von Blumen und Zündhölgern gehören 
in Wien feit vielen Jahrzehnten zu mweitverbreiteten Kinderbeſchäftigungen. 
Schon ein polizeifihes Yoflanzleidefret vom 21. April 1822, intimiert 
den Bezirksbireftionen mit Polizeioberbireftionszirfuler vom 30. April 
1822, verbietet den Kindern ftrenge, niit Blumenfträußen, Zahnſtochern, 
Zuderzeltchen und andern berlei geringfügigen Saden im Prater, auj 
den Glacis, den Bafteien und andern derlei öffentlichen Orten zu handeln. 
Diefes Verbot wird 1824 und 1825 erneuert?) und auch auf den Verkauf 
von Statarrhzelteln und Lotteriezetteln befonder8 ausgedehnt. Aud in 
Böhmen wurde durch eine Gubernialverordnung vom 27. April 1809, 
intimiert durch Präfidialverordnung vom 2. Juni 1815, angeordnet, das 
Herumtragen von Würften, Brezen, Eßwaren u. dgl. „jungen Knaben 
und Mädchen zur Vermeidung der damit verbundenen verſchiedenen Ge— 
Tegenheiten zu einem müßigen und fittenverderbenden Leben nicht zu er- 
fauben“. Solche Haufierverbote wiederholen ſich bis auf die Gegenwart.) 





°) Pol. Soft g vom 31. Mai 1824 und 26. Mai 1825; eich. vom 
3. Juni 1825, 9. 28.274; Bol. Ob.-Dir.-Zirk. vom 13. Juli 1825, $. 3402. 

*) Bol.-Hofft.-Delr. vom 19. Juli 1853, 3. 15.599; vom 2. Auguft 1855, 
8. 19.797; vom 28. November 1855, 3. 30.457; vom 20. Oftober 1857, 8. 2130; 
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Derzeit ift das Zeilbieten von Blumen, Zündhölzchen, Planeten, von Drud- 
fchriften aller Art, wie auch die Verteilung folder auf der Straße ober 
an andern öffentlichen Orten und das Ausſpielen von Gegenftänden jeder 
Art den Schulfindern verboten. (Dekret des Bezirköfchulrates der Stadt 
Wien vom 21. Dezember 1895, 3. 6918, genehmigt mit Erlaß des 
tt. nieberöfterreichifchen Landesſchulrates vom 20. September 1895, 
3. 9019.) Aber alle diefe Verbote haben ebenforwenig wie das durch das 


Geſetz vom 27. Dezember 1902 60 b)5) auögejprochene Verbot ber 
germenbing ‚m eine merflidye Verm 
jaufiere: inder bewirkt. 


In den „Unterfudungen über die Lage bes Hauſiergewerbes in 
Oſterreich“ 5) gibt Dr. Hugo Weil unter anderm eine Schilderung des 
Haufierhandels mit Nettihen in Prag. Die Nettichweiber kaufen täglich 
durchſchnittlich 224 Mandeln mit ungefähr 300 einzelnen NRadieschen. 
Der Preis der Mandel ſchwankt zwiſchen 20 und 60 Kreuzer. Da die 
Käuferinnen fih die einzufaufende Ware felbft aus dem Boden graben, 
wird es 10 Uhr vormittags, bevor fie wieder nah Yaufe fommen. Nun 
geht es an da3 Reinigen der Ware, das auch viel Zeit in Anſpruch nimmt, 
da die Rettihe 5—9 Mal mit Wafjer durchgefpült werben müffen. Der 
erfte Teil ber gereinigten Nettihe wird den um 11 ober 12 Uhr heim- 
fehrenden Kindern in Körben georbnet übergeben. Den zweiten größeren 
Teil erhalten die Kinder, wenn fie nahmittagd aus der Schule kommen. 
Gegen Abend gehen dann die Frauen ſelbſt und haufieren bis tief 
in die Nacht, während die Kinder zumeift nach Einbrudy der Dunlelheit 
nah Haufe müſſen. Die Verkaufspreife wechſeln. Anfangs werden zwei 
Heine Sträußchen zu 3 Kreuzer, fpäter 1 Sträußchen zu 1 Kreuzer ver⸗ 
kauft. In einem Strauße befinden ſich in der Regel 5 Radieschen. Es wird 
alfo eine Mandel, die 20—25 Kreuzer koſtet, um 60 Kreuzer abgefeßt. 
Die Frau, der 1 oder 2 Kinder zur Verfügung ftehen, jet gewöhnlich 
täglich gegen 4 Mandeln ab, verdient daher durch ihre und ihrer Kinder 
Haufiertätigleit etwas mehr al3 1 Gulden täglih. E3 kommt aber auch 
vor, daß die Frau und die Kinder, wenn fie fleißig haufieren, jedes einzelne 
gegen 3 Mandeln abfegen und täglich jedes faft 1 Gulden verdient. 
Mindefteng 150 Frauen und 200—300 Kinder befhäftigen fi) mit dem 
Rettichverkauf. 

In Karlsbad Haufieren Kinder in ben Kaffechausgärten und Ber- 
grügungslofalitäten mit den befannten Karlsbader Oblaten.?) 

Den Haufierern verwandt find die Habern- und Strazzenjammler. 
In Floridsdorf bei Wien beichäftigten fih im Jahre 1899 450 Stinder 
(854 Knaben und 96 Mädchen) mit dem Sammeln von Holz, Wohle, Tifen, 
———— du; auf Der Straßen und namentlich au der „Wiener 

e die Gejundheit beſonders gefährdende Beihäftigung 
Könnte fofort abgeftellt werden, da aus polizeilichen Rüdfichten den Hadern- 
und Strazzenfammlern ſchon in älteren Vorſchriften (mit dem Hoftanzlei— 
befret dom 20. Februar 1823 und dem Erlaffe des Minifteriums des 
Gegen das Saufieren duch Kinder richten ſich auch der Statthaltereierlaf vom 
11. Mai 1871, 8. 2006 und bie Polizeidirektionserläſſe vom 12. Mai 1874, 
5 aber rd — Dezember 1875, 28. Juni 1877, 19. Juli 1879, 14. Juni 1885. 
siehe Seite 5 

°) Schriften des ereines für Goniatpofitit LXXXII; Leipzig, 1899, ©. 163. 

) B. d. G.J. ü. d. Heimarbeit, I. Bb., ©. 456. 
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2. Das Hauſiergewerbe. 


In Wien gehen zahlreihe Kinder mit Streichhölzchen, Planeten, 
Bildern. Veilhenpulver, Blumen, Spielzeug und andern Dingen haufierer. 
Oft iſt das Hauſieren nur ein Vorwand, um zu betteln. 

Im Sommer 1899 traf ich im Prater einen achtjährigen Junge 
der mit Nelten von Tiſch zu Tiſch in den Praterwirtöhäufern hauiier 
ging und der mir erzählte, daß er ein Floridsdorfer jei, der mit d 
legten Zuge der Nordbahn nach Haufe fahre. Sein Verdienſt betrage 
Sonntagen faſt einen Gulden. Er fauft ſich bei einem Gärtner : 
30 Kreuzer Nelken und erhält dafür 1 Gulden 20 bis 1 Gulden 50 frei 
Das Geld gibt er feiner Mutter, die Wäſcherin ift. 

Über die Verhältniffe der Planetenverfäufer orientierten zu mı 
holten Malen Gerichtsverhandlungen. So berichteten die Tagesblätte 
12. Auguft 1903: 

Am 23. Juli, um 1/,5 Uhr früh, wurde ein achtjähriger 
von einem Wachmann in der Eijenfeldergafje zur Ausweisleiſtung 
halten. Der Heine Junge teilte dem Wahmanne mit, daß er am 
vorher von feiner Mutter 6 Heller erhalten habe, um für dieſe. 
Planeten zu faufen und im Prater damit zu Haufieren. Znfolgı 
Ausfage wurde gegen die Mutter die Anflage wegen Berleitun, 
minderjährigen Kindes zur Bettelei erhoben. Die Angeflagte exkl: 
nichtſchuldig und behauptete, daß der Junge nicht haufieren gefdid: 
fei, fondern dieſes Gejchäft für fich betreibe. Wenn er irgen 
einigen Kreuzern fommt, verläßt er das Haus, kauft Planeten u 
dann einige Tage vom Haufe fern. Die Nächte verbringe er 
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Innern vom 8. Jänner 1851, 3. 26.721) die Löfung von Lizenzen zur 
Piliht gemacht wurbe.®) Bohı ift nad) dem Erlaffe vom 17. November 
1855, 3. 14.166, weicher die gegenwärtigen Normen für diefen Gegenftand 
enthält, die Erlangung diefer Lizenz an feine andere Beſchränkung als 
ben Nachweis de3 Wohlverhaltens geknüpft, doch kann nicht angenommen 
werben, daß Kinder folche Lizenzen erhalten. 


3. Hilfeleiftungen der Kinder im Handels- und Dienftgewerbe. 


Zu diefer Gruppe erwerbätätiger Schultinder gehören: Laufburſchen, 
Zaufmädchen, die zu Lieferungsgängen benügt werden, Milchausträgerinnen, 
eitung eat er, Wagen- und Pferdepuger u. dgl. Zeitungsausträger 
und mädchen m oft ſchon drei Stunden vor, dern der ni 
richte: Kat, . Die Zeitungsausträger find gewöhnlich von ben Ferfonen 
angeftellt, welche diefe Arbeit von den Erpeditionen übernehmen. Sind 
nun ſchon dieſe ſchlecht gezahlt, jo kann man ſich denken, was die Kinder 
für Löhne erhalten. Dieje Kinder gehören gewöhnlich zu jenen, melde 
regelmäßig zumindeft von 8—9 Uhr in der Schule fchlafen. Bei der im 
Jahre 1896 in Wien durchgeführten Enquete über Frauenarbeit?) war zu 
wiederholten Malen von dieſen Kinderbejchäftigungen die Rede. Es wurde 
Tonftatiert, daß biefe Beſchäftigungen öfter vorfommen. „Ein Kind trägt 
Mild) aus und befommt monatlih 4 Gulden, ein anderes trägt bas 
Mittageffen aus und befommt 1 Gulden monatlid.” 

Die Erhebung in Floridsdorf ergab: 26 Laufburſchen, 58 Laufr 
mäbden, 36 Mildausträger, 23 Milhausträgerinnen, 13 Beitungsaus- 
träger, 2 Austrägerinnen, 15 Kinder, die Brot und IMTENUTBTEINgen; 
SU Riaben und 45 Mädchen mußten Kohlen führen; 40 Knaben Wagen 
und Pferde pugen; 5 Knaben und 14 Mädchen waren ald Verfäujer 
befchäftigt: 399 Knaben und 212 Mädchen mußten Eſſen tragen (7 Prozent 
davon bis nad) Wien). 





4. Theater und Vergnügungsanftalten. 


Zwei Minifterialerläffe und eine Reihe von Landesſchulrats⸗ und 
Bezirksfhufratserläffen befhäftigen ſich mit Diefer Frage. Der Minifteriat 
erlaß vom 26. September 1856, 3. 14.051, beſagt: 

„Die neuerdings bezüglich öffentlicher Kindertheatervorftellungen ge 
machten Erfahrungen hat die vorlängft anerkannte Gefährlichkeit für eine 
gebeihliche, religiögfittliche Erziehung der Jugend bei Verwendung derſelben 
zu derartigen öffentlichen Schauvorftellungen bis zur Evidenz herausgeftellt, 
weshalb dad Minifterium ſich veranlaft findet, die Verwendung ſchuipflich 
tiger Kinder zu biefen und ähnlihen Vorſtellungen, infofern fie den 
Charakter ber Offentlichfeit und eigentlicher Kinderfhauvorftellungen ar 
ſich tragen, zu verbieten...” Auf eine Anfrage des nieberöfterreichiicen 
Landesſchulrates wurde demſelben durch Minifterialerlag vom 27. Aprıl 


>) Erlaß des f. t. Handelaminifteriums vom 23. Dezember ze, 3. 208, 
Mbichnitt B 9— ) (Manzice Taſchenausgabe Oſterr. Scene 8.1, ©. 9). 

6 ‚Sm und ftenographiiches Protokoll der Enquete über Zraum- 
arbeit.“ Sin 1897, I Brand. 
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1880, 3. 569810), eröffnet, daß obgenannte Verordnung noch in Kraft be— 
ftehe, daß aber hiedurch nicht ausgefchloffen fei, daß einzelne ſchulpflichtige 
Kinder zu Theatervorftellungen wie bisher verwendet und daß in Inſti— 
tuten, überhaupt in Privatkreifen theatralifche Borftellungen von ſchul—⸗ 
pflichtigen Kindern aufgeführt werben. 

Der Wiener Bezirksſchulrat hat in feinem Berichte an den nieber- 
oſterreichiſchen Landesjhulrat vom 2. März 1872, 3. 2341, eine Meihe 
von Bedenfen gegen die Verwendung jhulpffichtiger Kinder bei döffent- 
Ken Schauftellungen, Theatern uf. auögefprochen und das Anſuchen 
geftellt, ber Landesſchulrat möge geeignete Anordnungen gegen den Miß— 
brauch) der Verwendung fehulpflichtiger Kinder bei öffentlichen Schau- 
ftelfungen überhaupt erlaffen. Ohne ſich auf die Minifterialverorbnung 
vom Jahre 1856 zu beziehen, in welcher auch bemerkt wurde, daß um bie 
nötige polizeiliche Überwachung ber getroffenen Maßregel an die oberite 
PVolizeibehörde das Anfuchen geftellt worden ift, erflärte der nieberöfter- 
reichiſche Landesſchulrat im Erlaffe vom 17. April 1872, es jei außerhalb 
feines Wirfungsfreifes, in dieſer Richtung eine Verfügung zu treffen, 
und verwies ben Wiener Bezirfsfchulrat lediglich auf die gefeglihen Be— 
fimmungen zur Durchführung der Schulpfliht. Im Gegenfage Hiezu 
beftimmt eine Entfheibung bes böhmischen Landesfhulcates vom 24. März 
1874: Die Beiziehung von Kindern zu Theatervorftellungen, ſeien es 
Dilettantenvorftellungen ober eigentliche Kindervorftellungen, felbft ſolche 
zu mohltätigen Zwecken, ift hintanzuhalten. Nur ausnahmsweiſe kann 
über Anſuchen ber Eltern die Verwendung ber Kinder zu folhen Zwecken 
bewilligt Den, wenn eine Gefahr für bie fittlichreligiöfe Erziehung nicht 
vorhanden ift. 

Die Heute für Wien geltenden Beftimmungen bajieren auf dem $ 22 
der Schulorduung für die Bürger- und allgemeinen Volksſchulen des 
Schulbezirkes Wien (verlautbart nach Genehmigung durch den k. k. nieder» 
öſterreichiſchen Landesſchulrat mit Erlaß vom 20. September 1895, 3. 9019, 
mit Dekret des Bezirföfchulrates der Stadt Wien vom 21. Dezember 1895, 
3. 6918), ber im zweiten Abſatz feitftellt: „Die Mitwirkung an öffent 
lichen Schauftellungen kann nur mit Genehmigung bes Bezirksſchulrates von 
ber Schulleitung vorgefehen werden.“ Der Bezirksſchulrat hat mit Erfah 
vom 21. Dezember 1895, 3. 6918, die Schulfeitungen angemwiejen, bie 
Bewilligung zur Mitwirkung an öffentlihen Schauftellungen nur aus» 
nahmsweiſe an einzelne Kinder ftet3 nur auf Widerruf und höchſtens für 
da3 laufende Schuljahr zu erteilen, wenn biefe Kinder ein volllommen 
entfprechendes fittliches Betragen, ſehr fleißigen Schulbefuh und einen 
mindeftend genügenden Fortgang nachweifen. 

Eine ſolche Bewilligung darf nicht erteilt werden, wenn die Schau- 
vorftellungen auf öffentlihen Straßen, Gaffen ober Plägen jtattfinden, 
und nur ausnahmöweife, wenn ſich die Vorftellungen über, bie neunte 
Abendſtunde erſtrecken. 

Die Schulleitung hat ſich über das Programm der Vorſtellung zu 
informieren und eventuell dahin zu wirken, daß das ihr unpaſſend Er— 
ſcheinende ausgeſchieden werde. 





0) Auf dieſen Erlaß macht ein Erlaß des Wiener Bezirlsſchulrates vom 
25. April 1884, 8. 2064, betreffend bie Verwendung von Schullindern bei dem 
Vorftellungen im Zirfus Renz, aufmerfam. 
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Auch in fogenannten Knabenkapellen finden Kinder von 9I—12 Jahren 
Verwendung und müfjen oft bis 11 Uhr nacht? mufizieren. Über einen be 
ſonders frajfen Fall diejer Art berichtete die „Arbeiterzeitung“ vom 
16. Juli 1897. Die bort gefhilberten Zuftände bei ber fogenannten 
„Billeder Knabenkapelle“ zeugen von einer Larheit der Auffichtsbehörde, 
denn ein Gtatthaltereierlag vom 10. Dftober 188811) beichäftigte ſich 
ſchon mit der gewerbsmäßigen Verwendung von Knabenkapellen und ordnete 
an, ben Unternehmer auf die 88 93, 94, 95 und 96 b) ber Gewerbeordnung 
aufmerffam zu machen und jolche Unternehmer „in Bezug auf die Ein- 
haltung der Vorſchriften entſprechend zu überwachen und wahrgenommene 

bertretungen mit aller Strenge zu beſtrafen“. Im Sommer 1903 waren 


wiederum in dem Vergnügungsetabliffement Venedig in Wien“ jhuf- ' 






pflichtige Kinder bei einer senahentopelle 10 unb E Ur nad) 
Die Erläffe, welche Die 


Im B 
Scaufteflungen u. dgl. von der Grlaubnis ber Shuffeitung abhängig 


machen, haben .wenig praftifche Bedeutung, da fie jehr leicht umgangen 
werben fönnen. Da mir in Öfterreich nur einen Unterrichtszmwang, aber 
feinen Schulzwang haben, können bie betreffenden Kinder aus der Schule 


austreten und Privatunterricht erhalten. Die Balletmäbchen machen in 
der Regel von diefem Rechte ausgiebigen Gebrauch, ander ſchon 1824 


eine Allerhöchſte Entſchließungie) beſtimmte, daß weder bei Bab ch 
bei Pantomimen ein Mädchen vor zurückgel ein Jüngling 
vor zurnegelegtem"T7. Jahre verwendet werden darf. 


Kinder ala Taglöhner und Dienjtboten. 


Unter den Wiener Schultindern find Wagen- und Pferdepuger, Stall- 
pagen, Hausfnechte zu finden. Das Lenfen von Fuhrwerken durch Kinder 
ift durch eine Verordnung ber E f. niederöfterreichifchen Regierung vom 
26. Jänner 1825, 3. 3423, unterfagt. Auf den Bahnhöfen werben Heine 
Jungen zum Warenabladen vermwendet.13) So hatte einer meiner Kollegen 
im 10. Bezirfe zwei Knaben im Alter von 11 und 13 Jahren im feiner 
Kaffe, die während der Schulzeit Waren am Staatsbahnhofe abluden. 
Sie waren volffommen verwahrloft. Der eine ftahl dem Lehrer 41 Speife- 
marfen aus verfperrter Lade. Vom 16. September bis 15. Februar ver- 
fäumte der eine Knabe 142, der andere 130 Halbtage. 

In Floridsdorfit) fanden ſich 451 Kinder (223 Knaben und 228 
Mädchen), welche ſchwere Häusliche Arbeiten verrichteten, außerdem hatten 
175 Snaben und 228 Mädchen eine „Bedienung“. In Wien gibt es 
hunderte zehn bis vierzehnjähriger Mädchen, die ſchon eine „Bedienung“ 





Fi Normalienfamlung für den politifchen Verwaltungsdienſt, Wien, 1903. 
3 2188 are. Entſchließung vom 8. Jänner 1824 (R. €. v. 17. Jänner 182, 
») Auf Beranlaffung der Bezirkslehrerkonferenz für den X. und IV. Wiener 
Gemeindebezirk richtete der Wiener Bezirksſchulrat am 6. April 1897 eine Zufchriit 
am bie Polizeibireltion, um dieſem Übelftand abzuhelfen. Be Bolizeidireltion hat 
mit Erlaß vom 20. April 1897, 8. 43.260, U. Bl , mit Hinweis auf den 
bereit in einer Note vom d. Dezember 1895, Er erwähnten Unfug an- 
georbnet, bemjelben „energiich entgegenzutreten“ und die Sicherheitsorgane hierüber 
eindringlich zu inftruieren. (Wiener Verfehrs- und Straßenpoligei. Wien 1904.) 
9 Erhebung bes Floridsdorfer Lehrervereines. 
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haben. Ja oft verrichten ſie vor dem Unterricht ihre Arbeit bei einer Partei, 
nach dem Unterricht bei einer zweiten und am Abend bei einer dritten. Aber 
auch im Elternhauſe werden die Kinder oft übermäßig zur Hilfeleiſtung 
herangezogen. So findet ſich bei einem zehnjährigen Knaben im Erhebungs- 
bogen folgende Bemerkung: „Muß vor dem Unterriht aufräumen und 

aar Schuhe pußen.” (Die Eltern haben Bettgeher.) Es muß auch 
barauf hingemwiefen werben, daß in Wien zahlreiche Proftituierte Kinder 
als Bebdienerinnen und Aufpaſſer halten. Es wäre Pflicht der Polizei» 
behörbe, den Proſtituierten das Wohnen bei Frauen, welche Kinder bei 
fi Haben, zu verbieten. Noch grauenhafter, noch fürchterlicher ift es 
aber, wenn Proſtituierte ihre eigenen Kinder bei ſich wohnen haben.15) 


») Es drängt mid, hier einen Vorfall zu ſchildern der, wenn er aud nicht 
ſtreng zur Sache gehört, geeignet ericheint, in allen Menfchengerzen Empörung 
über die Buftände wadgurufen, in benen Kinder Heranwachlen. In einer zweiten 
Boltsicultichfe im 10. Bezirk ſpielte fid vor einigen Jahren folgende Gzene ab. 
Ein Kind weint beim Nachmittagsunterrichte. Vom Behrer nad) bem Grund gefragt, 
jagt ber Meine Knabe: „Ich hab’ heute nichts zu Mittag gegeh * „Barum denn 
nicht?“ „Wir Haben fein Geld, meine Mutter Hat geftern feinen Herrn gehabt!” 
Braucht e3 ba noch eines Wortes? — 


Ur. 28. 
Die Verwendung jugendlicher Hilfsarbeiter. 


Der vorftehenden Darftellung entfittlichender Kinderarbeit möge hier 
noch die Mitteilung eines Falles von Verwendung jugendlicher Hilfßarbeiter 
aus bem Berichte ber_f. f. Gemerbeinfpeftoren aus ben legten Jahren 
zur Beleuchtung bes” Tinfluffes der Minderarbeit und der Beſchäſtigung 
der jugendlichen Hilfsarbeiter auf die üttliche Verwahrloſung folgen: 

„Einen Fall, der vom ſittlichen Standpunkt aus beurteilt fein will, 
erwähnt das Gemerbeinjpeltorat Prag-Il. Ein Funktionär des genannten ' 
Amtes traf bei einer Inſpektion in einer Gummimarenfabrit mehrere 
jugendliche Hilfarbeiter, zumeift weiblichen Geichlechteä, hei.her Anferti- 
gung von Präfervativg AM; DIE befteffende Firma fträubte fich, die Aus- 

jerſe ben von diefer Beichäftigung durchzuführen, indem fie an- 
gab, daß ihre Konkurrentinnen zu dieſer Arbeit in ber Regel auch jugend» 
liche Hilfsarbeiter, und zwar aus dem Grunde verwenden, weil alten 
Arbeitern das hiezu nötige feine Gefühl in den Fingern mangeln folfe, 
heranziehen.” 








Ur. 29. 


Erlaß des Minifteriumsd des Innern betreffend Bekämpfung 
der Vermahrlofung durch die Lofalpolizei. 


Mit Erlaß des t. f. Minifteriums des Innern an alle politifchen 
Landesbehörden vom 8. Jänner 1900, 8. 41.744/99, hat dieſes Mini- 
fterium Die Verordnung des Yuftizminifteriums am bie f. E. Gerichte 
vom 3. Dezember 1899, betreffend die Verwirklichung bes Kinderfchußes, 
ben t. !. Gtatthaltereien und Landesregierungen mitgeteilt und daran bie 
folgende Weifung an die politifchen Behörden behufs Unterftügung ber 
Gerichte bei Verwirklichung des Kinderfchuges erlafjen: 
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Die erfolgreihe Durchführung der ben Gerichten obliegenden Auf- 
gaben bezüglich ber Verhütung von Mifhandfungen und der Verwahrloſung 
der Kinder in körperlicher und geiftiger Hinſicht hat zur Worausfegung, 
daß die Gerichte rafche und zuverläffige Auskunft über mahrgenommene 
Ausschreitungen, ſowie über Fälle, in welchen biefelben die Pflege ober 
Erziehung der Kinder vernachläſſigen, erhalten. 

Zu Biefem Zwecke ift es geboten, daß die politifchen und polizeilichen 
Behörden die Gerichte bei der Erfüllung diefer Obliegenheiten tatkräftigft 
unterftüßen. 

Die T. k. Statthalterei (Landesregierung) wird daher eingeladen, 
durch entfprechende Weifungen an bie unterftchenden Behörden und Amter 
Vorſorge zu treffen, daß mißbräuchliche Akte der Ausübung ber väter 
lichen Gewalt, Fälle der Züchtigung, welche fi ald Mißhandlungen bar- 
ftelfen, ferner Fälle der Vernachläſſigung der Verpflegung und Erziehung 
der Kinder, ſowie überhaupt alle jene bemerkenswerteren Wahrnehmungen, 
melde für die Gerichte bei der Ausübung ihrer Schug- und Pilegichafts- 
funktionen von Belang fein könnten, unverweilt bem fompetenten Gerichte 
angezeigt werben. 

Bei Tonftatierten Fällen von Mikhandlungen der Kinder wird ind 
befonbere jeweilig zu erwägen fein, ob nicht etwa zuläffige abminiftrative 
Maßnahmen getroffen werben müßten, durch welche den mißhandelten 
Kindern wirkſamer Schu vor weiteren Exzeſſen der häuslichen Straf 
befugniffe gewährt wird. 

Bei der Tätigkeit der politifchen Behörden in dem in Rebe ftehenden 
Belange erſcheint die zielbewußte Mitwirkung der Gemeinden von größter 
Fran und es wird demnach notwendig fein, fich derjelben zu ver» 
ichern. 

Auch wird es ſich empfehlen, an die Beihilfe der Seelſorgegeiſtlichkeit, 
welche durch die unmittelbaren Beziehungen zur Bevöllerung und in 
Sonberheit durch die Kanzeltätigkeit wirlſam hen Kinderſchutz zu fördern 
in ber Lage ift, zu appelfieren. 

Endlich wird den politifchen Behörden — wie es feitend des Juftige 
minifteriums den Gerichten gegenüber gefchehen iſt — nachdrücklich aufe 
jetragen, Privatwohltätigkeitsvereine, welche ſich den Kinderfhug zum 

iele gefegt haben, in ihrer Tätigkeit wirkungsvoll zu unterftügen. (Ab- 
gebrudt in „Was ift Kinderfhuß?” von Lydia von Wolfring.) 


Ur. 80. 


Die polizeilihe Behandlung ftraffälliger Finder; die Ahndung 
und Vorkehrung durch die Sicherheitsbehörde. 


Die ftatiftifhe Auszählung eines von ber ftäbtifchen Sicherheitsbehörde 
in Graz angelegten Verzeichniffes „jener Individuen im Alter vom 9. 
bis inklufive 14. Lebensjahre, welche in den Jahren 1876—1886 ſich 
im Polizeiarrefte befanden“, ergab: 

Inhaftiert waren im ganzen 824 Kinder in 1467 Fällen; darunter 
waren 690 Knaben und 134 Mädchen; ihrer Zuſtändigkeit nach gehörten 
davon nad, Steiermart 632 Finder, nad) auswärtigen Provinzen 192%. 
nen ipſichnich der Anzahl der Arreſiſtrafen ergeben fich folgende 

tefultate: 
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in Imeliden Arreſt befanden ſich a» Kinder 
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Zahl ber buch das ſtatiſtiſche Landesamt in Steiermark im Jahre 
1899/1900 erhobenen Kinder, welche in ihrem bisherigen Leben polizeildhe 
Ahndungen, bezw. gerichtliche Abftrafungen erfahren haben und Gefährbung 
be gginſamen ——— — ——— (f. Anhang zur Volksſchulgeſetzgebung 

r. 13). 


Ur. 31. 
Rinder der Wiener Ringftraße. 


Mein täglicher Spaziergang führte mich vor zwei Jahren im Winter 
alfabendlih rund um die Ringſtraße. Wer nicht teilnahmslos an den 
Menſchen vorübergeht, konnte hier vielem Kinderelend begegnen. Kinder an 
ber Mutterbruft, Kinder rechts und links der Mutter zur Geite, ganzen 
Bettlerfamilien begegnet man auf Schritt und Tritt: oft nahezu unter 
den Augen der Sicherheitswacdje. Ich ſah nur ein einziges Mal in ben 
hundert und hunderten von Zälfen den Wachmann einfchreiten und der 
zubringlich bettelnden Mutter den Bettel verhebend, dieje jelbft aber nicht 
weiter beanftändend. 

Bas foll der Wachmann auch, bringt er den Vettel zur Anzeige, jo 
erfolgt richterlicher Freifprud. Wie mir dies zu wiederholten Malen den 
Zeitungsberichten entnahmen. Der Freifpruc erfolgte ben Berichten aus 
dem Gerichtsfaale zufolge mit der Begründung und dem Hinweife auf die 
durch die große Familie bedingte beſchränkte Ermwerbafähigfeit und bie 
unzufängtice ober gänzlich mangelnde Unterftügung der Heimatgemeinbe. 
Dies gilt insbejondere von den Fremdzuſtändigen. 

Hier berichteten und um jene Zeit die Tagesblätter von einem 
Falle, wo der Vater frank und damit vorübergehend erwerbsunfähig mar, 
die Gattin und Mutter, das jüngfte Kind auf den Rüden gebunden, 
aus Verzweiflung über die Notlage die Wellen der Donau aufgefucht 
Hatte. Vom Tode gerettet hatte fih dann die Mutter wegen verjuchten 
Mordes ihres Kindes vor Gericht zu verantworten. Auch, hier erfolgte 
ein Freiſpruch mit Rüdficht auf die Not- und Zwangslage, in welcher ſich 
die Mutter der Kinder und die Gattin des kranken Mannes befunden hatte, 
die mit ihrem Anfuchen um vorſchußweiſe Unterftügung auf Koften ber 
Heimatgemeinde im Sinne des $ 28 des Heimatgejeges abgewieſen worden 
war. So berichteten damals die Tagesblätter. 

Da hatte e3 vor ungefähr Jahrezfrift die Mutter mit acht Heinen 
Kindern aus Mähren ſchon anders angepadt. Als diefelde — den Tages- 
blättern zufolge — den gleichen Beſcheid ihrer Heimatgemeinde im Armen- 
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Auf 10.000 Jugendliche der Bevöllerung berechnet, ergeben ſich 
folgende Anteile an ben Verurteilungen: 
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Während in den übrigen Altersftufen ein Sinten ber alfgemeinen 
Verbrechensſtraffälligkeit wahrzunehmen ift, hat in der Altersſtufe der 
Jugendlichen eine Steigerung ftattgefunden. 
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Was die Straffälligkeitsrichtung anbetrifft, jo entfielen nach Hoegel 
in dem Zeitraum 1882—1897 von fämtlihen Verbrechensverurteilungen 
Jugendlicher (14—20 Jahre) 64 Prozent auf Diebftahl, 11:4 Prozent auf 
ſchwere körperliche Beſchädigung, 53 Prozent auf Betrug, 51 Prozent auf 
Unzuchtverbrechen, 3:3 Prozent auf gewaltſame Widerfeßung gegen obrig- 
Teitlihe Organe. 


In der neueren Abhandlung konftatiert Hoegel, was er ſchon für 
die Jahre 18801893 behauptet hatte, auch für bie weiteren Jahre 
1894—1897, daß die Verbrechensſtraffälligkeit im allgemeinen abfolut 
und daher um jo mehr relativ gejunfen ift, während bei den Jugend- 
lichen die abfoluten Ziffern geftiegen find, und ſich aud relativ das 
Verhältnis der Straftaten innerhalb einer Altersflaffe der Jugendlichen 
zum ſchlechteren verſchoben hat. 
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Ar. 27. 
Wiener ſtaatswiſſenſchaftliche Studien von ‚Ermund Bernapit und Eugen von 
Fuum obich in Wien. Aus dem 5. Bande, 1. F — „Kinderarbeit und eich» 
licher ſchuß in Oſterreich“· von Siegmund us, Schrer am Blindenin| 
„Hohe Warte‘ in Bien. Ceiten 148-156. 


Die Kinder in den Handels- und Verkehrsgewerben. 1. Das 
Gaft- und Schantgewerbe; 2. Das Haufiergewerbe; 3. Hilfe- 
leiftungen ber Finder im Handels- und Dienftgewerbe. 
Die Kinder in den Handels- und Verkehrsgewerben. 


1. Das Gaft- und Schantgemwerbe. 


Zu ben entfittlihendften und der Geſundheit nachteiligſten Beichäfti- " 


gungen gehören bie Kinberarbeiten i Hieher gehören: 
aunaaateliner, Brot- und Zigarrenverfäufer, Epzeugpuger und Regel- 
auffeßer. 

Ein Lehrer im 2. Bezirke, in defjen Klaſſe 1897/98 von 22 Schülern 
6 Kegelauffeger waren, fehreibt auf den Erhebungsbogen: „Won allen in 
Gafthäufern beſchäftigten Kindern gilt, daß fie an ben auf ihren „Dienſt“ 
folgenden Tagen ſchläfrig, zur geiftigen Tätigkeit nicht fähig find. Oft 
treten Üblichleiten ein, da ihnen bie & Gäfte mit Bier und Wein aufwarten. 
Die in den Lofalen geführten Geſpräche und die Szenen, die fie mit an- 
fehen, äußern auch Peuttich einen nadteiligen Einfluß auf ihr jittliches 
Berhalten.“ Diefe 6 Kegelauffeger haben an freien Tagen eine Arbeits- 
zeit von 13—14 Stunden. In Deutſchland ift in den legten Jahren 
regen dieſen Unfug energiſch von Seiten ber Polizeiverwaltungen einge 
hritten worden. Auch in Wien hat fi die Behörde der Sache ange» 
nommen, da3 war aber vor mehr al3 100 Jahren. Am 3. Juli 1778 
erſchien eine Verorbnung, in ber e3 heißt: „Die jhulfähigen Kinder von 
6—12 Jahren follen in den Gärten der Wein- und Bierwirte zu bem 
Kegelauffegen und dergleichen Arbeiten bei der ausgemefjenen Straje nicht 
gebraucht werben.” 

Gegenwärtig gilt bei uns folgende, oben bereit Stine Verordnung 
des Handelsminiſters vom 27. Mai 1885, womit auf Grund des 8 95 
des Gefees vom 8. März 1885, R. G. B. Nr. 22, die Nachtarbeit jugend» 
licher Hilfsarbeiter für beftimmte Kategorien von Gemwerben geftattet wird. 
Unter Punkt 3 findet fi: 

Gaft- und Schanfgewerbe: Es ift geftattet, die als Kellner u. dgl. 
beichäftigten männlichen jugendlichen Hilfgarbeiter auch in den Stunden 
von 8 Uhr abends bis längftens 12 Uhr nachts zu verwenden.!) 


Im Jahre 1899 gab es unter den Floridsdorfer Schulkindern?) 


19 Knaben und 3 Mädchen, die in Gaftwirtihaften Brot und Zigarren 
verkauften und 105 Sinaben, die Kegelauffeger, 22 Knaben und 2 Mädchen, 
bie Aushitfgteliner(innen) waren. 

1) Siehe „Bädagogiiches Sahebud) 1900“, Seite 110, „Die Erwerbstätigkeit 
ſchulpfiichtiger Kinder” von ©. Kraus. 


2) Erhebung des Floridsdorfer Lehrervereing. 
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2. Das Haufiergewerbe. 


In Wien gehen zahlreiche Kinder mit Streichhölzchen, Planeten, 
Bildern. Veilchenpulver, Blumen, Spielzeug und andern Dingen haufieren. 
Oft ift das Haufieren nur ein Vorwand, um zu betteln. 

Im Sommer 1899 traf ih im Prater einen achtjährigen Jungen, 
der mit Nelfen von Tiih zu Tiſch in den Praterwirtshäufern haufieren 
ging und der mir erzählte, daß er ein Floridsdorfer ei, der mit dem 
letzten Zuge ber Nordbahn nach Haufe fahre. Sein Verbienft betrage an 
Sonntagen faft einen Gulden. Er kauft fidh bei einem Gärtner um 
30 Kreuzer Nelten und erhält dafür 1 Gulden 20 bis 1 Gulden 50 Kreuzer. 
Das Geld gibt er feiner Mutter, bie Wäfcherin ift. 

Über die Verhältniffe der Planetenverfäufer orientierten zu imieber- 
holten Malen Gerichtsverhandlungen. So berichteten die Tagesblätter am 
12. Auguft 1903: 

Am 23. Juli, um 1/5 Uhr früh, wurde ein achtjähriger Knabe 
von einem Wachmann in der Eifenfeldergajfe zur Ausmweisleiftung ange 
halten. Der Heine Junge teilte dem Wachmanne mit, ba er am Abend 
vorher von feiner Mutter 6 Heller erhalten Habe, um für biefes Geld 
Planeten zu kauſen und im Prater damit zu haufieren. Infolge biefer 
Ausſage wurde gegen die Mutter die Anklage wegen Verleitung ihres 
minderjährigen Kindes zur Bettelei erhoben. Die Angeklagte erflärte ji 
nichtſchuldig und behauptete, daß der Zunge nicht haufieren gefhidt worden 
fei, fondern dieſes Gefchäft für ſich betreibe Wenn er irgendwie zu 
einigen Kreuzern fommt, verläßt er das Haus, fauft Planeten und bleibt 
dann einige Tage vom Haufe fern. Die Nächte verbringe er in einem 
Maffenquartier in der Großen Sperlgaffe im 2. Bezirk, wo ſich allnächtlih 
viele Planetenbuben und halbwüchſige Mädchen zufammenfinden. Erft 
geſtern fei er ihr wieder nad) längerer Abweſenheit von der Polizei über- 
geben worden. Aus dem Verhöre ging hervor, daß der Knabe für 6 Helfer 
24 Planeten faufte und für diefelben beim Verkaufe 2 Kronen 12 Heller 
Töfte. Die Mutter wurbe wegen Verleitung zur Bettelei verurteilt. 

Planetenverkaufen, Feilbieten von Blumen und Zündhölzern gehören 
in Wien feit vielen Jahrzehnten zu mweitverbreiteten Kinderbefhäftigungen. 
Schon ein polizeilihes Hoffanzleidefret vom 21. April 1822, intimiert 
den Bezirfödireltionen mit Polizeioberdireftionzzirkular vom 30. April 
1822, verbietet den Kindern ftrenge, mit Blumenfträußen, Zahnftochern, 
Zuderzeltchen und andern berlei geringfügigen Sachen im Prater, auf 
ben Giacis, den Bafteien und andern berlei öffentlichen Orten zu handeln. 
Diefes Verbot wird 1824 und 1825 erneuert?) und auch auf den Verkauf 
von Katarrhzelteln und Lotteriezettein beſonders ausgedehnt. Auch in 
Böhmen wurde duch eine Gubernialverordnung vom 27. April 1809, 
intimiert durch Präfidialverordnung vom 2. Juni 1815, angeordnet, das 
Herumtragen von Würften, Brezen, Eßwaren u. dgl. „jungen Knaben 
und Mädchen zur Vermeidung ber damit verbundenen verjchiedenen Ge: 
fegenheiten zu einem müßigen und fittenverberbenden Leben nicht zu er- 
lauben“. Solche Haufierverbote wieberhofen fich bis auf die Gegenwart. 

%) Bol. Soft 2b, vom 31. Mai 1824 und 26. Mai 1825; Rgsbeſch. vom 
3. Juni 1825, 3. 28.274; Bol. Db.-Dir.-Zirt. vom 13. Juli 1825, v 3402. 

*) Bol.-Hoift.-Der. vom 19. Juli 1853, 9. 15.599; vom 2. Yuguft 1855, 
8. 19.797; vom 28. November 1855, 3. 30.457; vom 20. Oftober 1857, 3.2430: 
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Derzeit ift das Zeilbieten von Blumen, Zündhölzchen, Planeten, von Drud- 
ſchriſten aller Art, wie auch die Verteilung folder auf der Straße ober 
an andern öffentlichen Orten und das Ausſpielen von Gegenftänden jeder 
Art den Schultindern verboten. (Dekret des Bezirksſchulrates der Stadt 
Wien vom 21. Dezember 1895, 3. 6918, genehmigt mit Erlaß bes 
f. E nieberöfterreichifchen Sandesfhulcates vom 20. September 1895, 

3. 9019.) Aber alle diefe Verbote haben ebenſowenig 





ie das durch das 
due vom 27. Dezember 1902 60 b)5) aus, elbrodgene Verbot ber Da 


Bervendung ‘bon eine mer] een 
jaufierenden Kinder bewirkt. 

In den „Unterfuhungen über die Lage des Haufiergemwerbes in 
Öfterreich“ ©) gibt Dr. Hugo Weil unter anderm eine Schilderung des 
Haufierhandels mit Rettihen in Prag. Die Rettichweiber faufen täglich 
durhichnittlih 2—4 Mandeln mit ungefähr 300 einzelnen Rabieschen. 
Der Preis der Mandel ſchwankt zwifchen 20 und 60 Kreuzer. Da bie 
Käuferinnen ſich die einzufaufende Ware felbft aus dem Boden graben, 
wird e3 10 Uhr vormittags, bevor fie wieder nah Haufe kommen. Nun 
geht e3 an das Reinigen der Ware, das aud viel Zeit in Anſpruch nimmt, 
da die Rettiche 5—9 Mal mit Waffer durchgefpült werden müfjen. Der 
erfte Teil der gereinigten Rettiche wird den um 11 ober 12 Uhr heim- 
tehrenden Kindern in Körben geordnet übergeben. Den zweiten größeren 
Teil erhalten die Kinder, wenn fie nachmittags aus der Schule fommen. 
Gegen Abend gehen dann die rauen felbft und haufieren bis tief 
in die Nacht, während die Kinder zumeift nach Einbruc der Dunfelheit 
nad) Haufe müfjen. Die Werkaufspreife wechſein. Anfangs werden zwei 
Heine Sträußchen zu 3 Kreuzer, fpäter 1 Sträußchen zu 1 Kreuzer der 
Tauft. In einem Strauße befinden fich in der Regel 5 Radieschen. Es wird 
alfo eine Mandel, die 20—25 Kreuzer foftet, um 60 Streuzer abgeſetzt. 
Die Frau, der 1 oder 2 Kinder zur Verfügung ftehen, ſetzt gewöhnlich 
täglich gegen 4 Mandeln ab, verdient baher durch ihre und ihrer Kinder 
Haufiertätigfeit etwa mehr ala 1 Gulden täglich. Es kommt aber auch 
vor, daß die Frau und die Kinder, wenn fie fleißig haufieren, jedes einzelne 
gegen 3 Mandeln abjegen und täglich jedes jaft 1 Gulden verdient. 
Mindeftens 150 Frauen und 200—300 Kinder befchäftigen fih mit dem 
Rettichverkauf. 

In Karlabad haufieren Kinder in den Kaffechausgärten und Ver— 
grügungslofalitäten mit den befannten Karlsbader Oblaten.?) 

Den Haufierern verwandt find bie Habern- und Strazzenjammler. 
In Floridsdorf bei Wien bejchäftigten fich im Jahre 1899 450 Kinder 
(354 Knaben und 96 Mädchen) mit dem Sammeln von Holz, Wohle, Tifei, "” 
a en m one: aut ven Skräßen und namentlich auf der „Wiener 

fe die Geſundheit beſonders gefährdende Beſchäftigung 
könnte fofort abgeftellt werden, da aus polizeilichen Rüdfichten ben Hadern- 
und Straggenfammiern Schon in älteren Vorfchriften (mit dem Hofkanzlei— 
defret vom 20. Februar 1823 und dem Erlafje de3 Minifteriums des 
en das Saufieren durch Kinder richten ſich auch der Gtatthaltereierlaß vom 
Beam 1871, 8. ae bie kl an 12. ra 
5 Dftober 1874, 12. Dezember 1875, 28. Juni 1877, 19. Juli 1879, 14. Zuni 1885. 

>) Siehe Seite 58. 
u) geritten des Bereines für Sozialpofitit LXXXIT; Leipzig, 1899, ©. 163. 

.b. ©.-Z. il. d. Heimarbeit, I. Bb., ©. 466. 
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Innern vom 8. Jänner 1851, 3. 26.721) die Löfung von Lizenzen zur 
Pflicht gemacht wurde.) Wohl ift nach dem Erlaſſe vom 17. November 
1855, 3. 14.166, welcher die gegenwärtigen Normen für biefen Gegenitand 
enthält, die Erlangung biefer Lizenz an feine andere Beſchränkung als 
den Nachweis des Wohlverhaltens gefnüpft, doch kann nicht angenommen 
werden, daß Rinder folhe Lizenzen erhalten. 


3. Hilfeleiftungen der Kinder im Handels- und Dienftgewerbe 


Zu diefer Gruppe erwerbätätiger Schultinder gehören: Laufburſchen, 
Laufmãdchen, bie zu Lieferungsgängen benügt werben, Mildhausträgerinnen, 


eitum; ante er, Wagen- und Pferdepuger u. dgl. Seitungsanaträger 
und mäl ne ind oft ſchon drei Stunden vor, Beginn des Um 
richte: Kat: jeitungsausträger find gewöhnlich von den Perjonen 


angeftellt, ethe diefe Arbeit von ben Erpeditionen übernehmen. Eind 
nun ſchon dieſe ſchlecht gezahlt, jo fann man ſich denen, was die Kinder 
für Löhne erhalten. Dieſe Kinder gehören gewöhnlich zu jenen, melde 
regelmäßig zumindeit von 8—9 Uhr in der Schule ſchlaſen. Bei der im 
Jahre 1896 in Wien durchgeführten Enquete über Frauenarbeit?) war zu 
wiederholten Malen von dieſen Kinderbefchäftigungen die Mede. Es wurde 
Tonftatiert, daß diefe Beſchäftigungen öfterd vorkommen. „Ein Kind trägt 
Mil aus und bekommt monatlih 4 Gulden, ein anderes trägt das 
Mittageffen aus und bekommt 1 Gulden monatlid.” 

Die Erhebung in Floridsdorf ergab: 26 Laufburſchen, 58 Lauf 
mädchen, 36 Milchausträger, 23 Milhausträgerinnen, 13 ——— 
träger, 2 Austrägerinnen; 15 Kinder, die Brot und 
FO Raben und 45 Mädchen mußten Kohlen führen; 40 Knaben Wagen 
und Pferde pußen; 5 Knaben und 14 Mädchen waren als Verkäufer 
beſchäftigt: 399 Knaben und 212 Mädchen mußten Effen tragen (7 Brogent 
davon bis nad Wien). 


4. Theater und Vergnügungsanftalten. 


Zwei Minifterialerläffe und eine Reihe von Landesihulrats- und 
Bezirksſchulratserläſſen beihäftigen fich mit diefer Frage. Der Minifterial' 
erlaß vom 26. September 1856, 8. 14.051, befagt: 

„Die_neuerbings bezüglich öffentlicher Kinbertheaterboritellungen ge 
machten Erfahrungen hat die vorlängſt anerfannte Gefährlichkeit für eine 
gebeihliche, religiögfittliche Erziehung der Jugend bei Verwendung derjelben 
zu derartigen öffentlichen Schauvorſtellungen bis zur Evidenz herausgeftellt, 
weshalb dad Minifterium ſich veranlaßt findet, die Verwendung fhulpilih- 
tiger Kinder zu biefen und ähnlichen Vorftellungen, infofern fie ben 
Charakter der Öffentlichkeit und eigentlicher Kinderfhauvorftellungen an 
ſich tragen, zu verbieten . ..“ Auf eine Anfrage des niederöſterreichiſchen 
Landesſchulrates wurde demſelben durch Miniſierialerlaß vom 27. April 





>) Erlaß des ft. Handelsminiſteriums vom 23. Dezember 1881, 3- 204, 
Mbichnitt, Br * f) Wanʒſche Taſchenausgabe Oſterr. Gelege 8. I, ©. 9). 

” 5 San je und ftenographifches Prototoll der Enquete über Frauen 
arbeite Fr 1897, 3. Brand. 
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1880, 3. 569810), eröffnet, daß obgenannte Verordnung noch in Kraft be— 
ftehe, daß aber hiedurch nicht ausgeſchloſſen fei, daß einzelne ſchulpflichtige 
Kinder zu Theatervorftellungen wie bisher verwendet und daß in Inſti— 
tuten, überhaupt in Privatfreifen theatralifhe Borftellungen von ſchul— 
pflichtigen Kindern aufgeführt werben. 

Der Wiener Bezirksſchulrat Hat in feinem Berichte an ben nieber- 
öfterreichifchen Landesſchultat vom 2. März 1872, 3. 2341, eine Reihe 
von Bedenken gegen die Verwendung fchulpflictiger Kinder bei öffent» 
udn Schauftellungen, Theatern ufm. ausgeſprochen und das Anfuchen 
geftellt, der Landesſchulrat möge geeignete Anordnungen gegen den Miß— 
brauc, der Verwendung fehulpflichtiger Kinder bei öffentlihen Schau- 
ſtellungen überhaupt erlafjen. Ohne ſich auf die Minifterialverordnung 
dom Jahre 1856 zu beziehen, in welcher auch bemerkt wurde, daß um bie 
nötige polizeiliche Überwachung ber getroffenen Maßregel an die oberfte 
Voligeibehörde das Anfuchen geftellt worden ift, erflärte der niederöfter- 
reihifche Landesſchulrat im Erlaſſe vom 17. April 1872, e3 jei außerhalb 
feines Wirfungsfreifes, in dieſer Richtung eine Verfügung zu treffen, 
und verwies ben Wiener Bezirksſchulrat lediglich auf die gejeglichen Be— 
flimmungen zur Durchführung der Schulpfliht. Im Gegenjage hiezu 
beftimmt eine Entfcheibung des böhmischen Landesſchultates vom 24. März 
1874: Die Beiziehung von Kindern zu Theatervorftellungen, ſeien es 
Dilettantenvorftellungen oder eigentliche Kindervorftellungen, ſelbſt ſolche 
zu mohltätigen Bmweden, ift Hintanzuhalten. Nur ausnahmsweije kann 
über Anfuchen der Eltern die Verwendung der Kinder zu folhen Zwecken 
bewilligt werben, wenn eine Gefahr für bie fittlichreligiöfe Erziehung nicht 
vorhanden ift. 

Die heute für Wien geltenden Beſtimmungen bafieren auf dem $ 22 
der Schulorbnung für die Bürger- und allgemeinen Volksſchulen des 
Schulbezirles Wien (verfautbart nach Genehmigung durch ben f. f. nieder- 
Öhterreidiifchen Landesſchulrat mit Erlak vom 20. September 1895, 3. 9019, 
mit Defret des Bezirköfhulrates der Stadt Wien vom 21. Dezember 1895, 
3. 6918), ber im zweiten Abſatz feftitellt: „Die Mitwirkung an öffent» 
lichen Schauftellungen kann nur mit Genehmigung bes Bezirlsſchulrates von 
der Echulfeitung vorgeſehen werden.” Der Bezirksfhulrat hat mit Erlaß 
vom 21. Dezember 1895, 3. 6918, die Schulleitungen angewieſen, die 
Berilligung zur Mitwirkung an öffentlichen Shaufelfungen nur aus⸗ 
nahmsweiſe an einzelne Kinder ftet3 nur auf Widerruf und höchſtens für 
da3 laufende Schuljahr zu erteilen, wenn dieſe Kinder ein vollfommen 
entſprechendes ſiitliches Betragen, ſehr fleißigen Schulbefuh und einen 
mindeſtens genügenden Fortgang nachweiſen. 

Eine ſolche Bewilligung darf nicht erteilt werden, wenn die Schau— 
vorſtellungen auf öffentlichen Straßen, Gaſſen oder Plätzen ſtattfinden, 


Die Schulleitung hat ſich über das Programm der Vorſtellung zu 
informieren und eventuell dahin zu wirken, daß das ihr unpaſſend Er— 
ſcheinende ausgeſchieden werde. 


10) Auf dieſen Erlaß macht ein Erlaß des Wiener Bezirlsſchulrates vom 
25. Wpril 1884, 8. 2064, betreffend bie Verwendung von Schutindern bei ben 
Vorſtellungen im Zirfus Renz, aufmerfjam. 
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Aud) in jogenannten Knabenkapellen finden Kinder von 9—12 Jahren 
Verwendung und müſſen oft bi3 11 Uhr nachts mufizieren. Über einen be- 
ſonders kraſſen Fall diefer Art berichtete die „Arbeiterzeitung” vom 
16. Juli 1897. Die dort geſchilderten Zuſtände bei der fogenannten 
„Billeder Knabenfapelle” zeugen von einer Larheit der Auffichtsbehörde, 
denn ein Gtatthaltereierfaß vom 10, Dftober 188811) beſchäftigte ſich 
ſchon mit der gewerbsmäßigen Verwendung von Knabenkapellen und orbnete 
an, ben Unternehmer auf die 88 93, 94, 95 und 96 b) der Gewerbeordnung 
aufmerffam zu madjen und jolche Unternehmer „in Bezug auf die Ein- 
jaltung der Vorſchriften entfprechend zu überwachen und wahrgenommene 

bertretungen mit aller Strenge zu beitrafen”. Im Sommer 1903 waren 


wiederum in dem Vergnügungsetablifjement „Venedig in Wien” jhul- ' 






pflichtige Kinder bei einer Knabenfapelle bi8 10 und 11 Uhr nad) 
— pie Erläffe, welche die Witwirfamg win 


Schanftellungen u. dgl. von ber Erlaubnis der Schulleitung abhängig " 


machen, haben wenig praftifche Bedeutung, ba fie ſehr leicht umgangen 
werden fönnen. Da wir in ſterreich nur einen Unterrichtszwang, aber 
feinen Schulzwang haben, können die betreffenden Kinder aus der Schule 


austreten und Privatunterricht erhalten. Die —A— J machen in 
der Regel von dieſem Rechte ausgiebigen Gebraud, obzwar ſchon 1824 


eine Allerhöchſte ne) beftimmte, daß Moeher bei Balleten eh 
bei Pantomimen ein Mädchen vor, zurüdgelegtem 15 und ein Füngling 
vor zurmegelegtern "T7. Jahre verwendet werden darf. 


Kinder als Taglöhner und Dienftboten. 


Unter den Wiener Schultindern find Wagen- und Pferbepuger, Stall- 
pagen, Hausfnechte zu finden. Das Lenfen von Fuhrwerken durch Kinder 
ift durch eine Verordnung der k. k. niederöfterreichichen Regierung vom 
26. Jänner 1825, 3. 3423, unterfagt. Auf den Bahnhöfen werden Hein: 
Jungen zum Warenabladen verwendet.13) So hatte einer meiner Kollegen 
im 10. Bezirfe zwei Knaben im Alter von 11 und 13 Jahren in jeiner 
Klaſſe, die während der Schulzeit Waren am Staatsbahnhofe abluden. 
Sie waren volffommen verwahrloft. Der eine ftahl dem Lehrer 41 Speife- 
marfen aus berjperrter Lade. Vom 16. September biß 15. Februar ver- 
fäumte ber eine Knabe 142, der andere 130 Halbtage. 

In Floridsdorfit) fanden fi 451 Kinder (223 Knaben und 28 
Mädchen), welche ſchwere häusliche Arbeiten verrichteten, außerdem Hatten 
175 Knaben und 228 Mädchen eine „Bedienung“. In Wien gibt es 
hunderte zehn» bis vierzehnjähriger Mädchen, die ron eine „Bedienung“ 





1) NRormalienfamlung für ben politiſchen Berwaltungsdienft, Wien, 1903. 
Fa Entihliegung vom 8. Jänner 1824 (R. v. 17. Jänner 1824, 


B 

2°) Auf Veranlaffung der Vezirfälehrerfonferenz für ben X. und IV. Wiener 
Gemeindebezirk richtete der Wiener Bezirksſchulrat am 6. April 1897 eine Zujcrüt 
an die Polizeidireftion, um biefem Übelftand abzuhelfen. Die Polizeidirektion hat 
mit Erlaß vom 20. April 1897, 3. 43.260, U. BI. Nr. 57, mit Hinweis auf den 
bereit in einer Note vom d. Dezember 1895, 8. 6370, erwähnten Unfug an- 
geordnet, bemfelben „energifch entgegenzutreten“ unb bie Gicherheitäorgane hierüber 
eindringlich zu inftruieren. (Wiener Bertehrs- und Straßenpolizei. Wien 1904.) 

4) Erhebung des Floridsdorfer Lehrervereines. 
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haben. Ja oft verrichten fie vor dem Unterricht ihre Arbeit bei einer Partei, 
nad} bem Unterricht bei einer zweiten und am Abend bei einer dritten. Uber 
auch im Elternhaufe werben die Kinder oft übermäßig zur Hilfeleiftung 
herangezogen. ©o findet fi) bei einem zehnjährigen Knaben im Erhebungs- 
vs en folgende Bemerkung: „Muß vor dem Unterriht aufräumen und 

aar Schuhe putzen.“ (Die Eltern haben Bettgeher.) Es muß aud 
— hingewieſen werden, daß in Wien zahlreiche Proftituierte Kinder 
al3 Bedienerinnen und Aufpaſſer halten. Es wäre Pilicht der Polizei» 
behörbe, den Proftituierten das Wohnen bei Frauen, welche Kinder bei 
fih Haben, zu verbieten. Noch grauenhafter, noch fürchterlicher ift es 
aber, wenn Proftituierte ihre eigenen Kinder bei fih wohnen Haben.!5) 








”) &8 drängt mich, Hier einen Vorfall zu ſchildern der, wenn er auch nicht 
ſtreng zur Sache gehört, geeignet erſcheint in allen Menjchenherzen Empbrung 
über bie — ände wachzurufen, in denen Kinder heranwachſen. FM einer zweiten 
Vollsſchuitiaſſe im 10. Bezirk ſpielte fi vor einigen Jahren folgende Szene ab. 
Ein Kind weint beim Nachmittagsunterrichte. Vom Lehrer na ‚den Grm gefragt, 
jagt ber Meine Knabe: „Ich hab’ Heute nichts zu Mittag g „Warum denn 
nit?“ „Wir haben fein Gelb, meine Mutter hat geftern Iren Herm gehabt!“ 
Braucht "3 ba noch eines Wortes? — 


Ur. 88. 
Die Verwendung jugendlicher Hilfßarbeiter. 


Der vorftehenden Darſtellung entfittlihender Kinderarbeit möge hier 
nod bie Mitteilung eines Falles von Verwendung jugendlicher Hilfsarbeiter 
aus bem Berichte der EL. f. Gewerbeinfpeftoren aus ben legten Jahren 
zur Beleuhtung des Tinflufies der Kinderarbeit und ber Beichäftigung 
der jugendlichen Hilfsarbeiter auf die fittliche Verwahrlofung folgen: 

„Einen Zalf, der vom fittlihen Standpunkt aus beurteilt fein mill, 
erwähnt das Gewerbeinfpeftorat Prag-Il. Ein Funktionär de3 genannten * 
Amtes traf bei einer nfpeltion in einer Gummimarenfabrit mehrere 
jugendliche Hilfsarbeiter, zumeift weiblichen Gejchlechtes, hei her Anferti— 

jung von Präfervativs am; die Böfreffende Firma fträubte ſich, die Aus- 

6 deijelben von biefer Beichäftigung durchzuführen, indem fie an- 
sub, daß ihre Konkurrentinnen zu diefer Arbeit in der Regel auch jugend- 
iche Hilfsarbeiter, und zwar aus dem Grunde verwenden, weil alten 
Arbeitern das hiezu nötige feine Gefühl in den Fingern mangeln folfe, 
heranziehen.“ 


Ar. 29. 


Erlaß des Minifteriums des Innern betreffend Belämpfung 
der Verwahrlojung durch die Lokalpolizei. 


Mit Erlaß des f. k. Minifteriums de3 Innern an alle politifchen 
Landesbehörden vom 8. Jänner 1900, 3. 41.744/99, hat dieſes Mini- 
fterium die Verordnung de3 Juftizminifteriums an die f. k. Gerichte 
vom 8. Dezember 1899, betreffend die Verwirklichung des Kinderfchuges, 
ben ff. Statthaltereien und Lanbezregierungen mitgeteilt und daran die 
folgende Weifung an die politiichen Behörden behufs Unterftügung der 
Gerichte bei Verwirklichung des Kinderfchuges erlaffen: 
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Die erfolgreihe Durchführung ber den Gerichten obfiegenden Auf- 
gaben bezüglich der Verhütung von Mißhandlungen und der Verwahrloſung 
der Rinder in körperlicher und geiftiger Yinficht hat zur Worausfegung, 
daß die Gerichte raſche und zuverläffige Auskunft über wahrgenommene 
Ausfchreitungen, fowie über Fälle, in melden dieſelben bie Pflege ober 
Erziehung der Kinder vernadjläffigen, erhalten, 

Zu Biefem Zwecke ift e8 geboten, baß die politifhen und polizeilichen 
Behörden die Gerichte bei der Erfüllung diefer Obliegenheiten tatkräjtigft 
unterftüßen. 

Die 1. k. GStatthalterei (Landesregierung) wird baher eingeladen, 
durch entiprechende Weifungen an die unterftchenden Behörden und Amter 
Vorforge zu treffen, daß mißbräuchliche Akte der Ausübung ber väter 
lichen Gewalt, Fälle der Züchtigung, welche ſich als Mißhandlungen bar- 
ftelfen, ferner Fälle der Vernachläſſigung der Verpflegung und Erziehung 
ber Kinder, ſowie überhaupt alle jene bemerfenswerteren hrnehmungen, 
welche für bie Gerichte bei der Ausübung ihrer Schug- und Pflegſchafts- 
funktionen von Belang fein könnten, unverweilt bem kompetenten Gerichte 
angezeigt werben. 

Bei Eonftatierten Fällen von Mifhandlungen der Kinder wird ind» 
befonbere jeweilig zu erwägen fein, ob nicht etiva zuläffige abminiftrative 
Maßnahmen getroffen werben müßten, durch melde ben mißhanbelten 
Kindern wirkſamer Schuß vor weiteren Erzeffen ber häuslichen Straf» 
befugniffe gewährt wird. 

Bei der Tätigkeit der politifchen Behörden in dem in Rebe ftehenden 
Belange erſcheint die zielbewußte Mitwirfung ber Gemeinden von größter 
Fra und e3 wird demnach notwendig fein, ſich derfelben zu ver- 
ſichern. 

Auch wird es ſich empfehlen, an die Beihilfe der Seelforgegeiftlichteit, 
welche durch die unmittelbaren Beziehungen zur Bevölkerung und in 
Sonderheit durch die Kanzeltätigfeit wirfam hen Kinderſchutz zu fördern 
in der Lage ift, zu appellieren. 

Endlich wird den politifchen Behörden — wie es feitend bed zutir 
minifteriums ben Gerichten gegenüber gefchehen ift — nachdrücklich auf 

jetragen, Privatwohltätigleitsvereine, welche fi den Kinderſchuß zum 
Sieie eſetzt haben, in ihrer Tätigkeit wirkungsvoll zu unterftügen. (Ab 
gebrudt in „Was ift Kinderfihuß?” von Lydia von Wolfring.) 


Ur. 80. 


Die polizeiliche Behandlung ftraffälliger Finder; die Ahndung 
und Vorkehrung durch die Sicherheitsbehörbe. 


Die ftatiftifche Auszählung eines von der ftädtifhen Sicherheitsbehörde 
in Graz angelegten Verzeichniffes „jener Individuen im Alter vom 9. 
bis influfive 14. Lebensjahre, welche in den Jahren 1876—1886 fi 
im Polizeiarreſte befanden“, ergab: 

Inhaftiert waren im ganzen 824 Rinder in 1467 Fällen; darunter 
waren 690 Knaben und 134 Mädchen; ihrer Zuftändigkeit nach gehörten 
davon nad Gteiermart 632 Kinder, nach auswärtigen Provinzen 192. 
Ad ipſichtuich der Anzahl der Arreſiſtrafen ergeben fich folgende 

eſultate: 
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Zahl der durch das ftatiftiiche Landesamt in Steiermark im Jahre 
1899/1900 erhobenen Kinder, welche in ihrem bisherigen Leben polizeilde 
Ahndungen, bezw. geriättie Abftrafungen erfahren haben und Gefährdung 
De8 Az nlomen hulunterrichtes (f. Anhang zur Volksſchulgeſetzgebung 


ar. 31. 
Rinder der Wiener Ringitraße. 


Mein täglicher Spaziergang führte mich vor zwei Jahren im Winter 
allabendlich rund um die Ringftraße. Wer nicht teilnahmalos an den 
Menfchen vorübergeht, konnte hier vielem Kinderelend begegnen. Kinder an 
der Mutterbruft, Kinder rechts und lin? der Mutter zur Geite, ganzen 
Bettlerfamilien begegnet man auf Schritt und Teitt: oft nahezu unter 
den Augen der Sicherheitswache. Ich fah nur ein einziges Mal in den 
Hundert und Hunderten von Fällen den Wachmann einjchreiten und der 
zudringlich bettelnden Mutter den Vettel verhebend, dieje ſelbſt aber nicht 
meiter beanftänbend. 

Was foll der Wachmann auch, bringt er den Bettel zur Anzeige, jo 
erfolgt richterlicher Freifprudh. Wie mir dies zu mwieberholten Malen den 
Zeitungäberichten entnahmen. Der Freifprucd erfolgte den Berichten aus 
dem Gerichtsſaale zufolge mit der Begründung und dem Yinmweife auf die 
dur die große Familie bedingte befchränfte Erwerbsfähigkeit und bie 
unzulängliche ober gänzlich mangelnde Unterftügung ber Heimatgemeinde. 
Dies gilt insbefondere von den Fremdzuftändigen. 

Hier berichteten und um jene Zeit bie Tagesblätter von einem 
Falle, wo der Vater krank und damit vorübergehend erwerbsunfähig war, 
die Gattin und Mutter, das jüngfte Kind auf den Rüden gebunden, 
aus Verzweiflung über die Notlage die Wellen der Donau aufgefucht 
Hatte. Vom Tode gerettet hatte fi dann die Mutter wegen verjuchten 
Morbes ihres Kindes dor Gericht zu verantworten. Auch hier erfolgte 
ein Freiſpruch mit Rüdjiht auf die Not- und Zmangslage, in welcher ſich 
bie Mutter der Kinder und die Gattin des Franken Mannes befunden hatte, 
die mit ihrem Anſuchen um vorſchußweiſe Unterftügung auf Koften der 
Heimatgemeinde im Sinne des $ 28 des Heimatgejeßes abgemwiefen worden 
mar. So berichteten damal3 die Tagesblätter. 

Da hatte e3 vor ungefähr Jahrezfrift die Mutter mit acht Heinen 
Kindern aus Mähren ſchon anders angepadt. Als diejelde — ben Tages- 
blättern zufolge — ben gleichen Beſcheid ihrer Heimatgemeinde im Armen» 
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departement des Rathauſes zur Kenntnis genommen hatte, nahm fie mit 
ihrer Kinderfhar vor dem Zugange zum Armendepartement Äufſtellung, 
die Vorübergehenden mit dem Hinweiſe darauf, dab der Tod des Gatten 
fie Hilflos ala Witwe mit acht Kindern zurüdgelajfen habe, um Unter 
ftügung anſprechend. 

Das energiſche Auftreten der Frau hatte ſchließlich zur Folge, dab 

. die Menjhenanfammlung, die ſich um die rau gebildet hatte, auf der 
Straße eine Geldfammlung für diefe improvifierte und fo im Wege des 
Bettels die Hilfe ſchuf. 

Der Vettel bedeutet das Gegenteil von Armenordnung und ift ein 
Gradmeſſer für die Beſchaffenheit des Armenweſens einer Stadt. 

Die traurige Erfcheinung, der man in ben Strafen Londons jo 
häufig begegnet: trunffüchtige Weiber in Begleitung von Kindern, habe 
ich bei meinen Spaziergängen in Wien nur ein einziges Mal mahrge- 
nommen. In bdiefem einen Falle allerdings unter ſehr erſchwerenden 
Umftänden. Eine trunfene Frauensperſon, gefüget von zwei Wachmännern, 
nebenherfchreitend ein zehn⸗ bis zwölfjähriges Mädchen, im weiten Kreiſe 
begleitet von einer Schar Neugieriger, bie in Wien eine Begleiterſcheinung 
jede3 noch fo harnılofen Straßenereignifjes bildet. Im Polizeiarreite wird 
die Mutter ihren Rauſch ausgefchlafen und ihre Tochter wird ihr dabei 
Geſellſchaft geleiftet haben. Amı andern Morgen kehrte fie in Begleitung 
ihres Kindes in das Alltagsleben zurüd, in dem die Zufunft und die 
weitere Entwidiung des Stindes ſich unſchwer vorausſagen läßt. 

Aber nicht bloß die Kinder in Begleitung ber Eltern find die traurigen 
Helden diefer Straßenbilder, welche ſich alle unter dem Gattungsbegriffe: 
Kinderelend zufammenfaffen lafjen. 

Wie vielen Kindern bin ich nicht begegnet, die mich um ein Almofen 
anſprachen. Alle diefe Kinder erflärten, jie hätten daheim nichts zu eſſen 
und nichts zu heizen; fie hungerten und frören. Und tatfächlich begegnete 
mir am 11. November bei jtrenger Kälte unter diefen bettelnden Kindern 
ein nahezu bloßfüßiger Knabe, ein Knabe mit zerriffenem und burchfichtigem 
Schuhwerk, der aljo in feiner Bekleidung das Mindeſtmaß des Notwendigen 
entbehren ließ!) Die Nachricht ber Tagesblätter, ein Kind — ich glaube 
in Ottakring — habe bei Gelegenheit der Schulfpeifung gebeten, man 
möge es in eine Beljerungsanftalt geben, weil ed nicht bloß Hunger, 
fonbern daheim aud fein warmes Zimmer habe, während fein Kamerad, 
ber in eine Beſſerungsanſtalt gekommen fei, bort mit allem Notwendigen 
verjorgt fei, rief unwillkürlich die Erinnerung an ben vorerwähnten 
Knaben mad. 

Unter dem Bettel leidet die fittliche Integrität der Kinder und darum 
ergibt fi bie Notwendigkeit einer Fürforge für die armen Kinder in dem 
ganzen Umfange ihrer Vebürfniffe, ergibt fich die Notwendigkeit der Abs 
hilfe, der Hilfsbedürftigkeit des Kindes in ihrer Gefamtheit, wenn anders 
die mangel- und füdenhaften Einrichtungen nicht zum Vettel und damit 
zur Vermwahrlofung der Kinder führen follen. 

Meine Spaziergänge um die Ringſtraße zeigten nicht nur, wie bie 
Verwahrlojung unmittelbar aus der Verarmung hervorgeht, fondern auch, 

) —* Jahre ſpäter, am 29. November 1905 um. 7 Uhr abends begegnete 
id am Franzensring abermals einem bloßfüßigen, elfjährigen Snaben, ber bie 

Vorübergehenden anbettelte. Ich ftellte dieſe Tatfache Durch Zeugen feit. 
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wie das heute viel beſprochene Plattenunmefen fi unter der Straßenjugend 
aus den Bettlern im Kindesalter allmählich entwidelt, wie aljo die Ge— 
fährdung der öffentlichen Sicherheit auf die Verwahrlofung der Strafen- 
jugend zurüdzuführen ift. 

Unter ben kindlichen Bettlergeftalten findet man nämlich auch bereit 
recht abgefeimte und routinierte Meifter in ihrem Face. So beantwortete 
ich das Klagen und Jammern eines Kindes, dem ed angeblich an allem, 
was zum Leben unentbehrlich notwendig fei, fehlte, mit der Aufforderung, 
er folfe mit mir gehen, ich würde bei einem Vereine ihm warme Kleidung, 
warmes Eſſen und Obdach verfchaffen. Damit war aber das Kind nicht 
einverſtanden; dieſes mollte Geld haben und gab jelbit Ferfengeld als 
Antwort auf mein Anerbieten, ihm das Fehlende zu verſchaffen. 

Ser Umftand, daß ich allabendlih meine Beobachtungen auf ben 
einen Zeil der Stabt fongentrierte, hatte zur Folge, daß id) auf Grund 
der alltäglihen Begegnungen allmählich die ftändigen Bettler unter ben 
bettelnden Kindern tennen lernte. Ich beobachtete fe und belauſchte ihre‘ 
Gebräuhe. Tort, wo fie in Gemeinſchaft auftreten, find fie förmlich 
organifiert, haben ihren orpoftendienft, und teilen ſich ſchließlich in 
die Beute. Bon dieſer bettelnden Wagabondage bis zur Diebsbande ift 
nur mehr ein Heiner Schritt! 

Aber nicht bloß bettelnde Knaben, auch weibliche Bettlerinnen im 
Kindesalter finden ſich unter dieſen verwahrloften Kindern — heute noch 
Veilchenſträußchen ausbietend, über Jahr und Tag ihre Reize feilhabend! 

Auch hier berichtet der Korrefponbent aus dem Gerichtsfaale von Fällen 
auserleſener Frechheit und erft vor kurzem von Erpreffungsverfuchen durch 
zwei folher Mädchen! 

Welch trauriges Kulturbild bieten nicht die jugendlichen Geftalten 
bei Ausübung ihres traurigen Gewerbes, welchen die Organe ber Poli; ei 
gewalt unter den Augen be3 Oberbormundes mit ber Ausfolgung 
Gefundheitsbuches gewiſſermaßen die polizeiliche Erlaubnis zur —X8 
mäßigen Unzucht erteilen! Und in ihrer Geſellſchaft die in fittlicher Be— 
Ziehung zu tiefft geſunkenen Burfchen, die Aufpaffer der Luftdirnen, der 
Bodenfag der Bermahrloften. 

Daß übrigens die Stadt Wien den Kinderbettel als einen bebauernd- 
werten Mißftand felbft empfindet, geht aus dem Auffage: „Der Kinder» 
bettel in Wien“ in Nr. 17 de3 II. Jahrganges ber Blätter für das Urmen- 
weſen ber Stadt Wien — ein halbamtliches Organ der Stabt Wien — 
hervor. — 

Der Stadtrat — wie ih aus ben Tagesblättern vom 1. Oktober 
1903 entnehme — hat über Antrag des Örtöfchulrates eines Wiener 
Gemeinbebezirke3, dem auch die Ortsſchulräte von zwölf anderen Bezirken 
Wiens und der Bezirlsſchultat zugeftimmt hatten, fi mit dem Plattenweſen 
befaßt. Danach ift mit der größten Strenge gegen bettelnde Kinder und 
gegen jene Eltern, die ihre Kinder zum Betteln anhalten, vorzugehen. 

Die von der Polizei ausgefprochene häusliche Züchtigung jugendlicher 
Gefehesüberkreter joll von der Polizei und Diiegichaftsbehsr e übers 
wacht werben. 

Danach werben die Kinder gemiffenlofer Eltern zreimal gezüchtigt, 
zuerſt, weil fie nicht3 erbetteln, und dann, weil fie betteln! 

Der Bericht befagt, e3 wäre ein Gefeg zu erwirfen, nach dem jdhul- 
pflichtige Rinder, die während der Unterrichtözeit herumlungernd auf ber 

meicher, Fürforge für bie verwahelofe Jugend. IT. 26 
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Straße etroffen werben, von ber Polizei arretiert und beftraft werden 
können, wie es in Deutſchland bereits der Fall ſei! „Die Fürſorge für 
bie verwahrlofte Jugend“, von Dr. Heinrich Reicher, I. Teil, 1. Deutſches 
Neich, Die Zmangserziehung im Großherzogtum Baden, S. 54 und ES 

Razzias mit ſtarkem Polizeiaufgebot, Arretierungen und Bejtrafungen, 
Korrektionsanftalt find gewiß nicht zu entbehrende Mittel zur Unſchäd⸗ 
lihmadung problematifher Eriftenzen. 

Allein das Schwergewicht der Abhilfe liegt in der Fürforge für die 
jugendlichen Elemente, liegt darin, baß man beizeiten für Aufſicht und 
Erziehung biefer mild heranwachſenden Jugend forgt und fie nicht im 
fittlichen Verderben verkommen läßt, bak die Organe ber öffentlichen 
Gewalt für die in Pflege und Erziehung vernachläffigten Kinder jorgen und 
damit das Quelfengebiet der Verwahrioſung abbauen. 

Es Liegt ja auf der Hand, baß bie Großftadt mehr Elend birgt, daß 
‚daher aud das Kinderelend in beſonders kraſſer Form in der Großſtadt 
zu Tage tritt. Imfofern hatte der Bürgermeifter Recht, als er im ber 
Sitzung de3 Gemeinderates von Wien am 19. September 1905 in Be 
antwortung einer Interpellation des Gemeinderates Urban, betreffend ein 
angeblich verhungertes Kind in Wien, ſich nach Verlefung der amtlichen 
NRichtigftellung auf dieſe befannte Tatſache berief und den troſtreichen 
Ausſpruch tat, daß in andern Städten nod) viel kraſſere Dinge vorlommen. 
Bei dieſer Gelegenheit bezog er ſich auch auf die Schilderungen von 
Dickens, der ähnliche Zuftände in der englifchen Metropole zum Gegen- 
ftande feiner Schilderungen machte und über den diejenigen Herren, 
bie fich noch an die Romane dieſes großen Schriftftelfer3 erinnern, vielleicht 
noch entjeßt feien. 

Der Bürgermeifter dürfte dabei Oliver Twist im Auge gehabt 
haben. In diefem Romane ſchildert Didens die Schidfale eines armen 
Kicchfpieljungen und veranſchaulicht die Stufenleiter Armut, Verwahr— 
loſung und erbte chen. Didens hat feine Romane in der Abjicht ge 
ſchrieben, die allgemeine Aufmerkſamkeit auf ſoziale Gebrechen und Mib- 
ftände im öffentlichen Leben zu Ienten, fo in Nikolas Nickleby auf ba3 
damals inı argen Tiegende Schuͤlweſen, in Oliver Twist auf die mangelhafte 
Fürforge für arme und verwahrloſte Kinder. Daß Dickens die Verwirk— 
lichung ſeiner Abſicht auch in hervorragendem Maße gelang, beweiſen die 
großen Reformen auf dieſem Gebiete, die mit dieſen Veröffentlichungen 
Didens in einem ofjenbaren Zufammenhang ftehen. 

Dies ift in der Empfänglichleit des public mind, der öffentlichen 
Meinung in England für joziale Schäden und Mißftände im öffentlichen 
Leben und bei der hohen Bedeutung, welche in England diefem Machtfattor 
zukommt, leicht begreiflich. Wir in Öfterreich verfügen über feinen Didens, 
über feine öffentlide Meinung wie in England. 

Si licet parva componere magnis, fo habe ich bereit3 einmal bei 
Begründung meines Antrages, betrefjend die Fürforge für die vermahr- 
loſte Jugend, im fteiermärfifhen Landtage am 7. Dezember 1887 be 
dauert, daß mir nicht die Schilderungdgabe eines Dickens zur Verfügung 
ftehe, um eindringlich genug zu ſprechen, damit die Gefellfchaft ſich ber 
Kinder annehme, welhe von ihren Eltern vernachläffigt und moraliſch 
in Stich gelaffen erden. 

Und wie viel ift nicht in der Großſtadt zu tun. Die Größe der Aufgaben 
und des mit deren Löfung verbundenen Aufwandes rechtfertigen = 
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daher wohl aud, daß der Landtag von Nieberöjterreich von dem Grund» 
ſatze, daß die Gebarungsüberſchüſſe der gemeinfamen Waifenfafjen, von 
dem feinerzeit aufgejtellten Grunbfage, bie Überjchüffe nur in jenen 
Gebietsteilen zur Verwendung gelangen zu laſſen, in welchen fie zu ftande 
gefommen find, abging und die Häljte diefer Überfchüffe der Stadt Wien 
zumies, obzwar folhe Waifenkafien in ben zur Stadt Wien gehörigen 
alten Gerichtäbezirfen nicht beftanden. 

Nach $ 1 des Geſetzes vom 29. Auguft 1901, 8. G. und 8. 8. 
Nr. 42, hat die Stadt Wien über bie gejegmäßige Verwendung bes der 
t. f. Neichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien zugemwiefenen Teilbetrages all« 
jährlich einen Rechenſchaftsbericht der F. f. niederöfterreichifchen Statthalterei 
und dent niederöſterreichiſchen Landtage, letzterem im Wege des nieberöfter- 
reichiſchen Landesausſchuſſes zu erftatten. 

Der Bericht des nieberöfterreihiihen Landesausſchuſſes über jeine 
Wirkſamkeit vom 1. Juli 1902 bis 30. Juni 1903, Wohlfahrtsange- 
fegenheiten, Seite 569, konftatiert, daß der Bericht der k. E. Reichshaupt⸗ 
und Rejidenzftabt Wien ergebe, daß die zufolge $ 1 des Geſetzes vom 
29. Augufi 1901, &. ©. und ®. ®. Nr. 42, der Gemeinde Wien zuge- 
tommene Hälfte ber Gebarungsüberfchüffe der kumulativen Waiſenkaſſen per 
252.388 ‚Kronen 52 Heller tatfächlich für Waifenzwede verwendet worden 
. Der Bericht des niederöfterr. Landesausſchuſſes im darauffolgenden 
Jahre (©. 542—544) drudt den Bericht der Stadt Wien vom 24. September 
1903, Magiftratsabteilung XII, 12.446/1903, über die Verwendung ber 
zugemiefenen Gebarungsüberfchüffe per 264.063 Kronen 18 Heller ab. 

Danach wird die Verwendung in folgender Weife ausgemielen: 





a) Für in den ftädtiihen Waifenhäufern verpflegte, nad; Wien 

duſtändige arme Waifen, reipeftive von ihren Angehörigen 
verlaffene arme Kinder im Alter von 6—18 Jahren. . 262.784 K 11h 

b) Für im Afyle für früppelhafte Kinder, „Liebfrauenheim“, 
im Alter von 6-18 Jahren . oo m 20000. 79,10, 
e) Für bei Privaten verpflegte, nach Wien zuftändige arme, 
verwaifte jtädtifche Koftfinder im Alter von 14—18 Jahren 1.199 „ 97 „ 
264.063 K 18 h 


Der Bericht ſchließt: „Es erſcheint fomit die gejegmäßige Verwendung 
obiger Beträge ausgewieſen.“ 

Aus der befprohenen Art der Berichterftattung ift wohl die gejeg- 
mäßige Verwendung dieſer Beträge zu entnehmen, nicht aber ift daraus 
erſichtlich, in welchem Umfange dieſe Beträge im Sinne einer erweiterten 
Fürſorge und inwieweit dieſe Beträge als Bedeckungspoſt für bisherige 
Leiſtungen der Gemeinde Wien auf dieſem Gebiete verwendet wurden. 

Dies iſt jedoch dom Standpunkte der Beurteilung der ſachlichen 
Leiftungen aus dieſen Mitteln von ganz hervorragender Bedeutung; denn 
nur in ben: Falle einer erweiterten Fürſorge, 3. B. der Erziehung ber 
verwahrfoften Kinder im fehulpflichtigen Alter F 59, Abf. 2, Reichs» 
voltsfhulgefeg) fommen bie Gebarungsüberfchüffe für den Kinderſchutz und 
bie Yugendfürforge in Betracht. Die Pflege und Erzichung ber ver- 
wahrloſten Kinder bilden ja nad) dem Reichägejege einen Verwendungszweck 
dieſer Gelder, deſſen Verwirklichung ich nicht finden konnte. 

Im andern Falle der Verwendung der Gebarungsüberſchüſſe als Be— 
dedungspoft für bisherige Leiftungen find dieſe Beträge lediglih ein 

26* 
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Mittel zur Entlaftung des Steuerträger? und kommen injoweit nidt 
nur nicht den Verwahrloften, fondern aud nicht einmal ben armen und 
verwaiſten Kindern ala ein Mehr gegenüber dem bisherigen Aufwande 
zu gute 

Wie gejagt, aus dieſem Berichte konnte ich dieſen überaus richtigen 
Unterfchied in ber Verwendung nicht entnehmen, ebenjo bemühte ich mid 
vergeblich, aus bem Amtsblatte der Stadt Wien, fowie aus den Blättern 
für das Armeniwefen ber Stadt Wien, mir Aufllärung zu verſchaffen und bin 
ich überzeugt, daß e3 nur biefer Anregung bedarf, um bie Verichterftattung 
im Sinne des $ 1 be3 nieberöfterreihifchen Landesgeſetzes derart zu ge 
ftalten, daf in Hinfunft daraus der vom Standpunkt des Kinderſchußes 
und der Zugendfürforge überaus wichtige Aufſchluß erhalten werben kann. 


Br. 32. 


Die Übertretungen des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. ©. 8. 
Nr. 89, als gefeglicher Titel der Anhaltung in Befjerungs- 
anftalten. 


Es find das die Übertretungen der 88 1—6 des Geſetzes vom 24. Mai 
1885, R. ©. ©. Nr. 89. 


Landſtreicherei. 


& be erftzitierten Geſetzes Tautet: 

er geihäfts- und arbeitslos umherzieht und nicht nachzuweiſen 
vermag, daß er die Mittel zu feinem Unterhalte befige ober redlich zu 
erwerben fuche, ift al3 Lanbditreicher zu beftrafen. Die Strafe ift ftrenger 
Arreſt von ein bis zu drei Monaten, auch Tann auf eine oder mehrere 
der im $ 253 des Gtrafgefeßes vom 27. Mai 1852 unter a) bis e) be 
zeichneten Verſchärfungen der Strafe erfannt werben. 


Bettelei. 


82. Wegen Bettelns ift zu beftrafen: 

1. Wer an öffentlichen Orten oder von Haus zu Haus bettelt oder 
aus Arbeitsſcheu die öffentliche Mildtätigkeit in Anſprüch nimmt. 

2. Wer Unmündige zum Betteln verleitet, ausjcidt ober andern 
überläßt. 

Die Strafe ift ftrenger Arreft von acht Tagen bis zu drei Monaten. 


Arbeitsſcheu. 


8 3. Arbeitsfähige Perſonen, welche kein Einkommen und feinen er 
faubten Erwerb haben und bie Sicherheit der Perfon oder des Eigentums 
gefährden, können von ber Gicherheitöbehörbe angemwiefen werden, inner 
halb einer ihnen zu beftimmenden Friſt nachzuweiſen, daß fie ſich auf 
erlaubte Weife ernähren. Kommen fie diefem Wuftrage aus Arbeitäſcheu 
nicht nad), fo find fie mit ſtrengem Arreft von acht Tagen bis zu brei 
Monaten zu beitrafen; auch fann auf eine ober mehrere der im 8 253 
des Strafgeſetzes vom 27. Mai 1852 unter a) bis e) bezeichneten Ber- 
ichärfungen ber Strafe erfannt werben. 
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8 4. Jede Gemeinde, in deren Gebiet eine arbeitsfähige Perfon fich 
befindet ober betreten wird, welche weder die Mittel zu ihrem Unterhalte, 
nod einen erlaubten Erwerb hat, ift berechtigt, derjelben eine ihren Fähig- 
feiten entfprechende Arbeit gegen Entlohnung ober Naturalverpflegung 
zuzuweiſen. Wenn biefe Berton fich weigert, die ihr zugewieſene Arbeit 
zu leiften, fo ift fie mit firengem Arreft von acht Tagen bis zu einem 
Monat zu beftrafen. 


Gewerbsmäßige Unzuct. 


8 5. Die Beitrafung der Frauensperſonen, welche mit ihrem Körper 
unzüdjtiges Gewerbe treiben, ijt der Gicherheitöbehörbe überlafien. 

Wenn folhe Frauensperſonen 

1. ihr unzüchtiges Gewerbe ungeachtet der polizeilichen Beſtrafung 
fortfeßen, ‚ober 

infofern polizeiliche Anordnungen beftehen, hiebei denfelben zumider- 
handeln, oder 

3. ihr ungüchtiges Gewerbe betreiben, obwohl fie wußten, daß fie mit 
einer veneriſchen Krankheit behaftet find, ober 

4. duch die Öffentlichkeit ein auffallendes Ärgernis veranlaffen, oder 

5. jugendliche Perfonen verführen, jo find fie mit ftrengem Arreſte, 
und zwar in ben unter Ziffer 1 und 2 bezeichneten Fällen in der Dauer 
von acht Tagen bis zu drei Monaten, in ben unter Ziffer 3, 4 und 5 
angeführten Fällen aber in der Dauer non einem bis zu ſechs Monaten 
au beitrafen. 

Perſonen beiderlei Gejchlechtes, welche außer den Fällen des 8 512 
des Strafgefeges vom 27. Mai 1852 aus ber gewerbsmäßigen Unzucht 
anderer ihren Unterhalt fuchen, find mit ftrengem Wrrefte von acht Tagen 
bis zu drei Monaten zu beftrafen. 

In den Fällen Ziffer 1 und 2 tritt bie ftrafgerichtfiche Verfolgung 
auf Begehren ber Sicherheitäbehörbe ein. 


Bruch der Polizeiaufficht. 


86. Wer unter Polizeiaufficht geftellt ift, und den ihm in Gemäß- 
heit des 8 9, lit. a) bis c) des Geſetzes vom 10. Mai 1873, R. G. B. 
Nr. 108, auferlegten Beſchränkungen und Verpflichtungen zumiberhandelt, 
wird mit firengem Xrreft von acht Tagen bis zu drei Monaten beftraft; 
auch fann auf eine ober mehrere der im 8 253 be3 Strafgeſetzes dom 
27. Mai 1852 unter a) bi e) bezeichneten Verſchärfungen der Strafe 
erfannt werben. 

Diefe Beſchränkungen und Verpflichtungen des 8 9 des Geſetzes vom 
16. Mai 1873, R. G. ®. Nr. 108, beftehen in folgendem: 

a) Es Tann ihm (dem unter Polizeiaufficht Geftellten) von ber bie 
Polizeiaufficht verhängenden Behörde (politifche Behörde erfter Inftanz, 
Polizeidirektion) der Aufenthalt in einzelnen Gebieten oder Orten gänzlich 
unterfagt ober auch ein beftimmter Ort zum Aufenthalt angewieſen und 
zur Pflicht gemacht werben, diefen oder einen von ihm ſelbſt gewählten 
Aufenthalt nicht ohne Erlaubnis zu verlaffen. Doc darf ihm ber Auf» 
enthalt in feiner Buftänbigfeitägemeinbe niemals unterfagt werben. 

b) Er ift verpflichtet, jeden Wechiel feiner Wohnung noch an bemfelben 
Tage ber Gicherheitöbehörbe anzuzeigen, auf jebesmalige Aufforderung 





Mittel zur Entlaftung bes Steuerträger3 und kommen infon 
nur nicht den Verwahrloften, fondern auch nicht einmal den aı 
verwaiften Kindern als ein Mehr gegenüber dem bisherigen Y 
zu gute, 

Wie gejagt, aus diefem Berichte Tonnte ich diefen überaus 
Unterfchied in der Verwendung nicht entnehmen, ebenjo bemühte 
vergeblich, aus dem Amtsblatte der Stadt Wien, ſowie aus ben 
für da3 Armenmefen der Stadt Wien, mir Aufflärung zu verſchaffe 
ih überzeugt, daß e3 nur diefer Anregung bedarf, um die Bericht: 
im Sinne des $ 1 de3 nieberöfterreichifchen Landesgefeges dera 
ftalten, da in Hinfunft daraus ber vom Standpunkt des Kint 
und der Jugendfürforge überaus wichtige Aufſchluß erhalten meri 
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Br. 82. 


Die Übertretungen des Gejeges vom 24. Mai 1885, $ 
Nr. 89, als gefeglier Titel der Anhaltung in Beff 
anftalten. 
Es find das die Übertretungen der 1—6 des Geſetzes vı 
188,0. 0.8. s 5 ie 


Landſtreicherei. 


1 de3 erſtzitierten Geſetzes lautet: 

er geichäfts- und arbeit3lo8 umherzieht un“ 
vermag, daß er die Mittel zu feinem Unterhalte I 
erwerben ſuche, ift als Landftreider zu beitrafen. 3 
Arreft von ein bis zu drei Monaten, aud) kann a 
ber im $ 253 des Gtrafgefeges vom 27. Mai 1852 
zeichneten Verfhärfungen der Strafe erfannt werder 


4 


Bettelei. 


$ 2. Wegen Bettelns ift zu beftrafen: 

1. Wer an öffentlihen Orten oder von Haus 
aus Arbeitsſcheu die öffentliche Mildtätigkeit in A 

2. Wer Unmündige zum ®Betteln verleitet, a 
überläßt. 

Die Strafe ift ftrenger Arreft von acht Tagen 


Arbeitsſcheu. 
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vor berfelben zu erfcheinen und über feine Beſchäftigung, jeinen Unterhalt 
ober Srmerb, ſowie über feinen Verkehr mit andern Perjonen Auskünfte 
zu geben. 

ec) Die Sicherheitbehörde kann ihm auch die Verpflichtung aufer- 
legen, ſich in beftimmten Friften bei ihr perjönfich zu melden, fie fann ihm 
unterfagen, an beftimmten Berfammlungen teilzunehmen, gewiffe Räum- 
lichfeiten zu beſuchen und zur Zeit eines aufßerordentlihen Zujammen- 
Hr von Menſchen ohne zwingenden Grund feine Wohnung zu ver- 
afien. 

Wer alfo diefen Beſchränkungen und Berpflichturgen zumiderhandett, 
unterliegt ber Beſtrafung nad dem obzitierten $ 6. 

8 3 des Gefeßes vom 10. Mai 1873, R. ©. B. Nr. 108, beftimmt: 

„Die Ausftellung von Beugniffen über Unglücksfälle oder Armut, 
welche beftimmt find, zum Betteln im Herumziehen von Ort zu Ort ger 
braucht zu werben, ijt unterfagt. 

Die Übertretung dieſes Werbotes ift mit Geldftrafe von 10 bie 
100 Gulden zu ahnden.“ 

Nur wenn die Mündigen einer ber angeführten Über- 
tretungen ſchuldig erfannt werben, fann im Urteile vom Gr 
rihte aud die Zuläffigkeit der Abgabe in eine Beſſerungs— 
anftalt erfannt werden. Xerurteilung megen anderer Straftaten, und 
feien es auch Eigentumsdelikte, begründet für ſich allein noch nicht bie 
Berechtigung bes Gerichtes, auf Abgabe in eine Bellerungsanftalt zu 
erfennen. Es müßte mit einem ſolchen Delikte, 5. ®. mit dem ®er- 
brechen bes Diebftahles, noch eine der obgenannten Übertretungen kon— 
turrieren. BR 

Allerdings muß bei Vorhandenfein einer dieſer fachlichen Voraus— 
feßungen nicht unbedingt das Gericht die Zufäffigleit der Abgabe in eine 
Befferungsanftalt ausſprechen. $ 7 bes zitierten Gejeged fagt nur: „das 
Gericht Tann“ fie ausfprehen; das Gericht wird dies natürlih nur dann 
tun, wenn der Charakter de3 jugendlichen Täters jene Eigenſchaften zeigt, 
zu deren Bekämpfung die Befjerungsanftalten berufen find. 


Ar. 32a. 


Der pflegfhaftsbehörblich genehmigte Antrag des gefeglichen 

Vertreters als Titel der Anhaltung in einer Befjerungsanftalt. 

Aus der Verordnung des Juftizminifteriums vom 7. Mai 1903, 

R ©. B. Nr. 14, Stüd IX, betreffend Anhaltung jugendlider 
Berfonen in Befferungsanftalten. 


Das Juftigminifterium gibt im Einvernehmen mit bem Minifterium des 
Innern feine Anficht im Gegenftande befannt, um Zweifel, betreffend die 
Zufäffigfeit der Anhaltung jugendlicher Perfonen in Beiferungsanftalten, 
die Zuftändigleit der Vehörden und das einzuleitende Verfahren, zu be 
feitigen und jcidt voraus, daß die Zuläfjigfeit der Anhaltung ji auf 
die Abgabe jugendlicher Perfonen unter 18 Jahren, auf Befjerungsanftalten 
für jugendliche Storrigenden, die Korrigendenabteilungen der Zwangsarbeits 
anftalten, ſowie auf Privatbejjerungsanftalten für jugendliche Perfonen, 
die hiezu die ftaatliche Genehmigung haben, bezieht. 
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Die Verordnung kommt auch auf die Anhaltung als Erziehungsmittel 
in folgender Weiſe zu ſprechen. Die Anhaltung erſcheint als Erziehungs» 
maßregel gemäß $ 16, Abfag 2, des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R.G. B. 
Nr. 90, auf Antrag des gefeglichen Vertreters (auch ehelichen Vaters) auf 
Grund pflegichaft3behördlicher Anorbnung. Über die Aufnahme in bie 
Befferungsanftalt entſcheidet in diefem Falle nicht die Landestommifjion, 
ba e3 ſich um den Vollzug einer in das Gebiet des Privatrechtes fallenden 
Erziehungsmaßregel handelt. 

Dieſes Erziehunggmittel kann auch bei Kindern im Alter unter zehn 
Jahren angewendet werben, jofern nad den Statuten der für die Durd- 
führung in Betracht kommenden öffentlichen und Privatbejjerungsanftalten ° 
Kinder in diefem Alter aufgenommen werben. 

Der Vollzug fteht dem Pflegſchaftsgerichte zu, das erforderlichen Falles 
die Unterftügung der Sicherheitäbehörben in Anfpruch nehmen fan. Vor 
der Anordnung bes Vollzuges hat jich das Pflegſchaftsgericht mit dem zur 
Verfügung über die betreffende Anjtalt berufenen Landesausſchuß oder 
Vorſtand ber Privatbefferungsanftalt wegen Übernahme des Jugendlichen 
in das Einvernehmen zu ſetzen. Hiebei ift insbeſondere auch) darüber Klar» 
heit herzuftelfen, auf welche Weife bie Koften der Anhaltung zu befchaffen 
find. Solche Verfügungen werben in der Regel nur dann vollzogen werden 
Tönnen, wenn die often vom geſetzlichen Vertreter de3 Minderjährigen 
ober von ben zu deſſen Unterhalt verpflichteten Perjonen beftritten werden 
ober hereingebracht werben fönnen, wenn fie in dem eigenen Vermögen 
de3 Minderjährigen Deckung finden oder wenn fie von den zur Armen- 
verforgung berufenen Verbänden auf fi genommen werben, bezw. nad) 
dem Sefepe zu beftreiten find. 

Die Dauer der Anhaltung wird innerhalb der in den Anftaltzftatuten 

efegten Schranten, infofern man ſich ihnen durch Abgabe des Minder- 
jährigen unterworfen hat, von der Pilegichaftsbehörbe beftimmt. 


Ur. 38. 
Der Jugendfürforgeverein in Tirol. 
Bwed, Vertretung und Stand des Vereines. 


Der Berein bezweckt, verwahrlofte, verlafjene oder gefährdete Jugend 
vor ben Verfommen zu fügen und durch vorbeugende Erziehung der 
erſchreckenden Zunahme des jugendlichen Verbredjertums entgegenzuarbeiten. 
Wenn aud ſchon viele Vereine mit ähnlichen Zielen beftanden oder ent» 
ftehen, jo wirfen fie doch mehr lokal und unter Beteiligung engerer Kreife, 
während der „Zugendfürjorgeverein“ in der Erfenntnis, daf überall im 
Lande verwahrlofte Jugend zu finden fei und nur ein großer Verein in 
den weiten Grenzen wirfjanen Schuß bieten kann, fid) auf das ganze Land 
erfiredt und auf die Unterftügung aller Kreife und Schichten der Be— 
völferung rechnet. 

Der Verein wird vertreten durch feinen Ausſchuß; dem letzteren ge— 
hören ohne weitere Wahl an: die drei Landesbiſchöfe, der jeweilige Statt 
halter, ber Landeshauptmann und Präjident des f. t. Oberlandesgerichtes in 
Tirol, fowie zwölf von der Vollverfammlung gewählte Ausfhußmitglieber. 
Der bon dieſen gewählte dermalige Obmann des Vereines ift der k. f. Ober» 
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landesgerichtspräſident Erzellenz Dr. Friedrich Freiherr von Call; die 
Gelhättsführung bejorgt der Schriftführer des Ausſchuſſes k. k. Landes- 
gericht8vigepräfident in Innsbrud Dr. Marian Hirn. 

Es gibt Stifter (Mindeitbetrag 100 Kronen) und unterftügende Mit- 
glieder (mindefter Jahresbeitrag 2 Kronen). 

An Stiftern zählt ber Verein bisher 116 mit einem eingezahlten 
Stifterfapitale von zufammen 20.350 Kronen; unter dieſen Stikem bes 
finden ſich 34 Stadt und Landgemeinden. 

Das Stifterkapital foll als eventuelle Neferve intakt bleiben und 
nach entſprechendem Anwachſen als Baufonds zu einer ober mehreren 
Unftalten dienen. 

Unterftügenbde Mitglieber find bisher dem Vereine bei 1800 beigetreten, 
mit einem Jahresbeitrage von 6500 Kronen pro 1904. Der Aufwand für 
Unterbringung fo vieler ſchon im erften Vereinsjahre angezeigter Ber- 
wahrloften, für Transporte, Bekleidung und Verpflegung berjelben über- 
fteigt allerdings ſchon bebeutend legtere Summe. Das Fehlende wirb ber 
Verein durch zugeficherte Beiträge von Staat und Band, durch Mehrung 
der Mitglieder mitteld fortgefegter Propaganda, durch anzuhoffende Stif- 
tungen und Spenden, duch Erträgniffe aus periodifhen Sammlungen 
und öffentlichen Veranftaltungen zu deden fuchen. 

Überfteigt der Aufwand für die in Schuß genommene vermahrlofte 
Jugend am Schluffe des erften Vereinsjahres bereit8 die Summe von 
13.000 Kronen, fo ift leicht zu ermeffen, daß folher Aufwand für dieſe Ber- 
wahrloften und bie fortgefegt neu Hinzulommenden in ben folgenden 
Jahren noch eine beträchtliche Steigerung erfahren wird, 

Die von Vereine befolgten Grundzüge ber Fürforge für verwahrlofte 
Jugend find: 

1. Man ſuche in jeden einzelnen Falle bie Urfache der Verwahrloſung 
zu erforschen und unterrichte hierüber jede Partei oder Anftalt, melde 
einen verwahrloften Jugendlichen in Pflege nimmt, bamit Iegterer eine 
möglichit entſprechende Behandlung erfahre. 

2. Jugendliche Perfonen, bei welhen die Entartung infolge läſſiger 
Aufficht erft beginnt, ohne daß von vernachläffigter Erziehung oder fittlicher 
Gefährdung durch ihre Umgebung geſprochen werben lann, follen den 
Eltern nicht entzogen werben; Ießtere find jedoch vom Geelforger oder 
vom Gericht auf Übelftände aufmerkſam zu machen, an ihre Pflichten zu 
erinnern, und Seeljorger wie Lehrer werden vom Vereine erſucht, auf 
das Kind ihr Augenmerk zu richten und Mängel anzuzeigen. 

3. Jugendliche Perfonen, welche wegen nahläffiger Erziehung entarten, 
ober wegen gefährlicher Umgebung ber Verwahrloſung preiögegeben würden, 
find den Erziehern zu entreißen und wenn möglich in guten Familien 
unterzubringen. Dabei bürfen nur Familien in Betracht kommen, melde 
durch verläßliche Information empfohlen find und nicht wegen Geld- 
erwerbes, fondern aus Humanitätsſinn das Kind aufnehmen. 

4. Verwahrloſte Jugend, welche wegen ihrer Entartung oder wegen 
törperficher ober geiftiger Mängel bei guten Familien nicht untergebragt 
werben fann, oder ſolche Wermwahrlofte, welche durch befondere Erziehung 
überhaupt erft fittliche Begriffe und ein gewiſſer Ordnungsfinn beizubringen 
ift, find humanitären Erziehungsanftalten zu übergeben, und zwar jolchen, 
in welchen für den bejtimmten Fall die beitmöglichfte Aufficht und Heran- 
bildung für das fpätere praktiſche Leben geboten ift. 
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5. Entlaſſene jugendliche Sträflinge, welche während der Strafzeit 
fi gut verhalten und Willen zur Beſſerung gezeigt haben, find in un— 
mittelbarem Anſchluß an bie vollendete Strafe auf Arbeitsplähe zu bringen, 
um ihren Rüdfall infolge Müßiggang oder ſchlechten Umganges möglicjft 
zu vermeiden. 

6. Jugendliche Perfonen über bem ſchulpflichtigen Alter, weiche ſchon 
mieberholt Itraffälfig geworben find und überdies eine gewiſſe Verfommen- 
heit, Unverbefferfichtet und Unbeftänbigfeit zeigen, find an eine Korrektions⸗ 
anftalt abzugeben, mo die Möglichleit zur Erlernung praktiſcher Berufe 
geboten ift, wo aber nur ihreögleichen untergebracht find, ‚damit nicht 
minder verborbene Jugend angeftedt werden fönne. 

Zur Aufdeckung der verwahrloften Jugend, zur Setongung von Aus⸗ 
fünften und zur Mitwirkung bei der Durchführung einzelner Verfügungen 
bedient ſich der Verein ber Mithilfe der f. k. Behörden, der Geeljorgs- 
ämter und des Lehrerftandes. . 

Nach Anzeige bes Falles erfolgt Feitftellung des Sachverhaltes durch 
behörbliche Organe, dann Durchführung der im einzelnen Falle geeigneten 
Maßnahmen, eventuell mit Hilfe richterlicher Zwangsgewalt. 

Diefe Maßnahmen beitehen entweder in ber Belang des Kindes bei 
ſeinem Erzieher unter verſchärfter Aufſicht oder in der Abſonderung 
vom Erzieher oder Unterbringung des Kindes bei anderer Familie oder in 
einer Anſtalt, je nach Möglichkeit und Eigenart des Falles. 


Die Tätigkeit des Vereines. 


Der Verein leitete feine Tätigfeit zunächſt im Umfange des ganzen 
Kronlandes mit einer Suche nad gefährdeter und vermwahrlofter Jugend 
ein, wobei ihm bie f. k. politifchen und Poligeibehörben, die Genbarmerie- 
poften, fowie die k. k. Gerichte behilflich waren. 

Zu dieſem Zwecke wurden Bählblätter verteilt, in welche die perfönlichen 
Zerhältniffe bes gefährdeten und verwahrloften Kindes einzutragen und 
an ben Verein rüdzufenden waren. 

Bereits ber erfte Jahresbericht meldet von 190 jugendlichen Berfonen, 
welche auf dieſe Weife zur Kenntnis und in bie Fürforge bes Vereines 
Tamen. 

Die Urſache der Vereinsfürforge war in 92 Fällen die mangelhafte 
Erziehung oder Aufficht von Seite des Erziehers, in 48 Fällen Trunt- 
ſucht, in 15 Fälfen Mißhandlung und in 47 Fällen ſittliche Ausſchweifung 
des Erzieher. 


Verfügung bezüglich obiger 190 Jugendlichen. 





Auffihht verihärft in... 2 2 . 16 Fällen 
Das ri im anderer Familie untergebracht in 4 „ 
Das Kind in einer Anſialt untergebracht in . . dd „ 
Unterbringung des Kindes bermi im Buein ». 22... 16 „ 
wegen Alters, bejonberer Entartung ober Entweihung war bie Unter- 

bringung ber Jugendlichen unmöglih in. . » » - . . - 2 „ 
eine bejondere Berfligung erwies ſich als überfläffig in . - - - - 4 
Abtretung an andere Vereine in - - 2 > 2.2.2 = .... GH 
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in 19 Fällen wurde die Abnahme der väterlichen oder vormundſchaftlichen Gewalt 
durch bie f. #. Gerichte, 

in 6 Silten die Einleitung des gerichtlichen Strafverfahrens gegen Erzieher ver- 
anlaßt, 

in 4 Fällen wurbe zur Abſonderung des Kindes bie Afiftenz der ?.f. Gendarmerie 
ober Wache in Anſpruch genommen. 


Der Verein hat verfchiedene Aundichreiben an die Bereingmandatare 
gerichtet, welche dieſe über die bei ihrer Tätigkeit zu befolgenden Geſichts- 
punkte aufffären und verjchiedenen, in der Bevölkerung verbreiteten Jrr- 
tümern entgegentreten und die öffentliche Meinung über die Eriftenz, Ziele 
und Organijation des Vereines aufklären follen. 

Eines diefer Rundſchreiben "tritt insbeſondere der Anſchauung ent 
gegen, als vb der Verein überflüffig fei, weil ber Vereine ohnedem jchon 
jo viele feien. Die Ausführungen, welche diejer unrichtigen Meinung ent- 
gegentreten, laſſe ich hier folgen. 

„Deber Verein mirkt innerhalb jener örtlichen Marken, weiche ihm 
durch feine Statuten ober durch feine Mittel geftedt find, und dem Jugend- 
fürforgeverein liegt e3 ganz ferne, einen andern Verein in feiner Tätigteit 
zu beichränten. 

Das darf aber der Jugendfürforgeverein für fi in Anfprud nehmen, 
daß er auf ein ungleich größeres Arbeitsfeld fi erftredt al3 andere 
Vereine, daß er .nord- und ſüdwärts des Brenners viele Orte, ja ganze 
Täler und Bezirke finden wird, mo geradeſo tie anderwärts verwahrloite 
Jugend anzutreffen ift, wo aber noch niemand fyftematiih und in um- 
faffender Weife gegen die Verwahrlojung gewirkt hat. 

Mögen aljo alle ähnlichen Vereine innerhalb ihres Heineren ört- 
lichen Rahmens vollauf und mit Erfolg zum Schuß der Jugend tätig 
fein, jo bfeibt für den Jugendfürjorgeverein, wie ſchon feine jeßige kurz: 
Tätigfeit erkennen läßt, noch immer eine Menge Arbeit übrig, weshalb 
er die regſte Mitarbeit anderer Vereine nur als teilweife Entlaftung 
betrachten kann, ohne dabei an feinem Wefen und an feiner Bedeutung 
für das ganze Land etwas einzubüßen. 

Der Jugendfürforgeverein ift fraft feiner Organijation und Aus 
dehnung über das ganze Land und fraft ber ihm zu Gebote ſtehender 
Mithilfe der Behörden, insbefondere der Vormundſchaftsgerichte und der 
t. f. Genbarmerie begreiflihermeife viel eher al3 die mehr lokal wirtend:n 
Vereine in ber Lage, die Orte und Yamilien aufzubeden, wo vermwahr 
fofte Jugend anzutreffen ift, und wird auch im Werhältnis zu feiner 
Mitteln das Menfchenmögliche tun, um legterer Schuß vor dem Verkommta 
zu gewähren. 

Der Verein fieht e3 alſo keineswegs auf ein Wettlaufen mit andercı 
Vereinen ab, fondern fucht im großen feinen vielen Aufgaben ebenic 
gerecht zu werben, wie andere Vereine dies in ihren engeren Grenzer 
zu tum beftrebt find. 

Nur wenn der Jugendfürforgeverein feinen univerfellen Charalt.t 
und feine umfaijende, allen Bezirken de3 Landes gleihmäßig zukommend 
Wirfiamkeit aufgeben würde, könnte er zu einem mehr ober minder über 
flüffigen Konturrenzverein herabjinten, aber auf dem von ihm eimme. 
betretenen Weg fucht er nicht eine Konkurrenz, fondern die Unterjtügung 
anderer Xereine, und ein derartige Zuſammenwirken Tann den glas 
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— Beſtrebungen doch nicht zum Nachteil, ſondern nur zum Vorteile 
gereichen. 

Es iſt demnach ein großer Irrtum, den Jugendfürſorgeverein als einen 
Konkurrenzverein zu betrachten, wie es auch ein Irrtum iſt, ihn nur als 
ein Glieb eines andern Vereines mit ähnlichen Beſtrebungen aufzufafien, 
da der Jugendfürforgeverein für fich allein ins Leben gerufen wurde und 
ſchon feine bisherige Entwicklung und Tätigfeit jedermann erfennen läßt, 
daß er einem wahren Bedürfnis der Zeit entfpricht und volle Lebenskraft 
bejigt, wofür der befte Beweis wohl in der Tatfache liegt, daß im ganzen 
Lande das Intereſſe und die Zahl der Mitglieder ftetig zunimmt und 
daß gleichzeitig die Fälle ſich häufen, in welchen der Verein über Anzeigen 
ber Behörden, wie Privaten zum Schuge verwahrlofter Jugend einfchreitet.” 

Außerdem wendete ſich der Verein an die Pflegeparteien und Er- 
siehungsanftalten, in welchen Vereinsſchützlinge untergebracht find. Beiden 
mittelt ber Verein ben erften Jahresbericht zu und jet die Bedeutung 
ber hohen Aufgabe auseinander, welche die Familie, bezw. Anftalt mit 
ber Erziehung eines verwahrloften Kindes übernehmen und fpricht diefen 
werktätigen Organen der Jugendfürforge feinen Dank aus. 

In dem Rundſchreiben an die Anftalten betont ber Verein Die Not- 
mendigfeit eines Schuges und einer Fürforge nach Entlafjung aus ber 
Anftalt, einer Stüße, die dem Zögling wenigſtens für die erften Schritte 
noch eine hilfreiche leitende Hand bietet, die ihm nicht nur ben rechten 
Weg zeigt, jondern ihn auf denfelben bringt. Zu diefem Zwecke wird die 
Anftalt erfucht, dem Vereine rechtzeitig von der bevorftehenden Entlafjung, 
dem fittlihen Zuftand und der beruflichen Eignung Mitteilung zu machen, 
damit der Verein für die Berufswahl und dad weitere Fortfommen 
des Schüplings geeignete Vorkehrungen treffe. 

Der Verein Iegt da3 Schwergewicht feiner Tätigkeit a die womöglich 
toftenfofe Unterbringung der Kinder in geeigneten bäuerlichen Familien 
auf dem Lande. Der Verein wendet fi an die Gerichtsdiener, damit 
dieſe auf ihren häufigen Dienftgängen, die fie in engen Verkehr mit ber 
Bevölkerung ber verjchiebenen Orte des Gerichtsfprengel3 bringen, Umfrage 
nach ſolchen Familien pflegen, die geeignet und bereit wären, ein Kind 
au Erbarmen aufzunehmen. 

Über die Tätigfeit und die Ziele des Jugendfürforgevereines in Tirol 
gibt wohl die Petition dieſes Vereines an den Tiroler Landtag Auskunft. 

us biefen Grunde wird dieſe Petition hier unten folgend wiedergegeben: 


Hoher Tiroler Landtag! 


Un Tftern 1904 begann der Jugendfürforgeverein für Tirol jeine 
Tätigkeit im Dienfte der ihm von den Sagungen vorgezeichneten Aufgabe, 
vermahrfofte, gefährdete oder verlaffene Jugend dor dem Verderben zu 

ützen. 

Die heutzutage ſo vielfach wahrzunehmende Verwilderung der Jugend 
und die leider unbeſtreitbare Tatjache, daß gerade das jugendliche Ver— 
bredertum eine ftetig fteigende Tendenz aufmweift, ließ von vornherein 
annehmen, dab ein groß angelegter Verein, ber fich über das ganze 
Land erſtreckt und der durch das Mittel der Erziehung die Verwahrlofung 
zu heilen ober ihr vorzubeugen fucht, einem wirklichen Bebürfnijje der 
Zeit entiprechen werde. Man wußte aud) von vornherein, daß ber beite 
Nährboden der Verwahrlofung der Jugend dort zu finden fein werde, 
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Straße getroffen werben, von der Polizei arretiert und beſtraft werden 
tönnen, jo wie es in Deutfchland bereits der Fall jei! t „Die Fürſorge für 
bie verwahrlofte Jugend“, von Dr. Heinrich Neicher, I. Teil, 1. Deutſches 
Neich, Die Zmwangserziehung im Großherzogtum Bader, ©. 54 und 55.) 

Razzias mit ftartem Polizeiaufgebot, Arretierungen und Beftrafungen, 
Korreftionsanftalt find gewiß nicht zu entbehrende Mittel zur Unſchäd⸗ 
lichmachung problematifher Eriftenzen. 

Allein das Schwergewicht der Abhilfe liegt in ber Fürſorge für bie 
jugendlichen Elemente, liegt darin, daß man beizeiten für Aufſicht und 
Erziehung diefer wild heranwachſenden Jugend ſorgt und fie nicht im 
fittlichen Verderben verfommen läßt, daß die Organe der öffentlichen 
Gemalt für die in Pflege und Erziehung vernadhläffigten Kinder forgen und 
damit daS Quelfengebiet der Vermwahrlofung abbauen. 

Es liegt ja auf der Hand, daß die Großftabt mehr Elend birgt, dab 
daher auch das Kinderelend in beſonders kraſſer Form in der Großitadt 
"zu Tage tritt. Infofern hatte der Bürgermeifter Recht, als er in ber 
©igung be3 Gemeinderates von Wien am 19. September 1905 in Be 
antiwortung einer Interpelfation des Gemeinderates Urban, betreffend ein 
angeblid; verhungertes Kind in Wien, ſich nad, Verleſung der amtlichen 
Nichtigftellung auf biefe befannte Tatſache berief und den troſtreichen 
Ausſpruch tat, daß in andern Städten noch viel kraſſere Dinge vortommen. 
Bei diefer Gelegenheit bezog er fih auch auf die Schilderungen von 
Dickens, der ähnliche Zuftände in der englifhen Metropole zum Gegen 
ftande feiner Schilderungen machte und über den diejenigen Herren, 
die fi) noch an die Romane diefes großen Schriftfteller3 erinnern, vielleicht 
noch entjegt feien. 

Der Vürgermeifter dürfte dabei Oliver Twist im Auge gehabt 
haben. In diefem Romane ſchildert Didens die Schidfale eines armen 
Kirchipieljungen und veranſchaulicht die Stufenleiter Armut, Verwahr⸗ 
loſung und Berbrechen. Didens hat feine Romane in ber Abficht ge 
fchrieben, die allgemeine Aufmerkfamteit auf foziale Gebrechen und Miß— 
ftände im öffentlichen Leben zu lenken, fo in Nikolas Nickleby auf ba3 
damals inı argen liegende Schulivefen, in Oliver Twist auf die mangelhafte 
Fürforge für arme und verwahrlofte Kinder. Daß Dickens die Verwirt- 
fung feiner Abficht auch in hervorragendem Maße gelang, beweijen die 
großen Meformen auf diefem Gebiete, die mit dieſen Beröffentlichungen 
Didens in einem ofienbaren Zufammenhang jtehen. 

Dies ift in der Empfänglichkeit de public mind, der öffentlichen 
Meinung in England für foziale Schäden und Mißftände im öffentlichen 
Leben und bei der hohen Bedeutung, welche in England diefem Machtfaltor 
zukommt, leicht begreiflich. Wir in Ofterreich verfügen über feinen Dickens, 
über feine öffentliche Meinung wie in England. 

Si licet parva componere magnis, jo habe ich bereit3 einmal bei 
Vegründung meines Antrages, betrejjend die Zürforge für die vermahr- 
fofte Jugend, im fteiermärkifhen Landtage am 7. Dezember 1887 be- 
dauert, daß mir nicht die Schilderungsgabe eines Dickens zur Verfügung 
ftehe, un eindringlich genug zu ſprechen, damit die Gefelffchaft jich der 
Kinder anmehme, welche von ihren Eltern vernachläffigt und moraliſch 
in Stich gelaffen werden. 

„ Und wie viel ift nicht in der Großftadt zu tun. Die Größe der Aufgaben 
und des mit deren Löfung verbundenen Aufwandes rechtfertigen es 
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daher wohl auch, daß ber Landtag von Nieberöfterreich von dem Grund» 
jage, daß die Gebarungsüberſchüſſe der gemeinfamen Waijenfaffen, von 
dem feinerzeit aufgejtellten Grunbfage, bie Überihüffe nur in jenen 
Gebietsteilen zur Verwendung gelangen zu laffen, in welchen fie zu ftande 
gefommen find, abging und die Hälfte diefer Überfhüffe der Stadt Wien 
zuwies, obzwar folde Waifenkaffen in den zur Stadt Wien. gehörigen 
alten Gericht3bezirten nicht beitanden. 

Nah $ 1 des Geſetzes vom 29. Auguft 1901, 8. G. und V. 8. 
Nr. 42, hat die Stadt Wien über die gejegmäßige Verwendung des ber 
t. t. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien zugewieſenen Teilbetrages all- 
jährlich einen Rechenſchaftsbericht der F. k. niederöfterreichifchen Statthalterei 
und bent nieberöfterreihifchen Landtage, Ießterem im Wege bes nieberöfter- 
reichiſchen Landesausſchuſſes zu erftatten. 

Der Bericht des nmiederöfterreichiihen Landesausſchuſſes über feine 
Wirkſamkeit vom 1. Juli 1902 bis 30. Juni 1903, Wohlfahrtsange- 
fegenheiten, Seite 569, fonftatiert, daß der Bericht der E. f. Neichshaupt- 
und Refidenzftadbt Wien ergebe, daß die zufolge $ 1 des Gejeges vom 
29. Augufi 1901, 2. ©. und V. B. Nr. 42, der Gemeinde Wien zuge- 
tommene Hälfte der Gebarungsüberfchüffe der kumulativen Waiſenkaſſen per 
252.388 „Kronen 52 Heller tatjächlic, für Waifenzwede verwendet worden 
. Der Bericht, de3 niederöfterr. Landesausſchuſſes im darauffolgenden 
Jahre (S. 542—544) drudt den Bericht der Stadt Wien vom 24. September 
1903, Magiftratsabteilung XII, 12.,446/1903, über die Verwendung der 
zugewieſenen Gebarungsüberfhüffe per 264.063 Kronen 18 Heller ab. 

Danach wird die Verwendung in folgender Weife ausgewiefen: 





a) Für in den ſtädtiſchen Wailenhäufern verpflegte, nad) Wien 

auftländige arme Waifen, rejpeftive von ihren Angehörigen 
verlaffene arme Kinder im Alter von 6—18 Jahren . . 262.784 K 11h 

b) Für im Aſyle für trüppelhafte Kinder, „Liebfrauengeim“, 
im Alter von 6-18 Jahren - 0 menu on 79,10, 
c) Für bei Privaten verpflegte, nach Wien zuftändige arme, 
verwaifte ftäbtifche Koftfinber im Alter von 14—18 Jahren 1.199 „ 97 „ 
264.063 K 18h 


Der Bericht ſchließt: „Es erfcheint fomit Die gejegmäßige Verwendung 
obiger Beträge ausgewieſen.“ 

Aus ber befprochenen Art der Berichterftattung ift wohl bie gefeg- 
mäßige Verwendung diefer Beträge zu entnehmen, nicht aber ift daraus 
erſichtlich, in welchem Umfange diefe Beträge im Sinne einer erweiterten 
Zürforge und inwieweit dieſe Beträge ala Bedeckungspoſt für bisherige 
Xeiftungen der Gemeinde Wien auf dieſem Gebiete verwendet wurden. 

Dies ift jedoch vom Standpunkte der Beurteilung ber fachlichen 
Zeiftungen aus biefen Mitteln von ganz hervorragender Bedeutung; denn 
nur in den: falle einer erweiterten Fürforge, 3. B. der Erziehung ber 
verwahrloften Kinder im jchulpflichtigen Alter ($ 59, Abi. 2, Reichs— 
voltsjchufgefeg) tommen die Gebarungsüberfchüffe für den Kinderſchutz und 
Die Jugendfürforge in Betracht. Die Pflege und Erziehung ber ver- 
wahrloften Kinder bilden ja nad) dem Neichögefege einen Verwendungszweck 
dieſer Gelder, deſſen Verwirklichung ich nicht finden konnte. 

Im andern Falle der Verwendung der Gebarungsüberſchüſſe als Be— 
dedungspoft für bisherige Leiftungen find diefe Beträge lediglich ein 


26* 
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Mittel zur Entlaſtung des Steuerträgers und kommen inſoweit nicht 
nur nicht den Verwahrloſten, ſondern auch nicht einmal den armen und 
verwaiften Kindern als ein Mehr gegenüber dem bisherigen Aufwande 
zu gute 

Wie gefagt, aus biefem ‘Berichte Tonnte ich dieſen überaus wichtigen 
Unterfhied in der Verwendung nicht entnehmen, ebenfo bemühte ich mich 
vergeblich, aus bem Amtsblatte der Stabt Wien, ſowie aus den Blättern 
für das Armenmwefen ber Stadt Wien, mir Auflärung zu verjchaffen und bin 
ich überzeugt, daß e8 nur diefer Anregung bedarf, um die Verichterftattung 
im Sinne des 81 des niederöfterreichifchen Landesgeſetzes derart zu ge 
ftalten, daß in Hinkunft daraus der vom Standpunkt des Kinderjchupes 
und ber Jugendfürforge überaus wichtige Auffhluß erhalten werben Tann. 


Br. 82. 


Die Übertretungen des Gefeges vom 24. Mai 1885, R. ©. 8. 
Nr. 89, als gefeglicher Titel der Anhaltung in Befjerungs- 
anftalten. 


Es find das bie Übertretungen ber 88 1—6 des Gefeges vom 24. Mai 
1885, R. ©. B. Nr. 89. 


Landſtreicherei. 


1 des erſtzitierten Geſetzes lautet: 

er geſchäfts- und arbeitslos umherzieht und nicht nachzuweiſen 
vermag, daß er die Mittel zu ſeinem Unterhalte beſitze oder redlich zu 
erwerben ſuche, iſt als Landſtreicher zu beſtrafen. Die Strafe iſt ſtrenger 
Arreſt von ein bis zu drei Monaten, auch kann auf eine ober mehrere 
der im 8 253 des Gtrafgefeges vom 27. Mai 1852 unter a) bis e) ber 
zeichneten Verſchärfungen der Strafe erkannt werden. 


Bettelei. 


8 2. Wegen Vettelns ift zu beitrafen: 

1. Ver an öffentlihen Orten ober von Haus zu Haus bettelt ober 
aus Arbeitsſcheu bie öffentliche Mildtätigkeit in Anfpruh nimmt. 

Hi Wer Unmündige zum Betten verleitet, ausfchidt oder andern 
überfäßt. 

Die Strafe ift firenger Arreft von acht Tagen bis zu drei Monaten. 


Arbeitsſcheu. 


8 3. Arbeitsfähige Perſonen, welche kein Einkommen und keinen er 
laubten Erwerb haben und die Sicherheit der Perſon oder des Eigentums 
gefährden, können von ber Sicherheitsbehörde angewieſen werden, inner 
halb einer ihnen zu beftimmenden Friſt nachzumeifen, daß fie ſich auf 
erlaubte Weije ernähren. Kommen fie diefem Auftrage aus Arbeiten 
nicht nad, fo find fie mit ſtrengem Wrreft von acht Tagen bis zu brei 
Monaten zu beftrafen; auch fann auf eine oder mehrere ber im 8 253 
des Strafgefeges vom 27. Mai 1852 unter a) bis e) bezeichneten Ber- 
ichärfungen ber Strafe erfannt werden. 
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8 4. Jebe Gemeinde, in beren Gebiet eine arbeitsfähige Perſon fich 
befindet ober betreten wird, welche weber die Mittel zu ihrem Unterhalte, 
noch einen erlaubten Erwerb Hat, ift berechtigt, berfelben eine ihren Fähig- 
feiten entfprechende Arbeit gegen Entlohnung ober Naturalverpflegung 
zuzuweiſen. Wenn dieſe Perſon fich weigert, die ihr zugewieſene Arbeit 
zu leiften, jo ift fie mit ftrengem Arreft von acht Tagen bis zu einem 
Monat zu beftrafen. 


Gewerbsmäßige Unzudt. 


85. Die Beſtrafung ber Frauenzperfonen, welche mit ihrem Körper 
unzüchtiges Gewerbe treiben, ift ber Sicherheitsbehörde überlaffen. 

Wenn folhe Frauenzperfonen 

1. ihr ungüchtige3 Gewerbe ungeachtet ber polizeilichen Beſtrafung 
fortfeßen, ober 
2. infofern polizeiliche Anorbnungen beftehen, hiebei benfelben zumiber- 
handeln, oder 

3. ihr ungüchtiges Gewerbe betreiben, obwohl fie mußten, daß fie mit 
einer venerijchen Krankheit behaftet find, oder 

4. durch die Öffentlichkeit ein auffallendes Ärgernis veranlaffen, oder 

5. jugendliche Perfonen verführen, fo find fie mit ftrengem Arreſte, 
und zwar in ben unter Ziffer 1 und 2 bezeichneten Fällen in der Dauer 
von acht Tagen bis zu drei Monaten, in ben unter Ziffer 3, 4 und 5 
angeführten Fällen aber in der Dauer non einem bis zu ſechs Monaten 
zu betrafen. 

Perſonen beiderlei Gefchlechtes, welche außer den Fällen bes $ 512 
des GStrafgefeges vom 27. Mai 1852 aus der gemwerbsmäßigen Unzucht 
anderer ihren Unterhalt fuchen, find mit firengem Arreſte von acht Tagen 
bis zu drei Monaten zu beitrafen. 

In den Fällen Ziffer 1 und 2 tritt die ftrafgerichtliche Berfolgung 
auf Begehren der Sicherheitbehörbe ein. 


Bruch der Polizeiaufficht. 


ES Wer unter Polizeiaufficht geftellt ift, und den ihm in Gemäß- 
heit des $ 9, lit. a) bis c) des Gefeges vom 10. Mai 1873, R. ©. ©. 
Nr. 108, auferlegten Beſchränkungen und Verpflichtungen zumiderhandelt, 
wird mit ftrengem Arreft von acht Tagen bis zu brei Monaten beftraft; 
aud Tann auf eine oder mehrere der im 8 253 des Gtrafgefeßes dom 
27. Mai 1852 unter a) biß e) bezeichneten Verſchärfungen der Strafe 
erfannt werben. 

Diefe Beſchränkungen und Verpflichtungen des 8 9 des Geſetzes vom 
16. Mai 1873, R. ©. 8 Nr. 108, beftehen in folgendem: 

a) Es fann ihm (dem unter Polizeiaufficht Geftellten) von ber bie 
Volizeiaufficht verhängenden Behörde (politiiche Behörde erfter Inftanz, 
Polizeidirektion) der Aufenthalt in einzelnen Gebieten ober Orten gänzlich 
unterfagt oder aud ein beftimmter Ort zum Aufenthalt angersiefen und 
zur Pflicht gemacht werben, diefen oder einen von ihm felbft gewählten 
Aufenthalt nicht ohne Erlaubnis zu verfaffen. Doc darf ihm der Auf- 
enthalt in feiner Zuftändigfeitägemeinde niemals unterfagt werben. 

b) Er ift verpflichtet, jeden Wechjel feiner Wohnung noch an demfelben 
Tage ber Sicherheitäbehörde anzuzeigen, auf jebesmalige Aufforderung 
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vor berfelben zu erſcheinen und über feine Beſchäftigung, jeinen Unterhalt 
ober Erwerb, jowie über feinen Verkehr mit andern Perjonen Auskünfte 
zu geben. 

c) Die Sicherheitäbehörde Tann ihm auch bie Verpflichtung aufer- 
legen, ſich in beftimmten Zriften bei ihr perjönlich zu melden, fie kann ihm 
unterfagen, an bejtimmten Verſammlungen teilzunehmen, gewifje Räum- 
lichfeiten zu befuchen und zur Zeit eines außerorbentlichen Zujammen- 
rl von Menfchen ohne zwingenden Grund feine Wohnung zu ver- 
laffen. 

Wer alfo diefen Beſchränkungen und Verpffichturgen zumiderhandelt, 
unterliegt der Beitrafung nad bem obzitierten 8 6. 

8 3 des Gejeges vom 10. Mai 1873, R. ©. B. Nr. 108, beitimmt: 

„Die Ausftellung von Zeugniffen über Unglüdsfälfe oder Armut, 
welche beftimmt find, zum Betteln im Herumgiehen von Ort zu Ort ge 
braucht zu werben, ift unterfagt. 

Die Übertretung biefes Verbotes ift mit Geldftrafe von 10 bis 
100 Gulden zu ahnden.” 

Nur wenn die Mündigen einer ber angeführten Über: 
tretungen ſchuldig erkannt werden, fann im Urteile vom Ge 
richte au die Zuläffigkeit der Abgabe in eine Bejferungs 
anftalt erfannt werben. Verurteilung wegen anderer Straftaten, und 
feien e3 auch Eigentumsdelikte, begründet für fich allein noch nicht bie 
Berechtigung des Gerichtes, auf Abgabe in eine Beilerungsanftalt zu 
erfennen. Es müßte mit einem folchen Delikte, z. B. mit dem Ver— 
brechen des Diebftahles, noch eine der obgenannten Übertretungen Ton 
turrieren. BR 

Alferdings muß bei Vorhandenfein einer diefer ſachlichen Boraus- 
fegungen nicht unbedingt das Gericht die Zuläffigkeit der Abgabe im eine 
Befferungsanftalt ausfprechen. 8 7 des zitierten Gejeges fagt nur: „das 
Gericht kann“ fie ausſprechen; das Gericht wird Dies natürlich nur dann 
tun, wenn ber Charakter de3 jugendlichen Täter jene Eigenfchaften zeigt, 
zu deren Belämpfung die Befjerungsanftalten berufen find. 


Br. 32a. 
Der pflegihaftsbehörblich genehmigte Antrag des geſetzlichen 
Vertreters als Titel der Anhaltung in einer Befjerungsanftalt. 
Aus der Verordnung des Juftizminifteriums vom 7. Mai 1908, 
R ©. 8. Nr. 14, Stüd IX, betreffend Anhaltung jugendlider 
Perſonen in Befferungsanftalten. 





Das Juftigmi rium gibt im Einvernehmen mit bem Minijterium dei 
Innern feine Anficht im Gegenftande befannt, um Zweifel, betrejfend die 
Buläffigfeit der Anhaltung jugendlicher Perfonen in Beſſerungsanſtalten, 
die Buftändigleit der Behörden und das einzuleitende Verfahren, zu be 
feitigen und fchidt voraus, daß die Zuläffigfeit der Anhaltung jich auf 
die Abgabe jugendlicher Perfonen unter 18 Jahren, auf Belferungsanftalıen 
für jugendliche Korrigenden, die Korrigendenabteilungen ber Zwangsarbeits 
anftalten, fowie auf Privatbejferungsanftalten für jugendliche Rerfonen, 
die Hiezu die ftaatlihe Genehmigung haben, bezieht. 
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Die Verordnung fommt auch auf die Anhaltung als Erziehungsmittel 
in folgender Weife zu ſprechen. Die Anhaltung erſcheint als Erziehungs- 
maßregel gemäß $ 16, Ubjag 2, des Gejeges vum 24. Mai 1885, R.G. 2. 
Nr. 90, auf Antrag des gefeglihen Vertreters (auch ehelichen Vaters) auf 
Grund pflegſchaftsbehördlichet Anordnung. über die Aufnahme in bie 
Belferungsanftalt entjeibet in dieſem Falle nicht die Landeskommiſſion, 
da es um den Vollzug einer in das Gebiet des Privatrechtes fallenden 
Erziehungsmaßregel handelt. 

Dieſes Erziehungsmittel kann auch bei Kindern im Alter unter zehn 
Jahren angewendet werben, ſofern nad) den Statuten der für die Durch— 
führung in Betracht fommenden öffentlichen und Privatbeſſerungsanſtalten 
Kinder in diefem Alter aufgenommen werben. 

Der Vollzug fteht dem Pflegichaftsgerichte zu, das erforderlichen Falles 
die Unterftügung der Sicherheitäbehörden in Anfpruc nehmen tan. Bor 
der Anordnung des Vollzuges hat fich das Pilegihaftägericht mit dem zur 
Verfügung über die betreffende Anſtalt berufenen Landesausſchuß ober 
Vorſtand der Privatbefferungsanftalt wegen Übernahme de3 Jugendlichen 
in das Einvernehmen zu ſetzen. Hiebei ift insbefonbere auch darüber Klar» 
heit herguftelfen, auf welche Weije bie Koften der Anhaltung zu bejchaffen 
find. Solche Verfügungen werben in der Regel nur dann vollzogen werden 
Iönnen, wenn bie Koften vom gejeglichen Vertreter des Minderjährigen 
ober von den zu beifen Unterhalt verpflichteten Perſonen beftritten werden 
ober hereingebracht werben fönnen, wenn fie in dem eigenen Vermögen 
de3 Minderjährigen Deckung finden oder wenn fie von den zur Armen- 
verforg ung berufenen Verbänden auf ſich genommen werben, bezw. nad 
dem See zu beftreiten find, 

Die Dauer ber Anhaltung wird innerhalb der in den Anftaltsftatuten 
gefegten Schranten, infofern man ſich ihnen durch Abgabe des Minder- 
jährigen unterworfen hat, von der Pilegichaftsbehörde beftimmt. 


Ur. 33. 
Der Jugendfürforgeverein in Tirol. 
Zwed, Vertretung und Stand des Bereines. 


Der Verein bezivedt, verwahrlofte, verlaffene ober gefährdete Jugend 
vor ben Verkommen zu fügen und durch vorbeugende Erziehung der 
erjchredenden Zunahme des jugendlichen Verbrechertums entgegenzuarbeiten. 
Wenn auch ſchon viele Vereine mit ähnlichen Zielen beftanden oder ent» 
ftehen, jo wirken fie doch mehr lokal und unter Beteiligung engerer Kreife, 
während der „Jugendfürſorgeverein“ in der Erkenntnis, daß überall im 
Lande verwahrlofte Jugend zu finden fei und nur ein großer Verein in 
den weiten Grenzen wirfjanen Schuß bieten kann, ſich auf das ganze Land 
erftredt und auf die Unterftügung afler Kreife und Schichten der Be- 
völferung rechnet. 

Der Verein wird vertreten durch feinen Ausſchuß; dem letzteren ge— 
hören ohne weitere Wahl an: die drei Landesbiſchöfe, der jeweilige Statt- 
halter, der Landeshauptmann und Präfident des t. k. Cherlandesgerichtes in 
Tirol, ſowie zwölf von der Volfverfammlung gewählte Ausfchußmitglieder. 
Der von dieſen gewählte bermalige Obmann de3 Vereines ift der f. f. Ober» 
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landesgerichtspräſident Exzellenz Dr. Friedrich) Freiherr von Call; die 
Gejchäftsführung bejorgt der Schriftführer des Ausſchuſſes k. l. Landes- 
gericht3pizepräfident in Innsbrud Dr. Marian Hirn. 

Es gibt Stifter (Mindeftbetrag 100 Kronen) und unterftügende Mit- 
glieder (mindefter Jahresbeitrag 2 Kronen). 

Ar Etiftern zählt der Verein bisher 116 mit einem eingezahlten 
Stifterfapitale von zufammen 20.350 Kronen; unter dieſen Ste ber 
finden ſich 34 Stadt» und Landgemeinden. 

Das Gtifterkapital ſoll als eventuelle Reſerve intakt bleiben und 
nad entſprechendem Anwachſen als Baufonds zu einer ober mehreren 
Unftalten dienen. 

Unterftügende Mitglieder find bisher dem Vereine bei 1800 beigetreten, 
mit einem Jahreöbeitrage von 6500 Kronen pro 1904. Der Aufwand für 
Unterbringung fo vieler ſchon im erften Vereinsjahre angezeigter Ver⸗ 
wahrloften, für Transporte, Bekleidung und Verpflegung derjelben über- 
fteigt allerdings ſchon bebeutenb Iegtere Summe. Das Fehlende wird ber 
Verein durch zugejicherte Beiträge von Staat und Land, durch Mehrung 
der Mitglieder mittels fortgejegter Propaganda, durch anzuhoffende Stif- 
tungen und Spenden, durch Erträgniffe aus periodiſchen Sammlungen 
und öffentlichen Beranftaltungen zu beden fuchen. 

Überfteigt der Aufwand für bie in Schuß genommene verwahrlofte 
Jugend am Schluffe des erjten Vereinsjahres bereit3 bie Summe von 

. Kronen, fo ift leicht zu ermefien, daß folcher Aufwand für dieſe Ber- 
mahrloften und bie fortgefegt neu Hinzukommenden in den folgenben 
Jahren noch eine beträchtliche Steigerung erfahren wird. 

Die vom Vereine befolgten Grundzüge ber Fürforge für verwahrlofte 
Jugend find: 

1. Man fuche in jedem einzelnen Falle die Urfache der Verwahrloſung 
zu erforfchen und unterrichte hierüber jede Partei ober Anftalt, melde 
einen verwahrloften Zugendlihen in Pflege nimmt, damit legterer eine 
möglichft entſprechende Behandlung erfahre. 

2. Jugendliche Perfonen, bei welchen die Entartung infolge läffiger 
Aufficht erft beginnt, ohne baf von vernachläffigter Erziehung ober fittlicher 
Gefährdung durch ihre Umgebung geſprochen werben fann, jollen ben 
Eltern nicht entzogen werben; Iegtere find jedoch vom Geelforger ober 
vom Gericht auf Übelftände aufmerffam zu machen, an ihre Pflichten zu 
erinnern, und Geelforger wie Lehrer werben vom ®ereine erfucht, auf 
das Kind ihr Augenmerk zu richten und Mängel anzuzeigen. 

3. Jugendliche Perfonen, welche wegen nachläſſiger Erziehung entarten, 
ober wegen gefährlicher Umgebung ber Verwahrlofung preigegeben würden, 
find den Erziehern zu entreißen und wenn möglih in guten Familien 
unterzubringen. Dabei dürfen nur Familien in Betracht fommen, welche 
buch verläßliche Information empfohlen find und nicht wegen Geld- 
erwerbe3, fondern aus Humanitätsfinn das Kind aufnehmen. 

4. Verwahrloſte Jugend, welche wegen ihrer Entartung ober wegen 
törperlicher oder geiftiger Mängel bei guten Familien nicht untergebraht 
werben Tann, oder foldje Verwahrlofte, welche durch bejondere Erziehung 
überhaupt erft fittliche Begriffe und ein gemwiffer Orbnungsfinn beizubringen 
ift, find humanitären Erziehungsanftalten zu übergeben, und zwar ſolchen, 
in welchen für den beftimmten Fall die beitmöglichfte Aufficht und Heran- 
bilbung für das fpätere praftifche Leben geboten ift. 
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5. Entlaffene jugendliche Sträflinge, welche während der Strafzeit 
fih gut verhalten und Willen zur Befferung gezeigt haben, find in un« 
mittelbarem Anſchluß an bie vollendete Strafe auf Arbeitspläge ® bringen, 
um ihren Rüdfall infolge Müßiggang oder ſchlechten Umganges möglichit 
zu bermeiben. 

6. Jugendliche Perfonen über dem fehulpflichtigen Alter, weiche fchon 
wiederholt ftraffällig geworben find und überdies eine gewiſſe Berfommen- 
heit, Unverbefferlichfeit und Unbeftänbigfeit zeigen, find an eine Korrektions- 
anftalt abzugeben, wo bie Möglichkeit zur Erlernung praktiſcher Berufe 
geboten if, wo aber nur ihreögleihen untergebracht find, ‚damit nicht 
minder verborbene Jugend angejtedt werben fönne. 

Zur Aufdedung ber verwahrloften Jugend, zur Erlangung von Aus- 
fünften und zur Mitwirkung bei der Durchführung einzelner Verfügungen 
bedient fich der Verein ber Mithilfe der E f. Behörden, der Geeljorgs- 
ämter und de3 Lehrerftandes. ’ 

Nach, Anzeige des Falles erfolgt Feftftellung des Sachverhaltes durch 
behördliche Organe, dann Durchführung der im einzelnen Falle geeigneten 
Maßnahmen, eventuell mit Hilfe richterliher Zwangsgewalt. 

Diefe Maßnahmen beftehen enttveder in ber Belafhung bed Kindes bei 
feinem Erzieher unter verſchärfter Aufficht oder in ber Abſonderung 
vom Erzieher oder Unterbringung des Kindes bei anderer Familie ober in 
einer Anftalt, je nach Möglichfeit und Eigenart des Falles. 


Die Tätigkeit des Vereines. 


Der Verein leitete feine Tätigkeit zunächft im Umfange des ganzen 
Kronlandes mit einer Suche nad) gefährbeter und verwahrlofter Jugend 
ein, wobei ihm die f. k. politifchen und Bolizeibehörben, die Genbarmerie- 
poften, fomwie bie k. k. Gerichte behilflich waren. 

Zu diefem Zwecke wurben Zählblätter verteilt, in weiche die perfönlichen 
Verhältniffe des gefährdeten und verwahrloften Kindes einzutragen und 
an ben erein rüdzufenden waren. 

Bereit ber erfte Jahresbericht meldet von 190 jugendlichen Perſonen, 
meldhe auf dieſe Weife zur Kenntnis und in die Fürſorge des Vereines 
amen. 

Die Urfache der Vereinsfürforge war in 92 Fällen die mangelhafte 
Erziehung ober Auffiht von Seite des Erziehers, in 48 Fällen Trunt- 
ſucht, in 15 Fällen Mißhandlung und in 47 Fällen fittliche Ausfchweifung 
des Erzieherd. 


Berfügung bezüglich obiger 190 Jugendlichen. 


Aufficht verhhärht in - > 2 2 2er. 16 Fällen 
Das En in anderer Familie untergebradht in - » » 2 2. 2..64 „ 
Das Kind in einer Anftalt Aintergebracht Mir 
Unterbringung des Kindes dermalen im Buge in... ....16 „ 
megen Alters, bejonderer Entartung ober Entweihung war bie Unter- 

bringung der Jugendlichen unmöglich in. . - - - - .. 12 „ 
eine beſondere Verfügung erwies ſich al Aberflüflig in - - > - - dr 
Abtretung an andere Vereine in » © 220 = we 4 u 


zufammen . . 191 Fällen 
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‚en wurbe bie Abnahme der väterlichen ober vormundſchaft li⸗ 
die. Oeriäht, ee 


t. f. Geri 
in 6 Säle, bi Einleitung des gerichtlichen Strafverfahrens gegen Erzieher ver« 
anlaßt, 
in 4 Fällen wurde zur Abjonderung des Kindes die Alfiftenz der F.f. Gendarmerie 
er a Wade in Anipruc genommen. 


Der Verein hat verfchiedene Rundſchreiben an die Vereinsmandatare 
gerichtet, welche dieſe über die bei ihrer Tätigkeit zu befolgenden Geſichts- 
punkte aufffären und verſchiedenen, in der Benölferung verbreiteten Art 
tümern entgegentreten und die öffentliche Meinumg über bie Eriftenz, Biele 
und Organifation des Vereines aufflären follen. 

Eines diefer Rundfchreiben "tritt insbeſondere der Anſchauung ent- 
gegen, al3 vb der Verein überflüffig fei, weil der Vereine ohnedem jchon 
jo viele feien. Die Ausführungen, welche diejer unrichtigen Meinung ent- 
gegentreten, laſſe ic) hier folgen. 

„Jeder Verein wirkt innerhalb jener örtlichen Marken, welche ihm 
durch feine Statuten ober durch feine Mittel geftedt find, und dem Jugend- 
fürforgeverein liegt es ganz jerne, einen andern Verein in feiner Tätigkeit 
zu bejchränfen. 

Das darf aber der Jugendfürforgeverein für fi) in Anfprud nehmen, 
daß er auf ein ungleid größeres Arbeitsfeld fi erftredt al3 andere 
Vereine, daß er nord⸗ und ſüdwärts des Brenners viele Orte, ja ganze 
Täler und Bezirke finden wird, mo geradefo wie anderwärts verwahrloftc 
Jugend anzutreffen ift, mo aber noch niemand fyftematifh und in um- 
fafiender Weife gegen die Vermahrlofung gewirkt hat. 

Mögen aljo alle ähnlihen Vereine innerhalb ihres kleineren ört 
lien Rahmens vollauf und mit Erfolg zum Schuß der Jugend tätig 
fein, jo bleibt für den Jugendfürforgeverein, wie ſchon feine jegige kurs: 
Tätigfeit erlennen läßt, noch immer eine Menge Arbeit übrig, weshalb 
er die regte Mitarbeit anderer Vereine nur als teilweiſe Entlaftung 
betrachten fann, ohne dabei an feinem Weſen und an feiner Bedeutung 
für da3 ganze Land etwas einzubüßen. 

Der Jugendfürforgeverein ift frajt feiner Organijation und Aus 
dehnung über das ganze Land und fraft der ihm zu Gebote jtchender. 
Mithilfe der Behörden, insbefondere der Vormundſchaftsgerichte und dir 
t. f. Gendarmerie begreiflichermeife viel eher al3 die mehr lokal wirten 
Vereine in der Lage, die Orte und Familien aufzubeden, wo vermal 
fofte Jugend anzutreffen ift, und wird aud im Verhältnis zu jein 
Mitteln das Menjchenmögliche tun, um Iegterer Schuß vor bem Bertom: 
zu gewähren. 

Der Verein fieht es aljo keineswegs auf ein Wettlaufen mit andereı | 
Vereinen ab, fondern fucht im großen feinen vielen Aufgaben ebenic 
gerecht zu werben, wie andere Vereine dies in ihren engeren Grenzr | 







zu tun bejtrebt find. 

Nur wenn ber Jugendfürforgeverein feinen univerfellen Charakt:ı 
und feine umfajjende, allen Bezirten des Landes gleihmäßig zulommend 
Wirfjamkeit aufgeben würde, könnte er zu einem mehr ober minder über 
flüffigen Konfurrenzverein herabjinten, aber auf dem von ihm cinne. | 
betretenen Weg fucht er nicht eine Konkurrenz, fondern die Unterſtüßung 
anderer Vereine, und ein derartiges Zuſammenwirken Tann ben glei | 
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artigen Beſtrebungen doch nicht zum Nachteil, fondern nur zum Vorteile 
gereichen. 

Es ift demnach ein großer Irrtum, den Jugendfürſorgeverein als einen 
Konkurrenzverein zu betrachten, wie es auch ein Irrtum iſt, ihn nur als 
ein Glied eines andern Vereines mit ähnlichen Beſtrebungen aufzufaſſen, 
da der Jugendfürſorgeverein für ſich allein ins Leben gerüfen wurde und 
ſchon feine bisherige Entwicklung und Tätigkeit jedermann erfennen läßt, 
daß er einem wahren Bedürfnis ber Zeit entfpricht und volle Lebenstrajt 
bejigt, wofür der befte Beweis wohl in der Tatjache Liegt, dak im ganzen 
Lande das Intereſſe und die Zahl der Mitglieder ftetig zunimmt und 
daß gleichzeitig die Fälle ſich häufen, in welchen der Verein über Anzeigen 
ber Behörden, wie Privaten zum Schuge verwahrlofter Jugend einfchreitet.” 

Außerhem wendete ſich der Verein an die Pflegeparteien und Er- 
ziehungsanſtalten, in welchen Vereinsſchützlinge untergebracht find. Beiden 
mittelt der Verein den erften Jahresbericht zu und fegt die Bedeutung 
der hohen Aufgabe auseinander, welche die Familie, bezw. Anftalt mit 
ber Erziehung eines vermahrloften Kindes übernehmen und fpricht diefen 
werktätigen Organen ber Jugendfürjorge feinen Dank aus. 

In dem Rundſchreiben an die Anftalten betont der Verein die Not» 
wendigfeit eines Schutzes und einer Fürforge nad) Entlafjung aus der 
Anftalt, einer Stüge, die dem Zögling wenigſtens für die erften Schritte 
nod eine hilfreiche leitende Hand bietet, die ihm nicht nur den rechten 
Weg zeigt, ſondern ihm auf denjelben bringt. Zu dieſem Zwecke wird die 
Anftalt erjucht, dem Vereine rechtzeitig von der bevorſtehenden Entlafjung, 
dem fittlihen Zuftand und der beruflichen Eignung Mitteilung zu machen, 
damit der Verein für die Berufswahl und das weitere Fortkommen 
des Schützlings geeignete Vorkehrungen treffe. 

Der Verein legt das Schwergewicht feiner Tätigkeit auf die womöglich 
toftenlofe Unterbringung ber Kinder in geeigneten bäuerlihen Familien 
auf ben Lande. Der Verein wendet ſich an die Gerichtsdiener, damit 
diefe auf ihren häufigen Dienftgängen, die fie in engen Verkehr mit der 
Bevölkerung ber verſchiedenen Orte des Gerichtsiprengel3 bringen, Umfrage 
nad ſolchen Familien pflegen, die geeignet und bereit wären, ein ind 
ans Erbarmen aufzunehmen. 

Über die Tätigkeit und die Biefe des Jugendfürforgevereincs in Tirol 
gibt wohl die Petition diefe Vereines au den Tiroler Landtag Auskunft. 
Aus diejen Grunde wird diefe Petition hier unten folgend wiedergegeben: 


Hoher Tiroler Landtag! 


. Um Tftern 1904 begann der Jugendfürforgeverein für Tirol jeine 
Tätigkeit im Dienfte der ihm von den Sapungen vorgezeichneten Aufgabe, 
Bennahriofe, gefährdete oder verlaffene Jugend vor dem Verderben zu 

ützen. 

Die heutzutage ſo vielfach wahrzunehmende Verwilderung der Jugend 
und bie leider unbeſtreitbare Tatſache, daß gerade das jugendliche Ver— 
brechertum eine ſtetig ſteigende Tendenz aufweiſt, ließ von vornherein 
annehmen, daß ein groß angelegter Verein, ber ſich über das ganze 
Land erftredt und der durch das Mittel der Erziehung die Verwahrlofung 
zu heilen ober ihr vorzubeugen fucht, einem wirklichen Bedürfniſſe der 
Zeit entiprechen werde. Man mußte aud) von vornherein, daß der beite 
Nährboden der Verwahrlofung der Jugend bort zu finden fein werde, 
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in 19 Fällen wurde bie Abnahme der väterlichen oder vormundſchaftlichen Gewalt 
burch die f. f. Gerichte, 

in 6 Ban nie Einleitung des gerichtlichen Strafverfahrens gegen Etzieher ver- 
anlaßt, 

in 4 Fällen wurde zur Abſonderung des Kindes die Aſſiſtenz ber 8.1. Gendarmerie 
oder Wache in Anipruc genommen. 


Der Verein hat verjchiedene Rundfchreiben an die Vereinsmandatare 
gerichtet, welche dieſe über die bei ihrer Tätigkeit zu befolgenden Gefichts- 
punkte aufllären und verſchiedenen, in der Benölferung verbreiteten Jrr- 
tümern entgegentreten und die öffentliche Meinung über die Eriftenz, Ziele 
und Organijation des Vereines aufklären follen. 

Eines diefer Rundſchreiben ‘tritt insbejondere der Anſchauung ent- 
gegen, ala ob der Verein überflüffig fei, weil der Vereine ohmedem jchon 
jo viele feien. Die Ausführungen, welche diejer unrichtigen Meinung ent— 
gegentreten, laſſe ich hier folgen. 

„Jeder Verein wirkt innerhalb jener örtlihen Marken, weiche ihm 
durch feine Statuten ober durch feine Mittel geftedt find, und dem Jugend: 
fürforgeverein liegt e8 ganz ferne, einen andern Verein in feiner Tätigkeit 
zu beichränfen. 

Das darf aber der Jugendjürforgeverein für fid in Anſpruch nehmen, 
baß er auf ein ungleich größeres Arbeitsfeld ſich erftredt als andere 
Vereine, daß er nord» und ſüdwärts des Brenners viele Orte, ja ganze 
Täler und Bezirfe finden wird, mo geradejo wie anderwärts verwahrloite 
Jugend anzutreffen ift, two aber nod; niemand fyftematifh und in um- 
ſaſſender Weife gegen die Verwahrloſung gewirkt hat. 

Mögen alfo alle ähnlichen Vereine innerhalb ihres kleineren ört- 
lichen Rahmens volfauf und mit Erfolg zum Schuß der Jugend tätig 
fein, jo bleibt für ben Jugendfürforgeverein, wie ſchon feine jegige kurze 
Tätigfeit erfennen läßt, noch immer eine Menge Arbeit übrig, weshalb 
er die regfte Mitarbeit anderer Vereine nur als teilmeife Entlaftung 
betrachten kann, ohne dabei an jeinem Weſen und an feiner Bedeutung 
für das ganze Land etwas einzubüßen. 

Der YJugendfürforgeverein ift fraft feiner Drganifation und Aus 
dehnung über das ganze Land und kraft der ihm zu Gebote jtehenden 
Mithilfe der Behörden, insbefondere der Vormundſchaftsgerichte und der 
f. f. Gendarmerie begreifliherweife viel eher ala die mehr lokal wirkenden 
Vereine in der Lage, die Orte und Familien aufzudeden, wo vermahr 
fofte Jugend anzutreffen ift, und wird auch im Verhältnis zu feinen 
Mitteln das Menſchenmögliche tun, um letzteret Schuß vor dem Berfommer 
zu gewähren, 

Der Verein fieht e3 aljo keineswegs auf ein Wettlaufen mit anderen 
Vereinen ab, ſondern fucht im großen feinen vielen Aufgaben ebenio 
gerecht zu werben, wie andere Vereine dies in ihren engeren Grenzen 
zu tun bejtrebt find. 

Nur wenn der Jugendfürforgeverein feinen univerjelfen Charakter 
und feine umfaffende, allen Bezirken des Landes gleihmäßig zufommente 
Wirkſamkeit aufgeben würde, könnte er zu einem mehr oder minder über 
flüffigen Konkurrenzverein herabfinten, aber auf dem von ihm einmai 
betretenen Weg ſucht er ‚nicht eine Konkurrenz, fonbern die Unterftügung 
anderer Vereine, und ein derartiges Zuſammenwirken kann den gleid; 
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Pak Beſtrebungen doch nicht zum Nachteil, fondern nur zum Xorteile 
gereichen. 
Es ift demnach ein großer Irrtum, den Jugendfürforgeverein als einen 
Konfurrenzverein zu betrachten, wie e3 auch ein Jrrtum ift, ihn nur als 
ein Glied eines andern Vereines mit ähnlichen Beſtrebungen aufzufaffen, 
da der Jugendfürforgeverein für ſich allein ins Leben gerufen wurde und 
ſchon feine bisherige Entwidiung und Tätigfeit jedermann erkennen läßt, 
daß er einem wahren Bedürfnis der Zeit entſpricht und volle Lebenskraft 
beſitzt, wofür der beſte Beweis wohl in der Tatſache liegt, daß im ganzen 
m e das Intereſſe und die Zahl der Mitglieber ftetig zunimmt und 
leichzeitig die Fälle ſich häufen, in welchen der Verein über Anzeigen 
ber Dee, wie Privaten zum Schuge verwahrloſter Jugend einſchreitet.“ 

Außerdem wendete ſich der Verein an die Pflegeparteien und Er- 
ziehungsanftalten, in melden Vereinsſchützlinge untergebracht find. Beiden 
mitteft der Verein ben erften Jahresbericht zu und fegt die Bedeutung 
der hohen Aufgabe auseinander, welche die Familie, bezw. Anjtalt mit 
der Erziehung eines verwahrloften Kindes übernehmen und fpricht diejen 
werktätigen Organen der Jugendfürforge feinen Dank aus. 

In dem Rundſchreiben an die Anftalten betont der Verein die Not- 
wenbigfeit eines Schuges und einer Fürforge nad) Entlaffung aus der 
Anftalt, einer Stüge, die dem Zögling wenigſtens für die erften Schritte 
mo eine hilfreiche leitende Hand bietet, die ihm nicht nur den rechten 

zeigt, jondern ihn auf denjelben bringt. Zu dieſem Zwecke wird die 

—X erſucht, dem Vereine rechtzeitig von der bevorſtehenden Eutlaſſung, 
—* fittlihen Zuftand und der beruflichen Eignung Mitteilung zu machen, 
damit ber Berein für die Berufswahl und das weitere Fortlommen 
des Schützlings geeignete Vorkehrungen treffe. 

Ser Verein legt das Schwergewicht feiner Tätigkeit auf die womöglich 
foftenfoje Unterbringung der Kinder in geeigneten bäuerlihen Yamilien 
auf ben Lande. Der Verein wendet ſich an die Gerichtsdiener, damit 
diefe auf ihren häufigen Dienftgängen, die fie in engen Verkehr mit der 
Bevölferung der beriehiedenen Orte des Gerichtöfprengel3 bringen, Umfrage 
nad folhen Familien pflegen, die geeignet und bereit wären, ein Sind 
aus Erbarmen aufzunehmen. 

Über die Tätigkeit und die Ziele de3 Jugendfürforgevereines in Tirol 
gibt wohl die Petition dieſes Vereines an den Tiroler Landtag Auskunft. 
Aus dieſem Grunde wird dieſe Petition hier unten folgend wiedergegeben: 


Hoher Tiroler Landtag! 


Um Oſtern 1904 begann ber Jugendfürforgeverein für Tirol jeine 
Tätigfeit im Dienfte der ihm von ben Sapungen vorgezeichneten Aufgabe, 
Termaetae, gefährbete oder verlaſſene Jugend vor dem Verderben zu 

gen. 

Die Heutzutage fo vielfach wahrzunehmende Vermilderung der Jugend 
und die leider unbeltreitbare Tatjache, daß gerade das jugendliche Ver— 
brechertum eine ftetig fteigende Tendenz aufweiſt, ließ von vornherein 
annehmen, daß ein groß angelegter Verein, der ſich über das ganze 
Land erftredt und der durch das Mittel der Erziehung die Verwahrloſung 
zu heilen oder ihr vorzubeugen fucht, einem wirklichen Vebürfnijje ber 
Zeit entiprechen werde. Man wußte auch von vornherein, daß der beite 
Nährboden der Werwahrlofung der Jugend bort zu finden fein werde, 
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wo die Erziehung der Kinder infolge Trunkſucht, Roheit oder Sittenlofig- 
teit vernachläffigt wird. Dieſe Iegteren drei Übel find aber fo häufige 
und fajt alferort3 vorkommende Erfheinungen, bag man über die Größe 
be3 Wrbeitsfeldes, das ſich dem neuen Vereine eröffnete, von Anfang 
an nicht im Zweifel fein fonnte. 

Auch war Mar, daß man auf der Suche nad) verwahrloften Kindern 
die verfchiedenften Formen ber Verwahrloſung aufdeden werde, die man 
fih mit aller Phantafie vom flegelhaften Saffenjungen ober vom Bettel⸗ 
tinde hinauf bis zum unverbefjerlichen jugendlichen Gefegesübertreter, ober 
von dem duch Mißhandlungen zum Idioten herabgefunfenen Kinde bis 
zum frühzeitig entneroten, jugendlichen Säufer, ober vom fittlich miß— 
brauchten Mädchen bis zur frühreifen Schanddirne vorftelfen kann. Es 
zeigte fid) aber, daß auch die Iebhaftefte Phantafie nicht heranreicht, eine 
Vorftellung jenes wirklichen Elends zu verjchaffen, welches ber Verein 
in gar vielen Fällen vorfindet, in melden die Jugend infolge der unglaub- 
lichſten Erzieherfünden und der abftoßendften Verhältniſſe in ber Umgebung 
ber Entartung preisgegeben ift. 

Bereits der nach Ablauf des erften Vereinsjahres herausgegebene 
Jahresbericht entrolfte in mehreren Beifpielen aus den dem Vereine unter- 
gefommenen Zällen von Jugendverwahrlofung düſtere Bilder fozialen 
Elends und weift ſchon die anfehnliche Zahl von 190 Fälfen auf, in welchen 
ber Verein zum Schuge verwahrlofter Jugend angerufen wurde. Seither 
ift faum ein halbes Jahr verfloffen und die Zahl dieſer Fälle ift auf 
362 geftiegen. 

Der oberfte Grundſatz des Vereines geht dahin, in allen Fällen, 
in welchen man von wirklicher Wernachläffigung oder mangelhafter Er- 
ziehung fprehen fan, das Kind in ambere Erzieherhände zu bringen, 
und zwar entweber in eine Erziehungsanftalt oder in eine anftändige 
Familie, je nachdem die Verwahrlofung mehr oder weniger weit vorge 
ſchritten ift und zu ihrer Heilung eine frengere Zucht notwendig oder die 
häusliche Zucht Hinreichend ift. 

Nah Alter, Geſchiecht und Abkunft zeigen die bisherigen 362 Fälle 
folgendes Verhältnis: 
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Aus diefer Zufanmenftelfung ergibt ſich auf ben erften Bid, daß bie 
meiften Fälle folhe Jugendliche betreffen, welche im fchulpflichtigen Alter 
ftehen. Sie mahen 738 Prozent ber Gefamtzahl aus. Dies it deshalb 
von Belang, weil der Verein dadurch viel größeren Schwierigkeiten bei 
entiprechender Unterbringung der Kinder begegnet, ald wenn fie unter 
oder über dem fchulpflichtigen After ftünden. Jeder Bauer oder Meifter 
des Gewerbes, ber fid) eine jugendliche Arbeitäfraft heranbilden möchte, 
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mill eben lieber folhe Kinder aufnehmen, welche der geſetzlichen Schul» 
pflicht genügt haben, ba er über fie freier zu verfügen in ber Lage ift. 

Als zweites bebeutfames Moment fällt, abgejehen vom überwiegen 
der Knaben gegenüber ben Mädchen, die große Zahl ber ehelichen Kinder 
auf, die einen Progentfag von 743 Prozent erreichen. Diejer Umftand ift 
von nicht zu unterfhägender Tragweite, denn bie Trennung ehelicher 
Kinder von ihren Eltern läßt ſich, wie die Erfahrung lehrt, viel ſchwerer 
bemwerfitelfigen, al3 bie Abnahme eines außerehelihen Kindes. Man macht 
die Beobachtung, daß bie gleihgültigften und unmenſchlichſten Eltern, 
fobald man Ernſt macht, plötlich ihr Herz, an das man früher vergeblich 
appellierte, entbeden und der Wegnahme ber Kinder alle nur erbenflihen 
Schwierigfeiten bereiten, fo baß zumeift richterlihe Hilfe, ja fogar Gen- 
darmerie= und Polizeigemwalt aufgeboten werben müfjen, um das Kind feiner 
gefährlichen Umgebung zu entreißen und um es möoͤglichſt weit entfernt 
vom unmirtfihen Vaterhaufe in Pflege zu geben, weil fonft die Eltern 
das Kind ungünftig zu beeinfluffen oder ‚gar zurüdzuführen verfuchen. 
Die unehelihe Mutter dagegen fieht e3 in ber Regel nit ungern, wenn 
ſich der Verein ihres Kindes annimmt, das, wie fie felbjt weiß, bei ihr 
ſchiecht untergebracht ift und für fie eine unilffommene Bürbe bedeutet; 
auch ift fie meift Hug genug, ber in Ausſicht ftehepben Berbeiferung 
der Lage ihres Kindes feinen nuplofen und törichten Widerftand entgegen» 
zuſetzen. Es ift einfeucdhtend, daß, um den bei Eltern ehelicher Kinder zu 
Tage tretenden Wiberftand zu brechen, ber ganze Apparat des Vormund- 
Tchaftägerichtes in Bewegung gejegt werben muß, was vielfach Aufwand 
an Mühe und oftbarer Zeit verurſacht. 

Die vom Vereine in ben einzelnen Fällen getroffenen Verfügungen 
ftellen ſich dar, wie folgt: 
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Für verfchärfte Aufficht wurde in jenen Fällen geforgt, in welchen 
ſich nicht feftftellen fie, daß das Kind nicht infolge grob vernachläſſigter 
Erziehung auf Abwege geriet, fondern eben nur ein Mangel an gehöriger 
Beauffichtigung vorlag. 

Bei der Abgabe verwahrlofter, gefährbeter ober verlaffener Jugend 
an andere Familien ging man von bem Gejihtspunfte aus, wenn möglich 
bäuerlihe Familien heranzuziehen, weil einerfeit3 dadurch ber Landwirt» 
ſchaft nügliche Arbeitöfräfte zugeführt werden, und andrerjeit3 der Er— 
ziehungszweck deshalb leichter erreicht wird, weil das Kind weniger ver- 
führeriſchen Verlockungen ausgejegt iſt, als in der Stadt. Endlich iſt 
auch in geſundheitlicher Beziehung dem Aufenthalt auf dem Lande ent- 
ſchieden der Vorzug zu geben. 

Natürlich it ber Verein beftrebt, nur folhe Familien zur Unter» 
bringung feiner Schüplinge ausfindig zu machen, welche von verläßlicher 
Seite hiezu empfohlen werden, und die aus Menſchlichkeit und Mitleid, 
nit aus Rückſicht auf Gelderwerb, ein Kind zu fich nehmen. 
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Mittel zur Entlaftung bes Steuerträgerd und kommen infomeit nidt 
nur nicht den Werwahrloften, fondern auch nicht einmal den armen und 
verwaiften Kindern al8 ein Mehr gegenüber dem bisherigen Aufwande 
zu gute 

Wie gejagt, aus dieſem Berichte Tonnte ich diefen überaus wichtigen 
Unterſchied in der Verwendung nicht entnehmen, ebenfo bemühte ih mid 
vergeblich, aus bem Amtsblatte ber Stabt Wien, ſowie aus den Blättern 
für dad Armenmwefen der Stadt Wien, mir Aufllärung zu verſchaffen und bin 
ich überzeugt, daß es nur biefer Anregung bedarf, um bie Berichterftattung 
im Sinne des 8 1 des nieberöfterreihifchen Zanbeögefepes berart zu ge⸗ 
ftalten, daß in Hinkunft daraus der vom Stanbpunft des Kinderfchuges 
und der Jugenbfürforge überaus wichtige Aufſchluß erhalten werben tann. 


Ur. 32. 


Die Übertretungen des Gejetes vom 24. Mai 1885, R. ©. 8. 
Nr. 89, als gefegliher Titel der Anhaltung in Beijerungs- 
anftalten. 


€3 find dag die Übertretungen ber 88 1—6 des Geſetzes vom 24. Mai 
885, R. G. 8. Nr. 89. 


Landſtreicherei. 


8 1 des erſtzitierten Geſetzes lautet: 

Wer geſchäfts- und arbeitslos umherzieht und nicht nachzuweiſen 
vermag, daß er die Mittel zu ſeinem Unterhalte beſitze oder redlich zu 
erwerben ſuche, iſt als Landſtreicher zu beſtrafen. Die Strafe iſt ſtrenger 
Arreſt von ein bis zu drei Monaten, auch kann auf eine ober mehrere 
ber im 8 253 des ©trafgefepes vom 27. Mai 1852 unter a) bis e) be 
zeichneten Verſchärfungen der Strafe erfannt werden. 


Bettelei. 


8 2. Wegen Bettelns ift zu beftrafen: 

1. Wer an öffentlichen Orten ober von Haus zu Haus bettelt ober 
aus Arbeitsſcheu die öffentliche Mildtätigkeit in Anſprüch nimmt. 

2. Wer Unmündige zum Betteln verleitet, ausfchidt oder andern 
überläßt. 

Die Strafe ift ftrenger Arreft von acht Tagen bis zu drei Monaten. 


Arbeitsfchen. 


8 3. Arbeitsfähige Perfonen, welche kein Einkommen und keinen er 
faubten Erwerb haben und die Sicherheit der Perfon oder des Eigentums 
gefährden, können von ber Sicherheitsbehörde angemwiefen werden, inner 
halb einer ihmen zu beftimmenden Friſt nachzumeifen, daß fie jich auf 
erlaubte Weife ernähren. Kommen fie diefem Auftrage aus Arbeitf—en 
nicht nad), fo find fie mit firengem Arreſt von acht Tagen bis zu drei 
Monaten zu beitrafen; auch Tann auf eine oder mehrere der im 8 253 
des Strafgefepes vom 27. Mai 1852 unter a) bis e) bezeichneten Ber- 
ſchärfungen der Strafe erfannt werben. 
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8 4. Jebe Gemeinde, in beren Gebiet eine arbeitsfähige Perfon ſich 
befindet oder betreten wird, welche weber die Mittel zu ihrem Unterhalte, 
noch einen erlaubten Erwerb hat, ift berechtigt, berfelben eine ihren Fähige 
feiten entiprechenbe Arbeit gegen Entlohnung oder Naturalverpflegung 
zuzuweiſen. Wenn dieſe Bern fi) weigert, die ihr zugemiefene Arbeit 
zu leiften, fo ift fie mit firengem Arreft von acht Tagen bis zu einem 
Monat zu betrafen. 


Gewerbömäßige Unzudt. 


8 5. Die Beſtrafung der Frauensperfonen, welche mit ihrem Körper 
unzüchtiges Gewerbe treiben, ift der Sicherheitsbehörde überlaffen. 
Wenn ſolche Frauenzperfonen 
— 1. ihr E ungüchtiges Gewerbe ungeachtet ber polizeilichen Beſtrafung 
fortſehen 

2. lee, polizeiliche Anordnungen beftehen, hiebei denſelben zumiber- 
handeln, ober 

3. ihr unzüchtiges Gewerbe betreiben, obwohl fie mußten, daß fie mit 
einer benerifchen Krankheit behaftet find, oder 

4. durch bie Öffentlichkeit ein auffallende3 Ärgernis veranlaffen, ober 

5. jugendliche Perfonen verführen, fo find fie mit ſtrengem Arreſte, 
und zwar in ben unter Ziffer 1 und 2 bezeichneten Fällen in ber Dauer 
von acht Tagen bis zu drei Monaten, in ben unter Ziffer 3, 4 und 5 
angeführten Fällen aber in ber Dauer non einem bis zu ſechs Monaten 
zu beftrafen. 

Perſonen beiderlei Gefchlechtes, welche außer den Fällen des 8 512 
des GStrafgefeges vom 27. Mai 1852 aus ber gewerbsmäßigen Unzucht 
anderer ihren Unterhalt juchen, find mit ftrengem Arrefte von acht Tagen 
bis zu brei Monaten zu betrafen. 

In den Fällen Ziffer 1 und 2 tritt bie firafgerichtliche Verfolgung 
auf Begehren der Sicherheitsbehörde ein. 


Brud der Polizeiaufficht. 


8 6. Wer unter Polizeiaufficht geftellt it, und den ihm in Gemäß- 
heit bes 8 9, lit. a) bis c) des Geſetzes vom 10. Mai 1873, R. ©. B. 
Nr. 108, auferlegten Beſchränkungen und Verpflichtungen aumiderhanbelt, 
wird mit ſtrengem Arreſt von acht Tagen bis zu drei Monaten beitraft; 
auch Tann auf eine oder mehrere der im 8 253 des Gtrafgefeßes dom 
27. Mai 1852 unter a) bis e) bezeichneten Verſchärfungen der Strafe 
erfannt werben. 

Diefe Seihräntungen und Aerpflißhtungen be3 8 9 des Gefeges vom 
16. Mai 1873, R. G. B. Nr. 108, beftehen in folgendem: 

a) Es fann ihm (den unter Polizeiaufficht eftelten) von ber bie 
Polizeiaufſicht verhängenden Vehörbe (politiiche Behörde erfter Inftanz, 
Bolizeidireltion) der Aufenthalt in einzelnen Gebieten ober Orten gänzlich 
unterfagt ober aud) ein beflimmter Ort zum Aufenthalt angemiefen und 
zur Pflicht gemacht werben, biefen ober einen von ihm felbft gewählten 
Aufenthalt nicht ohne Erlaubnis zu verlaffen. Doch darf ihm der Auf» 
enthalt in feiner Zuftändigfeitägemeinbe niemals unterfagt werben. 

b) Er ift verpflichtet, jeden Wechſel feiner Wohnung noch an bemfelben 
Tage ber Giherheitöbehörbe anzuzeigen, auf jedesmalige Aufforderung 
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vor berfelben zu erfcheinen und über feine Beſchäftigung, feinen Unterhalt 
ober Frert, ſowie über feinen Verkehr mit andern Perſonen Auskünfte 
zu geben. 

ec) Die Sicherheitäbehörde kann ihm auch die Verpflichtung aufer- 
legen, fich in beftimmten Friſten bei ihr perjönlich zu melden, fie kann ihm 
unterfagen, an beftimmten Berfammlungen teilzunehmen, gewiffe Räum- 
lichkeiten zu beſuchen und zur Zeit eines außerordentlihen Zujammen- 
Feimens von Menſchen ohne zwingenden Grund feine Wohnung zu ver- 
aſſen. 

Wer alſo dieſen Beſchränkungen und Verpflichtungen zuwiderhandelt, 
unterliegt der Beſtrafung nad; dem obzitierten 8 6. 

8 3 des Gejeßes vom 10. Mai 1873, R. ©. B. Nr. 108, bejtimmt: 

„Die Ausftellung von Zeugniffen über Unglüdsfälle oder Armut, 
welche beftimmt find, zum Betteln im Herumziehen von Ort zu Ort ge 
braucht zu werben, iſt unterfagt. 

Die Übertretung diefes Werbotes ift mit Geldftrafe von 10 bie 
100 Gulden zu ahnden.” 

Nur wenn bie Mündigen einer der angeführten Über- 
tretungen fhuldig erfannt werben, kann im Urteile vom Ge 
rihte auch die Zuläffigkeit der Abgabe in eine Befjerungs 
anftalt erfaunt werden. Verurteilung wegen anderer Straftaten, und 
feien e3 auch Eigentumsbelitte, begründet für ſich allein noch nicht bie 
Berechtigung des Gerichtes, auf Abgabe in eine Vefferungsanftalt zu 
erfennen. Es müßte mit einem folhen Delikte, 3. B. mit dem ®er- 
brechen des Diebftahles, noch eine der obgenannten Übertretungen kon— 
Turrieren. Fan 

Allerdings muß bei Vorhandenfein einer dieſer fachlichen Boraud- 
fegungen nicht unbedingt das Gericht die Zuläffigkeit der Abgabe in eine 
Befferungsanftalt ausfprechen. 8 7 des zitierten Gejeßes fagt nur: „das 
Gericht Tann“ fie ausſprechen; das Gericht wird dies natürlih nur dann 
tun, wenn ber Charakter des jugendlichen Täter jene Eigenfchaften zeigt, 
zu beren Bekämpfung die Befjerungsanftalten berufen find, 


Mr. 32a. 
Der pflegfchaftsbehördlich genehmigte Antrag des gejeglicden 
Vertreters als Titel der Anhaltung in einer Befjerungsanitalt. 
Aus der Verordnung des Juftizminifteriums vom 7. Mai 1908, 
R. 6.8. Nr. 14, Stüd IX, betreffend Anhaltung jugendlider 
Perſonen in Befferungsanitalten. 





Das Juftizminifterium gibt im Einvernehmen mit bem Minifterium des 
Innern feine Anſicht im Gegenftande befannt, um Zweifel, betreffend die 
Zuläffigfeit der Anhaftung jugendlicher Perſonen in Beljerungsanftalten, 
die Suftänbigteit der Behörden und das einzuleitende Verfahren, zu be 
feitigen und fchidt voraus, daß die Zuläffigfeit der Anhaltung jich ani 
die Abgabe jugendlicher Perſonen unter 18 Jahren, auf Beilerungsanftalten 
für jugendliche Korrigenden, die Korrigendenabteilungen der Zwangsarbeits 
anftalten, fowie auf Privatbejjerungsanftalten für jugendliche Perfonen, 
die Hiezu die ftantlihe Genehmigung: haben, bezieht. 
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Die Verordnung kommt auch auf die Anhaltung als Erziehungsmittel 
in folgender Weiſe zu ſprechen. Die Anhaltung erſcheint als Erziehungs- 
maßregel gemäß $ 16, Abjag 2, des Gefeges vom 24. Mai 1885, R.G.B. 
Nr. % auf Antrag des gefeglichen Vertreterd (auch ehelichen Vaters) auf 
Grund pffegfchaftsbehördliher Anordnung. Über die Aufnahme in die 
Beſſerungsanſtalt entjcheidet in dieſem Falle nicht die Landeskommiſſion, 
ba e3 ſich um den Vollzug einer in das Gebiet de3 Privatrechtes fallenden 
Erziehungsmaßregel handelt. 

Dieſes Erziehungsmittel kann auch bei Kindern im Alter unter zehn 
Jahren angewendet werben, fofern nad ben Statuten ber für bie Durd- 
führung in Betracht fommenden öffentlihen und Privatbefferungsanftalten ' 
Kinder in diefem Alter aufgenommen werden. 

Der Vollzug fteht dem Pflegſchaftsgerichte zu, das erforderlichen Falles 
bie Unterftügung der Sicherheitsbehörben in Anjpruc nehmen fann. Bor 
der Unordnung des Vollzuges hat jich das Pflegihaitsgericht mit dem zur 
Verfügung über die betreffende Anftalt berufenen Landezausfhuß ober 
Vorſtand ber Privatbefferungsanftalt wegen Übernahme des Jugendlichen 
in das Einvernehmen zu ſetzen. Hiebei ift insbeſondere auch darüber Klar— 
heit herzuftelfen, auf welche Weije die Koften der Anhaltung zu befchaffen 
find. Solche Verfügungen werden in der Regel nur dann bollaogen werben 
Tönnen, wenn die Koften vom gejeglichen Vertreter des Minderjährigen 
ober von den zu beffen Unterhalt verpflichteten Perfonen beftritten werden 
ober hereingebracht werben fönnen, wenn fie in dem eigenen Vermögen 
des Minderjährigen Dedung finden oder wenn fie von den zur Armen» 
verforgung berufenen Verbänden auf fi genommen werben, bezw. nad 
dem Gefege zu beitreiten find. 

Die Dauer der Anhaltung wird innerhalb der in den Anftaltzftatuten 
gelegten Schranken, infofern man ſich ihnen durch Abgabe des Minder- 
jährigen unterworfen hat, von der Pilegichaftsbehörde beftimmt. 





Hr. as 
Der Jugendfürforgeverein in Tirol. 
Zwed, Vertretung und Stand des Vereines. 


Der Verein bezmwedt, verwahrlofte, verlafjene oder gefährdete Jugend 
vor ben Verfommen zu jhügen und durd vorbeugende Erziehung der 
erfchredenden Zunahme des jugendlichen Verbrechertums entgegenzuarbeiten. 
Wenn aud) jchon viele Vereine mit ähnlichen Zielen bejtanden oder ente 
ftehen, fo wirten fie doch mehr fofal und unter Beteiligung engerer Kreiſe, 
während der „Sugenbfürjorgeverein” in ber Erfenntnis, daß überall im 
Lande verwahrlofte Jugend zu finden fei und nur ein großer Verein in 
ben weiten Grenzen wirffanen Schuß bieten kann, ſich auf das ganze Land 
erftredt und auf die Unterftügung aller Kreife und Schichten der Be— 
völferung rechnet. 

Der Verein wird vertreten durch feinen Ausfhuß; dem letzteren ge- 
hören ohne weitere Wahl an: die drei Landesbiſchöfe, der jeweilige Statt- 
halter, der Landeshauptmann und Präjident des k. k. Cberlandesgerichtes in 
Tirol, ſowie zwölf von der Vollverfammlung gewählte Ausfchußmitglieder. 
Der von dieſen gewählte bermalige Obmann des Vereines ift der f. I. Ober» 
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Iandeögerichtöpräfibent Exzellenz Dr. Friedrich Freiherr von Call; die 
Secäftsführung bejorgt der Schriftführer des Ausſchuſſes f. k. Lanbes- 
gericht3pizepräfident in Innsbruck Dr. Marian Hirn. 

Es gibt Stifter (Minbeftbetrag 100 Kronen) und unterftügende Mit- 
glieder (mindefter Jahresbeitrag 2 Kronen). 

An Stiftern zählt ber Verein bisher 116 mit einem eingezahlten 
Stifterfapitale von zufammen 20.350 Kronen; unter biefen Silke be- 
finden fi) 34 Stabt- und Landgemeinden. 

Das Stifterfapital foll als eventuelle Reſerve intakt bleiben und 
nad entiprechendem Anwachſen als Baufonds zu einer oder mehreren 
Anftalten dienen. 

Unterftügende Mitglieber find bisher dem Bereine bei 1800 beigetreten, 
mit einem Jahresbeitrage von 6500 Kronen pro 1904. Der Aufwand für 
Unterbringung fo vieler ſchon im erften Vereinsjahre angezeigter Ver— 
wahrloften, für Transporte, Bekleidung und Verpflegung berjelben fiber- 
fteigt allerdings ſchon bedeutend letztere Summe. Das Fehlende wird ber 
Verein durch zugejicherte Beiträge von Staat und Land, durch Mehrung 
der Mitglieder mitteld fortgefegter Propaganda, durch anzuhoffende Stif» 
tungen und Spenden, durch Erträgniffe aus periodiihen Sammlungen 
und öffentlichen Veranftaltungen zu beden fuchen. 

Überfteigt_der Aufwand für die in Schuß genommene verwahrlofte 
Jugend am Schluffe de erften Vereinzjahres bereit3 die Summe von 
13.000 Kronen, jo ift leicht zu ermeffen, daß ſolcher Aufwand für dieſe Ver⸗ 
mahrloften und die fortgejegt neu Hinzukommenden in ben folgenden 
Jahren noch eine beträchtliche Steigerung erfahren wird. 

Die von Vereine befolgten Grundzüge der Fürforge für verwahrloſte 
Jugend find: 

1. Man ſuche in jeden einzelnen Falle die Urfache der Verwahrlojung 
zu erforfchen und unterrichte hierüber jede Partei oder Anftalt, welche 
einen vermahrloften Jugendlichen in Pflege nimmt, bamit Ießterer eine 
möglichft entſprechende Gehandlung erfahre. 

2. Jugendliche Perfonen, bei welchen die Entartung infolge läffiger 
Aufſicht erft beginnt, ohne daß von vernachläffigter Erziehung oder fittlicher 
Gefährbung durch ihre Umgebung gejprochen werben fann, follen den 
Eltern nicht entzogen werben; Iegtere find jedoch vom Geelforger ober 
vom Gericht auf Übelftände aufmerffam zu machen, an ihre Pflichten zu 
erinnern, und Geelforger wie Lehrer werben vom Vereine erſucht, auf 
das Kind ihr Augenmerk zu richten und Mängel anzuzeigen. 

3. Jugendliche Perfonen, welche wegen nachläffiger Erziehung entarten, 
oder wegen gefährlicher Umgebung der Verwahrloſung preisgegeben würben, 
find den Erziehern zu entreißen unb menn möglich in guten Familien 
unterzubringen. Dabei dürfen nur Familien in Betracht fommen, welche 
durd) verläßlihe Information empfohlen find und nicht wegen Geld- 
erwerbes, fondern aus Yumanitätsfinn das Kind aufnehmen. 

4. Verwahrloſte Jugend, welche wegen ihrer Entartung ober wegen 
törperlicher oder geiftiger Mängel bei guten Familien nicht untergebraht 
werben Tann, oder folde Verwahrlofte, welche burch befondere Erziehung 
überhaupt erft fittliche Begriffe und ein gewiffer Orbnungsfinn beizubringen 
ift, find humanitären Erziehungsanftalten zu übergeben, und zwar jolchen, 
in welchen für ben bejtimmten Fall die beſtmöglichſte Aufſicht und Yeran- 
bildung für das fpätere praftifhe Leben geboten ift. 
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5. Entlaffene jugenbtiche Sträflinge, welche während ber Strafzeit 
fih gut verhalten und Willen zur Befferung gezeigt haben, find in un» 
mittelbarem Anſchluß an die vollendete Strafe auf Arbeitspläge zu bringen, 
um ihren Rüdfalt infolge Müßiggang oder ſchlechten Umganges möglichit 
zu vermeiden. 

6. Jugendliche Perfonen über dem ſchulpflichtigen Alter, welche ſchon 
wiederholt ftraffällig geworben find und überdies eine gewiſſe Verkommen⸗ 
heit, Unverbeſſerlichteit und Unbeſtändigkeit zeigen, find an eine Korrektions- 
anftalt abzugeben, wo bie Möglichfeit zur Erlernung praftifcher Berufe 
geboten ift, wo aber nur ihreögfeihen untergebracht find, damit nicht 
minder verborbene Jugend angeftedt werben könne. 

Zur Aufdeckung der verwahrloften Jugend, zur Erlangung von Aus— 
fünften und zur Mitwirkung bei der Durchführung einzelner Verfügungen 

bedient fi) der Verein ber Mithilfe ‚ber f. t. Behörden, der Geeljorgs- 
ämter und des Lehrerftandes. 

Nach Anzeige bes Falles erfolgt Fefftettung bed Sachjverhaltes durch 
behörbfiche Organe, dann Durchführung der im einzelnen Falle geeigneten 
Maßnahmen, eventuell mit Hilfe richterlicher Zwangsgewalt. 

Diefe Maßnahmen beftehen entweder in der Belaflung bes. Kindes bei 
feinem Erzieher unter verjchärfter Aufficht oder in ber Wbfonderung 
vom Erzieher ober Unterbringung des Kindes bei anderer Familie ober in 
einer Anftalt, je nad) Möglichkeit und Eigenart des Falles. 


Die Tätigkeit des Vereines. 


Der Verein leitete feine Tätigkeit zunächſt im Umfange bes ganzen 
Kronlandes mit einer Suche nach gefährbeter und verwahrlofter Jugend 
ein, wobei ihm die k. f. politifchen und Poligeibehörden, die Gendarmerie- 
poften, fowie bie k. k. Gerichte behilflich waren. 

Zu diefem Zwecke wurden Zählblätter verteilt, in welche bie perfönlichen 
Verhaͤltniſſe bed gefährdeten unb verwahrloften Kindes einzutragen und 
an den Verein rüdzufenden waren. 

Bereits der erfte Jahresbericht melbet von 190 jugendlichen Perfonen, 
welche auf dieſe Weife zur Kenntnis und in bie Fürforge bes Vereines 
Tamen 

Die Urfache der Vereinsfürforge war in 92 Fällen die mangelhafte 
Erziehung oder Aufficht von Seite des Erziehers, in 48 Fällen Trunt- 
ſucht, in 15 Fällen Mifhandlung und in 47 Fällen fittliche Ausſchweifung 
de3 Erziehers. 


Verfügung bezüglich obiger 190 Jugendlichen. 


Suff t verihärft in . Pa 
ind in anderer Familie untergehracht [ * 64 
Das Kind in einer Anftalt ‚untergebradht in. B 
Unterbringung bes Kindes dermalen im Zuge in . . 
wegen alters, Beionberer Entartung ober Entweichung war 
Jugendlichen unmöglid in . . 
eine ve Dee Rerfügung erwies ſich als Über in 
Abtretung an andere Vereine in - - » 2 0 nenne 


zufammen . . 191 Fällen 
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in 19 Fällen wurde bie Abnahme der väterlichen oder vormundſchaftlichen Gewalt 
durch die T. f. Gerichte, 

in 6 Säle bie Einleitung des gerichtlichen Strafverfahrens gegen Erzieher ver- 
anlaft, 

in 4 Fällen wurde zur Abjonderung des Kindes bie Alfiftenz ber f.t. Gendarmerie 
oder Wache in Anſpruch genommen. 


Der Verein hat verfchiedene Ruudſchreiben an die Vereinsmandatare 
gerichtet, welche dieſe über die bei ihrer Tätigkeit zu befolgenden Geiihts- 
punkte aufllären und verjchiedenen, in ber Bevölkerung verbreiteten Jrr- 
tümern entgegentreten und die öffentliche Meinumg über die Eriftenz, Ziele 
und Organijation des Vereines aufklären jolfen. 

Eines diefer Rundſchreiben ‘tritt insbefondere der Anſchauung ent- 
gegen, ala ob ber Verein überflüffig fei, weil der Vereine ohmedem ſchon 
jo viele feien. Die Ausführungen, welche dieſer unrichtigen Meinung ent⸗ 
gegentreten, laſſe ich hier folgen. 

„Jeder Verein wirkt innerhalb jener örtlichen Marten, welche ihm 
durch feine Statuten ober durch feine Mittel geftedt find, und dem Jugend- 
fürforgeverein liegt es ganz ferne, einen andern Verein in feiner Tätigken 
zu bejchränten. 

Das darf aber der Jugendfürforgeverein für fi in Anfpruch nehmen, 
daß er auf ein ungleich größeres Arbeitsfeld ſich erftredt al3 andere 
Vereine, daf er .nord- und ſüdwärts des Brenners viele Orte, ja ganze 
Täler und Bezirke finden wird, wo geradefo wie anderwärts vermwahrloite 
Jugend anzutreffen ift, mo aber nod; niemand fyftematifh und in um 
faſſender Weife gegen die Verwahrloſung gewirkt hat. 

Mögen aljo alle ähnlichen Vereine innerhalb ihres fleineren ört 
lien Rahmens vollauf und mit Erfolg zum Schuß der Jugend tätig 
fein, jo bfeibt für ben Jugendfürforgeverein, wie ſchon jeine jeßige kurze 
Tätigfeit erfennen läßt, noch immer eine Menge Arbeit übrig, meshals 
er die regfte Mitarbeit anderer Vereine nur als teilweife Entlaftung 
betrachten kann, ohne dabei an feinen Wefen und an feiner Bedeutung 
für das ganze Land etwas einzubüßen. \ 

Der ugendfürforgeverein ift fraft feiner Organifation und Aus 
dehnung über das ganze Land und Fraft ber ihm zu Gebote ſtehenden 
Mithilfe der Behörden, insbefondere der Vormundſchaftsgerichte und de 
t. f. Gendarmerie begreiflicherweife viel eher als bie mehr lokal wirkenden 
Vereine in der Lage, die Orte und Familien aufzudeden, mo verwahrt 
fofte Jugend anzutrefjen ift, und wird auch im Berhältnis zu jein 
Mitteln das Menfchenmögliche tun, um legterer Schuß vor dem Berfomm:r 
zu gewähren. 

Der Verein fieht e3 aljo keineswegs auf ein Wettlaufen mit ander 
Vereinen ab, fondern fucht im großen feinen vielen Aufgaben eber 
gerecht zu werben, wie andere Vereine dies in ihren engeren Grenze 
zu tum bejtrebt find, 

Nur wenn der Jugendfürforgeverein feinen univerfellen Charak..: 
und feine umfaſſende, allen Bezirken de3 Landes gleihmäßig zutomm: 
Wirkſamkeit aufgeben würde, önnte er zu einem mehr ober minber ül 
flüffigen Konturrenzverein herabfinten, aber auf dem von ihm cim 
betretenen Weg fucht er nicht eine Konkurrenz, fondern die Unterjtüg: 
anderer Vereine, und ein derartiges Zuſammenwirken fann den glit 
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artigen Beſtrebungen doch nicht zum Nachteil, fondern nur zum Vorteile 
gereichen. 

€3 ift demnach ein großer Irrtum, ben Jugendfürforgeverein als einen 
Konfurrenzverein zu betrachten, wie es auch ein Irrtum ift, ihn nur als 
ein Glied eines andern Vereines mit ähnlichen Beftrebungen aufzufalfen, 
da der Jugendfürforgeverein für fich allein ins Leben gerufen wurde und 
ſchon feine bisherige Entwidlung und Tätigfeit jedermann erkennen läßt, 
daß er einem wahren Bedürfnis der Zeit entipricht und volle Lebenskraft 
befigt, wofür der bejte Beweis wohl in der Tatſache Liegt, daß im ganzen 
Lande daS Intereſſe und die Zahl der Mitglieder ftetig zunimmt und 
daß gleichzeitig die Fälle ſich häufen, in welchen der Verein über Anzeigen 
ber Behörden, wie Privaten zum Schuge verwahrlofter Jugend einfchreitet.” 

Außerdem wendete ſich der Verein an die Pilegeparteien und Er— 
siehungsanftalten, in welchen Vereinsfhüglinge untergebracht find. Beiden 
mittelt der Verein den erften Jahresbericht zu und ſetzt die Bedeutung 
der hohen Aufgabe auseinander, welche die Familie, bezw. Anftalt mit 
der Erziehung eines verwahrloften Kindes übernehmen und ſpricht diejen 
werftätigen Organen ber Jugendfürforge feinen Danf aus. 

In dem Rundfchreiben an die Anftalten betont der Verein die Not- 
wendigkeit eines Schuges und einer Fürforge nad Entlaffung aus ber 
Anftalt, einer Stüge, die dem Zögling mwenigftens für bie erften Schritte 
noch eine Hilfreiche leitende Hand bietet, bie ihm nicht nur ben rechten 
Weg zeigt, jondern ihn auf denjelben bringt. Zu dieſem Zwecke wird bie 
Anftalt erfucht, bem Vereine rechtzeitig von ber bevorftehenden Entlafjung, 
dem fittlichen Zuftand und ber beruflichen Eignung Mitteilung zu machen, 
damit ber Derein für die Berufswahl und das weitere Fortlommen 
des Schützlings geeignete Vorkehrungen treffe. 

Der Berein legt das Schwergewicht feiner Tätigkeit be die womöglich 
fofteufoje Unterbringung der Kinder in geeigneten bäuerlihen Familien 
auf dem Lande. Der Verein weudet fi an bie Gerichtädiener, damit 
biefe auf ihren häufigen Dienftgängen, die fie in engen Verkehr mit ber 
Bevölkerung ber verjchiebenen Orte des Gerichtöfprengels bringen, Umfrage 
nad) jolhen Familien pflegen, Die geeignet und bereit wären, ein Sind 
aus Erbarmen aufzunehmen. 

Über die Tätigfeit und die Biele des Jugendfürforgevereines in Tirol 
gibt wohl die Petition dieſes Vereines an den Tiroler Landtag Auskunft. 
Aus diejen Grunde wird diefe Petition hier unten folgend wiedergegeben: 


Hoher Zirofer Landtag! 


Um Dftern 1904 begann ber Jugendfürforgeverein für Tirol jeine 
Tätigteit im Dienfte der ihm von den Satzungen vorgezeichneten Aufgabe, 
ehrlone, gefährdete oder verlaſſene Jugend vor dem Verderben zu 

ützen. 

Die heutzutage ſo vielfach wahrzunehmende Verwilderung der Jugend 
und die leider unbeſtreitbare Tatſache, daß gerade das jugendliche Ver— 
brechertum eine ſtetig ſteigende Tendenz aufweiſt, ließ von vornherein 
annehmen, daß ein groß angelegter Verein, der ſich über das ganze 
Land erftrect und ber durch das Mittel der Erziehung die Verwahrloſung 
zu heilen oder ihr vorzubeugen fucht, einem wirklichen Bedürfniſſe ber 
Zeit entfprechen werde. Man wußte auch von vornherein, daß der beite 
Nährboden der Werwahrlofung der Jugend dort zu finden fein werde, 
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mo bie Erziehung der Kinder infolge Trunkſucht, Roheit oder Gittenlofig- 
feit vernachläffigt wird. Diefe Iegteren drei Übel find aber fo häufige 
und faft allerort3 vorkommende Erfheinungen, daß man über die Größe 
des Urbeitäfeldes, das fi) dem neuen ®ereine eröffnete, von Anfang 
an nicht im Zweifel fein konnte. 

Auch war Mar, dag man auf der Suche nad; verwahrloften Kindern 
die verjhiedenften Formen der Verwahrlofung aufdecken werde, die man 
fi mit aller Phantafie vom flegelhaften Gafjenjungen oder vom Bettel- 
tinde hinauf bis zum unverbefferlichen jugendlichen Gefegesübertreter, oder 
von dem durch Mißhandlungen zum Idioten herabgefunfenen Kinde bis 
zum frühzeitig entneroten, jugendlichen Säufer, oder vom ſittlich miß- 
brauchten Maͤdchen bis zur frühreifen Schanddirne vorftelfen kann. Es 
zeigte fid) aber, daß auch die Iebhaftefte Phantafie nicht Heranreicht, eine 
Vorftellung jenes wirflihen Elends zu verfchaffen, welches ber Berein 
in gar vielen Fällen vorfindet, in welchen die Jugend infolge ber unglaub- 
Hten Erzieherfünden und der abftoßendften Verhältniffe in der Umgebung 
ber Entartung preiögegeben ift. 

Bereits der nad) Ablauf des erften Vereinsjahres herausgegebene 
Jahresbericht entrolfte in mehreren Beifpielen aus den dem Vereine unter- 
gelommenen Fällen von Jugendverwahrlofung büftere Bilder ſozialen 
Elends und meift ſchon die anfehnliche Zahl von 190 Fällen auf, in welchen 
der Verein zum Schuge verwahrlofter Jugend angerufen wurde. Seither 
ift faum ein halbes Sası verfloffen und die Zahl diefer Fälle ift auf 
362 geftiegen. 

Der oberfte Grunbfag des Vereines geht dahin, in alfen Fällen, 
in welhen man von wirklicher Vernachläſſigung oder mangelhafter Er- 
ziehung ſprechen kann, das Kind in andere Erzieherhände zu bringen, 
und jiar entweder in eine Erziehungsanftalt ober in eine anftändige 
Familie, je nachdem die Verwahrloſung mehr ober weniger weit vorge⸗ 
ſchritten iſt und zu ihrer Heilung eine rengere Zucht notwendig oder die 
häusliche Zucht hinreichend ift. 

Nach Alter, Geſchiecht und Abkunft zeigen die bisherigen 362 Fälle 
folgendes Verhältnis: 
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207 = 738%, 73% 


Aus diefer Zufanımenftellung ergibt ſich auf den erften Blich, daß die 
meiften Fälle ſolche Jugendliche betreffen, welche im fhulpflichtigen After 
ftehen. Sie machen 738 Prozent ber Gefamtzahl aus. Dies iſt deshalb 
von Belang, weil der Verein dadurch viel größeren Schwierigkeiten bei 
entjprechender Unterbringung der Kinder begegnet, als wenn fie unter 
oder über dem fchufpflichtigen Alter ftünden. Feder Bauer oder Meifter 
des Gewerbes, ber ſich eine jugendliche Arbeitskraft heranbilden möchte, 
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will eben Lieber folhe Kinder aufnehmen, welche der geſetzlichen Schul- 
pflicht genügt haben, ba er über fie freier zu verfügen in der Lage ift. 
fin zweites bedeutſames Moment fällt, ahgejehen vom Überwiegen 

der Knaben gegenüber ben Mädchen, die große Zahl der ehelichen Kinder 
auf, die einen Progentfag von 743 Prozent erreichen. Diejer Umftand ift 
von nicht zu unterjchägender Tragweite, denn die Trennung ehelicher 
Kinder von ihren Eltern läßt ſich, wie bie Erfahrung ehrt, viel ſchwerer 
bemerfitelligen, als die Abnahme eines außerehelichen Kindes. Man macht 
die Beobachtung, daß die gleihgüftigften und unmenfchlichiten Eltern, 
jobald man Ernſt macht, plöglich ihr Herz, an das man früher vergeblich 
appellierte, entdeden und der Wegnahme der Kinder alle nur erdenklichen 
Schwierigkeiten bereiten, fo daß zumeift richterfihe Hilfe, ja fogar Gen- 
darmerie⸗ und Bolizeigetvalt aufgeboten werben müſſen, um das Kind feiner 
gefährlichen Umgebung zu entreißen und um e3 möglichſt meit entfernt 
dom unmirtlihen Vaterhaufe in Pflege zu geben, weil fonft die Eltern 
das Kind ungünftig zu beeinfluffen ober ‚gar zurüdguführen verfuchen. 
Die uneheliche Mutter dagegen ſieht e3 in der Regel nicht ungern, wenn 
fich der Verein ihres Kindes annimmt, das, wie ſie ſelbſt weiß, bei ihr 
ſchiecht untergebracht iſt und für fie eine unwillkommene Bürde bedeutet; 
auch iſt fie meift klug genug, ber in Ausſicht ftehepben Verbefferung 
der Lage ihres Kindes feinen nuplofen und törichten Wiberftand entgegen» 
zuſetzen. Es ift einleuchtend, daß, um den bei Eltern ehelicher Kinder zu 
Tage tretenden Widerftand zu brechen, der ganze Apparat des Wormund- 
fchaftägerichtes in Bewegung gejegt werden muß, mas vielfach Aufwand 
an Mühe und foftbarer Zeit verurfacht. 

Die vom Vereine in den einzelnen Fällen getroffenen Verfügungen 
ftellen ſich dar, wie folgt: 
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Für verfchärfte Auffiht wurde in jenen Fällen geforgt, in welchen 
ſich nicht feftftellen ließ, daß das Kind nicht infolge grob vernachläffigter 
Erziehung auf Abwege geriet, fondern eben nur ein Mangel an gehöriger 
Beauffihtigung vorlag. 

Bei der Abgabe verwahrlofter, gefährbeter oder verlaffener Jugend 
an andere Familien ging man von bem Gefihtspunfte aus, wenn möglich 
bäuerliche Familien Peranzugiefen, weil einerfeit8 dadurch der Landwirt» 
ſchaft nügliche Arbeitskräfte zugeführt werben, und andrerſeits der Er» 
ziehungszweck deshalb leichter erreicht wird, weil das Kind weniger ver» 
fübrerifchen Verlockungen ausgejegt ift, ald in der Stadt. Endlich ift 
an in gefunbheitlicher Beziehung dem Aufenthalt auf dem Lande ent» 
ſchieden der Vorzug zu geben. 

Natürlich ir ber Verein beftrebt, nur folhe Familien zur Unter- 
bringung feiner Schügfinge ausfindig zu machen, welche von verläßlicher 
Seite hiezu empfohlen werden, und die aus Menſchlichkeit und Mitleid, 
nit aus Rückſicht auf Gelderwerb, ein Kind zu fich nehmen. 
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Zur Abgabe Verwahrloſter in geeignete Anftalten kamen zunächſt die 
humanitären Erziehungsanftalten der im Lande wirkenden geijtlichen Orden 
in Betracht. In faſt fämtlichen derartigen Anftalten beider Landesteile hat 
ber Verein bisher Pfleglinge untergebracht. In jenen Fällen, in melden 
bie fittliche Verborbenheit des Individuums fchon fehr weit vorgejchitten 
war, fuchte man die Aufnahme in eine Korreftionsanftalt zu erwirfen, und 
es befinden fich daher einzelne Pfleglinge in der Männerforrektionsanftalt 
in Mefjendorf bei Graz und andere in der MWeiberforreftionsanftalt 
zu Schwaz. 

Im allgemeinen trahtet man aus verſchiedenen Gründen die Schüg- 
Kinge, wenn möglich, in ordentliche Familien zu bringen. Schon der Koften- 
punft fegt dieſes Beſtreben nahe. 


Als Urfache der Verwahrlojung wurde in 183 Fällen Truntfucht der 
Eltern, in 45 Fällen brutale Mikhandlung, in 164 Fällen „ionftige 
mangelhajte Erziehung” konſtatiert. In ber legteren Spalte find Tiebloje 
Behandlung, Leichtfinn, drückende Notlage, fittlihe Ausſchweifung, nidt 
in Mifhandlung ſich äußernde Noheit und ſchlechtes Beiſpiel, verbunden 
mit Gefahr der Anitiftung zu Straftaten, insbejondere Vettel, Diebftahl 
und Umfittlichkeit, begriffen. Sehr oft ergibt ſich gerade in den eben be- 
fprochenen Fällen, ‚daß das unglüdlihe Opfer einer jo „mangelhaften“ 
und verfehrten Erziehung bereits den Keim des Böfen in fih aufgenommen 
hat und fi in gewiſſem Sinne entartet zeigt, ohne daß man aufhören 
Dürfte, auf Vefferung zu hoffen, fobald eine durchgreifende Anderung der 
Zebensverhältniffe Plag greift. Freilich ift die Unterbringung eben folcher, 
zum Zeile bereit3 berdorbener Elemente in anftändigen Häufern und in 
Anftalter wegen der Befürchtung etwaiger Anftedung eine der ſchwerſten 
Aufgaben, vor bie ſich der Verein geftellt fieht, bie ſich mandmal, wie 
art „Unterbringung unmöglich” bemeift, als einfach unlösbar 
darſtellt. 


Über den Erfolg der vom Vereine getroffenen Schutzmaßnahmen ſtehen 
neuere Daten im Augenblide nicht zur Verfügung. Uber in bem Jahres» 
berichte für das erfte Vereinsjahr konnte feftgeitellt werben, daß unter den 
155 Jugendlichen, zu deren Gunften der Verein bis dahin meritorifch ein- 
geichritten war, fi) 62 befanden, bei denen ber Erfolg — in nicht jeltenen 
Fällen ein geradezu überrafchender — als bereit3 erzielt gemeldet 
werben konnte. 


Der zum Schutze verwahrlofter Jugend in ben erften 11/, Jahren 
beitrittene Koftenaufwand des Vereines weilt folgende Zahlen auf: 
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Daraus geht hervor, daß es dem Vereine, allerdings nur mit vieler 
Mühe und Schreiberei, tatfächlich gelungen ift, in dem weitaus größten 
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Teile jener 181 Fälle, in welchen die Schüglinge bei ordentlichen Familien 
untergebracht wurden, dies fojtenlos, ohne Entgelt für die Verpflegung, 
zu erreichen. Für die 135 in Anftalten untergebrachten Pfleglinge muß 
aber faft ausnahmslos die Aufnahmstare und Verpflegsgebühr beitritten 
werden und darf daher die anjehnliche Summe von über 21.000 Kronen 
nicht überrafchen. 

Indes ift zu bedenken, daß ber Verein erft vor 11/, Jahren feine 
Tätigfeit begonnen hat, und daß noch eine Menge [hugbebürftiger Jugend 
in alfen Tälern des Landes anzutreffen ift. Je mehr der Verein durch 
fein Wirken befannt wird und fein Beſtand als ein Bedürfnis ber öffent- 
lichen Wohlfahrt ſich herausſtellt, muß fein Aufwand eine erhebliche, 
von Jahr zu Jahr zunehmende Steigerung erfahren, bis zu dem noch 
ziemlich fernen Zeitpunkte, in dem bie Zahl der aus ber Vereinsfürforge 
ausſcheidenden Schüglinge dbem Zuwachs annähernd die Wage Halten wird. 

Dagegen muß eine, auch nur halbwegs gleichartige Entwidlung der 
normalen Einnahmen des Vereines geradezu als ausgeſchloſſen gelten. 
Die von den Vereinsmitgliedern und durch Spenden Privater u. dgl. 
zu gewärtigenden Zuſchüſſe werden vielmehr unter allen Umftänden um ein 
Erhebliches Hinter der Aufwandziffer zurüdbleiben, tcog aller Bemühungen, 
auf die Privatwohltätigfeit anregend einzumirfen, und troß der äußerften 
Sparjankeit und Wirtjhaftlichkeit in der Gebarung des Vereines. 

Von Gefamtaufmwande per rund 27.000 Kronen entfällt ungefähr 
die Hälfte per 13.500 Kronen auf das erfte Vereinsjahr 1904. Diejes 
Erfordernis ifl Durch die, von Seite des hohen Landesausſchuſſes in dankens— 
werter Weife bereits angemiejenen 6500 Kronen, fowie durch die Mit- 
glieberbeiträge, die ſamt den Zinfen des Stifterfapitales per 30.000 Kronen 
im verfloffenen Jahre die Höhe von 7000 Kronen erreichten, als gededt 
zu betrachten. 

Für das Taufende Vereinsjahr 1905 kommt zum reftlihen Betrage 
per 13.500 Kronen noch der Aufwand für die bis zum Schluffe des 
Vereinsjahres zu erledigenden Fälle, welcher mit 3500 Kronen ſicher 
nicht zu hoch veranfchlagt wird, jo daß ein zu deckender Jahresaufwand von 
zirka 17.000 Kronen refultiert. 

Die Mitgliederbeiträge erreichen aber ſchon nicht mehr bie Höhe ber 
gleichen Zeit des Vorjahres; man mußte die Erfahrung machen, daß es 
ſchwer fällt, einen Stod alter verfäßlicher Mitglieber ungefhmälert zu 
erhalten, und noch fchmerer, neue zu werben, trotzdem ber zu Oſtern 
erſchienene Jahresbericht danach angetan war, angefichts de3 binnen kurzem 
ſchon Erreihten zum Ausharren aufzumuntern. Das Publikum ift eben zu 
ehr von allen Seiten in Anſpruch genommen und durch das Vorhanden— 
jein fo vieler in ähnlihem Sinne tätiger Vereine verwirrt, wenn nicht gar 
abgeftumpft und gleichgültig, kurz die Beiträge ber unterftügenden Mit- 
glieder bilden feine ſichere Bubgetpoft, auf bie der Verein in jedem Jahre 
rechnen fönnte, fondern eine in ihrer Höhe ftarfen Schwankungen aus- 
geiegte Summe; für das laufende Vereinzjahr läßt fie fich mit höchſtens 
5000—6000 Kronen veranfchlagen. 

Der Verein hat mannigfaltige Anftrengungen gemacht, um ſich andere 
Einnahmsquellen zu erſchließen und zu diejem Zmwede den Weg ber öffent» 
Ligen Sammlung betreten, allein troß des Nundfchreibens, welches ber 
Herr Landeshauptmann im Frühjahre laufenden Jahres an bie tirolifchen 
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Gemeinden hinausfandte, und trotz mehrfacher Bitten an die hochwürdigen 
Orbinariate, in diefer Richtung auf den Klerus einzuwirken, fehen wir 
bislang noch keinerlei Anzeichen, daß folhe Sammlungen in der Tat er- 
folgen. Keinesfalls ift für das laufende Vereinsjahr auf ausgiebige Hilie 
von biefer Seite mehr zu hoffen. 

Daraus folgt, daß man für den Schluß des laufenden Jahres mit 
einem ungededten Abgang von mindeftend 10.000 Kronen zu rechnen hat, 
und daß, falls dieſer nicht durch eine hiemit für Rechnung de3 Jahres 
erbetene Unterftügung ſeitens des Landes behoben wird, bie Tätigkeit des 
Vereines für die Folgezeit eine erklärliche Lähmung erfahren muß. Das 
durch Gtifterbeiträge angefanımelte Stammtapital kann nämlich unmöglid, 
zur Beflreitung der laufenden Auslagen herangezogen werben, ohne bie 
Sriftenageunblagen des Vereines Br gefährden, ganz abgejehen davon, 
daß angefichtS der geringen Höhe de8 Stammfapitale® auch dadurch nur 
für relativ furze Zeit das Auslangen ſich finden ließe. Es wäre aber gewiß 
im Intereſſe der Jugend zu bedauern, wenn ber Verein wegen Mangels 
an bisponiblen Mitteln ber Möglichkeit beraubt würde, fofort und überall 
rettend einzugreifen, mo immer innerhalb der Grenzen des Landes der 
Hilferuf eines Sorgenkindes ertönt. 

Nicht minder würden die Folgen bei den Urmenlaften ber Gemeinden, 
wie bei ber Gefährdung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit fich fühlbar 
machen, wenn ber Verein zu einer namhaften Einfchränfung feiner Tätig- 
teit genötigt wäre. 

Ze weniger fi) ber Verein der Überzeugung verfchließt, daß in den 
Folgejahren noch größere Anfprüche an ihn, Befriedigung heiichend, heran- 
treten werden, deſto begründetere Erwartung glaubt er hegen zu dürfen, 
daß es ihm möglich fein werde, dieſen gerecht zu werben. Hiebei zählt er 
darauf, daß es in der Zufunft durch Ingerenz ber beteiligten fompetenten 
Faktoren doc; gelingen werde, auf dem oben gefennzeichneten Wege ber 
öffentlihen Sammlungen neue Mittel zu erlangen, daß ferner ein Teil 
ber Pfleglinge in die Anftalt untergebracht werben Tann, deren Errichtung 
in Stabelhof in Ausficht genommen wurde, endlich und vor allem, daß 
ber hohe Tiroler Landtag in Erkenntnis der Notwendigkeit und Nützlichkeit 
des Vereines, diefem fürs heurige, wie für die zwei folgenden Jahre eine 
Subvention in ausreihendem Maße zu teil werden läßt. 

Da bie Tätigkeit des Vereines fich auf verwahrlofte Jugend im ganzen 
Lande erftredt, darf wohl geſagt werden: „Es handelt ſich um eine eminente 
Landesangelegenheit.“ Die Vorteile, die das Land aus der Tätigkeit 
des Vereines zweifelhaft gewinnt, ſind keineswegs nur nach der moraliſchen 
und ethiſchen Seite Hin zu ſuchen, ſondern liegen auch auf wirtſchajt⸗ 
lichem Gebiete. Man erwäge, daß ein großer Teil bes vom Bereine ber 
ftrittenen Aufwandes eine Abnahme von gejeglichen Pflichten und Laften 
bebeutet, die fonft als Unterhalt3-, Spital3- und Schubloften unfehlbar 
bie Heimatgemeinden als Armenpflegerinnen treffen würden, man ermäge, 
wie viele jugendlihe Elemente im Lande, überließe man fie der Ber- 
mahrlofung, auf der ſchiefen Wahn abwärts gleitend, zu Verbrechern und 
Taugenichtjen würden und dadurch abermals ihren Gemeinden Schande, 
Laſten und Verdrießlichkeiten brächten, während durch die Tätigleit bes 
Vereines ſolche Menfchen zu tauglihen Leuten gemacht werben, wenn 
aud nicht in alfen Fällen jener Erfolg erreicht wird, ben fich ber Verein 
von feiner Fürforge erwartet. Endlich ift zu erwägen, daß in landwirtſchaft- 
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lichen Kreifen allgemein die Klage über den Mangel an Arbeitskräften 
aut wird, weil der heutige Arbeiter mit Vorliebe ber Stadt und indu— 
Rriellen Erwerbszweigen ſich zuwendet. Da aber der Verein gerade darauf 
hinarbeitet, verwahrlofte und gefährdete Jugend vorzüglich in rechtichaffene, 
bäuerlihe Familien zu bringen, wird ber Landwirtſchaft Gelegenheit ge- 
boten, fich billige und brauchbare Arbeitäkräfte zu fichern, was ihr nur 
willkommen fein kann. 

Der Verein hofft daher, nicht fehl zu gehen, wenn er an ben hohen 
Tiroler Landtag mit der Bitte herantritt: 

1. Die vom hohen Landesausſchuß bereit3 angemwiejenen 6000 Kronen 
als eine für das erſte Vereinsjaht 1904 gewährte Subvention betrachten 
zu dürfen, und 

2. für das laufende und die zwei folgenden Vereinsjahre eine Sub- 
vention je in ber Höhe bed oben berechneten Ausfalles gütigft bemilfigen 
zu wollen, auf daß ber Xerein eine ſichere Grundlage gewinne und ſich 
unbeirrt durch materielle Rüdfichten voll und ganz dem Dienfte feiner 
Aufgabe widmen kann, wie bie bisher gefchehen ift, und wodurch ber 
Verein das geworben, was er jept in ber Tat barftelft: Ein nicht mehr 
überfehbarer Faktor der Wohljahrtäpflege des Landes. 


Innsbruck, am 15. Dftober 1905. 


Jugendfürforgeverein für Tirol. 
Der Obmann. Der Schriftführer. 


Ur. 84. 
Die Vereine „Wiener Waifenräte*. 


Bei der Häufung der Amtögejchäfte, bei dem fteten Wechjel im 
Perſonal, bei ber Größe der Amtsſprengel und der wachſenden Bevölferung, 
namentlich in großen Sprengeln der Gerichte, fann dieſen heute eine Über- 
ficht über die perfönlichen Verhältniſſe der Pflegebefohlenen, über die zu Vor» 
mündern tauglihen Männer ihres Amtöfprengels nicht zugemutet werben. 
Hier muß dem Gerichte von andrer Seite zu Hilfe gelommen werden. Den 
erften Schritt hiezu tat der Wiener Gemeinderat, indem er am 3. November 
1854 ein Statut beſchloß und mit Genehmigung desfelben durch das 
Zuftizminifterium (5. Februar 1855, 8. 29.395) die Beftellung von Waifen- 
tomitee3 für jedes ber ftäbtifch delegierten Bezirlsgerichte verfügte. Dieſe 
Waijenfomitees Haben zunächſt den Gerichten aus dem reife der Ge— 
meindegenoffen taugliche Vormünder zur Beſtellung vorzuſchlagen. 

Diefe Inftitution geriet bald in Verfall, nad) wie vor mangelte es 
an tauglichen Vormündern für unbemittelte Waifen. Nach wie vor blieben 
die Vormünder Vermögensverwalter ber reichen Mündel. 

Hier fegen erſt wieder Beſtrebungen der legten vier Jahre Hoffentlich 
mit Erfolg ein. In Anlehnung an eine Inftitution des beutfchen bürger- 
lichen Geſetzbuches, ber Gemeindewaifenräte (88 1849, 1850), wurden zuerft 
in Friedland, dann in Wien über Anregung richterliher Funktionäre 
„Waiſenräte“ ind Leben gerufen. 

Der erfte Wiener Waifenrat bildete fi, im Rahmen des Vereins» 
gejeges im Bezirke „Landſtraße“ und trägt den Namen „Lanbitraßer 
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Waifenpflege“. Als feine erfte Aufgabe bezeichnet er „taugliche” Vor— 
münber auszuforſchen, und Hierin folgen ihm bie andern Waifenräte, 
die fid) in faft allen Bezirken Wiens nad) dem Vorbilde des Vereines 
„Landſtraßer Waifenpflege” gebildet haben. 

Diefe Organifationen wollen durch vereinsmäßigen Zuſammenſchluß 
don Privatperfonen dasſelbe Ziel erreichen, welches dem Gemeindemwaijen- 
rate nach dem neuen beutfchen bürgerlichen Gejegbuche geftedt iſt. 

Der Verein „Landftraßer Waifenpflege” ftellt fih zur Aufgabe: 

1. Dem Vormundſchaftsgerichte die Perfonen vorfchlagen, bie ſich im 
einzelnen Falle zum Vormunde eignen ($ 1849 d. b. G. B.); 

2. in Unterftügung des Vormundichaftsgerichtes darüber wachen, daß 
Vormünder der in jeinem Bezirke ſich aufhaltenden Mündel für die Perſon 
ber Mindel, insbeiondere für ihre Erziehung und ihre körperliche Pflege 
pflichtmäßig Sorge tragen, dem Vormundfchaftsgerichte Mängel und Pflicht- 
wibrigfeiten, die er in biefer Hinficht wahrnimmt, anzeigen und auf Er- 
fordern über das perfönliche Ergehen und das Verhalten eines Mündels 
Auskunft erteilen ($ 1850 d. b. ©. B.); er will aber auch 

3. den Mündeln, ſoweit Hilfe nötig ift, Diefe aus eigenen Mitteln feiften 
ober, wu dies nicht möglich ift, folhe durch Vermittlung ber beftehenden 
öffentlichen oder privaten Wohlfahrtseinrichtungen fhalfen, und zwar: 

a) Durch Unterbringung der Kinder in hiezu geeigneten Familien und 
Anftalten ; 

b) durch Gewährung unentgeftlichen Rechtsbeiſtandes bei Durchführung 
von Alimentationsanfprücen und in andern wichtigen Fällen; 

c) durch Unterjtügung der Kinder behufs Erwerbung der für den 
künftigen Beruf notwendigen Kenntniffe und fonftigen Erforderniſſe. 

Was die Organijation des Vereines betrifft, jo beſitzt derſelbe neben 
bem Xorftande einen aus Vereinsmitgliebern beitehenden Waifenrat, welcher 
vom Vorſtande beftellt wird. Die Zahl der Mitglieder des Waifenrates 
Raifenräte, Waifenpfleger) ift wechſelnd und beftimmt ji nach ben 

jebürfniffen. Der Vereinspräfident ift zugleich Worfigender des Waifen- 
rated. Zur Ausübung ftändiger Funktionen, ber Inſtruktion der Waifen- 
pileger und der Überwachung der Kanzleigefchäfte ift die Stelle eines 
Warjenratsdireltord organifiert, bem einige Waifenratöreferenten unter 
ftügend zur Seite ftehen. Zum Vorfigenden und Pireftor de3 Waifenrates 
folfen ftatutengemäß richterfiche Funktionäre des Vormundſchaftsgerichtes 
gewählt werden (nur in deren Ermanglung andere Perfonen). Durch dieie 
BVerfonenibentität ift ein enger Zujammenfchluß zwiſchen Geriht und 
Bevölkerung gefchaffen, der dem Gerichte einen dauernden leitenden Ein- 
—— die Geſchäftsführung und die Tätigkeit des Waiſenrates er— 
möglicht. 

Dem Gerichte wird dieſe geiſtige Leitung noch dadurch erleichtert, daß 
der Verein erklärte, nur ſolche Perſonen zu Waiſenpflegern zu berufen, 
die dem Gerichte genehm ſind. Dieſe Waiſenpfleger erhalten eine nicht 
allzu große Anzahl möglichſt nahe beieinander wohnender Mündel zuge: 
mwiefen, deren Beauffihtigung ihnen zur Pilicht gemacht wird. Zu dieſem 
Behufe erhebt der Waijenrat von Monat zu Monat aus den Pupillar- 
regiftern des Gerichte die neu angefalfenen Vormundfchajten und fertigt 
ſonach für jeden einzelnen Mündel eine Waifenfarte an, die neben dem 
betreffenden Aktenzeichen des Gerichtes Rubriken für Perfonaldaten, Bifite- 
tiongergebnifje und auf der Rüdfeite eine Ermächtigung an den betreffenden 
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Waiſenrat enthält, über bie perfönlichen Verhältniffe des Mündels Er- 
hebungen zu pflegen. 

Die Waifenräte kommen ihrer übernommenen Pflicht, die ihnen zu» 
geteilten Pflegebefohlenen in fteter Aufficht zu behalten, nad, indem fie 
Diefelben periodiſch bejuchen (regelmäßig von vier zu vier Monaten) und 
über ihre perfönlichen Berhättnite Erkundigungen einziehen. 

Man gründet die Rechtsbeſtändigleit der Legitimation zum Wohnungs- 
befuche darauf, daß nad dem kaiſerlichen Patente vom 9. Augujt 1854 
dad Gericht für die unter dem befonderen Schuß der Gefege ftehenden 
Perſonen von Amts wegen zu forgen hat und die Urt und Weife, wie das 
Gericht dieſe Aufgabe erfülfen will, dem Ermeſſen desſelben anheimgeſtellt 
wirb, benn $ 2, 8. 5, des zitierten Geſetzes jagt: 

„Alle Umftände und Verhäftniffe, welche auf die richterliche Verfügung 
Einfluß Haben, hat das Geriht von Amts wegen zu unterfuchen, darüber 

. bie Barteien ſelbſt ober andere von der Sache unterrichtete Perſonen, nötigen 
Falls auch Sahverftändige zu vernehmen oder auf andere jhidliche Art 
Erkundigungen einzuziehen... .” 

Aus diefen Worten folgert man, daß e3 den Gerichten auch geſtattet 
fei, Privatperfonen, bie ja ifenräte fhließlic find, in die Wohnungen 
zu entfenden und Erfundigungen zu pflegen. 

Auf diefe Weife ift e3 auf dem Boden des geltenden Rechtes möglich, 
eine intenfivere Überwadhung der Führung der Vormundſchaft durchaus 
führen. Das Yuftigminifterium hat diefen Vorgang gebilligt (Juſtizmini— 
fterialerJaß vom 10. April 1902). Dieſer Erlaß jagt, „dieſe Ermächtigung 
ftügt fih auf 8 2, 3. 5, Berl. Patent“, allerdings weiter unten: „Die 
Mitglieder bes Waifenrates find Vertrauensperjonen des Gerichtes, aber 
nicht Amtsperſonen; im Yalfe die Beteiligten ſich ihrer Intervention 
wiberfegen, wird dies dem Gerichte mitgeteilt und es werden die erforder- 
lichen e ee dann dom Gerichte unmittelbar durch Voriadung 
der Beteiligten beſchafft.“ 

Über die Ergebniffe feiner Erhebungen berichtet der Waijenpfleger 
auf Grund feiner in ben Waifenfarten gemachten Aufzeihnungen in den 
monatlichen Waifenratsfigungen; nur wenn er bei jeinen periodiſchen 
Bifitationen grobe Mißjtände bemerken oder ihm ein Fall von einem 
Mißbrauch der väterlichen oder elterlihen Gewalt befannt würde, muß 
er fofort bem Gerichte Anzeige erjtatten (88 178 und 217 a. b. ©. B.). 

Über die Art der Ausübung diefer Pflichten ftellt die Gejchäfts- 
anmeifung für ben Waifenrat folgende Leitpunkte auf: 

„Der Waifenrat foll dafür forgen, dab bie Wichtigfeit einer geord— 
neten Waifenpflege in ben weiteften Kreiſen der Bevölkerung erkannt werbe. 

Er wird ratend, helfend, belehrend einzuwirken haben und durch Takt 
und liebevolles Entgegenfomnen die Erkenntnis weden, daß er im Intereſſe 
der Benölferung wirkt. Er wird den Parteien erforderlihen Falles auf 
die zur Linderung ber Not beftehenden öffentlichen und privaten Inſtitu— 
tionen aufmerffam zu machen haben, ihnen bei Erlangung ber ihnen ers 
reihbaren Benefizien behilifich fein.” 

Diefe Beſtimmung ift praktiſch um fo wichtiger, als ja „ber Bormund 
(mittelfofer Waijen) auf öffentliche milde Stiftungen und beftehende Armen» 
anftalten fo lange einen gerechten Anſpruch hat, bis ber Minderjährige 
im ftande ift, ſich durch eigene Arbeit und Verwendung felbit zu er» 
nähren” (8 221 a. b. ©. 8.). 

27* 
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Diefe Wohltätigfeitsanftalten werben von den Wormünbern meiftens 
nur aus Unkenntnis ihres Beſtandes ober des Weges, mie das bezüglice 
Benefizium zu erlangen ift, nicht in Anfprud genommen. 

Weiters Iehrt dieſe Geſchäftsanweiſung: 

„Die Mitglieder des Waifenrates werben daher ihre Aufſichtspflicht 
berart ausüben, daß ihre Tätigkeit nicht al3 eine unliebfame Beläftigung 
empfunden wird. Wo jedoch Mißbräuche wahrgenommen werben, wird 
mit Unerfchrodenheit dafür zu forgen fein, daß nicht? unterbleibe, was 
im Intereſſe der Pflegebefohfenen, die fich ja felbft nicht ſchützen können, 
nad dem Willen des Geſetzes geſchehen muß.” 

Eine gute Seite ber Organifation des Waifenrates ift namentlic, darin 
zu erbliden, daß er in Zuteilung möglichſt weniger Pfleglinge, die zugleich 
möglichft nahe wohnen jolfen, an einen Pfleger eine indivibualifierende 
Tendenz erfennen läßt, die noch ftärker darin hervortritt, daß dem Waijen- 
rate ftatutengemäß auch Waifenpflegerinnen angehören follen. Denn dadurch 
find Perſonen beigezogen, die für die Bedürfniffe des erften Kindesalters 
regelmäßig ein tieferes Verſtändnis haben und melden Mädchen eher 
Vertrauen entgegenbringen und Eröffnungen machen werben, die fie dem 
Richter oder dem Waijenpfleger gegenüber verſchweigen würden. 

Der fo geichaffene Verein „Landftraßer Waifenpflege” und die Vereine, 
bie fi) nad) feinem Worbilde gebildet haben, haben ſich bewährt. Aus 
bem erſten Jahresberichte des Vereines „Landftraßer Waifenpflege” ift 
zu entnehmen, daß er Hinfichtlich feines Hauptzwedes, d. i. Die Unter 
ftügung bes Gerichtes in der Fürforge für die perfönfichen Verhältniſſe 
der Pflegebefohlenen bereits amerfennendwerte Erfolge aufzumeifen hat. 
Die Bevölterung hat ſich den Veftrebungen bes Vereines äußerſt entgegen 
tommend gezeigt. Ein Fall des Widerftandes oder au) nur des Unwillens 
über das Einſchreiten der Waifenräte oder Waifenpflegerinnen ift nit 
vorgetommen. Im Gegenteile haben ſich die Beteiligten für das ihnen 
entgegengebrachte Intereffe, für jede Belehrung und Hilfe dankbar gezeigt. 

Da bie Ermittlung von Vormündern auf Schwierigfeiten ftößt, hat 
ber Verein eine MAgitation eingeleitet, um ®Perfonen zu ermitteln, die 
fi freiwillig zur Übernahme von Vormundſchaften bereit erflären. 
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Ur. 85. 
Überficht über bie auf gerichtliche Initiative geſchaffenen 
Pflegihaftsihugorganifationen 


im Wiener Oberlandeögerichtöiprengel (Nieberöfterreih, Oberöfterreih und Salz 
burg) nad; dem Stande Ende 1905. 
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Anmerkung: Die Organifationsformen b bis d wurden im engften Anichluffe an 
die Armen» oder Gemeinbebehörben Tonftituiert. 


Ur. 36. 
Die Gemeindewaijenräte. 


Über die Organifation der Gemeindewaifenräte gibt das während der 
Drucklegung erfhienene Buch: „Zugendfürforge und Sinderfeug durch Ge 
meinbdewaifenräte und Schugvereine” von Frz. Janiſch, F. f. Bezirksrichter in 
geiebland i. 8, mit einem Anhange: Verordnungen und Erläfje des 
. 8. Juſtizminiſteriums zum Schuge der Kinder und Jugendlichen, ein- 
gehenden Aufſchluß. 

Der Verfafjer ift gleichzeitig au; der Schöpfer des Gemeindemwaijen- 
rates, den er auf die SS 178, 189 und 217 a. b. G. B. aufbaut. 

Die einzelnen Gemeindewaifenräte werden aus Mitgliebern des Gr 
meinbeausfchuffes, ber Geiftlichfeit und des Lehrerftandes gebildet und 
erhielten die Anmeifung: 

Den Vormund bei ber Kindererziehung zu überwachen und für das 
körperliche, geiftige und fittliche Wohl der Minderjährigen und pflege 
Defhienen Kinder in der Gemeinde zu forgen und fo insbeſondere einzus 
greifen: 
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1. Bei Beftellung von Vormündern, indem der Waifenrat dafür Sorge 
trägt, daf nur tauglihe Männer als ſolche vorgeſchlagen werden; 

2. bei mißbräuchlicher Anwendung ber väterlichen ober vormund— 
ſchaftlichen Gewalt, indem er durch gütlihe Ermahnung Abhilfe trifft 
und falls wiederholte Ermahnungen fruchtlos bleiben, dem Vormundſchafts- 
gerichte mit feinem Antrage Anzeige eritattet; 

3. bei Vernachläſſigung ber Verpflegung und Erziehung der Kinder, 
melche erfolgen kann durch Wernadhläfligung des Schulbeſuches, durch 
moralifches Sertommenlaffen infolge ber nachteiligen geiftigen Beeinfluffung 
berfelben durch Verwendung ber Kinder zum Bettel u. dgl. 

Schließlich wurde den Mitgliebern bes Waifenrates bedeutet, bei ben 
zu erteilenden Ermahnungen darauf Hinzumeifen, daß nad 88 177 und 
178 a. b. ©. ®. die Abnahme der väterlichen Gewalt ober font ange- 
meffene Verfügungen ſeitens des Gerichtes getroffen werden fünnen, wie 
Enthebung des Vormundes, Unterbringung der Kinder in einer Familie 
gegen Bezahlung der Koften von Seite ber Eltern oder Abgabe ber Kinder 
in eine Erziehungs- oder Beilerungsanftalt u. dgl. 

Zur genauen Abgrenzung ihrer Wirkfamfeit und Aufgaben wurde 
ben Waifenräten eine nach dem Mufter ber fächſiſchen „Geſchäftsanweiſung 
für die Gemeindewaifenräte” abgefaßte Gefchäftsanmeifung übergeben. 

Diele Geichäftsanmweifung hat folgenden Wortlaut: 

8 1. Der Gemeinbewaifenrat ift ein Hilfsorgan für bie Ausführung der 
bem Bermunbfeaftggerichte obliegenbden Verrichtungen im Sinne ber $$ 189, 217 
und 178 a. 6.9. 8. 

8 2. Der Gemeindewaijenrat hat das, was er bei Ausübung feines Amtes 
erfährt, geheim zu halten und barf davon niemandem, außer wer ein Mecht 
darauf hat, Aniktetung macen, Die Pflicht zur Verſchwiegenheit dauert auch 
nad) Beendigung des Amtes fort. 

$ 4. Der Gemeinbewaifeneat Hat darüber zu machen, daß die Bormünber 
für die Perſonen der Münbel, insbefondere für ihre Erziehung und ihre körper» 
Tiche e pfiötmäßig Sorge tragen. Nimmt ber Warjenrat Mängel oder 
Pflichtwidrigleiten wahr, in hat er auf deſſen Abftellung durch Ermahnungen 
Aingemelen und erforderlichen Falles dem Vormundſchaftsgerichte Anzeige zu er- 

atten. 


8 5. Der Wailenrat hat dem Vormundichaftsgerichte auf Erſuchen über das 
perfönliche Ergehen und das Verhalten eines Nündels ober Pflegebefohlenen Aus- 
tunft zu erteilen. 

87. Der Waiſenrat hat dem Vormundſchaftsgerichte Anzeige Fi eritatten, 
wenn ein Fall zu feiner Stenntnis kommt, in welchem ein Bormund, Mitvormund 
ober Kurator zu beftellen ift. Die Anzeigepflicht erſtreckt ſich insbeſondere auch 
auf bie Fälle, in benen ber bisherige Bormund, Mitvormund ober Kurator ge» 
festen ober Ta, geworden ober wegen geiſtiger Schwäche, Ber- 
ſchwendung unter Kuratel geitellt wurde. 

% 8. Der Waiſentat hat dem Bormunbdichaftögerichte bie Perſonen vorzu⸗ 
ſchlagen, bie fih im lan Falle zum Vormunde ujm. eignen. Es find nur 
jolche Perſonen in Vorſchlag zu bringen, welche nad) ihren perſönlichen Verhält - 
niffen und ihrer Bermögenälage, ſowie nach den jonftigen Umjtänben zur Führung 
des Amtes geeignet find. Wermwanbte und Verl mägerte des Mündels find zu- 
nãchſt zu berüdfichtigen. 

89. Erfährt der Waifenrat, daß ein Vormund, Mitvormund oder Kurator 
an ber Erfüllung feiner Pflichten verhindert ift oder daß eine Frau, welche bie 
Vormundſchaft ihres Kindes führte, fich wieber verehelicht oder daß bei einem 
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Bormunbe, Mitvormunde oder Kurator die im $ 254 a. b. ©. B. ngeftten 
Gründe (jiehe oben Kapitel Bormundichaft) für feine amtliche Entlafiung 
eingetreten find, fo Hat er dem Bormundjcaftgerichte Anzeige zu machen. 

$ 10. Crlangt ber Waiſenrat von einem alle Kenntnis, in welchem das 
Vormundſchaftsgericht hinſichtlich eines unter elterliher Gewalt ftehenden 
Kindes zum Einfchreiten berufen ift, jo hat er dem Vormundſchaftsgerichte Ans 
zeige zu erflatten. (Um ben Waiſenräten bie Fälle für ein ſolches Einſchreiten 
bezeichnen, werben die Beftimmungen ber $3 176, 177, 178, 149, 273 a. b. s 
Turz angegeben.) 

Zur leichteren Überficht über die in der Gemeinde befindlichen Pilege- 
befoplenen werben in ben Gemeinden Verzeichniſſe geführt, welche nad 
einem von Janifch entworfenen Mufter Rubriken 

1. für die fortlaufende Zahl, 

2. für die betrejfende Geſchäftszahl des Vormundſchaftsgerichtes, 

3, für Namen des Pflegebefohlenen, Tag und Jahr der Geburt und 
Aufenthaltsort desſelben, 

4. Erziehungsart und Beſchäftigung, 

5. Name, Stand, Wohnort des Vormundes und Mitvormunbdes, 

6. für Bemerkungen 
enthalten, aljo im großen und ganzen nach dem für das Waiſenbuch 
beftehenden Formular gearbeitet find. Diejes Verzeichnis wird in ber 
Weife angelegt, daß das Gemeindeamt nach den Nummern ber Häuſer 
Nachfrage Halten läßt, ob ſich dortſelbſt Pilegebefohlene befinden, und 
wenn dies der Fall, nad) dem Vormundfchaftsdekrete des Vormundes 
und den Angaben des Vorniundes die Eintragungen vornimmt, Die richtige 
Fortführung dieſes Verzeichniſſes erfolgt aud) dadurch, daß nach ben 
Todfallsaufnahmen, Augelobungen der Bormünder und Ausjüllung ber 
Fragebögen, bie das Geriät zur Einvernahme der Kindesmutter bei 
unehelichen Kindern an dad Gemeindeamt fendet, die weiteren Eintragungen 
vorgenommen werben. Bon Seite des Vormundfchaftsgerichtes wird der 
Gewmeindewaijenrat bei der Anlegung der Liften dadurch unterftügt, dab 
demſelben die Einfihtnahme in das gerichtliche Waiſenbuch geftattet und 
die begehrten Auskünfte aus bemfelben und ben Pflegichaftsatten ge 
geben werben. 

Da die Gemeindewaifenräte nach 88 4 und 5 der Geichäftsanmweijung 
dem Gerichte über die Erziehung, das perjönliche Ergehen und das Ber- 
halten alfer in der Gemeinde befindlichen Minderjährigen, welche buch 
einen Vormund ober Kurator vertreten find, zu berichten angewieſen 
find, wird durch einfache Übergabe dieſes Verzeichniffes an das Gericht 
die Augfertigung don taufenden von Cinzelberihten erfpart und eine 
Evidenthaltung und gründliche Überwahung aller Pflegebefohlenen ge 
meinbeweife erreicht. 

Bereits im Noventber 1901 Hat Bezirksrichter Zanifch and, im Sprengel 
des Bezirkögerichtes Friedland, deffen Gerichtöporjtand er inzwiſchen ge⸗ 
worben, die Organijation von Gemeindewaifenräten durchzüſetzen ver 
ftanden. Wir finden ihm dafelbft auch bei Schafjung einer Vezirkäheim- 
ftätte für ſchuzbedürftige Kinder tätig, von der im Kapitel „Die Turd- 
führung” die Rebe fein wird. 

Nach feinen in ber „Notariatäzeitung”, 1901, Nr. 34, und 1902, 
Nr. 21, erichienenen Berichten funktioniert die neugeſchaffene Inſt itution 
in völfig bejriebigender Weiſe. Die Pflegicaftsangefegenheiten werben 
von ben Gemeinden gründficher und fachgemäßer erfebigt, die Willkür bei 








Vorſchlag von Vormündern hörte auf und taugliche Vormünder wurden 
ernannt. Vor allem wurde bie Einrichtung aud) für das Wohl der unehe- 
lichen Kinder von Bedeutung. Über Intervention des Waijenrates wurden 
vielen Kindern Abfindungsfummen zugemittelt, viele erhielten durch Ver— 
ehelihung ber Eltern ihren Water und mo bie Legitimation verabfäumt 
murbe, wurden fie nachträglich Iegitimiert. Wäter, welche bie Erziehung 
und Berpflegung ihrer Kinder gänzlich vernachläffigten, wurden ihrer 
väterlichen Gewalt für verluftig erflärt, und Kindern, denen bie geſetzliche 
Vertretung eine Vormundes mangelte, unter Vormunbfchaft geftelit. Den 
Haupterfolg fieht Janiſch in der dadurch erft ermöglichten gründfichen, 
periodiſchen Überwachung der perfönlichen Verhältniffe der Pflegebefohlenen. 


ar. 87. 


Note des Oberlandesgerihtspräfidiums in Wien vom 6. März 

1895, 3. 2221, an den niederöfterreihifchen Landesausfhuk 

betreffend das Bufammenmwirten von Gerichten und Armen- 
behörben. 


Das k. k. Oberlandeögericht in Wien hat nad) dem Inslebentreten des 
Landesgeſetzes vom 13. Oftober 1893, 2. G. B. Nr. 53, betr. die öffentliche 
Armenpflege im Erzherzogtum Öfterreich unter der Enns mit Ausſchluß der 
Reichshaupt · und Refidenzitadt Wien in einer Note vom 6. März 1895 
an den Landesausfhuß, 3. 2221, der Überzeugung bahin Ausdruck gegeben, 
daß es notwendig fein werde, auf dem Gebiete des Pflegſchaftsweſens 
eine innigere Verbindung ber Gerichte mit den Armenbehörden und mit 
den benfelben vorgejegten Auffichtäbehörben ind Auge zu fallen. 

Lie Note erwartet ſich für die Verwaltung des Pflegſchaftsweſens 
armer Perfonen von der Mitwirkung der Armen» und Aufſichtsbehörden 
den beiten Erfolg, wie au ben Organen ber Armenverwaltung ſelbſt 
aus einer entjprechenden Mitwirkung ber Gerichte bie größten Borteile 
erwachſen dürften. 

. Die Note berührt zunächſt al3 erfte und michtigfte Aufgabe der 
Gerichte: die amtswegige Veftellung eine Vormundes und erörtert unter 
anderen die Fälle, in welchen die Gerichte in Gemäßheit des bürger- 
lichen Gefegbuches einen Vormund für einen Minderjährigen zu beftellen 
haben. Solche Fälle treten in Gemäßheit der 88 176 und 177 0.6.6.8. 
dann ein, wenn der Vater den Gebrauch der Vernunft verliert, wenn er 
als Verſchwender erklärt, oder wegen eines Verbrechens auf längere Zeit 
als ein Jahr zur Gefängnisftraje verurteilt wird, wenn er eigenmächtig 
auswandert, wenn er über ein Jahr abweſend ift, ohne von feinem Auf- 
enthalt Nachricht zu geben, wenn er wegen gänzlicher Vernachläſſigung 
ber Verpflegung und Erziehung feiner Kinder der väterlichen Gewalt für 
immer verluftig erflärt wird, 

Ju diefen Fällen muß man noch die weiteren Fälle rechnen, daß 
nad ben 88 254fj. a. b. G. B. die Beſtellung eines neuen Vormundes 
notwendig wird, wenn ber biöherige Wormund bie Vormundſchaft pflicht- 
wibrig verwaltet hat, wenn er font zur Führung ber Vormundſchaft 
unfähig erfannt wird, wenn fich folde Bedenklichkeiten äußern, welche 
ihn kraft des Geſetzes von der Übernahme der Vormundſchaft ausgeſchloſſen 
hätten oder men der Vormund nur auf eine gewiſſe Zeit beftellt worden 
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wäre. Für alle dieſe vier genannten Fälle war nun bisher in keiner 
Weiſe genügend vorgeſorgt; insbeſondere dann, wenn es ſich um arme 
Pupillen und Kuranden gehandelt hat. 

Unter dieſen Fällen gelangten diejenigen, in welchen der eheliche 
Vater zu einer Gefängnisftrafe in ber Dauer von mehr als einem Jahre 
verurteilt wurde, überalf bann jelten zur Unzeige, wenn bie Verurteilung 
des Vaters von einem auswärtigen Gerichtehore erfolgt war; bie Fälle 
der Auswanderung bed Vaters und ber Vernachläffigung oder der Ver— 
fegung ber väterlichen Pflichten Durch die Väter gelangen vollends, wenn 
e3 fih um arme Minderjährige handelt, faft gar nie zur Kenntnis der 
Gerichte. 

Ganz das Gleiche gilt endlich von ben Fällen, in welchen der bis— 
herige Vormund armer Perfonen zur Verwaltung feines Amtes unfähig 
mird ober dasſelbe vernachläffigt. 

„Es ift nun zweifellos richtig, daß den Gerichten nad) bem bürgerlichen 
Geſetzbuche bie Pflicht sötient, allen Tatſachen, welche die Beftellung 
ober Wiederbeftellung von Vormündern notwendig maden, von Amts 
wegen nachzuforſchen; allein es muß anbrerfeit3 erwogen werben, daß 
diee durch das bürgerliche Geſetzbuch den Gerichten auferlegte Pflicht 
heutzutage ohne Mitwirfung anderer Organe nicht erfüllt werben Tann. 

Es verdient hervorgehoben zu werden, daß in Jahre 1849 in Nieder⸗ 
öflerreic) mehr als 500 verfchiebene Gerichte als Stadt» und Landgerichte, 
Markt- und Patrimonialgerihte als Vormundſchaftsbehörden eingeichritten 
find, deren Zahl fih nad) dem Jahre 1849 auf weniger ald 100 ver- 
mindert hat, daß dagegen bie Volkszahl Nieberöfterreichd feit der Ein- 
führung des bürgerlihen Geſetzbuches ſich mehr al3 verdoppelt hat, um 
zu veranfhaulichen und zu beweiſen, daß bie geringe Zahl ber heute 
als Vormundſchaftsbehörden einfchreitenden Bezirkögerichte fi außer ſtand 
jereßt finden, jedem einzelnen Falle feines geſehlich gebotenen Einjchreitens 
de Neubeftellung oder ber Wieberbeftellung eines Vormundes nachzu⸗ 
forfhen, und dab demnach die Vezirkögerichte als Pflegſchaftsbehörden 
mehr als früher darauf angewieſen ſind, insbeſondere in Änſehung armer 
Pupillen ſich auf eine ſtetig und wirkſam geleiſtete Anzeige anberer 
Organe zu ftügen. 

Dieſe Anzeigepfliht zu erfüllen ift nun der durch das eingangs 
bezogene Lanbeögejeg geſchaffene Bezirlsarmenrat nach ben geieplihen 
Beſtimmungen nicht nur verpflichtet, ſondern, worauf ich ein weit größeres 
Gewicht lege, in Anſehung armer Perſonen auch ganz vorzugsweiſe ge— 
eignet.” 

„Die Bezirksarmenräte und die Armenpfleger werben insbeſondere den 
Wegfall eines einmal beftellten Vormundes eines armen Minderjährigen, 
in welchen ein ehelicher Water minderjähriger Perfonen geiftesfrant ge- 
worden, zu einer Gefängnisſtrafe von mehr als einem Jahre verurteilt 
werben ober länger al3 ein Jahr abweſend ift, die Fälle, in welchen der 
Vater jeine väterlihe Gewalt mißbraucht oder gänzlich vernadjläffigt hat, 
und die analogen Fälle in Anſehung bereit beftellter Bormünder wahr- 
nehmen können und eine Anzeige an das vormundjchaftliche Gericht, welches 
in ben meiften Fällen das Bezirksgericht des Armenbezirkes fein dürfte, 
wird von felbft die Tätigkeit der Gerichte entiprechend bewirken.“ 

Die von den Bezirksarmenräten im Grunde der 88 8 und 37 Armen- 
geſetz und $ 189 0.6.6.8. „geübte Anzeigepfliht wird es endlih auch 
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ben Gerichten möglich machen, die Führung eines Waifenbuches im Sinne 
der 88 207 und 208 a. b. &. B. und ber entfprehenden Beftimmungen 
des faiferfihen Patentes vom 9. Auguft 1854, R. G. 8. Nr. 208, zu 
vervolfftändigen und anbrerfeit8 werben bie Bezirlsarmenräte das ber- 
volfftändigte Waifenbuch in vielen Beziehungen mit Erfolg benügen können, 
um ben Anfall eines Vermögens an die Minderjährigen ober jonftigen 
Veränderungen in Anfehung ihrer Perfonen zu erkundigen und ſicher 
zu ftellen, welche Veränderungen nur allzuleicht der Armenbehörde un- 
befannt bleiben können“. 

„Einc_vollftändige Erfüllung der Unzeigepflicht durch die Armen- 
behörben ift im gleich großen Intereffe ber Gerichte als Pflegſchafts⸗ 
und Armenbehörben gelegen.” 

Die Note verweift auf bie Wichtigkeit einer Verbindung der gericht- 
lichen Geftion mit ber Geftion der Armenbehörden im Hinblide” auf die 
Feſiſtellung der nad) dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche zur Er- 
siehung und Verpflegung minderjähriger Perſonen verpflichteten Perſonen, 
was insbejondere für die öffentliche Armenpflege von der allergrößten 
Bedeutung if. 

Die Note verweilt bei Erörterung dieſes Punktes längere Zeit und kommt 
ſchließlich auf die Erziehung der der Armenpflege anheimgefteliten Kinder 
zu ſprechen. Jeder Freund der Armen muß bie vortrefflichen Beftimmungen 
des niederöſterreichiſchen Armengefeges freundlichft begrüßen, welche es in Hin- 
kunft weſentlich leichter geftalten werben, die fittlihreligiöfe Erziehung 
armer Kinber und beren Gerufsbittung zu fördern; und der Oberlandes» 
gerichtöpräfident findet fih um fo mehr beftimmt, die Errichtung, der 
Bezirksarmenräte und der Urmenpfleger in ben Gemeinden von einem 
Stanbpunfte aus willtommen zu heißen, als das Hohe ET. Sufiaminifterium 
in feiner Berorbmung dom 10. November 1893, 3. 19.462, 3. M. Vdg. ©. 
Nr. 31, ©. 175—176, daran erinnert hat, ba ſich nad) ben Beltim- 
mungen be3 allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches die Fürforge ber Gerichte 
in Anjehung der Minderjährigen nicht bloß auf das vermögensrechtliche 
Intereſſe zu Beichränten habe, fondern dieſelben pflichtgemäß innerhalb 
der im 3. und 4. Hauptftüde des erften Teiles des allgemeinen bürger- 
lichen Gefebbuches gezogenen Grenzen auch für die perſönlichen —Se 
der Minderjährigen ihre Fürſorge zu befräftigen haben. 

„Das hohe Zuftizminifterium hat in der bezogenen Verordnung die 
Gerichte auf die notwendige periodiiche Nevifion des Waifenbuches aufs 
merffam gemacht und betont, daß dieſe Revifion den Gerichten Anlaß 
geben wird, Erkundigungen über den Stand der Ausbildung und Erziehung 
ber Minderjährigen einzuziehen, daß aber die Gerichte auch aus ber Ver— 
waltung ihrer fonftigen und insbeſondere der ftrafgerichtlichen Agenden 
Tatſachen erfahren werden, welche ihre Aufmerkjamfeit auf die Erziehung 
und ben fittlihen Zuftand der Kinder lenken werben. 

Es hat das Zuftizminifterium den Gerichten insbeſondere aufgetragen, 
ihre Fürforge denjenigen Minderjährigen zuzumenden, deren jittlicher 
Entwidiung in ihrer Umgebung Gefahr droht, und e3 hat die Gerichte 
beauftragt, in folhen Fällen die Unterbringung folder Minderjähriger 
in andere Familien zu veranlaffen, welche den Gerichten alle Gewähr für 
eine gute Erziehung bieten. 

Endlich hat das hohe Zuftizminifterium in dem oft bezogenen Erlaſſe 
den Gerichten aufgetragen, nötigen Falls mit Rückſicht auf das Geſetz 
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vom 24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 90, bie Überweifung verwahrlojter 
Minderjähriger in Hr Befierungaanftatt zu veranlaffen und die geſehlichen 
Vertreter zu ber nad) 5 16 des zitierten Geſetzes erforderlichen Antrag» 
ftellung anzuregen und die Stellung diefer Anträge nach der allgemeinen 
Anrodnung des faiferlihen Patentes vom 9. Auguft 1854, R. G. 8. 
Nr. 208, zu erziwingen. 

Die Beſtimmungen bed nieberöfterreihiichen Armengeſetzes über bie 
Erziehung armer Minderjähriger fommen nun den im Erlaſſe be3 hohen 
Juſtizminiſteriums vom 10. November 1893, Nr. 19.462, in allen Be- 
ziehungen entgegen. 

Nach 8 22 des niederöfterreichifchen Armengeſetzes follen arme ver⸗ 
maijte verlaffene Kinder womöglich in Waifenhäufern und, ſoweit Dies 
nicht tunlich ift, in Privatpflege zu verläßlichen, moraliſch unbefchoftenen 
Familien, möglichft derſelben Konfeffion, untergebracht und Pilegeverträge 
mit den Pflegeeltern abgefchloffen und, wenn auch dieſe Unterbringung 
nicht tunlich wäre, insbeſondere nur dieſem Zwecke gewidmete Räum- 
lichkeiten der Armenhäuſer untergebracht werben. 

In bdemfelben $ 22 des Armengefeges ift die Verbindlichkeit ber 
Armenbehörben ausgeiprochen, daß die Kinder fittlich und religiös erzogen 
und‘ ihren Fähigkeiten entſprechend körperlich und geiftig zu nüglichen 
Mitgliedern der menſchlichen Gefellichaft herangezogen werben; im 8 23 
ift die im $ 22 normierte Art der Unterbringung armer Minderjähriger 
aud) für alle jene Fälle zuläffig erfannt worden, in welchen die Eltern 
(übericbenden Elternteile, uneheliche Mutter) ſich in Haft oder in Jrren- 
hänfern, Bmangsarbeitsanftalten, Armen» und Siechenhäufern befinden, 
unbefannten Aufenthaltes find ober endlich zur Erhaltung und Erziehung 
der Kinder wegen brüdender Armut oder moralifcher Gebrechen unfähig 
find, in welch Iegteren Fällen das nieberöfterreihifche Armengeſetz aus 
drücklich bie Zuftimmung des Vaters ober Vormundes oder des Pileg- 
ſchaftsgerichtes erfordert; fchließlich ift im $ 25 die Unterbringung moraliſch 
vernachläſſigter Kinder in Landesbefferungsanftalten nad) Maßgabe bes 
beitehenden Gefeges der Armenbehörde zur Pflicht gemacht. 

Jedermann, dem die Berhältniffe in den Genteinden einerſeits und 
bie Geſchäftslaſt ber Gerichte auf dem Gebiete des Zivil- und Strafrechtes 
andrerſeits befannt ift, wird nun zweifelsohne die Vortrefflichkeit dieſer Be- 
fimmungen be3 niederöfterreichijchen Armengefeges anerkennen müjlen. 

Die Armenbehörden haben die Erziehung minderjähriger armer Kinder 
nebjt deren Verpflegung zu beforgen (8 4); arme verwailte und vermahr- 
loſte stinder find womöglich in Waifenanftalten unterzubringen ($ 22), und 
dieſe Waifenanftalten werden ſich für die körperliche und geiftige Heran- 
bildung ganz beſonders eignen; wo die Waifenanftalt feine Unterkunft 
ſchaffen kann, da ift nun die Pflicht den Armenräten gegeben, die Rinder 
zu verläßlichen, moraliih unbefcholtenen und womöglich derjelben Kon» 
fejfion angehörigen Familien zu geben, mit welchen Familien Pflege 
verträge abgeſchloſſen werben follen, und dieſe Vorfchrift muß ganz be 
ſonders der volffonmen anzureihenden Beſtimmung bes $ 186 a. 6.6.8. 
vorgezogen werden, welcher die Übernahme in ber Pflege von einer behörd- 
lichen causae cognitio ganz unabhängig geftelft hat und ift auch deshalb 
fehr erwünfcht, weil bie Gerichte mit Ruͤckſicht auf die große räumliche 
Ausdehnung ihrer Sprengel der Pilicht zur Unterbringung von Kindern 
in Privatpflege viel ſchwerer entiprechen können; die Armenbehörden 





— 431 — 


werden auch einen weitaus beſſeren Blid dafür haben, ob gemäß $ 168 
der Mutter die Erziehung ihrer unehelichen Kinder befaffen werden kann, 
und fie werden ebenfalls leichter als die Gerichte beurteilen können, ob 
gemäß 8 169 a. b. &. B. ber uneheliche Water mit Erfolg verhalten 
werben fan, das Kind, deſſen Wohl bei der unehelihen Mutter Gefahr 
läuft, zu fich zu mehmen oder anderswo ſicher und anftändig unterzu- 
bringen; die Armenbehörden werben fchließlih auch weitaus befjer die 
Schulpflicht überwachen und die Armenpffeger diesfalls kontrollieren können 
und auch das Dienft- und Lohnverhältnis armer Minderjähriger, welches 
ſich oft unmittelbar an bie erreichte Mündigkeit anfchließen wird, von den 
Armenbehörben und Wrmenpflegern, melde eine genaue Kenntnis ber 
einzelnen Verhäftniffe mitbringen, in einer für das Wohl der Kinder 
durchaus entjprechenden Weile wahrgenommen werden können. 

Der Einfluß der Gerichte auf das Pflegichaftsweien kann demnach 
durch die Behörden und Organe des niederöſterreichiſchen Armengejeges 
eine jehr wejentliche Unterftügung erfahren und ein hergeftellter Kontakt 
zwifchen den Armenbehörden und den Gerichten wird auch überdies die 
Vervollſtändigung des Waifenbuches im Sinne be3 affgemeinen bürgerlichen 
Gejegbuches in leichtefter Weife herbeiführen. 

Ungeachtet aller eben anfgezählten Vorzüge des neuen niederöfter- 
reichiſchen Armengejeges wird demnach aud) in vielen Fällen ein Kontaft 
der Gericht3- und Armenbehörden notivendig fein, um Kompetenztonflifte 
Hintanzuhalten und, wenn ausgebrochen, zu löſen, die bei der Pflege 
armer, unter Vormundſchaft und Kuratel ftehender Perſonen zwiſchen den 
Eltern, Bormündern und Vormundſchafts- und Kuratelbehörben einerfeits 
und den Armenbehörben andrerjeit3 dann entftehen könnten, wenn bie 
Beftimmungen des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches ſich mit ben 
Beftimmungen des niederöfterreihiichen Armengeſehes kreuzen. 

1. Wenn ich zunächſt ſolche arme Minderjährige ins Auge faſſe, deren 
eheliche Väter noch am Leben find, jo muß ich hervorheben, daß die väter— 
liche Gewalt der Iegteren durch die Tatſache alfein, daß fie öffentliche 
Unterftügung genießen, und auch nicht durch die Tatfahe, daß fie in 
geſchloſſene Armenanſtalten gebracht wurden, verloren geht, wie dies nad) 
den geſetzlichen Beſtimmungen über das Perſonenrecht nad) einzelnen 
fremden Gefegen der Fall ilt. 

Tatfächlid behält der Water die väterlihe Gewalt, wenn er auch 
Armenunterftügung in feiner eigenen Wohnung genießt ober wenn er ſelbfi 
in das Armenhaus gebracht wird, bis ihm aus einem der Gründe der 
88 176 und 171 a. b. ©. B, die väterliche Gewalt vom Richter ent- 
zogen wird. Nun werben alferdings die meilten Väter, welche der öfjent- 
Tigen Armenpflege in oder außer den Armenhäufern anheimgejallen find, 
gegenüber einer faktifhen Verjorgung ihrer Kinder durd die Armen- 
behörben feine Einwendungen erheben; immerhin find aber durch bös- 
artige oder querulierende arme Väter Konflikte in nicht unbedeutender 
Anzahl zu befürchten, welche ein Einſchreiten der Vormundſchaftsgerichte 
in vielen Fällen notwendig machen werden; ſchon die Beſtimmung der 
Religion, in welcher das Kind erzogen werden ſoll, fteht nach dem Gefege 
vom 28. Mai 1868, R. ©. B. Nr. 49, in der Wahl der Eitern und 
daher faktiſch in den meiften Fällen im der Hand des Vater und diefes 
Wahlrecht ift ein zweifelloſes Familienrecht, welches auf die Armenbehörden 
nicht übergeht; dem Vater gebührt aud) nad) $ 148 die Standeswahl für 
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das Kind und auch dieſes Recht wird dem Vater durch die Tatſache der 
dem Kinde gewährten öffentlichen Armenunterſtützung nicht benommen, 
da der bezogene Paragraph lediglich dem Kinde ſelbſt eine Vorſtellung 
gegen bie dom Vater getroffene Standeswahl geſtattet, über melde Be- 
ſchwerde einzig und allein das vormundſchaftliche Gericht zu entſcheiden 
hat und es iſt fehr bezeichnend, daß in Frankreich die mißbraͤuchliche Aus- 
übung der väterlichen Gewalt gegenüber ben von Armenanftaften und 
Privaten zum Wohle ber minderjährigen Kinder getroffenen Veranſtal- 
tungen die Gefeßgebung der Te fen Republif vor weniger als zehn 
Jahren dazu vermocht Hat, ein Gefeß zu bejchließen, ‚welches die Ent- 
ziehbarkeit ber früher nad dem code civile unentzichbaren väterlichen 
Gewalt geihaffen hat. 

2. I ganz ähnliher Weife können die durch die 88 166-171 
a. b. &. 8. gefchaffenen Erziehungsrechte der unehelihen Eltern gegen- 
über ihren Kindern in einen möglichen Konflitt mit den Verfügungen 
der Armenbehörben gelangen und fchließlich kann 

3. basfelbe in Unfehung des Erziehungsrechtes ber Vormünder über 
ihre Mündel nad) den 88 216ff. a. b. ©. B. eintreten, da die Tatſache, 
daß ba3 pflegebejohlene Kind in Waifen- oder Armenanftalten unter 
gebracht oder in anderer Weife in Privatpflege gegeben, aus öffentlichen 
Mitteln unterftügt wird, den Eintritt einer Wormundfchaft nicht über 
flüſſig macht, noch auch einen Beendigungsgrund der tatſächlich ſchon 
erfolgten Vormundſchaftsbeſtellung bildet. 

Es wird ſich demnach in vielen Fällen eine Berührung der Armen- 
behörben mit den Vormundſchaftsgerichten als notwendig erweifen, um 
entweder bie väterliche oder vormundfchaftliche Gewalt in offizidiem Wege 
ober in einem amdern Zuge offiziöfer Verhandlungen die Väter ober 
Vormünder zu bewegen, den Verfügungen ber Armenbehörden, welche 
in ben Kreis der nad) dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche den 
Vätern und Vormündern vorbehaltene Rechte fallen, zuzuftimmen. 

In jedem Falle erfcheint aber, wie gejagt, ein reger Kontakt zwischen 
Armen- und Pflegſchaftsbehörden geboten, um den bem Wohle der Minder- 
jährigen fo leicht Gefahr drohenden Konflikten zwifchen Eltern und Bor 
münbdern einerfeit3 und ben Armenbehörden anbrerjeit3 fo viel und jo 
zeitig _al8 möglich zu begegnen. 

Nach meinen (Oberlandesgerihtspräfident Graf Chorinsiy) Er- 
fahrungen gelangen aber die Gerichte nur in feltenen Fällen in 
Kenntnis don den Mißbräuhen ber genannten Gemwalten und es 
tommen daher Zerurteilungen ob diefer Delikte nur im geringer An- 
zahl, Straferkenntniffe der Gerichte, welche auf Aberfennung der väter 
lien und vormundfcaftlihen Gewalt oder auf Unfähigfeit3erffärung 
zum Amte eines Lehrers ober zum Erzieherberufe lauten, nahezu nicht 
bor, und id) glaube, daß dieſer Übelftand daher ſtammt, daß die bezüg- 
lichen Delikte nur in den feltenften Fällen den Gerichten oder Staats 
anwaltſchaften angezeigt werden.” 


Ur. 38. 
Die Einleitung des pflegſchaftsbehördlichen Verfahrens durch die Schul- 
auffichtöbehörben ift im Wege der Schulgefeggebung geregelt. 
Die Landesfhulgefege, welche die Schulauffiht in ben einzelnen 
Ländern organiferen, zählen unter ben Verpflichtungen des Ortsſchulrates 
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auf: Die jährlide Schulbeihreibung zu verfajfen, den Schulbejuh auf 
jebe mögliche Art zu fördern, bei der Ausübung des Schulzwanges mit» 
zumirfen (Galizien, Geſetz 1873, 8 9, Abſ. 3), bei ber Beftrafung von 
Eegutverfäumniffen in ber durch das Geſetz vorgefehenen Weife mitzu— 
wirlen (Böhmen, Gefeg 1869, $ 11, Ab. 6), und bie Strafanträge gegen 
bie Vernachläſſigung des Schulbefuches an den Bezirköfchulrat zu ftellen. 

Bulowina Gejeg 1869, 8 8, al. 8; Dalmatien 1869, $ 8, al. 8; Gorz, und 
Grabiöta 1869, $ 8, al. 8; Sitrien 1876, $ 9, al. 6; Märnten 1873, 8 1, al. 6; 
Krain 1879, $ 4, al. 6; Mähren 1870, $ 9, al. 7; Oberöfterreich 1870, 8 9, al 8; 
Salzburg 1874, $ 8, al. 7; Schlefien 1870, $ 7, al. 7; Xirof 1892, $ 9, al. 65 
Trieft 1899, $ 9, al. 8; Vorarlberg 1899, $ 9, al. 8. 

Die Landesgefege, welche bie Schulerrichtung, die Schulerhaltung und 
den Schulbefuc regeln, enthalten Beftimmungen, in welcher Weife der 
nicht begonnene, der vernachläſſigte und der vorzeitig abgebrochene Schul- 
beſuch zu behandeln ift. 

Die meijten diejer Gefege fehen zunächſt die Verwarnung der Eltern 
ober deren Stellvertreter, im Falle der Erfolglofigfeit deren Beitrafung 
durch den Bezirksſchulrat vor; fie erhöhen das Ausmaß der Geldſtrafe 
bis zu 20 Gulden, im alle der Unvermögenheit Einſchließung bis zu 
vier Tagen, im Falle ber Rüdfälligfeit und wenn bie Schulverfäumniffe 
auf eine gemwinnfüchtige Abficht der Eltern zurüdzuführen ift. 

Tie Landeögefege von Böhmen, Bulowina, Görz und Gradiska, von 
Iſtrien, Krain und Mähren bedrohen die Eltern, welche Armenunterftügung 
genießen, mit beren Entziehung, und Mähren fieht außerdem die Veröffent- 
Tichung der Namen ber fhuldtragenden Eitern dor. 

Alfe Gefege der Länder — bis auf Tirol und Trieft — enthalten aber 
eine weitere Beftimmung, welche für den all, daß die Eltern trotz wieder⸗ 
holter Beftrafung beharrlich ihren Obliegenheiten in Betreff des Schul» 
befuches ihrer Kinder nicht nachkommen, die Schulbehörben anmeift, das 
Verfahren nad 88 176 und 177 a. b. ©. B. zu veranlaffen. 

Nur Kärnten bezieht richtiger die 88 177 und 178 a. 6. ©. B. 
und Schlefien beruft ſich ohne Beziehung auf die einzelnen Geſetzesſtellen, 
im allgemeinen auf das Verfahren nad) dem allgemeinen bürgerlichen 
Gefeßbuche, morunter alfo auch 8 254 a. 6. ©. ®. fällt. 

Die betreffende Gejegesftelle lautet: 

Gegen Eltern, weiche trog wiederholter Veftrafungen behartlich ihren 
Obliegenheiten in Betreff des Schulbefuches ihrer Kinder nicht nachlommen, 
ift das Verfahren nach 88 176 und 177 a. b. ©. B. zu bveranlaifen. 
(Kärnten: 88 177 und 178. Schlefien: das Verfahren nad) dem all- 
gemeinen bürgerlichen Gefeßbuche.) 

Sanbeögefege: Böhmen vom 10. Februar 1870, 2. ©. 8. Nr. 2, 8 36; 
Bulowina vom 30. Jänner 1873, 2.6.8. Nr. 9, $ 37; Dalmatien vom 29. De- 

mber 1871, 2. ©. 8. Nr. 10, $ 29; Gbrz und Grabiska vom 6. Mai 1870, 

. G. 8. Nr. 30, $ 37; Iſtrien vom 31. Juli 1895, 2. G. B. Nr. 18, $ 14; 
Kärnten vom 17. Jänner 1870, 2. G. 8. Nr. 12, $ 36; Krain vom 29. April 
1873, 2. ©. 8. Nr. 21, $ 32; Mähren vom 24. Jänner 1870, 2. ©. 8. Nr. 17, 
8 35; Nieberöfterreih vom 5. April 1879, 2. ©. 8. Nr. 34, $ 33; Oberbfterreidh 
vom 23. Jänner 1870, 2. ©. 8. Nr. 11, $ 35; Salzburg vom 10. Jänner 1870, 
2. ©. 8. Nr. 11, $ 36; Schleſien vom 6. November 1901, 2. ©. 8. Nr. 41; 
Steiermarf vom 9. Februar 1870, 2. ©. B. Nr. 15, $ 34; Vorariberg vom 
28. Yuguft 1899, 8. ©. B. Nr. 47, $ 32. 

Reicher, Fürforge für die verwahrlote Jugend. IL 28 
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Nur das Landesgeſetz von Galizien vom 22. Mai 1895, L. ©. B 
Nr. 57, beftimmt im Xrtilel 34: Wer binnen zehn. Tagen nad) Beginn 
des Schuljahres für die Aufnahme eines in feiner Obhut ftehenden Kindes 
nicht Sorge trägt, verfällt in eine Geldftrafe von 1—10 Gulden, im Falle 
der Unvermögenheit in eine Arreſtſtrafe von 1—3 Tagen. 

In ben in den 88 176 und 177 a. b. ©. B. vorgefehenen Fällen 
ift dem zuftändigen Gerichte die Anzeige zu erftatten. In Galizien dauert 
die Schulpflicht nicht acht Jahre, fondern in Städten mit Bürgerſchulen 
fieben, in allen andern Orten ſechs Jahre. (Art. 30, leg. cit. und $ 75 
be3 Reichsvollsſchulgeſetzes vom 14. Mai 1869, R. ©. B. Nr._62. 

In Fällen, in denen trog wiederholter Beftrafung wegen Schulver- 
fäumniffe die Eltern, bezw. ihrer Vertreter in der Vernachläſſigung bed 
Schulbefuches ihrer Kinder, bezw. Mündel verharren, find die Schulbehörben 
angemwiejen, das Verfahren nad) 88 176, 177, 178 und 254 a. 6.6. 8. 
einzuleiten. 

Die fortgefegten Schulverfäumnifie des Kindes bilden hier die Er— 
ſcheinungsform der drohenden und tatſächlichen Verwahrloſung, fie bilden 
bie Vorausſetzung pflegichaftsbehördlicher Verfügungen, die Veranlafjung 
zur Einleitung des Verfahrens nad) dem allgemeinen bürgerlichen Gefegs 
buche durch die Schulbehörden. J 


Ur. 89. 


Vorschlag des mährifhen Landesausſchuſſes wegen Mitwirkung 
der Ortsfhulräte zur Auffiht über Pflege und Erziehung 
armer Rinder. 


Der Landesausſchuß glaubt, da die Organifierung der Aufſicht über 
die in Familienpflege bejindlihen Waifenkinder in Mähren an die be 
ftehende Einrichtung der Ortsſchulräte anknüpfen könnte, 

Die Ortsſchulräte haben nach 8 9, Punkt 10, des Landesgeſetzes vom 
12. Jänner 1870, 2. ©. B. Nr. 3, betreffend die Schulaufficht, die Pflicht, 
ba3 Betragen der Schuljugend außerhalb der Schule zu beauffichtigen 
und gemäß Punkt 11 den Lehrern Hinfichtlich ihrer Amtsführung die 
tunlichfte Unterftügung angedeihen zu laffen. Darin liegt gewiß aud 
die Verpflichtung, auf ein erziehliches Zuſammenwirken von Schule und 
Haus hinzuarbeiten. Es kann alfo den Ortsſchulräten in einem gewiſſen 
Belange zur Pflicht gemacht werben, insbeſondere die Erziehung ver- 
waifter, in Samilienpflege untergebrachter Kinder zu Eontrollieren. 

Die Ortsſchulräte bieten vermöge ihrer Zufammenfegung aus Ber 
tretern ber Kirche, des Lehreritandes und ber Gemeinden die Möglichkeit, 
daß bezüglich der Pflegeparteien ſowohl die erziehlihe Tätigkeit, als auch 
die Pflege jelbft (Nahrung, Obdach, Kleidung und Gefundheitspflege), 
an welcher in erfter Linie die unterfügungspflichtigen Gemeinden, aber 
auch die erziehenden Faktoren ein Intereſſe haben, in gleicher Weile 
tonirolliert werden. Da erjdeint e3 wünſchenswert, daß den Ortäfchul- 


räten bie Aufficht über die Familienpflege der Waifen übertragen werden. 


— bezw. daß es ermöglicht werde, daß fie dieſelbe freiwillig über- 
nehmen. 

Jedem einzelnen Mitgliede ſollte das Recht zuſtehen, von den Ju: 
ftänden Kenntnis zu nehmen und in einem gewiſſen Umfange auch 2er: 
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fügungen zu treffen, während andere Verfügungen der kollegialen Be— 
ſchiußfaſſung vorzubehalten wären. 

Es könnte die Tätigfeit in der Weiſe erfolgen, daß jedes Mitglied 
des Ortsſchulrates die Aufficht über die Pflegeparteien und Pfleglinge in 
einem bejtimmten Orte, ober wo e3 fi um größere Orte handelt, in 
einem beitimmten Ortsteile übernimmt, auch könnten dem Ortsſchulrate 
nicht angehörige Perfonen mit der Aufjicht betraut und ſoweit e3 fih um 
vorjchulpflichtige Kinder und Mädchen handelt, die Aufficht hiezu geeigneten 
Frauen übertragen werden. Dieſe Organifation dürfte ſich für Dorf- 

jemeinden und Heinere Städte empfehlen; es wäre zu erwägen, in welcher 
ife Die Organifation in größeren Städten, insbejondere in den Städten 
mit eigenem Gemeindejtatute zu erfolgen hätte und in welcher Weife bie, 
einvernehmliche Mitwirkung der Vormundſchaftsrichter zu fichern märe. 
- Die Landeshauptftabt Brünn, welche mit der Armenordnung vom 
14. Mai 1898 die Armenpflege nach dem Elberfelder Syſtem eingerichtet 
und zu ausführenden Organen in erfter Linie die Armenkommiffionen 
beftellt hat, ift in ber Lage, die Armentommiffion oder einen engeren 
Ausſchuß derfelben mit ben Aufgaben de3 Wailenrates zu betrauen. 

An eine opfermwillige, zielbewußte Wereinstätigfeit muß auch ber 
mährifhe Landesausſchuß appellieren, wenn ed ſich darum handelt, die 
Auffiht über die Waifenpflege zu organifieren. Es ift zu hoffen, daß bie 
Fürforge für die Waifen auch feitens ber Bormunbiehaftäbehärben eine 
Förderung erfahren wird, zumal ba das k. Quftizminifterium mit 
wiederholten Verordnungen auf die Wichtigkeit Ger Beitellung tauglicher 
a enen ee hat, zulegt mit ber Verordnung vom 16. Jänner 
1902, B. Nr. 4 (an alle Gerichte). 

An dieſem nihenge ſei auch darauf hingewieſen, daß das 
t. k. Juſtizminiſterium dem Kinderſchutz gegen Mißhandlung und Ver— 
wahrloſung ſein volles Intereſſe zugewendet und dasſelbe mit den Ver— 
ordnungen vom 3. Dezember 1899, J. M. Vdg. B. Nr. 49, und vom 
11. Mai 1901, 3. M. Vdg. B. Nr. 13, betreffend den Kinderſchutz 
durch bie Etrafi erichte und Vllegſchaftsgerichte betätigt hat. Ebenſo hat 
das k. k. Minifterium des Innern mit dem Erlaſſe vom 8. Jänner 
1900, 3. 41.744, zu tatkräftigem, ernftem Zuſammenwirken behujs Ver— 
wirffihung des Kinderfchuges aufgeforbert. 


Br. 40. 


Erlaß de3 Minifteriumd des Innern vom 20. Juli 1904, 
3. 24.752, betreffend die Unterftügung der Gerichte bei ber 
Berwirflihung des Kinderſchutzes. 

Bbg. B. des Minifteriums bed Innern, Jahrgang 1904. Nr. 15, ©. 221. 


Nach Erhebungen, welche das ?. !. Zuftigminifterium gepflogen hat, 
ſcheint ber hierortige Normalerlaß vom 8. Jänner 1900, 3. 41.744, 
ex 1899, betrefjend die Unterftügung ber Gerichte bei Verwirklichung des 
Kinderfhuges, nur von ber Minderheit der in Betracht kommenden Be— 
hörben gehandhabt zu werben. 
Noch allgemeiner unterbleibt eine Benachrichtigung der Pflegſchafts- 
gerichte von nad $ 273 St. &. B. durch die Polizeibehörden eingeleiteten 
aßnahmen, welche gewiß geeignet wären, den Pflegichaftsgerichten zu 


28* 
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eindringlichen Ermittlungen über die Verhältniſſe der Strafunmündigen 
und über die zu Grunde liegenden Urſachen der Verfehlungen Anlaß 


Einem weiteren Wunfche de3 Juftizminifteriums entſprechend, erfucht 
&Bdielt........ ‚auf die Leitungen der Beſſerungsanſtalten — 
nad Maßgabe des Beltandes diefes Inftitutes im dortigen Verwaltungs- 
gebiete — Einfluß zu nehmen, damit biefelben regelmäßig bie Entlaffung 
eines Zöglings feiner Pflegſchaftsbehörde rechtzeitig, tunlichft einen Monat 
vorher, zur Anzeige bringen, um ber genannten Behörde bie weiteren Bor- 
fehrungen für die ſchwierige erfte Zeit nad) der Entlafjung bes Korri— 
genden zu ermöglichen. 


Br. 41. 


Note des niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſes an die Ef 
nieberöfterreihifche Statthalterei betreffend die Mängel ber 
Gefege vom. 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 89 und 90. 


Die Mängel des Gejeges vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 9, 
wie fie fi in ber Praxis des nieberöfterreichifhen Landesausſchuſſes 
fühlbar machten, fommen in einer Note zum Ausbrud, welche ber nieder- 
öfterreichifche Landesausfhuß an bie Ef. nieberöfterreichifche Gtatthalterei 
mit Anträgen auf Ünderungen dieſes Geſetzes gerichtet und in bem 
Rechenſchaftsberichte des niederöfterreichifchen Landesausſchuſſes Aufnahme 
gefunden hat. 

Die Et. Statthalterei in Wien hat in ihrer Antwort vom 14. Juli 
1896, 3. 38.317, ihrerjeit3 das Reformbedürfnis auch anerkannt, dem vom 
niederöfterr. Landesausſchuſſe vorgefchlagenen ‚Jummarifchen Verfahren bei 
Abgabe in die Zmangsarbeit3- und Befjerungsanftalten gegenüber aber, 
unter Anrufung der Staatögrundgefege und be3 darin gemährleifteten 
Schutzes ber perjönlichen Freiheit, den Grundfag der gerichtlichen Zuläffig- 
teitserffärung ala notwendig und zwedmäßig betont. 

Die Note des niederöfterreichifhen Landesausſchuſſes vom 14. Sep- 
tember 1895 mit den auf ben Gegenftanb fich beziehenden Worjchlägen 
auf Änderung de3 Geſetzes Tautet: 

„An die löbliche f. E. niederöfterreichifche Statthalterei in Wien. 

Mit Bezug auf die gefchäßte Note vom 6. Juli 1895, 3. 50.779, 
erlaubt fish der gefertigte niederöfterreihifche Landesausihuß auf Grund 
ber gemachten Erfahrungen nachitehende, ald notwendig erkannte Ande- 
rungen ber Gefege vom 24. Mai 1885, R. G. 8. Nr. 89 und 90, in 
Anregung zu bringen: 

or allem andern ift die Urſache der fehr bebauerlichen Erſcheinung, 
daß die Zahl der namentlich von jugendlichen Perfonen begangenen Ber- 
brechen und Übertretungen in fortwährender Zunahme begriffen ift, während 
bie erurteilungen diefer Übeltäter zur Anhaltung in Zwangsarbeits- 
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ober Beſſerungsanſtalten täglich abnehmen, hauptſächlich in der Schwer⸗ 
Bu feit jener Prozedur zu fuchen, welche der faktiihen Abgabe einer 

rjon in bie Zwangsarbeits-, rejpeltive Beljerungsanftalt auf Grund 
vo Gefeges vom 24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 90, vorauszugehen hat. 

Nach dem Wortlaute des Gefepes vom 24. Mai 1885, R. ©. B. 
Nr. 89, 8 7, kann nur ber Strafrichter die Zufäffigkeit der Abgabe eines 
hiezu geeigneten Individuums in eine Bmangsarbeits- oder Befjerungs- 
anftalt ausfprechen. 

Die Notionierung muß im Wege ber politiſchen Behörde erfter Inftanz 
ber politifhen Behörde zweiter Inſtanz zugemittelt werben, welche dann 
über die Abgabe zu entſcheiden hat. 

Abgefehen von der dadurch hervorgerufenen unnötigen, die Behörden 
molejtierenden Bieljchreiberei vergehen vom Zeitpunfte ber Notionierung 
durch das kompetente Gericht bis zur tatſächlichen Abgabe bes Notionierten 
in eine Zmangsarbeitsanftalt viele Wochen, während welcher Zeit der 
Notionierte in den Bezirksgerichtsarreſten auf Koften bes Staates an- 
gehalten werben foll. Um nun das Anwachſen diefer Koften zu vermeiden, 
werben in den meiften Fällen die Notionierten aus der Haft entlaffen 
und find biejelben, wenn endlich ihre Abgabe ausgeſprochen wird, nicht 
mehr zu finden. 

Die meittäufige Prozedur und die Vielſchreiberei, bie mit berfelben 
verbunden ift, die Vereitlung des richterlichen Urteilöfpruches duch Nicht» 
auffindung bes Notionierten oder buch gegenteilige Entſcheidung ber politi- 
ſchen Behörde bringt e3 naturgemäß mit fi, daß der Gtrafrichter ſich 
ſcheut, die Zuläffigleit der Abgabe in eine Bmangsarbeitsanftalt ſeibſt 
bei hiezu höchſt qualifizierten Individuen auszufprechen, und ſich darauf 
beſchränkt, eine fürzere oder längere Arreftitrafe auszuſprechen und fie 
ſodann laufen zu laſſen. 

Noch eine größere Weitläufigfeit, noch vielmehr Unzukömmlichkeiten 
find teils infolge der Dehnbarkeit der Beſtimmungen des Gejeßes dom 
24. Mai 1885, teils infolge der laren Durchführung besfelben ſeitens 
ber fompetenten Behörben bei Abgabe von Unmünbdigen in die Befferungs-, 
bezw. Zmwangserziehungsanftalten eingeriffen. 

So wird feitend der Gerichte der Im bed Gejeges vom 24. Mai 
1885, R. ©. B. Nr. 90, trog der uftizminifterialverordnung vom 
10. November 1893, 3. 19.462, dahin gedeutet, daß die Abgabe eines 
moralifd) verwahrfoften Kindes ohne Zuftimmung ber gefeglichen Vertreter 
nicht erfolgen darf, und von dem $ 178 a. b. ©. B., auf welchen die Ge- 
richte feitena des hohen R. f. Safigminiferkums bei Beurteilung ber 
Abgabe von Minderjährigen hingewieſen wurden, niemals Gebrauch ge- 
madt. Die. Bedingung der Bukimmung der geſetzlichen Bertreter zur 
Abgabe ihres vermahrloften Kindes oder Pfleglings ift in dem meilten 
Fällen ein Nonfens, da gerade dieſe gejeglichen Vertreter zumeift bie 
Schuld an ber moralifhen Verwahrlofung des Kindes tragen, indem die— 
jelben das Kind entweder aufficht3los fich felbft und feinen Trieben 
überlafjen ober dasſelbe zum Betteln, zur Unzucht, zum Diebſtahl förmlich 
anfeiten, um daraus Vorteil zu ziehen.” 

Nach) Anfiht des —— — märe daher in erſter Linie das 
Geſetz vom 24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 90, dahin abzuändern, daß 
entweber ben Strafgerichten ober aber, was vernünftiger und zweckent⸗ 
ſprechender wäre, den politiſchen Behörden und den Polizeibehörden in den 
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Zandeshauptftädten die Abgabe der im Sinne des Gefeges vom 24. Mai 
1885 zur Abgabe in eine Zwangsarbeits- oder Befferungsanftalt geeigneten 
Individuen allein übertragen werde, und daß deren Abgabe an die ber 
treffenden Anftalten fofort nach der Urteilsfällung dieſer Behörde zu 
erfolgen hätte. 

Die Note tommt dann auf die Unzweckmäßigkeit kurzzeitiger Freiheits- 
ftrafen ob Landftreicherei, Bettelei, Arbeitsſcheue und Broftitution zu 
ſprechen und tritt dafür ein, die dieſer Delikte wegen Abgeurteilten einfach 
in Zwangsarbeits⸗, bezw. VBefferungsanftalten abzugeben. 

Der Arreft, von welcher Dauer immer, ift für diefe Gattung Menſchen 
feine Strafe, fondern ein Ort, in welchen fie fi auf Staatzfoften von den 
Strapazen ihres Lebens ausruhen, fi im gemütlichen Zuſammenleben 
ihre Erlebnifje mitteilen und Pläne für die Zukunft ſchmieden können. 

Die Zwangsarbeitsanſtalt hat aber und fann nur den Zived haben, 
diefe Gattung Menſchen durch Anhaltung zur Arbeit an diefelbe gewöhnen 
und fie möglichft zu nützlichen Mitgliedern der menſchlichen Geſellſchaft 
heranzuziehen. 

Statt der gefeplich normierten Arreftftrafen märe vielmehr Die Ans 
haltung auf unbejtimmte Zeit in Zmangsarbeitsanftalten und die probe 
weiſe Beurlaubung gegen Widerruf im Geſetze auszufprechen. 

Wenn die Beltrafung mit Arreft bei den obbezeichneten Individuen 
der gefunden Vernunft miderfpricht, jo ift die erurteilung don Un- 
mündigen, von Kindern, zur Ürreititrafe geradezu ein Verbrechen gegen 
die Menfchlichfeit, benn abgejehen davon, daß die Arreftftrafe bei Kindern 
notorifch jedes beſſere Gefühl abjtumpft, werden, wenn derartige, moraliſch 
angefaulte Kinder mit Gefindel aller Art in ein Arreſtlokale zufammen- 
geworfen werben, wie dies bei dem Mangel an Abfonderungslofalitäten 
beinahe allgemein der Fall ift, diefe Kinder dadurch förmlich infolge 
einer vernunftwibrigen Gefeßgebung zu Verbrechern herangebilbet. 


Ar. 42. 
Das Verzeichnis der für die Beſſerung verwahrlofter Kinder 
und jugendlider Perſonen in Betracht fommenden Anftalten 


Die in Öfterreich beftehenden Befferungsanftalten find: 


A. Offentliche Befferungsanftalten. 


1. Nieberöfterreich : . 

a) Die felbftändige Landesbeferungsanftalt für Korrigenden im Alter 
zwiſchen 8—14 Jahren in Eggenburg (für 200 Knaben und Mädchen: 

b) Die zur Aufnahme jugendlicher Korrigenden im After zwiſchen 
14—18 Jahren beitimmte Abteilung an der Zwangsarbeitsanſtalt in 
Korneuburg (für 200 männliche Korrigenden). 

ec) Die Abteilung für weibliche Korrigenden im Alter zwifchen 14—18 
Jahren der Wiener-Neuborfer Zmwangsarbeitsanftalt, welche derzeit in 
Wien, V., Siebenbrunnengaffe, untergebracht ift. 

II. Böhmen: 

a) Die Landesbefferungsanftalt für jugendliche Korrigenden, nämlich 
für u Knaben im Alter vom beendeten 6. bis zum 14. Jahre 
m rulich. 
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b) Die Lanbeöbefferungsanftalt für jugendliche Korrigenden in 
Opatowiß a. b. Elbe. 

ec) Die Landesbefjerungsanftalt für weibliche Korrigenben in Koftenblatt. 

II. Mähren: 

a) Die Landesbefjerungsanftalt für jugendliche Korrigenden in Neu- 
titfgein. 

b) Die Landesbefjerungsanftalt für unmündige Knaben (Kaiſer Franz 
Sofef-Rettungshaus) in Brünn, beftimmt für Knaben vom 7.—14. Lebens» 
jahre. 

IV. Steiermark: 

a) Die an der Landeszwangsarbeitsanftalt in Mefjendorf beftehende 
Abteilung für 20 jugendlihe Korrigenden. 

h) Die an ber Sanbeszmangsarbeitsanftalt in Lankowitz beitehende 
Abteilung für jugendliche Korrigenden. 

V. rain: 

Die an ber Landeszwangsarbeitsanftalt in Laibach ſeit 1890 be» 
ftehenbe befondere Abteilung für jugendliche Korrigenben. 


B. Brivatbefferungsanitalten. 


I. Niederöſterreich: 

a) Das Kaifer Franz Jofef-Jugendafyl in Weinzierl bei Wiejelburg. 

b) bie Rettungshäufer in Unter-St. Veit, 

ec) in Ernftbrunn, 

d) in Loosdorf. 

1. Böhmen: 

a) Das von der Stadt Prag gegründete Afyl für verwahrlofte Knaben 
in Lieben bei Prag. 

b) Die von Gem Bezirke Königliche Weinberge bei Prag errichtete 
Erziehungsanftalt. 

I. Oberöſterreich: 

Die Rettungsanftalt in Schloß Baumgartenberg. 

IV. Salzburg: 

Die Rettungsanftalt Edmundsberg. 

V. Steiermark: 

Die vom Grazer Schutzverein errichtete Erziehungsanſtalt in Graz. 

VI. Kärnten: 

a) Die Rettungsanftalt für Knaben in Weibmannsborf bei Klagenfurt. 

b) Die Rettungshäufer zu Waiern und St. Andrä. 

VI. Tirol: 

Das Rainerium und Elifabethinum in Bozen. 

VII. Vorarlberg: 

Die Rettungsanftalt in Jagdberg. 

L. Schleſien: 

Die Kaiſer Franz Jofef-Erziehungsanftalt in Olbersdorf für Knaben 
im Alter von 8—12 Jahren. 

Diefes Verzeichnis ift mit dem Anhange Nr. 46 zu vergleichen und 
danach zu ergänzen. 
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Ur. 48. 


Speiſeordnung der Korrigendenabteilung einer Bmangs- 
arbeit3anftalt und in ben Lanbesbefferungsanftalten in 
Brünn und Eggenburg. 


Als Verföftigung erhalten die münbigen Korrigenden in Korneuburg 
morgens /, Liter Einbrennfuppe, mittags 1/, Liter Wafferfuppe und dazu 
Montag abgefhmalzenen Hirfebrei, Dienstag eingebrannte Fijolen, Mitt- 
mod; Erdäpjelfhmaren, Donnerstag abgefchmalzene Erbſen (die Korri- 
genden ber I. Kaffe außerdem nod 280 Gramm Rindfleiſch), Freitag 
jaure Linſen oder abgefchmalzene Nudeln, eventuell zwei Knödeln zu je 
120 Gramm, Samstag jaures Kraut gemifcht mit Erbäpfeln und Sonntag 
280 Gramm Gelhfleiih mit Kraut oder einem Knödel. 

Zur Erholung des geſchätzten Leſers fege ich nach dieſem Wochen- 
tüchenzettel ber mündigen Korrigenden noch ben ber unmündigen Pfleglinge 
hieher. In Eggenburg und Brünn erhalten die Pfleglinge 

a) täglich 400 Gramm NRoggenbrot, und zwar in 5 Teilcationen 
(zum Srühftüd, um 10 Uhr vormittags, zum Mittagmahl, zur Jauſe 
und zum Abendmahl), 

) zum Zrühftüd 085 Liter Einbrennfuppe abwechſelnd mit 035 
Liter Nich 

c) 035 Liter Gemüfe oder 0:35 Liter abgefchmalzene Mehlfpeiie 
und zweimal in ber Woche (Donnerstag und Sonntag), ſowie an ben 
gebotenen kirchlichen Feiertagen und am Namens- und Geburtötage bes 
regierenden Kaiſers neben 035 Liter Suppe 100 Gramm Rind» und 
Selchfleiſch (das Gewicht im rohen Zuftande ohne Knochen berechnet), 

d) abends 035 Liter Einbrennfuppe oder Milch. 


Ur. 44a. 
Beſuche einzelner Befjerungsanftalten. 


Meine Abficht, die fämtlihen Landesbefferungs- und Korrigenden- 
anftalten in Öfterreich zu befuchen, konnte ih nur zum Teile verwirklichen. 

Bor Jahren hatte ich das Schloß Weinzierl befucht, eine Stiftung 
Seiner Majeftät bes Kaiſers. E3 dient mehr der Verhütung ber Ber- 
wahrlofung, als der Erziehung ber bereits tatfählic verwahrloften Jugend. 

Ih befuchte die Anftalten in Prag, Koftenblatt und Grulih in 
Böhmen, die Erziehungsanftalt in Brünn, die Anftalten in Waidmanns- 
dorf bei Klagenfurt, Eggenburg und Korneuburg. Bon der mir freund- 
lich erteilten Erlaubnis, auch die mährifhe und jchlefiiche Landesbefjerungs- 
anftalt zu beſuchen, konnte ih nur teilmeifen Gebrauch machen. Ich be 
ſuchte die Anftalt in Brünn. 

Ich bringe hier nur das Eigenartige der einzelnen befuchten An- 
ftalten, da8 mir beſonders aufgefallen ift und mein Intereſſe in er: 
höhtem Maße in Anfpruh nahm. Ich laſſe Hier auch Mitteilungen 
aus ber Tagespreffe und aus Landtagspapieren folgen, welche bie tat: 
ſächlichen Zuftände in einzelnen Anftalten beleuchten. 

Die Anftalt für weibliche Korrigenden in Roftenblatt in Böhmen ift in 
einem alten Schloffe gleichen Namens bei Teplig, das dem Grafen Lebebur 
nehört, untergebraht. Hohe Holzeinplantungen und Mauern umgeben 
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den Schloßpark und die Anftalt und geben der Anftalt von weitem einen 
gefängnisähnlichen Charakter. Der Landesausfhuß tut gut daran, bie 
Inſafſen des Schlojjes hinter Wall und Mauern, hinter Schloß und 
Riegel zu halten; denn die Anftalt ift gleichzeitig eine Zwangsarbeits— 
anftalt für weibliche Zwänglinge; Proftituierte und arbeitsfcheue Vagan— 
tinnen bilden das Hauptlontingent der Anftalt3bevölferung, und die jungen 
Mädchen find neben biefen ermwachfenen Zmwänglingen in einer Korri— 
gendenabteilung dieſer Anftalt in bemjelben Gebäude untergebracht. Eine 
ungünftige Hausgenoffenfchaft für erziehungsbebürftige junge Mädchen! 
darmhergige Schmweftern des heil. Karl führen die Wirtſchaft, leiten Die 
Anftalt. Vier mit Gewehr und Säbel bewafinete Aufjeher jorgen im 
Bedarfsfalle für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung. 

Während ich die Anftalt bejuchte, hielten ſich die mweiblihen Zwäng- 
linge im Hofe auf, teils im Nundgange begriffen, teils auf Stühlen 
figend, und die jugendlichen Korrigenden wurden durch ben Hof, an ben 
weiblichen Zwänglingen vorüber, in den Garten geführt. 

Die Oberin meinte wohl, daß infolge der räumlichen Bereinigung 
ftreng darauf gejehen werben müffe, daß die Erwachfenen und bie Jugend» 
fihen nicht zufammentommen. 

Ganz laſſe e3 fich nicht immer vermeiden, und dann fei eben auch 
der Einfluß der denkbar fchlechtefte. B 

Die Anftalt von Gruli, am äuferften Ende von Böhmen an ber 
fchlefifchen Grenze (Bahnlinie Königgräg—Mittelwalde), ift in einem 
Rloftergebäube untergebracht, das der Landesausfhuß gefauft und für 
Anftalt3zwede adaptiert hat. Der landwirtſchaftliche Betrieb ift in ber 
böhmijchen Beſſerungsanſtalt Grulich grundſätzlich ausgefchloffen. 

Der landwirtſchaftliche Betrieb ftellt die Anftalt finanziell ungünftig 
und wird deshalb gemieben; wohl aber werden die Kinder und Zöglinge 
zur Landarbeit außerhalb der Anftalt um 30 Kreuzer per Kopf und 
Tag verwendet. 

In Grulich ift ein großer Garten, in melden Kinder allerdings zur 
Gartenarbeit verwendet werden. Sonft werben die Kinder gewerblich vor- 
gebildet als Buchbinder, Schneider, Schufter, Schloffer, Tifchler, in ber 
Kerbſchnitzerei uſp. In der Küche find ausſchließlich Jungen in Ver— 
mwenbung. 

Ich frug die einzelnen Kinder nad ihrem Vorleben; die meijten 
antmworteten, daß fi niemand um fie gelümmert habe, daß fie auf- 
ſichtslos gelaffen worden und in fehlechte Geſellſchaft geraten jeien. Viele 
erzählten, daß fie in der Gemeinde ſchlechten Pflegeeltern überantwortet 
worden waren und bon einer Beaufſichtigung ber Pflegeparteien hätten 
fie nichts gemerft. Andere Kinder teilen wieder mit, daß fie vorher 
eingejperrt waren, aber nicht an einem abgejonderten Orte, fondern in 
ben Bezirkögericht3arreften, darunter auch einige in Gemeinschaft mit 
erwachſenen Häftlingen. 

Grulich hatte in feiner Anftaltsbevöfferung zur Zeit meiner Unmefen- 
heit nahezu 50 Prozent Wiener Kinder. In der böhmischen Anftalt 
Opatowiß joll e3 zu jener Zeit nicht viel anders geweſen fein. Die meiften 
werben auf Grund des 8 16 des Geſetzes angehalten. Speziell das Vor— 
gehen ber Stadt Wien habe den Landesausihuß von Böhmen ſchon 
einmal veranlaßt, den niederöſterreichiſchen Landesausfhuß zu erfuchen, 
mit ber Aufnahme auf Grund de3 $ 16 rigorofer vorzugehen. Die Stadt 
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Wien fäubere auf diefe Weife ihre Straßen von veriwahrloften Kindern, 
die in der heimatlihen Landesbejjerungsanftalt angehalten werden, um 
dann wieder nad Wien zurüdzufehren. 

Unter folhen Umftänden fei zur Aufnahme von jugendlichen Korri— 
genden in den beftehenden Landezbefferungsanftalten in Böhmen immer 
zu wenig Raum. Zahlreihe Fälle müffen ungeachtet ihrer Dringlichkeit 
zurüdgeftelft werben. Die Anftalt in Grulich Hinterläßt im übrigen einen 
guten Eindrud. 

Die Knabenrettungsanftalt in Klagenfurt ift eine Landesanitalt, 
hervorgegangen aus der Stiftung eines Privatmannes, in einem Feſtungs- 
fort Waidmannsdorf untergebracht, welches ber Kaifer der Stadt Klagen- 
furt gejchentt hatte. Die Anftalt wurde fpäter durch das Land übernommen. 

Die Zahl der Zöglinge betrug zur Zeit meines Beſuches 65 anweſende 
Zöglinge. Die Vorausfegung der Aufnahme ift, daß der Knabe im Alter 
von 6-14 Jahren jo fehr fittlich entartet ift, daß deſſen Aufnahme in 
eine Befferungsanftalt dringend notwendig eriheint. Die aufgenommenen 
Knaben werden „Zöglinge” genannt. Diejelben werden zu großer Rein— 
lichkeit angehalten ; dem Baden und der Zahnpflege wird befonderes Augen- 
merf zugewenbet. Die Beihäftigung in ber Anftalt erfolgt nad; Neigung 
und Wunfd der Zöglinge. Da mit der Anftalt landwirtſchaftliche Grund— 
ftüde und ein Hof in Verbindung ftehen, bildet die landwirtſchaftliche Be— 
ſchäftigung die Grundlage der häuslichen Arbeit. Der Kuhftall, Hühner- 
und YFafanenhof, Bienenkulturen und Garten, Wiefe und Feld bieten 
vielfahen Anlaß zur Beſchäftigung. Alle Arbeiten in Haus und Hof werben 
durch die Zöglinge verrichtet. Jedes Kind Hat ein Blumenbeet und einen 
Nofenftraud. Die Tifchlerei, Schneiderei und Schufterei beſchäftigen bie 
für das Gewerbe beftimmten Knaben und diefe arbeiten jür den Haus— 
bedarf, die Tifchlerei auch für den Kanzleibedarf au Tiſchlerwaren in 
den Landesämtern. Der Anftaltzleiter und feine Frau find tüchtige Land- 
wirte. Das Land zahlt per Zögling 20 Kreuzer, die Gemeinde burd- 
ſchnittlich 10 Kreuzer, ausnahmsweiſe 5 Kreuzer. Die Differenz zu dem 
tatjählihen Aufwande des Zöglings wird durch den Ertrag der Land— 
wirtfchaft gebedt. 

Die Eltern können ihre Kinder allmonatlich befuchen, nehmen aber 
erfahrungsgemäß einen ſchlechten Einfluß auf die Kinder. Es wäre nach 
Außerung des Anftaltsleiter3 zu wünſchen, daß der Verkehr auf ein 
Minimum eingefhränft wird. Eltern und deren Vertreter verzichten 
Ihriftlic auf Ausübung der elterlichen Gewalt. E3 ergab fih aber trog 
dieſes Verzichtes behufs Sicherung des Kindes jhon die Notwendigleir 
ber gerichtlichen Aberlennung der elterlichen Gewalt. 

Die Lehrer find Landesbeamte und im Range und Gehalte den 
Bürgerſchullehrern gleichgehaften. Drei Auffeher, die gleichzeitig Hand— 
werker find, fchlafen in den Sclaffälen und haben neben den Lehrern 
in deren Stellvertretung die Aufficht. 

Die Verköftigung regelt $ 4 der Hausordnung. 

ALS Verköftigung erhalten gefunde Zöglinge: Zum Frühſtück Türfen- 
ſterz mir 03 Liter Milch; mittags täglich: Einbrennfuppe oder ge- 
ichmalzene Mehlfuppe, dann gefchmalzene Mehlipeife mit Milh; zur 
Nachmittagsjauſe: 12 Delagramm Brot; abends: Gemüfe oder Mehl- 
ſpeiſe oder Milchjpeife; Sonntag, Donnerstag und Feiertag zum Mittag 
eifen: eingekochte Suppe, Zleifh und Gemüſe, an patriotifchen Feſttagen 
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und höchſten kirchlichen Feiertagen außerdem noch abends Braten. Zur 
Herbftzeit zum Jaufenbrot noch Obft, wenn ſolches im Garten vorhanden iſt. 

Die niederöfterreichiiche Landesbefjerungsanftaft in Eggenburg be= 
fteht aus dent Knabentraft und einem befonderen Neugebäude für Mädchen. 
In befonderen Gebäuden find MWerkftätten, Speifefäle, Schule, Auf» 
feherwohnungen und Wirtichaftsräume untergebracht. 

An Stelle des Hauptgebäude im Jahre 1886, zur Zeit meines 
erften Beſuches, in welchem damals Schlaf und Schulzimmer unter 
gebracht waren, fteht heute eine ganze Kolonie von fieben ‚Gebäuden. 

Tie Koften der urfprünglihen Bauführung 1888 waren 


265.653 fl.; davon entfielen 215.653 fl. auf das Land, 
.000 „ ai den Staat, 
10.000 „ auf die Stadt Eggenburg. 


Die nötigen Erweiterungsbauten wurden ohne Snanfpruchnahme eines 
außerorbentlihen Kredites, ohne fremde Arbeitähilfe, einzig und allein 
mit den ber Anftalt zur Verfügung ftehenden Arbeitsfräften der Knaben 
unter 14 Jahren, welche diefer Arbeit mit Luft und Liebe oblagen und 
mit Stolz auf das von ihnen Vollbrachte blicken, bemerfftelligt. 

Die Anftalt war urſprünglich berechnet auf 200 Knaben und 200 
Mädchen, tatfähliher Belag zur Zeit meines zweiten Beſuches infolge 
Erweiterung der Anftalt 450 Knaben und 140 Mädchen. 

Im Verwaltungsjahre 1897/98 befanden fich vor ihrer Abgabe in 
die Anftalt 367 bei ihren Eltern, 104 in anderweitiger fremder Pflege, 
11 in Aſylen und Privatrettungsanftalten, 1 Knabe befand fih in der 
Bmangsarbeitsanftalt in Meffendor. Die Abholung diefes Knaben durch 
einen Auffeher der Anftalt gab den Anlaß zu der unten folgenden Kritik 
des nieberöfterreichifchen Landesausfhuffes über die Zuftände in der 
Korrigenbenabteilung einer Zwangsarbeitsanſtalt. 

Die bedeutende Zunahme des Korrigendenftandes im abgelaufenen 
Jahre ift ein Erfolg der vom niederdjterreihifchen Landesausſchuſſe 
hinausgegebenen Kundmachung, betreffend die Aufnahme von Kindern 
in bie Lanbesbejjerungsanftalten über Antrag der gejeglidhen Vertreter, 
welche in3bejondere die Armen- und Schulbehörden auf dem Lande in 
vielen Fällen veranlaßte, die Abgabe verwahrlofter Kinder in die Beſſe— 
rungsanſtalt anzuregen. 

An den Zuwächſen des Vericht3jahres partizipieren: 

Win mit 34—254 Prozent 
Niederöfterreih außer Wien mi 87=649 ” 
andere Kronländer mit . . - 13=97 „ 

Während vom Lande (Niederöfterreih mit Ausfchluß von Wien) 
— im Verhältniſſe zur Vevölterungsziffer ausgedrüdt — ſchon unter je 
14.884 Einwohnern ein Knabe in die Beſſerungsanſtalt abgegeben wurbe, 
tam für Wien erft auf je 40.262 Einwohner ein Abgabejall. 

Der nieberöfterreichifche Landesausſchuß hat am 15. September 1896 
eine Kundmachung erlajjen, welche die Bevölkerung darüber befehrte, daß 
in bie vom niederöfterreihifchen Landtage errichteten Landesbeiferungs- 
anftalten zu Eggenburg für Stinder beiderfei Geſchlechtes vom 6. His 
zum 14. Lebensjahre und zu Korneuburg für Knaben im Alter vom 14. 
bis zum 18. Lebensjahre, außer den gejeglichen Fällen aud) verwahrlofte 
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jugendliche Perfonen auf Antrag der gefeglihen Vertreter (Eitern und 
Vormünder) und mit Zuftimmung der Pflegichaftsbehörde abgegeben 
werben fönnen. 

Wenn e3 ſonach in der Abſicht der Eltern oder bes Vormundes 
eines fittlih herabgelommenen Kindes Tiegt, dasſelbe einer Beſſerungs- 
anftalt zu überantworten, jo haben biejer Kundmachung zufolge die Be— 
treffenden bei dem zuftändigen f, k. Polizeifommiffariate oder aber direkt 
bei dem nieberöfterreichifchen Landesausſchuſſe ein Geſuch einzubringen, 
in weldyem bie Art und der Grad der Verwahrlofung des Kindes detailliert 
barzuftellen ift, und welchem auch nachſtehende Dokumente anzuſchließen find: 

1. Der Taufe oder Geburtsſchein; 

2. der Heimatichein; 

3. ein ärztliches Zeugnis über die Eignung des Kindes zur Abgabe 
in eine folde Anftalt; 

4. die Schulnachrichten; 

5. ein Vermögensnachweis bes. betreffenden Kindes und ber zur Sorge 
desſelben gefeglich Verpflichteten (Eltern, Großeltern). 

Für nad; Niederöfterreich zuftändige Korrigenden, welche fein Ber- 
mögen befigen und deren Angehörige gleichfalls unbemittelt find, trägt 
der nieberölterreichifche Landesfonds die Verpflegäfoften; für niederöfter- 
reichiſche bemittelte oder folhe Korrigenden, deren Angehörige zahlungs- 
jähig jind, ift eine Verpflegsgebühr täglicher 50 Kreuzer zu zahlen, 
während für ſolche jugendliche, in Landesbeſſerungsanſtalten untergebrachte 
Perſonen, welche nicht nach Niederöfterreich zuftändig find, eine Verpflegs- 
gebührt von täglich 1 Gulden zu entrichten ift. 

Die Gefuhe um Aufnahme verwahrlofter, in einem anderen Kron- 
ande Oſterreichs heimatberechtigter Kinder, deren Angehörige zahlungs- 
unfähig find, werben vom nieberöfterreichiichen Landesausfhuß aus an 
ben Landesausſchuß des betreffenden Kronlandes geleitet (j. oben: Grulich). 

Die vorzeitige Entlaffung erfolgte bisher nur bei ſchweren körper⸗ 
lichen und geiftigen Gebrechen (hochgradige Epileptiker und Irren), Die 
dann in Siechen- oder Jrrenanftalten abgegeben wurden. 

Wegen angenommener Unverbefferlichteit findet feine vorzeitige Ent- 
laſſung ftatt. 

Angehörige der Kinder dürfen biefe im erſten Vierteliahre in der 
Anftalt nicht beſuchen; fpäterhin vierteljährlich einmal an einem Sonntag 
Vormittag: umgefehrt bürfen aber die Kinder ihre Angehörigen nicht 
befuchen — auögenommen bei Todesfällen in der Yamilie, jedoch mit 
Begleitung einer Auffichtsperfon auf Koften der Partei. 

Der Verfehr der Knaben mit ihren Angehörigen in der Zeit vom 
1. Juli 1897 bis 30. Juni 1898 umfaßte 






eingelaufene Briefe - » - > 22.2... 807 
abgegangene Briefe » > > 2 2.2202. 686 
Behiche jeitend der Angehörigen . - . . . 288 


Mit der Anftalt verbunden ift eine ſechsklaſſige Knabenſchule mit 
drei Parallelklaſſen. Mit Errichtung einer weiteren Klaſſe kann der 
Landesausſchuß ohne Bewilligung des Landtages vorgehen, fobald der 
Stand einer Klaſſe die Zahl 50 überfteigt. 

In ben drei unteren Klaſſen murbe ber Unterricht mit Rückſicht 
auf das größerer Schonung bedürftige Alter der Schüler ganztägig, in ben 
drei oberen Klaffen halbtägig erteilt. 
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Alljährlich befinden fi unter den Zugewachſenen Analphabeten, jo 
im leßtverfloffenen Jahre 30. Zumeift find die Knaben ihrer Mehrzahl 
nad unter ber ihrem Alter entſprechenden Schulbildungsſtufe. Faſt fämt- 
liche Knaben find vor ihrem Eintritte in die Anftalt ſchlechte Schul- 
befucher. Es wiefen die Schüler nahezu ausnahmslos die fpezifiihe Eigen- 
ſchaft der verwahrloften Kinder auf, nämlich die Unfähigkeit zu geiftiger 
Sammlung und zur Aufmerkſamkeit, welche fi) insbejondere anfänglich 
in hohem Grabe äußert. Für dieſe Umftände erſcheint der Unterricht3- 
erfolg im alfgemeinen nod) als fehr befriedigend. 

Gejamtzahl der fchulbefuhenden Knaben zur Zeit meines Bejuches 
400; darunter wiefen auf: 


ſehr gut gut genügend ungenügend 











Fortgang 875 2425 4728 1975 SProgent 
Begabung 76 MM 56 1, 
leif 825 3125 50 105 n 


B - . . 
ittfiches Verhalten in der Schule . 62:25 30 5 00 5 


Die Voltsfhulentlaffungsprüfung wurde ſeit Beginn der Anitalt an 
der allgemeinen öffentlihen Volksſchule in Eggenburg vorgenommen, und 
dar mit Rückſicht auf beftehende Vorurteile aus dem Grunde, damit die 

naben auf feinem ihrer Dokumente als Zöglinge der Befferungs- 
anftalt ftigmatifiert feien. Für über 14 Jahre alte Knaben befteht ein 
eigener Fortbildungs- und Wiederholungsunterricht. 

Vor einigen Jahren wurde bie vor der Anftalt gelegene jogenannte 
Mittermühle käuflich erworben. Die Erwerbung dieſes ganz vereinzelt 
gelegenen Objektes war zunächſt veranlaßt durch die im Jahre 1892 
in der Anftalt aufgetretene injektiöfe Augenfranfheit, die von ärztlicher 
Seite als Trahom bezeichnet wurde. \ 

Diefe Erwerbung ermöglicht die familienähnlihe Vereinigung und 
Beihäftigung einer Meinen Anzahl von Knaben, meiftens ſolche, bie 
bereit3 das fchulpflichtige Alter überfchritten haben und vor dem Ein» 
tritte in einen landwirtſchaftlichen Dienft ftehen. Während Eggenburg das 
in Belgien übliche Kollektivſyſtem ber Anftaltserziehung därſtellt, ehrt 
in ber dazugehörigen Mittermühle die Schweizer Type bes Yamilien- 
ſyſtems in ber Anftalterziehung wieder. 

Die Einteilung der Zöglinge erfolgt nad) Gruppen von 20. Wohl 
wird über das Vorleben des Kindes mit feinem Eintritte in die Anftalt 
ein Schleier gezogen. Allein das Vorleben und die der Anftalt3leitung be— 
Tannten Charalterzüge jedes einzelnen Zöglings bilden doc die Grundlage 
der Gruppeneinteilung. So bilden 3. y bie Brandleger eine eigene 
Gruppe, beren Verwendung hauptfählic im Baufache erfolgt. 

Zu ben wefentlichften Grundfägen ber Erziehung gehört die Beſchäfti— 
gung ber Knaben womöglich im Freien, ſonſt in Werfftätten. Schule und 
Beihäftigung bereiten ſchon auf den Beruf vor. 

Einer der weſentlichſten Zielpunkte der Erziehung ift die weiteft- 
gehende körperliche Abhärtung. Beſchäftigung bis zur Ermüdung ift dag 
befte Worbeugungsmittel gegen fittliche Werirrungen, welche auf dieſe 
Weiſe wirkungsvoll belämpft werben. 

Die Korrigenden haben burd) tägliches Wachen im ftrömenden falten 
Waſſer und Gehen mit bloßen Füßen, fo lange e3 die Jahreszeit erlaubt, 
einen hohen Grad von Abhärtung erreicht. Bei akuten Krankheiten wird 
das Fieber mit faltem Waffer behandelt. Unreinen wird die Reinlichkeit 
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ſyſtematiſch anerzogen mit Geduld und Ausdauer. Das gilt auch von 
Bettnäſſern, deren körperliche Züchtigung als zwecklos hingeſtellt wird. 

Die Pfleglinge find nad Alter und ſittlicher Qualifilation in 16 
Gruppen geteilt. 

Die Herftellung der fämtlichen Leib- und Bettwäjche und Küchen— 
arbeit beforgen die weiblichen Korrigenden. 

Sie Kinder hängen an ber, wenngleich ſchweren Beſchäftigung im 
Freien mit Zähigfeit und Eifer, fo daß es jtetigen Zurückhaltens bebari, 
damit ſie nit ducch Überanftrengung ihre körperliche Entwicklung 
ſchädigen. Arbeitsffeiß und allgemein fittliches Verhalten mar burch- 
ſchnittlich fehr zufriedenftellend. Ganz augenfällig zeichneten fich hierin Die 
zumeift im Freien bejchäftigten Gruppen gegenüber benen, melde meiftens 
in Werfftätten arbeiten, aus. Bei den erjteren fommen auch Pisziplinar- 
ſtrafen verhältnismäßig felten vor. 

Eine wejentlihe Worausfegung de3 Erfolges ift das Geihid und 
bie pädagogifche Eignung be3 Anftaltsfeiters, eine Vorausſetzung, bie mir 
nun in Eggenburg in befonbers glüdficher Weiſe gelöft ſchien. 

Der Hausvater Brunner ift eine pädagogiſch geſchulte Kraft, der im 
Vereine mit den Lehrern und Auffehern in verjtändnisvoller Weije ftändig 
an bem Erziehungswerke tätig ift. Da bei einem fo großen Zöglings- 
ftande die unausgefepte perſönliche Einwirkung des Direktor auf jeden 
einzelnen Zögling nicht möglid) ift, fo gehört die Gewinnung einer tüchtigen 
Auffichtperfon zu den Vorausfegungen des Erfolges. 

Die befondere Eignung des Aufſehers erfordert nicht nur verſtändnis— 
volles Erfaſſen feiner Aufgabe, fondern viel Geduld und Ausdauer. Das 
macht die Gewinnung des Auffichtsperfonales nicht Leicht. 

Die Erziehung und der Arbeitsfleiß geht in der Regel felbft bei den 
verfchiedenen Elementen ohne Zwang vor fi, fo mädtig wirkt das 
Veifpiel der Umgebung. Die ſtreng geregelte Tageseinteilung, die Ordnung 
im ganzen Hausweſen und nicht zumindeft bie ruhige und ernfte Ber 
handlung wirkt ſichtlich wohltätig auf die Knaben ein. 

Anlangend das weitere Fortfommen ber Zöglinge, jo findet Die 
Leiſtungs⸗ und Arbeitsfähigkeit der Kinder immer allgemeinere Anerkennung. 
Die Nachfrage nach Lehrlingen und Dienftboten aus der Anftalt nimmt 
immer nod) zu, fo daß jtet3 ein beträchtlicher Überjchuß von freien Unter- 
Tunftsplägen vorgemerkt ift. 

Der moralifche Erfolg des Erziehungswerkes wird mit 861 Prozent 
angegeben, d. h. von 100 Zöglingen werben 861 als joldhe bezeichnet, 
deren weitere Forttummen als gejichert anzunchmen ift. 

Hiezu fchreibt der Bericht: 

Daf die Anftaltserziehung feloft tief eingemwurzelte ſchlechte Gewohn— 
heiten mit Erfolg zu befämpfen vermag und felbft in folhen Fällen 
günftige Nefultate erzielt, in welchen das arg bemafelte Vorleben des 
Pfleglings alle Hoffnung auf eine nachhaltige erfolgreiche Einwirkung von 
vornherein zu benehmen ſcheint, dafür bietet nahezu jeder derjenigen Ent- 
laffenen, deren Verhalten günftig qualifiziert erjheint, einen Beweis. 

Was ben finanziellen Erfolg der Anftalt betrifft, jo ift die allmähliche 
Entwicklung ber niederöſterreichiſchen Landesbefferungsanftalt Eggenburg 
aud in finanzieller Beziehung aus ber nachſolgenden Statiftif zu ent« 
nehmen, aus welcher auch die alljährlihe Zunahme des Zöglingeftandes 
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hetvorgeht. Außerdem ift daraus erfichtlich, wie ji der Jahresaufwand 
auf bie einzelnen Verwaltungswege verteilt. 


Ba Are tun ERBE, 
188. ..0.0. 28.549 1419 19.927 51 8 
1889 . . .... 40.292 9.501 50.670 128 18 
180... ... 57.866 8.398 73.044 162 37 
181 ...0.0. 58.365 11.656 85.872 189 43 
1892... 0.0. 67817 20.691 85.401 179 4 
183 .... 0. 64319 16.957 93.370 204 53 
184 2... 0. 71.744 18.342 105.732 227 58 
185 2.2.0.0. 95.783 15.937 121.933 262 65 
186... .. 98.246 20.564 141.284 303 83 
1897... .. . 101.342 30.363 149.602 322 83 
188 . . . . . 119.880 27.067 175.977 383 9 
189... .... 186.697 42.907 197.693 416 121 
100 . Bu — — — 435 125 


Ser Sefamtaufmanb der Anftalt verfeibt fi in den Jahren 1897 
und 1898 auf bie einzelnen Zweige wie folgt: 





1. Jahresauslagen: Ba 
Für Verwaltungs- und Dienftperfonale . . - . 2... 80.800 
Für Verpflegung der Korrigenden - > 2 2 2.2.2. 33.822 
Züir den Urbeitöbetrieb . 2. 18117 
Fur jonitige Regie Weheigung, Beleuchtung um.) ._ 21.601 2 
Bufammen . . 101.342 
2. Die Jahresauslagen 
wurden gebedt: v 
Durch Erſatz der Verpflegskoften feitens Peivatperfonen Be 1.663 1.898 
Seitens anderer Sandesfondbd . » .. 10.277 14.659 
Zuſchüſſe feitens des Sandes . . nn. 70.051 82.618 
Er den Berfaufspreis für erzeugte Waren . . . - - 18.396 19.334 
Durch andere Einnahmen der Anſtalt Pa EEE 93 1.238 
Auf andere Weile . . .- _ 137 


Täglicher Aufwand für einen abrrienden rund so Kreuzer. 


Aus diefen Ziffern geht zur Genüge die fteigende Tendenz ber In— 
anjpruchnahme und des Koſtenaufwandes ber größten Landesbefferungs- 
anftalt in Oſterreich hervor. 

Die Korrigendenabteilung der Zmwangsarbeitsanftalt in Korneuburg 
ift für mündige jugendliche Perſonen männlichen Geſchlechts beftimmt 
und nähert ſich in ihrer Einrichtung der Biwangsarbeitsanftalt. 

Der Korrigendenabteilung in Korneuburg und der Anftalt in Jagd— 
berg in Vorarlberg ftattete ich in ber Mitte der Achtzigerjahre Bejuche ab. 

Bevor id) zur Beiprechung ber tatſächlichen Zuſtãnde in Meſſendorf 
übergehe, möchte ich nur noch furz meines Beſuches in der Erziehungs⸗ 
anftalt in Brünn im leßtverflofjenen Jahre und ihrer vorzüglichen Ein- 
richtungen auf dem Gebiete des Arbeitsunterrichtes gedenken. 

Die Gebarungsüberfchüfje ber gemeinfamen Waiſenkaſſen haben hier 
duch zweckmäßige Ausgeftaltung dieſes Teiles des Anftalt3betriebes eine 
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ſehr zweckmäßige Verwendung gefunden. Doch kann ich angeſichts der 
durch die Gebarungsüberſchüſſe gebotenen Möglichkeit der Abhilſe nicht 
umhin, eines Übelftandes Erwähnung zu tun, der mir fehr zum Nachteile 
diefer Anftalt zu beftehen fcheint. 

Ich meine den engen Hofraum diefer Anftalt, in dem den nicht zur 
Gartenarbeit verwendeten Kinder unter der Aufjiht der uniformierten 
Auffeher im ftrafhausähnlichen Nundgange in der Zwifchenftunde Be— 
wegung verfhafft wird. Das ſcheint mir denn doch nicht bie einer Er- 
ziehungsanftalt entfprechende richtige Gewöhnung der erziehungsbebürftigen 
Jugend an freie körperliche Bewegung zu fein! 

Diefem Übelftande könnte mit Hilfe eines geringen Bruchteiles der Ge— 
barungsüberfhüffe oder durch Einbeziehung eines Teiles des vorhandenen 
Gartend zu Erholungszweden ber Anſtaltsjugend leicht abgeholfen 
werben. 

Ur. 44b. 


Die Korrigendenabteilung der Bwangsarbeitsanjtalt Meſſen- 
dorf. 

Die Korrigendenabteilung der Zmangsarbeitsanftalt in Meſſendorf 
vertritt die Stelfe einer fteiermärkifhen Landesbeiferungsanftalt; jie iſt 
unter einem Dache und räumlich verbunden mit ber Bwänglingsabteilung. 
Beide zufammen bilden die Zwangsarbeitsanſtalt in Meffendorf. Diele 
Einheit fam bis zu meinem Scheiden aus ber Landesverwaltung aud im 
Zandesbudget zum Ausdrud, in dem der Aufwand für die Bmänglinge 
in ihrer Gefamtheit, alfo für die erwachſenen und jugendlichen Zwänglinge, 
nicht aber für jede der beiden Kategorien, nämlich für Zwänglinge und 
Korrigenden, abgejondert ausgewieſen murbe. 

Der mehrerwähnte (f. Anhang Nr. 9, und 9/,), vom Landesausſchuß 
abgelehnte Referentenentwurf, betreffend die Ausgeftaltung der Fürſorge 
fir die verwahrlofte Jugend bezog ji) aud auf die Korrigendenabteilung 
in Mefjendorf. 

Meine dem Entwurfe zu Grunde liegenden Wahrnehmungen reichen 
zurüd in die Zeit, da ich diefe Anftalten noch als Landtagsabgeorbneter 
befuchte, und erftreden jid) auf die Zeit, da ich fpäter als Landesausſchuß- 
beijiger zu wiederholten Malen in die Anftalt in Mefjendorf kam. 

So mohnte ih am 8. April 1897 auch einer Jahresprüfung der 
Korrigenden bei. Bei biefer Gelegenheit befichtigte ich das legte Mal die 
der Jugendabteilung — wie bie Korrigendenabteilung mit einer im Ge- 
fege nicht begründeten Bezeichnung auch genannt wird — gewibmeten 
Schul, Shlar und Arbeitsräume, 

Das Schulzimmer befindet fich im zweiten Stodwerke der Zwangs- 
arbeitsanftalt und mußten bie Jugendlichen die Zmangsarbeitsanftalt in 
ihrer ganzen räumlichen Ausdehnung ber Breite und Höhe nah durd- 
fchreiten, bis fie aus dem zu ebener Erde gelegenen Schlajzimmer in die 
Schule und nad derſelben in den inzwiſchen aus einem Schlafjaal in 
eine Arbeitämerfftätte umgewanbelten Raum gelangten. 

Diefe räumlihe Gemeinihaft fand noch meiter ihren organijchen 
Ausdrud in einer gemeinfamen Verwaltung und Zeitung fogar barin, 
daß Zmänglinge von-guter Aufführung als jogenannte Stubenväter, b. i. 
als Zimmerauffeher für die Korrigenden beftellt worden waren, und daß bei 
Überfüllung der Korrigendenabteilung die älteren Korrigenden, alfo allen- 
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falls auch noch vor Beendigung des 18. Lebenzjahres aus dem Stande . 
der Korrigenben ausgeſchieden und in den Zmänglingaftand überſtellt 
murben. enn in ben Jahren, die dazwiſchen liegen, und insbejondere 
infolge ber Mordtat des Korrigenden Weiß bie eine oder die andere ber 
hier bejchriebenen Einrichtungen fih zum Befferen gewendet hat, um jo 
beffer für die Anftalt und diejenigen, welche für diefe verantivortlich find. 

Der Iangjährige Direktor der Zmangsarbeitsanftalt in Meſſendorf 
erzählte mir, wie zur Zeit, als er ind Amt getreten war, nur 10 Korris 
genden in der Anftalt zu Mefjendorf waren, während ſich feit damals 
der Stand der Korrigenden verjünfjacht hatte. Insbeſondere mehrten ſich 
diejenigen Korrigenden, welche über Anſuchen der gejeglichen Vertreter 
mit Genehmhaltung ber Plegihaftsbehörde Aufnahme jinden ($ 16 bes 
Gejeges von 1885, R..G. B. Nr. 90). 

Die Koften für die Korrigenden trägt ausſchließlich das Land; die 
Koften der Erziehung armer Kinder fallen der Gemeinde zur Laft, jo zwar, 
daß dieſe Art der Stoftenverteilung ſchon als ein Anreiz zur Über» 
mälzung der Soften für ein armes Kind von den ſchwachen Schultern ber 
Gemeinden -auf den breiten Rüden des Landes wirken muß. Eine Ge- 
meinde braucht nur ihrer Fürjorgepflicht nicht nachzukommen, ein armes 
Kind aufſichtslos ich ſelbſt zu überlaffen, e8 vagabundieren und betteln zu 
laſſen, jo hat fie auch den finanziellen Erfolg für fich, daß die Sorge 
für ein folches Kind von der Gemeinde auf das Land übergeht. 

Es Tiegt auf der Hand, daß ein Mann, welcher als Direktor der 
Zwangsarbeitsanſtalt vorgefeßt wurde, und in bem größten Teile feiner 
Amtstätigfeit e3 nur mit Zwänglingen zu tun hatte, ſich für die 
Behandlung der erwachjenen Zwänglinge als fehr geeignet erweiſen mag, 
dabei aber für die erziehliche Behandlung jugendlicher und findlicher Ge- 
ſchöpfe nicht die Eignung hat. 

So wurde mir bei einem meiner Beſuche in Meffendorf erzählt, daß 
für die renitenten Korrigenden jegt ein außerordentlich zwedmäßiges und 
wirkſames Mittel gefunden worden fei. Diefes Mittel beftehe in Krumm- 
fliegen. „Krummſchließen durch jehs Stunden und die Nenitenz fei 
gebrochen.” 

Wenig pädagogiſches Geihid und Eignung verriet die ein andermal 
von dem begleitenden Beamten an einen Korrigenben vor den übrigen 
Korrigenden gerichtete Frageftellung nach der Urſache der Notionierung, 
der ftrafbaren Handlung, melde das Kind nach Mefjendorf gebracht Habe. 

Ju den andern fortgejchrittenen Ländern fällt bei Jnangrijfnahme 
der Zwangs⸗ oder Fürforgeerzichung ein Schleier über das Vorleben 
de3 Fürſorgezöglings und ſoll eben diefe Erziehung den Ausgangspunkt 
für ein neues, hier zu beginnendes Leben bilden. In dem hier berührten 
Falle fommt noch dazu, daß der Gefragte überhaupt gar fein nach dem 
Strafgefege zu behandelndes Delitt begangen hatte, jondern über An— 
fuchen feiner geſetziichen Vertreter auf Grund des $ 16 des Geſetzes don 
1885 in die Korrigenbenabteilung der Zmangsarbeitsanftalt abgegeben 
worden war. 

Das Kind war 11 Jahre alt und wurde übereinftinmmend von ben 
Aufiehern und Lehrern als ein im hohen Grade bejjerungsähiges Kind 
bezeichnet. Die Überftellung des Kindes in die Erziehungsanftalt des Grazer 
Schußvereine wurde veranlaßt, deſſen Direktor die gute Führung des 
Kindes beftätigte. Man frage ſich vergeblich, wieſo dieſes Kind im die 

Reicher, Farſorge für bie vermahrlofte Jugend. II. 29 
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Korrigendenabteilung der Zwangsarbeitsanſtalt gekommen ſei. Die Antwort 
auf dieſe Frage war nicht weit zu ſuchen. Erwägungen kommunalfinanz- 
politiſcher Natur mochten jedenfalls den Ausſchlag gegeben haben. 

Bemerkt fei noch, Daß unter den Korrigenben die verjchiedenjten Alters— 
Haffen, die verjchiedenften Bildungsftufen, von dem Analphabeten bis 
zum Gymnaſiaſten, vertreten waren, bie verjchiedenen Grade von Ber- 
derbtdeit und Verwahrlofung, von jenen Korrigenden, die infolge der Ber- 
hältniſſe, die fie umgaben, zu Dieben, Bettlern oder Vagabunden wurden, 
und bei benen vielfach nur Die rechtzeitige Entfernung aus diejen Verhält⸗ 
nifjen zur Beſſerung genügt hätte, bis zu den bereits ganz verderbten, ge— 
wohnheitsmäßigen Spigbuben und Übeltätern im jugendlichen Alter. Im alt- 
gemeinen erfolgt die Aufnahme aber überhaupt in einem After, welches 
wenig Ausfiht auf Vefferung gewährt, jeldft wenn die Einrichtungen ziwed- 
entjprechender wären. Zur Notionierung in die Belferungsanitalt gehört 
als Vorausfegung die Straffälligkeit der Kinder. Klage wird geführt 
über jene, denen von den Eltern der Diebjtahl angelernt wurde, nicht nur, 
daß deren Beſſerung beinahe ganz ausgeſchloſſen jei, wirken jie infolge 
ihres ſchlechten Beitpiel in hohem Grade ungünftig auf ihre Anjtalts- 
genoffen. 

Unter den von mir angetroffenen Korrigenden befanden ſich ferner 
auch folche, die weniger jittlih als körperlich und geijtig verwahrloſt 
waren, 3. B. ein Zwerg im 18. Jahre feines Lebens. 

Eine Kritik der Korrigendenabteilung der fteiermärfifhen Zivangs- 
arbeitsanftalt in Mefiendorr enthält der Vericht des niederöſterreichiſchen 
Landesausſchuſſes über feine Amtswirkſamkeit vom 1. Juli 1897 bis 
30. Juni 1898, V. Offentlihe Sicherheit, Waijen-, Bau- und Mautange- 

legenheiten, Referent Joſef Schöffel, Wien, Aus der E k. Hof- und Staats» 
bruderei, 1898. 

Wohl ift der Name der darin (S. 51) beſchriebenen Anftalt nicht 
genannt; doc bezieht fich die abfälfige Kritik ohme Zweifel auf die 
Korrigendenabteilung ber Zmangsarbeitsanftalt in Meſſendorf; denn da 
e3 ſich um einen aus einer nachbarländiſchen Anftalt in die Sandes- 
befjerungsanftalt Eggenburg überjegten Knaben handelt; eine ſolche Über» 
jegung aber nur aus ber Zwangsarbeitsanſtalt in Mefiendorf erfolgte 
(S. 54), jo gilt die nachfolgende fritiihe Beleuchtung offenbar den Zu— 
ftänden in ber Korrigendenabteilung der Zmangsarbeitsanftalt in Mefjen- 
dorf. — Der erwähnte Bericht lautet: 

„Ein Sinabe, dejien Vater im Laufe diejes Jahres Die Heimatberechtigung 
nad) Wien erworben hatte, wurde auf Grund einer wegen jeiner neuen Zu- 
ftändigfeit von ber politischen Landesbehörde erflojjenen Verfügung aus 
einer nachbarländiſchen in die Hiefige Anjtalt überftellt. Bei diefer Ge- 
Tegenheit kamen Verhältniſſe der fremden Anftalt in Erfahrung, welche 
diejelbe als gänzlich veraltet und im Intereſſe der dort angehaltenen 
Kinder als höchſt reformbedürjtig erſcheinen laſſen. 

Die betreffende Anftalt entfpriht nicht einmal den einjacjjten 
janitären, gejhiweige denn den erzichlihen Anforderungen der Gegenwart. 
Der Sehlarfant bient zugleich als Arbeitsraum; morgens werden Die 
Betten zufammtengefchoben, um den Plag für die Werktiſche zu gewinnen. 
Die Arbeitszeit wird nur durch eine Unterrichtsftunde täglich, jowie durch 
eine halbftündige Erholungspauſe unterbrochen; während der lepteren 
werben die Knaben in einem ummauerten Hofe in ſtrafhausmäßigem Ring 
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gange fpazieren geführt, Kann fi ein Knabe feinen Waffernapf von 
jeinene Überverbienfte kaufen, jo muß er fih im Schmutzwaſſer ber 
anderen waſchen. Ein Nachtmahl wird ben Korrigenden nicht verabfolgt. 
Die Koft ift zum mindeften hinfichtlic) der Auswahl der Speifen nicht 
entfprechend, da der Knabe mit Skorbut behaftet hier eintraf. 

Zehn⸗ und achtzehnjährige Korrigenden find in einer Gruppe ber» 
einigt. Eine Trennung nad) Alteröftufen eriftiert nicht. Selbft der Ver— 
tehr mit Zwänglingen wird nit hintangehalten. In jeder Zimmerbeleg- 
ſchaft der Korrigenden fteht ein Zmängling ala Stubenvater vor, dem 
ſogar ein Pisziplinarftrafrecht eingeräumt ift, und der die ihm unter- 
geordneten Knaben halbjährig zu qualifizieren Hat. Auf Grund feiner 
Relation erfolgen die Bejörberungen in die höheren Kategorien, bezw. die 
Entlaffung ber _Korrigenden. 

Solche Zuftände find nicht nur nicht geeignet, einen erziehlichen Erfolg 
zu zeitigen, fondern fie j haben der Sadje indirelt dadurch, daß der Fort» 
beftand folder NRüdftändigfeit daS gegen die Belferungsanftalten immer 
noch beftehende Vorurteil nährt.“ 

Hier ſoll zum Schluſſe nur noch das Urteil wiedergegeben werden, 
welches Dr. Hugo Hoegel in: „Die Straffälligkeit wegen Arbeitsſcheu 
in Oſterreich“ in Hofrat Brofeffor Grünhut3 „Zeitſchrift für da3 Privat- 
und öffentliche Recht der Gegenwart“, XXV., XXVL, XXVI. Band, 
über bie fteierifhen Zmangsarbeitsanftalten in Meffendorf und Sankowig 
fällt. Da die Korrigendenabteilung einen integrierenden Beſtandteil der 
Anjtalt in Meffendorf bildet, fo trifft das erwähnte Urteil auch die Korri- 
gendenabteilung. Das Urteil lautet: „Pie Einrichtung beider Anftalten 
unterfcheibet ſich in feinem weſentlichen Punkte von jener ber Strafanftalten, 
d. die Anhaltung in ihnen gleicht der Kerkerſtrafe wie ein Ei dem 
andern.“ 





Die Mordtat eines verwahrloften Findelkindes in der Korri— 
gendenabteilung der Bwangsarbeitsanjtalt in Mefjendorf. 


Am 10. September 1900 wurde vor dem Schwurgerichte in 
Graz gegen den Korrigenden Joſef Weiß verhandelt. Diefer hatte am 
30. Juni dezjelben Jahres, um 2 Uhr morgens, ben 12 Jahre alten Mit- 
korrigenden und Schlafgenojjen in der Storrigendenabteilung ber ſteier— 
märkiſchen Landeszmangsarbeitsanftalt in Mejjendorf, namens Koroſchetz, 
durch Schläge mit einem meterlangen „Papierausteiler“ ſchwer verlegt, 
jo ‚daß SKtorofcheg fünf Tage fpäter, am 4. Juli, an den erhaltenen 
Verlegungen ftarb. Weiß Hatte von Anfang an geftanden, daß er die 
Tat verübt habe, und fein Geftändnis bis zum Ende aufrecht erhalten. 

Der Sadjverhalt war folgender: 

Am 30. Juni 1900, um 9 Uhr abends, waren die Inſaſſen der 
Jugendabteilung in Meſſendorf, 14 an der Zafl, im Alter von 9—19 
Dahren (!) „gejund und heil“, in dem zugleid als Tagesaufenthalt 
dienenden Cchlajraume eingejperrt worden und der bienfttuende Auf- 
jeher hatte, vorjchriitsgemäß, den Schlüſſel an ben Oberauffeher abge» 
Liefert. Gegen 2 Uhr früh hatten Schlafgenoffen ein Stöhnen des Koroſchetz 
gehört, dieen bfutüberftrömt im Bette liegen gejehen und durch Klopfen 
am Gudfenfter der Saaltür den Auffeher verftändigt, dab Koroſchetz 
Najenbluten gehabt zu Haben feine. Der Auffcher mwedte den Ober— 

29* 
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auffeher und al3 beide Beamte den Saal betraten, fanden fie den Weiß 
außer Bett, bereits teilweiſe beffeidet, den Korojcheg ſchwer verlegt. Zwei 
Hiebe im Gejicht, die Weichteile durchgeichlagen, ber Kiefer zerichmettert, 
eine Schäbeljraktur. Einige der Saalgenojjen beſchuldigten jojort den 
Weiß der Tat, ber fich ihnen gegenüber noch vor dem Erſcheinen der 
Auffeher dazu befannt und auf die Frage nach der Urſache gleichgültig 
„A, was!“ geantwortet hatte. Weiß wiederholte das Geftändnis auch 
vor den Beamten mit der Erklärung, er habe den Koroſchetz geichlagen, 
weil diefer ihm öfter verklagt habe’, hauptfächlich deshalb, weil Koroiheg 
ihm eine Schulaufgabe beſchmutzt habe und er, Weiß, deshalb vom Aui- 
jeher gejchlagen worden fei. (Was von Auffeher und Anftaltsleiter be- 
ftritten wurde, da das Schlagen in der Anftalt verboten ift.) 

Ein Saalgenoffe hat angeblich die Verübung der Tat mit angejehen, 
fi) aber aus Furcht vor Weiß nicht gerührt. 

In der Schmurgerichtöverhandlung hat Weiß gejagt, er Habe Korojcheg 
geihlagen, weil diefer ihn „alleweil fettiert und gehänfelt habe’. 

Weiß wird als fehr jähzurnig, tückiſch und rabiat gejhildert. Zwei 
Anftaltögenoffen jagen aus, er habe, als er das zweite Mal aus Mejien- 
dorf entlaffen wurde — Weiß ift nämlich bereit# zum dritten Male 
in der Korrigendenabteilung —, erklärt, „wenn er wieder in die Anjtalt 
fomme, erfchlage er einen“, 

Zur Verübung der Tat bediente fih Weiß des erwähnten „Papier 
austeiler3“. Die Norrigenden werden nämlich in der Anftalt mit dem 
Sieben von Papierdüten beſchäftigt. Nach Beendigung der Tagesarbeit 
werben alle Werkzeuge aus dem Saale entfernt und am 30. Mai war 
nun der Papierausteifer, ein meterlanges Holz, das fäbelförmig ift, von 
den Smänglingen au als „Säbel” oder „Schere“ bezeichnet wird, zurüd- 
gelaffen worden. Weiß will, erwachend, das Inſtrument erblidt und da 
erft den Antrieb verfpürt haben, ben Korojcheg zu fehlagen. 

Auf Grund des Schuldſpruches der Geſchworenen wurde Weiß vom 
Gerichtshoje unter Anmendung des außerdenflichen Milderungsrechtes zu 
31/, Jahren ſchweren Sterfer3 verurteilt. Die Milderungsgründe dürften 
darin gefunden werden, daß Weiß in feiner phyfifhen Entwidlung ftart 
zurückgeblieben ift. (Ein VBerichterftatter fagt, Weiß made troß jeiner 
19 Jahre den Eindrud eines zehnjährigen Knaben.) Als mildernd oder 
erſchwerend, je nach der Stellung des Betrachters, kann weiter ange 
nommen werden, daß Weiß den Eindrud arger Verfommenheit mad. 

Weiß, welcher bei feiner Entlaffung aus der Auftalt gedroht Hatte, 
einen zu erfchlagen, wenn er wieber in die Anftalt kommen jollte, führt 
dieſes Vorhaben aud) aus mittels eines Arbeitöwerfzeuges, deſſen ſich 
die Sorrigenden der Zmwangsarbeitsanftalt in Meffendorf bei ihrer Ber 
ichäftigung bedienen. Diefe Beſchäftigung, Kleben von PBapierdüten, eine 
Arbeit von ſehr zweifelhaft erzichlichem Werte für Zöglinge einer Bejie- 
rungsanftalt, denen die Einficht in den mirtichaftlihen und fittlichen 
Wert dev Arbeit beigebracht werden ſoll. 

Der morbfüchtige neunzehnjährige Jüngling wählt fid) unter jeinen 
Saalgenoffen einen Knaben im Alter von 12 Jahren zum Opfer; ein 
trauriger Beleg für die erziehliche Ungeheuerfichkeit der Gemeinſchaft ie 
uerfihiebener Aitersklaſſen, wie neunzehnjährige Übeltäter und zwölfjährige 
Knaben. 
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Joſef Weiß ift im Findelhaus in Wien geboren, bis zu feinem zehnten 
Jahre bei einem Keufchler in Ungarn „erzogen“, bi3 zum vollendeten 
vierzehnten Jahre in jeiner Zuftändigfeitsgemeinde Hofchen, Bezirk Hart- 
berg, in Steiermark in Armenverforgung und feither auf der Bahn des 
Rajters. Er wird nad „Abbüßung” feiner derzeitigen Strafe entlaifen 
werben und gewiß neue Übeltaten begehen. 

Ein Menſch, wie diejer Jofef Weiß, ift ein Schulbeifpiel, wohin 
eine mangelhafte Fürforge führt. Ein ſchutzbedürftiges Kind bedarf einer 
ganz ander Behandlung als jener, die ihn ſchließlich ins Gefängnis bringt. 
Die Fürforge für ihn hätte zu ganz andrer Zeit und in ganz andrer 
Weiſe einfegen müfjen, um «3 nicht dahin kommen zu lajien, wo es 
Schließlich geboten war, „ihn unſchädlich zu maden“. 

Der Menſch ift das Produkt feiner Erziehung. Die Erziehungs- 
möglichkeit endet aber fehr früh und die meiften „Verwahrloften” fommen, 
durch die Schuld der ihr Kindesleben Beftimmenden, erft als Unverbefjer- 
fiche in die fogenannten Beiferungsanftalten und Gefangenhäufer. 

In dem Falle Wei begegnet uns das Bild ber öfjentlichen Fürſorge 
für ein elternlofes, der Gemeinde zur Lat fallendes Gefchöpf, für ein 
Menjchentind, das in ber Findelanftalt geboren, nad) Ablauf der Findel- 
verpflegung ber Verjorgung durch die Heimatgemeinde überantwortet wird. 
Es läßt ſich eine Vorftellung von diefer Erziehung madjen, wenn wir 
und vergegenmärtigen, daß Beih bereit3 fünf Mal wegen Landjtreicherei, 
zwei Mal wegen Diebſtahls vorbeftraft und bereit3 zum dritten Male 
für die Vefferungsanftalt, d. i. für die Korrigendenabteilung der Zwangs— 
arebitanftalt in Meijendorf notioniert worden war. Diefe Art der Er— 
ziehungsfürſorge endete in der Storrigendenabteilung ber Zmangsarbeits- 
anftalt und fehließlic im Kerfer. Der Korrigend drohte bei feiner zweiten 
Entlaffung aus der Korrigendenabteilung mit dem Morde, einen zu er- 
ſchlagen, wenn er wieder in die Anftalt fommen follte. 

Weiß ift in diefer Beziehung nicht nur typiſch in feiner Art als 
Opfer einer mangelhaften Fürforge, fondern der Fall Weiß regt 
aber auch zu einer Erwägung über die Meffendorfer Anftalt, aus 
der er hervorgegangen ift, an. Vor allem: Wie ift c8 möglich, 
daß man — bei dem heutigen Stande pädagogijher und kriminai— 
pſychologiſcher Erkenntnis iberhaupt noch Individuen von 9-19 Jahren 
in einer Kategorie vereinigt? DaB ein Neunzehnjähriger, ber ficben Mal 
vorbeftraft ift, auf neunjährige Kinder nur verderblih einwirken muß, 
liegt doch auf der Hand. Trogdem wird dieſer Burſche, der bereits 
zwei Mal in Mefjendorf angehalten gewefen, den Anftaltsleiter, Lehrer 
und Seeljorger als jähzornig, tüdifh und rabiat Tannten, nad ber 
dritten Einlieferung wieder mit Knaben vom neunten Jahre aufwärts 
zufammen verwahrt. In dem Falle Weiß fiegt eine vernichtende Kritik 
de3 ganzen Syſtems. . 

Ein Anſatz zu einer Verbefferung diejes Syſtems war in der Ver— 
wirklichung ber Vorſchläge des Neferentenentwurfes, betreffend die Aus— 
geitaltung der Landesfürjorge für die vermahrlofte Jugend, gelegen. 
Danach follte eine Scheidung der Verwahrloften nad) ihrem Alter und 
zunächſt die Ausicheidung der unmündigen Korrigenden aus der Anftalt 
in Meffendorf und Vereinigung in der zu verländernden Anftalt des 
Schutzvereines in Waltendorf erfolgen, dabei aber die Vermehrung diejer 
Anftalten entfprechend dem Bedarje ins Auge gefaßt werben. 
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Ar. 44c. 


Die Korrigendenabteilung in Wiener-Neudorf in Nieder- 
oſterreich. 


Ich kann dieſes Kapitel nicht ſchließen, ohne einer Interpellation 
im öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſe zu gebenten, welche an ben Minifter- 
präfidenten, als Leiter des Minijteriums des Innern, gerichtet war und 
bie Verhältniffe der weiblichen Korrigendenabteilung der Anftalt in Wiener 
Neudorf zum Gegenftande hatte. 

Die Interpelfation, welhe am 17. Juni 1903 eingebradht worden 
war, behauptete, daß bie Schweitern vom Guten Hirten, welche die Anitalt 
führen, als Zudt- und Pisziplinarmittel den fogenannten „ſpaniſchen 
Zanker“, eine Zwangsjacke, verwenden, die rüdwärt3 gejchlojfen werde, 
morauf dem Kinde bie ws fo nad) rüdwärts gebunden werden, daß es 
feiner Bewegung fähig ſei. In biefem Zuftande habe einmal eine Korri— 
gendin mehrere Stunden kniend zubringen müffen. Es habe ſich nicht 
einmal die einfachften Verrichtungen felbjt Leiten können. 

Eine andere an Bettnäffe leidende Korrigendin habe wegen diejes 
ihres Leidens ſchon mehrmals die „Spanijche” betommen. Dieje jei aljo 
in diefem Falle als Krankenkur verordnet wurden. 

Tie andern Korrigendinnen feien über vereinzelte Korrigendinnen 
hergefalfen, hätten dieſe mit Obrfeigen traftiert, an den Haaren geriffen 
und angefpudt, ohne daß fie von den allerdings gerade abmejenden 
Schweſtern rechtzeitig befhügt worden waren. 

Die noch nicht ganz verborbenen Mädchen müßten vollends verborben 
werden, da jene mit jittlich ganz berivorfenen Mädchen, worunter die 
meijten vor ihrem Anftalt3aufenthalte gewerbsmäßig Unzucht getrieben 
hatten, in ben Nuhepaufen und bei ihren gemeinjamen Spaziergängen 
ungehindert in Verkehr treten können. 

Die Hauskommiſſion, beftchend aus einem Vertreter des Landes 
ausſchuſſes und der Statthalterei, welche beide Behörden die Aufficht über 
die Anftalt führten, hätten feine Ahnung von diefen Zuftänden in der 
Anftalt gehabt und fich ftet3 damit begnügt, daß die in Gegenwart ber 
Nonnen befragten Storrigendinnen über Vefragen der Hauskommiſſion 
feinen Grund zu Beſchwerden hätten. Trotzdem die ber Hauskommiſſion 
zur Kenntnis gebrachten Zujtände don Dieler nachträglich als wahr be- 
funden worden waren, erjolgte die abfchlägige Verbeſcheidung bes mit 
dieſen Zuftänden motivierten Entlaffungsanfncens hinſichtlich einer füni- 
sehnjährigen Norrigendin. So die Jnterpellation! 

Diefer abichlägige Veſcheid gab den Anlaß zu diefer Interpellation 
im Abgeorbnetenhaufe. 

Wir laffen Hier die Antwort des Minifterpräfidbenten auf dieſe Jnter- 
pellation folgen, welche die Ungaben ber Jnterpelfation in ihren weſent⸗ 
lien Punften beftätigte. 

Die Antwort erfolgte in ber 253. Sigung am 9. Dezember 1903. Ter 
Minifter erklärte, daß er über die beflagten Ungehörigfeiten und Miß— 
ftände, die in der Filiale der Neudorfer Korrektionsanftalt der Schweitern 
vom Guten Hirten in der Siebenbrunnengafje Nr. 78 in Wien zu Tage 
getreten jeien, fofort eine eingehende Erhebung eingeleitet habe und über 
das Ergebnis derjelben dem Haufe folgendes mitzuteilen habe: 
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Was die Verwendung der Zwangsjacke in der Anſtalt betrifft, ſo 
wurde durch die Unterſuchung ſichergeſtellt, daß dieſes Strafmittel bei 
ſchwereren Disziplinarvergehen gegen beſonders renitente Korrigendinnen 
ohne Genehmigung der Auffichtsbehörde und ohne ärztliche Kontrolle an— 
gewendet wurde. Dies geſchah bedauerliher Weife auch drei Mal bei 
einer Korrigendin, deren Ungehörigfeiten, wie nachträglich ärztlicherſeits 
tonftatiert wurde, auf eine franfhafte Anlage zurüdzuführen waren. 

Die Anwendung der Zwangsjacke ift der Anftaltzleitung fofort unter» 
jagt worden. Auch wurde die genaue Führung eines Strafvormerkbuches, 
und zwar in ber Form angeordnet, daß demjelben die Art und das Aus— 
maß jeder verhängten Strafe, ſowie aud die Urſache der Beſtrafung 
jeberzeit entnommen werben kann. 

Die gepflogene Unterſuchung hat ferner ergeben, daß unter den Korri— 
gendinnen tatſachlich zuweilen Schlägereien vorgekommen find. So wurbe 
aud die in der Interpellation erwähnte SKorrigendin Cmerentia, als 
ihr wegen Diebjtahles von Heiligenbildern die Zwangsjacke zudiktiert 
morben war, von ihren Mitforrigendinnen geichlagen und an den Haaren 
gezogen; die anweſende Kloſterſchweſter Hat jedoch fofort, als fie dieſe 
Ausihreitung wahrnahm, die Streitenden getrennt. 

Auch zwiſchen der unter den Stlofternamen Augufte angehaltenen 
Korrigendin und ihren Mitkorrigendinnen fam e3 einmal zu einer bon 
ber eben Genannten ſelbſt provozierten Schlägerei, welcher von der an— 
wefenben Kloſterſchweſter Leider nicht jchnell genug Einhalt getan werden 
onnte. — 

Ich kann übrigens nicht unerwähnt laſſen — führt der Minijter 
im weiteren Verlaufe feiner Jnterpellationsbeantwortung aus --, dab 
e3 aud) in den Monaten Juli und Augujt laufenden Jahres in der Anftalt 
wegen verjchiedener geringfügiger Anläſſe, offenbar zufolge einer von 
außen unter bie Pfleglinge hineingetragenen Erregung wiederholt zu 
bedauerlihen Erzejjen gegen die Anftaltsfeitung fam. Dieje Exzeſſe 
pflanzten ſich bis auf die Straße fort und machten ein Einfchreiten der 
Sicher heitswache notwendig. 

Dieſe Vorfälle wurden ſtreng unterſucht und bie Haupträdels— 
führerinnen wurden in die Beſſerungsanſtalt nach Eggenburg überſtellt, 
woſelbſt ſie in einem eigenen Trakte üntergebracht worden find. 

Es wurde übrigens ber Anftaltöfeitung die ftrengfte Beaufſichtigung 
ber Korrigendinnen eingefhärft und die möglichſte Separierung der er- 
wiejenermaßen gänzlich verdorbenen von den mehr aus Leichtjinn und 
jugendfihem Unverjtande auf Abwege geratenen Pfleglingen aufgetragen. 
Auch wurde auf Grund der gepflogenen Erhebungen durch die Einführung 
täglicher ärztlicher Vifiten eine ftrenge Überwachung des Geſundheits- 
zuftandes der Pfleglinge eingeleitet und die Führung eine eigenen ärzt- 
fihen Vormerkes über Erkrankungen in ber Anſtalt angeordnet. 

Schon gelegentlich der von einem ftaatlihen Sanitätsinfpeftor vor— 
genommenen Nevifion ber Anftalt wurden von bdemfelben verſchiedene 
Ünzukömmlichkeiten bezüglid, Benügung der Bäder, Einrichtung der Fiolier- 
zellen und unzureichenden Wechiels der Bettwäſche abgeftellt. 

Weiter wurde bei diefer Revifion das Cntjprechende verfügt, um 
die Weiterverbreitung der bei einer Korrigendin fonftatierten, verbächtige 
Symptome aufmeifenden Krankheit zu verhüten. Auch fonft wurden noch 
in hygieniſcher Hinficht und bezüglich der Reinhaltung ber Lolalitäten und 
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Einrichtungsſtücke entſprechende Maßregeln getroffen. Endlich habe ſich 
der Miniſter veranlaßt geſehen, der Statthalterei eine fortgeſetzte ein- 
gehende Überwachung der Anftalt zur befonderen Pflicht zu machen. 


Br 444. 

Aus: „Die Zwangsarbeit3- und Beljerungsanftalten in Ofterreih und 
die Ergebniffe ihrer Wirffamkeit im Jahre 1897“ von Dr. Johann 
Winckler in der „Statiftifhen Monatsſchrift der k. k. Statiftiihen Zentral- 
tommiffion“, 4. Jahrgang, S. 13ff. 

Dr. Hugo Hoegel git in feiner Abhandlung „Die Straffälligkeir 
wegen Arbeitsjheu in öſterreich“ („Zeitichrift für Privat- und öffent- 
liches Recht der Gegenwart“, XXV., XXVL und XXVI. Band) eine 
ſummariſche Darftellung der Schlußziffern der vorerwähnten Ergebnijic, 
welche id) in Ermanglung einer andern mir befannten Statiftit jüngeren 
Datums hier folgen laſſe 

Was die Beſſerungsanſtalten betrifft, fo ſind zuerſt die Daten über jene 
Unftalten gebracht, welche mehr als 14 Jahre alte Zöglinge aufnehmen 
(für männfide Korneuburg, Eggenburg, Meſſendorf, Klagenfurt, Laibach, 
Jagdberg, Opatomwig, Brünn, Neutitichein, Olbersdorf, für meibliche 
Wien, Cggenburg, Lankowitz, Jagbberg, Koftenblatt, Neutitichein), wobei 
jedoch die Anftalten in Meffendorf, Laibach, Opatowig und Koftenblatt 
auch die Daten über folhe unter 14 Jahren (in der Zahl von 89) mit 
eingerechnet haben. Der Stand am 1. Jänner 1897 war 553 männliche 
und 133 weibliche, zufammen 686, der Zuwachs 303 männliche und 
65 weibliche, der Abgang 256 männliche und 59 weibliche, der Schluf- 
ftand 600 männliche und 139 weibliche, zufammen 739. Das bedeutet 
ganz unzweifelhaft eine im Verhältnifie zur Größe ber Aufgaben in diejer 
Richtung minimale Leiftung. 

Bon den Eingelieferten wurden 111 wegen Landftreicherei, 4 wegen 
Vettel, 3 wegen Arbeitsſcheu, 4 wegen Arbeitsverweigerung, 5 wegen gr- 
werbsmäßiger Unzucht, 1 wegen Polizeiaufſichtsbruch, 28 wegen Zufammen- 
treffen mehrerer Straftaten diefer Art (davon 21 wegen Vettel und Land- 
ftreicherei), 52 nad) Abftrafung wegen eines infolge Strafunmündigfeit 
nur als Übertretung behandelten Verbrechens, 9 über Antrag der Sicher- 
heitsbehörde, 112 über Anſuchen der gejeplichen Vertreter, 6 zur Ver— 
büßung einer gerichtlich erfaunten Verwahrung, 3 wegen Rückfälligkeit, 
30 aus einer andern Bellerungsanftalt übernommen. 

Von 257.203 Verpflegstagen entfielen 209.573 auf männliche, 47.630 
auf weibliche, was einem Durchſchnittsſtande von 575 und 130 entipricht. 
Ton den erpflegstagen entfielen 661 auf Arbeits-, 152 auf Schultage, 
35 auf Siranfentage und 152 auf Sonn» und Feiertage (zum Teil auch 
zum Unterricht verwendet). Die Prozentverhältniffe wechfeln in ben ein> 
zelnen Anftalten bedeutend, 

Anfangend die unmündigen Zöglinge, jo waren in Eggenburg, Klagen» 
furt, Jagdberg, Brünn und Noftenblatt am 1. Jänner 1897 606 Knaben 
und 110 Mädchen, dazu kamen 225 Knaben und 41 Mädchen, dagegen fielen 
180 Knaben und 27 Mädchen ab, wonach 651 Knaben und 124 Mädchen, 
zuſammen 775 verblieben (bei einem Belagraum von. 772 und 170). Tie 
Summe der Berpflegstage war für Knaben 256.886, für Mädchen 39.990, 
der Turchicnittsftand daher 594 und 110. In Bezug auf bie perjönlihen 
Verhältniſſe gilt das Vorhergefagte. 
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In ben Privatanftalten waren ungefähr 282 männliche und 241 
weibliche Zöglinge untergebracht; wie hoch det Durchſchnittsſtand war 
und über die fonftigen Verhältniffe liegen feine Daten vor. 


Ur. 45. 


Die Waifenhäufer, Kinderaſyle, Kinderheime a. m. aus: Dfter- 
reichs Wohlfahrtseinrichtungen 1848 — 1898. 


„Oſterreichs Wohlfahrtzeinrichtungen 1848-1898“, II. Band, III. Teil, 
enthält auch einen Bericht über Waijenhäufer, Kinderafyle, Kinderheime 
und Internate von Johann Mar Hinterwaldner, f. k. Schulrat. 

Der weitaus größte Teil aller Anftalten ijt eine Schöpfung der Privat- 
mohltätigfeit, deren Betätigung in fehr vielen Fällen auf die Feier eines 
freudigen Ereigniffes im Allerhöchſten Kaijerhaufe zurüdzuführen ift. Viele 
diefer Anftalten — wenn fie aud nicht als Vefferungs-, Rettungs- oder 
Erziehungsanftalten für verwahrlofte Kinder bezeichnet find — ftehen mit 
dem Schub gegen Verwahrlofung in einem engen Zufammenhange, jo 
vor allem die Aſyle und Kinderhorte, welche der Verwahrlojung vor— 
beugen wollen. 

Danach beherbergen von den 20 Afylen‘und Kinderheimen in Böhmen 
die meiften Aſhyle ſchulpflichtige Kinder, um fie während der ſchul— 
freien Zeit entiprechend zu beichäftigen und zu überwachen, meil jie von 
den armen Eltern nicht überwacht werden können. Die andern Ajyle 
nehmen Kinder im vorfchulpflichtigen Alter auf und erfüllen die Aufgaben 
eines Kindergartens. Das Kinderheim in Obtiſtvi (Bezirk Melnit) enthält 
eine Nähſchule für nicht mehr fchulpflichtige Mädchen. 

Eine Reihe von in dem Verzeichniife angeführten Afylen erwähnen it in 
ihrer Zweckbeſtimmung ausdrücklich den Schuß gegen Verwahrloſung. So 
dad Kaifer Franz Joſef-Jugendafyl, „um arme, nad) Imſt zuftändige, 
der Verwahrlofung entgegengehende Kinder entjprechend unterzubringen”. 

Aufgenommen werden arme Kinder, deren Eltern verhindert find, 
die Aufficht und Erziehung auszuüben. 

Kaifer Franz Jofef-Jugendhort in Marburg, begründet zur Be— 
wahrung armer fchulpflichtiger Kinder der Stadt vor Verwahrlojung. 

Kinderafyl „Joſefinum“ in Leoben, errichtet, um dem Sinderbettel 
zu ſteuern. 

Eine Reihe andere Aſyle und Horte in verfchiedenen Ländern be- 
zeichnet al3 ihren Zweck: Aufficht über die Kinder während der ſchul— 
freien Zeit. 

Aber auch viele der Waifenanftalten dienen dem Schuge gegen drohende 
Berwahrlofung. 

51 Waifenanftalten in Böhmen bezweden die Verforgung und Er— 
ziehung verwailter Kinder, jene in Caslau, Georgswalde, Leitomifchl, 
Sobotla auch die Aufnahme verlaffener Kinder. 

In Galizien werden in Lubomirskiſchen Knabenaſyl 120 katholiſche 
verwaifte und vermahrlofte Kinder nad) zurüdgelegtem 8. Lebensjahre 
aufgenommen. 

In Kärnten war die Marienanftalt in Maria-Saal urſprünglich für 
verwahrlofte Mädchen beftimmt, während jegt 60 Mädchen bürgerlichen, 
gewerblichen und bäuerlichen Standes, nad) Möglichkeit auch arme Mädchen, 
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in den Volksſchulgegenſtänden, ſowie in den weiblichen Handarbeiten und 
in ber Haushaltung unterrichtet und erzogen werben. 

In Krain bezwedt das Waifenhaus in Gottſchee die Erziehung, 
ben Unterriht und die Pilege armer Waiſen und anderer der Anftalt 
übergebenen Kinder. 

Im Küftenlande befteht — biefem Berichte zufolge — ein Arbeitshaus 
für verlaffene Knaben in Trief. 

In Mähren bezweden die Waifenanftalten die Erziehung armer 
Waiſenkinder. Das Inſtitut der Schulfhweltern in Mähr. Trübau nimmt 
‚mar Mädchen überhaupt zur Erziehung und zum Unterrichte auf, berüd- 
tige aber ebenfalls unbeaufjichtigte und verwahrlojte Mädchen. 

In Nieberöfterreich erjcheint das Franz Joſef⸗Jugendaſyl in Weinzierl 
unter den Waifenanftalten, während fein Entjtehen auf die Erfenntnis 
zurüdzuführen ift, daß die Schule die Erziehung vermwahrlofter finder, 
bei welchen bie gewöhnliche Diszipfinargemalt unzulänglich iſt, beſonders 
in der Großjtadt, nicht zu leiften vermag. Das find die Motive des An- 
trages des Gemeinderates Bäder in Wien, welcher zur Begründung dieſer 
Amkalt führte. Vom Bezirksarmenrate in Wiener-Neuftabt ift ein Bezirks- 
waiſenhaus begründet. 

In Oberöſterreich deutet ſchon die Bezeichnung einzelner unter Den 
BWaijenhäufern aufgenommenen Anftalten den erweiterten Anftaltözwed an: 
Waifen- und Rettungshaus in Weikersdorf bei Alberndorj, Erziehungs- 
anftalt armer Schugfinder in Steyr (Vorftadt), Erziehungsanitalt zum 
Guten Hirten in Linz (von diefer ift bei den Beſſerungsanſtalten die 
Nede); Zweck der Anftalt ift Aufnahme verwahrlofter oder der Berwahr- 
fofung ausgejegter Sinder. Die“ Erziefungsanftalt armer Schugtinder 
beziwedt die Erziehung verwahrlofter Kinder, während das Waifen- und 
Rettungshaus in Weikersdorf ganz» und halbverwaiſten, jittlich gefährdeten 
Kindern ein Heim bieten folt. 

In Schlefien will die evangeliſche Waifen- und Rettungsanftalt im 
Uſtron die fittliche Erziehung und gründlihe Schulbildung von 40 ganz 
armen, verwaiften und gänzlich vermahrloften, ehelichen und unehelichen 
Kindern evangelifcher Konfeſſion anftreben. 

In Steiermark erjcheint die Rettungsanitalt für gefallene, gefährdete 
und verwahrlofte Mädchen in Graz im Verzeichnijie der Waijenanjtalten. 
Borromäun will der jittlichen Verwahrloſung der Jugend fteuern. 

In Tirol will das katholiſche Mädchenwaiſen- und Erziehungshaus in 
Innsbrud (begründet 1869) armen, ganz- oder halbverwaiſten und ver- 
wahrloften Kindern eine hriftlihe Erziehung uud die nötige Ausbildung 
für ihren künftigen Beruf, vorzüglich al3 Dienjtboten, verfchaffen. 

Die im Verzeihniffe der Waifenanftalten aufgenommene Stnaben- 
rettung- und Graiehungsanftalt in Klein-Volkersberg bei Hall ift bei 
den Befjerungsanftalten bejprochen. 


Ur. 416. 


Die Rettungs- und Befferungsanftalten aus Oſterreichs Wohl- 
fahrtseinrihtungen 1848—1898. 


Das Wert „Ofterreihs Wohlfahrtseinrichtungen 1818—1898“ 
handelt in feinem I. Bande die Jugendpflege. 
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Sm IV. Zeile, Kapitel XIV, ©. 456—462, findet fi) der Bericht 
über die Rettungs- und Befferungsanftalten in Öfterreich von ©. Heller, 
Direktor des israelitiichen Blindeninftitutes, Hohe Warte in Wie. 

Berichterftatter ſchickt in feiner Einleitung voraus, daß fein Ber 
ftreben, die Wirkſamkeit und Erfolge diefer Anftalten zur allgemeinen 
Kenntnis zu bringen, nicht bei allen Anftalten von Erfolg begleitet war 
und daher nicht alle notwendigen Daten und ergänzenden Mitteilungen zu 
erlangen waren. Damit erflären ſich denn wohl aud die vielfachen Lücken 
in dem Verzeichnifje ber Nettungs- und Beilerungsanftalten, das diejem 
Referate beigegeben ift. 

Als erſte Anftalt dieſer Art in Oſterreich führt Berichterftatter die 
Anftalt „Zum Guten Hirten“ in Linz, 1855 durch den katholiſchen Frauen- 
verein unter der Leitung der Gräfin Klara Starhemberg geftiftet, an. 

Helfer führt an, daß die Anjtalten als Urfahen der Berwahrlofung 
anführen: Not im Elternhaufe, Aufſichtsloſigkeit, mangelhafter Schul- 
bejuch, Gafjenleben, Unfähigkeit der Eltern, ihre Kinder zu erziehen, 
ſchlechtes Beifpiel und ſchlechte Gejellihaft, vielfach Herebitäre Belaftung, 
Pyromanie, Kleptomanie uſw. 

Die Anſtalten verfolgen verwandte, nicht aber völlig gleiche Zwecke. 
Die meijten von ihnen haben es ſich zur Aufgabe gemacht, verwahrlofte 
Kinder zu beſſern und zu bürgerlicher Brauchbarkeit heranzubilden, einige 
von ihnen aber die Verwahrloſung zu verhüten und wieder andere wenden 
ihre Beftrebungen gefallenen Mädchen zu. 

Die Grundlage aller pädagogijchen Wirkjamkeit in fämtlihen An— 
ftalten bildet die religiösfittliche Erziehung, welche in mehreren An— 
italteı den Charakter einer Familienerziehung erhalten hat; nebit dem 
Schulunterrichte werden die Zöglinge in manuellen Fertigkeiten oder in 
einem Handwerke unterwiejen, in den meijten Anftalten haben jie Ge- 
fegenheit, ſich in Haus-, Feld- und Gartenarbeiten zu betätigen. 

Sie körperliche Pflege fei ausnahmslos ber Gegenjtand bejonderer 
Sorgfalt. 

Die erzielten Erfolge find faſt durchgehend erfreulich, bie einiger 
Anftalten können als höchſt befriedigend bezeichnet werben. 

Das Verzeichnis der einzelnen Anftalten enthält folgende Namen: 

Niederöſterreich: 

1. Niederöſterreichiſche Landesbeſſerungsanſtalten für Knaben und 
Mädchen in Eggenburg, begründet 1888; 

2. Knabenrettungshaus bes Wiener Schutzvereines für Rettung ver⸗ 
wahrlojter Kinder in Wien, XII, St. eitgalfe 9; 

3 Mächenrettungshaus bes Wiener Schuppereines für Rettung ver⸗ 
wahrlofter Ninder in Ernjtbrunn, (Der Verein, begründet 1844, trug vor 
1849 die Bezeihnung „Wiener Schugverein für entlaffene Sträffinge“.) 

4. Rettungsanjtalt „Charitas” für verwahrfofte Jugend in Loosdorf, 
begründet 1879 aus Anlaß der filbernen Hochzeit Ihrer Majeftäten des 
Kaifers und der Kaiferin durch Bürgermeijter Kolber in Loosdorf. 

Oberöſterreich: 

1. Erziehungsanſtalt „Zum Guten Hirten“ in Linz, 1855 gegründet 
(fiehe oben). 

Der urjprüngliche Zwed: arme, verlajfene Kinder der Gefahr ber 
Verwahrloſung zu entreißen und zu frommen und arbeitfamen Gfiedern 
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der Geſellſchaft heranzubilden, erfuhr dem Berichterſtatter zufolge ame 
hochbedeutjame, geradezu beifpielgebende Erweiterung, feitden im Jahre 
1891 — über Anregung des Anftaltöleiters Dr. Rudolf Hittmair — unter 
die moraliſch umverdorbenen Kinder jugendliche Korrigenden gebracht 
wurden. - Diefer Verfuch fei fo glänzend gelungen, habe fi in jeinen 
Folgen für die jugendlichen Verirrten fo ſegensreich ermwiejen, dag er 
verdiene, in ber Geſchichte des öſterreichiſchen Erziehungsweſens als ein 
Glanzpunkt gefeiert zu werden. 

2. Befjerungsanftalt für gejallene Mädchen und Erziehungsanftalt 
für verwaifte Kinder in Baumgartenberg, 1865 begründet von den Orbens- 
ichweftern „Unferer Frau von der Liebe des guten Hirten“. 

Steiermark: 

Knabenerziehungsanftalt des Grazer Schugvereines zur Rettung ver- 
wahrlofter Jugend, begründet 1879 in Waltendorf bei Graz. 

Kärnten: 

1. Mäbdchenrettungsanftalt de3 St. Annenflofters, der Frauen vom 
Guten Hirten, begründet vom Clifabethverein in Klagenfurt 1890. 

2. Chriſtliche Rettungsgeſellſchaft in Waiern, begründet zur Er- 
innerung an das Toleranzpatent durch Kaiſer Joſef II. (13. Oftober 1781) 
am 31. Dftober 1881 durch Pfarrer Ernſt Schwarz in Waiern. 

Böhmen: 

1. Bezirfzerziehungsanftalt für verwahrlofte Kinder, Königliche Wein- 
berge, begründet vom Bezirksausſchuſſe der Königlichen Weinberge 1884, 
Die Kinder bejuchen teilweife bie öffentliche Volksſchule. 

2. Aloisia a Luisy Olivonich dötsky vychovävaci ustav vicho- 
vatölna Olivonich a Rican; gegründet zur eier ber Vermählung Ihrer 
taif. Hoheit Marie Valerie im Jahre 1890 von Alois und Louife Dliva 
und ber föniglichen Landeshauptitadt Prag. Die Anftalt bezwedt die Er- 
ziehung verwahrlofter Kinder, eventuell auch armer Waifen. 

3. Prazska vichovatelna v. Libni. Die Anftalt wurde im Jahre 1883 
von der königlichen Hauptitadt Prag zur Erziehung und Unterricht jittlih 
verwahrlofter Kinder im fchufpflichtigen Alter und über dieſes hinaus 
begründet. 

Mähren: 

Kaifer Franz Jofef-Nettungshaus in Brünn, begründet 1890 vom 
Lande Mähren. 

Schleſien: 

Kaiſer Franz Jofef-Rettungshaus in Olbersdorf, vom Lande Schleſien 
begründet zur Erinnerung an den vierzigften Geburtstag der Thron- 
beiteigung Seiner Majeftät des Kaiſers Franz Joſef I. am 18. Te- 
zember 1887, eröffnet am 18. Auguft 1893. 

Tirol: 

Joſefinum in olders, begründet von P. Edmund Hager, Prior 
von Martinsbühel bei Innsbrud, 1886; Zweck der Anſtalt: Rettung ver- 
wahrlofter Kinder oder Bewahrung vor Vernachläſſigung; Anftaltsaui- 
enthalt bis zum 17. Jahre, bis zum 14. Jahre Unterricht, bis zum 
17. Jahre Ausbildung in der Landwirtſchaft, Obft- und Gemüfebau und 
Fr Forftwirtfchaft. Zeitung durch den Benediktinerorden in Martins« 
übel. 





— 461 — 


Görz: 

Asilo di San Giuseppo in Görz, begründet über Anregung des 
P. Bandid) von Frau Katharina Decolle. Zweck der Anſtalt: Sicherung 
armer elternlofer Mädchen vor den Gefahren der Welt. 


Ar. 47. 


Mitteilungen aus dem Verorbnungsblatte bes Yuftizminifte- 
riums betreffend den „Kinderſchutz“. 


Tas Verordnungsblatt des Juftizminifteriums bringt vom Jahre 
1901 angefangen Mitteilungen über die Gründung von Kinderſchutz- 
organifationen. 

Es erwähnt die Tätigkeit der Kinderfhug- und Rettungsgeſellſchaft 
in Wien, das Afyl für mißhandelte Kinder des nichtpolitifchen Vereines 
„Treue“ in Wien, den Verein „Kinderſchutzſtationen“, den Verein „Kinder- 
ſchutz“ in Friedland, den Schugverein für die ordentliche Erziehung von 
Waiſen der Angehörigen bes Geric)tsbezirtes Sedle, den Verein „Kinber- 
ſchutz“, gegründet über Anregung des Bezirlsobmannes Dr. Alois Kluge in 
Trautenau, die Konftituierung von Waijenräten in fämtlichen Gemeinden 
des Gerichtsbezirkes Böhmifd)-Leipa über Anregung des Gerichtsvorſtehers 
Landesgerichtsrat Dr. Friedric) Wahle und zur Unterftügung der Waijen- 
räte die Begründung eines Kinderſchützvereines mit dem Sige in Böhmiſch- 
Zeipa, den Jugendfürforgeverein in Tirol, die Bildung von Waifenräten 
in fämtlihn Gemeinden (mit Ausnahme von 6) des Gerichtsbezirkes 
Kolin über Anregung des Landesgerichtsrates Joſef Suhr, und zwar 
nad Friedländer Mufter (fiche Gemeindewaifenräte), die Bildung von 
Baifenräten in allen Gemeinden (mit Ausnahme einer einzigen) und 
eines Kinderſchutzvereines im Gerichtöbezirfe Hohenelbe über Anregung 
des Bezirksrichters Dr. Julius Roller. 

Das Verordnungsblatt, Jahrgang XXI, Stüd XV, Seite 230, enthält 
nachfolgende Mitteilung: 


Kinderſchutz. In Wien und in ber überwiegenden Mehrzahl ber 
andern Gerichtäbezirte des Oberlandesgerichtsjprengeld Wien wurden dank 
der unermüdlichen Beharrlichkeit der Vorfteher der Bezirksgerichte zumeift 
mit gutem Erfolge Vormünderliften im Sinne ber Juftizminifterialver- 
ordnung bom 16. Jänner 1902, J. M. Vdg. B. Nr. 4, angelegt. Die 
Erfaßrungen mit den Liften find im allgemeinen günftig. Doch begegnet 
namentlid; in Wien die Ermittlung geeigneter Vormünder erheblichen 
Schwierigkeiten. Die Organifation der geſellſchaftlichen SelbftHilfe zur 
Förderung des Kinderfduges und der Yugendfürjorge im Oberlandes- 
gerichtäfprengel Wien hat erfreuliche Fortſchritte gemacht. Die bejtehenden 
14 Waijenratsvereine in Wien haben fid) durd) Gründung des Zentral— 
verbandes der Wiener Waifenratsvereine eine höhere Drganijation zur 
Förderung der gemeinfamen Intereſſen geſchaffen. Waifenratävereine 
haben ſich zumeift infolge der Anregungen und Bemühungen ber be- 
treffenden Gerichtövorftcher gebildet bei ben Bezirkögerichten in Gloggnitz, 
Gföhl, Liefing und Waidhofen an der Ybbs. Außerdem beftehen Ge— 
meindemaifenräte im Sprengel der Bezirksgerichte Linz und Eferding 
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und in zahlreichen Gerichtöbeziefen umter verſchiedener Bezeichnung und 
Form, Organifationen zum Zufammenwirfen der Berwaltungsorgane oder 
der gejeltfchaftlichen Kräfte mit ben Gerichten zum Zwecke bes Kinderſchutzes 
und ber Jugendfürſorge. Im ganzen Sprengel find in 19 Gerichts— 
bezir len Taifentomiters und in 62 Bezirken Vertrauensmänner in den 
einzelnen Gemeinden zur Mitwirkung beftellt. Die eine oder die andere 
Organifation befteht mit wenigen Ausnahmen in jedem Gerichtjprengel. 

Das Verordnungsblatt erwähnt ferner im Jahrgang XXI, Stüd 
XVI, ©. 237: 

Kinderfhug. Auf Anregung und infolge der Bemühungen bes 
früheren Vorftehers des Vezirfögerichtes in Bircza, Landesgerichtsrates 
Marian Mayer, gegenwärtig in Tarnopol, hat ſich für den genannten Ge- 
richt3bezirf ein Verein „Waifenrat” gebildet. Die Statuten Ichnen ſich 
an bie Satzungen des Vereines zur Pflege und Unterjtügung von Waiſen 
des Storozyneßer Gerichtsbezirkes an. Der Vorftand führt die Bezeichnung 
„Waiſenratsausſchuß“. In diejen ſollen fieben Mitglieder aus Bircza 
und nad) Tunlichfeit je ein Mitglied aus ben übrigen Gemeinden bes 
Bezirkes gewählt werben, 

Der Verein hat ſich die Aufgabe geftellt, dad Wohl der Waifen, der 
von ihren Eftern vernachläſſigten Kinder und der Kinder armer Eltern 
zu fördern. 

Tas Verordnungsblatt 1904, Stüd VII, erwähnt das Zuftandefommen 
eines Waifenrates für den Gerichtsbezirk Jojejltadt zufolge der Ber 
müßungen des Vorftehers biejes Gerichtes, Landesgerichtsrat Dr. Salomon 
Sad, jowie das Inslebentreten de3 Hieginger Waifenrates zufolge der 
Bemühungen des Landesgerichtsrates Zenobius Juczhczinski, endlich des 
Dttafringer Waifenrates infolge der Bemühungen des Vorſtehers Des 
Bezirksgerichtes Ottakring, Oberlandesgerichtsrat Wenzel Klima, und ber 
Gerichtöfefretäre Dr. Joſef Niedinger und Franz Poriska. 

Das Verordnungsblatt erwähnt im XX. Jahrgang 1904 zu wieder- 
holten Malen die verdienftliche Tätigkeit der Wiener Waifenräte im 
einzelnen und im allgemeinen. 

Tas Verordnungsblatt erwähnt die Gründung eines Waijenhauies 
für arme Pflegebejohlene des Bezirksgerichtes Marienbad, zu deſſen Er- 
haltung ſich ein Verein gebildet hat, deſſen Funktionäre (Waijenräte) 
aud die Pflicht übernahmen, Pflege und Erziehung der Waijenfinder zu 
überwachen; das Verdienft der Anregung und Durchführung gebührt dem 
Landesgerichtsrat Friedrih Adam, Vorfteher des Bezirksgerichtes in 
Marienbad. 

Das Verordnungsblatt, Stüd XV, regiftriert die Bildung von Kinder- 
jhugvereinen in den Gerichtsbezirken Bilin, Duppau, Komotau, Brüg 
und Caaz. Außerdem fungieren in den Gerichtsbezirten Sebaftiansberg, 
Brüx, Görkau, Poſtelberg und Preßnitz Waifenräte teils in allen, teils in 
der Mehrzahl der Gemeinden. 

In den Gerichtsbezirlen Dux, Jechnitz und Weipert find vorläufig 
nur vereinzelte ähnliche Organifationen zu ande gelommen. 

Tas Verordnungsblatt, Stück XVI, betont das Zuftandelommen von 
Gemeindewaiſenräten im Bezirke Teplig infolge der Bernühungen des 
Gerichtsjefretärd Johann Schüß in Teplig. 
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Endlich regiſtriert das Verordnungsblatt des Juſtizminiſteriums von 
1905 unter dem Titel „Kinderſchutz“, daß ſich auf Veranlaſſung und infolge 
ber Bemühungen des Bezirksrichters Anton Donat, und des Gerichtd- 
abjunften Dominik Fabris in San Pietro della Brazza und infolge der 
Bemühungen des Gerichtsjefretärd Dr. Johann Jagodie in Spalato ein 
Waifenratsverein gebildet hat. Diefe Vereine verfolgen diejelben Ziele 
wie die Wiener Waifenratövereine, 

Auf Anregung und infolge der Bemühungen des Oberlandesgeriht3- 
rates Miecislaus Sypbelst, ſowie unter Mitwirkung ber Oberlandes- 
erichtsräte Ludwig Lagfi und Dr. Franz Bujak in Krakau Hat fi in 
Krataı ein Waifenratöverein gebildet. 

Der Wirkungskreis des Vereines erftredt fi) auf das Gebiet ber 
Stadt Krakau und auf die Sprengel der Gerichtäbezirfe Krafau und 
Rodgörze. 

Auf Anregung und infolge der Bemühungen des Vorſtehers des 
Bezirkögerichtes Ebreichsdorf, Landesgerichtsrat Joſef Marböd, hat fid) für 
ben genannten Gerichtsbezirt unter der Bezeichnung „Waijenrat Ebreichs- 
dorf” ein Verein jür Waifen- und Kurandenpflege gebildet. 


Ur. 48. . 
Die Kinderfhug- und Rettungsgefelligaft in Wien. 


Einige aufregende Strafbrogejie gegen entmenfchte Eltern, durch welche 
der legendären Regel der Eitern- und Mutterliebe einige kraſſe Aus— 
nahmsfälle nachgewieſen wurden, hatten die Aufmerkſamkeit der Offent— 
lihfeit auf hier herrſchende Mipftände und die grobe fittlihe Gefahr 
gelenkt, welche durd) den Mangel an Aufficht und Überwachung des Ver— 
halten3 der Eitern gegen ihre Kinder entitehen fan, und hatten der 
Privatwohltätigfeit ein neues, bisher unbebautes Feld ihrer Tätigkeit 
gewiefen. Fräulein Lydia von Wolfring, welche die Fragen des Kinder— 
ſchutzes bereit3 durch mehrfache Reifen an Ort und Stelle ftudiert hatte, 
fand hiedurch günftigen Baden. In einem Anhange zum erſten Jahres- 
berichte der Kinderfhug- und Rettungsgeſellſchaft in Wien it ein Vor— 
trag dieſes Fräuleins abgedrudt, welder die Vorgeſchichte des Vereines 
erzählt. Es gelang nach kurzer Zeit, die Rinderkgug und Rettungs- 
gejellihaft” im Jahre 1900 ins Leben zu rufen. 

Nach den Statuten hat der Verein ben Zweck, Kinder gegen Miß— 
handlung und gegen fittlihe und körperliche Verwahrloſung zu beihügen 
und zu dieſem Behufe nad feinen Kräften überall dort einzutreten, wo 
die zur Obforge in erfter Linie berufenen Perſonen jie nicht erfüllen 
tönnen oder in jchuldhafter Weiſe vernachläfjigen. 

Der Verein hat die Erfüllung des Vereinszweckes hauptſächlich an-’ 
äuftreben duch: 

1. Tas Aufjuhen und die Ermittlung ſchutzbedürftiger Kinder, Prüfung 
ihrer Lage und Verhältnijfe, jowie die Verftändigung der kompetenten 
Behörde von Fall zu Fall; 

2. die Vorjorge für geeignete Pflegeperſonen (Vormünder, Kuratoren 
oder Pjlegeeltern) und für Pilegeftätten zur Übernahme, Verforgung und 
dauernden Beaufſichtigung jhußbebürftiger Kinder; 
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3. Bildung von Lolalfomitees, Zweigvereinen in Niederöſterreich 
nad) einem gemeinjfamen Statut, ſowie duch ein planmäßiges, gemein- 
james Wirken erzielende Verbindung mit andern, ähnliche Zwede ver- 
folgenden SKorporationen, Vereinigungen, Anftalten und Einzelperfonen, 
wie Geiftliche, Ärzte, Lehrer; 

4 Einflußnahme auf die Entwidlung der Kinderſchutzgeſetzgebung duch 
Petitionen, durch Belehrung breiter Volksſchichten über Kinderpflege und 
Kindererziehung, duch öffentliche Vorträge und Druchſchriften. 

Die leitenden Gedanken des Vereines faßte ein Jahresbericht in 
folgenden Sägen zufammen: 

„Anfere Beſtrebungen gehen dahin, das Kind den Mißhandlungen, 
dem Laſter und dem Pauperismus zu entziehen, aber in einer Form, 
welde in dem Gemüt de3 braven, mühfam ums tägliche Brot vingenden 
Tamilienvaters keinerlei Bitterkeit auflommen läßt. Unfer Eingreifen foll 
aud) feine Prämie für unwürdige Eltern fein, feine Entlaftung von 
natürlichen Pflichten. Und damit diefer oberfte Grundſatz unferer Anſchau— 
ungen zur Tat werden fünne, wollen wir es verjuchen, für jebes Kind 
einen wenn auch minimalen Erziehungsbeitrag von ben Eltern ober, bei 
erwiefener Zahlungsunfähigteit, von den Gemeinden zu erfangen. 

Durch gerechtes, aber jtrenges Eingreifen ber Gerichte, durch Nat 
und Tat bei wahrem Unglüd, durch Zahlungszwang und Entziehung 
ber väterlichen Gewalt, Hofjen wir nicht nur die Kinder vor dem moralijchen 
und körperlichen Untergang zu retten, ſondern auch in gewiſſen Schichten 
der Gefellihaft das Verantwortlichkeitsbewußtſein ber Eltern zu heben 
und ihnen die Tragweite gejegmwidriger Handlungen in dem Berhältniiie 
zu ihren Kindern Har zu machen. 

Andrerfeit3 jtellen wir ums die Aufgabe, die in unjerer Pflege und 
Obhut verbleibenden Kinder in der einſachſten, beſcheidenſten Weile zu 
erziehen, damit fie, die in ihrer künftigen jozialen Stellung auf Selbft- 
hilfe angewiejen find, nicht etwa durd) eine unzwedmäßige, verweih- 
Hichenbe Behandlung fchledt vorbereitet ins Leben treten und mutlos 
und unzufrieden die Flinte ins Korn werfen, jobald jie auf eigenen Füßen 
ftehen müffen. 

Durch ein Leben in gefunden, ländlichen Verhältniſſen und in größter 
Einfachheit, durch eine ftreng individuelle Behandlung jedes einzelnen 
Seindes, durch Beſuch der öffentlichen Schulen und gründliche Erlernung 
eines Berufes ſollen unfere Zöglinge zu felbftändiger Wrbeitsjähigtet 
herangezogen werben.” 

Die Erreichung feiner Zwecke erjtrebt der Verein namentlich durch 
die Aufnahme mißhandelter und verwahrlofter Kinder in feine Sinder- 
heinte, eventuell durch Abgabe derſelben in Einzelpflege. 

Am Ende des Jahres 1902 bejaß der Verein fieben Kinderheim, 
von denen ſechs auf dem Lande ſich befinden. In jedem dieſer Heime können 
durchſchnittlich zehn Kinder untergebradht werben. 

Die Kinderheime find nad dem Familiengruppenfyftem organifiert. 

Jedes Heim unterfteht einem von dem Vereine angefteliten kinderloſen. 
vertrauensmwürdigen Ehepaar. Der Mann, der Hausvater, geht wie bi 
jeder bürgerlihen Familie tagsüber feinem Erwerbe nad), während ber 
Iran die Sorge für das körperliche und geiftige Wohl der Kinder obliegt. 
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Die Richtung, in der ſich dieſe Obſorge zu bewegen hat, iſt von dem Vereine 
genau vorgezeichnet; jedes Ehepaar erhält zu diefem Zwecke ein gedrucktes 
Regulativ mit präzifen Veftimmungen über das Verhalten, das es gegen- 
über ben ihm anvertrauten Pfleglingen zu beobachten hat. 

Ser weſentlichſte Inhalt der Vorſchriften für Die Pflegeeltern be— 
jagt: Vor allem dürfen fie bie Kinder weder durch Schläge noch durch 
Entziehung ber Nahrung beſtrafen; jedes Kind bekommt täglich einen 
Liter Mil für Frühſtück und Jauſe nebft Brot, das Mittagmahl, 
nämlid) Suppe, Fleifh und Gemüfe, zweimal wöchentlich Mehlipeife zur 
Abwechſlung und das Abendmahl aus den Mittagreften oder einer Milcy- 
fpeife beftehend. Alle Altoholifa find ftrengftens verboten. Jedes Kind 
hat feine eigene Leib- und Bettwäfche, fein eigenes Bett und muß einmal 
wöchentlich gebabet werben. Die Pflegeeltern müffen den täglihen Schul- 
befuch genau überwachen und die Kinder zum Befuche des Gottesdienftes, 
fowie zur Teilnahme an ben religiöfen Übungen anhalten; in leßterer Be- 
ziehung wird ftrenge darauf gejehen, daß die Kinder genau nad) den 
Sapungen ihrer Religion erzogen werben, weshalb bie katholiſchen Kinder 
nur bei fatholifchen und die israelitiſchen nur bei ißraelitifchen Pflegeeltern 
untergebracht find. 

In Erfranfungsfällen muß ein Arzt gerufen und das Aufſichtsorgan 
ber Gruppe benachrichtigt werben. 

Um die Erfüllung der Pflichten ſeitens der Pflegeeltern zu fichern, 
werben dieſelben unaußgefeßt Tontrolliert. Zu diefem Zwecke wurden ſowohl 
die Kinderheime, als die in Einzelnpflege befindlichen Kinder unter bie 
Auffiht von Damen geftellt, welche in ber Regel dem Zentraltomitee oder 
dem Bereinsausfchuffe angehören. Diefe Auffihtsbamen, deren Beftellung 
dur) das Zentraltomitee erfolgt, Haben die gejamte Gebarung ber ihnen 
unterftellten Kinderheime zu überwachen und zu dieſem Behufe die leßteren, 
bezw. die in Einzelnpflege befindlichen Kinder, in kurzen Zwiſchenräumen 
zu infpizieren und über ihre Wahrnehmungen am Schluffe jeden Monats 
nad aufgelegten Formularien dem Zentralfomitee zu berichten. Den 
Auffihtsdamen obliegt auch der Voranſchlag bes Bedarfes ber einzelnen 
Kinderheime an Einrichtungs- und Bekleidungsgegenſtänden, Schulrequifiten 
ufm., jowie überhaupt desjenigen Aufwandes, welcher mit den Pflege— 
eltern nicht paufchaliert ift; deögleichen haben fie für jeden Monat den 
Wochenfpeifezettel in den Kinderheimen zu entiverfen. 

In Tegterer Beziehung dient im allgemeinen al3 Mufter die Speife- 

orbnung in den faiferlichen Waifenhäufern; im befonderen wird darauf 
efehen, daß die Koft reichlich und nahrhaft ift, da einerſeits viele Pfleg- 
inge vor ihrer Aufnahme in einem ſchlechten Ernährungszuftande ſich 
befanden, und andrerjeit3 unjere Schüglinge bei ihrem Austritt nur dann 
Ausficht auf Unterbringung bei Lehrherren haben, wenn fie ſehr kräftig und 
gut genährt find. Die Auffichtsdamen können zu ihrer Unterftüßung noch 
andere Damen des Vereines heranziehen, doch bleiben fie allein für die 
Geſchäftsgebarung verantwortlich. 

Zur Erfüllung der Vereinszwecke beftehen ein Zentraltomitee, ein 
Vereinsausfhuß und ein beſonderes erefutives Damenfomitee. 

Bei dem engen Zufammenhange, welder zwiſchen den Ziveden des 
Vereines und der Vormundfchaftsverwaltung, der polizeilichen Vorforge- 
tätigfeit und der armenrechtlichen Unterftügungstätigfeit der Gemeinden 

Reicher, Fürforge für die vermahtfofte Jugend. II. 30 
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befteht, mußte der Verein von Anfang dafür forgen, mit den Organen 
diefer Verwaltungen in fteter Fühlung zu bleiben. E3 muß daher als äußert 
weckmäßig hervorgehoben werden, daß Delegierte öffentlicher Behörden dem 
entralfomitee angehören und an deſſen Beratungen teilnehmen. Das 
Statut beftimmt hierüber: 

„Die t. f. Minifter des Innern und ber Juftiz, der f. k. Statt- 
halter, ſowie der Landesausſchuß für Niederöfterreih, der Bürgermeifter 
und der k. k. Poligeipräfident von Wien jind einzufaben, ſich in ber 
Vereinsleitung durch je einen Delegierten mit beratender Stimme vertreten 
zu laffen, deren Mandatödauer dem Ermefjen der Auftraggeber anheim- 
geſtellt bleibt.“ 

Der enge Anſchluß wurde nicht bloß ſeitens des Vereines geſucht, auch 
die öfentlichen Organe, namentlich die der Juſtizverwaltung, erkannten 
den Vorteil, der ihnen aus einer Verbindung mit ben Kinderfchugvereinen 
erwachjen könnte. 5 

Schon in ber mehrerwähnten Verordnung des Juſtizminiſters Kindinger 
vom 3. Dezember 1899 wurde den Gerichten eine folde Verbindung 
nahegelegt: 

„Da Drganifationen der Privatwohltätigleit, die ji den Kinder 
ſchutz zum Ziele geſetzt haben, das Gericht bei Löſung feiner Aufgabe 
aufs wirkſamſte unterftügen fönnen, ſollen bie Gerichte derartigen Ver— 
einen bienli in jeder Weife entgegenfommen, und ihre Tätigkeit und 
Entwidlung möglihft zu fördern Pen. 

Tiefe Verbindung zwifchen den Sinderichugvereinen und den Ge 
richten wurde namentlich dadurch aufrechtzuerhalten verfucht, daß mehrere 
höhere richterlihe Funktionäre Mitglieder des Vereines und der Bereind- 
leitung find. Ser Verkehr zwiſchen den Gerichten und dem Vereine 
wird auch dadurch ſehr erleichtert, daß das Juftigminifterium den Vorteil, 
der dadurch der Sache des Jugendſchutzes zu teil wird, wohl zu würdigen 
verfteht. So hat das Juftigminifterium in jeinen Verordnungen und durch 
feine Vertreter im Reichsrate zu wiederholten Malen ber Mitwirkung ber 
Kinderfhug- und Rettungsgefellfhaft in Wien an der Verwirklichung 
des Kinderſchutzes Worte der Anerkennung gemwibmet. Der Verein fand 
die Förderung feiner Zwecke duch die Gnade Sr. Majeftät des Kaifers, 
welcher mit Ällerhöchſter Entfhließung vom 6. März 1903 zehn Anteile 
der Erträgniffe des kaiſerlichen Stiftungshaufes am Schottenring auf 
die Dauer von fünf Jahren dem Bereine zumendete. 

Der Verein gibt feit 1. Oktober 1903 eine Vereinszeitjchrift, die 
„Mitteilungen der Kinder- und Rettungsgeſellſchaft“, heraus, welche Fragen 
des Kinderſchutzes und der Jugendfürjorge von allgemeinem Intereſſe 
behandelt. Diejelbe enthält Auffäge belehrenden und anregenden J 
halte, zum Beifpiel: „Wie follen Rettungsanftalten für erziehlich ver- 
nadläffigte Kinder beichaffen fein?“ von Karl Lurger, „Landwirtſchait⸗ 
liche Kolonien” und die Beſprechung von Kriminalfällen, betreffend ſchwere 
Kindermißhandlungen von Dr. Franz Huber, „Der Kinderbettel in Wien“, 
„Der Schuß uneheliher Kinder“ von 9. Herzfelder u. a. m. Der Bereins- 
zeitſchrift entnehme ich folgende Statiftit: 

Die Vereinstätigkeit in den fünf Jahren des Beftandes de3 Vereines 
ift in der angeichlojjenen Tabelle erjichtlich: 
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Die Inanfpruhnahme des Vereines feitend der Gerichte ift dem— 
entjprechend auch von Jahr zu Jahr gewachſen. Während die eriten Kinder 
von Privatleuten dem Vereine als hiljsbebürftig bezeichnet wurden, find 
e3 jet namentlich Polizei und Gerichte, melde verwahrlofte und miß- 
handelte Kinder der Obhut des Vereines übergeben. So find z. B. die 
Kinder, welche während der verfloffenen Jahre in die Obhut der Gefell- 
ſchaft übernommen wurden, zum großen Teile von der Polizei oder den 
Gerichten zugewieſen worden. 


Die im Verhältniffe zu der geftellten Aufgabe geringen dem Vereine 
zur Verfügung ftehenden Mittel geftatteten feine weitere Ausbehnung 
feiner Tätigkeit. So vortrefflich aud die Einrichtungen de3 Vereines in 
ihrer prinzipiellen Anlage und in ihren Erfolgen find, jo fonnte doch 
bei dem großen Umfange der Kinderverwahrlofung einer Weltftadt die 
Verforgung von in Vereinspilege übernommenen armen und verlajjenen 
oder vermwahrloften Kindern kaum annähernd an das Bedürfnis heran- 
reichen, geſchweige denn, e3 beden. 

Ein zweiter, jpäter in Wien gegründeter Verein erfreut ſich größeren 
Wohlftandes und vermag eine größere Zahl unterftügter Kinder nach» 
zuweiſen. 

Es iſt dies der Verein „Kinderſchutzſtationen, charitativer Verein 
für arme Kinder”. 

30* 
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Ar. 49. 


„Rinderfhugftationen haritativer Vereine für arme Kinder“ 
in Bien. 

Tiefer Verein ift auf Anregung des 1900 abgehaltenen erſten öfter 
reichiſchen Wohltätigkeitöfongrefjes im Frühjahre 1901 ind Leben gerufen 
worden. 

Zweck des Vereines iſt, verlaſſenen, mißhandelten oder ſonſt bedürf- 
tigen Kindern beiderlei Geſchlechts ohne Unterſchied der Konfeſſion oder 
Nationalität vom Tage ber Geburt bis zum vollendeten ſchulpflichtigen 
Alter nach Möglichkeit Schutz und Unterſtützung angedeihen zu laſſen, 
und zwar in folder Weiſe, daß dadurch Eiternpflicht, Elternrecht und 
Samilienfeben nicht bloß nicht geſchädigt, ſondern geſchützt und gehoben 
werben. 

Der Verein betätigt ſich weſentlich verfchieden von der Kinderfchug- 
gejellfchaft. Während Iegtere die Belämpfung der Verwahrloſung durch 
Entfernung der Kinder aus ihrer bisherigen Umgebung, wenn nötig, 
unter Inanjprucdhnahme des Zwangs der öffentlichen Gewalt, anftrebt, 
fteht der Verein „SKinderjchußitationen” auf rein charitativem Stand- 
puntte möglichft vorbeugenden Schuges und fieht in ber Entfernung 
des Kindes von den Eltern ein wenn möglich zu vermeidendes Auskunfts- 
mittel. 

Der Zwed bes Vereines foll erreicht werden durch: 

1. Die Unterbringung hilfsbebürftiger Kinder in ſchon beftehenden 
haritativen Anftalten nad) Übereinkunft mit deren Vorftehungen; 

2. Gründung von Anftalten zum Wohle des Kindes, namentlich von 
Tagesheimftätten für zeitweife aufficht3fofe, ſchulpflichtige Kinder; 

3. Errihtung von Nachtſchutzſtationen. 

Die Einrichtung von Tagesheimftätten, in welchen Kinder der Arbeiter- 
Hajje tagsüber, wenn Water und Mutter außer Haufe der Arbeit nachgehen, 
Aufſicht und Nahrung finden, will der Verwahrloſung vorbeugen, es gar 
nicht zu biefer fommen lafjen. 

Tagesheimftätten find gedacht als Surrogat der Familie und jollen 
daher nur kleinere Kindergruppen umfaffen. Je fünfzig Knaben oder 
Mädchen, nad) Gefchlehtern getrennt, unter der Aufſicht eines dazu be- 
fähigten Organes, finden von 6 Uhr früh, wo die Eltern die Wohnung 
verlaffen, bis 7 Uhr abends, wo fie in diefelbe zurüdkehren, Aufnahme 
in der fogenannten QTagesheimftätte, wo fie alle ſchuifreien Stunden 
zubringen, und um den Betrag von 10 Hellern auch beſcheiden ver- 
töftigt werden! Mit diefer Tare will der Verein nicht jeine Auslagen 
deden. Es foll damit dag Prinzip gewahrt werben, daß e3 Pflicht der 
Eltern ift, ihre Kinder zu erhalten. 

Die Kinder erhalten die Speife der Armut — Brennfuppe, Gemüſe, 
Milchſpeiſen, Sterz, ab und zu Semmelfhmarren — Fleiſch nur aus- 
nahmsweiſe! Weshalb? Weil der Verein fie nicht verwöhnen und unzu- 
frieden machen will und darf! Gie follen ſich fatt ejfen können — 
eſſen, folange fie Hunger haben, und dafür wird mit Liebe geforgt, was 
fie eſſen, foll aber einfach fein, damit der Abftand mit ihren häuslichen 
Verhältniſſen nicht zu Ungunften der letzteren ausfalle! Außerdem follen 
die Kinder durch den Umftand, daß fie ſelbſt die täglichen zehn Heller 
in der Heimftätte abzugeben haben, frühzeitig gewöhnt werben, das Geld 
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in der Hand zu behalten und nicht auf dem Wege zur Heimftätte zu 
vernafchen. 

Eine zweite Aufgabe bes Vereines ift die Errichtung eigentlicher 
Schugftationen, die fehr gut mit den Tagesheimftätten verbunden werden 
lönnen und in welchen Kinder, bie ſich in einer plöglihen Notlage 
befinden, von einem Augenblide zum andern vorübergehende Unterkunft 
finden können. Die Fälle äußerſter Verlaffenheit kommen Häufig vor, 
und außer bem Polizeigebäude gibt es nur wenig Unterkunftzftellen, 
melde zur momentanen Aufnahme eines aljo hilfsbedürftigen Kindes 
bereit wären. 

Die „Kinderſchutzſtationen“ find ein wichtiges Glied in dem Syſtem 
der Zürforge für die verwahrlofte Jugend und erfreuen ſich einer fehr 
umfajjenden Unterftügung feitens der tatholifhen Charitas und der öffent- 
lichen Körperfchaften. Die Stadt Wien leiftete im Jahre 1902 eine 
Subvention von 30.000 Kronen, das Land Niederöfterreich widmete als 
Beitrag für Inveſtitionen 20.000 Kronen und einen jährlichen Beitrag 
von 6000 Kronen für die Dauer von drei Jahren und aus dem Erlöje 
der f. f. Staat3lotterie erhielt der Verein einen Beitrag von 30.000 Kronen. 

Bei folhen Mitteln war e3, ben mir zur Verfügung ftehenden 
Berichten zufolge, dem Vereine möglih, im Jahre 1902 adt 
Tagesheimftätten, in melden 471 Kinder Aufnahme fanden, und 
ſechs Nachtſchutzſtationen zu errichten, in welden im ganzen 86 
Kinder beherbergt wurden. Außerdem hat der Verein 182 Sinder in 
40 andern Erziehungsanftalten, 44 Kinder in Familien am Lande und 
18 Kinder bei Koftparteien in Wien untergebracht. Die Mittel und 
damit der Umfang der Wirkfamkeit des Vereines find im fteten Steigen 
begriffen und wird die Zahl ber bis heute unterftüßten Kinder bereits 
einen beträchtlich höheren Stand erreicht haben. 

Die beiden genannten Xereine arbeiten getrennt voneinander. Zwar 
würden die Statuten beiber Vereine eine Verbindung möglich machen. Die 
Statuten der Kinderfhuß- und Rettungsgefeltfchaft jagen, daß die Er- 
füllung bed Vereindzwedes auch anzuftreben jei durch eine planmäßige, 
gemeinjames Wirken erzielende Verbindung mit andern, ähnliche Zwecke 
berfolgenben Korporationen“, und aud die Statuten ber „Kinderfchutz- 
ftationen” befagen: „Der Zweck des Vereines ift: Cine Annäherung 
an die bereit3 in Wien beftchenden, gleiche Zwecke verfolgenden charita— 
tiven Vereine anzuftreben.” 

Im Sinne der beiderjeitigen Statuten waren auch einmal Ver- 
handlungen wegen der Zufionierung beiber Vereine im Zuge, bo 
ſcheiterten diefelben (ſ. Kapitel: „Die Privatwohltätigfeit im Dienfte der 
Fürforge für die verwahrlofte Jugend“). 


Ur. 50. 

Der Berein für Urmenpflege und Kinderfürforge in Graz. 

Der Verein für Armenpflege und Wohltätigfeit in Graz murde 
für die Zwecke der Armenreform in Graz ind Leben gerufen. In feinen 
ausübenden Mitgliedern ftellte er das zur Fnangriffnahme der indivi- 
dualiſierenden Armenpflege nad dem Vorbilde der Stadt Elberfeld not- 
mendige Aufgebot ehrenamtlicher Kräfte Der Verein ermöglichte eine 
einheitliche Organifation, die fich auf Die gemeindeangehörigen und jremb- 
zuftändigen Armen erftredte, legteres dadurch, daß er das durch Privat- 
mohltätigfeit und heimatgemeindliche Unterftügung nicht, bebedte Eriftenzr 


minimum mit feinen Mitteln in dem Ausmaße des zum Leben Unent- 
behrlichen ergänzt. Neben diefer feiner Tätigfeit im Dienſte der gefeg- 
lien Armenpflege der Stadtgemeinde Graz übte der Verein auch vor⸗ 
beugende Armenpflege. Im Sinne dieſes Vereinszmedes erfolgte im Jahre 
1901 die Erweiterung und Ausgeftaltung in den Verein für Armenpflege 
und Kinderfürforge. 

Das Verdienft diefer Anregung gebührt in erjter Linie dem auch 
um die Armenreform in Steiermark hoch verdienten, leider jeither ver- 
ftorbenen Präfidenten des f. k. Landesgerichtes, Dr. Eugen Ritter von 
Frölichsthal. 

Ich laſſe zur Darſtellung der neuen in dieſer Beziehung über— 
nommenen Aufgaben die mir ala Mitglied des Vereines zur Verfügung 
ftehenden TätigfeitSberichte des Vereines jprechen: 

Tas Hauptziel dieſer Abteilung war nach dem Tätigkeitöberichte des 
genannten Vereines Schuß ber Kinder vor Mifhandlung, vor fittliher 
und körperlicher Werwahrlofung durch fofortige® Eingreifen in akuten 
Fällen, aber auch durch eine vorbeugende Tätigkeit, in ber durch Belehrung, 
Sorge für zweckentſprechende Erziehung, Unterbringung bei Lehrherrn und 
Veibringung entſprechender Kenntniffe und Yertigfeiten die Kinder vor 
zu befürchtender Mifhandlung oder Entartung rechtzeitig bewahrt werden 
jollen ; überdie3 durch Unterbringung von Rindern bei auswärtigen Pflege- 
parteien der auf dem Lande herrfchenden Leute» und Tienftbotennot ab- 
zubelfen, und e3 darf gehofft werben, daß die Mitwirkung des Vereines 
in biefer Beziehung eine noch) viel tatfräjtigere und regere werben Tann, 
obſchon erfahrungsgemäß junge Leute, die das vierzehnte Lebensjahr 
bereit3 überfchritten haben, nicht leicht auf dem Lande zu erhalten find, 
wenn fie ihre Rinder» und Schulzeit in der Stadt verlebten. 


Die Tätigkeit der Abteilung für Kinderfürforge. 


In Anfehung der Kinderfürforge ftellt fi der Verein fagungs- 
mäßig zur Aufgabe, Kinder vor Mißhandlung und fittlicher wie förper- 
licher Verwahrlofung zu behüten und zu beſchützen, für geeignete Er- 
ziehung verwahrlofter und ſchutzloſer Kinder zu forgen und ihnen durch 
Zeibringung entfprechender Kenntnifje und Fertigkeiten die Begründung 
eines ordentlihen Erwerbes und den Eintritt in die bürgerliche Gejell- 
ſchaft zu ermöglichen ober zu erleichtern. Um dieſe Zmede zu erreichen, 
ift der Verein unter anderm befugt: 

1. Schugbedürftige Kinder zu ermitteln, ihre Lage zu prüfen und 
die zuftändige Behörde zu verftändigen; 

2. die Vehörde zu unterftügen; Vormünder, Pflegeparteien namhaft 
zu machen; ſchon beitchende Anftalten, welche ähnliche Zwecke verfolgen, 
in Anfprud) zu nehmen; 

3. Sindern Lehrpläge bei Gewerbetreibenden und Grundbefigern zu 
verichaffen oder fie in fonft geeigneter Weije unterzubringen und weiter 
zu überwachen ; 

4, bedürftige Eltern zu unterftügen; 

5. Parteien, welche Auskünfte bezüglich Unterbringung von Kindern 
brauden, mit Rat und Tat an die Hand zu gehen, Geſuche für jie 
aufzunehmen. 

Im Laufe des Jahres 1904 hatte die Abteilung Gelegenheit, ſich 
im ganzen mit 370 Fällen, betreffend 577 Kinder (im Vorjahre 290), 
und zivar 321 Knaben und 256 Mädchen, zu befchäftigen. 
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Sie im Jahre 1904 neu angefallenen 247 Fälle betrafen 421 Kinder 
(229 Knaben, 192 Mädchen, 

Hievon kommen aber 74 Fälle mit 121 Kindern (67 Knaben, 54 
Mädchen) auszufcheiden, weiche mangels einer Urſache zur Bereindobforge 

überhaupt oder als Armenfälle als nicht zur Kompetenz diefer Abteilung 
gehörig abgelehnt wurden. 

Der reine Zuwachs betrug demnach 173° Fälle mit 300 Kindern (162 
Knaben, 138 Mädchen); rechnet man hiezu die aus ben Vorjahren ver— 
bliebenen, bezio. wieder aufgenommenen 123 Fälle mit 156 Kindern 
(92 Knaben, 64 Mädchen), fo ergibt fi die Summe der im Jahre 
1904 in Vereingobforge gewefenen 296 Fälle mit 456 Kindern (254 Knaben, 
202 Mädchen). 


Die Vereinsobforge trat bezüglich derfelben ein: 


Wegen Entartung ober Wermahrlofung bei. - - . . 49 Kindern 
” Berlaffenkeit feitens ber Eltern Bei. 0... 101, 
„  Wißhanblung bei . 5 u 
= Fan ve üglings bei 76 
Fi ungenigenber Di ob lorge ie Wireitfigtit der 228 


gulammen + 456 Werein- 
ſchützlinge. 
Dieſelben waren heimatberechtigt in: 


Graz 
Steiermart (außer Gr) 
Rieberöfterreih. . 
Oberbſterreich 
Tirol . 

Kärnten . 
Kain. - 
Böhmen . 
Mähren . 
Scälefien . 
Galizien . 
Ungarn . 
Kroatien . 
Siebenbürgen 
Deutſchlani 





Summe wie oben . . 456 Kinder 
Nach ber Art der geleifteten Vereinsobſorge gliebern ſich biefe Fälle 
mie folgt: 
. In Kinderſchutzanſtalten waren untergebracht, und zwar: 
a) in ber Stnabenerziefungsanftalt des Grazer Shut 
vereines in Waltendorf ala Böglinge. . . 15 Knaben 
und bei Fortdauer der Aufficht durch die Anftalt in 
von derſelben beftimmten Lehrplägen al? Lehrlinge 4 „ 
b) in ber Mädchenbeiferungsanftalt der Frauen vom 
guten Hirten . - 7 Mädchen 
e) im ſtädtiſchen Kinberafple 33 Kinder, und Amar nur 
bis zur anderweitigen Unterbringung als Vereins- 
ſchutzlinge 10 und ohne anderweitige Unterbringung 
auf Zereinsloften - . - . 283 Kinder 
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U. Es waren ferner untergebracht als Vereinschũbnge: 


3) in Mäbcenerziefungsanftalten . . - . 13 Mädchen 

b) in Srabenerehumgbonfalten nen. 8 Knaben 

e) bei Pflegeparteien in ber Stadt . - - - . . . 36 Kinder 

d) bei Bflegeparteien auf bem Lande. . » . -...:.13 „ 

e) bei Eltern oder Ungebörigen. - - » 2... „ 

9 FR Schülerhorten En 8 

Ri yl in der Mofehofgefe ven nen. 1 Rnabe 
in ber Annakeippe . een. 1 Mädchen 


II. Im Sommer wurden entjenbet: 
e) in & Serienfolonien Simberg und ZTaufendluft des 
Grazer Ferienfolonienvereines je 15 Rnaben nnd 
Mädchen B 30 Kinder 
b) zu Grunbbefigern auf bem Sande über ben Sommer 
auf bie Dauer von ſeche Bogen je 10 
und Mädchen . . % n 
co) in Bäder... . - 3 Mädchen 


IV. Schuhe und Kleider oder einmalige um Buff Unter 
ftügungen erhielten . . . 196 Kinder 
V. Ohne Snanfprußmagme von Bereinätoften wurden unter- 
gebracht in die: 
a) Koi jenbenabteilung ber weiblichen Zwangsarbeits - 
it Santonii . | ben 
b) et. Fofef-Erziefungsanftalt der Kreuzſchweſtern infen 1 
Summe wie oben . . 456 Kinder 


Zu Punkt I und II kommt zu erwähnen, daß am Schluſſe bes 
Sahres ſich zu Erziehungszweden Vereinsſchützlinge befanden: 








1. in ber Anftalt des Grazer Schugvereineg . . . . 15 Knaben 
2. in ber Anftalt der Frauen vom ' guten Bieten 7 Mädchen 
a im ie ee he . ı ” 

J im tot m ” 

5. im Waifenhaufe bes RatHolifchen Frauenverei Il, 

6. in er lt der Barmderzigen Schweitern in 4 

7. wi Bi ei der Barnbergigen Sämeter i in Wind · J 

8. im Moiflanum in Gray . . - 2 Knaben 
9. im Marianum in Graz Er 
10. in der Kolonie —2 des Vinzentinums DE Zu 

41 Kinder - 


Tie mit Jahresfhluß eingelaufenen Berichte diefer Anftalten über 
die erwähnten Kinder lauten teils ganz, teils ziemlich günftig. 

Unter Punkt IV find aud jene Pfleglinge, die nur Schuhe umd 
Kleider erhielten, gezählt, wobei bemerkt wird, daß mit Schuhen und 
Kleidern außerdem viele bereit3 in ben andern Kategorien gezählte Schüg- 
linge bedacht wurden. 

Von dem laut Rechnungsabſchluſſes für 1904 für „Beihilfen und 
Unterſtützungen“ verausgabten Gejamtbetrag von 13.326 Kronen 48 Heller 
entfallen auf Ausgaben für: 
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L Kinderſc uganftalten, und zwar: 
1. Knat ee des Grager Schutz · 





vereines im K 
2. nike der Brauer vom 
3. Stäbtilhes Kinder 2000 0n 
I. Mäbchenerziehungsanftalten . - » - - 2. m 
u Snabenergiehungdanftalten Pa En 
ı bei — in der Stadte 
2. bei Bflegeparteien auf dem Lande . . . . m 
v * in er von Eltern ober Angehörigen . . „ 
. Gefumi 
für die fentofoniften al3 Spende an ben 
Grazer Terienkolonienverein . . „ 1.050— 
2. fir die über Sommer auf dem Sande unter» 
jebrachten Kinder . . . . - mn 36 
3. Schülerhorte und Krippen - - - m 57.40 
4. Babeluren ſamt Bureifeloften . . . - “m 289-656 
° VI Beleibung und Belhuhumg - « : > = =. > m 82087 
VII. Rurzfeiftige und einmalige Unterftügungen . . „ 132486 
zuſammen wie oben. . K 13.326:48 


Die hier in Kürze gebrachten Ziffern erweiſen, fo ſchließt ber Tätig- 
feitöbericht, wie umfangreich ſich die Tätigfeit der Abteilung „Kinder- 
fürforge“ bereit3 geſtaltet ‚hat. Sollte jedoch biejer Abteilung die Mög- 
lihteit geboten werben, in alfen al3 dringend erkannten Fällen bes 
Kinderſchutzes förbernd und Hilfebringend einzugreifen, jo müßte diejelbe 
über ein weit reiheres Ausmaß von Mitteln verfügen.t) 


ar. 5L 


Der Verein „Kinderſchutz“ für den Friedländer Amts- und 
Gerichtöbezirt. 


Der Verein wurde gegründet am 15. Juni 1902. Damals zählte 
er 220 Mitglieber. Ende 1904 Hatte er 936 Mitglieder. 

Der Aufruf des Vereinsvorſtandes für bie Errichtung einer Bezirks— 
heimftätte, dem Vereine Wibmungen zulommen zu laſſen, brachte den 
anfehnlichen Betrag von über 5000 Kronen dem Verein in diefem Jahre. 

An die Spige dieſer humanitären Aktion ftellten ſich Herrſchafts- 
befiger und Großinbuftrielle des Bezirkes Friedland und die Gemeinden 
Engelsdorf, Niederullersdorf, Wuftung, Weisbach, Ebersdorf, Heinersdorf, 
Bullendorf, Weigsdorf, Mildeneichen, Oberberzdorf, Lusdorf, Rajpenau, 
Ningenhain, Dittersbad, Kunnersdorf und Schönwald, indem fie zur 
Errihtung der Heimftätte dem Vereine namhafte Beträge zur Verfügung 
ftellten. Aber auch die Vereine des Bezirkes, die Genofjenfhaften und 
viele andere Wohltäter unterftügten in dieſer Beſtrebung den Verein. 


’) Die Entwidlung ber Vereinstätigleit aus ben armenpflegeriichen Bweden 
Hinterlägt auch feine Spuren in biefem Zätigleitöberichte: wie die unter II. e) 

jeviejenen, bei Eltern untergebrachten Kinder und der unter Nr. 3 ausge 
wien Biesfälige Aufwand dartun. 
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Die Tätigkeit des Vereines fand auch in dem Verordnungsblatte 
bes f. t. Juftizminifteriums vom 16. Februar 1904 ehrende Erwähnung, 
ebenſo in der „Zeitſchrift für Notariat und freiwillige Gerichtsbarkeit” 
in Wien vom 6. April 1904. B 

Mit Schluß des Jahres 1903 fchritt der Verein in 29 Stinder- 
ſchutzfällen ein. 

Die Anregung des Vereines für Errichtung von Kinderjpielplägen 
in jeder Gemeinde fiel auf fruchtbaren Boden und wurden in vielen 
Gemeinden teils Spielpläge gejchaffen, teils Die vorhandenen ihrem Zwede 
zugeführt, fo daß die Kinder ihre freie Zeit nicht mehr auf ftaubigen 
und verfehräreichen Straßen zubringen müſſen. 

Der dritte Jahresbericht de3 Vereines enthält einen Aufiag: „Die 
Tamilien- und Anftaltserziehung verwaifter, verlaffener und ſchußzbedürf- 
tiger Kinder“, welcher den Begründer des Vereines, f f. Bezirisrichter 
Janiſch, zum Verfaſſer hat. 

Darin führt diefer aus, wie in der Regel die häusliche Erziehung, 
verbunden mit derjenigen in Schule und Kirche, genügt, um aus den 
Kindern tauglihe und nützliche Mitglieder der menſchlichen Geſellſchaft 
heranzubilden. 

In vielen Fällen aber werden Armut, die Arbeit bei den geänderten 
Lebens-⸗ und Erwerböverhältniffen, fowie die Pflichtvergeffenheit und der 
rohe Sinn mander Eltern und Erzieher Urfahen der Berwahrlofung 
unferer Jugend. 

Deshalb fei es nicht nur die Pflicht des Staates, fondern auch die 
jeber mwohlgeordneten Gemeinde, die zur Erreichung einer gehörigen Für- 
forgeerziehung folder Kinder notwendigen Einrichtungen zum Erfage der 
mangelnden häuslichen Erziehung zu ſchaffen. 

Die naturgemäßere Erziehung ift die in ber Familie. Tod if 
zu beachten, ob die Zamilienerziehung für alle Waiſenkinder zuträglic 
it, und ob ſich immer geeignete Zamilien in genügender Anzahl hiezu 
finden werden. 

Eine größere Stadt kann erfahrungsgemäß eines Waifenhaufes nicht 
entbehren. Wir ſehen auch, daß foldhe Gemeinden beiberlei: Erziehungs 
und Berpflegungswejen nicht nur beizubehalten, ſondern eine jebe auf ihre 
eigentümlihe Grundlage und mit ihren eigentümlichen Mitteln audzu- 
Bilben ſuchen. Hiebei zeigte e3 ſich, daß hinfichtlich der Mädchen zwweifel- 
103 die Vorzüge der Familienerziehung überwiegen, weil Mädchen auf 
die Familie und auf das Gemütsleben in derfelben angemwiefen find und 
zur Erziehung der hausmütterlihen Leitung bedürfen. Daß es aud 
unter den Mädchen fchon ſolche verderbte gibt, welche, durd) gute Familien 
der eigenen Rettung megen ausgeſtoßen, in ſchlechten immer mehr ver- 
borben werden, die alfo in Rettungs- und Beijerungsanftalten gehören, 
muß zugegeben werben. 

In Betreff der Knaben ift die Erziehung in einer Anftalt im all- 
gemeinen weniger bedenklich, ja für verwilderte, verfommene Subjette 
und fogenannte probfematiiche Naturen, welche die Familienerziehung 
nit in Ordnung zu bringen vermag und deshalb oft auch beharrlih 
zurüdweift, faum zu entbehren, 

Für Knaben hat der Echulunterricht eine befonders hohe Bedeutung: 
diejer kann im Anſtaltsleben durch zwedmäßige Beſchäftigung der Kinder 
während der freien Stunden weſentlich unterftügt werden. Der Knabe, 
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welcher für das Außenlehen und das Wirken in größeren Kreiſen be— 
ftimmt ift, ift an eine fefte Ordnung zu gewöhnen. Denjelben erwartet 
überdies zumeift, wenn er die Anjtalt verlaffen hat, die Unterbringung 
in bie Familie eines Meiſters zur Lehre auf mehrere Jahre hinaus, jo 
daß er fo Gelegenheit findet, das Familienleben noch kennen zu lernen. 

Die Vereinigung von Knaben und Mädchen in einer Anftalt führt 
— nah Anficht des Bezirksrichters Janiſch — zu Unzukömmlichkeiten, 
weshalb innerhalb der Anftalt ftet3 ftrenge räumliche Trennung der 
beiden Geſchlechter durchgeführt werden muß. Dies ift im kurzen Die 
Geſchichte der Waifenpflege und der heutige Stand berjelben. 

In Oſterreich ift die Waifenpflege derzeit in ein neues Stadium 
getreten, man geht ernftlich daran, biejelbe neu zu organifieren. Bereits 
derſchiedene Gerichte, Gemeinden und Bezirke befafjen fich Hiemit und 
insbefondere mit der Fürſorgeerziehung der Wflegebejohlenen durch 
Baifenräte. 

Es eriheint vor allem die Erörterung ber Grundfäße von Wichtigkeit, 
welche bei der Auswahl von Pflegeeltern, denen das Waiſenkind an— 
vertraut werben foll, zu beachten find. 

Bezüglic der Auswahl von Pflegeeltern gelten die Grundjäge, daß 
Perſonen, welche zur Klaſſe der Armen gehören, auch wenn fie eine 
öffentliche Unterftügung nicht erhalten, zur Verpflegung und Erziehung 
eines Waijenfindes nicht für geeignet erachtet werden, weil bie Pflegs- 
toften nicht eine Unterftügung für Pflegeeltern, ſondern febiglic einen 
Beitrag für das Waifenkind beinhalten, jo daß die Pflegeeltern daher 
ein ihrem Stande entiprechendes Austommen haben müffen, wenn jonft 
die allgemeinen Erforderniffe für Pflegeeltern, als guter Ruf, Sittlich- 
keit, Fähigfeit zur Stindererziehung und Ordnungsliebe bei ihnen vor— 
handen find. 

Ein Waijenkind ift auch dorthin nicht in Pflege zu geben, wo bie 
Verhältniffe der Pflegeeltern aud nur vermuten lajjen, daß dasſelbe 
hauptfählid, zu Dienſiverrichtungen, insbejondere zu Erwerbszweden ver- 
wenbet werben ſoll. 

Hiedurch ſoll nicht die Verwendung des Pflegekindes zu häuslichen 
Geſchaͤften unterſagt fein, nur darf durch diefe Verwendung niemals die 
Geſundheit oder der Schulbejuch des Kindes beeinträchtigt werden. 

Als Pileger von Waijenkindern find au ſolche Perfonen ausge» 
ſchloſſen, welche Bettgeher halten oder welche dem Waiſenkinde nicht 
eine für dasſelbe allein beſtimmte Lagerſtätte bieten können, oder deren 
Wohnung auf den Geſundheitszuſtand des Kindes nachteilig einwirken kann. 

Dieſe Grundfäge werden aud in Öfterreich bei der Auswahl der 
BWaijenpfleger in Berückſichtigung zu ziehen fein. 

Die Pilihten der Pflegeeltern von Waifentindern find vor allem, 
daß das ind nicht nur ernährt, befleidet, reinlich gehalten und mit 
einem eigenen, nur alfein fir dasjelbe bejtimmten Bette verjchen, jondern 
auch Siebreich, forgfältig und fo erzogen wird, wie es die Pflegeeltern 
vor Gott und ihrem Gewijfen verantworten können. 

Tas Kind muß die nötige Zeit zum Beſuche der Schule und zur 
Anfertigung der Schularbeiten bejigen. Dasfelbe kann in leichten häus— 
lichen Verrichtungen Verwendung finden, darf aber niemals über feine 
Kräfte hinaus angeftrengt werden und muß täglih Zeit zur Erholung 
und Bewegung in freier Luft haben. 
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ß Dei Mädchen wird noch die Unterweifung in weiblichen Handarbeiten 
gefordert. 
Nachdem der Waifenrat die unmittelbare Aufjiht über das Kind 
en die Pfleger den Anordnungen desfelben unmeigerlich Folge 
zu leiften. 

Hier find auch bie fogenannten Haltekinder zu erwähnen, db. 5. 
Pflegekinder bis zu vier Jahren. Eine möglichft forgfältige und ge- 
miffenhafte Überwachung gerade dieſer vorzugsweiſe unehelihen Kinder 
und ihrer Pflege ift im Interefje de Gemeinwohles um jo notwendiger, 
als fih um bdiefelben feitens der Angehörigen in ber Regel niemand 
kümmert, und die Kinder infolge der mangelhaften Pflege meift früh- 
zeitig_hinfterben. 

Der Verein „Kinderſchutz“ gibt in feinem Tätigfeitsberichte die ge- 
drängte Geſchichte der 52 Fälle, in denen er ſchützend und fürjorgend ein- 
zugreifen berufen wurde, 

Tiefer Teil der Berichtes fpricht deutlicher, als es theoretiiche Aus- 
jührungen zu tun vermöchten, für bie Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit 
Mae Depemifation zum Zwecke bes Kinderfhuges und ber Jugend» 
fürforge. 

Folge des Beſchluſſes des Landesausſchuſſes vom 3. Juni 1903 wurden 
vom Landesausſchuſſe dem Vereine auf Koften des Landeswaijenjonds, d. i. 
der Gebarungsüberjchüffe der gemeinfamen Waijentafjen, zehn arme, ver» 
waiſte und verlafjene Kinder in Pflege gegeben, welche unter ben von 
dem Landesausfchuffe feitgefegten Bedingungen bei den von Seite der 
Gemeindewaifenräte vorgeichlagenen und vom Vereine ausgewählten 
Pflegern untergebrait wurden, und ift bortjelbit die Erziehung und Ver— 
pflegung berfelben dermalen ohne jeglichen Anftand. 

Die vierteljährlich eingeforderten Berichte erbrachten über den Schul- 
befuch, Unterrichtäerfolg, das Benehmen und ben Gejundheitszuftand dieſer 
Waiſenkinder bisher befriedigende Refultate. 

Tie Überwachung diefer Kinder erfolgt auch weiterhin mit Hilfe der 
zuftändigen Gemeindemwaijenräte, welche über Erfuchen monatlich mehrmals 
durch den Waifenvater ober andere Mitglieder des Waifenrates oder des 
Vereines „Kinderſchutz“ diefe Waifenkinder in ihrer Pflegeftelle beſuchen 
und deren Erziehung überwachen. J 

Die Kaſſagebarung des Vereines pro 1904 weiſt einen Geſamtempfang 
pro 9485 K 73h und eine Geſamtausgabe pro 3893 K 14h aus. Der 
Empfang aus dem Landeswaijenfonds betrug 1625 K 40h. 


Ar. 52. 


Beftalogziverein zur Förderung des Kinderjchuges und der 
Jugendfürforge (Peitalozzibund). 


Der Verein Bat ben Zweck: 

Schugbedürftige Minderjährige in ihren durch die beftehenden Gejepe 
gefigierten Rechten zu ſchützen (Jugendrechtsſchutzſ, an der Fürſorge für 
as fittlihe und wirtſchaftliche Wohl derjelben durch private Hilfstätig 
teit teilzunehmen (Jugendfürforge) und der Kriminalität der Jugend 
torzubauen. 

Seine Rehtsfhuß- und Fürjorgetätigfeit übt der Verein aus: 





— 171 — 


a) Dur die Beftellung von, Perfonen, melde im Rahmen ber 
jeweiligen Gejeggebung im Namen und Auftrag de3 Vereines für ſchutz⸗ 
bedürftige Minderjährige bei Gericht, bei fonftigen Behörden und öffent» 
lichen Anftalten, bei Körperfchaften und Vereinen, bei Eltern und Vor— 
mündern intervenieren (Jugendanwälte); 

b) durch das Ausforfhen und Aufſuchen fhugbedürftiger Minder- 
jähriger (Recherche); . 

e) durch die Errichtung und Führung von Heimftätten für biefelben 
und durch deren Unterbringung in den Heimen, Horten, Ferienfolonien 
und ähnlichen Anftalten anderer Vereine (Unterbringung); 

d) dur die Bermittlung von Lehr- und Dienftplägen für fchul- 
entlaſſene Minderjährige (Stellenvermittlung); 

e) durch die Abhaltung von Fortbildungskurfen für Jugendliche 
(Erziehung und Unterridt); 

f) durch die Heranbildung von Frauen zum öffentlichen und privaten 
Jugendfürſorgedienſt durch Vorträge, Diskuffionen und praftifche Schulung 
alter Art (Bflegerinnenfhulung). 

Der Berein bezwedt aber weiter eine allgemeine Bewegung zum 
Schutze des mißhandelten, verlaffenen und verwahrlöften Kindes, wie fie 
bei ber erften Kinderfchugorganifation im Jahre 1899 urfprünglich ge— 
dacht war. J 

Dieſe wurde eingeleitet mit einem Vortrage der Begründerin des 
Peſtalozgibundes, Fräulein Lydia von Wolfring: Wie ſchützt man Kinder 
vor Mißhandlung und Verbrechen? 

Die Zwede die der Verein verfolgt, gehen weit über den Rahmen 
einer gewöhnlichen Wereinstätigfeit hinaus und beruhen auf der Er- 
tenntnis, daß die Entwidlung des Kinderſchutzes und der Zugendfürforge 
eine Aufgabe ift, die weder räumliche, noch zeitliche Grenzen fennt. Der 
Verein bietet feine Hilfe und Förderung jeder Perfon an, jedem Verein 
und überhaupt allen Faktoren, die ſich auf dem gleichen Gebiete mit ihm 
betätigen wollen. 

Der Verein gibt in feinem erften Jahresberichte die Beantwortung 
einiger ragen, die fein Programm erſichtlich machen. 

Zuerft: „Was wollen wir? Wir wollen den Kinderrechtsſchutz. Seine 
Entwidlung ift neueften Datums. Er entjpringt dem Pflichtgefühl und 
dem Rechtzempfinden; feine Tätigkeit ift die Nechtsverteidigung. Er ift 
bemüht, im Interefje de3 Kindes alle Vorurteile zu befeitigen und ver- 
langt Kenntnis der Tatfahen; er jucht das harmoniſche Gleichgewicht herzu- 
ftellen zwiſchen den eiterlihen Rechten und Pflichten gegenüber bem 
jhugbedürftigen Kinde, als einem gleichberechtigten Mitbürger, der auf 
den Schuß feiner Lebensintereffen volfen Anfprud) hat. Der Kinderrechts⸗ 
ſchutz kennt feine andern Rüdjichten als die auf das Kind, deifen Rechte 
erwiefenermaßen verlegt wurden; er fteht glei) dem Geſetze unparteiijch 
da, er hat das Geſetz dort, mo es die verlegten Rechte des Kindes ver— 
langen, anzurufen und al3 Unparteiifcher die Rechtspflege zu unterftügen, 
indem er jich zum felbftlofen Rechtsanwalt des Kindes macht; er dient 
al3 Exekutivorgan bei Nechtiprehungen, indem er zwiſchen den aus- 
übenden amtlichen Rechtsorganen und ber jtaatlichen, fommunalen und 
privaten Fürjorge vermittelt. 

Aus dieſer Darftellung des Kinberzehtsfchußes, die zugleich unfer 
Glaubensbelenntnis und das Programm unjeres Wirkens enthält, ergibt 
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ſich als logiſche Konfequenz, daß der Kinderrechtsſchutz ebenſowenig wie 
die Rechtspflege, theoretiſch oder praktiſch, auf einem parteipolitiſchen oder 
tonfeſſionellen Standpunkte ſtehen darf, obgleich auch er die Mitwirkung 
von ſtaatlichen, kommunalen und privaten Faktoren nicht entbehren Tann. 

Die zweite Frage lautet: Was können wir? Wir können den Kinder 
rechtsſchuß und die Jugendfürſorge theoretifh und praktiſch entwideln 
und allgemein verbreiten. Theoretiſch haben wir zu gebeihlicher geiep- 
licher Entwicklung de3 Rechtsſchutzes auf Grund unjerer aus dem eben 
gewonnenen Erfahrungen Anregung zu geben. Praktifch haben wir den 
Rechtsſchuß des Kindes auszuüben, indem wir die Intereſſen des Kindes 
durch unfere Vereinsorgane vertreten lafjen und als Rechtsanwalt des 
Unmündigen fungieren. 

Dort, wo es ſich um verlegte Intereffen eines ſchuzbedürftigen Kindes 
Handelt, haben wir durch eigene Wahrnehmungen, ohne zweifelhaite 
Ausfagen zu beachten, die Tatfahen zu prüfen und einzig und allein 
im Intereſſe des Kindes zu handeln, dasſelbe vor bem Untergang, eventuell 
vor der Verbrecherlaufbahn zu bewahren. 

Und num zur dritten Frage: Was follen wir? Wir follen mit den 
beſtehenden Kinderſchutz⸗ und Zürforgevereinen Fühlung fuchen und in 
Fühlung bleiben, follen neue Vereinigungen ins Leben rufen. Wir jollen, 
bei der Tezentralifation der Tätigfeit, durch einheitliches, zielbewußtes 
Zuſammenwirken und durch gegenfeitige Unterftügung auf Bentralifierung 
unferer Beftrebungen hinarbeiten und ſollen durch Flugſchriften, Vorträge 
und fonftige Aufflärungsmittel für die Verbreitung unſerer Idee jorgen. 

Wir haben allgemein ben Kinder- und Jugendrehtsfhug einzuführen, 
für eine verbefferte, den modernen Bedürfniſſen angepaßte Kinder und 
Jugendfürſorge einzutreten und das Zuſammenwirken alfer auf diejem 
Gebiete Tätigen anzuftreben; helfend, unterftügend und anregend haben 
mir überal! dort zu wirken, wo e3 die Jnterefjen der Kinderwelt erheijchen. 

Jeder Verein, welchen wir gründen, ift und nur ein Mittel zum 
Zwed. Seine Bedeutung für die große Aufgabe des Kinderſchutzes liegt 
nicht in dem engen Kreife feiner Vereinsinterefjen, fondern in der Art 
und Weife wie er feine fpezielfen Pflichten gegenüber der ſchutzbedürftigen 
Kinderwelt erfüllt.” 

Der Veltalozziverein zur Förderung des Kinderfhuges und der 
Zugendfürforge hat ſich unter dem Namen „Allgemeiner öfterreichijcher 
Peſtalozzibund“ im Dezember 1903 fonftituiert. Diejer hat feinen Siß 
in Wien und wird feine Tätigfeit über Die im Reichsrate vertretenen 
Königreiche und Länder erftreden. Der Verein wird den Zmwed Haben: 

a) Durch Aufllärung der Öffentlichkeit in Wort und Schrift jowohl 
auf die Ausdehnung und Sicherung ber Rechte der Minderjährigen durch 
die Gejeggebung, als auch auf eine erhöhte Obforge der ftaatlichen und 
autonomen Verwaltung für ſchutzbedürftige Minderjährige und insbefondere 
auf die Erforfhung und Bekämpfung der Kriminalität der Jugendlichen 
hinzuarbeiten; 

b) Vereine und Einzelperſonen, welche ſchutzbedürftige Minderjährige 
in ihren durch die beftchenden Gejege gefiherten Rechten zu ſchützen 
Jugendrechtsſchutz) und an der Fürſorge für das fittliche und wirtfchaftliche 
Wohl berfelben dur private Hilfstätigfeit mitzuwirken (Jugendfürjorge 
ober ber Striminalität der Jugend vorzubauen ftreben, zu gemeinfamer 
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Beratung und planmäßigem Vorgehen zu vereinigen, die Bildung folder 
Vereine anzuregen und zu fördern. 

Dieſe Organifation erfuhr im leitenden Kreijen die richtige Be— 
urteilung. Der Leiter des Juftizminifteriums, Se. Erzellenz Herr Sektions⸗ 
ei Dr. Franz Klein begrüßte die Beitrebungen und Ziele de3 neuen 
Bundes, dejjen Arbeiten er den beften Erfolg wünſche, er erblide in ber 
Organijation, die der Bund fchaffen will, einen großen Fortichritt des 
Kinderfhuges; deſſen volle Bedeutung erfennend, halte er e3 für jeine 
Pflicht, dem Bunde überall zu dienen, wo die Arbeiten des Bundes Dies 
verlangen. 

Zer Beſtrebung des Bundes, auf welche bei bem gegenwärtigen Stande 
der Gejeggebung im Intereſſe des wirkſamen Kinderſchutzes wohl das 
größte Gewicht zu legen jei, wurde in einer Zuſchrift Sr. Erzellenz des 
Herren Oberlandegerihtspräfidenten Freiherrn von Kallina, gleichfalls 
wärmſtens der beite Erfolg gewünſcht. Gleichzeitig wurde von dieſem 
die Aufmerkſamkeit auf die in letzter Zeit jajt in allen Wiener Bezirken 
erfolgte, von ben Vezirkgerichten ausgegangene Gründung von Waijen- 
pilegevereinen gelentt, ba eine Kooperation de3 Vereines mit dieſen Waijen- 
pflegevereinen fehr empfehlenswert erſchiene. 

Der Verein eröffnete im erften Vereinsjahre fein I. Kinderheim, VIII. 
Widenburggafje 12, das bejtimmt ift, jedes jhußbebürftige Kind zu jeder 
Zeit ohne Formalitäten aufzunehmen. 

Der Umfang der weiteren Tätigfeit bleibt von dem Verſtändnis und 
der materiellen Unterftügung abhängig, die er bei ftaatlihen und fommu- 
nafen Behörden und bei Privaten finden wird. 

Der Verein hat fi zum Prinzip gemacht, ſich materielle Mittel 
nit durch Abfammeln und Bettelgänge zu verfhaffen; er baut auf bie 
Madıt der Überzeugung, auf den unerfhütterlichen Glauben an die Sache, 
ben der Verein in weiten Streifen zu befeftigen hofft.t) 


Ur. 58. 


Die Statiftit der Verwahrlofung und Gefährdung der Jugend 
in Steiermart. Erhebungen des ftatiftiihen Landesamtes. 


Der Landesausihug von Steiermark gab im Sommer 1899 an das 
ftatiftiiche Landesamt den Auftrag zur Erhebung der fittfich verwahr- 
loften und gefährdeten Kinder in Steiermark. 

Die Erhebung ergab 690 ſittlich verwahrlofte und 188 fittlich ge- 
fhebete Kinder, alfo zufammen 878 fittlich verwahrlofte und gefährdete 

inder. 

Dieje Ziffer entfpriht dem Verhältnis von 5 zu 100, d. h. auf 
200 Nehutvitichtige Kinder kommen 5 fittlich verwahrlofte und gefährdete 

inder. 


Von der Geſamtzahl wurden 725 durch die Lehrer, 54 durch Pfarrer 
und 5 durch Arzte, endlich 94 durch die betreffenden Spezialanitalten, 
nämlich die SKorrigendenabteilung in Meffendorf und Lankowiß und 








4) Der mir währenb ber Drudlegung jigefommene zweite Jahresbericht, auf 
beffen Einzelheiten ich nicht mehr eingehen fann, weift eine fteigende Inanipruch- 
nahme des Vereines nad) jeinen verſchiedenen Zweden auf. 
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die Erziehungsanftalt des Grazer Schugvereines in Waltendorf in Er- 
fahrung gebracht. Sowie bei der Erhebung im Jahre 1886, bilden die 
Berichte der Lehrer die hauptfächlicite Informationsquelle und ift das 
Gros ber ermittelten Kinder ber BVerichterftattung ber Schulleitung zu 
danken. Dieſe bezieht ji alſo auf bie verwahrlofte und gefährdete Jugend 
im ſchulpflichtigen After, ſoweit diefelbe bie öffentlichen Volksſchulen be— 
ſucht, jo zwar, daß die fchulpflichtige Jugend, foweit fie Privatunter- 
richt genießt und Privatfchulen beſucht, ſowie die Schüler von Fach- und 
Mittelfehulen bei diefer Zählung nit in Betracht kommen. 

Das jtatiftifche Landesamt kommt auf Grund einer Wahrſcheinlich- 
keitsrechnung binfichtlih derjenigen Schulen, für welche Berichte nicht 
vorliegen und unter Zugrundelegung der obigen Quote von 5 Prozent 
dahin, daß bei Einbeziehung der verwahrloften Elemente unter den Privat-, 
Fad- und Mittelfhülern die Fürforge ſich — ſei es in gejchlofjener 
Anftalt oder offener Pilege — aus dem Geſichtspunkte der fittlichen Ber- 
wahrloſung und Gefährdung auf etwa 1000 Perfonen im Kindes-, bezw. 
jugendlichen After zu beziehen hätte. 

Bei diefer Wahrfcheinfichfeitsrechnung find weder das vor- noch das 
nachſchulpflichtige Alter berüdfichtigt. In die letztere Kategorie fallen die 
Schulentlaſſenen, d. h. diejenigen Kinder und Jugendlichen, welche Familie 
und Schule, diefe beiden großen Schugorganifationen für das Kind, ver- 
laſſen und zumeift ohne weiteren Schuß den erften Schritt in das felb- 
ftändige Leben getan haben. Wenn man die befondere Gefährdung dieſes 
Zeitabfehnittes im jugendlichen Alter bedenkt — Gefahren, deren Ber 
kämpfung zur Bildung befonderer Vereinsorganifationen zum Schuße der 
ſchulentlaſſenen Jugend geführt Hat — fo wird man die vom Statiſtiſchen 
Zandesamte angenommene Ziffer gewiß nicht als zu Hoch gegriffen an- 
nehmen tönnen. 

Im Anhange Nr. 3 und 183 findet fich bereit? ein Teil biejer 
Statiftit. 

Im Anhange Nr. 3 ift die drohende Verwahrlofung und Gejähr- 
dung der Jugend in Steiermark dargeftellt. 

Der Anhang Nr. 13 enthält die Statiftit ber vermahrloften und 
gefährdeten Kinder in den Voiksſchulen in Steiermark, 

Die geographifche Verteilung ber fittlich verwahrloften und ge- 
fährbeten Kinder über das Land ftellt fich folgendermaßen dar: 
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Aufenthalt und Buftändigkeit der gezählten Kinder. 
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ı) Vom Bezirfögerichte Oberradkersburg ift feine Antwort eingelaufen. 


Die Statiftit der Verwahrlofung und Gefährdung in Steiermark 
bezog ſich auch auf die Tätigkeit der politifchen Behörden erfter Inſtanz 
als Sicherheitsbehörden gemäß 8 273 St. G. und $ 8, Alinea 2 bes 
Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. ©. B. Nr. 89. 


Reicher, Fürforge für die vermahrfofte Jugend. IL. 31 
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Die ausgewieſenen Fälle bes Einſchreitens dieſer Behörden gemäh 
8 273 St. ©. betrugen im Oberlande 3, im Mittellande 7 und im 
Unterlande 24, zufammen 34, welche in 28 Fällen mit der Abgabe in 
Befferungsanftalten abfchlofien. 

Dod) weiſen bie Randbemerfungen biejer Tabelle auf die Unvoll- 
tommenheit der biesfälligen Informationen hin. 

Eine Bezirlshauptmannſchaft konnte nichts mitteilen, ba bie bezüg- 
lichen Akten nicht jeparat, jondern nur unter dem Namen des „Intulpaten“ 
indiziert werben. Die andere Behörde bejtätigt, daß ſolche Fälie des 
Einſchreitens vorgekommen feien, die Anzahl derſelben jedoch nicht an- 
gegeben werden fünne. Wieder eine andere Behörde gibt die Tat beiläufig 
an, da Vormerkungen hierüber nicht geführt werden. Bon andern Behörden 
Hingegen find überhaupt feine Antworten eingefaufen. Zu diefen Be 
hörden gehört auch der Stadtrat Graz. 

Doch gibt Hier der Anhang Nr. 30 für einen zehnjährigen Zeitraum 
Aufſchluß im Gegenjtande und damit einen Maßſtab, in wie vielen Fällen 
der Stadtrat Graz im Durchſchnitte in biefer Richtung als Sicherheits 
behörde in Zätigfeit tritt.t) 


Br. 54. 
Ein Meinungsaustaufch über die Fürforgeerziehung. 


In der „Neuen Freien Preſſe“ Nr. 13.254, 13.259, 13.260, 13.265 | 
und 13.267 de3 Jahrganges 1901 findet ſich ein Meinungsaustaufc ber 
Herren Dr. Artur Strauß und Hofrat Profeffor Dr. Zuder, der duch | 
einen Aufſatz des erfteren über das preußifche Fürſorgeerziehungsgeſet und | 
ben Vergleich de3 preußifchen mit dem öfterreichiichen Nechte Hervor- | 
gerufen wurde, | 

Die Bezeichnung des öfterreihifhen Rechtes als eines „rückſtändigen“, 

ab dem Hofrat Profeffor Dr. Zuder den Anlaß, auf die wertvolle Be— | 
immung des 8 178 a. b. ©. B. Hinzumeifen, welche das Kind nicht 
nur gegen den Mißbrauch der väterlichen Gewalt, fonbern au gegen | 
die Vernachläſſigung der mit derſelben verbundenen Pflichten ſchützt und | 
zu diefem Zwecke nicht nur dem Kinde, jondern jedermann ein Beſchwerde | 
veht einräumt, „beifen Geltendmadung das Gericht verpflichtet, den | 
Gegenftanb der Beſchwerde zu unterfuchen und die den Umftänden an 
gemefjenen Verfügungen zu treffen”. Dieje Beſtimmung alfein follte das 
Öfterreihifche Necht vor dem Vorwurfe der Rüdftändigfeit fügen. 

Ju der Replik betonte Dr. Strauß die Unzulänglichfeit unſeres 
Pflegſchaftsweſens, welche die Durchführung deffen hindert, was das bürger 
liche Geſetzbuch will. 

Die Einrichtungen, welche zur Zeit der Einführung des bürgerlichen 
Geſetzes ausreichten, ſeien ſeit der Ausdehnung der Gerichtsſprengel, ſeit 


Der Umftand daß der zehnjährige Beitraum in die achtziget Jahre zurüd- 
veicht, fällt bei dem lmftande. als damals feine andern Mittel der Ahndung und 
Vorkehrung durch die Sicherheitsbehörden als im Jahre ber Zählung durch das 
ftatiftiihe Landesamt zur Verfügung ftanden, nicht zu ſchwer ins icht und 
will, bei ber Langſamkeit des Fortſchrittes auf dieſem Gebiete, nicht viel fagen. 
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dem Anwachſen der Bevölkerung, ſeit der Verminderung ber Gerichtsſtellen 
um mehr als das Siebenfache nicht mehr ausreichend. Dr. Strauß er- 
biidt einen Vorzug des preußifchen Geſehzes darin, daß es ſich nicht be» 
gnügt, jedermann bie Anzeige von Fällen ber Mißhandlung und Verwahr- 
lofung an das Pflegihaftsgeriht & geftatten, fondern zu biefer Anzeige 
beftimmte Behörden verpflichtet. Gegenüber einem Necht3zuftande, welcher 
dem Wandel der Zeiten nicht Rechnung getragen habe, fei der Vorwurf ber 
Rücſtändigleit indes nicht ungerechtfertigt. 

Der Vorwurf der Rüdftändigfeit bes öfterreihiihen Rechtes fei ferner 
deshalb gerechtfertigt, weil e3 der prophylaktifchen Bedeutung der Zmangs- 
erziehung nicht gerecht wird, indem es bie Abgabe in eine Beljerungsanftalt 
gegen den Willen der Eltern von der Begehung einer ftrafbaren Handlung 
abhängig macht, während das preußifche Recht die Fürforgeerziehung auch 
gegen ben Willen der Eftern und ohne da der Minderjährige mit dem 
Strafgefege in Konflikt geraten ift, zuläßt. 

As Dritte im Bunde meldete fi in der beſprochenen Er— 
örterung fchließlih Frau Jenny von Glaſer zum Worte, welche 
bie Wurzel des übels nicht bloß in unferen rüdftändigen Gefegen, 
fondern in bem fühlbaren Mangel an Wohlfahrtsanftalten er- 
blidt, und zwar an Anftalten, welche den erwerbsarbeitenden Müttern 
die Sorge um ihre Kinder während des Tages außer dem Haufe ab- 
nehmen, die Sorge für phyſiſche und moralifche Pflege der Kinder über- 
nehmen und dieſe unter die Leitung erfahrener und erprobter Perſonen 
ſtellten. Damit ſoll den Eltern die Möglichkeit geboten werden, einen Erfag 
für ihre Aufſichts- und Erziehungspflicht ſelbſt vorzufehren. 


Ur. 55. 


Verordnung des Minifteriums für Kultus und Unterridt vom 

29. September 1905, womit eine definitive Schul- und Unter- 

rihtsordnung für allgemeine Voltsfhulen und für Bürger- 
ſchulen erlaffen wird. 


Viertes Hauptftüd. Won der Kinderfürjorge. 


$ 212. Die Fürforge für Die perſönlichen Verhältniſſe der Pflege- 
bejohlenen ift in erjter Reihe Sache des Pflegichaftsgerichtes. Ihm kommt 
aud) die Überwachung der zur unmittelbaren PBilege und Erziehung der Kinder 
berufenen Eitern oder deren Stellvertreter, wie der Vormünder, Kuratoren, 
Bahl- und Pflegeeltern zu. 

Allein die öffentliche Stellung der Voltzfchule und die ihr zugemiefene 
Aufgabe bringen es mit ſich, daß auch die Schulbehörden und die Lehrer 
dem geiftigen und körperlichen Wohle der Schultinder Beachtung zu ſcheuken 
und auf die Befeitigung wahrgenommener Übelftände hinzumirfen haben. 

Auf dem Gebiete des Fuͤrſorgeweſens und des Kinderſchutzes wird 
ſich daher bezüglich der im ſchulpflichtigen Alter ftehenden Kinder in vielen 
Fällen die Notwendigkeit eines Zufammenwirkens der Schule mit dem 
Pflegſchaftsgericht ergeben. 

$ 213. Wenn es fi um die Erfüllung einer der Volksſchule zu- 
gewiefenen Aufgabe handelt, ift es Sade der Schulbehörben und ber 

31* 
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Lehrer, alles zur Erreichung des vorgezeichneten Zieles Notwendige ſelbſt 
vorzukehren und von ben zu Gebote ſtehenden Mitteln Gebrauch zu 
madıen. 

Die Schulbehörden und die Lehrer Haben fich demnach der Erziehung 
folder Kinder, deren häusliche Erziehung vernachläffigt wird, beſonders 
anzunehmen. Sie werden dann, wenn die Schulkinder eines entfprechenden 
Schutzes durch das Elternhaus entbehren oder wenn fie außerhalb ber 
Schule befonderen Gefahren außgefegt find, dem Betragen ber finder 
außerhalb der Schule erhöhte Aufmerkfamfeit zumenden. Sie werben mit 
Eifer auf die Gründung von Anftalten zum Schug und zur Beſchäftigung 
der Kinder außerhalb der Schule, insbefondere von Kinderhorten, Be 
Ichäftigungsanftalten, Kinderwärmeftuben und Jugendipielplägen hinwirlen 
und aud) die Gründung von Suppenanftalten, in denen arme und entfernt 
mohnende Schulfinder mittags warme Suppe erhalten, ferner die Ver— 
anftaltung von Weihnachtsbeſcherungen, bei denen arme Schullinder mit 
warmen Kleidern beteilt werden, und die Gründung von Unterftügungs- 
vereinen und Ferienkolonien für arme Schultinder anregen und fördern 

Bon ben Lehrkräften wird erwartet, daß fie für die fegenzreide 
Tätigkeit diefer Vereine und für derartige Veranftaltungen auf jede Weile, 
aud durch Übernahme der Beaufjichtigung ber Kinder eintreten. 

8 214. Wenn jedoch die Eltern oder deren Stellvertreter ihren Ob- 
Tiegenheiten Hinfichtfich des Schulbefuches ihrer Kinder oder Pilegebefohlenen 
troß wiederholter Beftrafung nicht nachlommen oder wenn fie den Unter- 
richt und bie Erziehung eines unter dem Vorwande des häuslichen Unter» 
richtes von ber Schule ferngehaltenen Kindes trog wiederholten Ein 
ſchreitens ber Bezirlsſchulbehörde vernadhläffigen, dann tritt an die Schul- 
behörben bie Notwendigkeit heran, das Pilegihaftsgeriht um Abhilfe zu 
erfuchen. 

Aud) muß das Pilegfhaftsgeriht in Anfpruch genommen werben, 
wenn bie Eltern ober deren Stellvertreter ihre Verpflichtung, die Schule 
bei Erfüllung ihrer Aufgabe zu unterftügen, außer acht lafſen, insbeſondere, 
wenn fi ergeben follte, daß ber Einfluß des Vaters, der Mutter oder des 
Vormundes auf die Schulerziehung hemmend wirft und daß bie Fern— 
haltung des Kindes von bem ſchädlichen Einfluffe des Elternhaufes oder 
der Familie, in der es untergebracht ift, eine notwendige Vorausſetzung 
für die Beſſerung de3 Kindes bildet. 

$ 215. Die Unzeige an das Pflegſchaftsgericht wird ferner fofort zu 
eritatten fein, wenn fi) die Eltern, deren Stellvertreter oder andere in 
Betracht kommende Perſonen oder Körperſchaften ihrer ſonſtigen geſetz⸗ 
lichen Pflichten gegenüber einem Schulkind entſchlagen oder wenn ſie 
ihre Rechte mißbrauhen, wenn jie die Verpflegung und Belleidung des 
Kindes derart vernachläſfigen, daß e3 feiner Schulpflicht nicht nachkommen 
kann, oder wenn fie jih in den im $ 68 ber Schul- und Unterrichtsordnung 
erwähnten Fällen weigern, für die Heilung des Kindes oder für fein Außeres 
ihren Verhältniffen entfprechend .vorzuforgen. 

$ 216. In allen das Fürſorgeweſen oder ben Kinderſchutz betreffenden 
Angelegenheiten haben die Lehrer ihre Wahrnehmungen vor allem in ber 
Lehrerfonferenz zu beiprechen. 

Gewinnt die Lehrertonferenz bie Überzeugung, daß ein Einjchreiten 
geboten ift, jo wird ſich ber Leiter der Schule zuerſt mit ber Ortsſchulbehörde 
ins Einvernehmen fegen. 
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Tritt der erhoffte Erfolg nicht ein ober ift die Angelegenheit dringend, 
fo ift an bie Bezirksſchulbehoͤrde zu berichten und um Abhilfe anzufuchen. 

In äußerft dringenden Fällen, namentlich dann, wenn die Gefund- 
heit des Kindes im Elternhaus oder in der Yamilie, in welcher es unter- 
ebracht ift, in bebrohlicher Weife gefährbet ift, kann der Leiter ber Schule 
% Anzeige auch unmittelbar beim zuftändigen Pflegihaftägericht erftatten; 
nur muß er davon ber Bezirlsſchulbehörde Mitteilung maden. 

8 217. Die Ortsſchulbehörde hat in allen zu ihrer Kenntnis ge- 
langenden Fällen vorerjt die Eltern oder deren Stellvertreter vorzuladen 
und auf fie einzumirfen. Wenn fie fich weigern, ihrer Verpflichtung 
nachzukommen, oder wenn in Fällen, wo bie Eltern ober deren Gtells 
vertreter nicht abhelfen können, auch von den fonjt noch, insbeſondere 
nach dent Heimatgefege Verpflichteten feine Hilfe zu erlangen ift, wird bie 
Ortsſchulbehörde der Bezirtsfchulbehörbe Bericht erftatten und um Ab— 
hilfe anfuchen. 

218. Die Bezirksſchulbehörde hat auf Grund folder Anzeigen 
bie Verhältniffe genau zu prüfen und wird, wenn es notwendig if, 
Verhandiungen mit dem Pflegichaftsgerichte zur. Erzielung zweddienlicher 
Maßregeln einleiten. 

Diefe Mafregeln können insbejondere in ber Einſchränkung ober 
Entziehung ber väterlichen Gewalt oder der Rechte der Mutter, in der 
Beftellung eines andern Wormundes, in ber Unterbringung des Kindes 
in einer andern Familie oder in einer hiezu geeigneten Anftalt oder in 
der Abgabe des Kindes in eine Veſſerungsanſtalt beftehen. 

8 219. Schließlich wird erwartet, daß die Schulleiter und die Lehrer 
den Pilegihaftsgerihten und den öffentlihen und privaten Einrichtungen 
zum Schuße der Kinder, wie ben Waijenräten, Waifenratvereinen, Waijen- 
lomitees und Kinderſchutzvereinen, au in alfen andern das Pilegichajts- 
weſen und die Rinderfürforge betreffenden Angelegenheiten, wenn es ſich 
um ihre Schüler oder Schillerinnen handelt, Hilfreich an die Hand gehen 
und ihnen alle notwendigen Auskünfte bereitmilligit erteilen. 

8 220. Alle näheren Anordnungen über das Zuſammenwirken der 
Schulbehörden und der Lehrer mit den Pflegichaftägerichten auf dem 
Gebiete der Kinderfürforge werben von ber Landesjchulbehörde im Ein- 
vernehmen mit dem Oberlandesgericht3präjibium getroffen. 

Diefe Verordnung des Minifteriums für Kultus und Unterricht bildet 
eine Ergänzung des Kapitels E: Die Voltsfhulgefepgebung (S. 94 
bis 112) in dem Abſchnitte II: Die rechtlichen Grundlagen des Schupes 
ber Jugend gegen Verwahrlofung und der Fürforge für die verwahrlofte 
Jugend. Das oben mwiedergegebene vierte Hauptſtück: Won der Kinder- 
fürforge erfheint als eine Ergänzung des Abſchnittes III: Das Syſtem 
ber Maßnahmen zum Schupe gegen drohende Verwahrlojung und zur 
Belämpfung ber tatjächlihen Verwahrloſung. B. Die Einleitung des 
Pflegſchaftsſchutzes und die Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt (S. 182 
big 202), in3befondere al3 eine Ergänzung ber Unterabteilung 3: Die 
Anzeigepflicht amtlicher Organe, Die Schulauffiht (©. 193). 
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Ur. 56. 


Anhang und Nachtrag zum Kapitel: Die Privatwohltätigkeit 
im Dienfte der Fürforge für die verwahrlofte Jugend, be- 
treffend bie Säuglingsfürforge zu Seite 262. 


Auf dem Gebiete ber Säuglingsfürforge ift auch noch der Beftrebungen 
in jüngfter Zeit zu gebenfen. 

Der Initiative des Profefjors Dr. Th. Eſcherich, Primarius des 
St. Annen » Kinderfpitales in Wien, ift das Bufammentreten eines Ko— 
mitee3 zu verdanken, da3 ſich die Beratung der Mittel zur Förderung 
des GSelbftftillens der Kinder durch die Mütter zur Aufgabe gemacht, 
eine Reihe von zweddienfihen Vorſchlägen erftattet hat. 

Im Zufammenhange hiemit verdient die Tatjache bejondere Erwäh- 
nung, daß ein Teil dieſer Veftrebungen auch bereits praktiſche Berwirk- 
lichung im Wege der Selbithilfe der beteiligten Mütter gefuht und ge 
funden hat. Der Kinderarzt Dr. Siegfried Weiß in Wien hat in Ber- 
bindung mit dem von ihm angeregten Vereine Säuglingsmilchverteilung 
im X. Wiener Gemeindebezirke eine Verficherung der Mütter organifiert, 
welche durch wöchentliche Einzahlungen jhon während ber Schwangerjchait 
dem jungen Sprößling die Brufternährung dadurch möglichft ſichern foll, 
daß die Mutter im Falle der Selbftftillung eine Stillprämie im Betrage 
von 20 bis 25 Kronen erhält. 

In dem vorerwähnten Komitee zur Förderung des Selbftftillens 
wurden aud) vom Standpunkte des Rechtsſchutzes bes Kindes außer dem 
Erfage der völlig unzulänglichen Individualvormundſchaft durch eine | 
berufsamtlic organifierte Vormundſchaft, auch nod bie in Frankreich | 
zu Recht beitehenden Beſtimmungen zum Schuge der Ammentinder der | 
Regierung, beziehungsweiſe der Gejehgebung behufs ähnlicher Anordnungen | 
in Ofterreich empfohlen. | 

Damit würde dem Schugbedürfnis der Ammenkinder, deren traurige 
Lage im Anhang Nr. 1 gejchildert wurde, abgeholfen werben. | 
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Anhang zu: Das Polizeirecht. 

Nr. 27. Wiener faatsrmifenfchaftfüche Studien von Edmund Bernatzik 
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Nr. 30. Die polizeiliche Behandlung ſtraffälliger Kinder. Die Ahndung 
und Vorkehrung durch die Sicherheitsbehörde . - 

u „retitiide Sucntälun eines bon ber ftäbtifchen Sicherhe itsbehörde 

Berzeichniffes jener Inbivibuen im Alter von 
10 Fr tue arg Jahren, welde in ben Jahren 18761886 fid) 
. im Polizeiarreſte befanden. . . 

(Die durch das ftatiftiihe Landesamt in Steiermark im Jahre 1899/1900 
erhobenen Kinder, welche in ihrem bisherigen Leben polizeiliche Ahn- 
bungen, bezw. gerihttiche Ahftrafungen erfahren Haben und Gefährbun; 
des gemeinjamen Schul Aunkerrichtes. Siehe Anhang zu: Die Voltsichul 
geieggebung Nr. 13, ©. 352.) 

Nr. 31. Kinder der Biener Krorofe. .. 

Nr. Die Übertretungen des Weſ vom 24. Mai 1885, R. ©. 8. 

Nr. 89, ala geii ide Titel der Anhaltung in Beflerungsanftalten . 
Nr. 328. Der pflegichaftäbehörblich genehmigte Antrag des geſetzlichen 
Bretter als Zitel der Anhaliung eines Kindes in einer Beſſerungs⸗ 
anjtal 
Anhang zu: Die Cinteitung der pflegſ hafts dehordlichen Sqhnt⸗ und Furſorge⸗ 
mapnapmen gegen die drohende Verwahrloſung. 
Nr. 33. Der Jugendfürjorgeverein in Tirol . 
Nr. 34. Die Vereine „Wiener Waifenräte . 
Fa at Die Vfleglchafischutorganiſationen i im Biener 
jprengel . . 
Nr. 36. Die Gemeindewaifenräte” 
Nr. 37. Note des Oberlandesgerichtspräfiiiums in Wien vom 6. März 
1896, 8. 2221/präs. an den Hederöftsrreichtichen ‚Banbescusichub, 
Betefenb da3 Zufammenwirken von Gerichten und Armenbehörben 
38. Die en ber Landesſchulgeſetze, betreffend bie Bernah- 
aligung des Schulbeſuche 
Nr. 39. Vorſchlag des nnäheifhen vandesausſchuſſes auf Herangiefung 
ber Ortsichuträte zur Beauffiätigung der Pflege und Groiehung armer 
Kinder (fiehe Anhang 
Nr. 40. Erlaß bes — des Innern” vom 20. Juli "1904, 
24.752, betreffend die Unterftägung der Gerichte Bei der — 
dchung bes Kinberichuges . 
Anhang gu: Die Maßnahmen gegen die Verwahtloſung. 
Nr. 41. Note des niederöſterreichiſchen Landesausichu| fies an bie. f. nieder» 
Sferzeiti, Stttitier, betreffend Bis Mängel ber Geſetze vom 
Mai 1i 89 und 90 . 
Anhang Au Die Durchführung der Maßnahmen gegen die Verwahrlofung. 
Nr. 42. Das Verzeichnis der für die Veilerung und Erʒiehuna verwahr⸗ 
Kinder in Betracht kommenden Anſtaͤlten 
Nr. 43. Die Speiſeordnung ber Rorrigendenabteilung einer Landes 
zwangsarbeitsanſtalt und ber Banbesbefferungsanftaften ir in Brunn 
und Eggenburg . 
Nr. u eſuche einzelner "Befferungsanftalten B 
Nr. 44 a. b. Die Korrigendenabteilung der Bwangsarbeitdanftalt i in Veſſen· 











Nr. 44c. Die Korrigendenabteifung ü in Biener-Reudorf i in Niederbſierreich 
Nr. 44d. Die di jangsarbeitd- und Beilerungsanftalten in Oſterreich und 
die Ergebniſſe ihrer Wirhiamfeit im Jahre 1897, von Dr. Johann 
Bindler. — Summarifche Aberſicht der Ergebniffe auß der Abhandlung 
„Die Straffälligkeit wegen Arbeitsiheu“ von Dr. Hugo Hoegel . . 
— : Die Arivatmohftätigteit im Dienfte der Fürſorge für die ver: 
ırlofte Jugend. 
Nr. 45. Die Baifenhäufer, Kinderafgle, Kinderheime und a. m. aus 
" öfterreichs Wohlfahrtseinrichtungen 1848—1898 . 
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Nr. 46. Die Rettungs- und Sefferungsanftalten ans Ofterreichs Wohlfahrts- 
Ar AT. Miiilungen an6 De Beroiönmgstite Bes Su Rerin) 
itteilungen aus bem Berorbnum; min 
betreffend den „Kinberihug“ . B 
Nr. 48. Die Kinderihug- an Wettungsgdeitichaft in Wien 
Mr. FH Kinderſchutzſtationen, charitaliver Lctein für arme Kinder” 


Nr. 50. Der Verein far "Armen und ainderfurſorge in Grag Fun 
Nr. ei; —ã— Verein „Kinderſchußz“ für den Friedläüder Amts- und 
iri 
Nr. 52, het verein zur Förderung bes Kinderfcjupes und der Jugend» 
rote (Re aloggibund) FE —** ide —— 
je zu: Die Einleit er pi rdlichen Schui 
Shrfrgemsbnapmen gegen "Sie ze Rerwahrlofung find Keim 
en Änſchluſſe an bie Gerichtöverfaffung ins Leben gerufenen Drga- 
nilationen aufgenommen, u. zw. Rt. 33 ber Sugenbfürforgeverein in 
Tirol; Nr. 34 die Vereine: „Wiener Waijenräte”; Nr. 35 die 
Waftäkäuporganiftionen im Wiener Oberlandeögerichtsiprengel und 
36 bie „Semeinbewaijenräte*. 
nun m Die Statiftit der Bermaßelofung in Öfterreid. 
Die Statiftif der Bermahriehung und Gefährdung ber Jugend 
en Steiermark. Erhebungen bes ftatiitiichen Landesamtes . 
Mudang 8m: Schlußlapitel: Die Nuhauwendnu— 
Ein Meinungsaustauſch über die orſorgeerziehung Be 
Fa 55. Berorbnung des Minifteriums für Kultus und Unterricht dom 
29. September 1905, womit eine definitive Schul- unb Unterichts- 
ordnung für allgemeine Vollsſchul men — Zrgerſchulen erlaſſen wird. 
Biertes Hauptftüd. Won ber erfürforge . - 
Anhang und Nachtrag zum Kapitel: Er ——æ im Dienfe ver 
Fürforg girlarge für die verwahrloite Jugend. 
Die Säuglingsfürforge . 





Iuhaltöverzeihuid . . . 





5 u En: 8 


476 


479 


Fr 


Bias, Google 


— 46 — 


Nr. 46. Die Rettungs · und Beflerungsanitalı 
einrichtungen 18481898 . . . . 
Nr. 47. itteilungen aus bem Berordnun.: 

betreffend den „Kinberihug“ . . 
Rr. 48. Die Kinderichug- und Rettunn 
Rr. ae „Rinberfhugitationen, charitar:. 

en... 


Nr. 50. Der Verein für Armenpflene > 
Nr. 51. Der Verein „Kinberihun” - 
Gerihtöbegict . .”. . . 
Nr. 52. Beitalogziverein zur Förder: . 
fürforge (Beftalogzibund) . . 
Im Anhange zu: Die Einleitung > 
Fürforgemaßnagmen gegen di, 
en Anſchluſſe an die Ger: - 
nilationen aufgenommen 
— 34 Ki Bereine 
janifationen 
Nr. 36 are 
Anhang zu: Die Statiſtit der \ 
Nr. 53. Die Statiftit der \ 
in Gteiermarl. Erheb 
Anhang zn: Shluptapit 
——— 











ordnung für allgem: 
Biertes Hauptftict 


Inheltöverzeigris . 





Diane, Google 
8 








Diane, Google 
8 


| 





bouee Google 
8 


oc 





— 40 — 


Die Birken in der ſtrafrechtlichen Vehandlung der jugendlichen 
erfonen . . . 
Die Begnadigung jugendlicher Verurteilter 
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Das Verfahren gegen unmünbdige Perfonen . 
Die Mängel ber Strafprogehorbnung, bie Berbeferung des Bedis- 
fegutes jugendlicher Perſonen im Strafverfahren 
Der Strafvollzug art jugendlichen Berfonen . 
Der Strafvollzug an Kindern B 
Der Strafvollzug an Unmündigen . 
a) Der Strafvollzug für begangene objettiv verbrecheriſche dand · 
lungen . . 
8) Die Ahndung der von Unmänbigen benengenen Bergenen md 
Übertretungen . . 
Der Strafvollzug an Mündigen ! F 
Die Reformen im Strafvollzug au Kindern "und Sagenbtihen Bie 
Begnabigung jugendlicher Berurteiltr . - 
Das Polizeirecht J 
Die polizeiliche Betämpfung der Bermahrlofung durch Einleitung der 
Schuß und Strforgema emabnah men . 
Die_Feitftelung der Berwahrlojung burch die Sicher — die 
ſicherheitsbehördliche Iran ra und Vorkehrung im Yalle der Straj« 
fälligeit eines unmündigen 
Die Auffiht der Gehe Über gerichtlich. abgeſirafte Binder 
und jugendliche Perſonen . 

Der Kinderbettel und die Proftitution jugendlicher Ferien B 
a) Die polizeiliche Belämpfung bes Sinderbettel . . Ba 

- 8) Die polizeiliche Behandlung ber Proftitution en. 

Die Anhaltung in einer Veflerungsanitalt 

Die Belämpfung der Verwahrloſung als Serie” mr bie ie Mgemeinheit 
durch die Poligeigewalt des Staates . 

. Die Gejeßgebung, betreffend bie Befferungsanftatten B 

Der et agufand | in ber Zeitperiode vor dem Ziachenten der x Ber 
aflung . 

Die Beitperiode nad dem Juslebentreten der Verfaſſt jun 

Die Igeitung der Verſchließungeſtrafe (8 270 ©t. u in Beflerunge: 
anftalten . 

Die Befferungsanftalt ala Schug gegen drohende Berwahrlofung, - B 

Die rechtlichen Grundlagen für die Anhaltung jugendlicher Berfonen in 
Bellerungsanftalten und die Regelung der Berhältniffe dieſer Anſtalten 


III. Das Syftem der Maßnahmen zum Schutze gem drohende Verwahr⸗ 
Iofung und zur Belämpfung der iatſächlichen 
Pflegſchaftsſchutz und Beflerungsanftalt . B 
A. Die Vorausfegungen des Schutzes und ber Fürforge . 
8) Die drohende Verwahrloſung 
. Die drohende Verwahrloſung tee zeitlicher Verhinderung an 

ber Ausübung ber elterlichen Ge 
. Die gäntie Vernachläſſigung ber Verpflegung "und Erziehung 
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Der Mifbraud) der väterlichen Gewalt und die Bernaätäfigung 
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. Der Mißbrauch ber vormunbjcaftficen Gewalt” und die Ber- 
nachlaſſigung ber vormundſchaftlichen Pflichten . 
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19. September 1905, womit eine definitive Schul- und Unterrichts · 
Ph für allgemeine Voiteſchulen und fir Vargerſchulen erlaf jen 
wird, B 


Anhang zu: „Die Gefegebung, betreffend die Gebarungsüberſchüſſe der 
gemeinfamen Waiſenlafſen. 

Nr. 17. Uni des Abgeorbneten Dr. Reicher und Genofjen im Abge- 
orbnetenhauje bed Aierei khen Reichsrates, enthaltend den Entwurf 
eines Segen 

Nr. 18. Bericht des Mirage dandesausſchuffes betreffend die Auf- 
teilung ber Roften sr verwahrlofte Kinder . 

Nr. 19. Ein Teil der mündlichen Begründung bed Antrages Dr. Reihen 
und Genofjen im Abgeordnetenhaufe bed öſterreichiſchen Reichsrate 
(Beilage Nr. 468, Seifion 1901), betreffend Erhöhung der Branntwein- 
abgabe und Bumenbun, de betreffenden Teiles an bie Länder zur 
Bekämpfung der Truntſucht in ihren Urſachen und Wirkungen 


Anhang zn: „Das Strafrecht“. 


Nr. 20. Mißhandlung des Böglings durch feinen Erzieher. Die korperliche 
achtigung ber Bettnäffer in einer Erziegungsanftalt für verwahrlofte 


Nr. an Sie Verordnung bes Suftigmini teriums vom 25. Rovember 1908, 
betreffend bie Aegnabigung jugendlicher Verurteilter . . - 

Nr. 22. Der Strafvollzug bei ben 1.1. Bezirtägerichten 

Nr. 23. Der Strafvolgug in den Jugenbabteilungen . . 

Nr. 24. Ein Beſuch in der Jugenditrafanitalt in Göllerddorf . 5 

Nr. 25. Die Verordnung des Yuftizminifteriums vom 30. September 
1905, betreffend den Strafvollzug an Unmünbigen und Jugendlichen 
in ben Gefängnifien der Gerictehöte und Beʒirlegerichte und in den 
Strafanftalten.. . 

Nr. 26. Die Statiftif der Straffãlligkeit der Jugendlichen in Öfterreich . 


Anhang zu: Dad Bolizeireht. 

Nr. 27. Wiener ftaatswiffenihaftlihe Studien von Edmund Bernagif 
und Eugen von Philippovic in Wien. Aus 5. Bd. 1. Heft. — Kinder» 
arbeit und gejeglicher Kinderſchutz in Ofterreih von Siegmund Kraus, 

Lehrer am Blindeninftitute „Hohe Warte“ in Wien. ©. 148—156. 
Die Kinder in den Hanbels- und Rerfehrögewerben. 1. Das Gaft- 
und Schanfgewerbe. 2. Tas Sauftergererbe. 3. Hiffsleiftungen ber 
Kinder im Handels- und Dienjtgewerbe 

Nr. 28. Verwendung jugendlicher —— Bericht der 1.1. Gewerbe 
infpeftoren (Gemerbeinfpeftorat, Prag II) 

Nr. 29. Erlah des Miniiteriums des ern vom 8. Jinner 1900, 
34 74, betreffend Unterſtützung ber Gerichte bei Bermirtichung * 

inderſchuhes und Bekämpfung der Verwahrloſung 
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Nr. 30. Die polizeiliche Behandlung ftraffälliger Kinder. Die Ahndung 
und Bortehrung durch die Sicherheitäbehörbe - - .» - . . . - 
Die ftatiftiiche Auszählung eines von der ftäbtifchen Sicherheitäbehörbe 
in Graz angelegten Verzeichniſſes jener Individuen im Alter von 
10 bis imflufive 14 Jahren, welde in ben Jahren 1876—1886 ſich 
. im Bolizeiarrefte befanden. - » >» 2.2 0 nn ne 
(Die durch das ſtatiſtiſche Landesamt in Steiermark im Jahre 1899/1900 
erhobenen Kinder, welche in ihrem biöherigen Leben polizeiliche Ahn- 
dungen, bezw. gerichtliche Abftrafungen erlakren haben und Sefüprbung 
des gemeinjamen Schulunterrichtes. Siehe Anhang zu: Die Volksſchul- 
gejeßgebung Nr. 13, ©. 352.) 

Nr. 31. Kinder der Wiener Rinafirabe 
Nr. 32. Die Übertretungen des eis vom 4. Mai 1885, R. G. 8. 
Nr. 89, als Kiel Titel der Unhaltung in Beſſerungsanſtalten 
Nr. 328. Der — — genehmigte Antrag des geſetzlichen 

—— als Titel ber Anhaltung eines Kindes in einer Beflerungs- 
anſtal Pa ...* 
Anhang zu: Die Einleitung der pflegſchaftsbehördlichen Schut- und Fürſorge⸗ 
maßnahmen gegen die drohende Berwahrlofung. 
Nr. 33. Der Jugendfürforgeverein in Tirol . — 
Nr. 34. Die Vereine „Wiener Waiſenrät eee 
A. ob. Die Pflegſchafisſchußorganiſationen im Wiener Oberlandesgerichts- 
IDrengel > > 2 ———7—. 
Nr. 36. Die Gemeindewailenräte - » 2 2000 ne 
Nr. 37. Note des Oberlandesgerichtspräfibiums in Wien vom 6. März 
1895, 3. 2221/präs. an ben nieberäfterreihiichen Bandesausichuß, 
betreffend das Zufammenwirken von Gerichten und Armenbehörden . 
Nr. 38. Die Beftimmungen ber Landesſchulgeſetze, betreffend die Vernach- 
täffigung des Schulbeiuhes » 2 22 22 mn nn 
Nr. 39. Vorſchlag des mähriſchen Landesausſchuſſes auf Heranziejung 
ber Ortsſchulraͤte zur Beauffichtigung der Pflege und Erziegung armer 
Kinder (fiehe Unhang Nr. 54) . > = 2 2 2 0 02 ee 
Nr. 40. Erlaß des Minifteriumd des Innern vom 20. Juli 1904, 
8. 24.752, betreffend die Unterftügung ber Gerichte bei der Verwirk- 
ůchung des Sinderlduße®  . = = e 
Anhang zu: Die Mafnahmen gegen die —Ee 
Nr. 41. Note des niederöfterreichiichen Landesausſchuſſes an die f. f. nieder» 
öfterreihiiche Statthalterei, betreffend die Mängel der Geſetze vom 
24. Mai 1885, R. G. B. Nr. 9 und |... 2... 00. 
Anhang zu: Die Durch ing der Mafnahmen gegen die VBerwahrlofun; 
Nr. 42. Das Verzeichnis der für die Veilerung und Erziehung — 
loſter Kinder in Betracht kommenden Anftalten . - - . .. . 
Nr. 43. Die Speileordnung der KRorrigendenabteilung einer Landes- 
— und ber Landesbeſſerungsanſialten in Brünn 
u Ienbung > 2 ——5—— 
Nr. 44a. Beſuche einzelner Vefferungsanftalten . . - 34 
Nr. er b. Die Korrigendenabteilung der Zwangsarbeitsanſtalt in Meſſen - 








oh — E 
Nr. 44c. Die Korrigendenabteilung in Wiener-Neuborf in Niederöſterreic 
Nr. 44d. Die Zwangsarbeits- und Beljerungsanftalten in Öfterreich uni 
die Ergebniſſe ihrer Wirkiamfeit im Jahre 1897, von Dr. Johann 
BWindler. — Suinmariſche überficht der Ergebniſſe aus ber Abhandlung 
„Die Straffälligfeit wegen Urbeitsihen“ von Dr. Hugo Hoegel . . 
Mabam u: Die Privatwohltätigkeit im Dienfte der Fürſorge für die ver- 
wahrlofte Jugend. 
Nr. 45. Die Waijenhäufer, Kinderafyle, Kinderheime und a. m. aus 
Oſterreichs Wohlfahrtseinrichtungen 1848-188 . . . .... 
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Nr. 46, Die Bttungd- und BeferungsanflaltenaußOftereida Woßtfahrte- 
einrihtungen 1EAS-1808 ; 


7. Mitteilungen aus dem Berordnungebiatie des Sufigminitertums, “ 


ereflnh den „Rinberichug“ 
Kr. 48. Die Kinderihug- und Rettungsgelelihaft in Wien 
Nr. an „Rinderichugf onen, Haritativer Verein für arme Kinder“ in 
Nr. 60. Der wuein fü, Fine flege un Minberfürforge in Gray . . 
Nr. al: Fr An für den et Amts und 
Nr. er bein verein iu ' Förderung des Kinderſchuhzes und der Jugend» 
jorge (Beitaloggibund) - . 2 2 0200 2 02. 
Im Im Anhenge zu: 2 Einleitung "der pflegſchaftsbehbrblichen Schup- und 
Fürforgemaßnahmen gegen die drohende Verwahrloſung find bie im 
en Anjhluffe an bie Gerihtäverfafiung ind Beben gerufenen Orga- 
nifationen aufgenommen, u. zw. Nr. 33 ber Ju, —— in 
Bere jan 34 Ki ‚ereine: „Biene Meilen, neh bie M- 
af jorganifationen im Wiener Ober! jerichtäfprengel un! 
„Semeindewaijenräte”. Fi u “s 
Anden re eine der Berwaßrlofung in 
un. Die Statiftil der Verwahrlojung und —7 — der Jugend 
in —— Erhebungen bes ſiatiſtiſchen Landesami 


Anhang BE —A Die A 


auun mu» Yabtrap mm Sept: Sie Prmammahtigiet im Diener 
urge flir die berwahrlofte Jugend. 
Ei 56. Die Säuglingsfürſorgee.. * 
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